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&; giebt Beduͤrfniſſe, Die man erſt Tennen lernt, indem fie 
befriedigt werden, fo daß es nun eigentlic) überraſcht, war- 
um nicht früher etwas dafuͤr gefchehen if. Dad gegemwän- 
tige Unternehmen ift nicht ganz in diefem Halle; denn, wenn 
ſchon ed auffält, daß das deutfche Recht fall allein unter 
allen Hauptzweigen der Wiffenfchaft einer Zeitfchrift entbehrt, 
fo ift doch das Beduͤrfniß eines gemeinfamen Organs, welches 
eigens mit dem Rechte deutfchen Urfprungs fich befchäftigte, 
und daß auch kleineren und darum nicht minder verdienftlichen 
Arbeiten Zugang verfchaffte, längft von Allen anerkannt, 
welche entweder im Falle waren, fich in der deutichrechtlichen 
Literatur umzufehen und von dem Mangel an Einheit in 
Ihren Beſtrebungen zu überzeugen, ober welche felbft mit 
einer kleineren "Abhandlung auftreten wollten, wofür nun 
erft ein Verleger zu fuchen, oder doc) zu beforgen war, duß 
fie in der Zluth von literariichen ———— vlergenen 
werde. 


German. Beitfärift, 1889. 18 Heft. ö 1 x 


Schon im Iahr 1823 (in der Vorrede zur Iften Aus- 
‚gabe feiner Grundfäge ded gem. deutſchen Privatrechts) hat 
deshalb Herr Geheimerath Mittermaier in Heidelberg ben 
Entſchluß angekündigt, eine Zeitfchrift für deutfched Recht, 
insbefondere für ungedrudte Quellen deffelben herauszugeben. 
Leider ift jedoch Diefes Vorhaben nicht zur Ausführung ges 
kommen, und auch die von dem Freiheren von Dalwigf im 
Zahr 1825 begonnenen und nad) deffen Tode von Falk fort: 
gefegten und erweiterten Eranien haben fchon im Jahr 1828 
mit dem dritten Hefte, wie es fcheint, aus Mangel an Bei- 
trägen, welche fhon ihr Name vorauöfegte (2oavın), ihr 
Ende erreiht. Seither find in der Zeitfehrift für gefchicht- 
liche Rechtöwiffenfchaft, in dem Heidelberger civiliftifchen Ar: 
iv, in dem rheinischen Mufeum, in Aler. Müllers Archiv 
für die neuefle Gefeßgebung, und mehr noch in den Zeit: 
ſchriften für Particularrechte manche Auffäge über deutfches 
Recht. erfchienen;, allein ſchwer ift e&, auch nur die Ueber: 
fiht über die alfo ‚zerfireuten einzelnen Arbeiten zu gewinnen, 
gefchweige die Sournale von fo verfchiedener Richtung, vode 
che fie enthalten, und zum Theil ſchon wieder zu erfcheinen 
aufgehört haben, ſich fammtlich zu halten. ‚Die von Scholz 
dem Dritten begonnene Zeitfchrift für Landwirthfchaftss 
recht berührt zivar einen praftifch fehr wichtigen Theil des 
deutfchen Rechts, gewährt aber vermöge eben diefer befon- 
deren Richtung in der Hauptfache Feine Befriedigung, 

. Erfcheint nun freilid) das Schickſal des erſten und bis 
jetzt legten Verſuchs einer. germaniftifchen Zeitfchrift nicht eben 
ermuthigend für ein neues ähnliched Beginnen, fo ift doc) dies 
ſes dermaßen Bedürfniß, daß auf deffen Löfung aus jenem 
aͤußerlichen Grunde allein nicht verzichtet werden darf. 

Das Zufammentreffen fo mancher Freunde des deutſchen 
Rechts bei der hundertjährigen Zeier der Göttinger Hoch⸗ 


m 





3 
ſchule im September 1837 hat dem Verfaſſer ‚diefes Veran⸗ 
laflung gegeben, den Plan einer zu gründenden Zeitfchrift 
denfelben vorzulegen, und es ward ihm nicht nur die Genug: 
thuung zu Theil, bei allen. feinen Collegen damit Anklang zu 
finden, fondern auch das Unternehmen felbft in Verbindung 
mit Heren Profeffor Dr. Wilda in Halle wirklich zu grün 
den, welcher die Laft der Herausgabe zur Hälfte uͤbernom⸗ 
men, auch der Zeitfehrift einen Werleger, und, was nicht 
minder wichtig ift, eine Anzahl hochgeſchaͤtzter Mitarbeiter 
aud dem nördlichen Deutfchland zugeführt hat. Auch die ver: 
ehrteften Herren, vorzüglich im Süden des gemeinfamen Ba- 
terlandes, mit welchen der Verfaſſer diefes in Verbindung 
getreten, haben ihm ihre thätige Theilnahme wohlmollend 
zugefagt, und fo Lönnen die Herausgeber, welche ohne fo 
allfeitige Unterftügung wohl nicht den Muth gehabt hätten, 
ein derartiges Unternehmen audzuführen,. an die Spige dei: 
felben eine Reihe wohlbetannter, theurer Namen feßen, wel: 
che für ein gutes Gedeihen Buͤrge feyn werden. 

Uebrigens würde die Redaction in einem ſchlechten Lichte 
erſcheinen, wenn fie, auf den guten Klang einzelner Namen 
bauend, nicht auch ihrer Seits nach Kräften bemüht wäre, 


der Beitfchrift um ihrer felbft vwoillen Achtung und Zutrauen 


zu erwerben,. und fie glaubt in diefer Hinficht klar und offen 
ſowohl über die Zwecke, weldye fie mit dem Unternehmen ver- 
bindet, als auch über die Mittel, welche fie zu deren Aus- 
führung für dienlich erachtet, ſich ausfprechen zu müffen. 
Zweck der Zeitfehrift ift nicht blos, einen Vereini— 
gungspunkt für Unterfuhungen im Gebiete des 
einheimifchen deutſchen Rechts abzugeben, fondern 
auch zur Beförderung eines. nationalen Rechts— 
ſtudiums und damit zur Begründung einer vater- 
ländifhen Rechtswiſſenſchaft mitzuwirken, Die Auf: 
4* 
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gabe, zumal in leterer Beziehung, ift groß: benn fie feßt 
nicht blos voraus, daß das Beduͤrfniß einer Zuruͤckfuͤhrung 
des gefammten Rechts auf eine einheimifche, der Volkseigen⸗ 
thümlichkeit entfprechende Grundlage erkannt, fondern auch 
daß die Vorliebe für das fremde, bis jest vorzugäiweife ge- 
pflegte Recht theilweife zum Opfer gebradyt werde, Sndef: 
fen Hat ein verftändiger Patriotismus bereitd in anderen gei- 
fligen Richtungen (der Wiffenfhaft, der Kunft und des Ge- 
werbfleißes) 'eine ihnen fonft anflebende Neigung zu dem Aus⸗ 
wärtigen und felbft zu dem Klaffifchen des Alterthums, fofern 
fie auf Koften der Nationalität Befriedigug fuchte, theilmeife 
überwunden ; warum follten wir nicht auch in Hinficht auf 
die Rechtswiſſenſchaft mehr und mehr daran denken, anf 
unfrem eigenen Grund und Boden Werkftätten anzulegen, 
und unfte Erzeugniffe ohne fremde Hülfe zuzubereiten. Zwar 
find nicht Alle Freunde des deutfchen Rechts‘, die es zu feyn 
borgeben, und wohl mancher fogenannte Patriot trägt eine 
tüchtige Dofis Franzoſenthum oder Roͤmerthum in fih; al- 
lein die Zeit hat ſchon fo manche feitwärts gehende Richtung 
in dem Ziele aller Gutgefinnten, dem Wohle des gemeinen 
Weſens, geeinigt, daß wir wohl nicht vergeblich hoffen, es 
werde diefem, wenn nur erft dad Beduͤrfniß Elar erkannt ifl, - 
nöd) manches einfeitige Gut geopfert werden. Wie Tann 
man aber Befefligung der deutfchen Volkseinheit erwarten, 
wenn die Semüther in Hauptrichtungen fo fehr getrennt find, 
und. wie mögen diejenigen von einem Deutfchen Staate und 
einer deutfchen Kirche träumen, welche im Herzen felbft den 
fremden Saßungen dermaßen ergeben find, daß das Einbei- 
mifche,. welches man denſelben entgegenzufeßen vermoͤchte, 
ihnen nicht der Mühe werth daͤucht, gekannt zu werden?! 
+ Die Volfseigenthümlichkeit, welche wir als beftehend 
vorausfegen, und von Allen Eräftig und Iebendig erkannt 
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wuͤnſchen, : fest. nicht eine Werachtung: des: Auslänbifchen, 
nicht. eine Entfremdung der Völker oder ein Verkennen ber 
Berdienfle Anderer: voraus. Wir koͤnnen Daher, ohne un- 
ferem Grundfage Eintrag. zu thun, nicht Kos, was bereits 
einheimiſch geworden ift vom fremden Rechte, fortäin als 
dad Unfrige betrachten, fondeen wir werben auch wahrhafte 
Fortfchritte, die wir auswärts gewahr werben, ferner. ung 
geiſtig anzueignen fuchen. Aber wie faun man das: fremde 
Srzeugniß höher achten ald dad eigene, wenn man diefes nicht 
kennt, wie die. fchriftftellerifchen und gefeßgeberifchen Leiftun- 
gen einer laͤngſt verſchwundenen Zeit eines völlig anders ge⸗ 
ſtalteten Volks fort und fort für das Unuͤbertrefflichſte halten, 
waͤhrend Wiſſenſchaft und Geſetzgebung offenbar jetzt viel wei⸗ 
ter geſchritten ſind, und uͤberhaupt keine Zeit, am wenigſten 
eine ſo bewegte, wie die ſeit Aufnahme des roͤmiſchen —— 
verſchwundene, bei Einem Stoffe ſtehen bleibt? 

Kein Volk, ſelbſt nicht das franzoͤſiſche, welches doch 
“an. die roͤmiſche Bildung ſchon frühe feine eigene anknuͤpfte, 
iſt in Geringfchägung feines eigenen Weſens hinfichtlid; des 
Wichtigſten, was einer Nation angehört, ihres Rechte, fa 
weit gegangen, als die deutfche, welche demfelben ihre aoͤffent⸗ 
liche upd mündliche Rechtöpflege und fo manches Andere, was 
den gefunden Sinn und die Mündigfeit des Volks aufrecht 
erhält, bis jegt zum Opfer gebradht hat. Nachdem aber 
Durch die neueren Einrichtungen in den deutfchen Staaten dag 
ffentliche Recht wieder dem Einzelnen im Wolfe näher ger 
bracht ift, darf auch das Hecht der Einzelnen, das Privat: 
xecht, ihnen nicht länger fremd bleiben. Kurz, die Natur 
sined Gemeinweſens, das fich jelber achtet, das Beduͤrfnijß 
der Gegenwart und die Hoffnung auf eine gute Zukunft for- 
dern gleichmäßig die Einbürgerung unfered Mechtö, und, was 
die Wiſſenſchaft Dazu beitrogen kann, fol, in dieſer Zeitſchrift 
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feeimüthig befprochen, und "zugleich der That nach verfucht 
werden. 

Zur Erreihung diefes Endzwecks möchte etwa Folgen- 
des dienen, worin die Herausgeber zugleich die naͤchſte Auf⸗ 
gabe der Zeitſchrift finden: 

Erſtens Aufſuchung der einheimifchen Rechts: 
grundlage, welche weiter geht, al& die Lehr- und Hands 
bücher des bdeutfchen Rechts bis jetzt nachgewiefen haben, und 
vermöge des Standpunkts, worauf fie fich beſchraͤnkten, nach⸗ 
weifen Fonnten. Die Abweichungen von dem fremden Rechte 
find weiter greifend, ald die vom Leben abgeſchiedene Wiflen- 
fchaft vermuthet hat, und nicht blos zufälliger Natur, fons 
dern fie beruhen auf einer juriftiihen Nothwendigkeit, herz 
vorgehend aus eben jener einheimifchen Rechtögrundlage, wels 
che theils ſchon von dem fremden Rechte bei feiner Aufnahme 
angetroffen, theild durch die feitherigen neuen Verhaͤltniſſe 
gefchaffen worden. Die jetzige romaniftifche Schule hat in 
einem richtigen ©efühle den fogenannten usus modernus d. h. 
die Zufäge und Aenderungen ded fpäteren Rechts von ihren 
Unterfuchungen audgefchloffen und auf Darftelung des reinen 
römifchen Rechts bis zum Abjchluffe der Juſtinianiſchen Ges 
feßgebung fich beſchraͤnkt; denn nur in diefer Art gefondert 
kann das römifche Recht in einer Einheit erfannt und darge 
fiellt werden. Dadurch fallen nun aber eben jene Abändes 
tungen, weldye der Gerichtögebraud, und die Reichögefeße am 
fremden Rechte getroffen haben, dem deutfchen Rechte anheim, 
und ed iſt fomit Aufgabe der einheimifchen Rechtölehre, das 
Gemeinfame in unfrem Rechte, auch foweit es fi) aus dem 
fremden herausgebildet hat, aufzufinden und darzuftellen. 
Dieß führt zur 

Zweiten Aufgabe, beftehend in wiffenfhaftlicher 
Begründung des heutigen Rechts in Deutichland 
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überhaupt. Nicht blos die einheimifchen KRechtöverhält« 
niffe bedürfen noch vielfach einer genaueren Begründung, fon: 
dern auch die fogenannten gemifchten Inftitute, und felbft die⸗ 
jenigen Lehren, welche man biöher einzig und allein auf frem« 
des Recht zurückgeführt hat, wie 3. B. die vom Beſitz und 
Eigenthum, laffen fi) von einem einheimifchen, ober doch 
von einem dem fremden und einheimifchen Rechte gemeinfchaft- 
lichen Stanbpunfte auffaflen, wodurch fie als Beſtandtheile 
unfered Volksrechts ericheinen. Man darf nicht fürchten, 
hierdurch Unvereinbared zu verbinden, denn, fo fehr auch das 
biftorifche römifhe und deutſche Recht in ihren Principien 
fi) theilmeife entgegen find, in dem practifden Rechte 
find diefe Widerfprüche auögeglichen. Somit umfaßt die Deuts 
ſche Rechtölehre dad ganze Syftem des geltenden Rechts in 
Deutfchland, und eine forgfältige Erhebung der ihm zu 
Brunde liegenden Säge dürfte zunächft dazu beitragen, das 
allein noch im Privatrechte beftehende Schisma zwilchen dem 
deutfchen Rechte einheimifchen und fremden Urfprungs aufzu- 
heben, wenn. fhon ein methodifcher Unterricht im römifchen 
Rechte als folchem noch lange zu den: Bebürfniflen des aca= 
demifchen Unterrichts gehören wird. Vorausgeſetzt wird 
jeboch bei. dieſer umfaflenderen Rihtung des deutſchrechtlichen 
Studiums 

Drittens eine jedem zu bearbeitenden Stoffe 
angemefjene pragmatifche Methode, und auch hierzu 
fol die Zeitfchrift mitwirken. Die gefchichtliche Behandlung 
reicht nicht hin zur Erkenntniß des beftehenden Rechts; denn 
abgefehen ‚von der Mangelhaftigkeit des biftorifchen Mater 
rials, welche felbft einer befriedigenden Rechtsgeſchichte viel⸗ 
fach im Wege ſteht, iſt es nicht ſowohl Beduͤrfniß der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, das Beſtehende im Verhaͤltniß zur Vergangen⸗ 
heit, ala vielmehr zur Gegenwart. zu erklaͤren; und. nicht 


allein folche Rechtsverhältniffe find zu beurtheilen, welche eine 
Geſchichte haben, fondern auch folche, welche jest erſt aus 
dem Leben hervortreten. Wenn daher die Rechtsdogmatik 
nicht blos dahin zu trachten hat, dieſen oder jenen Stoff zu 
entwickeln, allenfalls um eine gelehrte Liebhaberei damit zu 
befriedigen, ſondern die verſchiedenen Beſtandtheile des poſi⸗ 
tiven Rechts mit gleicher Gruͤndlichkeit fuͤr eine lebendige, na⸗ 
tionale Rechtswiſſenſchaft zu benutzen, fo darf fie nicht blos 
in einfeitiger Richtung ihr Ziel verfolgen, fondeen fie hat je 
nach dem Stoffe, welcher ihr vorliegt, bald den gefchichtlis 
chen, bald den eregetifchen, bald den empirifchen, bald ende 
lich den rationellen Weg einzufchlagen, und fie begeht keinen 
Widerfpruch, indem fie dieß thut, indem ja auch die Quellen 
verfchieden find, aus denen fie fhöpft. 


Sm Einzelnen haben wir uns RER Berhaltunge- 
san ——— A 


| 1) Die Zeitſchrift fol ſich weniger durch eine große Une 

zahl von Auffägen oder durch den Umfang der letzteren aus⸗ 
geichnen, als durch forgfältige Auswahl und Flare Kürze dere 
felben. Namentlich werden Arbeiten über unmittelbar. practi- 
fche Gegenftände ded gemeinen Rechts, insbefondere. Rechts⸗ 
fälle, ohne Eingehung auf unerhebliche Nebenumflände auf 
gewiffe wichtige Rechtsfragen zuruͤckgefuͤhrt (nad) Art der, Xb- 
handlungen von Heife und Cropp) willlommen ſeyn. 
Dod ſind auch gefchichtliche. Unterfuchungen und particular; 
rechtliche Forſchungen, wofern fie für die Wiffenfchaft des ge 
meinen Roechts Ergebniffe liefern,. nicht ausgeſchloſſen. Das 
Hauptgeſetz ber. Redaction aber wird Wiffenfhaftlich- 
Leit ſeyn, da mit ſeichter Popularifitung weder die Wiſſen⸗ 
haft noch das Leben, wofuͤr wir arbeiten, gewinnt. .i 





2) werden fi die Herausgeber zur Pflicht machen, 
von neu- aufgefundenen einheimifchen Rechtödentmälern, fo 
wie von neuen Geſetzen Des deutjchen Bunded und der Bun: 
deöftanten Nachricht zu geben, und, fo weit ed der Raum 
geftattet, erheblichere Urkunden vollitändig mitzutheilen. Auch 
wird 


3) je am Jahresſchluſſe eine Weberficht über die Forte 
fhritte der deutfchen juriflifchen Literatur gegeben werden, 
und fowohl in diefer Beziehung, als in Hinficht auf den 
zweiten Punkt erlauben fid) Die Herausgeber, den verehrten 
Herren Mitarbeitern den Wunſch vorzulegen, fie auf wich: 
tigere Erzeugniffe der Gefeßgebung und Literatur, in den fie 
zunächft umgebenden Kreifen guͤtigſt aufmerffam machen zu 
wollen. 


4) Sn allen diefen Beziehungen ift übrigens‘ der Zeit: 
fchrift in fofern eine Gränze zu fleden, als foldhe eine vor- 
zugsweiſe Richtung auf das Staats - und Privatrecht erhal: 
ten fol. Da nämlic für Kirchenrecht, Strafrecht und Pro⸗ 
ceß bereits hinreichend mit Zeitfchriften geforgt ift, fo koͤnnen 
Abhandlungen aus Diefen Fächern nur in fofern Aufnahme 
finden, als fie für unfern Endzweck, Beförderung einer na- 
tionalen Rechtswiſſenſchaft, unmittelbar Erſprießliches bei⸗ 
tragen. Ebenſo muͤſſen wir auch Aufſaͤtze uͤber roͤmiſches 
Recht als ſolches geradezu ausſchließen. Das Kirchen- 
Staatsrecht dagegen, und ebenſo ſolche privatrechtliche Ge— 
genſtaͤnde, welche eine kirchliche Beziehung! zulaſſen, glauben 
wir dagegen um fo weniger als unſerer Aufgabe fremd an- 
fehen zu dürfen, da die neuefte Zeit mancherlei Fragen diefer 
Urt angeregt hat, welche mit der Frage über den Beltand 
eines deutſchen Rechts in naher Berührung flehen, und von 
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dem parteilofen wiſſenſchaftlichen Standpunkte am beften ihre 
Erledigung erhalten dürften. 


5) Alljaͤhrlich beabfichtigen wir, in möglichft gleichen 
Zrolfchenräumen, vier an Umfang einander nahezu gleichkom⸗ 
mende Hefte erfcheinen zu lafien, welche zufammen etwa 
50 Bogen groß Dctavformat betragen. Zwar hängt in bie: 
fer Beziehung gar Vieles von den Umfländen und von der 
Unterflügung unferer . verehrten Mitarbeiter ab. Indeſſen 
nad) der von den verfchiedenften Seiten gezeigten günftigen 
Aufnahme deö Unternehmens können wir an einem fröhlichen 
Gedeihen defjelben nicht zweifeln. 





Ueber 


Das Daſeyn und die Natur‘ 
Des deut ſchen Nechts. 


Von 


Reyſcher. 


Der Streit uͤber das Vorhandenſeyn und die Beſchaffenheit eines 
gemeinen Rechts in Deutſchland hat bisher hauptſaͤchlich nur auf dem 
Boden des ſ. g. deutſchen Rechts d. h. des einheimiſchen deut— 
ſchen Privatrechts Statt gefunden, hier aber ſeit dem Ende 
des vorigen Jahrhunderts ſich fo geſtellt, daß uͤber das Beduͤrf⸗ 
niß einer Theorie der deutſchen Rechts-Inſtitute zur Ergaͤnzung 
der mangelhaften Landesrechte kein Zweifel mehr iſt. Damit 
ſcheint dann zugleich ausgeſprochen, daß dieſe Theorie, wofern ſie 
exiſtire, nicht blos wiſſenſchaftlichen, ſondern auch prat⸗ 
tif hen Werth habe, da ja gerabe das Beduͤrfniß der Praxis, 
außer dem roͤmiſchen Rechte noch eine gemeine Huͤlfsquelle zu ha: 
ben, auf diefelbe geführt hat. Auch daruͤber, daß die Anwend⸗ 
barkeit des deutſchen Rechts nur eine bedingte (hypothetifche), 
keine unbedingte (abfolute) feyn könne, herrfchen nicht eigents 
lich verfchiedene Anfichten, indem niemand behauptet, daß bie ein: 
zelnen Lehrfäße bes deutſchen Rechts geradezu (in thesi) und 
überall practifch feyen, fondern allenthalben ihre Anwendung von 
der Vorausſetzung (hypothesis) abhängig gemacht wird, daß in 
demjenigen Lande, wofür die gemeine Regel gefucht wird, das 
betreffende Rechtöverhältnig (Inſtitut) der beflimmten Battung 
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nach zu Hauſe ſey, und daß das Recht jenes Landes auch im 
Einzelnen keine entgegenſtehende Regel ausgebildet habe. 

Damit, daß eine gemeine Rechtslehre von gewiſſer Befchaf: 
fenheit als Beduͤrfniß gezeigt wird, iſt nun aber die Eriftenz des 
gemeinen Rechts felbft nicht dargethan, und wenn diefe Eriftenz 
jest auf dad Vorhandenſeyn eines gemeinen deutfchen Gewohn-: 
heitsrechts gegründet wird, welches auf gefhichtlichem 
Moge ‚gefunden werden fol, fo entfleht vor Allem. die Frage: 
läßt fich ein gemeines deutfches Gewohnheitärecht von bem Um: 
fange nachweifen, um daraus eine volfftändige Rechtstheorie zu: 
fammenzufeßen? Allerdings ift die Volks» Gewohnheit Quelle des 
Rechts, oder, wenn man lieber will, Zeugniß für ein im Volke 
lebendes Recht; aber in Abrede muß ich ftellen, nicht blos, daß 
der Beweid eined gemeinen beutfchen Gewohnheitsrechts für Die 
einzelnen Lehrfäge, welche Im deutfchen Mechte vorgetragen wer: 
den, nach den angenommenen Regeln erbracht worden, fondern 
auh, daß blos mit gefchichtlichen Hülfsmitteln diefer Beweis 
jemald vollftandig zu erbringen fey. Reicht nun aber die ges 
ſchichtliche Grundlage für fich allein nicht bin, um darauf 
ein befriedigendes Syſtem des deutfchen Rechts, oder auch nur 
eine f. g. Cinleitungd = Doctrin zu gründen, jo muß man ſich, 
wenn nicht überhaupt Die Eriftenz eined gemeinen Rechts fortan 
aufgegeben werden foll, nad einer anderen Grundlage umfehen, 
welche entweder für fich allein oder doch in ——— mit 
etwas Anderem das Beduͤrfniß ausfuͤllt. 

Wir glauben, daB die rationale: Grundlage biefem Bu 
dürfniſſe⸗ entſpreche, zwar nicht allein, aber in Verbindung mit 
der Empirie und Geſchichte. Die geſchichtliche Anficht iſt 
naͤmlich blos einſeitig, nicht falſch; und wenn dieſelbe die zu ihr 
gehegten Erwartungen bisher nicht befriedigt hat, ſo iſt der Grund 
hievon nicht darin zu ſuchen, daß fie überhaupt verwerflich, ſon 
dern darin, daß die Anhänger berfelben verfchmäht haben, Sub: 
ſidien, welche von den römifchen Suriften, wie von den deutſchen 
Practikern vielfach benußt worden, offen zur Begrimdung allge 
mein anerkannter ober wiflenfhaftlic erweisbarer Saͤtze herbeizu: 
gielen. In diefer Einfeltigfeit aber il eö dahin gefommen, Daß, . 
wir Thihant (eiv. Arthiv Bd. XIV. ©. 148) fagt, eine „unjuri- 
ſtiſche Hoͤlzernheit in Deutfchland jebt immer mehr einreißt, wenn 
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fie auch durch eine gewiſſe Gelehrſamkeit vertufcht wirb”, und 
daß die deutſche Rechtögelehrfamkeit im Wolke felbft weit weniger 
Achtung genießt, ald die minder gelehrte Jurisprudenz in Frank: 
rei und England, deren Haupt Aufgabe nicht in hiſtoriſchen 
Uinterfuchungen beiteht, fondern in unmittelbar practifcher Auffaf: 
fung des Lebens felbft und feiner Bedürfniffe. 

Begreift man freilich unter gemeinem Recht blos diejenigen 
Saͤtze, welche burch die gefeßgebende Bewalt für ganz Deutſch⸗ 
land gefchaffen find, fo muß man auf jede weitere Quelle ver: 
zichten, allein dann haben wir überhaupt fein gemeined Recht, 
weder römifchen noch deutfchen Urfprungs, fondern nur ein Ag: 
gregat von Bundes» und Landesgeſetzen, womit felbit für Bun- 
ded und Landesrecht nicht. hinreichend geforgt if. Aber auch bie 
Hinzuziehung ded Gewohnheitsrechtd und Gerichtsgebrauchs genügt 
nicht, wie wir fo eben bemerkt haben, unb dieß erflärt fich leicht; 
denn, hält es fchon ſchwer, einen gemeinen Landesgebrauch darzu⸗ 
tun, um wie viel fchwerer muß nicht ber Beweis eined gemei⸗ 
nen deutfchen Gebrauchd zu führen feyn, zumal ſeit wir keine 
deutſchen Reichsgerichte mehr haben, deren Praxis für die, Land: 
gerichte normivend werden Eönnte? 

Was hindert und num aber, zu dem Begriffe eines gemei— 
nen Rechts (jus-commune gentium) zurüdzufehren, wie ihn bie 
Römer gekannt und angewandt haben, wenn wir auch genöthigt 
feyn follten, tn anders zu füllen und concreter dadurch zu ma- 
chen, daß wir die wenigen allgemeinen Sabungen, Die wir noch 
haben; und die Refultate früherer gemeinfamer Rechtöbilbung fel: 
nem Aallgemeineren Inhalte beifügen. Ich wenigftens fehe, wie 
kein anderes Mittel der Lebensrettung für ein wiffenfchaftliches 
deutfches Mecht, ſo auch Fein Hinderniß, es zu ergreifen, und, 
was über den hiſtoriſchen Begriff des gemeinen Rechts und bie 
Natur des Rechts überhaupt im Folgenden ausgeführt werden 
wird, feheint mir dieſe -Anficht zu beftätigen, bei welcher allein 
die umfaffendere Begründung eines gemeinen Rechts für Deutfch: 
land möglich iſt. 

Wichtig ſcheint mir naͤmlich die Frage von ber Natur und 
bem legten Grunde des gemeinen Rechts nicht blos für das deut⸗ 
ſche Recht im engeren Sinne, fonbern für das gemeine. beutfche 
Recht iͤberhaupt, ‚mit. Inbegriff des roͤmiſchen; denn niemand 
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kann behaupten, daß alle Lehrſaͤtze der Pandecten gemeinrechtlich 
in Deutſchland ſeyen. Wo iſt nun aber die Grenze des gemeinen 
Rechts auch in dieſer Beziehung, und in wiefern läßt ſich über⸗ 
haupt von einem gemeinen Rechte in Deutfchland reden? 

Damit, daß wir dem römifchen Rechte, wie dem f. g. beut: 
fchen Nechte nur ſubſidiaͤre Anwendbarkeit geben, iſt dieſe 


Frage nicht gelöft, nicht einmal umgangen; denn auch die bedingt 


anwendbare Regel febt einen Grund ihrer Verbindlichkeit voraus, 
die gemeinrechtliche Megel eine gemeinrechtliche Werbindlichkeit. 
Selbft die Frage über bedingte oder unbedbingte Anwend⸗ 
barkeit des gemeinen Rechts ift daher nicht geradezu zu bejahen 
oder zu verneinen, vielmehr zwifchen einem formell und mate: 
riell gemeinen .Rechte zu unterfcheiden, indem ein Theil der ge- 
meinen Rechtsquellen allerdings die Vermuthung der Anwendbar⸗ 
keit fir fich bat, während bei einem anderen, und zwar dem 
größeren Theile, dieß nicht der Fall iſt. Diefe Unterfcheidung ift 
dann auch noch befonderd wichtig für die Methode des deut: 
fhen Rechts, worüber immer noch großer Meinungs : Imielpalt 
herrſcht, eben weil von einer verfchiedenen Anficht über die Na- 
tur bed gemeinen Rechts ausgegangen wird. 

Indem ich im Folgenden eine genaue Prüfung des Dafeyns 
und ber Natur des deutfchen Rechts unternehme, glaubte ich hier: 
nach das ganze practifche gemeine Recht (öffentliches wie Privat: 
recht, römifches und deutfches Recht) in’d Auge faffen zu müflen, 
und ed follte dadurch zugleich einem kuͤnftigen Auflage über die 
wifienfchaftliche , Behandlung dieſes Rechts vorgearbeitet werden, 
worin erſt die Spige der Arbeit und deren practifche Richtung zu 
erkennen feyn dürfte. Das Thema der Arbeit ftellt fi nun aber 
allerdings fo, wie e8 oben bezeichnet worden; benn nicht blos bie 


Natur, fondern auch dad Dafeyn eined gemeinen Rechts iſt 


in Srage, da, je nachdem man die erftere beflimmt, auch dad 
Lebtere zu laͤugnen ift oder doch werthlos wird. 


Dad Dafeyn eined formell (geſetzlich, authentifch) gemei: 
nen Rechts von ähnlichem Umfange, in Deutfchland behaupten zu 
wollen, wie dad oftrömifche Reich in den SJuftinianifchen Rechts: 
büchern eined hatte, Branfreich in ben Napoleonifchen Geſetzbuͤ⸗ 
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ern und deren fpäteren Ergänzungen noch jetzt eines befikt, 
‚ wird wohl Niemanden einfallen. Dazu gelangte das römifche 
Bolt nur, indem die ftädtifche Gefeßgebung allmählig zu einer 
Reichsgeſetzgebung fich erweiterte, einige neuere Staaten aber 
durch f. g. Eodification. Auch das römifche Recht iſt troß 
feiner verbreiteten Aufnahme nicht formell gemeine d. h. all: 
gemeined Recht in Deutfchland geworden, aus dem einfachen 
Grunde, weil es nicht durch die Geſetzgebung, fondern durch bie 
Wiffenfchaft, mit andern Worten, nicht ald Volks⸗ fondern als 
Juriftenrecht Eingang gefunden hat und daher die einheimifchen Bil: 
dungöquellen des Rechts, wenn aud mit Hülfe einer einfeitigen 
Doctrin theilweife beberrfchen, doch nicht zerftören konnte, 

Unter dieſen einheimifchen Quellen befanden ſich ebenfowohl 
allgemeine ald befondere Die lebteren waren vorherr- 
fhend fhon zur Karolinger Beit!); denn, wenn fchon das fraͤn⸗ 
kiſche Rech in einem einzelnen Volksſtamme feinen Urfprung 
nahm, wie das römifche in einer Stadt, fo ift doch das fraͤnki⸗ 
ſche Recht nicht zu einem Reichsrechte geworden, fondern fränkis 
ſches, roͤmiſches, allemanniſches, baierifches, fächlifches Recht 
u. f. w. beftanden paritätifch neben einander, und nur bie f. g. 
capitula generalia waren gemeinfchaftlic), wozu aber bie ver: 
fchiedenen Volksſtaͤmme auf den Reichötagen mitwirkten. Ebenfo 
verhielt eö fich fpäterhin in dem abgefonderten deutſchen Reiche. 
Auch bier war die Selbfigefeßgebung (Willkuͤr) der einzelnen Lan: 
desgemeinden anerkannt ?), und die aͤußerliche Getheiltheit ber 





4) Lex Ripuariorum tit. 31. (83) c. 3. et & „Sicut lex loci 
continet, ubi natus fuerit, sic respondeat.” — Poöta Saxo 
lib. V. v. 543. et 544. (Pertz, Monum. Germ.; Scriptorum 
tom. I. p. 260.) ,„Omnium nationum, quae sub ejus dominatu 
erant, jura, quae scripta non. erant, describere et literis mau- 

. dare fecit,” ®8gl. Einhardi vita Caroli M. c. 29. 

2) Kaif. Urkunde über die Rechte der Landftände von 1231. (Pertz, 
Monum. Germ., Legum tom, II. p. 283.) „ut neque principes ne- 
que alii quilibet constitutiones vel nova jura facere possint, nisi 
meliorum et majorum terre Consensus primitus habeatır.” Al- 

- berici Monachi, Trium Fontium Chronicon (ed. Leibnitz. in.tom. 
il. accessionum historic.) ad a. 1234. „Comes vero, vel alius 
nobilis judicium habens, si non Judicaverit secundum provincia- 
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Rechtsbildung offenbarte ſich mehr und mehr, je weiter das Reich 
ſelbſt auseinander ging. Doch auch die vielen Glieder des deut⸗ 
ſchen Reichs vereinigten fich in einem Haupte, deſſen fie ſich erſt 
entledigten, nachdem ihre Zahl wieder kleiner geworden war: Wie 
die ‚friiheren fränfifhen, fo mußten daher auch die deutſchen 
Heichögefeße das Dafeyn eines formell gemeinen Rechts zum Be 
wußtfeyn bringen, welches abmwechfelnd unter dem Namen; ge 
meines Mecht, Neichörecht, Kaiferrecht, deutfches Recht. in den 
Urkunden und Rechtsbüchern des Mittelalterd angerufen warb ®), 
aber von dem römifchen Nechte nicht blos durch, feine Mangels 
haftigkeit, fondern auch dadurch fich unterfchied, daß ed die bes 
fonderen gefeßlihen Bildungen neben ſi ch, ſogar als Regel, be⸗ 
ſtehen ließ. ®) 





rum consuetndinem, Doming Begi, he dictnzn est, peafum mar- 
cas argenti gomponet.” * 


97 Zwei Kaiſerurk. v. 19. er 21. Nov, 1208. (Wuͤrtt. Weſeihtn 
lung Th. IV ©. 4. und 4) Reichsurtheil v. 1417. (Lünig, 'serp, 
‚fend. 1, p. 179.) Kaif. Urtheilöbrief von 1429. (S entenberg, Samm⸗ 

| lung von ungedr. Schriften, Frankf. 1751. Th. 1. ©. 15.) „Dazu 

getrauet er auch man folt kein Zürftenthumb tailen, wann das 

Kayſerlich vnd geſchrieben Recht verbotten, vnd fonderlich 

Kayſer Carl unſer lieber Herr und Vatter ſeliger Gedechtnuß, das 

in der guͤlden Pullen lauter geſetzt hätte” 2c. Richtſteig Land⸗ 

rechtsbuch 11. Cap. 8. weliches Dann das kayſer recht wil, 

das muͤſſen all land leyden vnd muͤſſen es halten, wann 
der Kayfer iſt vater des reich.” 


2 Schw aͤbiſches Landredht Gap. 408. „Und iſt eyn dorff, darin 
ein richter iſt, was der ſeczt mit der merer menig des Dorf from⸗ 
men. Dad mag der minder tayl der Bauren nit wider reden. Das 
ſelb vecht fol man auch haben in den fleten.” Bgl. ſaͤchſ. Landrecht 
11, 55. II, 33. $. 2, 43. $. 4. und 5. Art. 79. Zobel’fche Ausg 
des Sachfenfp. v. 1535. Addit. de origine juris ad fr. 2. D. de vet. 
jar. enucl. „Das Recht ift dreyerlei. Gottes Recht ift das erfte, 
Marcktrecht ift das ander, Landrecht ift das dritt.” .. Der Grund» 
ſatz: Willkuͤr bricht Stadtrecht, Stadtrecht bricht Landrecht, Lands 
recht bricht gemeines Recht” (Eiſenhart?s Gprichwoͤrter ©.1.), galt 
niemals: unbefchräntt. Saͤchſ. Landr. IH. 79. (Wal Grupen in 
Spangenberg’ö — S. 55.) Reichshofraths⸗Ordnung Fit. 1. 
$. 15, i , 
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Hiedurch iſt jedoch die Annahme eines materiell (inner 
lich) gemeinen Rechts von viel weiterem Umfange nicht ausge: 
ſchloſſen. Da nämlich dad Recht früher weniger ald Product bes 
Gefeßed (Eva, Eä, Eh), denn als Inbegriff allgemeiner, durch 
Bernunft und Sitte gegebener, Wahrheiten gedacht wurde, fo er: 
gab ſich daraus von felbft eine Webereinftimmung deſſelben bei 
allen denjenigen, welche durch gleiche Sitte und Verfaſſung, glei: 
che Sprache und Abftammung zu einem Volke verbunden waren. 
Zwar fehlte es auch innerhalb der einzelnen Volksſtaͤmme und 
Länder nie ganz an Gefeben, und es war den Richtern zur Pflicht 
gemacht: ut secundum scriptam legem juste judicent, non 
secundum arbitrium suum.s) Ebenſo war vorgefchrieben: ubi 
lex erit, praecellere consuetudine(m) et nulla consuetudo 
Superponätur legi®). Allein einmal war die Zahl von Gefegen 
überhaupt nicht fehr groß”), und dann lag das Gefchäft ded Ur: 
theilens nicht den vorfigenden Richtern, von welchen allerdings 
zunächit Geſetzeskunde erwartet wurbe®), fondern den Schöffen, 
beziehungsweife dem Volke felbft ob; und nur, wenn bie Um: 
fiebenden fich eines Urtheild” nicht getrauten, warb folche® von 
rehtöfundigen Schiedörichtern (sagibarones, sapientes, judi- 
ces), fpäter von auswärtigen. Schöffenftühlen gewiefen, ohne 


5) Capit. Aquisgranense de ao. 802. cap. 26. (Pertz legum tom. I. 
p- 94) ®gl. Capit. II. de ao. 823. c. 10. (Pertz I. c. p. 235.) 

6) Cap. francicum de ao. 783. c. 10, bei Pertz 1.c.p. 47. 

7) Chron. Ursperg ad a. 1187. (wo vom Sten Landfrieden Friedrichs 1. 
die Rede if): „quas literas Alamanni usque in praesens Friede⸗ 
brief, i. e. literas pacis vocant nec aliis legibus utuntur, tam- 
quam gens agrestis et indomita.” 

8) Capit. addenda de ao. 803. (?) c. 19. (Pertz l. c. p. 121.) „Ut 
comites et vicarii eorum legem sciant ut ante eos injuste nemi- 

- nem quis judicare possit, vel ipsam legem mutare.” (Daß die 
Comites und Centenarii das Geſetz nicht zu kennen brauchten, läßt 
ſich hienacy nicht mit Grimm, Nechtöalterth. ©. 782. behaupten.) 
Bol. Capit. eccl, de ao. 789. c.. 62. (Pertz 1. c. p- 63.) „Primo 
Judici diligenter discenda est lex a sapientibus populo composita, 
ne per ignorantiam a via veritatis erret.”’ Capit. Aquisgranense 
de ao. 802. 802. cap. 25. (Pertz 1. c. p. 94.) Annales Laures- 
hamenses ad ann..802..(Pertz script. I..p. 38. und 39.) 
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daß eine Aenderung des alſo gefundenen und bezeugten Rechts 
ber Obrigkeit zugeſtanden waͤre )). Ein methodiſches Rechts⸗ 
ſtudium darf nun natuͤrlich bei dieſen Urtheilern nicht vorausge⸗ 
ſetzt werden, ſondern nur bald da bald dort eine vertrautere Be⸗ 
kanntſchaft mit einzelnen gefeslichen Vorſchriften und früheren 


‚Berichts: Vorgängen, unterflüßt allenfalls durch fragmentarifche - 


Aufzeichnungen früherer Schöffen, welche jeder neue fchriftluns 
dige Beſitzer wieder mit feinen Erfahrungen vermehrte, bis fie 
zuletzt jene Geftalt von Rechtöbüchern annahmen, worin wir fie 
jetzt kennen. 

Indeſſen auch biefe- Rechtsbücher, namentlich das ſaͤchſiſche 
und ſchwaͤbiſche Land- und Lehenrecht, ſo ſehr ſie den Character 
der Poſitivitaͤt und Staͤtigkeit für ſich geltend machten, indem 
fie theils auf langes Herkommen 10), theils auf unmittelbare kai⸗ 
ferlihe Sanetion 11) ſich beriefen, waren doch nur eine geringe 





9) L. Salica ed Herold. tit. 57. o. A. Capit. de ao. 813. cap. 10. 
(Pertz’i. o. p. 188.) Bädyf. Sander. II, 22. $. 2. II, 25. $. 1, 
30. 8. 2. Ueber bie Segibarones und Judices ſ. Maurer, Geld, 
des altgerman. Gerichts» Berfahrende ©, 20. I. Grimm, deut⸗ 
fche Rechtöalterthümer ©. 780-784. Savigny a. a. O. ©. 261 
— 265. 


10) Gereimte Vorr. zum fächf. Lande. „Diz recht ne han ich felun 
nicht vnderdacht, 1 haben von aldere an vnſich gebracht Vnſe gute 
vor varen” ⁊xæ. 


11) Merkwürdig ift, daß niehrere Handſchriften des Schwabenſpiegels 
eine Entſtehung des letttern auf dem Hof zu Ruͤrnberg anführen, 
welche fie theil in das Jahr 1288, theils (wohl Durch einen 
Schreibfehler) in das Jahr 1208 fegen. Grupen in Spangens 
bergs Beiträgen zu den teutfchen Rechten des M. X. Halle 1822. 

.&. 84. Auch Berf. Diefes iſt im Beſitze einer Sandfchrift des 
ſchwaͤb. Eehenrechtd aus dem 15. Jahrhundert, an deren Schluß es 

. heißt: „diſſe Tagung und bis rechtt ald hie uor gefchenben if ge» 
ſchach zur Nurenberg in dem gebatten Hoff an dem montag nach 
fontt Martinötag des bufchoffs do man zalt von gottes geburtt thu⸗ 
fent in dem. achteften Jare (7), des erften Jars vnſers riches.” 
Wahrſcheinlich gehören dieſe Handfchriften einer Familie an, und 
die erwähnte Angabe hat wohl Teinen andern Grund, ald jene Er⸗ 
dichtung. von einer Verleihung des fächfifchen Lehenrechto durch K. 
Friedvich IL. Grupen a. a. O. S. 63.): daß naͤmlich vom Kais 
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Nachhuͤlfe fur die Gerichte und allem Anfcheine nach auch fo we: 
nig verbreitet, baß weit nicht die meiften Berichte fi) darnach 
richteten. 72) Daher gewährt es gewiß ein richtiges Bild von 
dem Mechtözuftande Deutfchlands vor Verbreitung des römischen 
Rechts, wenn Nauclerus (Chronicon tom. II, gen. 43. p. 33@.) 
als Beitgenoffe aud dem Ende des Löten ober Anfang bed 
46ten Jahrhunderts berichter: 


In communi — — justitia per totam Sueviam ad- 
ministratur ab illiteratis, laici enim imperatorum le- 
gibus non utuntur — — sententiam dicunt, non ut 
leges censent quarum nullam notitiam habent, sed 
prout ratio et consuetudo judiciorum dictat1#). 


Daß ungeachtet diefer Außerlichen Unbeflimmtheit dennoch 
ein in den Grundzuͤgen uͤbereinſtimmendes Recht in Deutichland 
gebildet und gepflegt wurde, dafuͤr haben wir bereit oben einen 
Erklaͤrungsgrund angegeben, welcher durch dad Zeugniß Naus 
cler's nur beflätigt wird. Wenn nämlich Vernunft (ratio) und 


fer einzelne Sagungen oder Urtheile audgingen, welche dem Inhalt 
des Rechtsbuchs beſtaͤtigten oder erlaͤuterten. 


12) Wenn ſchon einer Seits die von St. Chr. Harpprecht speculi 
‚suevici non usus modernus (Kiel 1723) beigebrachten Beweife uns 
mittelbar nur darthun, daß der Schwabenfpiegel nach Aufnahme des 
roͤmiſchen Rechts bald wieder vergeſſen geweien, fo hat doch anderer 
Seits Nic. Hier. Bundling in feiner Widerlegung des Hary, 
precht ſchen Tractats Cconsilia et responsa Th. II. ©. 39.) eben 
fo wenig, ald Sentenberg, Gedanken von dem jederzeit lebhaften 
Gebrauch des deutfchen Rechts Gap. 1. $. 19 u. f. den allgemeinen 
Gebrauch des Rechts buchs, namentlich bei den niedern Gerichten, 
dargethan. Mehr unmittelbare Anwendung fund der SGachſen⸗ 
ſpiegel (Der loff, Grundzuͤge des beutfchen. Privatrechts ©. %7.). 


13) Urk. v. 1036 (nach Falke cit. bei Wigand, die Dienſte ©. 15): 
item litonum justicia, prout exigit utilitas et necessitas. 
Petrus de Andlo (aus der Zeit Friedrichs IL) De imp. Kom, 
Germ. Lib. Il. c. 16. p. 130. „Quid dicam de legum aequissima- 
rum jurisque scripti observatione, quae fere nulla est, sed jure 
incerto vivitur et in multitudine illiterata; quod unicuique sui ar- 
bitril discretione visum est, id in Junicth vim legum obtinere vo- 
Iunt. ” 


2* 
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Sitte (consuetudo) die Quellen waren, woher die Schöffen 
ihre rechtlichen Entfcheidungen nahmen, fo mußten auch bie 
Nechtöbücher, fofern fie vorzugsweiſe die Schöffenfprüche zur 
Grundlage hatten, bei aller Verfchiedenheit im Einzelnen doch in 
demfelben Maaße. unter fich üubereinfommen, in welchem Sitte 
und Denfweife der verfchiedenen Beſtandtheile der Nation zu: 
fammentrafen. Freilih, wenn man annehmen koͤnnte, dad eine 
ober das andere Nechtöbuch, 3. B. der Sachfenfpiegel, habe Form 
und Inhalt für alle übrigen Rechtöbücher abgegeben, fo läge ein, 
wenn auch unvollftändiges Bild des gemeinen Rechts im Mit: 
telalter fehr nahe; allein diefes laßt ſich von Feiner der einheimi- 
[hen Rechtsaufzeichnungen nachweifen!2), die ganze Verwandt⸗ 
ſchaft derfelben, worauf bis jegt das Dafeyn eines gemeinen 
deutfchen Rechts vorzugsweife geflüßt worden, beſchraͤnkt fich 
vielmehr theil3 auf die materielle Nechtdeinheit, welche von An- 
fang an da war, theild auf einzelne, freilich mitunter wörtliche, 
Nachahmungen, welche auch in den fpäteren gefeglichen Land: 
und Stadtrechten wieberfehrten und abermald nur unter Bor: 
ausfeßung jener inneren Einheit ohne Nachtheil Statt finden 
fonnten. 

Was übrigens diefer materiellen Verwandtſchaft als äußerer 
Stuͤtzpunkt dienen mochte, war, abgefehen von der nicht fehr 
weit gehenden Wirkfamkeit der Meichögefeßgebung, die Richter: 
gewalt des deutfchen Kaiferd, Nach dem Grundfage; der Kb: 
nig ift gemeiner Richter überall 1°), war der Kaifer nicht 
blos die Duelle aller Gerichtsbarkeit im Neiche, fondern er felbft 
fonnte auh zum Richter gekiefet werden über Eigen und Lehen 
und über jedwelchen Mannes Keib16); und, wohin er fam, war 
ihm dad Gericht ledig 17). Zwar vermochte der Kaifer fo wenig 
wie ein anderer Richter nach einfeitiger Willkuͤr zu richten, fon- 
bern nur nah dem Recht, und zwar über die Perfonen des 


14) ©. über den Stand den Meinungen meine Rec. in Richters 
krit. Beitfchr. für deutfche Rechtswiſſ. Bd. I. 

#5) Saͤchſ. Landrecht III. 26. $. 1. | 

16) Saͤchſ. Landr. 1. 58. $. 2. II. 60. $. 2. 

17) Dof. III. 43. $. A. und 5. 
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Reichs je nad) des Mannes Hecht (statuta personalia), über 
Eigen nad dem Rechte des Landes, wo dad Gut gelegen (sta- 
tuta realia); aber, wer den Zufammenhang der Rechtöbilbung 
und Nechtöpflege im Mittelalter berudfichtigt, kann nicht unge: 
wiß feyn, daß bei den Faiferlichen Gerichten ebenfo, wie bei den 
Land» Stadt: und Dorfgerichten aus ben gefaͤllten Urtheilen all: 
mählig fefte Rechtsſaͤtze fich bildeten, welche in der Eigenfchaft ei: 
nes gemeinen ober Kaiſerrechts ebenfowohl fubfidiäre Wirkſamkeit 
erlangten, wie die geſchriebenen Reichsgeſetze. 


Ward alſo in einem einzelnen Falle kein beſonderes Recht 
bezeugt, fo entſchied bei ‚ben Reichsgerichten, wie bei den Landes⸗ 
gerichten dad gemeine Necht, hergeholt theild aus den Reichs: 
gefeßen, welche jedoch nur in ben feltenftien Fällen eine Entſchei⸗ 
dung abgaben, theild aus der gemeinen Gewohnheit, theil® end: 
lich aus eben jenem natürlichen Rechtsgefuͤhle, welches neben den 
Gefegen immer ald Rechtöquelle anerfannt war 18), und welchem 
auch die Gefege nicht widerfprechen- follten 10). 


Auch die Aufnahme der. römifchen Nechtöbücher und ber 
bürgerlichen Beflimmungen ded canonifchen Rechte warb bios 
durch jene Anfiht vom Rechte moͤglich gemacht, wonach es, 
falls nicht die Entfcheidung duch „Willkuͤr“ gebunden war, 
blod darauf ankam, das vernünftigfte, billigfte Urtheil zu finden, 
‚welches aber allenthalben hergeholt werden fonnte. Oder wäre wohl 

jene Aufnahme gedenkbar gewefen, wenn fchon die heutige Meinung 
ſich geltend gemacht hätte, daß alle Verhältniffe, felbft die Pri« 
vatverhältniffe, von oben geordnet werden müflen, oder wenn 
auch nur eine Ahnung von dem Bebürfniffe obgemwaltet hätte, 





18) Capit. Il. de ao. 823. cap. 10. (Pertz legum I. p. 235.) „si- 
cut lex et rectitudo continet.” : 


49) Chlotarii II. Edictum ai. 614. .princ. (Pertz I. p. 14.) „non 
duhiam est, si quae in regno nostro bene acta, statuta atque 
decreta sunt, invielabiliter — — studuimus custodire, et quae 
contra rationis ordinem acta vel ordinata sunt, ne inan- 
tea, quod advertat divinitas, contingant, disposuimus” etc. 
Reichsabſchied v. 1442. 8. 1. „gu gleichen billigen landtloͤffigen 
Rechten.“ 
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den Richter bei Beurtheilung zweifelhafter Fragen von dem 
Buchſtaben eigentlicher Geſetze abhaͤngig zu machen? 
Gewiß nicht! Wohl aber ſprach ſich in jener Aufnahme wieder 
der Gedanke eines materiell gemeinen Rechtes aus, indem, unge⸗ 
achtet des! Mangels aller Authenticitaͤt, die roͤmiſchen Rechtsbuͤcher 
von den Gerichten beachtet wurden, und zwar darüm beachtet 
wurben, weil fie das vernünftigfte und billigfte Recht nad dem 
Zeugniſſe der Suriften bereits enthielten. 


So kann alſo der Begriff eines gemeinen Rechts nicht 
erſt Product der Wiſſenſchaft ſeyn; vielmehr knuͤpfte fich, die 
Wiffenfchaft des gemeinen Rechts an die bereitd vorgelegene An: 
fiht, daß das Recht, feinen legten Grund in der gemeinen Ver: 

nunft und Billigkeit, feinen natürlichen Beſchuͤtzer und Voll 
ſtrecker aber in dem chriftlichen Kaifer habe20), Außer dem in- 
‚neren Werthe des römifchen Rechts ald eines gefchriebenen Ber: 
nunftrechtd wurde zwar von den Freunden deſſelben auch noch 
der äußere Grund für feine Verbindlichkeit geltend gemacht‘, daß 
ed ein Erbftüc der römifchen Kaifer fey; allein mit dieſer Fünft: 
lichen Idee, welche übrigend abermals ein gemeined Recht vor: 
ausfest, hätte fi dad Wolf nicht begnügt, wäre es nicht durch 
die bisherige Anficht vom Rechte und fo Manches, wad damit 
zufammenhing, namentlid die Rechtöbelehrungen auswärtiger Ge 
richte, den Gebrauch von Nechtöbüchern daran gewöhnt gewefen, 
- fi dad Recht nicht blos aus eigentlichen Geſeten, ſondern auch 
aus drittem Munde weiſen zu laſſen. 


Indeſſen zeigte num eben der Gebrauch der roͤmiſchen Rechts. 
bücher in den Gerichten, daß dasjenige, was man biöher für ver- 
nünftig und billig gehalten hatte, in vielen wefentlichen Bezie— 
hungen verfchieden war von der‘ ratio scripta des roͤmiſchen 
Rechts; denn nicht blos die fremde Sprache und der Mangel an 
Einheit und Ordnung in den Juſtinianiſchen Rechtöbüchern, wel: 
che durch deutfche Bearbeitungen leicht hätten gehoben werden 
Fönrien, fondern auch der Inhalt derfelben war es, -welcher der 


. \ 
— — ——— —— 


20) Kaiſerr. Th. 1V. Kap. 8. „Der menſche iſt dez riches, vnn der 
keyſer iſt fin fchirmer.” 
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beutfchen Volksanficht und den bieherigen Gewohnheiten vielfach 
widerfprach 2). Zwar tritt auch in dem römifchen Rechte das 
rationelle Princip unter verſchiedenen Bezeichnungen (aequitas, 
naturalis ratio, ‚maturalis lex, jus naturale, jus gentium) 
deutlich hervor; die Rechtswiſſenſchaft felbft, als eine ars banı 
et aequi, justi atque injusti scientia2%) wird darauf zuruͤckge⸗ 
führt und behauptet, daß dad jus civile aus dem jus naturale 
et gentium großentheils hervorgegangen??),. Aber es wird auch 
anerkannt, daß das pofitive Recht Feineswegs bei dem idealen 
Rechte ftehen geblieben fey: „nam usu exigente et humanis 
necessitatibus, gentes humanae quaedam sibi constitue- 
runt”22), Selbſt Widerfprüche zwifchen dem urfprünglichen und 
dem hiſtoriſchen Rechte werden gezeigt, und gerade das Beifpiel, 
welches hierbei gewählt wird 25), lehrt, welche verfchiedene We: 
ſchraͤnkungen erftered unter Außerlich ähnlichen Einflüffen bei ver: 
fchiedenen Völkern erleiden mag. 


— 





21) Beſchwerden der bairiſchen Ritterſchaft v. 1499. (Scheid, 
bihl. hist. Goetting. p. 281.) „Illi enim juris romani professores 
nostrum morem ignorant, nec etiam, si sciant, illis nostris con- 
suetudinibus quicguam tribuere volunt.” Vgl. Rudhart, Gef. 
der Landftände in Baiern I. ©. 153. fe Kaif. Erläut. des Tuͤ⸗ 
binger Vertrags v. I. 1520. (Wuürtt. Gef. Slg. II. S. 63.) 
„sum Bwelfften ift die Practice vnnd befwerd Der gelerten, an den 

nidern gerichten allenthalben yngebrochen, Alfo da8 die armen leut, 
an irn alten breuchen Löblichen herfommen vnnd gewohnheiten ges 
tert, vnnd zum offtermal durch vnnutz Appelationes vnnd — 
gungen in vill pumoͤttich koſten vnd ſchaden gefuͤrt werben ” 
Vgl. mein wuͤrttemberg. Privatrecht J. $. 24—27. Weber dee 
der Stadt Ebel: Schreiben des Raths daſ. an das Roichſs⸗Kam⸗ 
mergericht von 1555. bei Dreyer, Einl. in die Luͤbeckiſchen Ver⸗ 
ordnungen ©. 310. Uebereinſtimmend mit allen dieſen Klagen laus 
tet auch ſchon der Entwurf zu einer Laiferlichen Reformation v. J. 
1441. Art. 5. bei Goldaſt, Reichöfagungen Ih. I. &. 166. 


22) D. 1.1. fr. 1.10. 11. Inst. I. 1. 8. 1. und 3. 

23) D. 1. c. fr. 6. 9. XLI. 1. $. 1. Inst. I. 2. 8. 1. und 2. 
24) Inst. 1.2. 8. 2. ®gl. D. L. 17. fr. 32. 

25) Inst... 1. 2. $. 2. 


- 
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Es wird nämlich davon ausgegangen, daß alle Menſchen 
nach dem Naturrechte frei geboren feyen; aber. Kriege feyen ent: 
ftanden und in deren Folge Sefangenfhaft und Sclaves 
rei. Denfelben Ausgangspunkt findet man auch bei Erklaͤrung 
der Leibeigenſchaft in deutſchen Rechtsbuͤchern, z. B. ſaͤchſ. Land⸗ 
recht B. IUI. Art. 42. 8. 8. 


„An minen ſinnen kan ik is nicht upgenemen na der 
warheit, dat ieman des anderen ſole ſin ok an hebbe wies 
nen orfünde.” 


Und 8. 6. dafelbft wird gefchloffen: 


„Na rechter warheit fo heuet egenfcap begin von ge⸗ 
drange onde von vengniffe vnde von vnrechter walt, 
die man von aldere in onrechte wonheit getogen heuet, 
unde nv vore recht hebben wel” 25b), 


So wird alfo richtig ald Folge von nahezu gleichen Urfachen 
die Unfreiheit bei den Deutfhen, wie bei den Römern ers 
flärt; aber, während fie bei dieſen in völliger Knechtſchaft be; 
ſtand, nahm fie bei jenen das mildere Weſen der Keibeigenfchaft 
an: Waren e8 auch nicht gerade Gefehe, fo war ed doch bie 
nicht minder einflußreiche Macht der Sitte, wodurch Diefe und 
ähnliche Abweichungen eingeführt wurden, und wodurch das deut: 
fhe Recht gleich dem römifchen ein BBaamge, noch jeßt er: 

kennbares, Gepräge erhielt. 


Sollten nun aber etwa zu Folge der Fortfchritte bed ge: 
fohichtlihen Rechts Vernunft und Sitte (ratio et consue- 
tudo) ald Quellen des Rechts entbehrlich geworden feyn? 


| Erwägt man den Zuftand des roͤmiſchen Rechts zur Zeit 
Suftiniand, von welchen diefer felbit fagt: „ita esse confusum 
(legum tramitem), ut in infinitum extendatur, et nullius 
humanae naturae capacitate_ “concludatur28), fo mödte man 
allerdings vermuthen, daß möge des großen Umfangs des jus 
civile ein Zuruͤckgreifen auf das jus gentium fehon damals nicht 


255) Vgl. Schwäb. Landrecht Kap. 54. S. 36. K. 64. 8. 3. 
26) Praef. I. de conc. Digest. $. 1. 
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mehr erforderlich geweſen fey, indem nicht leicht ein Fall vorge: 
kommen feyn möchte, wofür nicht entweber aud bem eigentlichen 
Bolfzrecht (jus civile) oder au8 dem Aemterrecht (jus hono- 
rarium) oder aus dem Suriftenreht (responsa et opiniones 
prudentium) wenigftend eine analoge Entfcheidung entnommen 
werden Eönne Allein nichts deſto weniger finden wir noch in 
den Zuftinianifchen Rechtsbuͤchern, und zunächft in den Inſtitu⸗ 
tionen den Einfluß ber naturalis ratio auf bie Rechtsbildung fo 
wie ben practifchen Werth des jus gentium anerfannt?”). In 
der befannten const. 8. C. IH. 1. wird fogar das natürliche 
- Rechts: und Billigkeitögefühl über das ſtrenge Recht geftellt: 


Placuit in omnibus rebus praecıpuam esse justitiae 
aequitatisgue, quam stricti juris rationem 28), 


Kann dieß nun freilich nicht fo viel heißen, daß das fubjective 
Gefühl dem objectiven Gefege vorzuziehen fey 29); denn der 
Kichter fteht vor Allem nicht über, fondern unter dem Ges 
fege, d. b. er darf dad Geſetz nicht ald Nicht = Gefeß betrachten, 
fo gebt gleichwohl daraus hervor, was auch von den römifchen 
Suriften vielfach anerkannt ift, daß nicht blos bei Auslegung 
der Geſetze ftetd die Billigfeit zu beachten und insbeſondere fol: 
chen gefeglichen Beftimmungen, welche gegen die gemeine Rechts: 
anficht verftoßen, Feine über ihren Buchftaben hinaus gehende 
Anwendung zu geben ſeyso), fondern daß auh zur Ergäns 
zung des gefeglichen Rechts eben diefe gemeine Rechtsanſicht beis 
gezogen werben dürfe, wenn fie gleich auf Feinen pofitiven Grün: 


27) Inst. I. 2. S. ‚3, 2 


28) Die verfchiedenen Auslegungen f. bei Gluͤck, Erlaͤut. der Pand. 
Th. J. $. 26. ©. A. Albrecht, die Stellung der römifcyen aequi- 
tas. Dresden und Reipzig 1834. ©. 38. 


29) Bol. C. G. O. v. 1555. Thl. I. it. 33. Welker, Encyclopaͤ⸗ 
die S. 630. Note 494. 


30) D. 1. 3. fr. 14—16. L. 17. fr. 56. 90. 141. 155. $. 2. fr. 200. 
Selbft die Gewohnheit kann in diefem Falle nichts ändern. D. 1. 3. 
fr. 39. %,Quod non ratione introductum, sed errore primum, 
deinde consuetudine obtentum est, in aliis similibus non obtinet.” 
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den, ſondern auf den allgemeinen Grundſaͤtzen der Gerechtigkeit 
und Billigkeit (justitiae aequitatisque) beruhen. 


Unfer heutiger Rechtszuſtand bietet Fein erfreulichered Bild 
bar, als das von Juſtinian gezeichnete feiner Zeit, zumal da wir 
. außer der vömifchen Nechtömaffe noch die germanifche, und 'in 
biefer nicht blos die gemeinen, fondern auch die particulären For⸗ 
mationen zu berücfichtigen haben. Allein ungeachtet der faft uns 
tberfehbaren Menge biftorifchen Materiald, welche längft das Be 
dürfniß der Theilung der Arbeit herbeigeführt hat, und welche 
volftändig zu umfaflen eine reine Unmöglichkeit ift, reichen doch 
die: vorhandenen Gefege nicht nur nicht in allen, ſondern fogar 
nur in den feltenflen Fällen zur Entfcheidung aus, fo daß man 
meift genöthigt ift, entweder mittelft der f. g. Analogie die Lüde 
der Gefeße auszufüllen d. h. von einer gegebenen Beftimmung 
auf eine nicht gegebene zu fchließen, oder unmittelbar mit allge 
meinen Rechts- und Biligkeitögründen die Entfcheibung zu be: 
. gründen. 


Schon das Bedurfniß treibt alſo dazu, außer dem geſchrie⸗ 
benen Rechte auch ungeſchriebene Normen und unter dieſen nicht 
etwa blos erweisliche Gewohnheiten, ſondern auch allgemeine 
Rechtswahrheiten zu ſtatuiren, deren Anwendung auf die einzel: 
nen Fälle zwar eine fchwierige, darum aber um fo würdigere 
Aufgabe ded Nichteramtd if. Auch haben viele ausgezeichnete 
Mechtölehrer bis auf die neuere Zeit dad Dafeyn folcher allgemei- 
ner Principien und die Nuͤtzlichkeit, ja Nothwendigkeit einer dar: 
auf gebauten eigenen Theorie anerkannt). Ebenfo wird in ben 


31) Sehr ſtark drückt fich hierüber aus: Joh. Heumann, Exercit. 
juris univ. praec. Germanici. Altorf 1749. (de iuris Germ. studio 
utiliter persegnendo) p. X. „Bestat denique fons totius hominum 
generis communis; lex ista, quam ratio, divini Numinis interpres, 
mundi domina, promulgat omnibus. Tam luculenta, tam ampla, 
tam firma, tam aeterna illius esse jussa 'constat, ut truncam ac 
stipitem eum esse oporteat, qui vim eorumdem ac evidentiam non 
sentiat.” P. 3. U. Feuerbach, über Philofophie und Empirie in 
ihrem Berhältniffe zur pofitiven Rechtöwiffenfchaft. Landshut 1804. 
= 49 ff. Bol. C. A. Albrecht, die Stellung dewröm. a 

.42 f. 
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vaterlaͤndiſchen Gefegen auf jene allgemeine Quelle unter dem 
Ramen natürliches Recht, Biltigkeit, gute Sitten vielfach hin⸗ 
gewiefen 22), | 

Indeſſen ift in Folge neuerer Worftellungen vom Staat und 
von ber Unbefchränftheit der Staatögewalt bei Vielen eine An: 
ſicht vom Rechte entftanden, welche der bisher entwickelten we⸗ 
fentlich entgegen if. Darnach wird das Recht von ber geſetzge⸗ 
benden Gewält mit freier. Willkuͤr hervorgebracht, und es liegt 
nicht nur in der Aufgabe diefer, Gewalt, alle Berhältniffe im’ 
Staate nach befter Weberzeugung und ohne Ruͤckſicht auf das 
Bisherige zu ordnen und zu beflimmen, fondern es erfcheint auch 
nur dasjenige ald Recht, was durch ausdruͤckliche oder ftillfchwei- 
gende Anerkennung diefer Gewalt dazu erhoben iſt. Diefe An- 
fiht hatte vor nicht langer Zeit ein aufrichtiges Drgan gefunden 
an Gönner), der felbft für ihre Durchführung in Baiern, 


32) 8. B. in der württ. Hofger. Ordnung v. 1587 u. 1654. Ih. I. 
Tit. 24. 8.9. „Doc daß ſolche Statuta, Gewohnheiten vnd alt her- 
tommen, nicht wider Göttliche oder natürliche Recht, gute Sitten, 
gemeinen Nugen — — nit. Brfach geben zc. (Wuͤrtt. Geſetz⸗Slg. V. 
©. 533.) Oeſtreichiſches buͤrgerl. Geſetzbuch 8. 5. Auch von der 
Redaction code civile wurde die loi naturelle als Ergaͤnzungs⸗ 
quelle Angenommen; und wenn Savigny Cüber den Beruf ꝛc. 
©. 776.) hierüber .fpottend bemerkt: „ich wünfchte wohl gegenwärtig 
uf feyn, wenn ein franzöfifches Gericht nach dem Naturrechte ent 
Cheidet, ob eine Ehe wegen unvolllommener Zoum der Trauung us 
gültig ift”, fo beweift er zuviel, da auch nach den roͤmiſchen Rechtös 
buͤchern diefe Frage nicht entfchieden werden Eann. Uebrigens hat 
noch niemand behauptet, daß das Naturrecht ed mit politiven For- 
men zu thun habe. Welchen Einfluß aber die „principes generaux” 
und darunter auch naturrechtliche Anfichten auf die franzofifche juris- 
prudence äußern, davon liefen ſich taufend Beifpiele anführen (f. 
3.8. Gazette des tribunaux’v. 24. Nov. 1828. le Droit, journ. des . 
trib. 1831. nr. 36), und wir Eönnen um fo ehe£ annehmen, daß die 
. felbe nicht darunter leide, als v. Savigny felbft in der Vorrede zur 
2. Ausg. der angef. Schrift S. VI. die Tüchtigkeit der practifch ju⸗ 
riftifchen Literatur in Frankreich ruͤhmt und anerkennt, daß fie ders 
felben Literatur in Deutfchland in gründlicher, fcharflinniger und ges 
fhmadvoller Behandlung der Rechtsfaͤlle bei Weitem voranftehe. 

83) Archiv Fuͤr die Gefeggebung und Reform des juriflifchen Studiums. 

Landshut 1808 m. f. befonders die Ankündigung ; en. Bd. 1. Nr. 1. 
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wiewohl nicht mit großem Erfolge thaͤtig geweſen; und noch 
jetzt iſt ſie das Programm vieler für die Geſetzgebung wirkenden 
Staatsmaͤnner und Staͤndemitglieder. 

Savigny hat derſelben, nachdem ſie ſonſt die philoſo⸗ 
phiſche geheißen, den Beinamen der ungeſchichtlichen gegeben 
und allerdings kommen die meiſten Anhaͤnger derſelben darin uͤber⸗ 
ein, daß ſie ſich nach hiſtoriſchen Grundlagen, zumal im Geſetz⸗ 
gebungsweſen, eben nicht aͤngſtlich umſahen. Allein man wuͤrde 
dieſen, zum Theil hochgeſtellten und hochachtbaren Maͤnnern Un⸗ 
recht thun, wollte man ihr Beſtreben blos von dieſer negativen 
Seite praͤdiciren. Genauer betrachtet, treten naͤmlich in der ſo⸗ 
genannten ungeſchichtlichen Schule zwei poſitive Beſtrebungen her⸗ 
vor: eine idealiſtiſche und eine mechaniſche. Jene hofft 
die durch die Wiſſenſchaft zu Tag gefoͤrderten Ideen von Staat 
und Ordnung, die freilich haͤufig mehr einer ſubjectiven Geſetz⸗ 
gebungs-Politik, als dem abſoluten Vernunftrechte angehoͤren, 
mittelſt der Geſetzgebung und einer ihr ſtreng angepaßten Ver⸗ 
waltung zu verwirklichen. Dieſe will vor Allem Gleichmaͤßigkeit 
und Sicherheit der Rechtspflege und glaubt dieſes Ziel durch mög: 
lichft Detaillirte und durchgreifende Vorfchriften und sen buch: 
ftäbliche Ausführung zu erreichen. 

Daß die MWiffenfchaft des Rechts —— bei der 
letzteren Anſicht Gefahr laͤuft, zu einer bloßen Geſetzeskunde 
- (scientia legum) herabzuſinken, iſt klar; denn wenn nur die 
jenige Rechtsuͤberzeugung fuͤr wahr genommen wird, welche der 
Buchſtabe der Geſetze zum Voraus feſtgeſtellt hat, ſo kann die 
practiſche Jurisprudenz Feine weitere Aufgabe haben, als die Ent: 
zifferung jenes Buchſtabens. Da nun aber ungeachtet alles Stre: 
bens nah Bervollitändigung der Gefeße immer wieber neue 
Luͤcken in der Gefeggebung fichtbar werden, beren Ergänzung 
man bem richterlichen Urtheile nicht überlaffen will 8%), fo ift bie 


13. u. 29. (wo die Einfühung des Code Napoleon den theinifchen 


Bundeöftanten vorgeſchlagen wird) Bd. II. Nr. 13. Bol. Gönner, - 


über Gefeggebung und Rechtöwiffenfchaft in. unferer Zeit. Erlan⸗ 
gen 1815. 

34) Daher auch die zuweilen vorkommende Beſtimmung, * in zwei⸗ 
felhaften Faͤllen eine authentiſche Auslegung eingeholt werden ſoll, 


- 
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Zahl von Geſetzen forthin im Zunehmen begriffen, und zwar in 
einem folchen Grade, daß gar nicht abzufehen tjt, wie es fiir das 
kuͤnftige Gefchleht auch nur möglich feyn wird, die gefeßlichen 
Borfchriften zu leſen, gefchweige fie felbftftändig fich anzueignen. 
Der Zwei jenes Beftrebend ift, Streitigkeiten vorzubeugen, 
oder doch deren Entfcheldung zu erleichtern; allein die Erfahrung 
zeigt, daß mit den gefeßgeberifchen Werfuchen die Zahl der Pro: 
ceſſe bis jegt nicht ab-, fondern zugenommen hat, und daß un⸗ 
geachtet des großen Reichthums an gefchriebenen Beflimmungen 
das Recht in den meiften Fällen dermaßen ungewiß ift, daß Rich: 
ter und Parteien durch einen Vergleich die ungewifle Entfcheidung 
zu umgehen bemüht find. Vieles trägt freilich zu diefer Unge— 
wißheit das fremde Recht bei, durch deſſen Aufnahme auch zus 
erft das legislative Bedürfniß in höherem Grade gewedt wurde; 
allein ſchon die Natur der Sache bringt ed mit ſich, daß ed un- 
möglich ift, ein lebendiges Recht in dem todten Buchſtaben feft- 
zuhalten, oder bie wechfelnden Berhältniffe und Erfcheinungen 
des Lebend mit allen Merkmalen vorberzufehen und zu firiven 35). 

Was fodann die idealiftifche Tendenz betrifft, fo find wir, 
wie fchon aus dem Bisherigen hervorgeht, weit entfernt, den 
fogenannten Sdeen allen Einfluß auf die Wirklichkeit, insbeſon⸗ 
dere auf die Rechtöbildung abfprechen zu wollen. Auch ift nicht 
zu verfennen, daß die vörherrichende rationaliftifche Richtung des 
vorigen und jegigen Jahrhunderts manche verjährte Mifbräuche 
aufgededt und theilweife gehoben hat. - Auf der andern Seite 
aber ift fehr zu bezweifeln, daß eine völlig neue Geftaltung des 
Rechts auf jenem Boden jemald gute Früchte tragen werde, 
Auch it es Räufhung, wenn man glaubt, die Philofophie 
allein habe jene wohlthätigen Werbefferungen herbeigeführt, 
wodurch die gegenwärtige Generation im Berhältniffe zu den fruͤ⸗ 





welche, wenn fie nicht durch Innere Gründe gerechtfertigt, nichts 
anderes ift, als ein neued Geſetz, und daher keiner Zuruͤckbezie⸗ 
Yung fähig. 

35) Julianus (D. 1.3. fr. 10.): „Neque Leges, neque Senatuscon- 
sulta ita scribi possunt, ut omnes casus, qui quandoque incide- 
rint, comprebendantur: sed sufficit ea, quae plerungue acci- 
dunt, comprehendere,’” 
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heren allerdings fortgeſchritten iſt. Auch die früheren Generatio⸗ 
nen find, ohne Hülfe der Speculation, nicht ſtehen geblieben, 
und follten fie bie und da ruͤckwaͤrts gefchritten feyn, fo wuͤrde 
fie die Theorie allein nicht davor bewahrt haben. Geſunder 
Menfchenverftand und ein practifcher durch das Leben felbft ge⸗ 
bifdeter und geftärfter Sinn haben unter gegebenen Berhäftniffen 
immer mehr oder weniger das Rechte gefunden; am vernünftig: 
ften aber iſt wohl dasjenige Recht, welches den zeitigen Bebürf; 
niffen und dem Bildungsgrade bes betreffenden Volks entfpricht. 
Gewiß find daher diejenigen, welche dad Volk künftlich zu einem 
idealen Zuflande heranbilden, und deshalb unter ein ihm fremd⸗ 
artiges Geſetz beugen wollen, ebenfo fehr im Irrthume, als die 
jenigen, welche. die Realität geroiffer Zuftände laͤugnen, oder folche 
auf ein willlürliches Maaß zurückführen wollen 38), 

Um die Extreme, wozu der fubjective Idealismus, zumal 
wenn er auf Verhältniffe des Staatslebens Übertragen wird, noth: 
wendig führen muß, wahrzunehmen, bedarf e8 nur eines Blicks 
auf die Gefchichte, welche die Unftetigkeit und Haltlofigkeit aller 
apriorifchen Neuerungsverfuche darthut, und auf das Beduͤrfniß 
binweift, dem Materiellen ober finnlich Gegebenen gleich dem 
Ideellen oder Geiftigen Antheil an der Geftaltung menfchlicher 
Einrihtungen, mit andern Worten, dem Subject in dem Ob: 
jecte, ber Freiheit in der Nothwendigkeit ein vermittelndes Ge: 
gengewicht zu geben, ohne darum auf die individuelle Erkenntniß 
und Selbfigefeßgebung zu verzichten, beren Aufgabe es vielmehr 
ift, Sinnliched und Geifliged, fofern beide find und fich wechfels 
feitig beflimmen, anzufchauen und zu verwirklichen. Wäre die 
leßtere Aufgabe von der neueren Philofophie nicht verläugnet 
worden, fo hätte ſolche fruchtbringend und verfühnend auch für 
die Rechts⸗ und Staatöwiffenfchaften wirken Eönnen. Aber indem 
fie, die einfeitige Subjectivität befämpfend, den Einfluß ver 
Dinge auf den Menfchen und die Begränzung ber Freiheit durch 
die Nothwendigkeit nachweifen wollte, war fie bereitö zu einem 
andern Außerften Ende, nämlich dahin gelangt, die perfönliche 


36) Sehe richtig fagt Schmid, deutfches Staatsrecht 8. 59., daß bie 
— Geſetzgebung, um ihren Zweck zu erreichen, das Refultat der gei⸗ 
ftigen Ban des Volks feyn muͤſſe. 


Dafeyn und Natur des beutfchen Rechts. 31 


Sreiheit in einer allgemeinen Nothwendigkeit, bald „Schickſal“, 
bald „abfoluter Wille” genannt, und die fubjective Erkenntnißs 
fähigkeit in einer objectiven Vernunft ober Offenbarung unter: 
gehen zu laffen. Was ift und gefchehen fol, ift und gefchieht 
nach dieſer Anficht auch ohne ummittelbares Zuthun des Einzel: 
nen vermöge jener höheren Macht, welche verborgen Die menfchs 
lichen Zuftände leitet und zur Reife bringt. Nur auf bie Thaͤ⸗ 
tigkeit des AUS oder die Gefchichte, nicht auf dad Bewußtfeyn 
und Mollen des Einzelnen fol alfo eine Wiffenfchaft gegründet 
ſeyn, welche die Gefeße des Menfchengefchlechtö zum Gegenftande 
ihrer Unterfuchungen macht 37), 

In dieſer Schelling’fhen Grundanfiht, welche in ber 
Folge auch Hegel ſich aneignete (nur mit dem Unterfchied, daß 
er das rationaliftifche Element der Form nach beibehielt und der 
von Schelling angenommenen perfönlichen Weltregierung Gots 
te3 eine pantheiftifche Selbftregierung des Univerfums unterftellte, 
womit er aber ebenfalld zur Annahme der Nothwendigkeit des 
Beftehenden, wenn auch unter dem Xitel einer Vernunftnoth⸗ 
wendigkeit gelangte 28)), ift bereitö das Princip der gefchichtlichen 
Schule audgefprochen, ald deren Gründer gleichwohl Savigny 
in fofern genannt werden kann, ald.er diefelbe auf die Sphäre 
des Rechts uͤbertrug, und flatt der ihr anklebenden theologifchen 
Richtung, welche wieder auf Die Idee eines göttlichen Rechts 
“ führen mußte, eine juriftifche, freilich, wie man fehen wird, 
ſehr materialiftifche, Faͤrbung beimifchte. 

Nah der Lehre der gefchichtlichen Schule wird das Recht 
vom Volke felbfi mit innerer Nothwendigkeit hervorgebracht, nicht 
buch Willfür, fo daß ed zufällig dieſes oder jened werden Könnte, 
vielmehr unabhängig von Willkuͤr, ein veined Geſetz der Natur. 
Nicht Diefer oder jener Verein von Männern, welche jet eben 
im Staate leben, ober mit der Gefeßgebung befchäftigt find, 





37) Schelling, Worlefungen ber die Methode des academifchen 
Studiums (gehalten im I. 1802), 2te unveränd. Ausg. Stuttg. u. 
Tuͤb. 1813. indbefondere &.213 f. Vgl. F. 3. Stahl, die Philo, 
un Des Rechts nad gefchichtlicher Anficht. 1. Bd. Heidelb. 1830. 
®. 242 f. 

88) 9. W. F. Hegel, Naturrecht u. Staatöwiffenfchaft oder Grund, 
linien der Philofophie des Rechts. Berlin 1821. - 
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ſchafft das lebendige Recht, ſondern die ganze Gemeinſchaft, wel⸗ 
che vor, mit und nach ihm denſelben Kreis bewohnt. Das po— 
fitive Recht eines Volks ift daher durch Die ganze Gefchichte def: 
felben gegeben, und in deſſen innerflem Weſen von Anfang an 
mit eingefchloffen, und die Thaͤtigkeit jebed Beitalters follte fomit 
nur darauf gerichtet feyn, Diefen mit innerer Notwendigkeit ger 
gebenen. Stoff zu durchſchauen, zu verjungen und frifch zu ers 
halten 3°), | 

. Man fieht: indem die gefehichtliche Anficht von ber Philofor 
phie zu einer gefchichtlichen Anficht vom Rechte wurde, hat fie 
zwar ihren Grundzug beibehalten, wonad alles, was ift, alfo 
aud) Staat und Ordnung, ald etwas Nothmendiged, von ber 
fubjectiven Willkuͤr Unabhängiges fich darftelt; aber es ift un⸗ 
far, was unter jener Natur des Volks verflanden ift, welche 
das Recht mit innerer Nothwendigkeit, gleichfam organifch, er: 
zeugen fol. Wenn nämlich dad Recht weder auf freier Ver 
nunftfchöpfung beruht, wie nah Fichte, noch auf göttlicher 
Einfeßung, wie nah Schelling, noch endlich auf einer logi: 
fchen Nothwendigkeit, wie nah Hegel, fo ift nicht einzufehen, 
was für jene Naturnothwendigkeit des Rechts übrig bleiben fol, 
als etwa das Nefultat der phufifchen Lebensbeningungen eines 
Volks, welches aber die Aufgabe des Rechts Feineswegs erfchöpft, 


und jedenfalld nicht der höheren’ oder geiftigen Natur eines Volks, 


dem „höheren Bolfe”, wie Savigny ſich ausdruͤckt, angehört. 
Ueberhaupt ift es einfeitig, wenn man glaubt, das Recht eines 
Volks entwickle fich nach eingepflanzten Gefegen mit berfelben 
Nothwendigkeit, wie aus einem befliimmten Samenforn die darin 
verborgene Pflanze. Dieß würde vorausfegen, daß der Menfch 
fein durch Vernunft, fondern durch thierifchen Inſtinct oder bloße 
Naturkraft geleitetes Weſen, daß der Staat Feine freie, fondern 
eine aus unmittelbaren Naturgefeben hervorgehende Gemeinfchaft 
fey. Mit der Vernunft ift allerdings das Naturgefeg, welches 
man nicht verlaffen Tann, zugleich vorhanden; allein zur Natur: 


39) Zeitſchr. für gefchichtl. Rechtswiſſenſchaft Bd. J. Nr. 1. Ueber 
den Beruf unſerer Zeit für Gefeggebung 1ſte Ausg. 1814. 2te Ausg, 
1828. S. 8 f. Gefchichte des röm. Rechts im Mittelalter. ie Bd. 
Borrede S.X. . | 








Daſeyn und Natur des Beutfchen Rechts. 33 


nothwendigkeit tritt bei der Hechtögeftaltung hinzu die Einſicht 
oder Bernunft, der gefunde Menfchenverftand, und fo ift das. 
pofitive Necht nicht etwa ein durch fich felbft belebtes Naturwe⸗ 
fen oder ein durch bloßen organifchen Bildungstrieb abgeſetzter 
materieller Körper (wenn, ſchon man. von einem Rechtokbͤrper, 
corpus juris, bildlich fpricht), fondern etwas Innerliches, Ges 
bashtes, ‚eine Gedanken » Menge, und zwar, wenn ſchon ange: 
tegt durch Außere Dinge und Umflände, doch im Wefentlichen 
dad Ergebniß der Einfiht und Bildungsſtufe des betreffenden 
Volks. Freier ſchaltet es nämlich im Reiche der GSeifter, wel 
chen das Recht angehört, als im Gebiete der organiſchen Natur, 
welche der Geiſt feiner Herrſchaft unterwirft. Aenbert der Menſch 
ja auch durch kuͤnſtliche Behandlung dee Natur der Pflanzen und 
macht mit Willkuͤr, daß ein früher unebler Baum edle Früchte 
trägt; warum follte das Recht, dad Wichtigſte, was ein Woll 
als folches zeugen und bilden fan, Probuct emer blinden, um⸗ 
bewußten Schöpfung ſeyn? Bu all dem ſteht die angenomment 
innere Nothwendigkeit ded Recht und ber ihr entfprechende am 
geblic, organiſche Bildungsproceß beffelben fo fehr im Wiberfpruch 
mit der Gefchichte, der er gemäß ſeyn fol, daß es kaum noͤthig 
feyn dürfte, Die Erfahrung dagegen anzuführen. Ober ſollte wicht 
gerade bie Aufnahme des römifchen Rechts, welche wicht durch 
das Volk im Ganzen, fondern durch die ber humaniſtiſchen Schule 
angehörigen Juriſten bewerkftelligt wurde, follte ferner nicht Die 


in’ neuerer Beit noch erfolgte Einwanderung des franzäfifchen _ 


Rechts in einzelne deutſche Staaten, welches ungeachtet der von 
Savigny dagegen gemachten Einwürfe gleichwohl .— man - 
es wohl fagen — mehr Anklang im Wolfe gefunden hat, 

das römifche, einen bimdigen Beweis dafuͤr liefen, daß * 
licherweiſe das Recht feiner eigenthuͤmlichen Bildungsquelle im 
Volke theilweiſe entfremdet werden kann. Und wer weiß uͤber⸗ 
haupt nicht, daß ſelbſt die willkuͤrlichſten , unberufenſten Reue: 
rungen ſich oͤfters eben ſo ſehr wie die nuͤtzlichſten laͤngere Zeit 
behaupten. Wer weiß ferner nicht, daß durch das wohlthätige 
Eingreifen einzelner vernünftiger Gefebgeber manche materielle 
Verbefferungen im Rechte herbeigefühtt und manche gefchichtliche 
Unrecht gut gemacht worben, deflen Aufhebung eine lange Wer: 
gangenheit verweigert hatte, Auch ber en kann zwar bei 


German. in 1839. 18 vinr 
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den beften-Abfichten von einem die Vergangenheit verlaͤugnenden 
Eingreifen in die Rechtöbilvung oder von den Bemühen einer 
volftändigen Erfehöpfung derfelben Feine befriebigende - Wirkung 
für die Zufunft erwarten; und fo wenig die Menfchheit auf den 
Gefebgeber zu warten bat, um nach dem, was jeder felbft fchen 
in fich trägt, fich zu richten, ebenfowenig iſt der Einzelne be: 
fugt, feine fubjective Anficht der Dienfchheit oder einem Xheile 
berfelben als Geſetz aufzubringen. Darum. ift aber dad Necht 
und dee Beruf zur Gefehgebung zu Feiner Zeit dem Staate ab: 
zufprecher. Die Idee der Gerechtigkeit, wie fie in der Vernunft, 
alſo innerlich, gegeben iſt, muß vielmehr auch äußerlich, d. h. im 
Leben, Herrſchaft zu gewinnen fuchen, und zwar mittelft des je 
dem Einzelnen inwohnenden practifhen Vermoͤgens, daB. ihn zu 
Entfchlüflen und Handlungen antreibt. Wie die vergangene Ge 
neration, fo ift daher auch die gegenwärtige befugt, ihre Ber: 
haͤltniſſe mit Freiheit zu beſtimmen, und es bürfte dieſe Selbf- 
beftinnmung jedenfalls vorzuzichen ſeyn einem blinden Hingeben 
an den Zug ded Schickſals. 

Die Anficht, daß es Feine über dem aͤußeren, gefchichtlichen 
Stoffe ftehende Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft gebe, fon 
dern bloße Empirie. oder Gefchichte, jener äußere Stoff alfo allein 
den Inhalt der Wiflenfchaft ausmache, ift demnach fo irrig, als 
Die entgegengefeßte, daß die Wiffenfchaft ſich völlig von dem ge 
gebenen Stoffe trennen und beliebig einen andern an feine Stelle 
feßen koͤnne. Auch iſt die gefchichtliche Schule‘ gerade, was. ihren 
romaniftifchen Zweig betrifft, in Widerfpruch mit fich felbft ge⸗ 
fommen durch die Annahme, daß in den römifchen Geſetzen und 
in den Schriften römischer Juriſten die Rechtswiſſenſchaft ihre 
volle oder doch vorzugsweiſe Befriedigung finden koͤnne und 
ſolle *0). 


40) Savigny, Ueber den Beruf ꝛc. S. 117., verwahrt ſich zwar 
gegen den Borwurf einer ausfchließenden Anpreifang des römifchen 
Nechtd, aber: indem. er gleihwohl ©. 119 f. dad römifche Recht zum 
Mittelpuntte des Rechtsſtudiums macht, und das hiſtoriſche Mate 
rial bhauptfächlicy wieder unmittelbar im Pandecten = Rechte findet, 
ift nicht einzufehen, wie auf diefem Wege ein Elares lebendiges Ber 
wußtfeyn bei und entftehen fol. Wie vollends Andere jene hiſtori⸗ 
ſche Einfeitigkeit ausgebreitet Haben, liegt klar am Tage. 
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, Schon dad, was hier ald allgemein wahr voraudgefeßt wird: 
daß bei irgend einem Volk und in irgend einem Zeitalter bie wiſ⸗ 
fenfchaftliche Bildung ihre Vollendung erlangen koͤnne, iſt zu 
laͤugnen. Noch weniger möchte die bavon gemachte Anwendung 
auf das römifche Necht zu billigen feyn, zumal in Berbindung 
mit der gefchichtlichen Anficht; denn ein Meche ift nach dieſer 
Anfiht nicht darum nothwendig, voeil es gefchriebened Vernunft: 
recht, fondern weil ed im Laufe der ‘Zeit aud ben Sitten und 
Sulturverhältniffen der Nation hervorgegangen iſt. Allerdings 
bat jede Wiſſenſchaft ihre Glanzperiode, nach welcher fie wieber 
ruͤckwaͤrts zu geben fcheint; aber nicht, weil der Stoff ihr aus: 
geht, ſondern weil aͤußere Umflände mannichfacher Art auf ihre 
Entwidelung fördernd oder henmend einwirken. Bon Bildungds 
perioden der Wiſſenſchaft läßt ſich daher nur relativ mit Ruͤck⸗ 
ficht auf gewiſſe vorangegangene Zeitabſchnitte reden, nicht aber, 
als ob in einer beſtimmten Epoche, z. B. der klaſſiſchen roͤmi⸗ 
ſchen Juriſten, die Erkenntniß ſich nothwendig haͤtte erſchoͤpfen 
muͤſſen oder koͤnnen. 

Aber auch die andere, die ungeſchichtliche, Anficht ift, wie 
wir gefeben haben, "unrichtig, weil einſeitig. Statt nämlich iu 
ber Gefebgebung, welche zur aͤußeren Bildung bed Rechts in 
Zeiten des Fortfchritts allerdings nothwendig iſt, nur einen ber 
Factoren der Rechtsbildung zu finden, fieht fie darin dad Facto⸗ 
tum -Derfelben, und verkennt fomit den wefentlichen Antheil, wel: 
hen die Natur der Menfchen und Dinge und bie Macht ber Ges 
wohnheit, unabhängig von ber Gefebgebung, an der Geſtaltung 
bes pofitiven Rechts nimmt. Das f. g. Natur: oder Vernunft: 
recht, fofern «5 von concreten Bebürfniffen, Sitten und Willens 
außerungen abfiebt, vermag bie entſtehende Luͤcke allein fo wenig. 
auszufüllen, . ald die Analogie auswärtiger Gefege, welchen als 
ſolchen eine verbindende Kraft nicht zufommt. 

Ebenfowenig möchte endlih eine neuere Anficht genügen, 
wonach in den Meinungen ber Rechtögelehrten (communis do- 
ctorum opinio) dad pofitive Recht fein Beſtehen haben fol *1) 


4) Maurenbrecher, Lehrb. des gemeinen Nechtd, Borr. S. I. Einl. 
8.16f. 97. Weiske, Einl. in das deutfche de ate Ausg. 
$. 26 und 27. 2 
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Statt eines Volksrechts hätten wir hiernach ein bloßes Juriſten⸗ 
recht. So wenig zu laͤugnen iſt, daß die Juriſten uns die 
Quelle des erſtern vielfach truͤb gemacht haben, ſo koͤnnen wir 
doch nicht zugeben, daB wir gar kein naturliches Recht mehr be; 
ſitzen, fondern blos kuͤnſtliches, mit andern Worten, daß alles 
ummittelbare Rechtsbewußtſeyn und alle lebendige Rechtsentwide: 
Img im Wolle aufgehört, und dem gelehrten Willen einzelner 
@ingeweihten Platz gemacht babe. Ließe es ſich aber auch an ſich 
als möglich deuten, daß bad Recht eines ganzen Volks im den 
Bekanntlich fehr abweichenden Meinungen der Rechtslehrer und in 


den nicht minder bivergivenden Ausſpruͤchen der Gerichte aufgehen 


koͤnne, fo möchte dieß doch zuleßt von dem einheimifch beutichen 
Rechte anzunehmen ſeyn, welches wiſſenſchaftlich gerade bei Wei: 
tem noch nicht erkannt if. Wir können felbft nicht einmal zu- 
ı geben, daß die Wiffenfchaft eigentliche Rechtöquelle fey, oder 
daß es zum Gefchäfte der Juriſten gehöre, ven Inhalt des 
Rechts, wenn auch nur neben dem Wolfe und neben ber Geſetz⸗ 
gebung, zu fihaffen 2). So wie wir in dem wifjenfchaftlichen 
Leben Fein abgefonderted Daſeyn, vielmehr nur eine höhere Ent: 
wickelung beflelben Lebens finden, welches fich forthin im Volke 
verwirklicht, fo ſcheint es und auch nicht Aufgabe ber Wiſſen⸗ 
ſchaft zu feyn, in amderer Weiſe probuctiv zu werben, als in- 
dem fie dad, was der menfchlichen Erkenntniß überhaupt fich 
barbietet,, wirklich erkennt und ihm diejenige Form des Bewußt⸗ 


/ 


ſeyns giebt, wodurch es auch Anderen erfcheint, und der gemei _ 


nen Erkenntniß überliefert wird. Nur als Xräger bes bereits 
gefchaffenen oder mit innerer Nothwendigkeit von Anfang an vor 
bandenen- Rechts, mit anderen Worten, nur als Erkenutnißs, 
nicht als Bildungsquelle des Rechts koͤnnen wir daher das ſo⸗ 
genannte Juriſtenrecht ebenſo wie das Aemterrecht betrachten. 


- Sollen wir nun noch unſere eigene Anficht über die Natur 
bes Rechts und deſſen Verhältniß zur Gefeßgebung bier nieber: 
legen, fo. glauben wir, unter Beziehung auf dad Boranöge: 
ſchickte, uns auf folgende Bemerkungen befchränfen zu koͤnnen. 


42 Puchta, das Cewohnheitsrecht Ah. J. ©. usw su wert. 
Lehrb. der Pandecten $. 8 und 18. 


Daſeyn und Natur des deutſchen Rechts. 87 


e Das Recht, d. h. ber Inbegriff von erzwingbaren Grund⸗ 
ſaͤtzen, nach welchen die Menſchen in ihrem Wechſelverkehre ſich 
zu benehmen haben, iſt weder bloßes Natur⸗ noch bloßes Kunſt⸗ 
Product, vielmehr weſentlich beides. Daſſelbe iſt naͤmlich theils 
unmittelbar durch die Natur der Menſchen und Dinge von ſelbſt 
gegeben, und daher mit dieſen zugleich vorhanden (natürliches 
Recht), theils durch ben Willen der Betheiligten gefchaffen, und 
zwar letzteres wieber theild durch den ausdruͤcklichen und ſtill⸗ 
fhweigenden Willen der Stantögefellfchaft (gefehliches und her⸗ 
koͤmmliches Recht), theild durch Die Autonomie ber Einzelnen 
(autonomifches Recht). Webrigens hat man fich unter natürlichem 
oder Naturrecht fein veines, d. b. von allen finnlichen Be⸗ 
dingungen gbfehendes, Bernunftrecht zu denken, denn ein folcheß 
‚giebt es überall nicht, vielmehr ein aus der menfchlichen, Natur 
abgeleitete, auf menfchlihe Verhältniffe angewandtes, und da⸗ 
her im Zweifel der Natur dieſer Verhältniffe gemäßes Recht. 
Dieſes natürliche Recht ift eben, weil e8 von Natur aus beſteht, 
gemeined, das willfürliche, weil es für gewifle Kreife geſchaf⸗ 
fen ift, befonderes Rebe. Auch die Sitte (Herkommen, 
Gewohnheit, consuetudo) ift noch großentheild Natur - Product, 
ſofern fie zunächft ausgeht von dem Urſpruͤnglichen und Noth 
wendigen; aber, indem fie Feineswegs hierbei ftehen bleibt, ſon⸗ 
dern dem Gebiete des Zreien fid) zuwendet, und namentlich dem 
gefeglichen Rechte, fen ed, daß ſolches das natürliche beftdtigt 
oder abandert, bald ihre Anerkennung gewährt, bald- folche. ver 
weigert #2), fteht fie in der That vermitteind über diefem und 
dem natürlichen Rechte. Auch ift fie ohne Zweifel die ergiebigſte 
und wichtigfte, weil ununterbrochen thätige und, belebende Quelle 
des Rechts, und wenn fie fchon bie und da abweicht, je nad) 
örtlichen und gefellfchaftlichen Beduͤrfniſſen, fo giebt ed doch hin⸗ 
wieder ſo manche gemeinfchaftliche Beziehungen im’ Rechte, 
daß fie nicht blos als Quelle des befondern, fondern auch des 


45) Daß daB gemeine Recht auch dem Raturrechte zuweilen wider 
ſpricht, fi fieht man aus dem Beifpiele der Selaverei, — aus dem 
jus gentium abgeleitet wird CInst. I. 2. $.2.), wiewohl unvernuͤnf⸗ 
tige Gewohnheiten nicht. gebuldes werden foßen. Cap. ult. X. de 
consuet. Peinl. Ser. Ordn. Art. 218. F 
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verſchiedenen Voͤlkern gemeinen Rechts (jus gentium) angeſchen 
werben darf. 

Diefe Anfiht von dem Urſprunge des Rechts wird denn 
auch beftätigt durch den oben gezeigten Entwidelungsgang unſres 
Rechts, und durch die Zeugniſſe römifcher Schriftfleler. Zwar 
die Eintheilung bed Rechts in ein jus naturale, gentium et 
civile, welche fchon frühe füch findet, und noch von Juſtinian 
-beibehalten wurde 24), ift nirgends mit woiflenfchaftlicher Be⸗ 
ſtimmtheit durchgeführt. Nah D. 1.1. fr. 1. 8.3. und 4. und 
Inst. I. 2. princ. ift man fogar verfucht, anzunehmen, Ulpian und 
nah ihm Zuftinian haben unter dem naturale jus (quod na- 
tura omnia animalia .docuit) allgemeines Naturgefeg für ſaͤmmt⸗ 
liche lebende Gefhöpfe und in deſſen Folge eine urfprüngliche 
Rechtögemeinfchaft des Menſchen mit den Xhieren fich gedacht, 
während fchon Eicero (de legibus J. 5 — 8. de finibus’III. 20,) 
dad Gegentheil bemerft und dem Naturrechte, wie dem Rechte 
hberhaupt, die menschliche Natur zur Grundlage giebt *6). 


Auch die auöfchtießlihe Beziehung des natürlichen Rechts auf die 


finnlihe Natur des Menfchen und die daraus hervorgehenden 
Handlungen, womit Neuere, die Ulpian’fche Definition zu recht: 
fertigen gefucht haben, ift nicht feitgehalten 28), wie denn in ber 
That die Vorausſetzung, Daß die in der höhern und niedern 
menſchlichen Natur gegründeten Rechte ſich trennen laffen, nicht 
zu vechtfertigen if. Gleichwohl darf man dad jus _natıfrale 
nicht. mit bem jus gentium verwechjeln; denn in diefem ift das 
natürliche Recht bereitd mit dem gefchichtlichen (der Sitte) zer- 
fegt, wenn fehon noch nicht den: befonderen Beduͤrſniſſen und 
Neigungen des einzelnen Volks angepaßt. 

- . Duntel fehwebte den Römern hiernach allerdings ein ben 
Gegenfaß zwoifchen dem natürlichen und gefeßlichen Recht vermit: 
telnded gemeines Recht vor; aber fcharf gezeichnet ift weder jenes 


44). Inst. I. 2. princ. $. 1 und 2. 


45) Sinen andern Begriff hat Gratianus Dist. I.: „Jus naturale 
“ est quod in lege et evangelio continetur.” 
46) 3. 8. D.1.1. fr.3. L. 17. fr. 32. In der erftern Stelle wird 


das matrimonium, in der legtern die Sleichheit aus dem Natur⸗ 
recht abgeleitet. 
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jus naturae, noch diefed jus gentium, und nur fo viel gewiß, 
daß fie beide als Grundlagen und Ergänzungdquellen für das 
jus civile betrachteten: das Naturrecht, fofern es eine gewiſſe 
Nothwendigkeit .(necessitas) mit fi führt, dad jus gentium, 
fofern die natyralis ratio und die fo vielfältig angerufene aequi- 
tas.in der gemeinen Sitte (consuetudo) zu einer objecfiven Ge⸗ 
flalt gelangen, welche ebenfowohl eine allgemeine, als befonbere 
feyn kann und Durch die Gefege des Staats nur eine weitere 
Beftimmtheit erhält 47). 
Ergo omne jus aut consensus fecit aut neces- 

sitas constituit, aut firmavit consuetudo: 

(Modestinus. D. 1. 3. fr. 40.) 

Auch die Begriffe der naturalis ratio und ber aequitas find 
allerdings an fich nicht eins; jene iſt das Erfenhtnißvermögen 
überhaupt, diefe daffelbe Vermögen angewandt auf die Forderung 
der Gleichheit unter Mehreren. Allein im Rechte gerade treffen 
fie häufig überein; denn das Weſen des Rechts ift Gleichheit, 
wenn ſchon nicht jene unausführbare materielle, fondern die Iſo⸗ 


nomie im Sinne der Alten, jest Gleichheit vor dem Gefeße ge: _ 


nannt, Daher denn auch die Bezeichnung der Rechtswiſſenſchaft 
al einer ars boni et aequi gerechtfertigt iſt. i e 
Wie wir den Ausdruck: naturalis ratio, buchftäblic in „na⸗ 


türlihe” (oder gemeine) „Bernunft” übertragen, fo druͤckt 


das Wort Billigkeit ganz den Sinn ber römifchen aequitas 
aus, denn, wenn fchon hierunfer zuweilen blos eine moralifche 
Geneigtheit verftanden iſt, Anderen etwas zukommen zu laflen, 
was fie von Nechtö wegen nicht fordern koͤnnen, ſo ſchließt 
doch die regelmaͤßige und ſprachliche Bedeutung des Worts (ab: 
geleitet von Bil = Recht, daher auch Unbill = Unrecht) bie 





47) Inst. 1.2. S. 1 und 2. D.1. 1. fr. 6.9. XLI. 1. fr. 1. pr. Auch bie 
römifchen Rechtsbuͤcher wie die neueren Sefegbücher erkennen ein⸗ 
zelne Local» Gewohnheiten neben fi) an; läßt man aber beſondere 
:Sewohnpeiten zu, fo muß man auch, allgemeine ſtatuiren, denn dieſe 
- beftehen nur unter Borausfegung ‚dee Hebereinftimmung jener. Der 
Nechtögrund der einen wie dev andern aber beruht auf dem consen- 
sus utentium. D. 1. 3. fr. 32. Anderer Anficht it Puchta, das 


Gewohnheitsrecht, Th. I. & 155 f. 


- 
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rechtliche Notwendigkeit ber betzeffenden Hanblungsweite kei⸗ 
neswegs aus; vielmehr bezeichnet ed vorzugsweiſe dad natürs 
liche Rechtögefühl, welches allerdings zuweilen weiter gebt, 
als das fogenannte ſtrenge oder geſetzliche Recht (strictum jus), 
aber auch, und wir wellen hoffen regelmäßig, bemfelben zur 
Seite ſteht, (daher dad Sprichwort: was dem Einen Bet; iſt 
dem Andern billig!) 3°). 

Waͤhrend dieſes Rechts- oder Silligkeits⸗ Gefuͤhl gewöhnlich 
nur in concreter Auffaffung, d. h. in Vergegenwärtigung der Um⸗ 
flände des einzelnen Sales zu einiger Beſtimmtheit und Klarheit 
gelangt, hier dann freilich aber auch jedem, felbft dem Ungebil- 
deten, ja dem Kinde, welches von den Geſetzen des Staats Feine 
Kenntniß hat, Entfcheidungsgründe an die Hand giebt, enthält 
Dagegen die natürliche Vernunft, ald Quelle aller Abftraction, 
zugleich ein allgemeines Nechtöbewußtfeygn, welched den Voͤlkern 
auf ihrer verfchiedenen Entwidelungöftufe, zum Theil unbewußt, 
vorfchwebt, und das Concrete oder Sinnlihe, welches auch in 
der Bolksindividualität unvermeidlich MODERNE, durchdringt und 
vergeiftigt. 

Das Ergebniß diefer innern Rechtöbildung, welche aud) 
ohne Zuthun der Gefebgebung . nothduͤrftig vor ſich geht, iſt die 
ſogenannte Natur der Sache, d. h. die rechtliche Idee, wel⸗ 
che der aͤußeren Beſchaffenheit eines gegebenen Rechtsverhaͤltniſſes 
zu Grunde liegt, und woraus dieſes, ſo weit nicht zufaͤllige Ab⸗ 
weichungen Platz gegriffen haben, allenthalben zu beurtheilen iſt. 
Dieſe Natur der Sache aus reinen Vernunftgruͤnden (a priori), 
d. h. abgeſehen von der Erfahrung, darthun, iſt ſchon darum 
unmoͤglich, weil ſie aus der Erfahrung abſtrahirt iſt. Nichts 
deſto weniger iſt ſie Ausdruck des menſchlichen Geiſtes, und ihrem 
Weſen nach nichts anderes, als eine allgemeine Vernunftidee, 
angewandt auf die Natur poſitiver eanee Welchen Einfluß 


4) Wenn Albre cht, die Stellung der roͤm. Aoquitas, &, 181. meint, 
daß Bad Wort Billigkeit darum der römifchen aequitas wit ent 
fpreche, weil damit etwas Subjertives bezeichnet fey „ fo vergift er, 
daß auch bei den Römern die aequitas Öfters dem jus entgegengefeßt . 
wird. D. XXKIX. 3. fr. 2. 8.5. Ueber naturalis anquitäs w Ge⸗ 
geuſatz zur civilis D. XLVII. 4. fr. 1. 8. 1. 
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wir namlich auch den äußeren Verhältniffen einräumen, nament⸗ 
ich ven klimatiſchen, commerciellen und pelitifchen Lebensbedin⸗ 
gungen eined Volks, fo ſtellt fich doch die geiftige Anlage einer 
Nation im ihrem naturgemäß erzeugten Rechte überwiegend dar, 
ohne daß wir fie durch die äußeren Verhaͤltniſſe mehr modificirt 
uns denken duͤrften, als die Perfönlichleit der Einzelnen, bei 
—— wir gleichwohl eine Einwirkung der geſunden Vernunft 
auf ihre Handlungsweiſe billig zugeben. 

Nirgends mehr als in dem Rechte der Roͤmer iſt nun gerade 
biefer- rationelle Charakter des Rechts anerkannt; und indem die: 
felben dad, was als billig und recht (aequum et justum) ber 
gemeinen Vernunft oder dem natürlichen Gefühle ſich darſtellt, 
als allen Völkern angehörig dachten, gelangten fie zugleich zur 
Annahme eined gemeinen Rechts (jus gentium s. commune), 
welches den römifchen Magiftraten und Juriſten zur Ergaͤnzung 
des jus civile diente, und theils mit dieſem, theils unabhängig 
von demſelben nun auch zur: Bereicherung unſres Rechts bei: 
getragen bat. 

Iſt nun aber Vernunft und Sitte jetzt noch Quelle des 
Rechts, wie fie ed immerdar waren, fo folgt daraus von felbft, 
daß auch bei und von einem gemeinen Recht im Sinne des rd: 
mifchen jus gentium die Rede feyn kann und darf, und daß die: 
ſes "materiell gemeine Recht zur Ergänzung ded formellen 
Rechts in Deutfchland verwendet werden Fann und muß. Frei⸗ 
lih darf man hierbei nicht unter genieinem Recht ein Recht 
verftehen, welche in ganz Deütfchland angewandt wird — in 
diefer Art find kaum die Reichs- und Bundeögefege allgemein zu 
nennen — noch darf man einzig aus dem Umflande, daß eine 
Anficht fehr verbreitet iſt, ſchließen, daß fie gemeinvechtlich ſey; 
denn darum, weit etwas in 37 Bundesſtaaten gilt, ſtreitet noch 
nicht die Vermuthung dafür, daß dieß auch in dem 38ſten der 
Fall ſey 120). Was wir unter gemeinem Recht verſtehen, ift viel⸗ 
mehr die den einzelnen Rechtsverhaͤltniſſen (z3. B. der Ehe, ben 
Reallaſten) anhängende rechtliche Natur dee Sache, welche eben 
deshalb, weil fie der äußeren Befchaffenheit. eines Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffes regelmäßig zu Grunde liegt, überall vermuthet wird, wo 





49) Kluͤber, jurift. Bibliothek Bd. II. &. 300. 475. 
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dieſes fich vorfindet. Hätten wir es blos mit einer rein rationel⸗ 
len Natur der Sache zu thun, ſo koͤnnten wir unſre Aufgabe 
weiter erſtrecken auf ein gemeines Recht aller Voͤlker, oder viel: 
mehr, wir koͤnnten es bei dem Naturrechte bewenden laſſen. 
Allein ba wir zunaͤchſt die poſitiven Rechtsbeſtimmungen zu ber 
rücfichtigen haben, fo müflen wir uns auf ein gemeined Recht 
derjenigen Länder beſchraͤnken, welche durch gleiche politiſche Schick⸗ 
ſale und eine bis auf einen gewiſſen Grad gacſene Geſetz⸗ 
gebung unter ſich verbunden find. 

Hier entfieht nun aber die Frage: ‚hat das alfo befchaffene 


gemeine Recht auch practifche Verbindlichfeit und Tann daher 
daffelbe für eine Theorie des deutfchen Rechts dogmatiſch be 


nußt werden? Mad die formellen Beftandtheile betrifft, fo iſt 


dieſe Frage unbedenklich zu bejahen. Eine durchgängige formelle 
Sanction läßt fich jedoch weder bei dem gemeinen Rechte deut: 
fhen, noch bei dem gemeinen Rechte römifchen Urfprungd bewei- 
fen; die particulären Sanctionen aber bringen noch Feine gemein: 
fame juridifche Nothwendigfeit mit fih. Gleichwohl müffen -wir 
dad ganze gemeine Recht in obiger Auffaffung ald eine practi⸗ 
fche Wiffenfchaft in Anſpruch nehmen, weil ohne diefe Voraus: 
fegung dem Bedürfniffe einer, zur Ergänzung dev Particular: 
vechte dienenden Theorie nicht abgeholfen wäre. Aber wir Fön: 
nen es auch, weil mit dem Begriffe „und Zwecke eines Rechts⸗ 
inftitutd im Zweifel alles dasjenige von felbft gegeben iſt, was 
baraud mit rationelley oder hiftorifcher Nothwendigkeit gefolgert 


werden kann, und weil fomit biefe Folgerungen überall da als 


anwendbar zu präfumiven find, wo das Inſtitut felbft fich vor- 
findet, fo lange nicht particuläre Abweichungen erweisbar find. 


Sollte nun aber etwa in Folge der Zerflörung des deutfchen 

Reichs ein deutfches Recht unmöglich geworden feyn? Die deut⸗ 
fehen Neichögefege haben allerdings ihre dußere Verbindlichkeit 
verloren, denn’ nicht nur hat die Rheinifche Bundesacte dieſelben 
ausdrücklich aufgehoben. (Art. 2.), fondern es Tann auch nach 
Aufhebung des deutfchen Reichs jebenfalld von dem Fortbeflande 
jener Geſetze als Reichsgeſetze nicht mehr die Rebe feyn, 
Allein nach Errichtung des deutſchen Bundes ift in ber dieſem 
zukommenden gejeßgebenden Gewalt eine neue Quelle für formel 
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befehränfter als die frühere Neichögefebgebimg, dennoch ſchon 


manche allgemeine Beſtimmungen über öffentliches und Privats 
recht hervorgebracht bat und wohl noch mehrere hervorbringen 
koͤnnte. Mittelft der Bundesgeſetze ift daher Die Idee eines for: 
mel gemeinen Rechts wieder hergeftellt. 


Geſetzt übrigens, von einem formel (authentifch) gemei⸗ 
nen Rechte Fönnte jest nicht mehr die Rede feyn, fo wäre dadurch 
doch das Dafeyn eines, materiell gemeinen Nechtd keineswegs 
ansgefchloffen; denn die Quellen des letztern (Vernunft und 
Sitte) beftehen nach wie vor fort, und auch die früheren Reiche: 
gefebe find - in diefer Hinfiht darum noch von ganz befonderm 
Werthe, weil bie Thatſache ihrer Wirkſamkeit innerhalb der Graͤn⸗ 
zen Deutſchlands vermoͤge ihrer fruͤhern Form keines weitern bis 
ſtoriſchen Beweiſes bedarf, und daher für ihre Anwendbarkeit in 
jedem einzelnen Staate fo lange zu vermuthen ift, bis eine Ab: 
änderung derfelben nachgewiefen wird. 


Wenn daher auch nur in wenigen beutfchen Staaten ein 
Nechtsverhältnig noch vorkommt, welches in früheren gemeinfa: 
men Zuftänden feinen Grund hat, z. B. die Gefchlechtsvormunp: 
ſchaft, die Leibeigenfchaft, fo ift deshalb Fein Grund vorhanden, 
dafjelbe von dem gemeinen Rechte Fünftig auözufchließen, da das 
Gemeinfame deffelben noch jeßt fortwirkt und im Zweifel auch die 
Baſis der richterlichen Entfcheidung bildet. Ebenfo iſt, wenn 
jest erft im mehreren deutfchen Staaten neue Verhaͤltniſſe auf: 
fommen, welche dem frühern deutfchen Rechte unbefannt wa—⸗ 
ven, dad Beduͤrfniß vorhanden, deren gemeine Natur feitzuftellen, 
wenn biefelben auch nicht überall practifch feyn follten, fofern 
nur für ihre Beurtheilung ein allgemeiner Standpunkt moͤglich 
it. Daber ift z. B. was den Handel mit Staatspapieren betrifft, 
mit Ruͤckſicht auf die technifche Natur dieſes Handels die rechts 
liche Natur defjelben zu beſtimmen, wobei zwar Analogien aus 


dem Givilrechte benußt werden Fönnen, ohne aber ausfchließlich zu 


entfcheiden. 
Pur in Beziehung auf das Staatsrecht ift auch in neue: 


fter Zeit noch die Exiſtenz eined gemeinen Necht5 geradezu ge: . 


läugnet worden, und zwar mit einer Beſtimmtheit, welche tuͤch⸗ 
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tige Grimde —— s, Obſchon wir biefe bei unferm Geg⸗ 
ner zu finden gewohnt find, fo müflen wir doch geſtehen, von 
der Richtigkeit feiner Anficht dießmal nicht überzeugt worden zu 
ſeyn. 

Bor Allem muͤſſen wir dem Herrn Mofeſſor von Mohl 
darin wiberfprechen, wenn er die von ihm vertheidigte Meinung 
aus dem Grunde ald die feinige anfpricht, „weil ihm nicht be: 
kannt fey, daß diefelbe vor ihm von jemand öffentlich aufgeftellt 
worden wäre, und weil er in jedem Falle nicht von Anderen auf 
fie hingeleitet worden.” Denn obgleich wir dad Letztere gern zu: 
geben, fo ift doch daran zu erinnern, daß bereitö zur Zeit des 
theinifchen Bundes die Unwirkfamfeit des ältern deutſchen Staats: 
rechtö behauptet, und damit bie einfeitige Auflöfung der verfafs 
fungsmäßigen Berhältniffe innerhalb der Bundesflaaten zu recht: 
fertigen gefucht worden 51); wogegen allerdings Herr von Mohl 
das unbeftreitbare Verdienſt hat, die öffentliche Aufmerkſamkeit 
neuerdings auf jene theoretifch keineswegs unzmeifelhafte Trage 
bingelenft und bie Gründe für und wider mit der ihm eigenen 
Freimäthigkeit dargelegt zu haben. ‚Mehrere Stimmen haben fich 
in Folge der gegebenen Anregung, wenn auch nur gelegenheitlich, 
der befämpften Lehre angenommen 52), und der Verfaſſer dieſes 
wuͤrde deshalb um fo. mehr Anftand nehmen, die Anficht eines 
Gollegen bier zu bekämpfen, welcher dem gegenwärtigen Unter: 
nehmen feine Theilnahme zugefagt hat, wenn nicht fehon der Zu: 
fammenhang ed ihm zur Pflicht machte, derſelben Einiged, was 
zunächft hierher gehört, entgegenzuhalten. 

Wirklich iſt der Standpunkt bei Prüfung der von Herm 
von Mohl wieder aufgeworfenen Brage der Hauptfache nach 





- 50) ©. de Recenfionen in der Zabinger Erik. geitſcht fuͤr Rechtswiff. 
Bd. II. ©. 326. IV. GS. 254 f. Richters kritiſche Zeitſchrift fr 
deutſche Rechtswiſſ. Bd. J. S. 4582 f. 


54) ©. die Literatur bei Kluͤber, öffentliches echt der deutſchen 
Bundesſtaaten $. 49. Note b. 


52) Heffter, Beiträge zum bdeutfchen Staats + und Fuͤrſtenrecht, 
Borrede S. VI. Michaelis, Protokolle der Bundeöverfammlung 
©. 22 f. Maurenbrecher, im Nichters krit. Zeitſchr. Bd. IE. 
©. 854 f. Berg. deſſen Stantörecht $. 6- \ 
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Fein anderer, als derjenige, von welchem bei der Streitfrage über 
die Eriftenz eines deutſchen Rechts überhaupt auszugehen ift; 
denn nicht mehr unb nicht weniger, als das deutfche Privat: 
und Criminalrecht, und der deutfche Proceß, hing auch das ins 
nere Staatsrecht der einzelnen Territorien, namentlich die ſtaͤndi⸗ 
fhe Vertretung, das VBerfaflungsrecht überhaupt, das Privat: 
fürftenrecht, und felbit das Bermaltungdrecht, mit einzelnen Ein: 
richtungen des vormaligen deutfchen Reichs zufammen. 

- Bon dem Augenblide an, wo lebtered fein Ende erreichte, 
ift nun zwar dieſer dußere Zufammenhang und eben bamit zu: 
gleich die gemeinfame formelle Quelle des gemeinen Rechts in 
der Reichsgeſetzgebung verloren gegangen, und auch die forts 
dauernde Anwendbarkeit der früheren Reichögefehe hat man von 
da an häufig durch eine neue ausdrüdliche oder ſtillſchweigende 
Reception derfelben in der Eigenfchaft von Staatögefehen begrün: 
den zu müflen geglaubt 3), Aber ed handelt fich ja nicht dar: 
um, jene älteren, mit ber Reichsverfaffung natürlich von felbft 
gefallenen Reichdeinrichtungen, wie z. B. die Berufung auf Kai: 
fer und Reich, die Appellation an die Neichögerichte, ald fort: 
beftehend anzunehmen, oder. eine unbetingt verbindende Norm, mit 
berogatorifcher Wirkfamkeit, gegenüber von den einheimifchen Be⸗ 


ſtimmungen in dem gemeinen Staatörechte aufzurichten; vielmehr’ 


nur darum, die Grundbegriffe und höheren Regeln aufzufucden, 
woraus die Particnlarrechte Deutfchlands, alfo auch die Staat: 


vechtöbellimmungen, feit der erften Stufe ihrer Begründung Nah: | 


"rung und Beſtand erhalten haben 9%), 

Nur darüber follte daher, wie bei dem Privatrechte, dent: 
barer Weife ein Streit obwalten können: ob die auf folchem 
Wege geröonnene gemeinrechtliche Baſis in Ermangelung particu: 
laͤrer Beſtimmungen, fey es im thesi, d. h. als unbedingt an: 
wendbares Subſidiarrecht, oder in hypothesi, d. h. unter Vor⸗ 
ausfeßung des Vorhandenſeyns der betreffenden Inſtitute, zur 
Anwendung. kommen dürfe, ober 0b fich der Gebrauch deſſelben 


53) v. Berg, Abhandlungen zu Erl. der ch. B. X. Th. J. ©. 53. 
Klüber, Deffentl. Recht $. 51. Rr. II. 

54) 8.3. Eichhorn, uber das gefch. Studium des deutſchen Rechts, 

in der Bern für gefh. RW. S.19 uf. . 
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einzig darauf beſchraͤnke, als Einleitungsdoctrin zu richtigerm 
wiſſenſchaftlichen Verſtaͤndniſſe des Particularrechts zu dienen; 
denn im aͤußerſten Falle ſollte wenigſtens ber Nutzen einer fol- 
chen Doctrin, ſelbſt wenn ſie ſich lediglich auf den Standpunkt 
vom Jahr 1806 zu ſtellen haͤtte, keinem Streite unterworfen 
ſeyn. 


Allerdings hatte die in dieſem Jahre eingetretene Kataſtrophe 
nicht blos die aͤußere Geſtaltung Deutſchlands, ſondern auch das 
innere ſtaatsrechtliche Verhaͤltniß der einzelnen deutſchen Territo⸗ 
rien vielfach unmittelbar anders geſtaltet. Dieſe ſelbſt waren ſou⸗ 
veraͤn geworden und an der Stelle einer Reichsgewalt erhob ſich 
über ihnen zum Theil ſogleich, zum Theil ſpaͤter eine voͤlker⸗ 
rechtliche Bundesgewalt, welcher nur ausnahmsweiſe eine 
Einwirkung auf die innere Geſetzgebung und Verwaltung der 
Bundesſtaaten zukommt; aber gerade dieſe Veraͤnderung iſt ja 
allen deutſchen Staaten zuletzt gemeinſchaftlich geworden, indem 
ein und derſelbe deutſche Bund nunmehr alle deutſchen Staaten 
umfchließt. Zolglich kann zum mindeften die Idee eines gemei: 
nen Landesſtaatsrechts dadurch nicht verfümmert werben. 


Dffenbar verwechfelt Herr von Mohl den Begriff des letz⸗ 
teen mit dem Begriffe des vormaligen Reichsſtaatsrechts, 
wenn er behauptet: „mit Auflöfung bed beutfchen Reichs haben 
die Verhältniffe, wodurch das frühere gemeinfchaftliche Staats⸗ 
recht beftehen- Fonnte, aufgehört”, und zuletzt fehließt: „alles 
alfo, was von der Reichdeinrichtung herrührte und allen beutfchen 
Staatörechten gemein war, hat aufgehört, und zwar ohne irgend 
einen gemeinfamen Erſatz.“ — Der Umſtand, daß vormals dad 
eigentliche Reichsitaatsrecht in genauer Verbindung mit dem ges 
meinen Staatsrechte der Zerritorien (den fogenannten Zerritorials 
flaatdrechte oder Staätörecht der fogenannten Reichölande) geilans- 
den, auch mit biefem unter dem Zitel „„deutfches Staatsrecht” 
bearbeitet und vorgetragen wurde, berechtigt und nicht, Diefes 
nunmehr mit jenem in eine Klaſſe der Verdammniß zu werfen, 
: oder die gemeinrechtlihen Grundfäge über die Werfaffung und 
Berwaltung der Bundesftaaten darum über Bord zu werfen, weil 
gewiſſe andere, vormals damit in Verbindung geflandene, Jnſti⸗ 
tute und Rechtsbeflimmungen entbehrlich. geworden, 
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Der Träger der Idee eined gemeinen Landesſtaatsrechts war 
ja nicht weſentlich dad Dafeyn eines Reichsverbandes, 3. B. das 
Rechtöverhältniß der Reichöftände zu Kaifer und Reich, der Be: 
ftand einer Reichöverfammlung, eined Reichshofraths, Reichs: 
Fammergeriht3 u. f. w., fondern die innere Uebereinftimmung der 
einzelnen Particularftaatsrechte, beruhend theils auf der allen 
menfhlihen Einrichtungen inwohnenden rationellen Natur ber 
Sache, theild auf jener gemeinfchaftlichen biftorifchen Grundlage, 
welche als Factum Her Geſchichte nicht mehr vernichtet werben 
kann. Ale jene Rechtöverhältniffe, welche mit Auflöfung des 
deutſchen Reichs von felbft zerfielen, waren allerdings theilmeife 
die Bedingungen, unter welchen da5 innere Staatdrecht der beuf: 
ſchen Territorien feine pofitive Geſtalt erlangt hat. Sie boten, 
überdieß einige wünfchenswerthe Garantien für den Beftand und 
die Wirkſamkeit der gegebenen Eandeöverfaffungen dar; nicht aber 
waren fie diefe Verfaſſungen felbft. 

Gefest daher auch, die Summe von Einrichtungen und Be: 
flimmungen des Landesſtaatsrechts, 3. B. die Rechte der Agnas 
ten, der Stände, ber einzelnen Unterthanen wären wirflich, wie 
Here von Mohl behauptet, unmittelbar aus der Reichseinrich⸗ 
tung und nur aus ihr hervorgegangen, ift man darum nach logi: 
ſchen Regeln berechtigt, zu fchließen, daß fie mit Vernichtung 
des. Reihöverbanbes aufgehört haben! Beſtehen nicht vielmehr 
einzelne ältere ſtaatsrechtliche Snflitute und Beſtimmungen, wie 
gegnerifcher Seit felbft zugegeben wird, immer no fort, und 
war ed gewiß keineswegs zu vechtfertigen, daß andere, nachdem 
die aͤußeren Bürgfchaften ihrer Fortdauer verfchwunden, von den 
fouverän gewordenen Landesherren einfeitig aufgehoben worden. 

Selbft aber das laßt ſich kaum mit gutem Grunde bezwei— 
feln, daß, wenn wirklich ein außerer politifcher Verband in dem 
Begriff eined gemeinen Staatsrechts vorauögefeßt - würde, jetzt 
wenigftend der deutfche Bund ald ein gemeinfamer Erfag für den 
frühen Reichöverband follte gelten koͤnnen; denn während bie 
deutfche Reichsgefeßgebung und Reichöorganifation die Ausbildung 
der einzelnen Landesverfaſſungen faſt lediglich ſi ch ſelbſt uͤberlie⸗ 
ßen, iſt nunmehr in der Bundesverfaſſung und in den Bundes⸗ 
beſchluͤſſen eine Anzahl von Detailvorſchriften enthalten, wodurch 
die inneren Staatseinrichtungen der Bundeslaͤnder unmittelbar 
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beſtimmt werden. Ob übrigens der neue ſchuͤzende Verband den 
Namen eines Reichs oder Bundes fuͤhrt, iſt fuͤr den Begriff eines 
gemeinen Landesſtaatsrechts einerlei; denn nicht auf die Form je⸗ 
ned woeitern Verbandes, als eines Reichsſtaats, ſondern auf das 
Daſeyn verſchiedener, mehr oder weniger gleichgeformter Staaten 
wird dieſe Bezeichnung bezogen; und ſollte nicht der neue Bun⸗ 
bescharakter, indem er an der Stelle der früheren Xerritorials 
ſtaaten nunmehr ſelbſtſtaͤndige Staaten duldet, dem Begriffe eines 
gemeinen Staatsrechts in der ebengenannten. Bedeutung fogar 
mehr entfprehen, da ja dad zu Grunde liegende Präbicat 
„Staat” jegt in noch vollerer Bedeutung den einzelnen Territo⸗ 
rien zukommt, als früher. | 

Mit der Auflöfung des deutfchen Reichs wird nım zwar be: 
hauptet, fey auch „die biftorifche germanifche Einheit” untere 
brochen worden; denn bie größere Mehrzahl der deutfchen Staa⸗ 
ten habe ihre Befreiung vom Neichsverbande dazu benußt, nicht 
nur einzelne zufällige Detaileinrichtungen nach Willkür zu ändern, 
fondern fogar ihren Einrichtungen eine ganz neue Grundlage, ein 
ganz verfchiedened Princip zu geben; fremde, namentlich franzoͤ⸗ 
ſiſche Anfichten feyen überall hereingedrungen, haben: bier dieſe, 
dort jene Wirfung gehabt, und ve (?) ganz verfchiebene 
- Staatsarten erzeugt. _ 
Eine „germanifche. Einheit” oder eine politifche Verbindung 
> der Völker germanifchen Urfprungd hat bekanntlich nie beflanden 
(taum ja wohl eine deutſche!); das Charakteriftifche in den 
Staatdeinsichtungen jener Völker aber hat fih auch, dem engli⸗ 
ſchen und franzöfifhen Wolfe mitgetheilt -und bei dem erſtern for 
gar länger erhalten und weiter ausgebildet, als in Deutfchland, 
wo die Einwanderung des römifchen Rechts und bie Vorliebe für 
das Fremde überhaupt ſchon feit dem 1öten und 16ten Jahrhun⸗ 
dert die einheimiſchen Inflitutionen untergraben und die germant: 
ſchen Eigenthuͤmlichkeiten tiefer erfehüttert haben, als alle. neuer⸗ 
dings eingebrungenen franzöfifchen Repräfentativ = und. Berwals 
tungöformen- 59), welche bei einer freien Weiterbilpung ber in 


55) Das Princip der allgemeinen Volksvertretung, das Wahlſyſtem, 
das Inftitut der Givillifte, die Verantwortlichkeit der Minifter, die 
Buͤreaukratie, die Gefchäftseintheilung nach Departements, die Etats⸗ 
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Deutfchland bereits vorgelegenen Grundzüge fich hier großentheil 
gleichfalls hätten entwideln müffen. 

Beränderungen der ebengebachten Kt, zum Theil fehr tief 
eingreifende und nicht immer übereinflimmende find zwar, zumal 
in Folge einer engeren politifchen Werbindung der meiften beut: 
fhen Staaten mit Frankreich im rheinifhen Bunde, da und dort 
vorgenommen worden; aber, wo man darin zu weit gegangen 
“war, ift der ruhige Sinn des Deutfchen felbft wieder zum Alten 
zurücgelehrt, und wir dürfen es namentlich den neueften Wer: 
befferungen in der Verfaſſung und Verwaltung einzelner beutfcher 
Staaten nachfagen, daß ein hiftorifcher Anhaltspunkt und eine 
höhere, vielleicht vwoiffenfchaftliche Einheit überall für noͤthig er⸗ 
achtet worden. 

Welches ſind nun aber im Einzelnen die weſentlichen Ver⸗ 
aͤnderungen, wodurch nach der Annahme des Herrn von Mohl 
die Conſtruction eines gemeinen Staatsrechts in Deutſchland un⸗ 
möglich geworden ſeyn fol? Erheblich und durchgreifend müfjen 
fie allerdings feyn; denn derfelbe hat die „größte Werfchietenheit 
nicht nur in außeren Formen, fondern auch im Principe der Re: 
gierungdart” vor Auflöfung des deutfchen Reichsverbands als 
unfhädlich für die Annahme eined gemeinen Staatsrechts anges 
ſehen; und nun follen die beinahe wörtlich auf gleiche Weife prä: 
dicirten Neuerungen nach, jenem Zeitpunkte zerflörend auf bie 
Disciplin eingewirkt haben. 

Herr von Mohl beruft fih zur Begruͤndung feiner Anficht 
inöbefondere auf dad Beifpiel Württembergd; aber er burchhaut 
den Knoten, wenn er fragt: „wo ift ber fo ganz mit der Ges 
fhichte und Der allgemeinen Staatslehre Unbekannte, welcher 
nicht zugäbe, daß .diefer Staat durch feine Verwandlung zuerft 
in eine abfolute Monarchie, jest in einen Staat mit Volksper⸗ 
tretung nicht blos im Aeußeren und Unwefentlichen, fondern in 
feiner innerften Natur verändert worden fey?” Exemplum clau- 
dicat! Wenigſtens glaubt der Verfaffer diefes in feiner gefchicht: 


“ wirthfchaft mögen etwa vorzugsweife hierher gehören; indeffen dien» 
ten hierin den Zranzofen die englifchen Staatseinrichtungen und 
Stastöverhandlungen ald Mufter, wo daher auch die meiſte er. 
sung für unfere Gtaatämänner zu fuchen feyn duͤrfte. 

4 


German. Zeitfchrift, 1839. 18 Heft, 
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lichen Einleitung in die wuͤrttembergiſchen Staatsgrundgeſetze hin⸗ 
reichend gezeigt zu haben, daß die neue wuͤrttembergiſche Verfaſ⸗ 
fung mit der erblaͤndiſchen, zu Ende des Jahrs 1805 aufgeho⸗ 
benen, in wefentlichen Punkten gefchichtlic, zufammenhängt; und 
ſchon die erklärte Bereitwilligkeit des verewigten Königs Frie⸗ 
drich, mit den Ständen, welche eine vollfiändige Reflauration 
wimfchten, wegen ter nothwendig fcheinenden Modificationen zu 
unterhandeln und hierbei „alle dasjenige aus der alten Berfaf: 
fung beizubehalten, wad mit den neuen Zeitumfländen nur immer 
fih vereinigen laffe” 56), fo wie bie ausdrückliche Anerkennung 
des gegenwärtigen Königs Wilhelm nach dem Antritte der Re 
gierung: „den feitherigen Arbeiten an ber künftigen Verfaſſung 
fen die der Erblande zu Grunde gelegt worden” 57), mögen ſtatt 
aller Verficherungen dienen. | 

Außer Württemberg wirb noch auf die Staatöveränderungen 
in Baiern und Baden und auf dad Stehenbleiben in Oeſtreich 
und Oldenburg verwiefen, und daran die Frage geknüpft: „wenn 
diefed Alles fich fo befindet, wie läßt e3 fich mit der Wirklich 
teit, wie mit der Gefchichte, wie mit der Logik vereinigen, wenn 
man für diefe fo verfchiedene Staaten Ein gemeinf&haftliches pofi⸗ 
tives Staatsrecht aufftellen will?” | 

Da in Württemberg, um beflen Staatsrecht Herr von 
Mohl ſo wefentliche Verdienſte hat, wie wir gefehen haben, bie 
Sache fid) anderd verhält, al& behauptet worden, fo werben wir 
und auch bdiefen neuen Argumenten nicht mit unbedingtem Ber: 
trauen überlaffen dürfen. Ob amd in.wie weit den neuen fehrift: 
lichen VBerfaffungöfpftemen in Baiern und Baden die früheren 
dortigen Einrichtungen zu Grunde gelegt worden (begreiflich iſt, 
baß biefelben ſich möglichft an die bis dahin beſtandenen Inftitus 
tionen anfchloffen 5%), und jebenfals follte darin nur ein Theil 


56) f. Sammlung der wuͤrtt. Staatsgrundgefege III. Bd. Eint. 8. 401. 


. 57) Daſ. $.412. Den Beweis, daB auch die neue Eucheffifche Ber: 
faſſung mit alten Elementen zufammenhänge, hat geführt Pfeif- 
fer, in feiner Geſchichte der Landftändifchen Berfaffung in Kuchefs 
fen. 1834. 

58) Wenn der Merf. der „Bemerkungen uͤbem die ältere ftänd. Ber- 
‚faffung in Heſſen“ (Berlin 1836. S. 48.) dem Verſuche Pfeiffers 
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des Staatörecht5 aufgenommen werden), iſt für unfre Frage un: 
verfänglich; darüber aber muß man fich aufrichtig und ohne zu: 
vor gefaßte Privatmeinung verftändigen: ob die —— 
faſſungs- und Geſetzesbeſtimmungen hinreichen zur Beantwortung 
aller vorkommenden ſtaatsrechtlichen Fragen, ob nicht theils als 
Erklaͤrungs⸗, theils als Ergaͤnzungsmittel eine gemeinrechtliche 
Theorie auch hier weſentliches Beduͤrfniß iſt, ein Beduͤrfniß, wel⸗ 
ches Analogien aus dem engliſchen, franzoͤſiſchen, nordamerikani⸗ 
ſchen Staatsrecht, deren Herr von Mohl in ſcinem Wuͤrtteni⸗ 
bergiſchen Staatsrecht ſich haͤufig bedient, nicht immer erſetzen 
koͤnnen. Iſt aber das Beduͤrfniß einer ſolchen Theorie anerkannt, 
dann fragt es ſich weiter: aus welchen Quellen iſt fie zu ſchoͤ— 
pfen? Hier nun. gerabe muͤſſen wir auf dasjenige, was bereits 
oben über den Charakter bed deutfihen Rechts angeführt worden, 
und was in einem pätern Hefte über bie Methode deſſelben zu 
ſagen feyn wird, vermeifen und namentlich darauf aufmerffam 
machen, daß ber Begriff eined gemeinen Rechts (jus commune) 
feineöwegs eine allgemeine, bis auf das Heinfte Detail ſich er: 
ſtreckende Theorie vorausſetzt, wonach bad, was heute gemeine 
Recht ift, dadurch, .daß morgen in eiriem Staate etwas. daran 
geändert wird, aufhörte, es zu ſeyn, vielmehr nur eine den 
Objecten des Rechts, den Rechtöverhältniffen an ſich, wofern fie 
Statt finden, zufommende innere Natur der Sache, und eine 
diefer fachlichen Natur entfprechende gemeinfame Rechtsgrundlage. 
Eine folche gemeine Rechtögrundlage befisen aber Die verfthiedenen 
deutfchen Staaten; . nicht blos in Hinficht auf ihr Privatrecht, 
Proceßrecht u. f. w., fondern aud in Hinſicht auf ihr Berfaf: 
unge und mar 





% 


CGeſchichte der, Landftändifchen Verfaffung in Kurheffen) den Zuſam⸗ 
menbang zwifchen alten und neuen Rechten der Landflände nachzu⸗ 
weifen, unter Anderem entgegenhält, daß zu jenen die Theilnahme 

‚ an der Geſetzgebung nicht gehört habe, fo überfieht er, daß dieſe 
eines der aͤlteſten ſtaͤndiſchen Rechte war, ſ. Henrici Regis Sen- 

tentia de jure statuum terrae de ao. 1231 (Pertz Legum II. 

B. 283.)' „ut neque principes neque alii quilibet constitutiones vel 

nova jura facere possint, nisi meliorum et maiorum 

terre consensus primitua habeatur.” 
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Zunaͤchſt ſind es die allgemeinen Begriffe von Staat und 
Staatsgewalt, Wolf und Regierung, Recht, Geſetz und Ber: 
faffung, wefentlihen und zufälligen. Regierungsrechten u. ſ. w., 
welche ebenfo wie ber Staatszweck felbft und manche einzelne 
ftantörechtliche Principien, worüber die pofitiven Geſetze ſchwei⸗ 
gen, aus bem allgemeinen d. h. philofophifchen Staatsrechte zu 
entnehmen find, und baher in jedem particulären Staatsrechte 
vorauögefeßt werben. Hierzu kommen dann, da ed ſich von einem 
jus gentium germanicarum handelt, die Bunbesverträge und 
Bundeögefebe, welche, foweit fie auf die inneren Verhaͤltniſſe 
der Bundedftaaten Bezug haben, ohne Zweifel ein dieſen Staa; 
ten gemeinfamed Recht enthalten, fo namentlich die Art. 12— 19. 
der Bumbdedacte und Art, 54 — 62. der Wiener Schlußacte. 
Weiterhin und abgefehen von bdiefen unzweifelhaft gemeinrecht: 
lichen Elementen haben die deutfchen Staaten, fofern fie in einer 
Gemeinfchaft des Urfprungd und der Entwidelung mit einander 
fiehen, manche übereinftinnmende Anftalten in fich ausgebildet, 
welche, eben weil fie ihrem inneren Mefen nach gemein find, 
auch einen gemginrechtlichen Maapftab der Beurtheilung zulaffen. 
So kann das Wefen der Iandftändifchen Verfaſſung nicht von 
einem einfeitigen particulären Standpunkte aus richtig aufgefaßt 
werben, zumal im Hinblick auf den Art. 13. der Bundesacte, 
welcher zwar die Einführung landftändifcher Werfaffungen in allen 
Bundesftanten vorfchreibt, ohne aber dabei einen fpeciellen Typus 
anzuzeichnen. Es muß alfo, wenn es fi von Auslegung dieſes 
- Urt. handelt, erſt der Begriff und Zweck jener Einrichtung mit 
Rudficht auf ihren Urfprung und ihre verfchiedene practifche Be: 
fchaffenheit aufgefucht werden. Iſt aber dad Princip der land: 
fländifchen Verfaffung einmal feftgeftellt, fo Fan, was daraus 
mit logifcher Nothwendigkeit hervorgeht, ald darin begriffen vor: 
audgefest werden. Auf gleiche Weife ift die Natur der neueren 
ſogenannten Repräfentativ : Einrichtungen feftzuftellen, wenn gleich 
hiervon nicht in allen Staaten Gebrauch gemacht wird. Auch) 
die genetifche Befchaffenheit diefer Einrichtungen kann zwar eini: 
germaßen aus gefchichtlichen Momenten erfannt werben, allein 
mehr werden wieder allgemeine Begriffe, namentlich über die mo: 
ralifche Perfünlichfeit des Volks und den Daraus hergeleiteten Re: 
präfentativ » Charafter der Ständeverfammlungen, freilich im fte: 
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ten Hinbli® auf die gefchichtlichen Modificateonen in Deutfchland 
die Theorie begründen helfen. Ebenfo endlich läßt ſich allen uͤbri⸗ 
gen Fragen des Sfhatörechtd eine gemeine theild rationelle, theils 
biftorifche Seite abgewinnen, welche nicht uncultivirt gelaffen 
voerden darf, wenn wir nicht auf allen Gewinn, welchen das 
beutfche. Recht aus feiner bisherigen reichen Literatur und der 
vereinten Wirkſamkeit ber Univerfitäten gezogen bat, verzichten 
wollen. - 
Diefe Anfiht von der Natur des beutfchen Staatsrechts 
feftgehalten, wo follen nun die wahrgenommenen unüberwind- 
lihen Schwierigkeiten in Darftelung deſſelben zu finden feyn? 
Verfaſſer diefes vermag Feine anderen zu entdecken, als welche ſich 
bei Spftematifirung jeder anderen gemeinrechtlichen Lehre gleichs 
falls ergeben, welche aber eine dem Stoffe angemeflene Methode 
ſicher, wenn auch mühlem, überwinden wird. 
Freilich darf es hierbei nicht auf Erfchöpfung der fpeciellen 
- Berwaltungsregeln des Polizeis, des Kameralrechts u. ſ. w. oder 
auf Anhäufung eines unnuͤtzen Detaild aus der Specialgefeb- 
gebung ber einzelnen Länder abgefehen ſeyn; denn in ein Syſtem 
des Staatsrechts gehören überall nur die leitenden Grundſaͤtze der 
Verwaltung, wad Herr Profeffor von Mohl fowohl be ber 
Probe, die er mit fpecielen Materien ded gemeinen Stoatsrechts, 
namentlich der Polizei,. unter Vergleihung des Lindeloffchen 
Grundriſſes und neuerdings des Maurenbrecher'ſchen Staats⸗ 
rechts anftellt, nicht hinreichend gewürdigt zu haben fcheint. 


— 


Weber 


das Alter des Sachjenfpiegels. 


Bon 
* Julius Weiske, 


VProfeſſor der KRechte in Leipzig. 





Einleitung. 


In meiner Schrift: Abhandlungen aus dem Gebiete 
des deutſchen Rechts 1830, hatte ich unter Nr. II. Ueber 
. bie Zeit und den Verfaſſer des Sachſenſpiegels bie 
Anficht aufgeftelt, daß dieſes Rechtsbuch fhon um das Jahr 
1190 entftanden ſey. Da nun bdiefelbe, wie Böpfl deutfche 
Staats : und Rechtögefch. 8. 78. a. 17. fagt, „nicht gehörig ge> 
würdigt geworben zu :feyn feheint,” wenigſtens die frühere Mei⸗ 
nung über dad Alter des Sachfenfpiegeld immer. noch die gewöhns 
liche und berrfchende ift, fo benuße ich gern die mir von dem 
Herrn Mitherausgeber diefer Zeitfchrift, Prof. Reyfcher, brief: 
lich gegebene Andeutung, meine Anficht über dad Alter des Sachs 
fenfpiegelö hier weiter auszuführen. 

Seitdem ich die obengedachte Meinung aufftellte, habe ich 
ihre weitere und feftere Begründung nie ganz aus dem Auge ver: 
loren; fowie mir aber zeither nichts vorgekommen ift, was meiner 
Anficht nach gegen fie fpräche, auch mir Beine Entgegnungen be 
kannt geworden find, die eine Beruͤckſichtigung verdienten, fo bin 
ich jedoch auch auf Nichts gefloßen, woraus fich die Abfaffung 
unſres Mechtöbuches in einem beftimmten. Jahre unwider: 
leglich nachweifen ließe, und überhaupt möchte ich es fehr be: 
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zweifeln, daß dies je möglich fein wird, wenn nicht auch bier 
irgend einmal ein glüudlicher Zufall und Licht giebt. 

Daß man nicht fchon eher auf die Anſicht gekommen ift: 
der Sachfenfpiegel müfle vor 1215 verfaßt fen, hat feinen Grund 
wohl theild darin, daß man in früherer Zeit noch nicht fo tief in 
die einzelnen Zweige bed gefammten Rechtölebens im Mittelalter 
eingedrungen war, theild noch mehr darin, daß man im Sad: 
fenfpiegel felbft I. a. 3. a. E. eine Beſtimmung vorfand, welche 
unleugbar erfi auf dem Aten Iateranenfifchen Copcil (1215) gege⸗ 
ben worden if. (De sibbe lent in dem sevenden erve to 
nemene, al hebbe de paves georlovet wif to ne 
mene in der veften.) 

Schon in jener Abhandlung machte ich $.2., wie von Anz 
dern weiter ausgeführt worben tt, darauf aufmerffam, daß bie 
in der bekannten Quedlinburger Handfchrift des Sachfenfpiegeld 
‚fehlenden Stellen fpätere Zufäße feyen. Da nun dies heutzutage 
wohl ziemlich allgemein ald wahr und ausgemacht angenommen ivird, 
fo folgt daraus ganz einfach, daß der Grund, den man früher dafür 
anführte, Daß der Sachfenfpiegel nicht vor dem Jahre 1215 ge: 
ſchrieben ſeyn koͤnne, völlig hinwegfaͤllt; ja man koͤnnte fogar da⸗ 
für halten, daß er deßhalb früher verfaßt fein muͤſſe, weil, wenn 
er nach jenem Concil entflanden ware, die gedachte Stelle nicht 
binweg geblieben fein würde. Nur beilaͤufig fei es noch erwähnt, 
wiewohl ed nicht: ohne Bedeutung iſt, daß die Zahlungsart der 
Verwandtfchaft des Sachfenfpiegeld Die des Altern canonifchen 
Rechts ift, vermöge ber man „nicht die Kinder der Stammeltern 
als erfte Generation bezeichnete, fondern erſt mit den Enfeln die 
Gradzaͤhlung begann.” . Von diefer ging man aber im 12ten 
Jahrh. wieder ab, fo daß fie auch der Schwabenfpiegel nicht 
mehr anwendet 1). Indeß begnügen wir uns vorläufig Damit, 
daß es durch die eigenthümliche Beſchaffenheit dev Quedlinburger 
Handſchrift dargethan iſt, daß der Sachfenfpiegel nor 1215 ge 
fshrieben fein Eönne, was man früher, ehe man die Bedeutung 
jener Handfchrift ermittelt hatte, nuht glaubte ‚Der Einwand 
nämlich, ‚daß der Sachſenſpiegel trotz dem erſt in dem folgenden 
Jahrhundert gefchrieben ſeyn Ba weil Eide.von Repgow 


1) Sydow, Erbrecht nach dem Sehtieaſpietei,- ©. 123 u. 124. 
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und Hoyer von Falkenſtein urkundlich in dieſer Zeit vorkom⸗ 
men, ift theild wohl in jener Abhandlung befeitigt,, theild des⸗ 
balb nicht erheblich, weil ed gar nicht erwieſen it, daß Repgow 
wirklich der Verfaſſer fen 2). 

Daß der Sachfenfpiegel frei von dem Einfluffe des roͤmiſchen 
Rechts iſt; daß er Manches enthält, was an frühere Jahrhun⸗ 
deste, felbft an Beſtimmungen ver Eapitularien erinnert, mag 
allerdings zur Entſcheidung der Frage, ob feine Abfaflung gegen 
das Ende des 12, Jahrh., over in dad erfie Viertheil des 13. Jahrh. 
fällt, wenig beitragen. Allein wenn man fi feinen ganzen -Ins 
halt ald dad Gefammtrecht einer gewiffen Zeit, ober auch manche 
einzelne Beflimmungen und Grundſaͤtze beffelben wergegenwärtigt, 
fühlt man fi) dadurch, wenigftens ift ed bei und der Fall und 
wird es immer mehr, weit mehr in die Zeit des Ausganged des 
42. Jahrh. als in die des 13. verſetzt. Dies freilich als einen 
Totaleindruck nachzuweiſen, erforderte eine vollftändige Begruͤn⸗ 
dung des Gefammtrechts des Sachfenfpiegeld im Zufammenhange 
mit dem bürgerlichen und öffentlichen Leben jener Tage, die nas 
türlic, hier nicht gegeben und erwartet werden kann. Wir müf: 
fer uns bier alfo damit begnügen, Einzelnheiten hervorzu: 
heben, Deren noch mehrere aufzufinden, Andre im Stande feyn 
werven. | | 

Im Allgemeinen -weifen wir nur noch auf die oft vorkom⸗ 
mende Uebereinftimmung des Sachfenfpiegeld mit den -Burchardi 
episc. Wormat. statuta et leges familiae S. Petri v. 1024 8) 
bin, die, wenn fie gleich nicht ald Beweis für die Entftehung 
jenes im 12. Jahrh. angeführt werden kann und fol, doch eher 
für eine frühere als fpätere Abfaffung des Sachfenfpiegeld ſpre⸗ 
hen dürfte, und, da fie wohl noch wenig beachtet worden ift, 
bier beiläufig angemerft werden fol. Es flimmen nämlich fol: 
gende Stellen beider Quellen überein, ober ftehen doch in naher 
Beruͤhrung mit einander. Sachſenſp. I. a. 7. vergl. Burchard. 
a. 19. über dad Abſchwoͤren außergerichtlicher Verträge. Sad: 
fenfp. I. a. 21. Burchard. a. 1. Leibgedinge. Sachfenfp. I. 
a.24. S.3. Burchard. a. 10. operata pecunia. Sachfenfp. I. 





2) Vergl. jedodh Eichhorn teutfche Staats» u. R. G. S. 279. n. i. 
3) Walter corp. jur. germ. III. p. 775. _ 
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a. 31.v.1. Burchard. a. 1. Erbrecht der Frau. Sachfenfp. I. 
a.38. Burchard. a. 20.30. 32. Rechtlofigkeit. Sacfenfp. u. 
a.13. Burchard. a. 20. Diebftahl, 

Eihhorn, der der gewöhnlichen Anficht über die Zeit ber 
Entflehung des Sachfenfpiegeld getreu geblieben ift, zeigt befon- 
ders in der neuen Ausgabe der Rechtögefchichte $. 337. an meh: 
reren Stellen, daß die Anfscht unfres Rechtöbuches über ſtaͤn⸗ 
diſches Wefen nicht nur von der andrer NRechtöbücher, was be: 
kannt iſt, theilweis. abweiche, fondern vorzüglich, worauf «8 bier 
ankommt, daß die Beflimmungen des Sachfenfpiegeld dem Aus⸗ 
gange des 12. Jahrh. als geltended Recht angehören, eine 
Anfiht, Die ebenfo wegen ihres Begruͤnders, als deshalb alle 
Beachtung verdient, weil Eichhorn gleichwohl die Abfaffung 
des Sachfenfpiegeld, wovon er andberwärtd handelt, erſt in das 
13. Jahrh. fest. In Bezug alfo auf die fo wichtigen, rafchen 
Abanderungen unterworfenen fländifchen Rechtöverhältniffe entging 
es diefem tiefen Kenner des deutfchen Rechts nicht, daß fie, wie 
fie unfre Quelle darfiellt, mehr. dem 12. ald dem 13. Jahrh. 
eigen erfcheinen. Da nun der Sachfenfpiegel dad Recht feiner 


Zeit geben will, ſo weiſt uns dieſer Umſtand auf das 12. Jahrh. 


als die Zeit der Entſtehung des Rechtsbuches allerdings hin. 

Es iſt bekannt, mit welcher Hefligkeit zur Zeit der Hohen: 
fiaufen und fpäter die Frage verhandelt ward, ob die beiden 
Schwerter als Zeichen der höchften Gewalt unmittelbar von Gott 
dem Pabfle und dem Kaifer, oder nur jenem verliehen feyen, fo 
daß fie diefer nur lehnsweiſe vom Pabfte erhielt, folglich dem 
Rechtsſyſteme nach unter ihn geftellf erfcheine. Mehrfache Unter: 
fuhungen in unfrer Zeit haben wohl foviel ausgemittelt, daß 
diefe Streitfrage auch in jener Zeit, wo fie praktifch war, von 
den Anhängern des Pabſtes anderd entfchieden ward, als von be 
nen des Kaiferd, daß fomit weder die eine noch die andre Anficht 
je die allgemein ohne Widerfpruch anerkannte: gewefen ift, und 
daß dabei jederzeit viel von dem perſoͤnlichen Uebergewichte bed 
Papftes oder des Kaiferd ‚abgehangen habe. Es ift auch fo viel 
gewiß, daß fie, ald fie zuerſt von den Päbften aufgeftellt wurbe, 
ſchaͤrfern Widerſpruch erfuhr und weniger Anklang fand, als fpds 
ter im 13, Jahrhunderte. Friedrich I und feine Zeitgenoffen 
waren ed insbefondere, bie fich einer folchen Unterwürfigfeit des 
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Kaifers unter den Pabft (man erinwere_fih nur an den bekannten 
Streit über den vom Pabfte gebrauchten Ausdruck: beneficium) 
mit aller Kraft entgegenftellten 2). Wichtig ift ed Daher, daß, wäh: 
rend namentlich der Schwabenfpiegel, Vorrede $. 9. 10. (Berger) 
das Lehnsverhältniß des Kaifers zum Pabite anerkannt, der Sachs 
fenfgiegel gleich mit der entgegengefegten Altern Anficht beginnt °), 
woraus ebenfalls auf fein Entflehen im 12. Jahrh. gefchloffen wer: 
ven muß. Und auch bier berufen wir und auf die Auctorität 
Eichhorn 6), indem er, die gedachte Frage verhandelnd, aus⸗ 
druͤcklich über Die Anficht des Suchjenfpiegeld bemerkt: „Dies 
war die Stellung bed Kaifers dem Papfte gegenüber, welche 
Friedrich I. geltend machte” Es laßt ſich daher wohl anneh⸗ 
men, daß, wenn ber Sachfenfpiegel zu einer Zeit gefchrieben wäre, 
in der die andere Anficht die verbreitetere war, wie fpater, er 
diefe auch aufgefiellt haben würde. u 


Der Sachfenfpiegel kennt insbefondere das Bergregal 
noch nicht. 


Die viel beftrittene Stelle des Sachfenfpiegeld I. a. 35. weiß 
nach der allein richtigen Auslegung von der Regalität des 
Bergbaues durchaus nichts, fondern giebt der Föniglichen Ge: 
walt nur auf den Schatz (thesaurus) ein Recht. Im $.2. ift 
vom Silber ald einem Foffile die Rebe, und das Abbauen die: 
ſes betrachtet der Sachfenfpiegel ald ein Nußungsrecht des Grund: 
eigenthümers, welches leßterer auch Andern überlaffen Tann, wie 
‚dies von Alterd her Rechtens war 7). Die weiteren Beweiſe für 


4) Weiske de sept. elyp. mil. p. 34 sg. — Luden Geſchichte des 

deutſchen Volks. Bd. 10. S. 450. u. ff. | 

5) b.I. a.1. Tyei svert lit got in ertrike to bescermene de kristen- 
heit. Deme pavese is gesat dat geistlike, deme Keisere dat wert- 
like, 

6) a. a. D. $. 286. 

7) Bergl. 3. WB. Paunmaun Geſch. der Regal. ©. 64. und auch den 

Schwabenſpiegel c. 222. (Seuckenberg), der ſich hier deutlicher noch 

als der Sachſenſpiegel ausdruͤckt. 
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die Richtigkeit dieſer Anſicht gedenken wir zu ſeiner Zeit ander⸗ 
waͤrts zu liefern, und laſſen ſie hier nicht folgen, um nicht zu 
weitläufig zu werben, 

. Die Kaifer aber fuchtn, namentlich feit Friedrich L, das 
Bergregal gegen bad biöherige Recht geltend zu machen, wo: 
mit fie auch allmählig im Allgemeinen bekanntlich durchdrangen. 
Sudem nun des Sachfenfpiegel die felbft von Friedrich J. z. B. 
1189 ausdrücklich, noch mehr aber von ben folgenden Kaifern in 
Anſpruch genommene Regalität nicht ald geltendes Recht amers 
kennt, fpricht Died nicht wenig für feine frühere Entftehung. Er: 
innert man fid) noch an die am Ausgange des 12. Sahrhunderts 
wegen ber Regalität ded meißnifhen Bergbaues mit den Kai: 
fern gepflogenen Händel, fo könnte man in ber That nicht ein- 
fehen, wie der Verfaſſer jene Anficht hätte niederfchveiben koͤnnen, 
wenn fein Werk erft zu Anfang ded 13. Jahrh. entſtanden wäre, 
da ihm fohon aus örtlicher Rüdficht jene Vorgänge nicht unbe: 
kannt bleiben konnten. Als nämlich der meißnifhe Bergbau auf 
dem Gebiete des Abtes von Celle etwa 1169 entdeckt worden 
war, erwarb der Markgraf Otto der Reiche die Ortfchaften, in 
deren Fluren der Bergbau betrieben ward, und dies unleugbar 
aus dem Grunde, weil damald dad Betreiben des Bergbaues 
als ein Ausflußrecht des Grundeigenthums galt, denn waͤre es 
Regal geweſen, fo hätte der Markgraf jene Erwerbung nicht nö: 
thig gehabt. Otto betrieb nun auch den Bergbau, wurde aber 
von Friedrich I. genöthigt, weil diefer die Regalität des Berg⸗ 
baues geltend zu machen begann, ſich mit dem meißnifchen Berg: 
bau als einem Regal belehnen zu laſſen. Wann diefe Belehnung 
erfolgt fey, iſt unbekannt, Otto erwähnt fie aber in einer Ur: 
kunde von 1185 ausdrüdlich, ja es fcheint auch, ald habe Frie: 
drich I. den Bergbau ald Regal felbft ausüben wollen. Gewiß 
aber ift es, daß Heinrich VI. trog jener Belehnung mit dem 
Bergregal Anfprüche auf den. meißnifchen Bergbau machte, und 
fogar Meißen namentlich Freiber g, 1196 mit Truppen be⸗ 
feste 8). 


S) Chronic. Citicense: hanc molestiam propter fodinas in Freiberg 
passus ‚est, quas imperator libenter habaisset. . (8 
Urfprung der Bergwerke in Sachſen. 
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Zugleich iſt es noch bemerkenswerth, daß der Sachſenſpiegel 
ron der ſich damals bildenden Regalitaͤt auch in Bezug auf an⸗ 
dere Gegenſtaͤnde und Verhaͤltniſſe faſt noch gar nichts weiß. So 
erſcheint ihm die Jagd, außer in den Bannforſten, noch als 

‚ frei II. a. 61.9), GStrommeis fließended Maffer ift für Fiſcherei 
und Schifferei Jedermann gemein II. a.28. $.4. vergl. II. a. 61. 
$8.1., und die Tönigliche Gewalt hat darauf Feine Rechte, wenn 
fchon des Königs Straße zu Waſſer und zu Lande fleten /Frieden 
haben fol. II. a. 68. 


Der Sachfenfpiegel ftellt die Wahl der Bifchöfe noch 
als durch den Kaiſer beſchränkt dar. 


Wir haben fomit alfo ſchon mehrere Rechtögrundfäge des 


Sachſenſpiegels hervorgehoben, welche die Abfaffung deffelben in_ _ 
die Zeit Friedrichs I. verweilen, und wir glauben, daß eben 


dadurch der von und in jener Abhandlung als Hauptgrund gel: 
tend gemachte, namlich der, welcher fich auf die Belehnung 
der Bifchöfe bezieht, infofern an Bedeutfamkeit gewinnen müffe, 
als er durch andre Stellen, die auf daffelbe Zeitalter hinweifen, 
unterftügt: wird, und eben diefes Zufammenwirken im Gegenfabe 
zu dem Vereinzeltftehen feine Beweiskraft erhöht. Die Stelle 
felbft Tautet fo: Svenen man kuͤſet bifchopen oder ebbede oder eb: 
bedifchen, die den herſchilt hebben, dat Ien folen fie vore vntvan 
vnde die biforge na. Svenen fie dat len vntvangen hebben, fo 
mogen fie lenrecht don vnde nit er. — 8. 2. Spar man bi: 
ſchope oder ebbede oder ebbedifchen nicht en kuͤſet bynnen ſes wes 
- fen, dar die lenunge an den keiſer gat, be liet it foeme be wel, 
‚ bie fit vebelife gehanbelet heuet (III. a. 59.). Deſſen ungeachtet 
laßt es fich nicht verkennen, daß die in Frage flehende Anficht 
über die Belehnung der Bifchöfe, obſchon fie recht eigentlich an die 
Beiten Friedrichs I, erinnert 19), und der Abfaffung des Sadı: 


9) Vergl. Stieglig die Eigenthumsrechte an Wald und Jagd. ©. 72. 


40) Ludewig relig. macript. T. II. p. 47. — Weiske Abkandl. 
S. 39. — Luden Geſch. d. deutfchen Volks. Bd. 11. ©. 194. 


n 
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ſenſpiegels nach 1209 (Otto IV.) oder 1213 (Friedrich II.) 
entgegentritt, und mit weniger Sicherheit geſtattet, die Entſte⸗ 
hung des Rechtsbuches in die Lebensjahre Friedrichs J. zu ſetzen, 
als die vorher gedachte uͤber die Unkenntniß von der Exiſtenz eines 
Bergregals. 

Was naͤmlich die Beſtimmung betrifft, daß der Kaiſer die 
Bifhöfe und Aebte vor der Confecration mit den Regalien be: 
lehnen folle, fo laffen wir ed dahin geftellt feyn, ob Dies das 
MWormfer Concordat von 1122 feftftellte, und ebenfo auch ob 
Lothar II. 1125 dem Rechte auf die Belehbnung vor ber Eon: 
fecration entfagte 7). Gewiß iſt es, daß nametlih Frie⸗ 
drich J. und fein Zeitalter die Meinung des Sachſenſpiegels als 
die wirklich giltige anfah, daß fie aber ebenfo nach den Zugefländ: 
niffen, die Dtto IV. und Friedrich IT. in den gebachten Jah⸗ 
ren in Angelegenheit der Biſchofswahlen dem Pabfte gemacht hat: 
ten, nicht mehr ald practifch und zur Anwendung kommend gelten 
konnte. Diefe Zugefländniffe der gedachten Kaifer beſtanden naͤm⸗ 
lich darin, daß letztere den mißbräudhlich geubten Einfluffen auf 
die Wahlen der Biſchoͤfe und Aebte entfagten, und verfprachen, 
diefe Handlungen völlig frei und rein canonifch gefchehen zu laf- 
fen 12)... Diefelben Beitimmungen find auch in die goldne Bulle 
von Eger v. 1213 übergegangen 13)... Wenn nun in biefen Ur⸗ 
Funden überhaupt nur von mißbräuchlihen Gewohnheiten, die fich 
auf den Einfluß beziehen, welchen Laien und nanıentlich die Kai: 
fer auf jene Wahlen übten, die Rebe ift, fo find damit unleug: _ 
bar die gemeint, welche der Sachſenſpiegel ald geltendes Recht 
erwähnt, womit jedoch nicht in Abrede geftellt werden fol, daß 
es auch noch andre gegeben haben mag. Denn einmal erfchien «8 
dem Pabfte und der Kirche gewiß als ein folcher, daß die Kaifer 
das Recht in Anfprud nahmen, die Prälaten cher zu belehnen, 


11) Olenſchlager a. a. O. Anhang. Nr. 8. ©. 23. 

12) Rainald ad an. 1209. Nr. 10. Registr. rep. 189. — Stauden⸗ 
mater Geſchichte der Bifchofföwahlen. 1830. ©. 248. — Hurter 
Gefchichte des Pabſt Innocenz II. und feiner Zeit. 1834. Bd. II. 
©. 161 u.fag — Luden Geſchichte des deutfyen Volks. Bd. 12. 
S. 243. 


13) Goldast col. con. imp. T. I:‘ p. 289, 
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als fie confecrirt waren, weil dadurch der weltlichen Handlung 
eine höhere Bedeutung beigelegt wurde ald der geiftlihen, und 
weil dadurch zugleich auch der Habt in der Ausübung des Rechts 
der Beftätigung beeinträchtigt ward, denn wen ber Kaifer ein⸗ 
mal belehnt hatte, den mußte der Pabft ſchon beftätigen und con: 
fecriren laffen; folglich ward die Befugniß der rein canonifchen 
Mahl befchränft 12). 

Dafür, daß der Sachfenfpiegel auch in Bezug auf den Rechts: 
ſatz: daß die Pralaten, erſt wenn fie die Belehnung empfangen 
haben, Lehnrecht auduben dürfen, das geltende Recht feiner Zeit 
enthält, führen wie noch an, daß, als Bifhof Hartwig zu 
Regensburg 1155, ohne vom Kaifer mit den Regalien belehnt 
zu feyn, feinen Bafallen die Lehne reichte, er und fie eine Lehens⸗ 
emende erlegen mußten 35), 

Noch mehr aber ſteht die andre Beflimmung des Sachfen- 
fpiegelö III. a. 59. 8. 2. der freien Wahl entgegen und bezieht fich 
zunächft- wohl auf dad Recht des Kaiſers; bei einer ftreitigen der 
Beſetzung des Bisthums ober der Abtei mit einem Bifchoff oder 
‚Abt felbft vorzunehmen, dem aber ebenfalls Otto IV. und Frie— 
drich IE. entfagten, wie fi) aus ben oben angeführten Urkunden 
ergiebt. Jenes Mecht übte Friedrich J. 3 B. nach den Tode 
des Erzbifhofs Hartwig von Bremen 1168 16), Uebrigens 
läßt die Stelle felbit verfchiebene Auslegungen zu. Sie kann 
nämlich fo viel fagen: Iſt nach 6 Mochen kein Bifchof erwählt 
(gewiß zunaͤchſt deshalb, weil man ſich uͤber den zu Waͤhlenden 
nicht vereinigen konnte), ſo hat der Kaiſer das Recht zur Be⸗ 
ſetzung und er giebt die Stelle, wem er will. Sie kann aber 
auch den Sinn haben: Nach-ſechs Wochen belehnt der Kaiſer 
mit den Meltlichkeiten, ift aber dann noch Fein Bifchof erwählt, 
fo leihet er die Weltlichfeiten wem er will 17), Bei Bou: 
quet findet fich die Entfcheidung eined Falles durch Friedrich L 
von 1167. Sch L Stelle jegt nicht nachſchlagen zu 


9* Wegen des Wortes Biforge vergl. jedoch Homeyer Sadfen 
fpiegel, Negifter ©. 295. 

-45) Otto. Frising. II. 29. 

16) Alb. Stad. ad an. 1168, c. 291. \ . 

17) Bouquet script, gall. Vol. XV. p. 694: 





Alter des Sachſenſpiegels. 63 


Fönnen, weil fich ai ihr der richtige Sinn des Sachſenſpiegels 
ergeben wuͤrde. Zudem kommen beide Auslegungsarten wohl in 
der Wirklichkeit überein, denn wen der Kaiſer mit den Weltlich⸗ 
Feiten beliehen hat, den mußte dann and) das Capitel nothgedrun: 
gen wählen. Der Sachfenfpiegel erfennt alfo dem Kaifer jedens 
falls fo. wichtige Rechte bei der Wahl der Bifchöfe und Aebte 
zu, ald Friedrich I. wirflich geltend machte, keineswegs aber 
Otto IV. und Friedrich II., die vielmehr, wie bereitö bemerkt 
wurde, jenen Vorrechten entfagten. 

Waͤhrend endlich der Sachfenfpiegel die Wahl innerhalb fechs 
Wochen fehon verlangt, beftimmt das ‚vierte Tateranenfifche Goncil 
von 1215, daß diefelbe erfi innerhalb drei Monaten: vorges 
nommen werben folle 13), was abermals ald ein Beweis dafuͤr 
‚ erfcheint, daß der Sachfenfpiegel wenigftend nicht nach dieſem 
Concil entflanden feyn könne. 


— 


Der Sachfenfpiegel enthält den Weichögefeten vos 1187 
und 1220 eutgegenftebende Beitimmungen. 


Der erfte Landfriede Friedrichs J., deſſen Entftehen nach 
Ort und Zeit 19) nicht genau befannt ift, enthält zwar mehrfache 
Beflimmungen, welche mit denen des Sachfenfpiegeld verwandt, 
dennoch nicht der Art find, daß fie theild wörtlih, theils dem 
‚vollen Sinne nach aus jenem Reichögefeß genommen feyn koͤnn⸗ 
ten; nur ald Ausnahme erfcheint daher die völlige Webereinftim: 
mung ded legten Artikels jenes Geſetzes mit Sachfenfpiegel II, 
2.68., wo von dem Rechte eined zu Pferde Reifenden die Nede 
ift, Kom auf dem Zelde für dad hungernde Pferd fehneiden zu 
dürfen 20). Hiernach müßte ber Verfaſſer des Sachſenſpiegels 
jenes Reichsgeſetz gekannt haben. Und doch treten und Bedenk— 
lichkeiten entgen. Der Artikel " ber legte des Geſetzes, eönnte 


18) c. 41. X. de electione 1. 6. 

19) Nach Böhmer, die Reihögefege von 900 — 1400, ©. 7. withe 
Den. Jahren 1155 — 1189. 

20) Vergl. Grimm Bechtsaltertpäner ©. 400. 
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folglich leicht ein ſpaͤterer Zuſatz ſeyn. Auffallend iſt es naͤmlich 
gewiß, daß der Sachſenſpiegel hier das Reichsgeſetz vollſtaͤndig 
und woͤrtlich wiedergiebt, durchaus aber auf die uͤbrigen Beſtim⸗ 
mungen nicht gleiche Ruͤckſicht nimmt. Ein ſpaͤterer Zuſatz kann 
ex jedoch deshalb ſchwerlich ſeyn, weil ee ſich IE f. 27. 8. 40. 
woͤrtlich wieder findet. Dann waͤre es ja auch moͤglich, daß obige 
Beſtimmung durch einen ausgezeichneten Fall, durch ein beſondres 
Rechtsurtheil in's Daſeyn gerufen worden waͤre, welches dem 
Verfaſſer des Sachſenſpiegels bekannt, von ihm in ſeine Samm⸗ 
lung aufgenommen und erſt ſpaͤter als Reichsgeſetz ausdruͤcklich 
erklärt worden waͤre. Wie dem aber auch ſey, und ſelbſt zuge⸗ 
geben, daß der Verfaſſer des Sachſenſpiegels obige Beſtimmung 
erſt aus dem Landfrieden entlehnte; jener koͤnnte deshalb doch noch 
feiner Entſtehung nad) dem 12. Jahrhunderte, ja ſogar den frü⸗ 
heren Regierungsjahren Friedrichs J. angehoͤren, da das Alter 
des Landfriedens unbeſtimmt iſt. Die uͤbrigen Stellen, welche 
jenes Geſetz und den Sachſenſpiegel in eine gewiſſe Beruͤhrung 
bringen, find, wie fie auch Homeyer bei den einzelnen Ar⸗ 
titeln, wohl aber auch nicht in der Meinung, daß fie aus jenem 
Gefeß entnommen feyen, erwähnt, folgende: Landfr. a. 1. Sach⸗ 
jenfp. I. a. 64. — Landfr. a. 3. Sachſenſp. II. a. 14. $. 2. 16. $. 2, 
— Landfr.a. 6. Sacfenfp. I. 41. — Landfr. a. 8. Sachfens 
fpiegel II. a.72. — Landfr. a. 9. 10. Sachſenſp. I. a. 42, — 
Kandfr. a: 13. Sachfenfp. I. a. 51. 8.4. — Landfr. a. 17. Sad): 
fenfpiegel IL a. 62. 8.2. — Landfr. a.21. Sachfenfp. I. a. 13. 


$. 5. I 
Mag nun der Verfaffer des Sachſenſpiegels diefen, Landfrie: 
den gefaunt haben oder nicht, fo glauben wir doch nachweifen zit 
fönnen, daß ihm der Reichsabſchied Friedrich L von 1187 un- 
befannt war. Wenn fich auch in beiden NRechtöquellen verwandte 
Rechtsideen vorfinden, fo berechtigt dies Feineswegs dazu, anzu: 
nehmen, daß fie der Berfaffer des Sachfenfpiegeld aus jenem Reichs: 
abfchiede gefchöpft habe, wie die wohl keines weitern Beweifes 
bedarf. Wir werden auch gleich angeben, worin jene Beruͤhrungs⸗ 
punkte beftehen, wie fie aber auch durchaus nicht ber Art find, 
daß fie in dem Sachfenfpiegel ‚nur aus jenem Neichögefeß über: 
. gegangen feyn Tönnten. Ueberhaupt kann es ja zur Beflimmung 
des Alterd einer Rechtöquelle nicht beitragen ,. wenn fie mit einer 
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andern von- einem vollkommen befannten Alter in fotchen allge 
meinen Rechtögrundfägen zufammentrifft, die einem ganzen Zeit: 
alter eigen find. Nur dann Fann man das ungewiſſe Alter einer 
Quelle durch das einer andern von beſtimmtem Alter ermitteln, 
wenn die Form der Abfaffung, oder die eigenthiimliche Art ber 
Auffaffung einer Rechtsidee eine von einander unabhängige Ent: 
ftehung nicht wohl denken läßt, oder wenn die Quelle, deren 
Alter. beftimmt if, anerkannt einen Grundſatz oder ein Inſtitut 
zum erſten Male erwahnt, welches fich nun auch in der von un: 
beftimmten Alter findet u. |. w. 
Der fragliche Reichsabſchied beſchaͤftigt ſich ſaſt ausſchließlich 
mit den Brandſtiftern und ihrer Beſtrafung, wobei einſchla⸗ 
gende Inſtitute mit erwaͤhnt werden. Der Brandſtifter ſoll zu⸗ 
naht in die Acht erklaͤrt werden, wobei das weitere Verfahren 
angegeben wird, Von alle dem weiß der Sachfenfpiegel gar nichts; 
er erwähnt II. a. 13., daB Morbbrenner gerädert, andere Brand⸗ 
flifter aber enthauptet werden follen; ein Unterfchied , deſſen wie- 
berum in dem Meichöabfchiebe 8. 7. nicht gedacht iſt. Abgefehen 
Davon, - daß ber Sachfenfpiegel zu denen, welche geächtet werden, 
die Brandftifter nicht mitrechnet, geben beide Quellen auch ver: 
fchiedene Arten an, wie man fih von der Acht befreien Tann. . 
Der Neichöabfchted fagt $.4., daß der Geächtete, die Grenzen 
des Reihe in Bahr und Tag nicht zu betreten, ſchwoͤren folle, 
der Sachfenfpiegel Dagegen bezeichnet III. a. 34. 8. 1.2. ein ganz 
andered Verfahren. | 
Ob es fchon ein feit der Zeit der Gapitularien anerfannter 

- Srundfag ift, daß fich die geiftliche und. weltliche Macht unter: 
fügen folle, und dies auch vom Sachfenfpiegel I. a, 1., TIL. a. 63, 
G. 1. und von dem Reichsabſchiede von 1187 8. 3. anerkannt wird, 
ſo ift Doch die Verbindung der Acht und des Banneb, 
fo daß Eined dem Andern folgen folle, fpatern Urfprungs, und 
findet: ſich erft feit dem Ende bes 12. Jahrhunderts. Auch die 
libri feudorum wiffen von jener Berbindung noch nichts 2). So 
oft der Sachlenfpiegel von der Acht und ihren Folgen fpricht, fo 
erwähnt er fie doch ohne jene Verbindung, und deutet nur in 





21) &o heißt ed 11. f. 28. pr. excommunicatus vel a rege hannitus; 
vergl. 11. 8. 27. 8. 6. 
German. Zeitſchrift. 1989. 18 beft. 5 
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einer Stelle (HI. a. 63. 8. 2.) an, daß dem Banne auch die Acht 
folgen koͤnne, was ganz natuͤrlich iſt. Nach dem Reichsabſchiede 
von 1187. 8. 4. verhält ſich dies aber anders, indem es hier heißt: 
Si quis a praescriptione et excomimunicatione non fue- 
rit absolutus, infra annum et diem, universo iure, honore 
et legalitate, privatus habeatur. Ron der Acht fagt der Sach⸗ 
fenfpiegel I. a. 38. $.2. zwar deffelbe, jedoch ohne fie, mit dem 
Bann in Verbintung zu bringen 22). Während ferner der Reichs⸗ 
abſchied von 1187. 8. 14. beſtimmt: ut si quis vineas aut po- 
meria exciderit, praescriptioni et‘ excommunicationi sub- 
jiciatur, verordnet der Sachſenſpiegel I. a. 21. 8.2. bei Gelegen> 
beit des Rechtes der Wittwe am Leibgedinge, daß fie deflen ver- 
luftig werde, wenn fie Obfibaume umbaue, ohne leiner weis 
tern Folge zu gedenken; und nach II. a.28. $.2. wird Baum: 
frevel biefer Art überhaupt mit 30 Schillingen beftraft. - Endlich 
kann zwar der Reichsabſchied von 1187. $. 12. zur Erläuterung 
des Sachſenſpiegels I. a. 40. in Bezug auf Treuloſigkeit be 
nust werden, es ift aber gar fein Grund vorhanden, dieſen aus 
jenem herzuleiten, und noch weniger ift dies der Fall in Bezug - 
auf den Sachfenfpiegel IL. a. 72, verglichen mit dem -Reichsab: 
fchiede $. 8. 10. 

Wie und überhaupt der ganze Inhalt bes Suchfenfpiegeld 
weit mehr auf die Zeit Friedrichs L, als auf die feines En- 
kels Friedrichs IL. hinweift, fo finden wir auch in den Gefeßen 

jenes weit mehr den Geift und das Zeitalter des Sachfenfpiegels 
wieder, als in denen Friedrichs IL Die befannte Eonftitution 
des Letztern von 1220 enthält namentlicd in Bezug aufden Bann 
Beſtimmungen, die denen des Sachjenfpiegelö entgegenflehen, und 
offenbar einer fpätern Zeit angehören. Sn dem 8. 7. jener Con: 
ſtitution ift es namlich ausdruͤcklich ausgeſprochen, daß der Bann 
des Biſchofs auch die Wirkung haben ſolle, von Zeugen, Urthel- 
finden und Klagen vor Geriht auszufchließen, fowie daß, da ſich 
die geiſtliche und weltliche Macht unterſtuͤtzen muͤſſe, wenn der in 
Bann Gethane ſich innerhalb ſechs Wochen nicht von demſelben 
an er jedesmal in die Acht fallen, und aus ihr nicht eher 





22) Vergl. 3. Meiste Abhandlung &. 40. n. 1. und die gleich folgen- 
den un zu dem Geſetz ——— il. von 1220. 
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gelaffen werben folle, als bi8 er aus dem Bann ſey. Dagegen 
fagt aber der Sachfenfpiegel III. a. 63. 8.1. zwar au, daß fi) 
die geiftliche und weltliche Macht unterftügen folle, wie fchon an: 
geführt wurde, bemerkt aber fofort im $.2., daß der Bann nur 
der Seele fchade, nicht aber auch das Landrecht kraͤnke. Nach 
jener Gonftitution fol jedoch der Bann gerade Die Wirkung ba- 
ben, daß er das Landrecht kraͤnkt, indem der, welchen er trifft, 
vor Gericht nicht Hagen, zeugen und Urthel finden Fann. Daß 
eö endlich II. a. 63. 8.2, beißt, der Gebannte dürfe vor dem 
geiftlihen Gericht nicht Hagen und zeugen, beweift gar nichts 
gegen Obiges, weil die Stelle in der Quedlinburger fowie andern 
Handfchriften fehlt; Died deutet alfo vielmehr auf eine frühere Zeit 
der Abfaſſung des Sachſenſpiegels. 

In gleicher Weiſe ſpricht ber $. 9. jener Conſtitution dafür, 
daß diefelbe jünger ft, als jener. Während nämlich derfelbe IH. 
a. 60. 8. 2. ganz einfach fagt, daß dem König in jeder Stadt, 
in die er fommt, Münze und Zoll ledig fey, heißt es dort, daß, 
wenn der König in eine Stabt der gHeiftlichen Fürften komme und 
Hof halte, feinen Beamten acht Zage vorher und eben fo 
Lange nachher Münze und Zoll ledig feyn folle; für jeden andern - 
Kal und jede andere Zeit unterfagt aber Friedrich IL die Aus: 
uͤbung diefee Befugniß nachdruͤcklich, und zwar, wie er bemerkt, 
nach dem Beifpiele Friedrichs J. Es verfteht fich aber, daß 
der Kaiſer dieſes Recht während der Hofzeit ſelbſt ausübte. 
Friedrich J. hatte folglich ſchon, wann und wo iſt unbekannt, 
die Anmaßungen ſeiner Beamten verboten, und man darf ſomit 
wohl ſchließen, daß der Verfaſſer des Sachſenſpiegels auch vor 
dieſem Befehle fein Werk niederſchrieb, wenn man nicht annehmen 
will, daß derſelbe ihm unbekannt geblieben ſey. Es ergiebt ſich 
daraus zugleich auch, daß der Verfaſſer des Rechtsbuches nur 
anerkanntes Recht, nicht eingeriſſene uͤble Gewohnheiten berüd:. 
ſichtigt, denn jene Anmaßung kam gewiß auch ſchon zu ſeiner 
Zeit vor. Haͤtte er die geſetzliche Feſtſtellung des Kaiſers in Bes 
zug auf jenes in Anſpruch genommene Recht der Beamten ger. 
fannt, fo wuͤrde er Died nicht übergangen haben. 

In Hinfiht endlich auf die andere befannte Conſtitution 
Friedrichs II. von 1232 erwähnen wir nur. mit furzen Wor: 
ten, daß fie noch weniger etwas“ enthält, was der Sachfenfpiegel 

5* 
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benubt hat; vielmehr finden wir in ihr da, wo fie Rechtsgegen⸗ 
ftände erwähnt, von denen der Sachfenfpiegel auch handelt, daß 
fie andre Anfichten als unfer Rechtsbuch hat. Man vergl. dee: 
balb IE. a. 26. wegen des Markts und der Münze, II. a. 27. 8. 2. 
wegen des Geleites, TIL. a. 66. $. 1. 2. wegen der Bannmeile und 
Burg. 


Der ee weiß nichts von dem Sturze 
SDeinrichS des Löwen. 


Iſt es fomit nicht unmwahrfcheinlich, daß der Sacfenfpiege 
unter Sriedrich I verfaßt wurde, fo wird die Frage, die zu: 
gleich) auch zur genauen Zeitbeflimmung dient, nocd wichtig, ob 
er vor oder nach dem Sturze ———— des Loͤwen entſtan⸗ 
den ſey. 

Es ſcheint zwar faſt, als habe der Verfaſſer unfres Rechts⸗ 
buches gefliſſentlich Alles vermieden, woraus ſich die Zeit ſeiner 
Entſtehung abnehmen, laͤßt, wie die Nennung beſtimmter Perſo⸗ 
nen ꝛc., und als habe er ſich mit Abſicht von Erwaͤhnung der 
Zeitereigniſſe fern gehalten, um nur das Recht, entbunden von 
der Beziehung zu gewiſſen Zeiten und Perſonen, darzuſtellen; 
und ſo koͤnnte man auch glauben, daß er aus gutem Vorbedacht 
jede Anſpielung auf das gedachte, hoͤchſt wichtige politiſche Er⸗ 
eigniß hinweggelaſſen habe, daß folglich der Sachſenſpiegel trotz 
der Nichterwaͤhnung des Sturzes Heinrichs des Loͤwen nach 
demſelben erſt entſtanden ſey. In der That iſt es auch wohl 
kaum moͤglich, etwas Unwiderlegbares fuͤr die eine oder andre 
Anſicht vorzubringen, obwohl vielleicht die ſpeciellſte Kenntniß 
der Geſchichte jener Tage Genaueres zur Entſcheidung unſrer 
Frage beitragen koͤnnte. — 

Die Andeutung, welche ſich III. a. 53. 23) über die Ab— 
nahme der herzoglichen Gewalt findet, ſcheint ſich aller— 


23) Jewelk duͤdeſch land heuet ſinen hekthogen vnde palenzgreuen, 
ſaſſen, beieren, vranken vnde fvauen. Dit waren alle koninge; ſe⸗ 
der wandelde man yn den nemen vnde hiet fie herthogen, ſeder ſie 


—⸗ 
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dings auf ben erſten Anblid auf den Sturz Heinrichs des 
Löwen zu beziehen, und ift auch aufihn begogen worten. Dem 
if aber durchaus nicht fo. Was fich der Werfafler des Sachfen: 
fpiegeld dabei gedacht habe, daß die Derzöge früher Könige gewe⸗ 
fen feyen, laſſen wir auf fich beruhen, und wollen den gefchicht- 
lichen Werth dieſes Ausſpruchs nicht weiter verfolgen, wenn ſchon 
Sagen ‘aus der frühern Zeit ded noch unbeziwinigenen Sachſens 
dazu Anlaß gegeben haben koͤnnen, fo wie auch die Gefchichte 
Bayernd. Wenn er aber fodann fortfährt, und ed als eine zweite 
Berringerung der berzoglichen Gewalt hervorhebt, daß den Her: 
zögen die Kaifer die Werleihung der Kahnenlehen und überhaupt 
die fürftlichen Vaſallen entzogen hätten, fo irrt man fich fehr, 
wenn man glaubt, daß fich dies auf den Sturz des großen Sad): | 
fenherzogs beziehe. Wie könnte er dann fo allgemein von den 
Kaifern im Gegenfabe zur Achtserklaͤrung Heinrichs des Loͤ— 
wen durch Friedrich L fprechen, und überhaupt ald von einer 
Handlung, welche fih im Laufe der Zeit nach und nach ereignete? 
Wie könnte er auch ferner Died zundchft nur perfönliche Ereigniß 
als eine Thatfache betrachten, "durch welche dem Herzogthume im 
deutſchen Reiche überhaupt bie wichtigften Rechte entzogen wor: 
den wären, wenn ber Berfafler auch fehon bei der Darftellung 
der Mechtöverhältniffe ded Reichs von Sachfen zunächft aus⸗ 
ging 22)7 Auch finden wir durchaus nicht, daß, ald Hein: 
richs Herzogthuͤmer wieder befeßt wurden, feinen Nachfolgern 
beflimmte wichtige Neichsrechte entzogen worden wären, obſchon 
namentlih in Sachſen eine Verminderung der herzoglichen Macht 
überhaupt durch die Umftände fomohl, als durch die Perfon des 
‚ Nachfolger herbeigeführt wurde. Allerdingd mögen in der. frü: 
bern Periode, wo dad Beamtenverhältniß noch mehr das 
Uebergewicht über bad Lehnsweſen hatte, bie Herzöge die höchften 
Reichsaͤmter verliehen, die Grafen inftallirt und Fürften zu Va: 
fallen gehabt haben 2°); allein fchon lange vor der Zeit der Ab: 
faffung des Sachfenfpiegeld hatte fich hier in das veichörechtliche 


die romere bedvngen; doch behilden fie die vorflen to manne. Se⸗ 
der hebben yn die keiſere beide vorſten len vnde van len afgebroken. 


24) Vergl. Eichhorn deutſche St. u. R. G. 8. 179. 
25) Eichhorn a. a. D. 8. 300. 
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Herkommen zu einem ganz andern ausgebildet, indem alle Fah⸗ 
nenlehen ben Fuͤrſten nur von dem Kaiſer geliehen” wur- 
den 26), auch nach der Heerſchildverfaſſung die Herzoͤge mit den 
übrigen weltlichen Fuͤrſten ſich in demſelben Heerſchilde befan: 
den 27), folglich Letztere nicht Vaſallen Jenes ſeyn konn⸗ 
ten. — Die Fahnenlehen uͤberhaupt waren die, vermoͤge wel⸗ 
cher die weltlichen Fuͤrſten unmittelbar vom Kaiſer ihr Reichs⸗ 
oder Fuͤrſtenamt erhielten, welches aber nicht nothwendig in 
dem des Herzo gsamtes beſtand, da anerkannt auch das Lehen 
des Pfalzgrafen ein Fahnenlehen war 28). Diejenigen, denen 
dergleichen Lehne geliehen waren, ſtanden einander gleich, ſo daß 
ſich auch die verſchiedenen Grafen, z. B. Markgrafen, nicht un⸗ 
ter der Gewalt des Herzogs, ſondern, wie dieſer ſelbſt, unmit⸗ 
telbar unter der des Koͤnigs befanden. Die herzogliche Gewalt 
erſtreckkte ſich daher uͤber die Fuͤrſten, die ebenfalls Fahnenlehen 
hatten, nicht mit. Ferner iſt es bekannt, daß auch die Bi⸗ 
ſchoͤfe Fahnenlehen erhielten, die aber nothwendig etwas An: 


deres bezeichnen, als geiſtliche Scepterlehen, und wir koͤnnen da⸗ 


her denen nicht beiſtimmen, welche davon ſprechen, daß der Kai⸗ 
ſer den Biſchoͤfen die Fahnenlehen mit dem Scepter gelie— 
hen habe, womit doch wohl angedeutet werden ſoll, daß die Lehen 
der Biſchoͤfe ganz dieſelben geweſen ſeyen, welche die weltlichen 
Fuͤrſten als Fahnenlehen erhielten. Fahnenlehen, welche die Bi⸗ 
ſchoͤfe bekamen, waren vielmehr weltlichen Füuͤrſten entriſſene, die 
auf die geiſtlichen uͤbertragen wurden. 

Wenn ſchon fruͤher nun die weltliche Fuͤrſten waren, welche 
ein Fahnenlehen vom Koͤnig erhalten hatten, ſo erſcheinen doch 
ſchon nach dem Sachſenſpiegel die Nachkommen oder Familien⸗ 
glieder derer, welche ein Fahnenlehen hatten, auch ohne daſſelbe 
als Zürften, fo daß diefer Titel in den Familien erbiich zu 
werden begann. Deshalb werden von den Fürften überhaupt die, 
welche Zahnenlehen haben, unterfchieden; auch werden fie vor: 
zugsweiſe Reichöfürften genannt. Uebrigens mochten zur Zeit _ 


26) Sachſenſp. IIL. a, 58. 
27) Daſ. 1. a. 3. 
28) Daf. Ill. a. 62. 8. 2. 
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des Sachſenſpiegels noch nicht alle Nachkommen von Fahnenleh⸗ 
nenfürften für Zürften gelten, ſondern nur die der Maͤchtigeren, 
und. zwar wenn fie Bafallen des Kaiferd, und nicht anderer Fuͤr⸗ 
fin waren. Wenn ed daher in jener Stelle des Sachfenfpiegels - 
heißt: die Kaifer haben den Herzoͤgen nicht nur die Fahnen— 
leben, fondern auch die Fuͤrſten als Vaſallen abgebrochen, fo 
konnte died alfo nach den gebachten Grundfägen, die der Verſaſ⸗ 
fer des Sachfenfpiegels über Fahnenlehen und Zürften aufitellt, 
von ihm nit auf den Sturz Heinrich des Löwen bezogen 
werben; und übrigens ift es auch aus der Geſchichte fattfam be: 
kannt, daß die fächfifchen Fahnenlehnenfuͤrſten, 3.8. Meißen, nie 
ihre Leben von Heinrich dem Löwen empfangen haben. Bei 
jenem Abbrechen muß alfo an eine frühere Periode, und zwar an 
bie gedacht werden, während welcher die Herzöge die Grafen in: 

fiallirten u. f.w. Wenn e& fi fomit ergiebt, daß jenes Abbre: 
chen auf eine frühere Zeit bezogen werden muß, fo wäre es 
doc höchit feltfam, wenn ber Verfaſſer des Sachfenfpiegele, da 
er einmal des Sinkens der herzoglichen Macht gedenkt, nicht auch 
auf irgend eine Weife den Sturz Heinrichs bes Löwen erwähnt 
hätte, wenn er anders erft nad) biefem Ereigniffe fchrieb. 

Eben fo wenig ift an irgend einer andern Stelle eine Anfpie: 
ung auf dieſes für Sachſen fo wichtige Ereigniß zu finden, 
Bielmehr könnte man auch noch aus einigen andern Umfländen 
fhließen, daß der Sachfenfpiegel noch vor dem Sturze Hein: 
rich verfaßt ſey. Der Adcanier Bernhard namlih, Sohn 
Albrechts des Bären, welcher die Graffhaft Afcherdleben,- 
als fiebentes ſaͤchſiſches Fahnenlehen befaß, und nad) dem Sturze. 
Heinrich das Herzogthum Sachfen erhielt, nannte fi) ſchon 
de Anhalt 29). Weberhaupt Fommt feit diefer Zeit der Name 
Anhalt für Afcheröleben fehon gewöhnlich vor, wie er fih aud 
bi8 jest erhalten hat. Wenn daher der Sachfenfpiegel doc, noch 
jene .Graffchaft Afcheröleben und nicht Anhalt nennt, fo deutet 
died gewiß auf eine ältere Zeit bin. Bedenkt man noch, daß ber: 
felbe, wie man allgemein annimmt, in diefer Grafſchaft entſtan⸗ 
den ift, folglich der Verfaffer ganz genau über ihr Verhaͤltniß 
unterrichfet feyn mußte, fo erfcheint es in der That befremdend, 


29) Beckmann Gefchicite von Anhalt. 
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wenn er zu der Zeit ſein Werk gearbeitet, als der Sraf oder 
Fürft von Anhalt die Würde eined Herzogs von Sachfen beklei⸗ 
dete, und die Verbindung beider Fahnenlehen ganz mit Still: 
fchweigen übergangen hätte, So Tommt ja’ felbft auch der: ver: 
meintliche Verfaſſer unfers Rechtsbuchs, Eicke von’ Repgow, 
als anhaltifcher, und nicht als afchersfebener — und SEM 
in den Urkunden bekanntlich vor. 

Ferner wird unter den fächfifchen Fahnenlehen Fein Bi- 
ſchof genannt, und doch ift es gewiß, daß nach dem Sturze 
Heinrichd des Löwen auch Bifchöfe Fahnenlehen erhielten, wie 
fich dies fchon aus der Vorrede 9) zum Sachfenfpiegel: von 
der Herren Geburt, ergiebt. — Dann wird auch III. a. 64. des 
berzoglichen Gewettes erwähnt, welches in einem Vorzuge vor 
dem ber andern Fürften befteht, was ebenfall3 auch eher an bie 
Beit Heinrichs des Loͤwen, als die feines Nachfolgers erinnert. 
und das dort gedachte befondere Recht der Holfteiner u. ſ. w, 
kann fich- wenigflens eben fo gut auf jenen, wie auf diefen be: 
ziehen. Da endlich Holftein 1203 an den König von Dänemarl 
fiel 21), was aud) $riedrich II. 1214 beftätigte, fo Tann dar: 
nach, der Sachfenfpiegel wenigftens nicht nach 1203 gefchrieben 
fenn, indem dann Holftein nicht ausdruͤcklich als“ Theil des Her⸗ 
zogthums erwaͤhnt worden waͤre. 


Wenn wir in der mehrgedachten fruͤhern Abhandlung die 
Meinung ausſprachen, daß der Sachſenſpiegel nicht wohl vor - 
1180 gefchrieben feyn koͤnne, weil er den Sturz Heinrich des 
Löwen andeute, und eine Beſtimmung hinſichtlich des Eintritts 
in-ein Klofter von Seiten eines verheuratheten Mannes erwaͤhne, 
die fich ebenfalls erft. unter dem gedachten. Sabre in den Decre: 
talen finde, fo erflären wir dies hiermit für irrig, wie aus Obi: 
gem im Betreff Heinrichs hervorgeht, und ſich in Ruͤckſicht des 
andern Punktes’ aus mehreren Stellen des corp. jur. canon. er: 
giebt. Denn wenn fich fchon die Beflimmung des Sachfenfpie: 
gelö I. a. 25. 8.4. hinſichtlich des Kloftereintrittö eines So 
vatheten in c. I. X. de convers. conjug. (3.32.) vom 3. 1180. 


sn nn ne 


30) Homeyer ©. 26. 
31) Falk Handbuch des ſchleswig⸗ yolfeinfipen Pribatrechts 1. ©. 229, 
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findet, fo ift diefelbe doch keineswegs in dem gedachten Sahre von 

der Kirche zuerſt auögefprochen worden, vielmehr, ſchon Jahrhun⸗ 

ame altes Recht, wie Did z. B. aus c. 21. c. 27.9.2, vom 
J. 603 erhellt. 

Henn wir in jener Abhandlung, um Dies glei bier noch 
zu bemerfen, darauf einigen Werth legten, daß in der Quedlin⸗ 
burger Handfchrift das fehle, was in den übrigen von dem Dienft- 
mannenrecht des Biſchofs Wichmann von Magdeburg, wel: 
cher. 1193 ſtarb, geſagt wird 3%), woraus man folgern Fönnte, daß 
der Sachfenfpiegel vor 1193 gefchrieben feyn müffe, fo ift dies 
unter der Vorausſetzung, daß, wenn der Verfaffer jenes Dienft: 
mannenrecht gekannt, er es auch aufgenommen haben würde, 
richtig; eine Vorausſetzung, die allerdings begründet feyn fann, 
aber doch der innern Nothwendigkeit ermangelt 


x 


\ 


Die Erwähnung der Kurfürften im Sachfenfpiegel fteht 
einem höhern Alter defjelben nicht entgegen. 


Der Artikel 57. 8.2. im dritten Buche, welcher befanntlich 
von der Königswahl durch die Kurfürften handelt 32a), 
fann zwar nicht unmittelbar zur Begründung unfrer Anſicht bes 
nugt werden; wohl aber bat man fich auf ihn berufen, um bie 
Unmwahrfcheinlichkeit der Entftehung des Sachfenfpiegel3 in der 
Zeit, welche wir für fie in Anſpruch nehmen, darzuthun; ja 


‚32) Sachfenfp. III. a. 73. 

32a) In des Feiferes Tore fal die erite fin die biſchop von megenze; 
die andere die von trere; 'de dridde die von kolne. Vnder den leien 
i8 die erfte anme kore die palenzgreue vonme une des rikes druzte; 
die andern die herthoge van ſafſſen die marſchalk; die dridde die 
marrgreue von brandeburch die Eemerere. Die fchenke des rikes die 
toning von behemen, die ne heuet nenen Tore, vmme dat be nicht 
dDüdefch nid. Sint Eifen des rikes vorften alle, papen vnde leien. 
Die tome erften anme kore genant fin, die ne folen nicht Tiefen na 
iren motwillen, wenne fven die vorften alle to Eoninge irwelt, den 
folen fie .aller erft by namen Tiefen. (In der zweiten Ausgabe von 
Homeyer findet ſich hier eine auffallende Auslaffung.) 


\ 
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neuerdings noch meint Luden22), daß unſer Artikel auf die Zeit 
Rudolphs von Habsburg hinweife, und als vorläufigen 
Grund dafür giebt er 22) Folgendes dafür an: „In dem Braut: 
ſchatze der fchönen Toͤchter diefes Königs ſcheint die Kurwirde 
geweſen zu feyn!” — 

Die Ausbildung ded Kurfürftentbums möchte noch einer 
befondern Unterfuchung bedürfen, die wir allerdings bier nicht. 
vorzunehmen beabfichtigen. Indeß Tönnen wir nicht umhin, ol: 
gendes daruͤber zu bemerken. Abgeſehen von märchenhaften Er: 
zählungen, glauben wir doch den Urfprung der Kurfürften früher 
annehmen zu müffen, ald ed von Manchen gefchieht. Gemöhn: 
lich fieht man nämlich zunächft auf dad Vorkommen ver fieben 
befannten Kurfürften, fowie darauf, daß fie allein als die Wäh: 
lenden handeln. Beides, namentlich das Letztere, gehört aller: 
‚ ding einer fpatern Zeit an, und. findet‘ wenigftens feine reich: 
gefegliche Beſtaͤtigung erſt in der goldnen Bulle Karls IV. 
Wie fi) aber die meiften Rechtöinftitute und Grundfäbe früher 
in Deutfchland nur allmählig ausdildeten, ſo verhält es ſich auch 
mit den Kurfürften. Noch Fommt dazu, daß bad, was fich in. 
diefer Hinfiht etwa ald Rechtögrundfaß geltend zu machen fuchte, 
vermöge der oft fo flürmifchen oder zwiefpaltigen Wahlen nicht 
. in Anwendung gebracht werden Fonnte, auch wohl und von ben 
Erzählungen jener Wahlhandlungen weniger forgfältig aufbewahrt 
worden ift, ald Anderes. Es ift nämlich unverkennbar, menigftend 
feit dem Beginne ded 12. Jahrhunderts feflgefeßt worden, : Daß, 
ohne das Wahlrecht derer, welche es dem Herkommen nad) bat: 





ten, aufzuheben, doch gewiffe einzelne Fürften auf irgend eine 


Art beſtimmt wurden, welche nicht fowohl die ganze Wahlhand: 
-- Jung blos leiteten, als vielmehr eine Vorwahl vornahmen, fo 
daß die Webrigen nur einem von denen ihre Stimme geben Fonn-: 
ten, welche jene gewählt und bezeichnet hatten. Es ſcheint aber 
anfänglich weber die Anzahl dieſer Worwähler eine beftimmte ges 
wefen zu feyn, noch auch, wie fpäter, gewiffen Fürften bie: 
fer Vorzug ausfchließend zugeftanden zu haben; jedenfalls waren 
e8 aber immer die Bebeutendflen und Einflußreichften des geift: 


33) Sefchichte des deutſch. Volkes Bd. 12. S. 481. 
34) a ©. 695. m 40. 
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lihen und weltlichen Standes, und fomit konnte fich auch leicht 
das Herlommen für gewifle Fürften entfcheiden. Died gefchah 
auh am früheften in Bezug auf die drei geiftlichen Kurfürften. 
Zur Unterftüßung bed Bisherigen berufen wir und auf dad, was 
bei der Wahl Lothars (1125) vorfam, wie in der narratio 

de electione Lotharii saxonis in imp. rom. 3°) ſich findet. 
Hier heißt es nämlich: Primo decem ex singulis Bavariae, 
Sueviae, Franconiae, Saxoniae provincis principes — 
proposuerunt, — hi tres — designantes, unum ex tribus, qui 
placent oamnibus, in regem eligi persuaserunt. Gleich mert: 
würdig ift in Bezug auf die Erwählung Friedrichs I. (1152) 
folgente Stelle: Amand. de prin. act. a. Frid. I in impe- 
rio peractis 3): Principes — dixerant per suos internun- 
tios ad sex aut octo principes officiatos regni. Quum 
ex Secreto. conclavi prodirent officiati, indicantes ipsos com- 
muniter Fridericum — elegisse etc. Endlich erwähnen wir 
deöhalb noch Roger de Hoveden annal. Angl. ad ann. 
1193.37), Hier heißt es: Defuncto imperatore archiepiscopi, ° 
episcopi, abbates, duces, comites et omnes ceteri magnates 
Alemanniae in unum convenientes, debent duodecim vi- 
ros eligere communiter et eos praesentare archiepisc. colo- 
niensi, moguntino, et duci de saxonia et comiti palatino 
de rheno, et quemcungue illi quotuor elegerint de prae- 


"4 dictis, duodecim electis exit rex Alemannorum. 


Mir halten’ dafür, daß die Anficht von einer Vor- ober 
Doppelwahl nicht wenig durch Folgendes unterflüßt werde Es 
ift befannt, daß im Mittelalter die beiden höchften Mächte in ber 
Chriftenheit, der Pabft und der deutfche Kaifer, oder die geift: 
Eiche und weltliche Gewalt fich faft eiferfüchtig beftrebten, im 
ihren Formen und Einrichtungen fich nachzuahmen 372). Mie 
daher die ordines der ne und die Heerfchilde der 


35) Vergl. Olenfdhlager . Erläuterungen der getduen Bılle, Anhang, 
Nr. 8. ©. 20. 

36) Zöpfl Rechtsgeſch. $- 73. 0. 2.. 

37) Pfeffinger 1. p. 146. 

37a) Bergl. Meiste Abhandl. aus dein Gebiete des deutſch. Rechts 
Nr. 7. 
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vehenbleute 38), ſo wie vieles Andere, als fich nachgebildet erfcheinen, 
fo ift e8 auch die Wahl des Pabftes durch die Cardindle und 
- die des’ Kaiferd durch die Kurfürften._ Sehr merfwirdig iſt es 
num bierbei, daß, wie anfänglich die Kurfürften nicht allein wähls 
ten, fo dies auch die Gardinale nicht thaten. Vermoͤge .eines 
Decrets des Pabſtes Nicolaus IL zur Zeit Heinrichs IV. 
follten nämlich die Gardinal:Bifchöfe die Wahl forgfam vorbe: 
reiten, dann die andern Gardinäle binzuziehen und. endlich der 
übrige Klerus und das Volk ihre Zuftimmung ertheilen 3%). Hier 
finden wir alfo jener Vorwahl der Kurfürften etwas ganz a 
loges, was ſich gegenfeitig erflärt und unterftüßt. 

Es Fann uns folglich nach dem Bisherigen nicht verwun: 
dern, wenn wir in dem befannten Privilegium Friedrichs L 
für Deftreih von 1156 die Kurfürften ausdruͤcklich erwahnt finden 
(dux austriae post electorales principes primum ob- 
tineat locum). Und wenn man die Echtheit der Urkunde mit 
Unrecht anzugreifen verfucht hat, fo darf man ſich nad dem Ge 
fagten wenigftens nicht barauf berufen, daß fie Kurfürften 
erwähne. 

Zwar finden wir bei der Wahl Heinrichs VI. 1169 jene 
vorwählenden Fürften nicht 2%), und ebenfowohl auch bei der 
feines eignen: Kindes Friedrichs IL Bedenken wir aber, daß 
es fich in beiden Fällen nur um die Anerkennung des ſchon 
vorgefchlagenen Candidaten handelte, und. von der Wahl Anderer 
gar nicht die Rede feyn Eonnte; daß in beiden Fällen die Kaifer 
felbft die Stelle jener Wormählenden vertraten („a patre rex - 
* designatus fuerat” heißt ed bei der Wahl Heinrihs VI), 
ſo darf es und wohl nicht befremden, wenn bier diefer vorwäh: 
Ienden Zürften nicht “gedacht wird; zumal bei der Anerfennung 
Friedrichs I., die faum eine Wahl genannt. werden Tann). . 
‚Nichtd defto weniger war aber dad Vorrecht gewiffer Reichsfuͤr⸗ 
fien bei der Wahl bes Königs anerkannt, wie, dies felbft vor 

N 4 


38) Bergl. Weiske de sept. clypeis milit. 
39) Bergl. Walter Lehrbuch des Kirchenrecht $. 153. und c. 1. D. 23. 
concil. lateran. de aun. 1059. — 
40) Pfeffinger 1. ꝓp. 137. 
41) Luden Gef. des deutich. Volks BP. 11. 
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Friedrich I. ausdruͤcklich geſchah, wenn es ſich auch unter ben 
obwaltenden Umfländen in ben gedachten allen nicht hatte gel: 
tend machen lafien. Am unzweifelhafteften tritt nun aber das 
Recht der Kurfürften nah dem Tode Heinrichs VI. bei der 
zwiefpaltigen Mahl Philipps und Otto's IV. hervor, und 
zwar fo, daß man nach den darüber vorhandenen Nachrichten 
annehmen Tann, daß es kein erft neu in Anfpruch genommenes 
Recht fey, vielmehr ein ſolches, welches auf Herfommen berubte. 
- Wir verweilen deöhalb der Kürze wegen auf Olenſchlager ?2), 
wo ſich auch die Beweisftellen finden. Insbeſondere hebt es 
 Snnocenz IH. in Betreff der Wahl Dtto’5 VI. hervor: 
cum tot vel plures ex his, ad quos principaliter spe- 
ctat imperatoris eleetio in eum Consensisse noscan- 
tur, quot in alterum consenserunt, und dann: Licet major 
pars principum in electione (Philippi) ab initio convenissent, 
plures, tamen ex is, ad quo's imperatoris spectat 
electio convenerunt post modum in — illustrem regem 
Ottonem. Ebenfo fprechen auch der König Richard von Eng: 
land und Andere von dem Rechte der Kurfürften ald einem aner: 
kannten Rechte (Principes, quorum interest regem eligere etc. 
Ad quos de jure spectat electio). 


Fragen wir nun aber weiter, welchen unter den deutfchen 
Reichsfuͤrſten das Recht auf die Vorwahl zuftand, fo ift dies für 
die gedachte Zeit aus damaligen Gefchichtfchreibern und Chroniften 
wohl fehwerlich nachzuweifen. Zwar wird’ auf dad Wahlrecht der 
drei geiftlichen Fürften hingedeutet, insbeföndere das des Erzbi: 
fhofs von Mainz hervorgehoben, auch wohl der eine oder der 
“ andere weltliche Reichsfuͤrſt, 3. B. der Herzog von Sachſen als 
Mahlfürft bezeichnet; eine genaue Angabe und Aufzählung der 
einzelnen geiftlihen und weltlichen Kurfürften finden wir aber 
nicht. Wir lernen, fie daher zuerfi aus dem Sachſenſpiegel 
fennen, und daß auch bier feine Mittheilung die richtige fey, ers 
weift fich fehon dadurch, daß ebendiefelben in der fpätern Zeit be: 
kanntlich als die einzigen Kurfürften reichögrundgefeslich fortbeftan: 
den. Da wir feine Kunde davon haben, daß diefes Borwahl: 


42) a. a. ©. ©, 98. und fgg. 
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recht fruͤher Anderen als den im Sachſenſpiegel genannten zuge⸗ 


ſtanden habe, ſie auch unter Friedrich J. die ausgezeichnetſten 


und bedeutendſten Reichsfuͤrſten waren, ſo liegt es am naͤchſten, 
und erſcheint als das Wahrſcheinlichſte, daß fie wenigſtens ſeit 
der Zeit dieſes Kaiſers in dem Beſitze des Wahlrechts waren. 
Er, der ſo Manches im Reiche ordnete und feſtſetzte, erwaͤhnt 
die Kurfurſten zuerſt als befonders bevorzugte Fuͤrſten, die einen 
beſtimmten Rang einnahmen, waͤhrend ſie, inſoweit fruͤher von 
ihnen die Rede ſeyn kann, nach obigen Stellen blos fuͤr den 
einzelnen Wahlfall aus den verſammelten Fuͤrſten auserleſen wor— 
den zu ſeyn ſcheinen. Wenn nun Friedrich J., wie es ſehr 
wahrſcheinlich iſt, das Vorwahlrecht ein fuͤr alle Mal als eine 
hohe Wuͤrde auf einige ſeiner Reichsfuͤrſten uͤbertrug, ſo kann 
man bei der damaligen "Lage der Dinge nichts Anderes erwarten, 
als das, was ſich nach dem Sachfenfpiegel vorfindet: nämlich 
die Uebertragung der Kurfürftenwürde auf Heinrich den Loͤ⸗ 
wen (Sachſen), Otto von Wittelsbach (Pfalz), und Al: 
brecht d en Bären (Brandenburg), und zwar noch vor dem 
Kahre 1156, weil das. Privilegiun für Deftreih, wie bemerkt, 
die Kurfürften bervorhebt. Wir follten glauben, daß_die gedach⸗ 
ten Männer und die erwähnte Zeit ald ganz geeignet zur Be— 
gründung ber Kurfürftenthümer erfcheinen müßten. Dem Kenner 
der Zeitverhältniffe in der erften Hälfte des 13. Jahrhunderts 
wird es einleuchten, daß nicht gerade bie Gedachten, wohl aber 


einige Andere, als die Befähigften zur Erlangung der Kurwuͤrde 


gegolten haben möchten. | J : 

Die im Sachfenfpiegel erwähnte Ausfchließung des Königs 
von Böhmen ift ebenfalls nicht ohne gefchichtliche Wahrheit, 
"indem durch Rudolph I. Böhmen feine Kurflimme erſt aus: 
drüdlich zuerkannt wurde, und Henricus ab Ostia über 
die Decretalen #3) ausdruͤcklich ſagt: Regem Bohemiae (secun- 
dum quosdam) jus eligendi non habere, sed de facto hodie 
(seculo XIII.) tenere *). Merkwuͤrdig ift es jedoch, daß ber 
König von Böhmen bei der Wahl Philipps von Schwaben 





43) c. 34. X. de electione (1. 6.) 
44) Olenſchlager a. a. O. ©. 115. 
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thätig- war, und ebenfo bei dee Friedrichs II. 1212 35) unb 
bei der Conrad IV. 1237 fein Recht ausübte 2%). Deſſen un: 
‚geachtet ergiebt fih aus dem Obigen, daß fein Wahlrecht eine 
längere Zeit in Zweifel gezogen wurde. 

Sp ungern wir auch auf bloße Gonjecturen bauen, fo er: 
lauben wir und boch bier einmal eine. Der Umftand, daß der . 
Sachfenfpiegel dem Könige von Böhmen die Wahlſtimmen aus: 
druͤcklich abfpricht, giebt wohl ziemlich deutlich an die Hand, daß 
ihm biefelbe zugeflanden, daß er fie aber auf irgend eine Art ver: 
loren babe. Da nun aber die Kurwürde, wie wir früher be 
merkten, erft Durch Friedrich I. auf die gedachten Fürften über: 
tragen worden ift, fo kann fie aud Böhmen nicht eher gehabt 
haben. Sollte nun nicht vieleicht, fo vermuthen wir, der Ver: 
luſt der Kurflimme mit der Erhebung des Derzogd von Böhmen 
zum ‚König 1158 durch Friedrich I im BZufammenhange fe 
ben? Mag ed auch feyn, daß jener bei diefer Erhebung der . 
Kurftimme nicht ausdruͤcklich entfagte, fo konnte fich doch fehr 
leicht die Anficht im Reiche bilden, daß Böhmen durch die Um: 
wandlung zu einem Königreihe, da es ohmedied ein -flavifches 
Land und Volk war, und fein König ald der einzige König in 
Deutfchland daftand, nicht mehr zum eigentlichen deutfchen Reiche 
gehöre, vielmehr zu Ddiefem nur. in einem Verhaͤltniſſe fiehe, in 
dem fi) auch andere benachbarte Königreiche längere Zeit befanden, 
Auf diefe Weife glauben wir, erhalten die Morte des Sachfen- 
fpiegeld: daß der König nicht mit wähle, weil er fein Deut- 
fher'fey, auch erft ihren wahren Sinn. . Hatte nämlich Böh: 
men früher, wie feibft aus dem Sachfenfpiegel hervorgeht, eine 
_Wahlftimme gehabt, fo konnte der Umftand, daß der König von 
Böhmen Fein Deutfcher fey, keinen Grund abgeben, ihm fein 
Mahlrecht zu entziehen, ba er ja vorher auch Fein Deuffcher war, 
und doch ald Kurfürft galt. Jene Worte unfers MNechtsbuches 
möchten alfo darauf deuten, daß Böhmen durch die Erhe: 
bung zu einem Königreiche nicht. mehr als deutfh, d. h. 
zum eigentlichen deutfchen Reiche gehörig, angefehen ward. Ber 
kannt ift es endlich auch, daß Böhmen in diefer Zeit dad Erz: 





45) Pfeffinger Il. p.-856. 
46) Dlenſchlager a. a. O. ©. 122. 
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ſchenkenamt ſtreitig gemacht wurde. — Da nun aber doch Boͤh⸗ 
men feine Kurſtimme fortbehauptete, oder ſich wieder ſicherte, wie 
wir geſehen haben, ſo ſcheint auch dieſer Umſtand auf eine bal⸗ 
dige Abfaſſung des Sachſenſpiegels nach der Erhebung Boͤhmens 
zu einem Koͤnigthume hinzuweiſen. 

Wenn ſomit die Erwaͤhnung der Kurfuͤrſten keineswegs der 
Entſtehung des Sachſenſpiegels im 12. Jahrhundert entgegentritt, 
fo ſpricht die Beſtimmung, daß fie nicht allein wählen fol- 
ten, gleichfalls mehr daflır, ald dagegen. Denn wenn auch die 
übrigen Reichsfuͤrſten im 13. Jahrhundert noch nicht völlig von 
dem Mitwahlrechte ausgefchloffen waren, fo erhielten doch die 
Kurfürften in demfelben fo entfchieden dad Webergewicht, daß ihr 
auäfchttegliches Wahlrecht in dem folgenden Sahrhunderte Durch 
die goldne Bulle reichögefeglich feftgeftellt werden Fonnte, und 
fchon früher wirkten die Päbfte darauf bin, namentlich fcheint 
das ‚wichtige c. 34. X. de electiöne (1. 6.) vom 3. 1208 nur 
ein Wahlrecht der Kurfürften anzuertennen, fowie man aud be 
haupten darf, daß dafjelbe überhaupt‘ dem me des Sach: 
ſenſpiegels nicht befannt gewejen ift. 1 

Und nun nur noch ein Wort über die Stellung der Kur: 
fürften zu den übrigen Reichöftuften, nach der Anficht des Sad) 
ſenſpiegels. Wie fehon von vornherein bemerkt wurde, fpricht 
derfelbe den ſechs wählenden Zürften keineswegs das Recht, den 
König zu wählen, allein zu, wie dies nach der golonen Bulle 
gefchieht, vielmehr fagt er, daß fie nicht nach ihrem Gutbünfen 
oder ihrer Willkuͤr wählen dürfen, indem das Wählen des Ki: 
nigs allen übrigen geiftlichen und weltlichen Reichsfuͤrſten zuftebe, 
und die gedachten ſechs Fürften nur die Befugniß haben, einen 
MWahlcandidaten zuvoͤrderſt auszuleſen und vorzufchlagen, den dann 
die gefammten Reichöfürften annehmen oder verwerfen. Ihr Wir: . 
kungskreis war daher zunächft darauf befchränft, daß ſie das Recht 
hatten, die uͤbrigen Fuͤrſten bei ihrer Wahl auf eine beftimmte 
Perſon binzumeifen, damit nicht. verfchiedene in Vorſchlag ge: 
bracht würden, und fomit nicht Einer, fonden Mehrere zu: 
gleich Gegenftand der Wahl feyen. Die gedachte Stelle Tann 
allerdings auch anders verflanden werden, wie Died von Manchen 
gefchehen ift, und es hat fich vieleicht in jener Zeit noch Fein ge: 
wiffes Herkommen gebildet gehabt, indem fi aud) aus den oben 
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gedachten Stellen der Geſchichtſchreiber die Anſicht rechtfertigen 
läßt, daß erſt die gefammten Fuͤrſten einige Candidaten wählten, 
and denen die Wahlfürften einen ald König hervorhoben. Daß 
aber ihr Recht nur darin beflanden habe, die Stimmen der Für: 
fien zu fammeln, und dann ben Gemählten zuerft zu nennen, 
auszurufen gleichfam, oder befannt zu mädchen, wie Luden ?7) 
glaubt, koͤnnen wir nicht für wahrfcheinlich halten. Indeß fagt 
doch auch Albertus Staden. a. 1240: ex praetaxatione Prin- . 
cipum et consensu imperatorem eligunt Trevirenses etc. 28)... 
Sollte, fo bemerken wir fchließlih, in jener Zeit wirklich 
‘eine VBerfchiedenheit der Meinung über den eigentlichen Wirkungss 
freis der Kurfürften geherrfcht haben, fo find mir faft verfucht, 
zu glauben, daß ber Verfaſſer des Sachfenfpiegeld abfichtlich 
fih fo ausdrüdte, daß man in feinen Worten beive Meinungen 
wiederfinden Tann; ähnlich verhält e8 ſich auch mit der Stelle, 
wo von der Wahl ber Bifchöfe die Rebe if. Wir wenigftens 
koͤnnen nicht dafuͤr halten, daß dieſer Doppelfinn im Mangel an 
der Gabe fich deutlih und beſtimmt auszubrüden liegt; wir 
möchten vielmehr annehmen, daß er eine befondere Gewandtheit 
beurfunde. Es verdiente vielleicht fogar einer Beachtung, ob 
nicht auch anderen Stellen, die einen doppelten Sinn bieten, eine 
Meinungsverfchiebenheit zum Grunde liegt, bie ber Verfafler des 
Sachſenſpiegels zu entfcheiden fich nicht getraute, 


Beſchluß,. 


Wir haben bisher die geſchichtlichen Thatſachen hingeſtellt, 
welche auf die Beflimmung ber Zeit, in der der Sachfenfpiegel 
verfaßt feyn mag, Einfluß haben. Es war nicht unfre Abficht, 
die Leſer von vornherein für eine gewifje, vorgefaßte Meinung zu 
beftimmen; wir bürfen wohl aber erwarten, daß fie fich aus dem 
Bisherigen felbft eine, folche über die‘ vorliegende Frage gebildet 
haben werben, und freuen fol e8 uns, wenn fie mit dem Reful- 


4 


47) a. a. v. S. 480. 
48) Vergl. Raumer, die vohenſtaufen Bd. 5. ©. 57. u. fgg. 
6 
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tat, welches wir aus den angeſtellten Unterſuchungen gewonnen 
haben, im Weſentlichen uͤbereinſtimmt. Wir unſers Theils ſind 
naͤmlich uͤberzeugt, daß der Sachſenſpiegel ſchon um's 
Jahr 1170 niedergeſchrieben worden iſt. Iſt man naͤm⸗ 
lich mit und der Anſicht, daß das Rechtsbuch unter Friedrich I. 
und zwar noch vor dem Sturze Heinrichs des Löwen entitan: 
den ift, fo muß ed auch vor 1173 verfaßt feyn, indem Frie: 
drich I. in diefem Jahre dem Könige von Böhmen bie Fönigliche 
Wuͤrde wiedernahm, weil er e5 in den Streitigkeiten des Kaifers 
mit dem Erzbifchofe von Salzburg mit diefem, feinem Sohne, 
hielt 9). Philipp verlieh indeß Böhmen die königliche Würde 
1198 von Neuem). Dagegen kann der Sachfenfpiegel aber 
auch nicht vor 1162 oder 1163 verfaßt feyn, weit in jenem Sahre 
das Bisthum Meflenburg nah Schwerin verlegt wurde SI) und 
ebenfo 1163 der Biſchofsſitz von Oldenburg nah Luͤbeck 92), 
Schwerin und Lübed führt aber der Sachfenfpiegel III. a. 62. 
8. 3. als ſaͤchſiſche Bisthuͤmer mit auf. Uebrigens bemerken wir 
hier noch, daß die andern in der gedachten Stelle genannten 
Bisthümer weit Alter find, und zum Theil aus der Zeit Karl 
des - Großen berftammen. Es ift und daher nicht gelungen, 
Aus der Angabe der Bisthuͤmer in Sachfen etwas für die Be: 
fimmung des Alters des Mechtöbuches herauszufinden. Das 
Bisthum Camin in Pommern ift allerdings nicht mit aufge: 
zählt, und .da daffelbe 1176 dahin von der Inſel Wollin ver 
legt wurde, fo koͤnnte man daraus wohl fchließen, daß der Sad): 
fenfpiegel vor jenem Jahre gefchrieben ſeyn muͤſſe; doch ſcheint 
der Verfaſſer unſers Rechtsbuchs dieſe Laͤnder uͤber der Oder nicht 
mit zu Sachſen zu zählen, weil er ſonſt das gedachte Bisthum, 
welches freilich fchon früher auf der Infel Wollin befland, mit 


49) Chron. Reichers’b. ad an. 1169 et sqq. in Ludwig. cell. 
script. bamb. Vol. IE. p. 266. — Henric. Stero Alhaensis 
ad ann. 1173. in Canisins lection. antig. Vol. IV. 

50) Bergl. Pelzel’s Geſch. von Böhmen Br J. ©. 116. 

51) Luden a. a. O. Bd. 11. ©. 80. 

52) Grautoff die Verlegung des Biſchofſitzes von Didenburg * 
Lübeck. 1824. 
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- aufgezählt haben winde 53), Camin gehörte vielmehr, fo wie 
das Bisthum Lebus an ber Ober, welches ſeit ber Mitte des 
12. Jahrhunderts vorkommt, in Tirchlicher Hinficht bamals zu 
Dolen 5%), 

Somit glauben wir, daß unſre Anſicht wenigſtens ſi icherer 
und gefchichtlicher,. als die in der neueften Zeit von Luden 
a. a. 8. Bd. 12. ©. 472, und 473, aufgeftelte, begründet iſt; 
es war daher vielleicht gerade jeßt auch eine geeignete Zeit, die 
Frage überhaupt wieder in Anregung zu bringen. Luden fagt 
namlih: „Es muß ein großes Bebürfniß nach einem Rechts⸗ 
buche vorhanden gewefen feyn, weil ein Einzelner zu der ſchwie⸗ 
‚rigen Arbeit : fi) entfchließen konnte, und durch feine Arbeit 
wirklich dem Beduͤrfniſſe abzuhelfen vermochte” Died Tonnte 
aber nur erft nach dem Sturze Heinrichd des Löwen und der 
Zerbrehung des Herzogthumd entftehen; es mußte fich aber auch 
mehr ald einem Gefchlechte fühlbar gemacht haben, und die Hoff: 
nugg auf die Wiederherftellung des alten Herzogthums verſchwun⸗ 
ben feyn. Died war jeboch erft der Fall, als der Enkel Hein: 
richs des Löwen 1235 Vaſall des Neichd ward. Folglich fol 
nad Luden's Anficht der Sachfenfpiegel erft nach 1235 entftan- 
ben ſeyn! Gern überlaffen wir es Andern, den Werth biefer 
Gründe und Folgerungen zu prüfen. Als erläuternden Nachtrag 
zu dieſer Anficht führen wir noch an, was Luden>s) fägt: 
„Selbſt bei gefchichtlichen Forſchungen zeigt ſich die Neigung, 
alle Einrichtung in der menfchlichen Gefellfchaft fo weit als mög: 
lich zurüczufchieben. Der Sachfenfpiegel würde an feinem Werthe 
weder gewinnen noch verlieren, wenn man ihn für ein Men: 
fhenalter jlinger bielte, als zu geſchehen pflegt.” Dies mag in: 
fofern wahr fen, ald es ſich um feinen Werth für die Gegens 
wart handelt. Gewiß laßt fich aber dies noch mehr 3. 2. „von 
Homer, dem Nibelungenliede ꝛc. geltend machen, und doch 
haben ſich die Gelehrten vielfach mit Unterſuchungen uͤber das 
Alter dieſer Werke beſchaͤftigt; wollte man es aber tadeln, ſo 


53) Scheidemantel Nepertorium J. S. 466. 
54) Wohlbruͤck das Bisthum Lebus Bd. 1. ©. 47. u. fgg. 


55) a. a. O. ©. 691, N. 26. 
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muͤßte man den Werth der hiſtoriſchen Wahrheit nicht anerkennen, 
was doch ein Geſchichtsforſcher am allerwenigſten zugeben wird. 
Aber auch abgeſehen von dieſer glauben wir, daß es für die ge: 
fchichtliche Nechtöwiffenfchaft nicht ohne Bedeutung it, ob der 
Sachfenfpiegel ein Menfchenalter früher oder ſpaͤter gefchrieben tft. 
Denn um nur auf zwei Punkte binzuweifen, fo tft die Beflim: 
mung bes Alters deffelben infofern wichtig, ald Dies auf die 
Altersbeflimmung von andern Rechtsquellen und 
Urkunden hoͤchſt einflußreich ift, und dann namentlich daß 
Alter mancher Rechtsinſtitute durch jenes feflgeftellt 
wird. ‚Weberhaupt kann es fir die Nechtögefchichte nicht gleich: 
giltig feyn, ob Diefed oder Jenes ein Menfchenalter fpäter noch) 
als beftehend oder nicht beftehend angenommen wird, fo wie ob 
es ein Menfchenalter früher oder fpäter begründet worden ift. 


Nachtrag, 
die Entſtehung des Schwabenſpiegels betreffend. 


Zu einer fruͤhern Abhandlung: über ſaͤchſiſches und fraͤn— 
fifches Recht, welche für die eingegangen „ranien” beftimmt 
war, hatte ich unter Anderem auch von den Schwaben und ih: 
rem Recht, welches der Sachfenfpiegel erwähnt, gefprochen; da 
aber Alles .dies, namentlich auch das, was fich auf den Schwa- 
bengau 56) bezieht, ſeitdem hinreichend von Anderen erörtert wor: 
den ift, fo bleibt dieſer Auffaß ungedrudt, und ich hebe daraus 
nur eine Bemerkung hervor, Die ich anderwärt5 (vielleicht weil 
man fie nicht für begründet hielt, denn nahe genug feheint fie 
mir zu liegen) nicht gefunden habe. Ä | 
Der Sachfenfpiegel erwähnt nämlich I. a. 19. $.2,, wo von 
dem Urthelfchelten der Schwaben im fächfifchen Schwabengaue 
die Rede tft, daß fie fih an Die älteren Schwaben zögen. 
Unter viefen älteren Schwaben Finnen nun, wie dies fchon von 
Kopp und Anderen anerfannt worden ift, Feine Anderen ver: 


56) 3u der bei Homeyer Sachſenſp. S. 24. gedachten Literatur iſt 
beſonders Leutſch — Gero ne 
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ſtanden werden, ald die eigentlichen Schwaben im Lande Schwa⸗ 

ben. Bemerkenswerth ift es auch, daß der Schwabenfpiegel 
(Senckenberg. c. 398.) die Worte: „und ziehet ed an ben 
- älteren Schwaben” mit Recht gar nicht aufgenommen hat. Da nun 
die Schwaben im Schwabengaue im wefentlidhen nach dem Rechte 
- lebten, welches in dem Sachfenfpiegel enthalten ift, fo iſt es ge 
wiß ganz in der Ordnung, wenn man annimmt, baß bie fäch- 
ſiſchen Schwaben bei Gelegenheit von Appellationen nad 
dem eigentlihen Schwaben ihr Recht, nach dem’ fie lebten, 
unfern Sachfenfpiegel, ald Entfcheidungsquelle des Rechts: 
ſtreites, dorthin mit fendetn. So wurde dad Nechtöbuch bei 
den höchiten Gerichten im Schwabenlande 87) bekannt, und zwar 
eher und mehr als in anderen heilen namentlich von Suͤddeutſch⸗ 
land, und dies gab die Weranlaffung, gerade hier ein neues 
Rechlsbuch, gegruͤndet auf das Recht des Sachſenſpiegels, den 
ſ. g. Schwabenſpiegel zu bearbeiten. Dafuͤr, daß das letzte 
Rechtsbuch in Schwaben entſtanden ſey, kann man auch noch 
anfuͤhren, daß in demſelben die Schwaben erwaͤhnt werden, 
wo der Sachſenſpiegel gerade die Sachſen nennt 98). Ebenſo 
ift ed auffallend, daß an einer andern Stelle 59) den une 
ben ſo großes Lob gefpendet wird. 


Zuſatz: Ich win nicht unterlaffen beim Abdruck Diefer Ab: 
handlung darauf hinzuweiſen, daß Schaumann in feiner fo eben 
erfchienenen Gefchichte des niederfächfifchen Volkes ©. 527, dem 
‚Refultate der Unterfuchung meines Freundes Weiske fehr nahe 
kommend, geflügt befonders auf S. Sp. IH. 62. und 53. die Ab⸗ 
fafjung defjelben wenigftend feinem erften Entwurfe nad) vor das 
Sahr 1180 ſetzt. — Phillips in der neuen Ausgabe des deutfchen. 
Privatrechts Bd. 1. S. 71. erkennt aber wenigftens an, daß er 
nicht wie man bisher angenommen nad) 1215, fondern vor bie: 
fem Sabre verfaßt worden. | Wilde. 


57) Nach dem Schwabenſpiegel bei Berger p: 28. Rothweil und 
Giengen. 
58) Schwabenfp. Berger c. 106. p. 154. Senckenbe rg c. 222. 


59) Berger c. 270. p. 59. 
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Erſtes Capitel. Einleitung. 


8. 1. Der Standpunkt der Unterſuchung. 


Bacon von Berulam macht den Suriflen einmal den Vor⸗ 
wurf, daß fie in ihren Werken über Recht und Gefege tam- 
quam e vinculis zu fprechen pflegten, und meint damit bie fo 
häufige Vermiſchung philofophifcher Ideen und pofitiver Rechtd: 
fäge, ‘die Befangenheit Vieler durch Begriffe bed pofitiven, na⸗ 
mentlich des römifchen Rechts, da wo fie felbft auf philofophi: 
ſchem Boden zu wandeln beabfichtigten !), Eine ähnliche Gebun: 
denheit laͤßt fih aber auch in der Sphäre der pofitiven Rechts⸗ 
wiffenfchaft felbft denken: wenn von verfchievenen nationalen Rech: 
ten das eine gleihfam ald Mufterrecht angefehen wird, feine Be: 
griffe ald Normalbegriffe, denen man die der andern mit mehr 
oder weniger Gewalt unterzuordnen fucht. Jahrhunderte lang iſt 
died bie Stellung des römifchen Rechts zum. beutfchen gewefen, 
indem ber gefunde Naturfinn für die richtige Auffaflung bed leg: 
teren völlig erlofchen war, die hiftorifchen Forſchungen aber, wel: 
che zur tieferen Ergründung beffelben vorausgeſetzt wurden, noch 
zu den ganz ungeahnten Dingen. gehörten. Erſt in neuerer Zeit 
ift die unfere gefammte hiftorifche Literatur durchdringende Rich: 
tung, das Eigenthuͤmliche, Rationale überall an fich: zu. wirbi- 
gen, auch dem deutſchen Rechtsſtudium zu Statten gefommen; 
die lebten Decennien haben viel Treffliches anf diefem Gebiete zu 
Tage gefördert, und bie höhere Miffenfchaftlichkeit, als beren 
Zräger feit Jahrhunderten vorzugäweife dad vömifche Recht er: 
fchien, bat nun auch Früchte für das. einheimifche Recht getragen. 
Neben der civiliftifchen Jurisprudenz bat ſich eine germaniflifche 
in Deutfchland entwidelt, wie fie von biefer Ziefe und Ausdeh⸗ 
nung in feinem andern germanifchen, gefchweige romanifchen Lande 
gefunden wird. Es iſt gar nicht anders möglich „ ald daß bie 
Ergebniffe derfelben allmählich aud in bie Praris, ind Leben ein 
dringen müffen, und Niemand möge glauben, daß das Berhält: 
niß zwifchen römifchem und beutfchem Rechte, wie ed met grade 


1) Bol. Hugo Kehrbuc, des Naturrechts Pr einer Philoſ. des pofit. 
Rechts $, 20. 
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befteht, etwa ein befonderes Privilegium fehr langer Dauer 'ge: 
nieße. Zwiſchen beiden muß. nothwendig, je mehr das deutſche 
Recht nach allen Seiten hin wiffenfchaftlich beleuchtet und durch⸗ 
forfcht wird, immer lebendigere Reibung eintreten, und hierauf 
ift die Hoffnung zum Theil mit begründet, daß die Rechtöwif: 
fenfhaft in Deutfchland nie einer bloß mechanifchen Handhabung 
des Rechts werde weichen dürfen. Das römifche Recht fußt auf 
alten Befiß; das deutfche Recht, inſofern es als Wiffenfchaft 
auftritt, kaͤmpft mit allen Waffen der Jugend, und genießt zu: 
gleich den unfchägbaren Vorzug jenes wunderbaren, wahrhaft 
myſtiſchen Zufammenhanges mit den nationalen Vorftellungen und 
Ideen, welchen fi) das römifche Recht doc, nie zu erringen ver: 
mocht hat. Eben diefer Zufammenhang bat fi) auf eine höchft 
merkwürdige, oft viel zu wenig beachtete Art auch in den neuen 
Gefeßgebungen, in Preußen, Frankreich und Defterreich vielfach 
wirkfam gezeigt, und nach dem Gange der Rechtöbildung in un- 
- feren Zagen mag man ed-wohl überhaupt als wahrfcheinlid an: 
fehen, daß ed vorzüglich die Gefeßgebung feyn werde, durch wel: 


he dem beutfchen Rechte in praftifcher Beziehung immer mehr 


Raum und Boden angewiefen werben wird 2), Jedenfalls ift 


2) Es ift bemerkenswerth, wie häufig in umfern Lagen, namentlich 
mit Ruͤckſicht auf neu abzufaffende oder zu revidirende Gefegbücher, 
Grundſaͤtze des deutfchen Rechts nicht etwa nur gegen römifche vers 
theidigt, fondern diefen unbedingt vorgezogen, und ald die für unfere 
Zuftände angemefineren bezeichnet werden: oft ohne daß. diejenigen, 
welche Anfichten foldyer Art ausfprechen, eine Elare Borftellung das 
von, daß fie eigentlich nur für die gefegliche Anerkennung vaterläns 
difcher Rechtöfäge ftreiten, gewonnen haben. So z. B. in den Jahr⸗ 
buͤchern für die haieriſche Geſetzgebung, Nechtöwiffenfchaft und Staats⸗ 
verwaltung Bd. I. Heft 1. Nürnberg 1838, wo in Abthlg A. Beiträge 
zur Revifion der baierifchen Eivilgefege geliefert werden, und die 
Beiträge 2— A. folgende Gegenftände betreffen: Rr.2. Der Grund⸗ 
fag, daß die Gefahr der Sache nach Abfchliegung des Kaufcontracts 
auf den Käufer übergeht, ift den Rechten und der Billigkeit nicht 
gemäß. Ne. 3. Den allgemeinen Grundfägen iſt es zuwider, daß 
der vedliche Befiger bei der Eigenthumsklage Die Sache unentgeltlich 
herausgeben muß. Nr. A. Der Grundfag: Kauf bricht nicht Miethe, 
folte in dem neuen bürgerlichen Geſetzbuch aufgenommen werden. 
Der Berf. diefer Beiträge beruft ficy auf das Raturrecht, die Wil 


— 
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eine wichtige Reform des Mechtözuftandes in Deutfchland im 
Werden begriffen, und das vaterländifche Mecht wird bei berfels 
ben ficher eine ganz andere Rolle fpielen, als in den Sahrhun: 
derten, wo ed blos für einen neueren Gebrauch, gleichfam eine 
Fortſetzung des römischen Rechts angefehen wurde. 

Zu den fruchtbarften das deutſche Recht betreffenden Unter⸗ 
fuchungen neuerer Zeit gehören offenbar die über die Gewere 
als Grundlage des deutfchen Sachenrechts. Durd das befannte 
Wert von Albrecht find in diefer Hinficht eine Menge neuer, 
ungeahnter Ausfichten eröffnet worden; und wenn fich auch wirf: 
lich behaupten läßt, daß ed dem Buche nicht felten an der wuͤn⸗ 
fchendwerthen Klarheit und Simplicität der Darftellung fehle; 
‘wenn ed ferner oft großes Bedenken erregen muß, daß nach der 
darin gelieferten Entwickelung die alten Deutſchen ein unglaub: 
lich Eunftreich zufammengefegtes Sachenrecht gehabt haben muͤß⸗ 
ten: fo ift doch andrerſeits nicht außer Acht zu laffen, daß es 
der Verfaſſer mit.einem höchft ungefügen, faſt noch ganz unbear: - 
beiteten Stoffe zu thun hatte, welcher einer recht unbefangenen, 
freien Bewegung. vielfache Hinderniffe in den Weg legte. Uebri: 
gend verfteht fich von felbft, daß die Unterfuchungen -über bie 
Gewere durch das genannte Werk nicht ald gefchloffen angefehen 
werden können. Ein im Berhältniß zur Reichhaltigkeit und Mich: 
tigkeit des Gegenftandes freilich nur fehr geringer Beitrag zu bie: 
fer Lehre fol nun auch in der folgenden Skizze geliefert wer: 
ben, bei welcher die Abficht hauptfächlich nur auf eine allgemeine 
Drientirung in derfelben gerichtet it. Denn ich weiß nicht, ob 
ich mich irre, das Äußere Geruͤſt des Ganzen ſchien mir noch) 
immer am wenigften feſtgeſtellt zu ſeyn. 


8.2. Das Sachenrecht im Allgemeinen. 


Derjenige Theil eines pofitiven Rechts, den wir dad Ga: 
henrecht zu nennen pflegen, bat es im Aülgemeinen mit den 


* 


ligkeit und die Vortheile für den Verkehr, um feinen Anfichten Ein; 
gang zu verſchaffen. Aber alle von ihm empfohlenen Grundfäge 
hängen zugleich näher oder ferner mit altdeutfchen Nechtöbegriffen 
von der Gewere zufammen, und eine Gefeggebung, welche diefen 
Srundfägen huldigt, fteht zugleich auf hiſtoriſchem Boden und ſchließt 
ſich in der hat nur an das alte nn. Recht an.. - 
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mannichfaltigen Formen zu thun, worin ſich die Verbindung von 
Perſonen und Sachen bei einem Volke, in einem Staate kund 
geben Tann. Sobald man nun von allen Beſitz⸗, Eigenthums⸗ 
theorien u. ſ. w., wie ſich dieſelben in einzelnen poſitiven Rech: 
ten entwickelt haben, gaͤnzlich abſieht, ſo laſſen ſich zwiſchen einer 
Perſon und einer Sache hauptſaͤchlich folgende Setinrungen 
denken: 


1. Es kann ein ſichtbares, aͤußeres Band zwiſchen Perfon 
und Sache eriftiren, ohne daß der erftern ein Recht auf die leb- 
tere als folche zufommt. Die Perfon hat alfo die Sache nur 


. beigeftalt in ihrer Gewalt, daß fie nad) Willkuͤr darauf einzu: 


wirken und fremde Einwirkung davon abzuhalten vermag, und. 
wir nennen jenes rein aͤußere Band. vorläufi ig fhon Befiß, Ge: 
were im allgemeinften Sinne. 

2. Es Fann ein unfichtbares Band zwifchen Perfon und 
- Sache, ein Recht der erftern auf die letztere eriftiren, aber ohne 
das auch- Außerlich fichtbare Band des Befibes oder der Gewere. 
e 3. Es Tann Beides zufammen vorhanden feyn, Beſitz und 
Recht auf die Sache bei derfelben Perfon. 


- Geht man von diefen allgemeinen Gegenfäßen aus, fo laßt 
fi) dann auch weiter behaupten, daß fowohl Beſitz ald Rechte 
an Sachen in jedem nur einigermaßen ausgebildeten pofitiven 
Mechte wiederkehren muͤſſen. Zuerſt ift es völlig unmöglich, ſich 
den Beſitz aus einem ſolchen hinwegzudenken, ohne dieſes ſelbſt 
damit aufzuheben; denn in ihm iſt gleichſam ein Erbſtuͤck aus 
dem Naturſtande erhalten, welches durch Uebergang in ein ein⸗ 
zelnes poſitives Recht nur eine individuelle Geſtalt erhalten hat. 
Aber auch beſondere Formen rechtlicher Verbindungen zwiſchen 
Perſonen und Sachen werden und muͤſſen ſich uͤberall entwickeln, 
da die Begruͤndung und Erhaltung des Friedens unter den Men⸗ 
ſchen hiervon weſentlich mit abhaͤngt. Dabei iſt jedoch eine große 
Mannichfaltigkeit dieſer Formen moͤglich. Denn wenn gleich ge⸗ 
wiſſe Beduͤrfniſſe des Verkehrs faſt bei allen Voͤlkern wiederzu⸗ 
kehren pflegen, ſo kann doch fuͤr die Befriedigung derſelben auf 
ſehr verſchiedene Art geſorgt werden. Uebrigens ergiebt ſich aus 
dem Obigen, daß jedes poſitive Sachenrecht im weitern Sinne 
mehr oder weniger in eine Beſitz- und in eine. Sachenrechtstheo⸗ 
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rie im engeren Sinne zerfällt. Es iſt der Gegenſatz eines na⸗ 
tuͤrlichen und eines freien Elements, welcher richtig aufgefaßt 
alle Theile eines poſitiven Rechts, mithin auch das Sachenrecht 
durchdringt. Aber das Verhaͤltniß zwiſchen beiden kann ein hoͤchſt 
verſchiedenes ſeyn, und eben darin giebt ſich ja uͤberhaupt die 
Verſchiedenheit poſitiver Rechte vorzugsweiſe kund. In dem ei: 
nen iſt das natuͤrliche Element der menſchlichen Verhaͤltniſſe rei⸗ 
ner feſtgehalten und erſcheint uͤberall weniger mit Selbſtſtaͤndig⸗ 
keit umgebildet; in einem andern waltet die Freiheit, die eigene 
Formgebung, die Umgeſtaltung des natuͤrlich Gegebenen, mit Ab⸗ 
ſicht und nach beſtimmten Zwecken vor. Wendet man dies auf 
das Sachenrecht im weiteſten Sinne des Wortes an, ſo iſt un⸗ 
verkennbar, daß hier das Element der Freiheit da vorherrſcht, 
wo der Nachdruck uͤberall weniger auf der ſichtbaren als der un⸗ 
. fihtbaren Verbindung zwiſchen Perſonen und Sachen, auf dem 
Rechte als folchem liegt; denn der Begriff des Rechts als eines 
Gedachten, eined Unfichtbaren faͤllt ja felbft ganz in das Gebiet 
der Freiheit} das natürliche Element erfcheint dagegen ald vor: 
waltendes Princip, wo bie Rüdfiht auf das Außere, fichtbare 
Band zwifchen Perfonen und Sachen überall mehr im Vorder⸗ 
grunde ſteht. Merkwindiger Weiſe bieten und die beiden Haupt: 
rechte des gefammten romanifchen und germanifchen Europa Bei 
fpiele für jede von diefen verfchiedenen Bilbungen des Sachen⸗ 
rechts dar. 


8.3. Das römifche Sachenrecht im Allgemeinen. 


Im römischen Rechte erfcheint das unfichtbare Band zwi- 
fhen Sache und Perfon offenbar. ald die Hauptfache, und prä- 
dominirendes Princip ift das ideale des Rechts, nicht das reale 
des Beſitzes. Getrennt von einander zeigt und baffelbe eine Be: 
fig: und eine Sachenrechtötheorie im engeren Sinne. Der Beſitz 
iſt abgefehen von der Verjährung da, wo es fi um das ding: 
liche Recht als folches handelt, _ gewiffermaßen Rebenſache und 
tritt in den Hintergrund. Ja felbft in der Theorie des Beſitzes, 
als des natürlichen Elements alles Sachenrechts überhaupt, wal- 
tet die Rüdficht auf das freie Element des MWillend (animus) 
vor. Um die durch Detention und Beſitz zwiſchen Perfon und 
Sache hervorgebrachte Verbindung nach ihrem qualitativen Ge⸗ 
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wichte richtig zu würdigen, muß im roͤmiſchen Rechte bekanntlich 
folgende Gradation unterfchieden werben: 

1. Bloße Detention, doch ‚ohne die Abficht des Inhabers, 
die Sache ald fein Eigenthum zu befiben; naturalis possessio, 
wofür die Quellen auch fagen: tenere, sed non possidere — 
corporaliter possidere — esse in possessione. Dies iſt das 
Verhaͤltniß des Commodatars, Depofitars, Mietherd, Pächters 
u. f. w.; ihnen allen fehlt der juriftifche Beſitz, weil ihnen bie 
Abficht (animus) fehlt, die Sache ald ihre Eigenthum zu be: 
figen, fie vielmehr den Beſitz nur für einen Andern ausüben. 


2. Suriftifcher Beſitz, wobei der Inhaber der Sache zu: 


. gleich die Abficht (animus) hat, die Sache ald fein Eigentum 


zu befigen 2). Diefer juriftifche Beſitz ift aber dann wieder: 

a) entweder nur possessio ad interdicta, possessio 
fhlechthin oder im Gegenfage der possessio civilis, aud) pos- 
sessio naturalis genannt; oder _ 

b) possessio ad usucapionem, possessio civilis ‚ und 
weiten Beſitz fich zur Ufucapion eignet, von dem fagen die Quel: 
len: civiliter, jure civili possidet ?), Man fieht, wie fehr 
felbft in der Beſitztheorie Das Gedachte, das Unfichibare in der 
Verbindung zwifchen Perfon und Sache dad Uebergewicht be: 
bauptet. Der ganze Begriff des juriftifchen Beſitzes, über deſſen 
Dafeyn eben nur der Gedanke, bie Abficht des Detinirenden ent 
ſcheidet, iſt nicht mehr natuͤrlich, ſondern kuͤnſtlich geſchaffen, 
und ſetzt ſchon eine ſehr bedeutende Abſtraction voraus. So con: 
ſequent es ſich dann auch aus den an die Spitze geſtellten Praͤ⸗ 
miſſen ergeben mag, fo wenig entfpricht es dem einfachen, na: 
tuͤrlichen Rechtsbewußtſeyn, ſich den Dieb mit jenem animus alö 


3) Auf die Fälle, wo trog dem, daß der animus domini fehlt, dem 
Inhaber der Sache dennoch der Interdictenbefig gugefchrieben wird, 
d. h. alfo auf die Fülle des jegt gewöhnlich fogenaunten abgeleite» 
ten Befiged, wie er fich z. B. bei dem Emphyteuta, dem inne 
habenden Pfandgläubiger findet, braucht hier nicht weiter Ruͤckſicht 
genommen zu werden. Bol. von Savigny KRKecht des Beliges 
8.9.8.23—25. Mühlenbruch Lehrbuch des ee 
$. 237. 


4) non Saviguy a. a. O. 8. 7. 8. 20. 


Gewere des deutfihen Rechts. 288 


juriſtiſchen Beſitzer zu denken ©), während ed den Pärhter und 
Miether an einem juriftifchen Beſitze gänzlich fehlt. 

Das römifche Sachenrecht im engeren Sinne beruht auf dem 

Gegenfage von dominium und jura in re. Denn entweber hat 
eine Perfon die Zotalität aller uͤberhaupt möglichen ‚Rechte an 
einer Sache — Eigenthum —, ober fie bat nur einen beſtimm⸗ 
‚ten, individuell begrenzten Theil derfelben — jus in re. Der 
Kreis der letzteren ift fireng abgeſchloſſen; fie felbft, find gleich: 
fam als einzelne vom Eigenthum abgelöfte Beſtandtheile deſſelben 
- zu betrachten, welche als befondere Rechte einem Andern außer 
bem Eigenthümer an der Sache zujtehen, und aus biefer idealen 
Auffaffung des Berhältniffes zwifchen Perfon und Sache folgt 
zugleich, ‘daß die jura in re dem Eigenthum nicht coorbinirt, 
fondern fubordinirt zu denken find. Jedes jus in re ifl 
gleihfam eine Ausnahme von der Regel, ald welche im Sachen: 
rechte nur bad Eigenthbum zu betrachten if. Dominium und 
obligatio find nach ältefter Anficht die reinen, erfchöpfenden Ge 
genfäge im vömifchen Vermoͤgensrechte. Die jura in re haben 
fih als ein Mittleres zwifchen eingefchoben, ald eine Abweichung 
von dem urfprünglichen Grundprincip, daß alle Rechte, welche 
jemandem in Bezug auf eine fremde Sache von deren Eigenthü- 
“mer eingeräumt werden, nur bie eng von perfönli un 
am haben koͤnnen ©). 


8.4 Das deutfche ——— im Allgemeinen. 


Ganz anders verhaͤlt fich die Sache im deutſchen Rechte, in 
welchem die Ruͤckſicht auf das aͤußere Band zwiſchen Perſon und 
Sache im Vordergrunde ſteht. Vorlaͤufig ſey ſchon hier daran 
erinnert, wie ſehr ſich die urſpruͤngliche Volksanſicht ſelbſt heute 
noch in der Sprache ded gemeinen Lebens geltend macht, indem 


5) von Savigny a. 0.0. 9.9. Bei der Abweichung im Allg. 

"Preuß. Laudrecht 1. 7. 8. 96. 98. hat man offenbar den Forderungen 
der ‚Sittlichkeit Genuͤge thun wollen, dadurch ‘aber den Begriff deö 
juriftifchen Beſitzes und feine in $.3. ebendaf. gegebene Definition 
in Disharmonie gebradht. Bornemann Preuß. Civilrecht Bd. 1. 
S. 472 fg. 

6) Bornemann a. a. D. I. ©. 403 fo. 
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wir Beſitzthum für Vermögen, Befiker und beſitzen fuͤr Eigen⸗ 
thuͤmer und Eigenthuͤmer ſeyn, zu gebrauchen pflegen. Eine ſo 
beſtimmte Sonderung einer Beſitz⸗ und einer Sachenrechtstheorie 
im engeren Sinne, wie wir dieſelbe im roͤmiſchen Rechte finden, 
hat ſich hier gar nicht entwickelt. Alle nur moͤglichen ſichtbaren 
Berbindungen- zwifchen Perſonen und Sachen finden ihre Erfuͤl⸗ 
lung in dem Begriffe der Gewere, und dem Depofitar, Com: 
mobdatar u. f. w. kommt eine foldhe nicht minder ald dem wirk: 
lichen -Eigenthümer zu. Die Unterfheidung einer juriftifchen und ' 
nicht juriſtiſchen Gewere in römifcher Weife, fo daß die Eriftenz 
der erftern von dem animus domini des Befigenden abhinge, iſt 
alſo dem deutfchen Rechte fremb. 

Aber felbft die wichtigften unfichtbaren (rechtlichen). Berbin: 
dungen zwifchen Perfonen und Sachen (vorzugsweife den unbe: 
weglichen) find dem Begriffe der Gewere fubfumirt worden, fo 
daß dasjenige, was wir heute als dingliches Recht zu. bezeichnen 
pflegen, in der Sprache des Mittelalterd gleichfalls nur als eine 
befondere Art der Gewere erfcheint. Es ift fomit in Wahrheit 
harakteriftifcher Grundzug des ganzen deutfchen Sachenrechts, 
mehr eine Beſitz- als eine firenge Rechtötheorie zu feyn, und die . 
Herrſchaft einer der Befigtheorie entnommenen Terminologie felbft 
da, wo ed fih um wirkliche Rechte an Sachen handelt, ift eben 
nur die ganz einfache Folge hiervon. Schon hier. ift jedoch her: 
vorzubeben, daß jene Eigenfchaft eines überwiegend als Beſitz⸗ 
theorie auftretenden Sachenrechts bei der fahrenden Habe in einem 
noch viel hoͤheren Grade als bei unbeweglichen an hervor⸗ 
bricht. 

Der angegebene Charakter des deutſchen Sachenrechts uͤber⸗ 
haupt, mehr als Beſitz⸗ denn als Rechtstheorie zu erſcheinen, 
übt dann auf die Geſtaltung des ganzen deutſchen Rechtsſyſtems 
den entfchiedenflen Einfluß aus. So hängt unverkennbar eben 
damit genau zufammen, daß es das beutfche Recht nie zu einer 
ganz reinen Darftelung des Eigenthums gebracht hat. Aber. noch - 
wichtiger möchte für uns ‚hier die Wirkung eben jened Grund: 
charakterd auf die Stellung der verfchiedenen Theile des Vermoͤ⸗ 
genörechted unter einander feyn, welche wir.in der Art, wie fie 
dad römifche Recht unterfcheidet, nur zu haufig für. etwas über: 
al Nothwendiged anzufehen geneigt find. ' 


Gewere ded deutfchen Rechts. . 26 


1. Der roͤmiſche Gegenſatz des dominmm und der jura in 
re tft dem bdeutfchen Rechte völlig fremd. Es giebt wohl auch in 
ihm ſolche Rechte, welche eine Aehnlichkeit mit vömifchen jura 
in re haben, wie 3. B. die Keibzuchtögewere der Wittwe, Die 
Sapungsgewere eines. Pfanbinhabers; aber alle dieſe Rechte er: 
feheinen weit nrehr dem Eigenthume coorbinirt, als ihm fub- 
ordinirt. Der Grund hiervon liegt. offenbar darin, daß bie Ruͤck⸗ 
ficht auf das fichtbare Band zwifchen Perfon und Sache, auf bie 
reelle Gewere überall im Vordergrunde fieht. Der eine factifche 
Beſitz fieht nämlich außerlic, eben fo wie der andere aus, fobald 
man von dem tieferen Grunde defjelben abftrahirt, und dad Aus 
genmerk vorzugsweiſe auf die aͤußere Erfcheinung richtet. 


2. Aber auch diejenigen beiden Nechtötheile, die wir im roͤ⸗ 
mifchen Syſtem als Sadıen : und SObligationenrecht bezeichnen, 
treten im beutfchen in eine ganz andere Beziehung zu einander, 
und ftehen fich hier gar nicht mehr als gefchloffene, abgerundete 
Gebiete gegenüber. Die durch Vertrag begründeten Verhaͤltniſſe, 
bei welchen das römifche Recht von jemandem fagt: naturaliter 
-tenet, sed non possidet, fcheiden in bemfelben zwar nicht ganz 
aus dem Sachenrechte aus, aber das perfönliche Element iſt bet 
ihnen fo fehr das überwiegende, daß fie mehr dem Obligationen : 
al8 dem Sachenrechte angehören. Anders’ im beutfchen Rechte; 
denn da auch der Gommodatar, Pächter, Miether u. f. w. eine 
Gewere an der Sache. hat, fo fallen alle diefe Verhältniffe mehr 
in die Theorie des Sachenrechts hinein, welches. auf diefe Weife 
einen fehr erweiterten Umfang erhält. 


Die altdeutfche Anficht wirkt praktiſch auch heute noch in 
den wichtigſten Beziehungen nach. Das deutſche Recht hat an 
ſolchen Inſtituten, welche eine voͤllige Zerſetzung des Eigenthums 
zur Folge Haben mußten, zu Feiner Zeit einigen Anſtoß genom⸗ 
men. Man denfe an die alte Lehnöverfaflung und in Betreff : 
vieler noch heute praktifchen Verhaͤltniſſe, befonders an die im 
agrariſchen Nechte hervortretende Seite derfelben; nicht minder an 
unfre. heutige Hypothekenverfaſſung; wobei ſich überall deutlich 
zeigt, wie die Ausbildung eines abftracten Eigenthums im Sinne 
des römifchen, gar nicht im Geifte des beutfchen Rechts gelegen 
hat. Ein fehr intereffantes Beifpiel. einer Nachwirfung älterer 
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Sdeen laßt fich ferner in dem Begriffe des dinglichen Rechts, fo 
wie in der Stellung der perfönlichen und dinglichen Mechte zu 
einander im Preußifchen Landrechte erkennen; denn unverkennbar 
find die fo weit. greifenden Abweichungen des lebtern vom roͤmi⸗ 
ſchen Rechte bier nur aus dem unter 2. angeführten Grund: 
gedanken des dentfchen Nechts zu erflären. Gewiß fehr treffend 
fagt Bornemann in der Einleitung feines Buchs von Rechts: 
gefchäften nach Preußifchem Mechte ©. 23: „Die römifche Theo: 
tie ſtellt das perfönliche. und dingliche Recht — ohbligatio und 
jus ir re (unter welchem Namen alfo Bier auch das Eigenthum 
mit begriffen werden fol) — ald zwei in ſich gefchloffene und 
von einander Tcharf gefonderte Theile des Vermoͤgensrechts neben 
einander... Das Landrecht behandelt dagegen das perfünliche und 
dingliche Recht nur als zwei verfchiebene Stufen eines und deſſel⸗ 
ben Nechts. Senes ift die unvollkommnere, dieſes die vollfomm- 
here Aeußerung des fubjectiven Rechts; jenes der Weg zum ding? 
lichen, diefed das Biel des perfönlichen Rechts.” Daß aber die 
Anfiht des Landrechts ihre eigentlihe Wurzel’ im älteren deut: 
fhen Rechte habe, fcheint dem genannten Gelehrten felbft nicht 
ganz Far zum Bewußtfeyn gelangt zu feyn. 


8.5 Das Wort Gewere, 


. Um jedoch zu dem Worte Gewere zurüdzufehren, um wel: 
es ſich dad altdeutfhe Sachenrecht ‚bewegt, fo find hier die 
Yeußerlingen von Jac. Grimm D. R-Alt. ©. 602 an die Spitze 
zu ftellen, und dort heißt es mit Beziehung auf den Sachſenſpie⸗ 
gel und Homeyer’s Regifter, es müßten dreierlei Wörter un: 
terfchieden werden, welche grammatiſch und. en Sinne nad) 
nichts gemein hätten. 


1. „wern, Gothiſch varjan, prohibere, defendere; de: 
von Were, arma, munitio, ein unjuriftifher Begriff.” 


2. »wern (vestire), Goth. vasjan; davon Were, Ge- 
were.” (Homeyer 2te Audg. im Regift. 3. 4) Die alten 
Volksrechte, Capitularien und Urkunden fagen dafuͤr vestitura, 
vestitio, possessio; ber liber feudorum gewoͤhnlich posses- 
sio, auch investitura; der vet..auator de benef. mehrentheils 
possessio, jeboch in einer ganzen Reihe von Stellen auch. wa-. 
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randia; die lateinifche Weberfegung des Sachfenfpiegelö posses- 
sio, potestas, clausura. | 


3. „wörn (praestare), wovon wäre ‚ gewäre, praesta- 
tio, cautio.” In ber lateinifchen Weberfeßung des Sachſenſp. 
wird dafur varenda, varendatio, für den Gewaͤhrleiſter (auctor) 
varendator, waranda gefagt. Der lib. feud. IL. 34, 1. bat 
guarentizare. 


Gegen die ftrenge Unterfcheidung der obigen drei Wörter 
‚ babe ich gewiſſe juriſtiſche Bedenklichkeiten nie unterdruͤcken koͤn— 
nen. Bunächft ſcheint ihnen allen eine Grundidee, die des 
Schutzes, der Vertheidigung gemeinfam anzugehören 7). Außer: 
dem aber möchte nicht unwichtig feyn, daß die Gewere unter 
No. 2. an Stellen, wo Beſitz damit gemeint ift, in älteren Rechts⸗ 
quellen nicht ſelten mit warandia uͤberſetzt wird 8). Was inſon⸗ 
derheit den erſten Punkt anbetrifft, ſo kommt hierbei in Betracht, 
daß eben jene Gewere unter No. 2. urſpruͤnglich nicht ſowohl Be— 
ſitz, als vielmehr eine auf Schutz hinzielende Handlung, eine 
Thaͤtigkeit deſſen, der den Beſitz uͤbertrug, dezeichnete. Die 
aͤlteſten Quellen unterſcheiden naͤmlich bei der Uebertragung von 
Grundſtuͤcken zwei von einander getrennte Handlungen, die tra- 
ditio, sala, Auflaffung, und als einen berfelben nachfolgenden 
Act die vestitura (fpäter gewoͤhnlich investitura), Geweri ‚ bie 
foͤrmliche Einkleidung in den Befiß eines Srundftüdes 2), Spä- 
ter trat jedoch an die Stelle diefer Veſtitur des ältern Rechts 
die Einweifung des Erwerbes in den Beſitz des Grundflüces, 





— — — — 


7) Auch Befeler, die Vergebungen von Todes wegen ©. 22. Not. 3. 
ſcheint einen Zuſammenhang zwiſchen obigen Woͤrtern anzunehmen, 
wenn er ſagt: „Der Gewere liegen drei gothiſche Formen zu 
Grunde: vasjan (vestire), varjan (prohibere, defendere), vai- 
ran (2) praestare.” 

8) Vet. Auct. de benef. Cap. I. $. 20. 26. 30. 42. 80. 93. 103. 122. 
144. II. 4. \ : 

9) Die Hanptftelle über den Unterfchied und das Berhältnif von- tra- 
ditio und vestitura in älterer Zeit findet ſich in einem Capitul. 
a. 817. c.6. bei Pertz Legum tom. I. p. 211. Im MWefentlichen 

ſchließe ich mich der Erklärung von 3. Grimm D. R.-Xlt. 555. 
und Befeler 8.20 fg. a. a. O. an. 

German. Zeitſchrift. 1839. 18 Heft. 7 
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und zwar unter gerichtlicher Autorität; hierdurch änderte ſich aber 
auch der Sprachgebraudh in Betreff ded Wortes vestitura, ins 
dem man dies nun für die Auflaffung felbft gebrauchte 1%), Un: 
verfennbar liegt in der Verpflichtung zur Veſtitur im Altern 
Sinne, welche der Tradens bei der Auflaffung übernahm und, 
wofir er Bürgen zu beitellen pflegte, eine Verpflichtung zur 
Vertretung deffen, dem die Auflaffung gefchehen war. Die ur: 
fprüngliche Bedeutung der Geweri beftand nach Befeler ©. 28 
a. a. D. darin, daß derjenige, dem eine Auflaffung ertheilt war, 
in eine folhe Lage verfeßt wurde, worin er das erworbene Recht 
auch ohne factifche Hinderniffe zur Ausübung bringen Eonnte; 
und dieſes wurde durch eine auf dem Grundſtuͤcke vorgenommene 
öffentliche Handlung vrreiht, welche andeutete, daß er in dad 
Verhaͤltniß der unmittelbaren Herrfchaft über daſſelbe getreten fey. 
Aber mit diefer fürmlichen Handlung war die Verpflichtung zur 
Gewere gewiß noch nicht vollfländig erfuͤllt. Es handelte fich 
offenbar um mehr ald eine bloße Sormalität, und jene Verbind: 
lichkeit ging auch dahin, den Beſitzer fo lange im Proceffe zu 
vertreten, als dieſer noch nicht fein eigener warandus feyn 
konnte; eben jene Vertretung aber war im Grunde nur eine 
Kortfeßung des einzelnen Actes der Veſtitur. Won diefer Hand: 
lung der darin Eörperlich dargeftellten Beſitzeinraͤumung ging bann 
der Name Gewere, vestitura, investitura in einem abgeleite: 
ten Sinne auch auf dad Berhältnig unmittelbarer Herrfchaft oder 
den Befig des Empfängers felbft über 1), Derfelbe erhielt bie 
Gewere, den Beſitz, durch die Gewere, die Einkleidung in ben 


10) Befeler ©. 37. Rot. 44. a. a. O. 

11) Bol. Capitula per se scribenda a. 817. c.6. bei Pertz Le- 
gum tom. I. p. 215. — Capitula missorum a. 817. c. 2. bei Pertz 
1.1. p. 217. — Responsa misso cuidam data a. 819. c. 6. (Pertz 
1. 1. p. 227.) ,Vestitura domini et genitoris nostri eo modo vo- 
lumus ut teneatur, ubicumque esse dicitur, ut prius diligentis- 
sima investigatione perguiratur. Et si invenitur esse justa atque 
legitima, tunc vestitura dicatur; nam aliter ne vestitura nomi- 
nari debet, sive sit in ecclesiasticis, sive in palatinis rebus.” 
c. 8. eod. Monum. Boica XI. 120. Codex diplom. Morawiae ed. 
Boczek. No,41. U. Feud. 2. pr. Bgl. Albrecht Gewere Not. 125, 
Befeler a. a. O. ©. 37, Not. 44. 
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Beſitz. Die Gewere ald Befib gedacht Außerte fich dann auch 
ganz natürlich ald Vertretung der Sache felbft gegen außen bin, 
fobald ein Dritter irgmd einen Anfpruch auf diefe Sache er: 
hob 12); aber fobald jemand nicht eine rechte Gewere hatte, be 
durfte er im Falle eined Angriffes eines auctor, warandus, 
welcher die Sache flatt feiner vertreten mußtez; wer Dagegen eine 
verhte Gewere hatte, war nun fein eigener warandus gewor: 
ben"), und fo fcheinen alfo bei der rechten Gewere (legitima 
possessio), welche zur propria warandia wird, die Begriffe 
Gewere unter No.2. und Gewäre unter No. 3. ganz in einander 
zu fließen. Es verſteht ſich, daß beide Woͤrter damit nicht fuͤr 
ein und daſſelbe erklaͤrt werden, aber vielleicht koͤnnte man ſagen, 
daß beide nur verſchiedene Seiten deſſelben Grundgedankens aus⸗ 
druͤcken 12), 

Welches nun aber auch das Verhaͤltniß zwiſchen den oben 
genannten drei Woͤrtern ſeyn moͤge: ſo wird doch im Folgen⸗ 
den zunaͤchſt von der Gewere in dem unter Nr. 2. angegebenen 
Sinne 15), woraus unfer heutiges Gewahrfam hervorgegangen 
ft, die Rede feyn. Daß das Wort in dem obigen Sinne bei 
der fahrenden Habe eben fo wie bei unbeweglichen Sachen ge» 
braucht wird, tft aus den Quellen bekannt. 


8,6. Verſchiedene Seiten des Begriffes Bewer e. 


Wenn es richtig iſt, was oben bemerkt wurde, daß das 
deutſche Recht fuͤr die ſichtbaren wie die unſichtbaren Verbindun⸗ 


12) Albrecht a. a. O. S. 9 f. 29. 65. 

13) Jus Susat. Art. 34. (b. Emminghaus p. 123.),,Quicunque de 
manu schultheti — domum — vel mansum — receperit et per 
annum et diem legitimum quiete possederit, — de cetero sul 
warandus erit nec amplius — gravari poterit.” 


14) Die beiden Begriffe gewere (possessio) und gewäre (praesta-_ 
tio, cautio, varendatio) fcheinen auf merkwürdige Weiſe an die fo 
viel beftrittenen des römifchen Rechts: usus und auctoritas, zu et» 
innern. Cic. Topic. c. 4. Orat. pro Caecinna 0.19. Unterholzr 
ner Berjährungsichre Bd. J. $.7. ©. 31 fo. $. 30. ©. 107 fg. 

15). Das franzöfifche Recht fagt saisine (in alten Urkunden saisina), 

was alſo auf Ergreifen, Anfaſſen hindeutet. Mittermaier 
Grundſ. des d. Privatr. Ste Ausg. $. 150. 

7* 
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gen zwifchen Perfonen und Sachen (vorzugsweife ben unbeweg: 
lichen) feinen andern allgemeinen Namen ald den der Gewere 
fennt, fo fcheint der Charakter des alten Sachenrechts ſchon hier: 
nach allerdings fehr. einfach gewefen zu feyn. Allein wenn es 
fi auch in der Wirklichkeit fo verhalten haben follte: die wif: 
fenfchaftliche Zorfhung wird durch diefe ewige Wiederkehr des 
nämlichen Wortes nicht erleichtert, da es Far ift, daß doch nicht 
immer derſelbe Begriff damit verbunden werden darf. Eben dies 
giebt fich dann auch in einer Menge von Zufägen fund, welche 
dem Worte Gewere beigefügt werden, und. durch welche fogar 
der Mangel einer beftimmteren Terminologie des Sachenrecht3 im 
‚Allgemeinen, wenigftend zum Theil, ergänzt worden iſt. Es 
fcheint biernad) unumgänglich) nothwendig, alle die mehrfachen 
Specied der Gewere unter gewifje allgemeinere Gefichtöpunfte zu 
bringen, und auf diefe Art gleihfam in verfchiedene Claſſen zu 
ordnen. Hierbei kommt dann befonders in Betracht: 

1. die. VBerfchiedenheit in. Betreff der- Erfcheinung der 
Gewere, woraus fich- der Unterſchied der reellen und ideellen Ge: 
were ergiebt. 

2... bie Verſchiedenheit in der innern Seſchaffenheit 
der Gewere, noch abgeſehen von den verſchiedenen Gruͤnden, auf 
denen dieſelbe in den einzelnen Faͤllen beruhen kann. Als Haupt— 
begriff ſtellt ſich in obiger Beziehung der der rechten Gewere 
dar, welche in ihren Wirfungen vorzüglich ſtark und kraͤftig er: 
fcheint. Man Fönnte fagen, das font in mehrfacher Hinficht 
überwiegend als Befistheorie auftretende deutfche Sachenrecht habe 
fih in dem Imftitute der rechten Gewere am meiften zu einer 
wahren Nechtötheorie herausgebildet, während e8 da, wo der 
Begriff der rechten Gewere im ſtrengen Sinne des Wortes nicht 
Platz greift, wie namentlich bei der fahrenden Habe, weit mehr 
den Charakter einer bloßen Befistheorie behauptet hat. Zür die 
jenige Gewere, welche Feine rechte im.technifchen Sinne ift und 
auch Eeine rechte werden Fann, fehlt es in den Quellen an einem 
gemeinfamen Ausorude. Vielleicht ließe ſich hier fehr zweckmaͤßig 
der Name gemeine Gewere anwenden; doch darf nicht über: 
fehen werden, daß die Quellen diefen Ausdruck nicht gerabe als 
beftimmten Gegenfaß dir rechten Gewere SPRSROEN, wie fich 
dies gleich im folgenden. $. zeigen wird, 
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3. die Verfchiedenheit in den Gründen der Gewere, wo: 
bei dann die Eigens-, Lehns-, Leibgedingd:, Satzungsgewere 
u. f. w. zu unterfcheiden find. Hier ift dann eine befonder3 inter 
effante Frage, mas aus allen diefen Specied der Gewere feit dem 
Eindringen des römifchen Rechts geworben fey, da ed am Tage 
liegt, daß hieraus oft auch wichtige Folgerungen über die urfprüngs 
liche Natur des deutfchen Inſtituts gezogen werben Fönnen. 

Nach diefem bier mitgetheilten Schema fol jegt von ber Ge 
were. gehandelt werben. 


weite Capitel 
Bon der reellen und ideellen Gewere. 


8. 7. Neelle und ideelle Gewere überhaupt. Ledigliche, heb⸗ 
| bende, gemeine Gewere, 

Saft auf allen Gebieten des deutſchen Rechts laͤßt ſich ein 
Sortfchreiten von einer überwiegend materiellen zu einer mehr 
ideellen Auffaffung rechtlicher Verhältniffe im Laufe der Zeit deut: 
Yich nachmeifen 16), Es ſcheint, daß eben dies auch auf das 
Sachenrecht Anwendung leide. 

Gewere bedeutet zunächft ein rein Aeußerliched, das factifche 
Innehaben einer Sache. In diefem Sinne wird der Ausdrud in. 
fo weiter Ausdehnung genommen, baß felbft eine ganz wiber: 
rechtliche Detention einer Sache, wie die des Diebes oder Raͤu⸗ 
berö, eine Gewere "genannt wird, und fo kennen denn unfre 
Quellen auch eine dDieblihe und raublihe Gewere 17). Na: 
türlich wird aber der Ausdruck dann auch für jedes factifche Inne: 
haben einer Sache, welches auf einem wirklichen Rechtögrunde 
beruht, gebraucht. Allein unmöglich Tann die Fortdauer eines 
Rechtes, welches jemand, auf eine Sache hat, an die Fortdauer 
jenes äußern Bandes der factifchen Detention geknüpft feyn, fo 
daß ein Verluſt der Detention wider feinen Willen auch den Vers 
luft des Rechtes nad ſich zöge. Denn da die Fortdauer der 
Detention von taufend Zufälligkeiten abhängt, fo läge darın im 





16) Nirgends tritt dies Intereffanter als in der Gefchichte des deutfchen 
Griminalvechtö hervor. 


17) Sachfenfp. IL. 24. 25. 
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Grunde ein Negirn aller ſelbſtſtaͤndigen Nechte auf Sachen. 
Eben für jenes Recht auf eine Sache ohne die factifche Inne: 
babung hat nun das deutfche Recht auch Feinen andern allgemei: 
nen Ausdrud ald Gewere, und der Sinn des Wortes hat ſich 
alfo hier gleichfam vergeiftiget. In dieſer Bedeutung wird dafs 
felbe gebraucht, wenn es z. B. im Saͤchfiſchen Lehnrechte Art. 7. 
heißt, daß einem Lehnsherrn, welcher einem Manne fein Gut 
leihet, damit die Gewere gegen den Oberlehnöheren nicht gefer: 
net ſey; eben fo im Baierifchen Randrechte Tit. 15. c.203, wo 
SGewere und Recht untermifcht geſetzt find: 
„» Waer aber ob jemant ains aigens oder ains lehens - 
saezz pey nucz und pey gewer, und wurd er dez ent- 
wert, mit herren briefen oder von welcherley sache 
oder von welchem gewalt daz geschaech, daz sol 
dem unschedlich sein an seiner gewer, der 
"also entwert ist, und chaem aber ez zuo ainem rech- 
ten, so sol ez (er) sten in allem dem rechten alz 
dez tages, da er sein entwert ward.” 18) 
Auch ſcheint ed auf ein feined Gefühl hinzudeuten, daß im 
Vet. A. I. 26. bei der Bezeichnung dieſer unfichtbaren Gewere 
der Ausdruck possessio vermieden, und bafür warandia ge: 
braucht iſt. Webrigens läßt fi nun nad dem Gefagten folgens 
des Schema aufſtellen. Es iſt zu unterſcheiden: 
1. Reelle Gewere, Bla Beſitz. Diefe kann aber 


* 4 


ſeyn: 


a. eine inner. wie die des Diebes oder Habe: 
-b. eine rechtmäßige Gewere. 


2. Ideelle Gewere, d. b. ein Recht auf bie Sache Re 
den factifhen Beſitz, und dieſe Gewere kann natürlich immer 
nur eine vechtmäßige fern. Man tönnte diefelbe nach dem Bor: 
gange von Albrecht, der aber freilich fonft mit den folgenden 
Worten einen andern Sinn verbindet, eine juriftifche Gewere nens 
wen, glelchfam eine folde, quae juris, non facti est. Doch 
fcheint es mir bevenklih, das Work juriftifch als Zufag von 


18) Heumann Opuscula p. 106. von BEenDers a his 
flor. Schriften Bd. 4. 5.3. ©. 455. 
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Gewere in einem ganz andern Sinne zu gebrauchen, als ben wir 
im gemeinen Rechte, wenn von juriftifchem Beſitze die Rebe ift, 
bamit zu verbinden pflegen, da ed hier bekanntlich nicht den Ge: 
genſatz der factifchen Detention, fondern den animus rem sibi 
habendi bezeichnet. Hierzu kommt, daß jene unfichtbare Gewere 
nach bdeutfchen Begriffen gar nicht mehr unter die Kategorie dei 
Beſitzes, fondern des Rechts fallt, umd ein unferer Terminologie 
ber römifchen Beſitztheorie entlehnter Ausdrud auch aus dieſem 
Grunde Manches gegen ſich hat. Ich werde daher die unficht: 
bare Gewere lieber mit dem Namen der iveellen bezeichnen. 

Die fo häufige Formel: eine Sache in feinen Geweren ober 
in -Nuß und Geweren haben, bezieht fich immer nur auf die 
reelle Gewere. Um es aber befonderd hervorzuheben, daß von 
einer folchen die Rede fen, wird auch die Kormel gebraudt: ein 
Sut in feinen lediglihen Geweren haben. Nah Eichhorn 
(D. Private. 6. 156.) fol diefer Ausdruck auf die Gewere im 
eigentlichen Sinne im Gegenfage des Befibed in fremden Na: 
men, zuweilen aber auch auf den Beſitz dedjenigen gehen, wel: 
cher die Vortheile des juriftifchen Befißes genießt. Die Gewere 
im eigentlichen Sinne heißt dann bei Eichhorn a. a. D. auch 
Gewere im technifchen Sinne; aber die ganze Unterfcheidung einer 
Gewere im technifchen und nicht technifchen Sinne (juriftifcher 
Beſitz im Gegenfaße des alieno nomine possidere des römi: 
fchen Rechts) fcheint mir weder in den Quellen noch im Geifte 
des deutſchen Rechtd begründet und eine nicht ftatthafte Anwen: 
dung vömifcher Begriffe auf die davon ganz verfchiedenen deut: 
[hen zu feyn. Albrecht a. a. O. ©. 8. erflärt den Ausdrud 
ledigliche Gemwere den Refultate nach übereinffimmend mit 
mir, glaubt aber, daß dad Wort lediglich hier Diefelbe Idee 
bezeichne, welche den in den Gloſſarien aufgeführten Bedeutun: 
gen der Worte „ledig, lediglih, Ledigheit”, zu Grunde liege, 
nämlich die Idee der Freiheit von Befchränktungen. Da jedoch) 
der Zufammenhang zwifchen diefer Bedeutung von lediglich und 
dem angenommenen Begriffe der -lediglichen Gewere keinesweges 
. recht klar beraudtritt, fo möchte ich es für wahrfcheinlicher bal: 
ten, daß mit lediglich als Zufag zu Gewere ein ähnlicher Be: 
griff bezeichnet werde, wie in den Zormeln: es habe bei irgend 
etwas Yediglich fein Bewenden, es fey ein Urtheil lediglich zu 
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betätigen, ein Kläger lediglich abzumeifen u. f. w. Offenbar 
liegt hier in dem Worte Lediglich die Idee einer gewiffen Aus⸗ 
fchließlichkeit, indem eben dieſes, daß dad frühere Urtheil beftä- 
tigt, daß der Kläger abgewiefen werde, ald dad einzig Statt: 
hafte und rechtlich Zuläffige damit bezeichnet werben fol. Le⸗ 
diglich koͤnnte auch fehlen; der Sinn wäre derfelbe, aber der 
Nachdruck würde nicht mehr vorhanden feyn, welcher durch jenes 
Wort hervorgebracht wird. Ein Gut in lediglichen Geweren ba: 
ben, fcheint daher nichts Anderes zu feyn, als es in alleinigen, 
ausfchließlichen Geweren haben; nur ift die Spee der Auöfchließ- 
lichfeit, die in jeber reellen Gewere liegt, hier noch befonders ber: 
vorgehoben. Schwerlich darf hiernach das lediglich auf die Be: 
deutung eines technifchen Ausdrucks Anfpruch machen, und bier: 
auf fcheint auch der Umftand hinzudeuten, daß es die eine Rechts⸗ 
quelle in demfelben Satze wegläßt, wo ed die andere beifügt 19). 
Der Ausdrud hebbende gewere 29) erflärt fi) von felbft. 
Daß dabei an factifchen Beſitz gedacht wird, liegt am age, 
und wird beftätigt Durch Art. 29. im Richtft. des Lehnrechts. 
„Eine lenesgewere, dat is, dat eyn gut dy vorlenet sy, 
motestu tugen mit sessen des herrn mannen; sunder 
eyne hebbende were, dat is, dat du de nutt darut 
borest, mit sessen bederven mannen, we se sin.” 


Aber im Saͤchſiſchen Lehnrechte Art. 40, wo fich berfelbe Sat 
ausgefprochen findet, wird flatt hebbende gew. der Ausdruck 
gemeine gew. gebraucht, und dies führt noch zu einer ans 
dern Geite der mit diefen Ausdruͤcken verbundenen Begriffe; 

denn daß in den Worten gemeine Gemwere eine unmittelbare 
Beziehung auf das factifehe Sunehaben der Sache nicht mehr ent: 
halten ift, fcheint Elar zu feyn. Die Erklärung möchte darin lie: 
gen, daß jeder factifche Beſitz als folcher in die Sphäre des 
Landrechts fällt. Daher der Gegenfab der hebbenden, gemei: 
nen Gewere und der Lehnögewere. Auch der Vaſall vermag, 


19) Bol. Sachfenfp. I. 34. $. 2. mit Schwabenfp. bei Send. 316. 
F. 1. Außerdem Sacfenfp. II. 57. Schwabenfp. 337. 

20) Bol. Bremer Statut. -v. 1303. Ordn. 6. (b. Delrichs Samml. 
der Gefegbücher Bremens). Kraut, Grundriß zu Vorleſungen uͤb. 
D. Privatr. ©, 129. No. 11. S. 148. No. 28. 
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wenn ihm eben nur bie Detention beftritten wird, biefelbe mit 


ſechs biedern Männern, wer die feyen, zu beweifen. Wird ihm 


aber die Lehnsgewere beftritten, d. b. daß ihm ein Gut vom Herrn 
verliehen worden fey, fo Tann er ben Beweis berfelben nur mit 


ſechs andern Lehnsmaͤnnern deflelben Herrn führen. Diefe ganze 


Unterfeheidung hat dann eben ihren Grund darin, daß die bloße 
Detention des Bafallen al3 ſolche in nichts von jeder andern ab⸗ 
weiht. Für die obige Anficht fpricht dann namentlich auch die 
Yateinifche Weberfeßung ‚von Gap. 72. ded fchwäbifchen Lehnrechts. 
Denn bier wird der Sab, daß nur ein von dem Herrn belehnter 
Mann Zeuge der Lehnögewere, dagegen jeder an feinem Rechte 
unbefcholtene Mann Zeuge einer gemeinen Gewere feyn möge, fo 


‚ wiedergegeben: Testes in causis feudalibus non possunt esse 
' nisi qui a domino investiti fuerint. In causis vero ci- 


vilibus quilibet testis esse poterit, qui infamia non est 
notatus,. Webrigend möchte fich im Allgemeinen behaupten laffen, 
baß die obigen Auddrüde in der Gefammttheorie der Gewere weis 
ter Feine befondere Rolle. fpielen. 


8.8 Die fogenannte jnriftifche Gewere bei Albrecht. 
Die Anſicht, welche von der ibeellen Gewere aufgeſtellt wor⸗ 


den iſt, fordert zu einer genauen Beleuchtung der von Albrecht 


entwickelten Grundſaͤtze auf. Seiner Darſtellung zufolge iſt zu 
unterſcheiden: 


1. Gewere in der Bedeutung von Beſitz mit factiſcher De— 
tention der Sache, die von mir ſogenannte reelle Gewere. Da— 


von handelt. 8. 2. feines Werkes, und anhangsweiſe wird. hier 


auch die Bedeutung von Haus und Hof mit erwähnt. (Ho: 
meyer’s Regifter s. v. Gewere Nr. 3.) 


2. Gewere, mit welcher der Beſitz nicht verbunden ift,, juri- 
ſtiſche Gewere von ihm genannt. Davon im Allgemeinen fpricht 
ver 8.4 Bon diefer nach meinem Sprachgebrauihe iveellen Ge: 
were bildet fih Albrecht einen kuͤnſtlichen Begriff. Diefelbe 
ſoll nämlich das Verhaͤltniß deflen bezeichnen, ber nicht befigt, 


aber. eine dingliche Klage hat; d. h. alfo doch wohl im Grunde 


genommen nichts Anderes, als biefe Gewere fol fo viel als ding: 
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liche Klage bedeuten. Nachdem Albrecht hierauf fünf Hauptfälle 
jener juriſtiſchen Gewere aufgezählt hat, fährt er &. 24. fort: 

„Wenn in ber Folge erwiefen werben wird, daß eine ding: 
liche Klage die flete Folge der juriflifchen Gewere fey, und wo 
die letztere fehlt, auch die erftere nicht eriftirt, fo- könnte man 
glauben, bie Sache ganz einfach dadurch zu erklären, daß man 
annimmt, Gewere diente dem beutfchen Rechte auch zur Bezeich: 
nung bed binglihen Rechts (dad Eigenthum mit eingefchloffen). 
Allein abgefehen davon, daß es in der That eine unbegreifliche 
Armuth der Sprache verrathen würde, für zwei fo heterogene 
Begriffe, wie ber des Beſitzes und des dinglichen Rechts, nur 
einen Namen zu haben, läßt fich, wie ich glaube, die Unhalts 
barkeit jenee Idee vorzüglich deutlich an ber fahrenden Gabe bar: 
tbun.” 

Der Verfaffer denkt hierbei an die Regel: Hand muß Hand 
wahren, in welcher er einen befonderd fchlagenben Grund für feine 
Theorie der juriftifchen Gewere zu finden glaubt. Davon dad 
Nähere unten. Man weiß ſchon aus dem Vorigen, daß ich grabe 
diejenige Anficht für die richtige halte, welche in ber mitgetheils 
ten Stelle von Albrecht zurüdgewiefen wird, indem mir bie 
ideelle Gewere wirklich nichts Anderes ald dad Recht an der Ga: 
che felbft zu bedeuten fcheint. Hierbei glaube ich mich jedoch noch 
gegen ein mögliches Mißverſtaͤndniß verwahren zu muͤſſen. Ich 
behaupte Feineswege?, daB in jedem Falle demjenigen, der ein 
Recht an einer Sache ohne factifhen Befig derfelben hatte, noch - 
eine Gemwere, (welches dann eben nur eine ibeelle hätte feyn Fön: 
nen,) zugefchrieben worden fey. Denn eben dies fünnte man für 
gewiſſe Faͤlle wohl noch) in Zweifel ziehen, vorzüglish dann, wenn 
der Eigenthümer einer beweglichen Sache biefelbe einem Andern 
unter der Bedingung der Ruͤckgabe hingegeben hatte, (Vgl. unten 
8.11. am Ende.) Meine Anficht geht vielmehr nur dahin, daß 
dann, wenn jemandem, der nicht factifch befigt, eine Gewere an 
einer Sache zugefchrieben wird, hierunter eben nur fein Recht an 
verfelben zu verftehen fey. 

Der von Albrecht aufgeftellte Begriff der juriflifchen Ge⸗ 
were ift alſo jet noch einer. befondern Prüfung zu unterziehen. 
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5. 9. Kritik der von Albrecht Aber die juriſtiſche Gewere 
anfgeftellten Anficht im Allgemeinen. 


1. Das daraus entiehnte Argument, daß es eine unbegreif- 
liche Armuth der Sprache verrathen würde, für zwei fo heterogene 
Begriffe wie der des Beſitzes und des Rechts auf die Sache nur 
einen Namen zu haben, möchte wohl nur fehr wenig beweifen. 
Denn die Armuth ift offenbar gleich groß, möge das beutfche 
Recht Für jene zwei Begriffe nur einen Namen, oder möge es 
einen folchen nur für den Beſitz, und für das Recht gar Feinen 
haben. Sa die Armuth der Sprache tft in diefem zweiten Falle 
noch größer, und eben diefer Kal iſt die andere Alternative: 
Denn wenn Gewere nicht auch zugleich das Dingliche Recht be: 
deutet, fo fehlt es für dieſes im deutſchen Rechte ganz an einer 
Bezeichnung. Es. ift ja bekannt, wie fpät felbft der Ausdruck 
Eigenthum erfi Aufnahme gefunden hat 22). Sieht man übrt: 
gend von allen Fünftlichen Theorien ab, fo fiheinen auch die Be: 
griffe Beſitz und dingliches Recht gar nicht fo heterogen zu feyn, 
wie dies von Albrecht angenommen wird. Der regelmäßige 
Sal iſt immer der, daß derjenige die Sache befißt, dem auch das 
- Recht auf. diefelbe zufteht. Wenn nun bei dieſem von einer Ge 
were gefprochen wird, fo Tiegt ed fehr nahe, nicht blos feine 
Detention, worauf dad Wort zunaͤchſt gerichtet ift, fondern auch 
fein Reht auf die Sache unter biefem Namen zu begreifen. 
Dann gehörte aber gewiß nur ein fehr Eleiner Schritt dazu, um 
. ihm auch dann noch eine Gewere zuzufchreiben, wenn er die De: 
tention nicht mehr hatte, dagegen aber das unfichtbare, rechtliche 
Band zwifchen ihm und der Sache noch fortdauerte. Ed war 
dies eine WVergeiftigung des Begriffes Gewere, wie und etwas 
Aehnliches auch in den übrigen Gebieten des deutfchen echte, 
3. B. in Eriminalrechte, auf hoͤchſt intereffante Weiſe entgegen:. 
tritt. Ueberall waͤchſt im Laufe der Zeit die Rüdficht auf das 
Innere, auf Idee, Abfiht und Willen, und die dußere Erfchei: 
nung, das fichtbare Verhältnig muß fich der Herrfchaft der Idee 
immer mehr unterwerfen. 

2. Benn nad Albrecht eine Gewere, die nicht mit Beſitz 

verbunden iſt, nicht ſowohl ein dingliches Rechts, als vielmehr 








21) Bol. Jac. Grimm D. R.⸗Alt. Ast. 
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eine dingliche Klage deſſen, dem ſie zugeſchrieben wird, bedeutet, 
ſo ſcheint dies gegen das naturgemaͤße Verhaͤltniß zwiſchen Klage 
und Recht uͤberhaupt zu ſprechen. Eine Klage iſt ja ſelbſt nichts 
Anderes als eine eigenthuͤmliche Art der Ausuͤbung eines angeb⸗ 
lich vorhandenen Rechts. Es laͤßt ſich wohl denken, daß jemand 
ein dingliches Recht, und doch aus beſondern Urfachen keine Ding: 
liche Klage aus demſelben; aber unmoͤglich, daß jemand eine 
wohlbegruͤndete dingliche Klage in eigenem Namen, und doch kein 
dingliches Recht habe. Daher wird Albrecht zugeben müffen, 
daß die von ihm fogenannte juriftifche Gewere in den von ihm 
Aufgezählten Fallen jedenfalls auch das Dingliche Necht mit be: 
beute, vermöge deflen dem, der die Gewere hat, dann auch Die 
Dingliche Klage zugeftanden wird. Der Eigenthümer einer beweg: 
lichen Sache, dem biefe geflohlen wird, hat bie Dingliche Klage 
aber nur, weil er nach wie vor Eigenthümer bleibt; der Erbe 
bat die dingliche Klage, weil mit dem Tode des Erblaffers die 
fammtlichen Rechte diefes leßteren auf den Erben übergehen. So 
ift ja auch die Rechtöparömie: der Todte erbt den Lebendigen, in 
praftifcher Beziehung ſtets verftanden worden, namentlich im 
Staatörehte, wo mit dem Tode des bisherigen Negenten der 
Zhronfolger ohne irgend ein Zuthun von feiner Seite, ja felbft 


/ 


wenn er von dem Tode nody gar feine Nachricht erhalten hätte, ' 


Negent geworben iſt. Deshalb iſt übrigend unter der Gewere 
bes Gutes, von welcher das fächfifche Lehnrecht 6. fagt, daß fie 
der Bater auf den Sohn vererbe, keinesweges das Erbrecht zu 
verftehen; denn wie Tünnte denn der Vater auf den Sohn das 
Erbrecht vererben 22)? Das Erbrecht des Sohnes hat feinen eige⸗ 
nen Grund, und beruht eben darauf, daß er Sohn ifl. Aber 
diefes Erbrecht bewirkt, daß die Gewere des Gutes, fo wie fie der 
Bater hatte, gleich bei dem Tode des Vaters auf den Sohn 
übergeht, ohne daß es irgend eines Erwerbungsactes von Seiten 
bes letzteren dazu bedarf. Das deutſche Erbrecht erinnert mithin 
allerdingd an das Princip, welches bet der Inteftatfucceflion für 
die sui heredes im römifchen Rechte, galt. 

3. Albrecht fcheint anzunehmen, daß fich die von ihm fo: 
genannte juriftifche Gewere auf eine gewiffe Reihe aufzählbarer 


22) Albrecht a. a. O. 33. 
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Säle zurucdführen laffe, und hebt als Hauptfälle folgente fünf 
hervor: —— 
a. wenn ber Beſitz einer beweglichen oder unbeweglichen 
Sache wider Willen ded Inhabers und ohne Beranlaffung eines’ 
richterlichen Spruches verloren geht; 

b. wenn eine unbewegliche Sache zwar mit dem Willen 
des Beſitzers, aber nicht in Folge der gerichtlichen Auflaffung 
oder Snveftitur, fondern durch fimple Tradition an einen An: 
dern gelangt, indem hier in der Hand des Tradens eine jurifti- 
fche Gewere zurüdbleibt; | 

e. wenn jemand eine Sache erbt; 

d. wenn fie ihm durch tichtertiches Urtheit zuerkannt wird; 

e. wenn jemandem eine unbewegliche Sache auf dem Wege 
der gerichtlichen Auflaffung ohne Zradition übertragen wird, 

Meines Bebünfens hat die Anficht, daß es möglich fey, die 
einzelnen Falle der juriftifchen Gewere fo aufzuzählen, daß damit 
da3 ganze Inftitut gleichfam erfchöpft werben koͤnnte, fehon im 
Allgemeinen fehr viel gegen fih. Es heißt Died ein quantitative 
Princip an die Stelle eines qualitativen feben. Aber felbft abge: 
fehben hiervon Fommen ja in den Quellen ganz unzweibeutige 
Zeugniffe vor, wo jemandem, ber die Sache nicht befißt, eine 
Gewere zugefchrieben wird, und wo eben biefe iveelle Gewere doch 
‚unter Feinen der bei Albrecht aufgezählten Sale fubfumirt wer: 
den kann. Namentlich gehören dahin alle diejenigen Falle, wo 
der Eigenthümer einer unbeweglichen Sache nicht blos den Beſitz, 
fondern auch ein dingliches Recht an derfelben einem Andern durch 
gerichtliche Auflaffung überträgt, ohne jedoch fein Eigenthbum an 
der Sache aufzugeben. Daß dem Eigenthümer in ſolchem Falle 
eine Gewere bleibe, welche doch eben nur eine ideelle ift, kann 
feinem Bedenken unterliegen; aber unter einen der bei Albrecht 
aufgezählten Fälle der juriflifchen Gewere läßt fich Diefelbe nicht 
mehr fubfumiren. Wenn 3. B. das fächfifche Landrecht 40. fagt, 
‚daß, wenn gleich der Mann oder Vaſall das Gut in feiner Ge: 
were mit der Nutzung habe, deshalb feinem Herrn die Lehnöge: 
were keinesweges entzogen fen (vgl. ſaͤchſ. Lehnr. 7.): was ift Dies 
nun nah Albrecht für eine Gemwere, welche hier dem Lehns⸗ 
besen ober Afterlehnsheren zugefprochen wird? Eine reelle doch 
gewiß nicht, aber unter die von ihm angeführten Faͤlle ber juri: 
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ſtiſchen Gewere paßt fie ebenfalls nicht. Albrecht ſagt ſelbſt 
S. 8, und an andern Orten kommen aͤhnliche Aeußerungen vor, 
es wuͤrde durchaus unrichtig ſeyn zu behaupten, daß der Lehnsherr 
nach der Infeudation, oder der Vaſall nach der Afterbelehnung 
die Gewere zu Eigenthum oder zu Lehnrecht einbuͤße. Dies iſt 
nach meiner Anſicht vollſtaͤndig einzuräumen; daraus. folgt aber 
zugleich, daB es gewiſſe und zwar fehr wichtige Arten der ideellen 
(uriftifchen) Gewere giebt, deren Berhältniß zu der von Al: 
brecht fogenannten juriftifchen Gewere in feinem Werke unauf- 
gelöft geblieben ift, und ich verhehle nicht, daß ich grabe hierin 
ftetö einen Hauptgrund bed in leßterem zumeilen hervortretenden 
Mangeld an Selarheit gefucht habe. — Zweifelhafter ift Die Frage, 
ob dem Eigenthümer einer beweglichen Sache, welcher dieſelbe 
einem Andern nur zum Gebrauche, zum Pfande u. f. w. freiwil: 


tig überläßt, eine Gewere, welches natürlich auch nur eine ideelle 


ſeyn könnte, an der Sache bleibe? Um jedoch Hierlber auch nur 
eine Art Vermuthung auszufprechen, werden Erörterungen vor: 
ausgeſetzt, zu denen fich die Gelegenheit erſt weiter unten fin- 
den wird. 

4. Einen Hauptgrund für die Anfiht, daß die Gewere ohne 
factifche Detention nicht das dingliche Necht felbit, fondern nur 
die dingliche Klage bedeutet, findet Albrecht in der Regel: 
Hand muß Hand wahren. Der Gedankengang in feiner Darftel: 
lung ©. 24. fg. ift biefer. Eine juriftifhe Gewere bringt ſtets 
eine bdingliche Klage hervor. Aber derjenige Eigenthuͤmer, der 
eine bewegliche Sache freiwillig aus feinen Geweren gegeben hat, 
ohne jedoch Eigentbum auf den Empfänger berfelben zu übertra: 
gen, hat. feine dingliche Klage, folglich auch Feine juriftifche Ge: 
were. Dennoch aber muß natürlich angenommen werden, daß er 
noch ein dingliches Recht an der Sache hat. Kommt ihm aber 
biefed und doch Feine juriflifche Gewere zu, fo folgt hieraus, daß 
beides im deutſchen Nechte nicht ibentifch iſt, oder mit andern 
Worten, daß Gewere ohne Detention nicht dad dingliche Recht 
überhaupt bedeutet. 

Nach meiner Anficht ift jedoch auf diefes Argument Fein Se 
wicht zu legen, weil ich glaube, daß bie Regel: Hand muß 
Hand wahren, aus einem ganz andern, Grunde zu erklaͤren fen, 
als daraus, daB ed demjenigen, ber eine bewegliche Sache fveie 
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willig aus feinen Geweren gelafien hatte, ohne jedoch Eigenthum 
daran auf den Empfänger zu übertragen, an einer juriflifchen 
Gewere gefehlt habe. Dies führt zu der Nothwendigkeit, das 
Eigenthum an beweglichen Sachen und die Bedeutung der Regel: 
Hand muß Hand wahren im deutjchen Rechte, ſchon hier genauer 
ind Auge, zu faflen. 


8.10, Das Eigenthum an beiveglichen Sachen überhaupt. 
Forderung — Anfang. Die Formeln: fich zu einer Sache zies 
ben — fi einer Sache unterwinden. 


Alle nur möglichen Arten, wie eine bewegliche Sache aus 
der Hand ihres Eigenthiimerd oder rechtmäßigen Beſitzers in bie 
Hand eines Andern, ohne Eigenthumserwerb von Seiten des leg- 
teren, übergehen kann, laffen ſich immer auf die zwei Hauptfälle 
zurücführen: jener Webergang hat entweder mit oder ohne ven 
Willen des Eigenthuͤmers oder rechtmäßigen Beſitzers Statt ge 
funden. Dem Unterfchiede bdiefer beiden Faͤlle entfprechen in ge: 
wifjer Beziehung zwei verfchiedene Klagen, mit welchen fahrendes 
Gut verfolgt werden konnte: die Forderung, d.h. eine perfön- 
liche, und der Anfang (anevang), d. h. eine dingliche Klage. 

Das deutfche Recht hat Feine folche Klagetheorie wie das 
roͤmiſche, fo daß alle verfchiedenen Nechte auch wieder mit befon- 
dern Klagen verfolgt werden müßten 22). Klage, Anfprache, 
fchuldigen, find allgemeine Ausorüde für die Verfolgung Flagba: 
rer Anfprüche überhaupt. Ob man, wie Albrecht ©. 81. an: 
nimmt, dem Worte Forderung neben der engeren Bedeutung, 
wo es fich immer nur auf bemegliches Gut bezieht und dann den 
Gegenfag von Anfang bildet, auch noch jene allgemeinere für 
bie Verfolgung jedes klagbaren Anfpruches überhaupt einräumen 





23) Eine fehr merkwürdige Nachwirkung des Mangels einer befondern 
Kingetheorie findet ſich unter andern in der preuß. Gerichtsordnung 
Th. 1. Zit. 5. $. 20. Aber ſchon das Sanonifche Recht fteht hier, wie 
ſo Yaufig, auf germanifchen Boden. Vom Anfang überhaupt: 
Stopp, der Diebftahl nad, Älterem Rechte u. ſ. w. (Grimin. Bel 
teäge herausgegeben v. Hudtwalder u. Seummer Mb. 2. 9.1. 
u.2.) $.5. Heft 2. ©, 274. fg. 
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duͤrfe, bleibt doch etwas zweifelhaft. Gewiß iſt, daß bei der 
fahrenden Habe Anfang und Forderung einander gegenuͤber geſtellt 
werden. 
Der Anfang war urſpruͤnglich nur in ſehr wenigen Faͤllen 
geſtattet, weil zu ſeiner Rechtmaͤßigkeit vorausgeſetzt wurde, daß 
bie Sache dem Vindicanten (wenn auch vielleicht nur in der Ei⸗ 
genjchaft eines Commodatard, Depofitard u. f. w.) gehöre, und 
von ihm nicht etwa einem Anbern ohne Uebertragung des Eigen: 
thums, freiwillig überlaffen worden fey. : Die Klage begann mit 
Geruffte und mit der Anfaffung der Sache, und hat eben daher 
ihren Namen. Si quis rem suam cognoverit, mittat manum 
super eam, fagt das Ripuarifche Volksrecht 33, 1. 2%). Verlor 
der Bindicant den Proceß, fo mußte er an den VBerklagten Buße, 
und an den Richter Gewette bezahlen. Uebrigens verfteht fich 
von felbft, daß in dem Anfange an fich noch Feine Befchuldigung 
des Diebftahls oder Raubes lag; denn die Klage fand dem Eis 
genthiimer oder rechtmäßigen Befiger gegen den Befiger in gutem 
Glauben, ber die Sache vom Diebe oder Räuber gekauft hatte, 
- eben fo wie gegen den lebteren felbft zu. Zur Beſtaͤtigung des 
Gefagten dienen folgende Stellen: 
Saͤchſ. Diftinet. (bei Ortloff S. 256.) IV. 42, 1. „Von 
rechte sal man keyn gud anefangen, wen dubig gud, 
adder geroubet gud, adder gud, daz eyn gesinde, also 
eyn mayt adder knecht, syme herren obel czu brengen 
adder siner fruwen 2°). 3. Wer icht anefangen wel, dex 
sal is thun mit geruffte unde mit der schepphen orteyl. 
Ist is gewant, tuch, silberin gefessze, czenen, kupphern, 
bligen, adder welcherley farnde habe daz ist, do sal her 
sich zcu zcin selbderte zcu den heyligen unvorsprochener 
lute, unde sal swern, do he daz gud aller nuwelisten 
sehe, daz is do sin were unde noch sin sy, also om 
god helffe unde alle heyligen. Darnach schuln dy czwene 
sweren, daz der eide rein sy unde nicht meineid, alz 


24) Rogge Gerichtöwefen dee Germanen ©. 226 fg. I. Grimm 
D. R.⸗Alterth. 5809 fa. 

25) ©. nach Jus Friburgense a. 1120. $. 58. Goslarſche Stat. bei 
Leibnitz T. II. 530, 1. 
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in got helfe und alle heilgen.” (gl. ſaͤchſ. Diftinct. bei 
Böhme IV, 13, 1. 3.). en 

Sachſenſp. IL. 36. — — — „Verluset her ouch jene 
der daz anevanget hat. her muz ez lazen mit buze und 
"mit wette.” 


Schon frühzeitig gingen übrigens in dem Rechte des Anfangs 


fehr wefentliche Aenderungen vor, namentlich in der Art, daß die . 


fo benannte Klage dem Eigenthümer in weit auögebehnterem Um: 
fange zugeftanden wurde, So heißt es im Richtfteig d. Landr. 11. 
„Somige lüde seggen dat anvang en geschyt to rechte. 
denn an deme, dat verstolen off gewonnen wert, des 
en is doch nit, went ein iclich man moet des sins sich 

“ wol unterwinden, wair hüt et siet.” 


Man erkennt hier bei dem Verfaſſer des Rechtöbuches eine Hin- 


neigung zu einer mehr objectiven Auffaffung des Eigenthums, 


Ob derfelbe dabei fehon von Ideen des römifchen Rechts geleitet 
wurbe, laͤßt fich freilich nicht mit Gewißheit entfcheiden. Wahr: 
fcheinlih würde das deutſche Recht auch ohne den Einfluß von 
außen allmaͤhlich eine objectivere Bedeutung ded Eigenthumd an 
beweglichen Sachen aus ſich herausgebildet haben. inwiefern 
übrigens in ber angeführten Stelle ded Richtſteigs zugleich ein 
Mißverſtaͤndniß von Sachfenfp. III. 22. enthalten zu feyn fcheint, 
Tann exft weiter unten. nachgewiefen werben. 

» Dem Unfange gegenüber fteht die Forderung, d. h. eine 
perſoͤnliche Klage, bei welcher man fich der Formen des Anfangs 
gänzlich enthalten mußte Die Nichtburdführung einer Forde⸗ 
rung war ſtraflos, außer wenn jemand eine Gewähr feiner For: 
berung gelobt hatte, hierauf aber ein Anderer eine Forderung auf 
diefelbe Sache geltend machte, und der erfte Kläger den zweiten 
nicht zuruͤckzuweiſen vermochte; oder wenn demjenigen, der eine 
Gewähr feiner Forderung gelobt hatte, diefelbe gebrochen wurde. 
Denn in diefen Fallen mußte der Kläger gleichfalls Buße und 
Gewette entrichten 26). 


26) Jus Susatense db. Emminghaus, art. 52. Sachſenſp. J. 15. II. 15. 
Saͤchſ. Weichbild 114. Saͤchſ. ie b. Ortloff IV. 4. v. Boͤh— 
me IV. 15. 
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In den Quellen kommen aber auch ein Paar wichtige For⸗ 
meln vor, bie hier nicht uͤbergangen werben dürfen: ſich zu ei: 
ner Sache ziehen, fich eines Gute, einer Sade un: 
terwinden. Albrecht ©. 81. hat angenommen, daß biefelben 
technifche Bezeichnungen des Anfangs feyen, und diefe Anficht 
fcheint fo ziemlich ald die herrfchende betrachtet werden zu dürfen. 
Sch kann diefelbe jedoch nicht theilen, indem ich beiden Formeln 
eine viel allgemeinere Bedeutung zufchreibe, und beide felbit wie: 
ber nicht für identiſch halte. Sich zu einer Sache ziehen, beißt 
meines Beduͤnkens weiter nichts, als beweifen, daß man ein Recht 
an einer Sache habe. Jeder Anfang, bei welchem der Kläger 
fiegt, enthält ein folches fich zu feiner Sache Ziehen, aber nicht 
umgefehrt; es konnte fich jemand zu einer Sache ziehen, ohne 
den Anfang vorzunehmen, d. h. mit einer bloßen Zorderung. Es 
darf alfo gar nicht befremden, wenn bei dem Anfange auch von 
dem ſich zur Sache Ziehen die Rebe ift, ja wenn diefe Formel 
in einzelnen Stellen grabezu für den Anfang gebraucht wird. 
Daraus läßt fich noch Feinesweges eine Identität beider Begriffe 
herleiten, vielmehr erklärt ed fich daraus, daß der Anfang eine 
von den Formen war, wie fi jemand zu einer Sache ziehen 
konnte. Am ficherften aber wird doch wohl dieſer allgemeinere 
Sinn der obigen Formel dadurch bewiefen, daß diefelbe auch bei 
Klagen wegen unbeweglicher Gitter vorkommt 27), Denn dies 
wäre ja ganz unmöglih, wenn fie ald eine technifche Bezeichnung 
für den Anfang gegolten. hätte. Die Stellen, welche Albrecht 
a. a. O. für feine Meinung anführt, fcheinen mir hiernach nicht 
zu beweifen, was fie follen, vielmehr alle in den oben Geſagten 
ihre Erklaͤrung zu finden. Ganz beſonders klar tritt eben jene 
allgemeine Bedeutung der Formel in den ſaͤchſ. Diſt. b. Ortloff 
IV. 42, 4. (Böhme IV. 13, 3.) hervor: 


„Ab eyner synes hern gud adder siner fruwen gud icht 
vortoppelte ader vorspelte, czu dem gute mag sich dy 
fruwe adder der herre zcin selbderte, gleicherwis al ah 
is vorstoln wer adder ab is geroubet wer.” 


27) Bal. Homeyer im Regifter zum Sachſenſp. sub voce: tien, und 
den Sachfenfpiegel felbft II. 41. . 
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Hier fieht man recht deutlich, daß die Formel: ſich zur Sa: 
che ziehen, allerdings auch den Anfang in fich begriff, daB es 
aber auch ein fich zu einer Sache Ziehen gab, was nicht mehr 
Anfang war, denn fonft wäre ja die Vergleichung mit dem ges 
ſtohlnen und geraubten Gute vollig überflüffig gewefen. 

Zum Beweife feiner Behauptung führt Albrecht ©. 82,, 
nachdem er vorausgefchidt, ‚daß der Anfang die Klage des Erben 
gewefen fey, auch noch folgende Stellen an: . 

Schoͤffenurth. 4 (Böhme Th. VI 129.) — — „ist ge- 
scheen das myne muter von todis wegin abestorbin ist 
unde mich alleyne iren son mit meynen kindern noch 
tode hod gelossin. Als habe ich mich angeczogin und 
allis ires guts und erbis farnde unde unfarnde under- 
wurden habe. Des anefangit mich der selbin myner 
muter swestir umb dy gerade.” 

Sachſenſp. I. 28. „Swaz so sus getanes dinges erbe- 
los erstirbt. herwete. erbe. oder gerade. diz sal der 
richter halden jar und tac unvertan. und warten ab sich 

jeman dar zu zihe mit rechte.” 

Allein in andern Stellen, namentlich Sachfenfp. IL. 15. wird ja 
die Klage eines Mannes auf Hergewäte oder Erbe, einer Frau 
auf Gerade, ausdrüdlich ald Forderung bezeichnet, und außerdem 
ift es an fich fchon im höchften Grade unmwahrfcheinlih, daß dem 
Erben gegen den Richter der Anfang zugeftanden haben follte. 
Dad anefangit in dem mitgeteilten Schöffenurtheile ift daher 
wohl fchwerlich in dem technifchen Sinne für Anſtellung des An: 
fangd zu verftiehen, fordern entfpricht unferem: fie halt fich an 
mich, fie nimmt mich in Anfpruch, und eben dies geht ja auch 
aus, der Verbindung anefangit mich hervor. In feinem Falle 
läßt fi) aus beiden Stellen, im Verein betrachtet, der Schluß 
ziehen, daB fich zur Sache ziehen technifche Formel für ben 
Anfang gewefen fey. 

‚Noch weniger kann der andern Formel: ſich einer Sade 
unterwinden, die von Albrecht behauptete technifche Bedeu: 
tung eingeräumt werden. An fich bezeichnet diefelbe etwas ganz 
Unjuriftifches, nämlich eine Sache an fih nehmen, fich einer 
Sache bemächtigen.. Wer einen Stein aufhebt, einen Zweig ab: 
fchneidet, unterwindet fich diefer Sache, und in biefem unjurifti- 

8* 
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fchen Sinne wirb bie Formel in der Sprache des Mittelalters 
unendlich oft gebraucht 23). Bei dem Anfange fommt nun gleich: 
falls ein folches fich der Sache Unterwinden vor, das Angreifen 
und Halten der Sache, womit die gerichtlichen Verhandlungen 
den Anfang nahmen. Daher darf ed nicht Wunder nehmen, wenn 
beim Anfange auch die obige Formel gefunden wird, aber Feines: 
weges geht Daraus hervor, daß fie eine technifche Benennung für 
die ald Anfang bezeichnete Klage ſelbſt geweſen fey. Diejenigen, 
welche died behaupten, wie unter Andern auch Eichhorn 29), 
haben namentlich auch darauf Feine Rüdficht genommen, daß die 
Formel bei Klagen, bie auf Immobilien gerichtet find, eben fo 
gut wie bei der fahrenden Habe gebraucht wird 3%), und barin 
fcheint auch bier die befte Widerlegung der obigen Anficht enthal: 
ten zu ſeyn. Gewiß aber iſt ed, Daß grabe im deutfchen Rechte 
bei der Befchaffenheit feiner Quellen Nichts gefährlicher ift, als 
gewiffen Worten und Zormeln eine technifche Bedeutung beizule: 
gen, die fie doch nicht haben, Eben weil die Quellen einer fol: 
chen Annahme doch fo haufig nicht entfprecheu, bewegt man ſich 
dann nothwendig in lauter Ausnahmen von der Regel herum, 
oder wird zu den Fünftlichflen Erklärungen gezwungen, deren Re: 
fultate dem fo natürlichen Geifte unferes alten Rechts nicht we⸗ 
niger als angemeſſen ſind. 


5. 11. Die Regel: — muß Sand wahren 1). 


Die Hauptftele im Sachfenfpiegel, welche den Grundfaß: 
Hand muß Hand wahren, ausfpricht, ift IL. 60.:,' 


28) Bol. unter andern G. Fr. Benede Anmerkungen und Wörter 
buch zum Wigalois s. v. fi unterwinden. Hierher gehört auch 
die Stelle im Sachfenfp. III. 44., wonach ſich Rom unter Julius 
Gäfar des Reiches unterwunden; deögleichen 1. 63. 8. 1. 

29) Deutfches Privatrecht 8. 170. Note h. 

30) Sachfenfp. I. 52., wo es bei der Klage auf Eigen, welches ohne 
Erlaubniß des naͤchſten Erben veräußert worden ift, heißt: der Grbe 
unterwindet fich deffen mit Urtheilen, ‚als obde rjenige todt wäre, 
der es wider Recht veräußerte. 

31) Die franzöfifchen Formeln dafür f. b. Mittermaier Grundſ. des 
d. Privatr. Ste Ausg. $. 153, 
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„Wileh man einem anderen liehet oder seczet phert oder 
cleyt oder icheiner hande varade habe. zu wilcher wis 
her die uz sinen geweren let.. mit sime willen. verkouft 
si der si in geweren hat. oder verseczt her sie. oder 
verspilt her sie. oder wirt sie ime verstolen oder abge- 
roubet. jene die si verligen oder versaczt hat. 
der en mac da nicheine vorderunge uf haben. 
ane uffe den deme her sie leich oder ver- 
saczte. Stirbet aber jene rechtes todes oder unrechtes, 
so zihe her sich zu sime gute mit rechte gein den erben 
oder gein den richter ab ez an in geburt.” 
In den fächfifhen Diftinct. b. Ortloff VI. 42, 14. lautet die im 
Druck hervorgehobene Stelle des Sachſenſp. folgendermaßen: 
„der sy vorlegen adder vorsaczt hatte, en mag keyne 
vorderunge getun, noch anefang doruf gehaben. For- 
derunge mag her wol czu deme haben, deme her sy 
liet adder seczt.” 
Außerdem verbient aus dem zulegt genannten Rechtsbuche IV. 
42,5. a. a. O. noch eine befondere Hervorhebung, weil in die: 
fer Stelle der Gegenftandı der Forderung fo ganz beflimmt aus: 
gedrudt ift: 
„Wer-deme andern icht sines gutes lihet mit willen, be- 
hilt he daz dissem vor wedder willen unde recht, daz 
mag he nicht anegefangen; he mus is wedder an "deme 
furdern mit rechte 3%).” 


‘ . - 


32) In neuerer Beit hat Phillips D. Private. 2te Aufl. Bd. J. S.65. 
die biöher gewöhnliche Untesfcheidung von Forderung Cperfönlicher 
Klage) und Anfang (Cdinglichee Klage) beftritten. Seiner Behaup⸗ 
tung zufolge bedeutet Forderung ganz allgemein fo viel als actio; 
diefe Zorderung im weiteren Sinne ift aber dann entweder Forderung 
ſchlechthin, oder Forderung mit Anfang, und diefe letztere findet dann 
Statt, wenn eine bewegliche Sache wider den Willen defien, Dem 
fie angehört, In die Hände eines Andern gekvmmen ift. Auein dieſe 
Unterorduung einer vermeintlichen Korderung mit Anfang unter den 
Begriff der Forderung uͤberhaupt, fcheint mir mit ber Art und Weiſe, 
wie Korderung und Anfang in den obigen Stellen und auch fonft als 
zwei felbftftändige, ſich gegenfeitig auöfchließende Klagen, einander 
gegenübergeftellt werden, unvertraͤglich zu ſeyn. Ich kaun daher 
theils wegen jener Stellen‘, theils wegen meiner weiter unten zu 
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Bei unbefangenem Lefen diefer Stellen follte man” denken, 
die Sache fey doch in dev That ziemlich einfach, und tft doch fo 
viel beftritten worden, und wird ed noch. Meiner Anficht nach 
haben jene Stellen durchaus Feinen andern ald den ganz unmittel- 
ber aus den Worten hervargehenden Sinn. Wenn jemand eine 





entwidelnden Anficht über den Grund der Regel: Hand muß Hand 
wahren, der Meinung von Phillips nicht beitreten. — Uebrigens 
finden ſich die obigen Stellen der ſaͤchſ. Diftinct. in dem Abdrude 
des Nechtöbuches bei Böhme cdiplom. Beitr. zur Unterf. des fchlef. 

Ru. Geſch.) IV. 13, 13.4. Der Text der erften Stelle bei Böhme 
hebt den Gegenfag noch beſtimmter hervor, als der bei Ortloff, 
wenn es Ddafelbft heißt: „jener der is im let adir vorsaczte der 
mag "keine vorderunge noch keinen anefang doran gethun. abir 
zu’dem her si lest mag her wol vorderunge dorumb gehabin.” 
Ich befchränte mich hier auf die Mittheilung diefer Stellen aus eis 
gentlich deutfchen Nechtöquellen, da fich die in der Parömie: Hand 
muß Hand wahren, enthaltene Regel nirgends deutlicher als in ihnen 
ausgefprochen findet, und bei Albrecht a. a. O. ©. 81 fg. eine reis 
che Auswahl entfprechender Belege aus ftatutarifchen Rechten mitges 
theilt if. Intereffant ift die Nebereinftimmung mit den Leges Wal- 
licae lib. 3. $. 38. (ed. Wotton. p. 215. 216.). „Sex modi sunt, 
-quibus quilibet a bonis suis separari potest. In tribus casihus 
actor bona sua occupare et juramento vendicare potest; in tribus 
aliis non potest, nempe in casu depositi, vel. commodati vel lo- 
cati. Actio enim depositi vel commodati vel locati contra nemi- 
nem institui potest praeter illum, qui bona ista ab actore Acce- 
pit. In tribus reliquis casibus sub Juramento quod suum est re- 
petere potest; primo in casu furti; secundo in casu amissi ob 
negligentiam; tertio in casu rei domino inscio ablatae. Bona au- 
tem his modis ablata sub juramento repetere potest, quoniam 
nemo illa a sua manu accepit; et cum nemo aAcceperit, quod 
suum est, vendicare potest, ubicuuque illud videre contigerit. 
$. 39. Quicunque — animal — vindicet — jurabit, animalis do- 
minum nullum esse praeter se, qui idem vendere jure possit; 
et idem se nunquam vel dono, vel deposito, vel venditione alie- 
nasse, sed facto, vel se inconsulto ablatum fuisse, vel per ne- 
gligentiam amissum.” Es Tann wohl nicht im Geringften zweifel» 
haft feyn, daß unter‘ der vindicatio in diefer Stelle der Anfang 
der deutfchen Nechtöquellen zu verftehen tft, fo wie die Forderung 
nach ben befondern Entflehungsgründen derfelben als actio depositi, 
commodati; locati bezeichnet iſt. Vgl. überhaupt noch Kraut Grund» 
riß des d. Private. 8. 100. 401. ° 


Gewere des deutfchen Rechts. 119 


bewegliche Sache freiwillig aus feinen Geweren läßt, ohne jedoch 
Eigenthbum daran auf den Andern zu übertragen, alfo wenn er 
fie einem Andern leihet, entweder um Liebe (Commodatum) ober 
um Lohn (Locatio Conductio), ‚wenn er fie verfeßet, deponirt 
u. f. w., ſo bat er in Betreff diefer Sache regelmäßig nur eine 
Forderung, d.h. eine perfönliche Klage gegen den, dem er fie 
ließ. So weit reichen die Flaren Worte ded Sachjenfpiegeld, aus 
denen dann mit Nothwendigfeit folgt, daß der Verleiher, Ver⸗ 
pfänder der Sache erſtens gegen denjenigen, dem er fie ließ, 
feinen Anfang, und zweitens gegen einen Dritten weder or: 
derung noch Anfang hat. Diefe Folgerung überläßt jedoch der 
Sachfenfpiegel dent Lefer felbft zu machen; deſto beflimmter ift fie 
in den ſaͤchſiſchen Diftinctionen ausgeſprochen, beide aber ſtimmen 
im Gedanken vollfommen überein, und aud im fächfifchen Land: 
rechte liegt dev urfprüngliche Sinn fo deutlich vor, daß man, 
um benfelben zu finden, die Stellen ber fachl. Diftinctionen in 
der That gar nicht nöthig hätte. Unlaͤugbar geht aus den mit⸗ 
getheilten Quellenterten Folgended hervor: 

1. Derjenige, der eine bewegliche Sache einem Andern auf 
eine von den oben erwähnten Arten überläßt, hat gar einen 
Anfang; eben daher ift es auch unrichtig, die Regel: Hand muß 
Hand wahren, für eine Modification der Vindication zu erklären, 
denn eine modificirte Vindication würde doch Immer noch eine 
Bindication feyn, diefe aber ift ihm unbedingt abgefprochen. 

2. Als Gegenſtand der Forderung, welche ihm gegen den: 
jenigen, dem er die Sache ließ, aber nur gegen diefen zugefchrie: 
ben wird, tft mit unzweideutigen Worten die hingegebene beweg- 
liche Sache - felbft bezeichnet; und es verfteht fich, Daß der Com- 
modatar, der die Sache dem Eigenthümer nicht zurüdzugeben 
vermag, deshalb in der Regel zur Entfchäbigung verpflichtet 
8) Wie man bei den Worten „nicheyne vorderunge” in 
der angeführten Stelle des Sachfenfpiegeld, fo wie: Eichhorn 
D. Private. 8. 171, Note f. thut, an den Anfpruch des Klägers 

s | 


33) Saͤchſ. Diftinet. b. Ortloff IV. 42,19. „Waz man abir eynem 
ınanne liet adder vorseozt, daz sal her unvorterbet weddergeben, 
adder sal-is gelden noch sinen wordden.” Weber die Ausnahmen 
von diefer Regel: dist. 17: 18. 20. ebendaf. (Bö,hme-1V. 13, 15.) 


⸗ 
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auf Wette und Buße denken koͤnne, vermag ich nicht einzuſehen, 
und wird dieſe Anſicht meines Erachtens durch die mitgetheilte 
Stelle der ſaͤchſiſchen Diſt. Ortloff IV. 42, 5.) vollſtaͤndig wi⸗ 
derlegt 3%). | 

Inm Reſultate fiimme ich hiernach allerdings mit Albrecht 
überein, und in ben meiften Punkten auch mit Eropp 3), Al 
lein der legtere hat eine Erklärung der Regel: Hand muß Hand 
wahren, eine Nacmeifung ihres Zuſammenhanges mit andern 
Ideen des deutfchen Rechts nicht weiter verfucht 36), Die Erkid- 
zung von Albrecht aber kann ich nicht genügend finden. Denn 
‚wenn derfelbe die juriflifche Gewere ald das Verhältniß deſſen be 
finiet, der nicht befißt aber eine dingliche Klage hat, fo heißt 
dies, wie ich fchon. oben bemerkte, doch nichts Anderes, als bie 
juriftifche Gewere bedeutet fo viel als dingliche Klage, Nun fagt 
Albrecht weiter: Mer eine Sache freiwillig aus feinen Geweren 
laßt, ohne Eigenthbum an derfelben zu übertragen, bat deshalb 
keinen Anfang, weil er Feine juriftiiche Gewere an berfelben 
bat. Wenn nun unter der juriftifchen Gewere bei ihm felbft bie 
dingliche Klage zu verflehen ift, dieſe aber bei beweglichen Sachen 


- 


34) Weber andere zum Theil ganz abweichende Erklärungen der Regel: 
Hand muß Hand wahren, vgl. Haffe Beitfchr. für gefchichtlicye 
R. Wiſſenſchaft Bd. I. Heft 1. Rr.2. — Eichhorn Einl. ind. Pri⸗ 
vatrecht $.170. 171. — Appelius, über den Rechtsſatz: Hand 
wahren, im Rhein. Mufeum für Qurisprudenz Bd. 4 Nr. 2. — Es 
liegt jedoch gar nicht in meiner Abficht, dieſe Meinungen in ihren 
einzelnen Beſtandtheilen zu bekaͤmpfen, da eine Polemik, die ſich 
an das Wort eines Andern haͤngt, in den meiſten Faͤllen als ein 
unfruchtbares, den Lefer ermudendes Beginnen zu betrachten iſt. Am 
beſten widerlegt eine falſche Anſicht, wer die richtige ausſpricht, was 
freilich jeder von ch zu giauben pflegt. 

35) Der Diebftahl nach älterem Rechte u. f. w. a. a. O. Heft 2. S. 285. 
Auf ©. 287. folgt Cropp gleichfalls der von mir für unrichtig ges 
haltenen Anficht über die Bedeutung der Formeln: fich zu einer Sache 
sieben, und ſich einer Fache unterwinden. — Vgl. noch Mitter⸗ 
maier Grundſ. des d. Privatr, 5te Ausg. 8. 153. 

36) A. a. O. S. 288. ſagt Cropp ausdruͤcklich: „Es würde zu weit 
fuͤhren und dem Zwecke dieſer Abhandlung fremd ſeyn, meine Gegen⸗ 
gruͤnde (gegen die Eichhornſche Kuh icht) hier vollftändig zu ent⸗ 
wickeln u. f. w.” 


., 


N 
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den Namen Anfang führt, fo lautet am Ende die Erflärung: 
Er hat Teinen Anfang, weil er Feinen Anfang hat; oder um bie 
eigenen Worte von Albrecht (S. 23.) über den Begriff der ju: 
riftifchen Gewere zu wiederholen: Er hat Beinen Anfang d. h. Feine 
dingliche Klage, weil er fich nicht in dem Berhältniß desjenigen 
befindet, dee nicht beſitzt, aber eine dingliche Klage hat, eben: 
falls bewegt man ſich hier immer nur im Kreiſe herum, und von 
einer wirklichen Erklaͤrung der Regel: Hand muß Hand rn 
kann da wohl nicht die Rede feyn. 

Inſofern nach dieſer gefragt wird, Tönnte man zunächft — 
ben, im Grunde gebe ſich in jener Regel doch immer nur ein 
Sieg des factiſchen Beſitzes uͤber das nicht mit Detention verbun⸗ 
dene, bloße Recht an einer beweglichen Sache kund. Und aller⸗ 
dings ſcheint es unzweifelhaft: je groͤßeres Gewicht in einem po⸗ 
ſitiven Rechtsſyſteme auf den factiſchen Beſitz gelegt wird, deſto 
geringer wird im Falle eines Conflictes das bloße Recht, das 
unfichtbare Band zwiſchen Perſon und Sache angeſchlagen werden. 
Hier findet ein wahres Subtrattions- und Additionsexempel 
Statt; was ber eine Theil gewinnt, geht für den andern ver: 
loren, und umgekehrt. Jene gefleigerte Bedeutung des factifchen 
Befiges wird aber natürlich befonders dann fehr beflimmt hervor: 
treten, wenn eim ganz entfchieden rechtmaͤßiger Befitz der Sache 
und ein Recht auf viefelbe in Conflict geratben. Dennoch aber 
könnte dieſe Erklärung der vorliegenden Regel in Feiner Art be 


friedigen. Hoͤchſtens Eönnte diefelbe auf das Verhaͤltniß zwifchen 


dem Eigenthimer und einem Befiger in gutem Glauben Anwen: 
dung finden. Dagegen mürbe ſich Vieles, worüber die Quellen 
doch ganz unzweideutig fprechen, daraus gar nicht mehr begrei- 
fen laſſen. Warum bat der Eigenthümer gegen den Depofitar, 
Gommodater, Pfandgläubiger u |. w. keinen Anfang 37), wenn 
dieſe laͤugnen, bie Sache ald eine niedergelegte, geliehene, ver: 
fette zu beſitzen, und. vielmehr felbft Eigenthum daran behaupten? 


37) Nah Phillips a. a. O. 8.65. ©: 422. hätte demjenigen, der 
eine bewegliche Sache unter der ausdrädlichen Bedingung der Ruͤck⸗ 
gabe an einen Anderen übertragen hatte, gegen dieſen Andern, wenn 
derfelbe die Rückgabe verweigerte, ſelbſt der Anfang zugeftanden, 
Nach meiner, Anficht iſt dies für unmöglich gu erklären. . 


i 
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Denn mit diefem Augenblide hat doch offenbar ihre Gewere auf: 
gehört eine rechtmäßige zu feyn. Noch mehrs warum fieht dem - 
Eigenthümer felbft gegen den Dieb oder Näuber, der die Sache 
dem Commodatar, Depofitar u. f. w. geftohlen oder geraubt hat, 
kein Anfang zu? Unmöglich läßt fich dies aus einem Siege des 
factifchen Beſitzes über das bloße Necht erklären. Denn das hieße 
jedes dingliche Recht, welches nicht mit dem Bag Beſitze 
verbunden waͤre, gradezu negiren. 

Mir ſcheint es, daß man den Grund der Regel: Hand 
muß Hand wahren, durchaus nicht ausfchließlich in der Sphäre 
des Sachenrechtd fuchen dürfe. Jede Erklärung, welche von die⸗ 
fer Vorausſetzung ausgeht, kann fchon deshalb nicht zu einem 
genügenden Refultate führen. Nicht ein Gonflict innerhalb bes 
Sachenrechts, fondern ein Conflict zwifchen dem Sachenrechte und 
dem perfönlichen Rechte fol durch jene Negel entfchieden werden, 
und diefelbe laßt fich fehr paflend ald der Culminationspunft des 
perfönlichen Charafterd, der Subjectivität des altdeutfchen Rechts 
bezeichnen: ein Gegenftand, der überhaupt mehr Beachtung zu 
verdienen fcheint, ald ihm bisher zu Theil geworben iſt. Solche 
Ideen aber, welche ihren Grund in der hohen Bedeutung ded 
factifchen Beſitzes haben, wirken dabei nur mittelbar ein. 

Beweglihe Sachen haben keinen bleibenden Aufenthalt; es 
hängt zunächft nur von ihrem Eigenthümer ab, wo fie fich in 
jedem Augenblide befinden follen, uud fie find außerdem, was 
ben Ort ihrer Eriftenz und diefe letztere felbft anbetrifft, taufend 
Zufälligkeiten audgefebt, welche auf Immobilien in diefer Art 
nicht einwirken koͤnnen. Hiermit fleht in Verbindung, daß das 
rechtliche Band zwifchen einer Perfon und einer beweglichen Sa⸗ 
che überhaupt viel lofer erfcheint, als das zwifchen einer Perfon 
und einem Grundftüd, und dies fpricht fich dann im beutfchen 
Rechte felbft in der viel größern Dispofitionsfreiheit des Eigen- 
thuͤmers bei jenen Sachen aus 2), Wenn nun ein perfünliched 
Verhältniß zwifchen dem Eigenthümer und einer andern Perfon, 
und ein dingliches Verhaͤltniß zwifchen dem Eigenthuͤmer und 
einer beweglichen Sache concurriren; wenn eine bewegliche Sache 
von einem folchen perfönlichen Berhältniß gleichfam ergriffen wird, 





J 


38) Sachfenfp. I. 52. 
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fo gilt die Regel: das perfünliche Verhaͤltniß ift das ftärfere, es 
wird ald dad unbedingt überwiegende angefehen. 

Eine Bergleihung mit den abweichenden Grunbfäßen bed 
römifchen Recht5 gewährt hier ein befondered Intereffe, und läßt 
zugleich die Eigenthümlichfeit des deutſchen beftimmter hervortre: 
ten. Zur Beranfchaulihung dient folgendes Bild. Im römifchen 
Rechte geftaltet fich das Verhaͤltniß fo: 


Commodans Commodatar 

Deponens Sache Depoſitar 

Pfandſchuldner Pfandglaͤubiger. 
Im deutſchen Rechte dagegen folgendermaßen: — 

Commodans Commodatar 

Deponens Depoſitar —Sache. 


Pfandſchuldner Pfandglaͤubiger 

Im roͤmiſchen Rechte ſpielt die Sache eine Hauptrolle mit. 
Sie ſteht in der Mitte zwiſchen beiden Perſonen; fie iſt dasje— 
nige, was die Verbindung zwifchen denfelben hervorbringt. Im 
beutfchen Rechte ift es das rein perfönliche Wollen, was die Ver⸗ 
bindung erzeugt; die Sache fpielt nur eine untergeordnete Role; 
fie kommt immer erft hinter dem perfönlichen Verhältniß in Be 
tracht, denn die Unmittelbarkeit zwifchen ihr und dem Eigenthuͤ⸗ 
mer ift dadurch aufgehoben, daß eine andere -Perfon zwifchen 
beide in die Mitte getreten ifl. Eben dies aber wird dann aud) 
fo bezeichnend durch den Sab audgebrüdt: Mo man feinen Glaus 
ben gelaffen hat, da fol man ihn wieder fuchen, und in aͤhn⸗ 
licher Art blit auch in den Worten: Hand muß Hand wahren, 
bie Beziehung auf dad perfünliche Verhältniß ald das unmittel: 
bare deutlich hindurdh. Die Hand des Gebers ſoll fich nit an 
dad, was fich in der Hand des Empfängers befindet, garen 
eben nur an dieſe leßtere felbit halten duͤrfen. | 

Aus diefem Grunde iſt ed nach meiner. Anfi cht zu ecklaͤren, 
warum der Commodans, Deponens u, f. w. in ber Regel nur 
eine perfönliche Klage, eine Forderung, und nur gegen den Com: 
modatar, Depofitar u. f. w. hat; denn ein unmittelbares Ver; 
baltniß zur Sache befteht nur noch für den Commodatar, Depo: 
fitar, nicht mehr für den Commodans, Deponend, der ſich viel- 
mehr in einer unmittelbaren Verbindung nur noch mit ‚der andern 
Derfon befindet. Am bezeichnendften möchte ſich hiernach wohl 
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.fagen laſſen: es iſt der Charakter ber vorwaltenden Subjecti: 
vität, welcher fich wie in fo vielen Gebieten des aͤltern beut- 
ſchen Rechts, fo namentlich auch in dem Eigenthbum an fahren: 
der Habe Fund giebt, und welcher dann auch zu jener eigen: 
thuͤmlichen Rechtöanficht geführt hat. Eben jenes fubjective Eles 
ment macht fich in der Regel: Hand muß Hand wahren, auf 
verfchiede Weiſe geltend; zunaͤchſt in Betreff des hingebenden Ei: 
genthuͤmers der Sache, welcher im Verhaͤltniß zum Commodatar 
fortdauernd an feinen anfänglihen Willen gebunden ift, fo daß 
ihm die mit jenem Willen unverträgliche Anfangdflage gegen den- 
felben nicht zufteht, felbft dann nicht, wenn derfelbe Die Sache 
über den verabredeten Termin wiberrechtlich behalten ſollie. Dann 
aber auch in Beziehung auf den Empfaͤnger der Sache, und hier 
nimmt jene Herrſchaft des ſubjectiven Elements im Verhaͤltniß 
zum Eigenthuͤmer in der That die Geſtalt einer Herrſchaft des 
‚reinen Zufalls an 20). Denn eine Veräußerung der Sache von 
Seiten des Commodatars erfcheint hinfichtlich des Eigenthuͤmers 
wie ein Zufall, von welchem diefer betroffen wird; in Folge def: 
fen die Sache für ihn verloren geht, und ihm nur ein Entfchä: 
digungsanfpruch gegen den Commodatar übrig bleibt. Eine Ver: 
gleichung des fubjectiven deutfchen Rechts und des römifchen mit 
feiner durchaus objectiven Auffaffung des Eigenthums an fich bies 
tet einen höchft intereffanten Gegenfab dar; in erflerem aber ver: 
dient ed noch befondere Beachtung, daß jene Subjectivität vor: 
zugsweife in dem Verhaͤltniſſe zwifchen Perfonen und beweglichen 
Sachen Platz greift, während bie rechtlichen Beziehungen zwi: 
fihen Perfonen und Grundflüden auch ae auf einer mehr ob- 
jectiven Baſis beruhen. 

- Man kann ſchließlich noch die Frage aufwerfen, ob denn dem 
Eigenthuͤmer an der in der Hand des Commodatars befindlichen 
Sache noch eine ideelle Gewere zugeſchrieben werden koͤnne? Ich 
will gern zugeben, daß ein alter Schoͤffe, ſich hier blos an den 
materiellen Wortſinn von Gewere haltend, die Moͤglichkeit zwei 





39) Es liegt ſehr nahe, hier an die ſo haͤufige Herrſchaft des Zufalls 
im deutſchen Rechte zu erinnern, fo daß alſo die Regel: Hand muß 
Hand wahsen, auch in dieſer Beziehung vielen anderen einheimiſchen 
Stechsöideen verwandt fcheint. Bal. I. Grimm D. R.⸗Alt. 54 fg- 
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folcher rechtmäßigen Geweren an berfelben beweglihen Sache in 
Zweifel gezogen, folglich die obige Frage verneint haben würbe, 
Wenn man fich jedoch über den Sinn der von mir fogenannten 
ideellen Gemwere verfländigt, und darunter eben nur ein Recht an 
‚der Sache verfteht, fo fcheint mir, daß bie obige Frage durch: 
aus nur bejaht werden könne. igenthum im Sinne bed deut: 
fhen Rechts bleibt dem Commodand, Deponend u. f. w. ge: 
wiß; benn woher fonft die fo haufig in den Quellen wiederholte 
Bellimmung, daß ein Mann das, was ihm geliehen ober ver: 
feat worden, unverborben wiedergeben folle? Aber es ift fein 
Eigenthbum im römifchen Sinne mit einer allgemeinen Berfolg: 
barkeit gegen jedermann; es ift ein Eigenthum, welcyed eben nür - 
im Wege einer Forderung gegen ben Commodatar, Depofitar 
u. f. w. geltend gemacht werben kann, weil das unfichtbare 
Band izwifchen Eigenthümer und Sache durchkreuzt wird von ei: 
nem gperfönlichen Bande zwifchen ihm und demjenigen, dem er 
die Sache freiwillig bingegeben hat, und weil dieſes perfönliche 
Band als dad unmittelbare, jenem binglichen ald einem nur mit: 
telbaren vorgeht. Eben dies. aber, daß dad perfönliche Band für 
das flärkere gilt, mag dann allerdings in dem innerfien Volks⸗ 
bevwußtfeyn auch Damit zufammengehangen haben, daß zwifchen 
einem nicht factifch befigenden Eigenthümer und einer beweglichen 
Sache überhaupt nur eine ziemlich lofe Verknüpfung angenom- 
men wurde, 


8. 12. Weitere Caſuiſtik der Negel: Hand muß Hand 
wahren. 


Der Grundſatz: Hand muß Hand wahren, und alle ſich 
daraus ergebenden Conſequenzen find ſchon ſehr frühzeitig befon: 
ders in ſuͤddeutſchen Rechtsquellen in einzelnen Beziehungen durch: 
brochen worden, und haben entgegengefebten Regeln, welche im 
Allgemeinen mehr auf der objectiven Geltung des Eigenthums be: 
‘ruhen, weichen muͤſſen 20). Wie weit hierbei das römifche Recht 
von Einfluß gewefen, wie viel davon als eigene Fortbildung des 





40) Bol. die dem baierifchen Bandrechte bei Heumann angehängten. 
Statuten c. 33. (8. 152 a. a. D.) — Augsburg. Statuten v. 1276 
$. 298. 393. b. Walch vermifchte Weite. zum D. NR. IV. 300. 391. 
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deutſchen Rechts anzuſehen ſey, laͤßt ſich freilich nicht mehr mit 
Sicherheit entſcheiden. Allein dieſe ſpaͤteren Modificationen, wel⸗ 
che an ſich zu den minder beſtrittenen Gegenſtaͤnden gehören, laſ⸗ 
fen wir bier auf ſich beruhen. Wichtiger fcheint es, bier noch 
einige Gontroverfen zu berühren, welche zur Caſuiſtik des obigen 
Grundſatzes felbft gehören. 

1. Die Frage liegt fehr nahe: was trat denn dann für ein. 
Verhältniß ein, wenn der Commodatar (welcher flatt aller ge: 
nannt feyn möge) bie ihm geliehene Sache bis an feinen Tod in 
feinen Geweren gehabt hatte, num aber durch feinen Tod das 
Band zwifchen ihm und dem Commodans. aufgelöft wurde? Ei- 
nen Anfang konnte der lebtere gegen den Erben bes erftern oder 
gegen den Richter, wenn die Sache an dieſen gelangt war, nicht 
haben, weil die Sache doch einmal mit feinem (des Commodans) 
eigenen Willen aus feinen Geweren gefommen war. Folglich 
blieb ihm nur eine Forderung übrig. Der Sachfenfp. II. 60, 
fagt: er ziehe ſich zu feinem Gute gegen den Erben oder gegen 
den Richter, Mer wie Albrecht die Formel fih zu einer 
Sache ziehen, fonft für technifche Bezeichnung des Anfangs 
halt, muß hierbei nothwendig an eme Ungenauigfeit des Sprach: _ 
gebrauches in dem durch eine faft wunderbare Präctfion der Aus: 
druͤcke fonft gerade fehr auögezeichneten Rechtöbuche denken, und 
eben dies gefchieht von Albrecht 1) Nach meiner Anficht 
kommt jener Formel eine folche. technifche Bedeutung gar nicht 
zu, und daß in. anderen Statuten, z. B. den Freiberger 22), dem 
Commodans gegen den Erben des Commodatard ganz bejtimmt 
nur. eine Forderung zugeflanden wird, gehört offenbar felbft mit 
zu den wichtigften Beweifen für die Nichtigkeit deffen, was oben 
iiber den allgemeineren Sinn jener Formel gefagt worden iſt. 

2. Wenn der Commodatar die ihm geliehene Sache ver: 
faufte, verfpielte, ober auf irgend eine Art freiwillig aus feiner 





41) Gewere ©. ‚9. 

42) Schott, Sammlungen zu den D. 2. u. St. Rechten III. 299. 
Die Stelle, welche den Schlußworten des Sachfenfp. II. 60. ent 
fpricht, lautet hier: „Stirbet er (&ommodatar) so mag er (Com⸗ 
modand) dy forderunge thun zcu synen erben noch syme gute 
mit recht.” 
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Gewere ließ, fo konnte der Eigenthümer den Dritten, in beffen 
Hand die Sache auf dieſe Weife gelangt war, beshalb nie in 
Anfpruh nehmen. Er hatte nur eine Forderung gegen den 
Commodatar. Auch der Tod diefed letztern ftellte hier die Un: 
mittelbarkeit zwoifchen dem Eigenthümer und feiner Sache nicht 
wieder ber, weil ed immer nur darauf anfam, wie und wodurch 
die Sache aus den Geweren ded Commodand gefommen war. 
Der Eigenthümer Tonnte fih alfo hier wegen feiner Entſchaͤdi⸗ 
gung nur an den Erben des Commodatard halten; aber nad 
dem Altern Rechte war er dabei freilich fehr gefährdet, weil der 
Erbe die Schuldverbindlichkeiten des Verftorbenen nur fo weit zu 
erfüllen. brauchte, ald die in dem Erbe vorgefundene fahrende 
. Habe zureichte 3). _ Später als die römifche Idee von der juri: 
flifchen Einheit des Erblafferd und des Erben in das beutfche 
Recht eindrang, aͤnderte fich dies freilich zu Gunſten ded ur: 
ſpruͤnglichen Eigenthümers einer folchen beweglichen Sache, und 
jüngere Statuten nennen neben dem Commodatar ganz allgemein 
auch deffen Erben als denjenigen, den der Eigenthuͤmer folle in 
Anfpruch nehmen dürfen. Vgl. 

Rev. Lüb. R. III. 2,1. „Was ein Mann dem andern leh⸗ 
net, das ſoll er ime unverdorben wieder geben, oder bezahlen 
nach feiner Würde, wenn es verlohren were. Verkaufft, ver: 
gäbe, verfeßte, oder salienirte er aber dad gelehnete Gut, — 
fo hat der Commodans oder Außleiher Feine Anfprache wider 
diejenigen,“ welchen ed verkaufft, vergeben "oder verfeßet wor: 
den, fondern muß bei feinem Manne dem Commodatario, 
dem er es gelehnet, oder bey feinen Erben, auf dem 
Todesfall bleiben; dann Hand muß Hand wahren.” 

Hamb. Statut. v. 1603. I1.2,7. „Welcher Mann dem 
andern leihet fein Pferd, Kleid, oder was es für Gut fey, 
und auf wafjerley Weife er dad aus feinen Mehren Iäffet, mit 
feinem Willen; und verfaufft e8 derjenige, der es in feinen 
Mehren hat, oder verfeßt er daffelbige, oder wird es ihm ab: 
geraubet oder geftohlen; fo mag derjenige, der es erftlich ver 
lieben oder verfeßt hat, darauf wider den Einhaber defjelben, 


43) Sachfenfp. 1. 6. Meine Abhandlung hierüber in den Miscellen 
des D. R. ©.75 fo. 
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woferne berjenige folched mit. gutem Titel an ſich gebracht, 
feine Forderung haben, fondern muß fich deswegen an den: 
felben, welchem er es geliehen ober verfebt hat, oder fo ber: 
felbige verftorben, an beffen Erben halten.” 
Wenn aber die gelicehene Sache durch Diebftahl, Raub, über: 
haupt wider Willen ded Commodatard aus deſſen Geweren ge: 
fommen war, fo ftand nun bekanntlich dem lehtern der Anfang 
in Betreff derfelben zu, bei wem er biefelbe auch immer finden 
mochte, Aber wie, wenn der Commodatar ftarb ober landflüchtig 
wurde, ehe er noch die Sache durdy. die dingliche Klage wieder 
- in feine Gewere gebracht hatte? Hier würben fi zwei Faͤlle 
“denken laſſen. Der eine wäre, daß der Erbe des Commodatars 
nun flatt deſſen den Anfang anzuftellen berechtigt wäre, dem Ei: 
genthirmer aber auch hier nur eine Forderung gegen den Erben 
des Commobatard bliebe. Der andere Fall ift, daß dem Eigen 
thuͤmer felbft der Anfang gegen denjenigen, der die Sache dem 
Gommobatar geftohlen hatte, geftattet wurde. Unlaͤugbar fcheint 
bie ftrenge Conſequenz das Erftere zu fordern, fobald einmal das 
Princip feſtgehalten wird, daß ein Eigenthümer, der feine Sache 
freiwillig aus feinen Geweren läßt, fich dadurch für alle Zeiten 
des Anfangs begiebt. Andererſeits laͤßt fich nicht verkennen, daß 
die Wiedererlangung der Sache von dem Räuber oder Diebe bier: 
durch oft im hoͤchſten Grade unficher geworben feyn würde, und 
fo Eonnten alfo bier befondere Ruͤckſichten eintreten, melde für 
die zweite Alternative fprachen. Eben diefe finden wir im Schwa⸗ 
benfpiegel 253, 3. 4 Sendenb. 
„Und ist das mir eyn gut verstolen wirdt das nit meyn 
ist. do sol ich der klager umb sein. - Und stirbe ich 
oder entweich davon. so sol der klagen des das gut 
was.” 44) 
Wie bei der erften ‚der hier erwähnten Klagen, der ded Richt: 
eigenthümerd, fo iſt gewiß auch bei der zweiten, ber Klage bed 
Eigenthümers, an den Anfang zu denken. Die Regel der Ent: 
fcheidung aber ift diefe: Sobald die gelichene Sache wider Wil⸗ 
len ded Commodatard aus deſſen Geweren gekommen ift, bierauf 
aber der Commodatar durch Tod oder Landflüchtigleit an der 


43) Gropp a. 0.9. ©. 266 fo. 
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eigenen Anftellung des Anfanges verhindert wird, fo ift blefer 
für den’ Eigenthimer wieber zuläffig geworben. Cine Ausnahme 
von dem Hauptprincip über die Zuläffigkeit bes Anfangs Tiegt 
alfo bier jedenfalls vor, weshalb denn auch Albrecht ©. 95, 
a. a. O. die Stelle des Schwabenfpiegeld für etwas ſehr vers 
einzelt Daftehendes erklärt; aber es ijt eine Auönahme, welcher 
es nicht an fehr guten Gründen fehlt. Ob man Diefelbe für 
uralt zu halten habe, fo daß fie ſtets neben dem fonft in feiner 
Reinheit anerkannten Grundfage: Hand muß Dand wahren, als 
Ausnahme beftanden hätte, ‘ober ob in derfelben gleichfalls fchon 
das neuere mehr objective Recht des Eigenthums an beweglichen 

Sachen durchblickt, laͤßt ſich nicht mehr mit Gewißheit entfchei- 
den. Wahrſcheinlich ift jedoch das Letztere, da die Anwendung 
der Regel, ſo wie ſie der Schwabenſpiegel ausſpricht, ſchon eine 


Modification des Beweiſes vorausſetzt, welcher nach dem aͤltern 


Rechte bei der Anfangsklage von dem Klaͤger gefuͤhrt werden 
mußte. (Vgl. unten $. 13.) 


Uebrigens ergiebt ſich num aus ber ganzen bisherigen Dar- 
ftellung, umd ift auch nur eine Folge von dem Üebergewicht des 
fubjectiven Elements über das objective in dem Eigentbum an 
fahrender Habe, daß die vom objectiven Standpunfte aus allein 
vernünftig erfcheinende Regel: Nemo plus juris in alıum 
transferre potest, quam ipse habet, auf bie Befigverhält: 

niſſe an beweglichen Sachen in der That Feine Anwendung lei: 
det. Denn derjenige, der die geliehene Sache dem Commodatar 
abfauft, erwirbt ja wirklich ‚das Eigenthum daran; und um. die 
. Gefahr anzudeuten, welche mit diefem Vorwalten des perfön: 
lichen Willens auf Seiten des Commodatars oder Depofitars fuͤr 
ben Eigenthümer verbunden war, fagt das Revidirte Luͤbiſche 
Recht III. 2, 2. fo bezeichnend: 


„Ein jeglicher fehe wohl zu, weme er das ſeme ausleihe und 
verframe. Dann würde es fich zutragen, daß derjenige, dem 
es gelehnet- oder vertramet, daſſelbe verfauffte, verfeßte oder 
fonften alienirte, will dann ber Ausleiher das Gut wieder 


haben von dem, welchem das auögelehnet Gut per contra- 


ctum gebracht, fo' muß er es felbften loͤſen; fonften bleibet, 
der es gekaufft oder an ſich gebracht, naͤher dabey, dann 
| Fa | 


German. Zeitfchrift. 1839. 18 Heft. 
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derjenige, welcher das Gut ausgelehnet. Dann do jemand 

ſeinen Glauben gelaſſen, da muß er ihn widerrumb ſuchen.“ 
Daß von ber hier erwähnten Befugniß des Eigenthuͤmers, bie 
> von dem Commodatar veraußerte Sache von dem neuen Erwer: 
ber derfelben einzulöfen, in dem urfprünglichen deutfchen Rechte 
noch nichts angetroffen wird, ift befannt. 

3. Hierher gehört auch nod) eine Stelle, auf welche von 
denjenigen, bie im beutfchen Rechte eine viel ausgedehntere Bin: 
- dicatton des Eigenthümerd, als nach dem Obigen anzunehmen 
ift, finden wollten, ſtets ein ganz vorzügliches Gewicht gelegt 
worden iftz ich meine Sachfenfp, III. 22. 

„Swer deme andern lihet phert oder cleidere zu be- 
scheidenen tagen. heldet erz uber den tac und wirt her 
darumbe beclaget. her sal ez alzu hant wider gebn. 
und bezzern ab erz gecergert hat. Dube noch roubes 
en mac man in dar an nicht zihen wenne erz ime leh. 
Underwinden muz Sich ouch wol ein man si- 
nes gutes swa erz siht mit rechte. daz man 
ime mit unrechte vorbeheldet uber beschei- 


dene zit.” 
Wenn mit den legten Worten diefer Stelle gefagt werden 
follte, daß dem Eigenthümer regelmäßig immer eine wahre Bin: 
dication der ihm miderrechtlich vorenthaltenen Sache zuftehe, fo 
müßten die Verfaſſer der alten Rechtsbuͤcher, infonderheit des 
Sachſenſpiegels und der Saͤchſiſchen Dijtinctionen, mit einer Ge: 
dankenloſigkeit fonder gleichen gearbeitet haben. Namentlih in ' 
dem letztgenannten Rechtöbuche ſteht dieſe Stelle in demfelben 
Gapitel, wo unmittelbar vorher gefagt ift, daß ber Eigenthuͤ— 
mer wegen einer geliehenen oder verfchten Sache nur eine For: 
derung gegen den Contmodatar oder Pfantfchuldner, gegen einen 
Dritten aber weder Forderung noch Anfang habe 27), An die: 
fer Gedankenlofigfeit nehmen jedoch Diejenigen Feinen Anftoß, 
welche den Quellen zum Trdtz der Anficht folgten, daß in dem 
Grundſatze: Hand muß en wahren, eine gänzliche Ausfchlie- 


m. mp — — — 


45) Bgl. b. Boͤhme a. a. O. IV. 13, 4. 13. 14., b. Ortloff a. a. O. 
IV. an 5.14. 15. 16, | 
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ßung der Windication für die unter biefer Regel begriffenen Faͤlle 
gar nicht enthalten ſey. Wer dagegen eine folche Ausfchließung 
der Bindication darin fand, zugleich aber von der Vorausſetzung 
auöging, daß die Formel: ſich einer Sache unterwinden‘, regel: 
mäßig technifche Bezeichnung !de3 Anfangs fey, mußte freilich 
in der mitgetheilten Stelle eine faft unauflösliche Schwierigkeit 
anerfennen; und fo find denn gar manche Verſuche gemacht 
worden, um diefelbe auf eine nicht allzu gewaltſame Weiſe zu 
heben 26), . 


Nach meiner Anfi icht ift in obiger Stelle an, nichts weniger 
als an den eigentlichen Anfang, die Vindicationsflage, zu denken. 


46) Zu einer fehr-Eünftlihen Erklärung der mitgetheilten Stelle des 
Ä Sachſenſpiegels, welcher man übrigens das Zeugniß des Scharf: 
finns gewiß nicht verfagen kanu, ſieht ſich namentlih auch Al⸗ 
brecht'a. a. O. S. 90. genöthigt. In derfelben wird zugleich Be 

— zug auf Richtſteig d. Lande. 11. genommen, wo am Schluffe ger 
fagt if; „Oick suldy weten dat somige lude seggen, dat an- 
vangh an genen dingen en geschuyt to rechte, dan an dene, 
dat oen verstalen off genomen woert, des en is doch niet, want 
een ygelick moet sich des süns wail onderweynden, wair hüt 

. suyt.” Weber diefe Stelle habe ich folgende Anſicht. Entweder 
machte. ficy zur Zeit des Nichtftelgd die objective Wedeutung des Ei» 
genthums in den Gerichten praktiſch ſchon in der Art geltend, daß 
der Anfang, die Bindication, bereitö in größerer Autdehnung ald 
früher, und namentlich auch bei nicht geftohlnem und nicht geraub» 
tem Gute geftattet wurde; der Nichtfleig würde alfo Hier eine zur 
objectiven Geltung gelangte Abweichung vom Altern Rechte bezen⸗ 
gen, und die an fich allgemeinere Zormel: fich der Sache unters 
winden, in dem fpeciellen Einne für Anfang gebrauchen, was nach 
dem Obigen in Keiner Art auffallen könnte. Oder der Verfaſſer 
des Richtſteigs fpricht hier eben nur feine individuelle Meinung aus, 
und glaubt. die Anficht, daß Anfang nur bei gefloblnem und geraub⸗ 
tem Gute Statt finde, mit Ruͤckſicht auf Sachfenfp. III. 22. bekaͤm⸗ 
pfen zu muͤſſen. Die erfle Alternative halte ich für minder wahr⸗ 
ſcheinlich, demn der Nichtfteig iſt nicht jünger als die Saͤchſ. Diſtin⸗ 
ctionen, und in dieſen finden wir noch ganz das alte, ſtrenge Recht, 
welches die. Anftellung des Anfangs auf die oben hervorgehobenen 
Faͤlle einſchraͤnkt. Indem ich mich alſo für die zweite Alternative _ 
entfcheide, glaube ich bei dem Verf. des Nichtfteigd ein Mißver⸗ 
ftändniß in Betreff der Formel: ſich einer Sache unterwinden, an 

- nehmen zu dürfen. ' 
en % 9* 
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Sch erinnere an das, was uͤber die Formel: ſich einer Sache 
unterwinden, fchon früher bemerkt wurde, und erkläre bier: 
nach die Stelle fo: Wenn-der Commodatar oder Depofitar die 
ihnen geliehene oder anvertraute Sache dem Eigenthümer über 
die befchievene Zeit vorenthalten, und dem letztern kommt dieſe 
Sache zufällig vor Augen, fo kann er fie, ohne eine Rechts: 
verlegung zu begehen, an fich nehmen. Es iſt ein ähnlicher 
Srundfag wie der, welchen das Preuß, Landrecht 1.7. $. 144. 
mit den Worten ausdrüdt: 
»Den bloßen Inhaber Fann der, in deffen Namen derfelbe 
befigt, der Gewahrfam aus eigener Macht zu allen Zeiten 
entſetzen.“ 
Findet alſo, wie Bornemann (Syſtem. Darſtellung des Pr. 
Civilr. I. 529.) zu dieſer Stelle erläuternd bemerkt, jemand eine 
Sache, die er bei einem Andern verwahrlich niedergelegt hat, 
auf deffen Tiſch, fo Fann er viefelbe ohne weiteres an fich- neh: 
“men. Habe ich einem Andern mein Pferd nur für heute gelie- 
ben und fehe ich baffelbe morgen auf der Weide des Andern, fo 
darf ich es ergreifen und in meinen Stall führen. An eine vin— 
dicatorifche Klage iſt alfo hierbei gar nicht zu denken #7), Un: 
zweifelhaft fcheint es zugleich, daß ſich die obige Stelle durch— 
- aus nur auf dad WVerhältniß des Eigenthiimerd zu demjenigen, 
dem er die Sache bis zu einem beflimmten Termine gelaffen 
‚ hatte, beziehen Fan. Nur der Commodatar, Depofitar u. f. w. 
fönnen dem Eigenthämer die Sache mit Unrecht, über befchei: 
dene Zeit, vorenthalten. Won einem Dritten, der die Sache 
erft wieder von diefen Perfonen erworben hätte, laͤßt fich dies 
gar nicht mehr fagen, denn mit ihm hat ja der Eigenthimer 
uͤber die Ruͤckgabe der Sache zu einem beftimmten Zermine nicht 
contrahirt. Wollte daher der Eigenthuͤmer die zufällig gefehene 
Sache fo an fich nehmen, nachdem fie der Commodatar einem 
Dritten veräußert hätte, fo müßte diefem Ichtern gegen den ur: 
fprünglichen Eigenthümer felbft der Anfang eingeräumt werden; 
denn eben diefer fland ja unter gewiflen Umftänden felbft dem 
Commodatar oder Depofitar gegen den Eigenthümer zu #8); na: 
47) Zu dieſer Anficht neigt auch Cropp S. 291. a. a. O. hin. 


48) Saͤchſ. Diftinet. d. Böhme IV. 13, 5. (Ortloff IV. 42, 6.) 
„Tut ein man dem andern icht sines gutis czu getrawir hat 
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mentlich dann, wenn ihnen diefer die Sache -entwendete, wäh: 
rend fein Termin für Ruͤckgäbe derfelben beftimmt worden war, 
ober wenn im Falle, daß Bin folcher Termin feftgefegt war, der 
Eigenthuͤmer vor Eintritt deffelben eine Entwendung der Sache 


pornahm. 


8, 13. Zuſammenhaug des Grundfakess Hand muß Hand 
wahren, mit dem Proceß. 


Nachdem biöher von der Bedeutung der Regel: Hand muß 
Hand wahren,- an ſich die Rede gewefen ift, drängt fich die 
praftifch wichtige Stage auf: wodurch wurde denn der urfprüng: 
liche Eigenthimer bewogen, gegen einen Dritten, welcher eine 
Sache mit oder ohne Recht aus den Händen eined Commoda⸗ 
tars, Depofitard ıu f. w. erworben hatte, weder mit Forderung 
noch mit Anfang zu Hagen, und fich eben nur an den andern 
Gontrabenten mit einer Forderung zu halten? Der Grund 
hiervon konnte doch offenbar nur die Gewißheit 
feyn, im Recdhtöftreite unterliegen zu müffen, wenn 
.er den Dritten unmittelbar in Anfpruh genommen 
hätte, Und eben dies, praktiſch das Wichtigfte von Allem, ift 
wie mir fheint bei den bisherigen Unterfuchungen über die obige 
Regel viel zu. fehr außer -Acht gelaflen worden; befonders hat 
man dabei auf dad alte an zu wenig Rüdficht 
genommen. 

Schon früher habe ich erwähnt, dag mir die Erklärung, 
welche Eihhorn von der Regel giebt, verfehlt fcheint. Die 
Anſicht deffelben hat Albrecht S. 88. a. a. D. mit folgenden 
Morten wiedergegeben: 

„sn beiden Fällen, ſowohl der unfreiwilligen als der frei⸗ 
willigen Entaͤußerung iſt eine Klage gegen den Dritten verſtat⸗ 
tet, nur mit dem Unterfchiede, daß dort der Dritte felbft feinen 
Bordermann (Geweren) auffuchen und vor Gericht ftellen muß, 
gegen ben fich alddann der Proceß wendet, vwoidrigenfalls jener 

ezu behalden — entwendit her (der Eigenthümer) im das, adir 

wirt is im entwent von sime gesinde adir von ymanden andirs 
an sinen willin. do.mag sich der wol czu czihen mit rechte 
dem is entwant is.” 
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die Sache dem Bindicanten mit Buße und Wette herausgeben 
muß; bier dagegen mußte der Kläger, freilich nur wenn er 
aufrihtig genug war, zu geftden, er habe die Sache 
ehemals freiwillig einem Andern überlaffen, dieſen, 
der dann der unmittelbare oder mittelbare Vordermann des jebi: 
. gen Befiberd war, ſelbſt auffuchen und gegen’ ihn fein Eigen- 

thum erſtreiten, was jedoch, wie im erſten Falle, die Heraus: 
gabe der Sache von Seiten des Dritten zur Kolge hatte, jedoch 
ohne Buße und Wette, zu der hier nur der erſte Empfaͤnger 
verurtheilt werden konnte.“ 

Durch die in dieſer Stelle hervorgehobenen Worte iſt Eich⸗ 
horn D. Privatr. 8. 171. Note 66. zu folgender Entgegnung 
veranlaßt worden: 

„Es iſt ein ſeliſamer Einwurf, den Albrecht gegen meine 
Anſicht macht, wenn er bemerkt, nach dieſer habe der Klaͤger, 
freilich nur wenn er aufrichtig genug geweſen, zu geſtehen, 
daß er die Sache ehemals einem Andern freiwillig uͤberlaſſen habe, 
das Eigenthum gegen dieſen zu erſtreiten gehabt. — Dieſe Auf- 
richtigkeit war eine nothwendige Folge der Art des Beweiſes, 
den der Klaͤger zu fuͤhren hatte, wenn der Beklagte keinen Ge— 
weren fand. Denn da dieſer in einer eidlichen Beſtaͤrkung der 
Klage beſtand, und die Klage nur entweder darauf gerichtet 
werden konnte, die Sache ſey geraubt, geſtohlen oder verloren, 
oder Darauf, der Klaͤger habe fie einem Dritten anvertraut, und 
dieſer allein koͤnne folglich der Gewere des Beſitzers feyn, fo 
mußte der Kläger nothwendig Eind oder’ dad Andere -fpeciell bes 
haupten. Eben daß der Kläger dies thun müffe, drüdt die Ne: 
gel: Hand muß Hand wahren, aus.” 

Sch finde den Einwand von Albrecht allerdings ebenfalls 
ungegrüundet. Aber auch die Neplit von Eichhorn feheint mir 
die Sache in eine fehiefe Stellung zu bringen. Der genannte 
Gelehrte geht namlich von der Worausfeßung aus, daß der Ei: 
genthuͤmer, der feine einem Andern geliehene Sache bei einem 
Dritten fah, und eben diefen wegen berfelben in Anfpruch nahm, 
in dem Bale, wo fich der Dritte auf feinen Gewaͤhrsmann, den 
Commodatar bezog, nun mit diefem letztern den Proceß über 
viefelbe Sache weiter zu führen, fte dieſem abzugewinnen gehabt 
habe. »Die Regel felbft, lautet der Schluß des angeführten $., 
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wenn ſie richtig verſtanden wird, kann man ſowohl auf den 
Vindicanten, als auf den erſten Empfaͤnger beziehen, da ſie 
nichts weiter ausdruͤckt, als daß die Sache immer dieſem ab— 
gewonnen werden muͤſſe.“ Hieraus würde alſo folgen, daß eine 
in die Gewere eined Andern ohne Eigenthumsübertragung bin- 
gegebene bewegliche Sache, welche von dem Empfänger in irgend 
einer Art veräußert wurde, für den Eigenthuͤmer noch gar nicht 
verloren geweſen fey. Eben dies halte ich aber nach dem Obi: 
gen für ganz unrichtig, und glaube vielmehr Folgendes anneh— 
men zu mülffen. 

Man denke fich den Eigenthümer einem Dritten gegenüber, 
bei dem er die einem Andern freiwillig bingegebene Sache findet, 
Die Quellen fagen: der Eigenthümer mag weder Forderung noch 
Anfang darauf haben. Welche von beiden Klagen er auch gegen 
den Dritten anſtelle, der — kann immer nur unguͤnſtig fuͤr 
ihn ausfallen. 


1. Der urſpruͤngliche Gigenthümer klagt gegen den Dritten 
mit Sorderung. Hier find dann verfchiedene Falle denkbar. 

. a. Der Berklagte beruft fih auf feinen Gewährdmann 
(fordro, auctor), den Commobatar; biefer erfcheint und giebt 
an, daß er dem Berklagten die Sache verkauft oder in irgend 
einer Art veräußert habe; er bekennt fich alfo zum Gewährs: 
mann des Verklagten, indem hier die Beflimmung von Art. 4. 
B. III. des Sadjfenfp. zur Anwendung kommt: 

„Swer so koufunge bekennet. die sal durch recht ge- 
were wesen des her verkouft hat. wente her en ist 
dieb oder diebes genoz die der koufunge bekennet. und ' 
der gewere versachet. her en habe si uz gescheiden 
mit gezuge da her si vorkoufte.” 
Die Folge davon ift, daß der Kläger mit feiner Forderung ab: 
gewiefen. wird. Denn e8 ift nun einer von den Fällen vorhans 
den, wo dem Kläger fein Zeugniß gebrochen wird. Hieruͤber iſt 
Haupiſtelle Art. 15. B. J. Sachſenſp.: 
„Swer deme andern sin varnde gut lihet oder sazt oder 
zu behaldene tut. umbe bescheid oder ane bescheid. 
wil ez im jener darnach versachen. oder sin erbe nach 
sime tode. dirre (der Verleiher, Verſetzer, Niederleger) ist 
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nar zu behaldene selbe dritte den jener alleine davor 
zu swerende. Mag aber jener der ez in geweren hat. 
sin varnde gut dar an gezugen. oder sin erbe gut. 
oder hat erz geweren zu rechte. her bricht ime 
sinen gezug. ime en werde an SBime geweren bruch.” 


Die hervorgehobenen Worte finden volle Anwendung auf den 
obigen Fall. Der Berklagte hat hier einen Geweren zu Recht, 
durch welchen er beweifet, daß ihm die Sache niht vom Klä- 
ger felbft unter der Bedingung der Nüdgabe gegeben worden 
. Sy. Died genügt; daher muß der Kläger unterliegen und es 
fann ihm nur überlaffen bleiben; eine Entſchaͤdigungsklage gegen 
ben Commodatar u. f. w. anzuftelen. Denn 
»„ Waz man einem manne liet adder vorseczt, daz sal 
her unvorterbet weddergeben, adder sal is gelden 
noch sinen wordden.” Saͤchſ. Dift. b. Ortloff IV. 
42,19. — Böhme IV. 13, 15. 
Uebrigens ift der Vollſſtaͤndigkeit wegen noch hervorzuheben, daß 
die Worte in I. 15. Sachſenſp. „her (der Verklagte) bricht 
ime (dem Klaͤger) sinen gezug” keinesweges fo zu verftehen 
find, daß zuerſt der Kläger den Beweis über die von ihm be- 
bauptete' Hingabe der Sache zu führen habe, und daß nun der 
von dem Kläger geführte Beweis von dem Berklagten durch ei: 
nen Gegenbeweis der angeführten Art gebrochen werden Fönne. 
Bielmehr iſt das Verhältniß diefes, daß allemal zuerft dem Ber: 
klagten, je nachdem feine Einrede lautet, entweder der Beweis, 
daß die Sache fein eigen oder. fein Erbgut fey, oder die Her: 
. beifhaffung feines Geweren frei gelaffen wird. Fuͤhrt nun der 
Berflagte jenen Beweis, oder wird er gewert, fo wie es recht 
iſt, fo ſteht jet dem Kläger gar Fein Beweis über feine Be: 
bauptung mehr zu, und dies allein ift der Sinn der Worte, 
daß der Verklagte in ber — Weiſe dem Kläger sinen 
gezug breche. 


b., Der Verklagte beruft ſich auf einen Gewaͤhrsmann, 
von dem er bie Sache erworben zu haben behauptet, aber «3 
wird ihm Bruch an feinem Geweren; oder ber Verflagte ver: 
mag fich. über eine rechtmäßige Erwerbung der Sache gar nicht 
auszuweiſen, wie dies 3. B. dann der Fall feyn mußte, wenn 
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er ſelbſt die Sache dem Commodatar geſtohlen hatte. Aber ſelbſt 
in dieſen Faͤllen mußte der Klaͤger mit ſeiner Forderung unter⸗ 
liegen, weil er ohne Meineid den Beweis nicht zu fuͤhren ver⸗ 
mochte, welcher noͤthig war, um mit bet Forderung durchzu⸗ 
dringen. Allerdings war bier Feiner von den Fällen vorhanden, _ 
wo, wie der angeführte Art. 15. fagt, dur einen vom Ver⸗ 
klagten geführten Beweis dem Kläger fein Zeugniß gebrochen 
wurde. - Der_ Kläger war alfo hier näher, fein Gut felbdritte zu 
behalten, als der Verklagte, allein dafür zu ſchwoͤren. Aber der 
Eid des Klägers Eonnte ja nur darauf gerichtet fern, Daß er 
dem Berklagten die Sache geliehen, verfeßt oder bei ihm nieder: 
gelegt habe, und diefen Eid mußte er felbdritte d. h. mit zwei 
Eideshelfern ſchwoͤren. Eben biefen Eid aber konnte er ohne 
Meineid nicht ablegen, weil der Verklagte die Sache in der 
That nicht aus der Hand des Klägerd erworben hatte, und fo: 
mit war alfo auch hier das Unterliegen des Tegtern gewiß. Es 
darf mithin bei den Worten, der Kläger fey näher die Sache 
felbdritte zu behalten, als der Verklagte, Allein dafür zu ſchwoͤ⸗ 
ren, feineöweges etwa nur an einen Eid bed Klaͤgers baxüber, 
daß die von ihm geforderte Sache ihm wirklich gehöre, gedacht 
werden; fondern der Eid ded Klägerd muß unmittelbar auf die 
Thatfache „gerichtet feyn, daß er dem Verklagten die Sache in 
irgend einer Art unter ber Bedingung der Rüdgabe felbit gege: 
ben habe. Dies ficht man am deutlichften aus dem Beweiſe, 
welcher dem Werklagten über feine möglicher Weiſe verfchiedenen 
Einreden frei gelaffen iſt; denn fie alle gehen Doch zuleßt eben 
nur darauf, daß er (Verkl.) die Sache nicht aus der Hand des 
Klägerd unter der Bedingung der Rüdgabe erhalten habe. 

Die oben erwähnte Formel: es wird einem Bruch an fei- 
nem Geweren, fcheint ganz allgemein den Sinn zu haben: "er 
vermag den Gemweren nicht zu ftellen, gleichviel, worin ber 
Grund davon liegen mochte. Bielleiht, daß er denfelben wirk⸗ 
Vieh nicht mehr auffand. Aber felbft wenn der Verklagte denjeni⸗ 
gen fand, von dem er eine Sache erworben hatte, fcheint das 
Gewinnen defjelben zum Geweren, aljo zum Vertreter im Pro: 
ceffe noch immer zweifelhaft geweien zu feyn. Zwar wenn der 
letztere einraͤumte, die Sache dem jebigen Verklagten verkauft 
oder in irgend einer Art veräußert zu haben, fo mußte er dann 
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auch nach Sachſenſp. II. 4. 8. 2. der Gewere deſſelben feyn. 

Läugnete dies dagegen der angebliche auctor, fo Eonnte ihn der 

_ jest. um die Sache Verklagte mit außergerichtlichen Zeugen, wel: 

he die Veräußerung gefehen haben wollten, zum Gemweren nicht 

gewinnen, fondern_jener entging dieſem mit feiner Unſchuld, d. h. 

wohl, der angebliche auctor konnte ſich durch einen Eid, daß der 

Verklagte die Sache von ihm nicht erworben habe, von der Ver⸗ 

pflichtung, ſein Gewere zu ſeyn, frei machen. So glaube ich 

naͤmlich Sachſenſp. III. 4. 8. 1. verſtehen zu muͤſſen. 
„Swer so wider eischet daz her vergebn oder verkouft 
hat an varnder habe. und versachet her des koufes. 
oder der gift. jener der sie under ime hat. muz sie 

- selbe dritte wol behalten der die daz sahen. Mit sus. 
getaneme zuge en mac aber ein man den an- 
dern zu geweren nicht gewinnen: ab ein ander 
man daz gut. under ime anevanget. wenne 
her entget ime mit siner unschult.” 

Diefe lebte Beſtimmung ift wohl ohne Zweifel nur eine An: 

wendung: ded Allgemeinen Grundſatzes, welcher unter denen ge: 

nannt wird, die die Sachfen wider Karls Willen beibehalten‘ 
haben ſollten: | 
Sadjfenfp. I. 18. ... „swaz der man vor gerichte nicht 
en tut. wi wizzentlich ez sie. daz her des mit siner 
unschult entget. und man ez in nicht verzugen mac.” 

Vgl. L. 7. 

Hieraus folgt dann zugleich, daß jemand den andern auch mit 

| mehr als zwei außergerichtlichen Zeugen nicht zum Geweren ge: 

winnen, d. h. ihn das behauptete Geſchaͤft wirklich. abgefchlof: - 
fen zu haben nicht überführen Eonnte. Denn offenbar iſt unter 
dem fo gethanen Zeugniß grade dad außergerichtliche zu ver⸗ 
fieben. War das Rechtögefchäft dagegen gerichtlich abgefchloffen,; 

fo galt der Grundſatz 1. 7.: 

_ „Swaz her (ber Mann) vor gerichte tut. des verzuget 
in der sache walde (d. h. alfo bier derjenige, der den an: 
bern zum Geweren gewinnen will) mit.zwen mannen und 
der richter sal der dritte sin.” 

2. Stellte der urfprüngliche Eigenthümer der Sache gegen’ 
den Dritten nicht Forderung, fondern Anfang an, fo mußte es 
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ihm nicht nur nicht beſſer ſondern noch ſchlimmer gehen. Hier 
ſind nun’ ganz die obigen Falle zu unterſcheiden: 

a. Der Berklagte bezieht fich auf feinen Gewaͤhrsmann, 
von dem er die Sache gekauft oder. erhalten habe; wobei er zu 
fchwören hat, daß er rechten Zug nehme und der Kläger ihm 
14 Nächte überall hin, ausgenommen über fchiffreiche Gewaͤſſer, 
folgen muß 29); und hierauf wird der Verflagte von dem gefun= 
denen auctor hinfichtlich der Sache gewert als recht is. Die: 
fer Gewährsmann muß entweder der Commodatar felbft oder ein 
Befignachfolger diefed Tegteren feyn, und eben derfelbe räumt alfo 
ein, daß er dem Verklagten die Sache verfauft oder irgend wie 
veräußert habe. Jetzt muß der gewere antwurten in siner 
(ded Verklagten) stat vor ez gut, und hier muß ed nun noth: 
wendig zur Sprache kommen, daß die Sache von tem Eigen: 
thümer felbft ausgeliehen, verfegt oder niedergelegt worden war. 
Dies hatte die Folge, daß der frühere Eigenthuͤmer nicht blos 
mit feiner Bindicationsflage gegen den Verklagten abgewieſen 
wurde, fondern wegen unbegründeter Anftelung des Anfangs. 
auch noch Buße an den Verklagten und Wette an den Richter 
bezahlen mußte. Keinesweges Fonnte alfo der Eigenthümer die 
Sache jest dem Commodatar abgewinnen; vielmehr behielt der 
Verklagte die Sache, und der frühere Eigenthümer Fonnte nur 
den Commodatar wegen Entfchädigung in Anfpruch nehmen. 
Daß dies die einzig richtige Auffaffung des Sachverhältniffes ift, 
geht aus allen fpäteren Rechtsquellen, namentlich aus dem grade 
bier fo wichtigen Cübifchen Rechte III. 2, 1. 2. hervor. Im ber 
zweiten fchon oben angeführten Stelle wird zuerft dem Eigen: 
thuͤmer Vorſicht in der Wahl deſſen, dem er das Seine leihet 
oder vertrauet, anempfohlen. „Dann, heißt es weiter, würde ed. 
fi) zutragen, Daß derjenige, dem es gelehnet oder vertramet, baf: 
felbe verkaufte, verfeßte oder fonften alienirte, will dann ber 
Ausleiher das Gut wieder haben von dem, welchem bad auöge: 
lehnet Gut per contractum gebradht, ‚fo muß er eö felbften loͤ⸗ 
fen; fonften bleibet, der es gekauft oder an ſich ge: 
bracht, näher dabei bein berjienige, welder das Gut 


49) Vergl. das Ediet von-Otto I. u. Otto II. a. 967. cap. 7. bei 
Pertz Monum. Germ. Leg. T. U. p. 33. 
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ausgelehnet. Dann do jemand feinen Glauben gelaſſen, da 
muß er ihn widerrumb fuchen.” " Wie, läßt fih fragen, follte 
nur aus dem von Eihhorn für die Ältere Zeit behaupteten 
Grundfage, wonach der Eigenthuͤmer die Sache ftetd dem erften _ 
Empfänger abzugewinnen gehabt hätte, dieſes fpätere Recht ent: - 
ftanden feyn? Sedermann weiß, daß in ber hiſtoriſchen Ent: 
wickelung des deutfchen Eigenthums die objective Bedeutung def: 
felben im Laufe der Zeit zu= aber nicht abgenommen hat. Wäre 
die Anfiht von Eichhorn richtig, fo hätte grade dad Umge: 
kehrte Statt gefunden. In älteren Zeiten hätte der Eigenthuͤmer 
ſtets eine Vindicationsklage gehabt, aber bei einer vorausgegan: , 
genen freiwilligen Hingebung der Sache ohne Eigenthumsüber: - 
tragung dadurch modificirt, daß die Sache hier dem erften Em: 
pfänger abgewonnen werden mußte. Später hätte der Eigen: 
thümer dieſe Vindicationsklage gegen den erften Empfänger ganz 
verloren; die Stelle des Lübifchen Rechts fchließt diefelbe unbe: 
bingt aus; dagegen fland ihm nur gegen den dritten Befißer der 
Sache, welcher diefelbe durch Vertrag an fich gebracht, ein Recht 
die Sache einzulöfen zu, während er fic unentgeltlich von den: 
felben zu vindiciren auch jest nicht vermochte. Da läßt ſich in 
der That ein Zufammenhang zwifchen älterem und neuerem Recht, 
eine organifche Fortbildung des erfteren zum letzteren nicht mehr 
entdecken. Ganz anderd nach der oben entwidelten Anficht:- 

Aelteres Recht. Kal: der Eigenthümer verleiht feine 
Sache; der Commodatar verkauft fie an einen Dritten. — Die 
Sache ift für den Eigenthümer verloren; derfelbe hat blos einen 
Entfhädigungdanfpruch gegen den Commodatar. 

Spätereds Recht. Derfelbe Fall. — Die Sache iſt nicht 
mehr unbedingt fuͤr den Eigenthuͤmer verloren. Er kann ſie von 
dem Dritten einloͤſen, und hat einen Entſchaͤdigungsanſpruch ge: 
gen den Commobdatar. 

Hier läßt fich ein Fortfchreiten zu: einer objectiveren Auffaf- 
fung des Eigenthums erkennen, wiewohl diefelbe von der des rd: 
mifchen Rechts noch immer weit entfernt iſt. 

b. Der andere Fall ift auch bier, wenn dem mit Anfang 
beklagten jebigen Beliger der Sache Bruch an feinem Geweren 
wird, oder wenn berfelbe einen rechtmäßigen Erwerbungsgrund 
der Sache gar nicht anzugeben vermag. Uber felbft hier mußte 
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der mit Anfang Elagende frühere. Eigenthümer der Sache abge: 
wieſen werden; denn auch hier vermochte er den Beweis nicht zu 
führen, welcher nöthig war, um mit einem Anfange durchzu— 
dringen. Um dieß zu fünnen, mußte er nämlich felbdritte, d. h. 
mit zwei Eideöhelfern, fehwören, daß ihm die Sache geftohlen 
oder geraubt, überhaupt wider feinen Willen aus feinen Gewe- 
en gefommen fey, daß fie fein geweſen und ed noch fey 5). 





50) @achfenfp. II. 36. $. 7. „Selbe dirte sal he sich darzu zihen 
der ez geanevanget hat. ab jenem bruch wirt an deme 
geweren.” Saͤchſ. Diſtinct. b. Ortloff IV. 42, 25. (Böhme 
IV. 13, 21.) „Wer eyu phert wel anefangen, daz ome gestoln 
adder obegeroubet ist, der sich mit gerichte unde gerechtickeyt 
dorczu czin wel, her sal mit sime rechten fusse deme pherde 
treten uff sinen lincken fusz vorne uff sinen huf, unde sal mid 
der lincken hand deme pherde griffe in sin lincke or, unde sal 
begern der heyligen unde des stelers, unde sal czu dene heyligen 
deme pherde uff deme houbte swern, daz daz phert sin were, 
do is ome obegestoln adder obegeroubet wart, unde noch sin ey, 
also om god helffe unde alle heyligen. Czut sich denne jener 
an sine gewer, daz mus disse vorfulgen bis au dy wilden sehe 
adder dorobir.” Bol. Saͤchſ. Dift. Ortloff IV. 42, 3. Boͤh⸗ 
me IV. 13, 2. Uebrigens fcheint in den Saͤchſ. Dif. der regelmä- 

.Bige Gang des Älteren Anfangsproceffes ſchon verdunkelt zu feyn, 
indem Die Sache fo dargeftellt wird, Daß der Proceß mit dem von 
dem Kläger zu fehwörenden Eide darüber, daß ihm die Sache ge- 
ftohlen oder abgeraubt fey, begann, und nun erſt dem Verklagten 
frei ftand, fich zu vertheidigen, namentlich fich auf feinen Geweren 
zu ziehen. Andere gleichzeitige Quellen Tennen den Anfang gleich⸗ 
falls in dieſer Form. Bol. 3.8. das Privllegium der Deutfchen in 
Prag a. 1273. 8. 23. (bei Tzſchoppe und Stenzel a. a. D. ©. 
387.), Magdeb. R. v. 1304. (an Görlig gefandt) $.47. Der Sach⸗ 
fenfp. II. 36. erfcheint auch hier wieder durchaus confequent, in ſich 
genau zufammenhängend; zugleich ift die Aehnlichkeit des Anfangs» 
procefjed mit dem Berfahren beim gerichtlichen Zweikampfe I. 63. 
bemerkenswerth. Die Hauptacte jenes Procefjes find 1. Anfaffung 
der Sache mit Erlauhniß des Nichters, ohne Eid des Klägers. 
2. Einreden des Verklagten, durch deren Beweis er nach Umftän- 
den den Kläger ganz zurüdzuweifen vermag; wenn er 3. B. dar 
thut, daß er das in Anſpruch genommene Pferd oder Vieh in fei- 

nem Stalle aufgezogen habe. 3. Beweis des Klägerd, wenn ent 
weder durch die Eintede des Verklagten an fi, ein rechtmäßiger 
Erwerb der Sache nicht nachgewiefen wird, 3. B. wenn fich derfelbe 
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Indem er dies ohne Meineid nicht konnte, mußte er unterliegen, 


und wahrfcheinlich auch in diefem Balle Buße und Wette zabs 
len. Denn der Sachfenfpiegel II. 36. fagt ganz allgemein, daß 


der Anfanger einer Sache, fobald er diefelbe verliere, d. h. in- 
. dem NRechtöftreite nicht durchdringe, diefelbe mit Buße und Wette 


laſſen muͤſſe. Aus diefer Auffaffung bes Verhaͤltniſſes erklärt 
fih allein, wie der Anfang des Eigenthümers felbft gegen einen 
Dieb oder Räuber, welder die Sache dem Commodatar geftoh: 
(en ober geraubt hatte, für dem erfleren unguͤnſtig ausfallen 
mußte. Denn daß dies der Fall war, geht ja aus den Haupt: 


fielen über die Regel: Hand muß Sand wahren (vgl. oben 


8: 11.) deutlich hervor, indem dem Eigenthuͤmer felbft dann, 
wenn dem Commodatar die Sache geſtohlen oder geraubt wor: 
den war, doch immer nur eine Forderung gegen diefen zugeflan: 
ben wurde. Hierbei drängt ſich jedoch noch folgende Frage auf. 


Der Sachſenſp. IL 36. $. 5. fagt: 


„Wirt aber ime bruch an deme geweren (nämlid dem 


mit Anfang: verflagten Befiker ver Sache) her muz duz 


gut mit buze uud gewette lazen. und zihet man in rou- 

bes oder dube daran. des muz her sich entschuldigen 

nah rechte.” 
Dabei laßt fich fragen: in welchem Momente der gerichtlichen 
Berhandlungen der Befiger genöthigt werben konnte, ſich durch 
einen Eid von einem ihm fehuld gegebenen Diebftahle oder Rau: 
be rein zu waſchen? Daß’ dem Befiger Bruch an feinem’ Ge: 
weren wird, das allein bat, wie wir gefehen, noch nicht den 
Verluſt des Proceffes für ihn zur Folge: denn nun muß ja der 
Bindicant erft felbbritte fchwören, daß ihm die Sache geflohlen 


oder geraubt worden oder fonft wider Willen abhanden gekom⸗— 
men fey. Wie nun, wenn dem Befiger Bruch an feinem Ge: 


"darauf beruft, daß er die Sache auf dem gemeinen Markte gekauft 

babe, oder wenn dem Verklagten Bruch an feinem Geweren wird. 
Niemals. alfo ‚Tann ein Kläger im Anfangöproceffe den Sieg davon 
tragen, der fig nicht durch einen Eid zu der Sache zieht, felbdritte 
vollfommener Leute an ihrem Rechte, die das willen, daß ihm dies 
ſelbe dieblich oder vaublic oder font wie wider Willen abhanden 
gekommen fey. — Bgl. noch über die ältefte Bindication beweglicher 
Sachen Rogge Serichtöwefen der Germanen : ©. 226 fg. 
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iweren wird, und wenn ber Vindicant auch jenen Eid nicht zu 
fhwören vermag? Kann in diefem Falle der Vindicant den Be: 
figer ded Diebftahld oder de Raubes zeihen und ihn zum Rei: 
nigungseide nöthigen? Dies glaube ich nach urfprünglicher 
Rechtsanſicht verneinen zu muͤſſen. Erſt muß immer die That: 
fache feftftehen, daß die Sache den mit Anfang Klagenden ge: 
ftohlen ober geraubt worden ſey, und dies iſt nicht eher der Fall, 
als wenn er es felbbritte befchworen har. (Vgl. dad Privilegium 
v. Leobſchutz a. 1270 8. 42, bei Izſchoppe u. Stenzel Ute: 
fundenfammlung ©. 379.) Nun erft kann die neue Frage ent: 
fteben, wer ber Dieb oder Räuber gewefen fey, und nun erft ift 
der Verklagte verpflichtet, wegen einer deshalb gegen ihn erhobe: 
nen Beſchuldigung einen Reinigungseid zu ſchwoͤren. Hieraus 
folgt alſo, daß ein Dieb, der die Sache dem Commodatar geſtoh⸗ 
len hatte, und nun von dem Eigenthuͤmer mit Anfang belangt 
wurde, wenn dieſer mit ſeinen Eideshelfern nicht etwa einen fal⸗ 
ſchen Eid ſchwor, gar nicht in den Fall kommen konnte, ſich we: 
gen eines ihm ſchuld gegebenen Diebſtahls mit Eid reinigen zu - 
müffen. Bielmehr Eonnte die Verpflichtung hierzu für ihn im: 
mer nur dann eintreten, wenn der Commodatar mit Anfang ge: 
gen ihn klagte, wenn er nun wie natürlich keinen Geweren fand, | 
und der Commodatar felbpritte fhwor, daß ihm die Sache ges 
ftohlen worden fey. 


(Die Zortfegung folgt) 


Ber haftet für die Mbfindungen der Gefchiwifter, 
Die der den Hof übergebende Bauer zu berichtigen 
übernahm? Wann Fönnen fie eingeflagt 
werden? 


Bon 
3. Schulz dem Dritten, 


Oberappellations ». und Landesgerichtöproeurator zu Wolfenbüttel. 


$. 1. 


Penn der Bauer den Hof fammt Zubehöre einem feiner Kin; 
der übergiebt und ſich auf die Leibzucht zuruͤckzieht, ſo heißt es 
in Hinfiht auf Abfindungen in den Verlaffungdverträgen nicht 
- felten, entweder: daß der Zurüdtretende die Abfindungen (ohne 
deren Betrag zu beflimmen) an die Gefchwifter des Hofserben zu 
berichtigen felbft übernehmen wolle, oder ed wird die Abfin⸗ 
dungsſumme wörtlich) ausgebrüudt und dem Annehmer zur Bes 
dingung gemacht, daß er den beflimmten Betrag in die Hände 
des Abtretenden zahlen folle. 


Das Erfte gefchieht gewöhnlich, wenn der Vater noch eig: 
ned Vermögen befi ist, wovon er die übrigen Kinder zu. befriebi- 
gen gebenft, oder wenn die Uebergabe des Hofes (fey ed wegen 
Schulden oder Schwäche des Worbefigerö) Dringend wird und 
‘der Annehmer ein Mehrered ald Schulden und Leibzucht betra⸗ 
gen nicht übernehmen zu koͤnnen glaubt; das Zweite aber, 
wenn die Abzufindenden in den Sahren noch zuruͤck find und die 
- Eltern inzwifchen die Binfen der Abfindungstapitale, oder wohl 
gar diefe felbft, zu benugen denken. 
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8. 2, 


Sehr oft ereignet es fich alsdann, daß die Gelder in den 
Händen des Vorbefigerd verloren gehen und berfelbe überhaupt 
nicht foviel nachläßt, daß die Abfindlinge ganz oder theilmweife 
ihr Erbtheil erhalten können. Alsdann entfleht die Frage: wer 
für die Abfindungen verhaftet fei? oder mit anderen 
Worten: ob, die Abfindlinge diefe Berlufte tragen 
müffen, oder ob ihnen ein Klagredht gegen ben An: 
nehmer des Hofs zuftehe und wann? 


Bei den Schriftitelleen haben wir biefe Fragen nicht berührt: 


gefunden und die Gerichte ſchwanken unferd Wiffend noch in ber 
Entfcheidung. Wir wollen verfuchen, die Sache etwas näher zu 
beleuchten, und glauben, da3 Ergebniß muͤſſe ſich dahin vorlegen, 
daß der Hof es fei, welcher den Abfindlingen in ſolchen Faͤl⸗ 
len verhaftet bleibe, daß ihnen alfo gegen den Annehmer 
deffelbem ein Klagrecht zuſtehe. 


£ §. 3. 

Zupörderfi muß bier, wenn auch nur in abgefürzter Ge 
ſtalt, der Standpunkt unterfucht werden, worauf fi die Erb: 
anfprüche der Abfindlinge nad) Bauernrechte eigentlich befinden. 

Runde !) fagt von einer folhen Gutsabtretung: 

Mer aus dem Stande eines activen Staatöblirgerd heraus: 
tritt, fein Gut, deffen Eultur ihm jenen Stand erwarb, ei: 
nem Anden übergiebt und ſich von dieſem Nachfolger zu 


Tode füttern läßt, der ift in gewiſſem Verſtande als bürger: 


Vi) tobt anzufehen. Der Staat hat ihn verloren, er erwar: 
tet nicht3 mehr von dem Pflegbedürftigen, welcher durch fein 
Burüdtreten den Sal der Vermögenspverlaffung of: 
fenbar erfrühet, der fonft erfl mit feinem Tode eingetre= 
ten fein wuͤrde. 


Schon vor Runde waren mehrere ältere Rechtslehrer 2) der 


Anfiht, daß eine folche vertragsmäßige Uebergabe die Stelle 


1) Rechtölchre von der Leibzucht oder dem Altentheile S. 293. 
2) Pufendorf obs. jur. T. III. obs. 23. &2. 3. 8. Runde deut- 
fdyes Priv. R. $.521. Hugo jur. Encyklop. 8. 83. (2te Audg.) 
und mehrere Andere, die Runde ©. 292. in der Note anführt. 
German. Zeitſchrift. 4680. 38 Heft. 
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.. einer wahren Erbfolge vertrete, und in der That bewegt ſich das 

Geſchaͤft, fowol was feine Eigenthumlichkeiten ald Folgen be: 
trifft, in diefem Mechtöbegriffe immer am ſicherſten. Wir Eön- 
nen daher kaum veranlaßt werden, uns nad anderen Formen 
oder Ziteln umzufehen; “obgleich wol nicht zu leugnen ift, daß 
der Handel auch auf andere Weife, 3. B. ald elterliche Theilung 
unter Kinder, ald Schenkung, Tauſch, Kauf u. f. w., eingeklei⸗ 
det werden fünne und hin und wieder auch wohl örtlich einge: 
kleidet werde 2). Der größte Theil der neueren Schriftiteller ?) 
blieb daher auch der obigen Theorie getreu. 


‘4. 

Nehmen wir nun aber aud, bie bauerifche Gutsuͤbergabe in 
dem obigen Sinne, fo bleiben doch immer zwei in der Anwen: - 
dung nicht unwichtige Fragen zu löfen: 

1) Mit wen ift denn eigentlih der Vertrag errichtet? Iſt 
dies mit einem oder mit allen Erben gefchehen? und 
2) wenn das erſte nicht gefchehen iſt, welches Geſchaͤft mit 

den uͤbrigen Colonatserben liegt hier vor? 


Auch dieſe Fragen haben wir wenig eroͤrtert gefunden, obwol 
ſie in ihren Folgen allerdings von Wichtigkeit ſind. 


8.6. 
Zu Nr. 1. Bei den Schriftſtellern findet ſich, wie geſagt, 
das Geſchaͤft faſt durchgaͤngig unter die Rubrik eines Erbver⸗ 
trags geſtellt. Jedoch ſchon dahin, Daß der Vertrag nur zwi: 


S 


3) Pudta, über die rechtliche Natur der bäuerlichen Gutsabtretung 
$74. ©. 22. (Gießen 1837), nimmt im Allgemeinen einen Kauf 
an. Auch im Herzogthum Braunſchweig, namentlich im Blans 
kenburgſchen, wird diefe Form meiftens beobachtet, dennoch aber 
das Gefhäft von den Gerichten nach dee Theorie einer erfrüheten 
Erbfolge behandelt. Vergl. des Verfs. Inteftaterbrecht bäuerifcher 
Ehegatten ©. 148. 

4 Mittermaier deutfch. Priv. Recht $. 198. (3. Ausg.). Pfeifr 
fer prakt. Ausführ. B. a. ©. 120. Hagemann Landw. Recht 
8.56. Eichhorn deutfh. Pr. R. $. 363. (365.) 





Ueber Abfindungen u. ſ. w. bei Bauerhöfen. 147 


fchen dem Erblaſſe und dem eigentlichen Anerben zu 
Stande fomme. R 
Runde?) fagt: 
Die Anticipation der Erbfolge kann freiwillig gefchehen durch 
einen Vertrag zwifchen dem Colonus und deffen Nadfol: 
ger (alfo mit Einem), oder fie kann wider Willen des er: 
fteren vom Gutäherrn auf dem Wege Rechtens erzwungen wer: 
den. Daß jener Vertrag (pactum successionis anticipatae) 
in die Klaffe der Erbverträge gehört, ergiebt fi aus dem 
Vorigen von ſelbſt. 


Eichhorn 8) macht einen Unterſchied in den Worten: 
Seinem Urſprunge nach iſt das Geſchaͤft ein deutſcher Erb: 
vertrag in der alten Form, mit Aufnahme des Erben in 
das Geſammteigenthum, weßhalb auch die uͤbernommene Ver: 
pflichtung ſtets als eine Reallaſt auf dem Gute haftet. Heut: 
zutage pflegt fie unter dem Geſichtspunkte einer anticipirten 
Erbfolge betrachtet zu werden; 

Diefer Unterſchied zwifchen alter und neuer Erbfolge kann wol 

nur darin liegen, daß früher die Erbfchaft oder der Gegen: 

ftand erft nach dem Tode überging, jezt aber ſchon bei leben⸗ 

digem Leibe. | | 

Pfeiffer fiimmt gleihfald in den Worten bei: 

Vertrag ift daher der allgemeine Nechtätitel des vorliegen: 
ben Gefchäfts, und weil deffen Zweck auf die Anordnung ei: 
ner Erbfolge gerichtet ift, fo ſtellt fich folcher als Erbvertrag 
dar ?). 

Er fezt nachfolgend mit Eihhorn hinzu: 
Ein völlige Einverftändniß aber herrſcht darüber, daß die 
Abtretung von Bauergütern an den Erben bei Lebzeiten 
des Beſitzers heutzutage unter dem Gefichtöpunfte einer anti: 
cipirten Erbfolge betrachtet zu werden pflege. 


einen ‘ 





3) a. 0.8. 8.6. ©. 302. 

6) a. a. O. 8. 663. der 1iſten Iımd S. 365. der folgenden Ausg. 

7) BDerfelben Anficht find auch Mauerbreder Lehrbuch des gem. 
deutſchen Rechts Th. 2. 8. 679. Note 9. und gemwiffermaßen auch 
Phillips Grundf. des gem. deutfch. Pr. N. B. 1. 8. 24. .©. 305 
u. f. und $. 25. 

10* 
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Die obigen Schriftfteller, die wir darum wörtlich aushoben, 
haben alfo nur zwei Gontrahenten vor Augen, den Erblaffer, 
welcher die Colonatserbſchaft eröffnet und den Anerben, bem fie 
überfommt. Steht diefer allein, fo hat die Sache dahin fein 
Bedenken, daß die Rechte beider Xheile nur aus dem Vertrage 
abgeleitet und darnach beurtheilt werden koͤnnen. Da dies aber 
gewönlich nicht der Sal ift, da fich meiftentheild andere Er: 
ben finden, und zwar ſolche, die dem Anerben in erbrechtlicher 
Beziehung gleichſtehen 8), haufig aber nicht einmal zugezogen 
werden, fo fragt fich fogleih, was foll denn mit diefen wer: 
den? Man hat wol angenommen, auch fie wären in dem Ber: 
trage begriffen, ber Water vertrete fie, und was er in Hinficht 
ihrer Erbrechte und Erbtheile beſtimme, fei eben fo verbindlich 
anzufehen, als ob mit ihnen felbft contrahirt wäre. Wir tragen 
aber Bedenken dies anzunehmen. 


Maren die Colonatsmiterben gegenwärtig, waren fie groß: 
jährig oder minderjährig und gehörig vertreten, fo mag immer: 
hin eine vertragdmäßige Verbindlichkeit auch für fie angenom:- 
men werden. Alsdann liegt aber nicht, wie jene Rechtölehrer 
annehmen, ein Vertrag mit einem Erben, fondern mit f aͤmmt⸗ 
lichen Miterben vor, und wenn der Vertrag, einmal Ber: 
trag, nicht aber eine einfeitige Dispofition fein fol, wenn er 
nicht blos Rechte, fondern auch Verbindlichkeiten erzeugen fol 9), 
fo dürfte die Vertretung von Seiten ded Vaters aus der roͤ⸗ 
mifch zrechtlichen väterlichen Gewalt, der Perfoneneinheit, des ver: 
mutheten Mandats u. f. w. auch bei: diefem Vertrage uͤberall 
Bedenken erregen. 


8 


Noch bedenklicher aber wuͤrde die Sache ſein, wenn — 
wie auch ſehr oft vorkommt — die Mutter die — und 
Contrahirende ft 


8) Der Unterfchied zwifchen Natural» und Giviltheile Liegt blos fin 
der Sheilungsart, nicht im Rechte felbft, fest vielmehr dieſes 
Recht gerade voraus. | 

9) Gewoͤnlich Leibzucht, Zahlungen an Gläubiger, an Miterben 

uf. w., alfa Erwerbung unter laftbarem Kite. Pfeiffer 
a. a. D. ©. 122. 


N 
- 
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8. 6. 


Die Miterben als Contrahirende, oder vom Erlaſſer Ver: 
tretene, gemeinrechtlich anzuſehen, wuͤrde zwar minder bedenk⸗ 
lich oder vielmehr ganz uͤberfluͤſſig erfcheinen, wenn man an: 
nimmt, Daß den Gefchwiltern des Anerben vom Colonate felbft 
fein eigentlicher Exbtheil, fondern nur als Art der Alimente eine 
Ausſteuer oder Brautſchatz gebüre 30); allein dieſe Anficht 
fimmt eben fo wenig mit der Praxis überein, als fie über 
haupt gegen die Sippe anftoßen würde. 

Der zum Colonate berufene Anerbe, weil er feinen Ge 
fchwiltern in erbrechtlicher Beziehung ganz gleichfteht, kann 
vor. diefen nichts voraus haben, als den Naturalbeſitz des 
Guts felbft fammt den damit verbundenen Allodialgegenftänden, 
während bie Uebrigen nur Eiviltheile erhalten. Selbſt zu die 
fem Voraus wuͤrde er nicht gelangen, wenn das Bauernrecht 
nicht ben eigenthuͤmlichen Grundſatz der Untheilbarkeit kennte 11). 

Dad mit der Stelle verbundene Allodium, welches ber 
Bauer, wenn ed auch ber Hof nach fich zieht, doch wirklich 
fein eigen nennt, muß er aber unter allen Umftänden theilen, 
und wenn feine Ungerechtigkeit unter gleich nahen Verwandten 
eintreten fol, auch die Vortheile des erblihen Benutzungs⸗ 
rechts des Colonats, weil auch diefes cine Sache von Werth 
ift, die einen Xheil des Vermögens bes Erblaffers bildet und 
ohne Härte nicht auf einen, fondern auf alle Erben übergehen - 
muß. Hierbei tritt nur die einzige Beſchraͤnkung ein, daß, ber 
Erhaltung des Colonats wegen, diefer Vortheil anderd berech— 
net oder veranfchlagt werden muß, als wenn die Benußung ei: 
nes freien oder theilbaren Guts vorläge. 

Mit Grund nimmt daher auch die Mehrzahl der Schrift: 
fieler an, daß. den Gefchwiftern auch ein Erbtheit vom Colo: - 
nate gebüre und daß bie Abfindung ein Aequivalent dafür fei 12). 


10) 3. 3. Runde deutfch. Priv. Recht S. 520. und Danz Handb. 
des deutſch. Priv. Rechts S. 530. ©. 393 u. f. fcheinen dies anzus 
nehmen. 
11) Daß die Erben eines und deffelben Grades fich gleichftehen, of- 
fenbart ſich auch, wenn der Anerbe Zurüdktritt oder ſtirbt. 
12) Struben de jur. villic. cap. 3. $. 20. verbis: Sed inde haud 
sequitur lucrum, quo successor fruitur, coheredibus pensan- 
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2 $. 7. 

Sind die Gefchwilter des Anerben nun bei ber vertrags⸗ 
maͤßigen Erfruͤhung der Colonatserbſchaft in einer ſie ermaͤchti⸗ 
genden und verbindenden Lage gegenwaͤrtig geweſen, waren ſie 
alſo in Hinſicht auf das ihnen ausgeſetzte Erbtheil Mitcontra⸗ 
hirende, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß ſie das ihnen Zugeſagte 
auch nur aus dieſem Vertrage fordern koͤnnen. Waren ſie aber 
nicht gegenwaͤrtig oder nicht beſonders vertreten, ſo muß 

Fu Nr. 2. angenommen werben, daß in Hinſicht auf fie Feine 
vertragsmäßige, fondern eine Snteftaterbfchaft vorliege, eine 
Erbfchaft, die zwar bei Gelegenheit ded Vertrags mit bem An: 
erben eröffnet,. aber in Hinfiht auf die Theilnahme nicht 
blos dem eigentlich contrabirenden Anerben, fondern mit Abtre: 
tung des Gegenflandes, wovon fie erfolgen foll, auch gleichzeis 
tig und von felbft 23) denen uͤberwieſen war, die erbrechtlich glei: 
chen Antheil daran haben 1%). An der Goncludenz dieſes Satzes 
ift wol nicht zu zweifeln, fobald die Worderfäge richtig find, 
daß der Hofderbe nicht alleiniger Erbe feyn könne, daß den 
Miterben vielmehr auch ein Erbtheil vom Colonate gebüre, 
in deſſen Vertrag fie bis dahin nicht eingefchloffen wurden. Daß 
übrigens dieſen Mitbewerbern phyfifche oder moralifche Unfähigs 
feit oder Verzichte entgegenftehen koͤnnen, verfteht fich von felbft. 
Auch ift Davon die Frage ganz unabhängig, welche Portion fie 
inteftaterbrechtlich verlangin Fönnen und wann ihr Klagrecht ges 
boren ſei? Wir werben darauf fpater Fommen, 


$. 8. 

Iſt nun aber den Geſchwiſtern des Anerben eine Eiſchaft 
einmal inteſtatmaͤßig eröffnet, ober mit anderen Worten, muͤſſen 
fie vom Colonate abgefunden werden; fo folgt eben fo unbe 
weislih, daß es der Gegenftand und deſſen Befißer 

dum non esse. Hunde von der Int. Wirthſch. $. 65. Mitter» \ 


maier deutfh. Fr. R. $.445. Pfeiffer prakt. Ausführungen 
B. 4. ©. 143. Gebr. Dverbed Medit. 3.6. Mid. 326. 


13) Bei suis bedarf es Keiner Erklärung über Antretung. 


14) Eichhorn deutfch Priv. Recht $. 338. nimmt. Verträge an, die 
das beftehen laffen, was fchon war (pacta conservativa), 
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fi, der mit ihnen zu theilen ober bie Abfindung zu leiften 
habe. 

"Die Rechte der Abfindlinge find dinglich, fie befinden fich 
nach allgemein angenommener Theorie bis zu erfolgter Theilung 
oder. Befriedigung in einem Miteigenthbume 15), Der Annehmer 
des Golonats ift alfo nicht allein ihr Schuldner, fondern noch 
mehr ald dad, er ift behindert, Alleineigenthümer zu werben, 
ehe er die Gefchwifter wegen bed Miteigenthums abgefunden 
bat 16), Von biefer Verbindlichkeit können ihn nicht ‚die Ein: 
reden befreien, daß den Gefchwiftern in dem Vertrage eine Abs 
findung nicht ausgefeßt fei, noch Daß der abgehende Colon fie 
feinerfeitö zu berichtigen verſprochen, noch endlich daß er den 
ausgeſetzten Betrag bereits in die Haͤnde des Lezten gezehlt 
habe. 

Die Einrede, daß der Miterben in dem Vertrage nicht 
dacht ſei, kann nichts entſcheiden, weil, wie wir ſahen, der 
Antheil den Abfindlingen inteftaterbrechtlich zuſtand fo lange, 
bis nachgewiefen werden Tann, daß fie befriedigt oder auf giltige 
Meife davon audgefchloffen find. 

Eben fo wenig vermögen die Einwürfe, daß der Zurüd: 
tretende die Berichtigung über jich genommen habe, oder baß 
die Zahlung bereits zu deffen Handen gefchehen fei 17). Beide 
Gründe ſtehen fi gleih. Die Contrahenten, der Abgebende 
und Annehmende, haben bier Forderungen, die auf der Sache. 
oder dem Gegenftande hafteten, alfo dinglich waren, zu pers 
fönlihen gemacht, flatt des Annehmers und deſſen Guts, 
worauf Erbrechte und Miteigenthum ruhen, foll der Abgeber 
zahlen, der dad Gut nicht mehr hat. Es fol alfo in der That 
eine Novation oder eine Art Delegation vorgenommen werden, 
daß dies aber ohne Zuftimmung des Gläubigers, ohne Vertrag 


15) von Bülow Abhandl. über verfch. Materien des bürgerlichen 
Rechts Th. 1. Abh.16. Spangenberg (zu Hagemann) Th. 1. 
8.991. f. Runde von der Leibzucht S. 326. in den Worten, Die 
quantitas pacti realis verftehe ſich von felbft: 

16) von Bülow a. a. O. ©. 336. » 

15 Zugleich ein Beweis, daß die Miterben nicht uͤbergangen werden 
ſollen. 
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zwifchen ben eigentlichen Schuldnern und dem neuen, und be 
ſonders zwifchen dem alten Gläubiger vorausſeze, ift eben fo ber 
kannt 18), als nicht anzunehmen ift, daß die Abfindlinge darein 
willigen wollen. 


$. 9, 

Daß alſo den Abfindlingen — wie in dem Dbigen voraus: 
gefezt wurde — Miterbrehte am Colonate zuſtchen, lei⸗ 
det wol kein Bedenken; mehr aber die Frage: 

1) von welchem Umfange die Rechte find, ob fie einen vol: 
len Kindeötheil, ober nur einen eigentlichen Pflichttheil 
umfaffen? und 

2) wann diefer Erbtheil gefordert werden Tann? 

Zu Nr.1. Bon den obigen drei Fallen — wenn namlich in 
dem Uebergabevertrage der Abfindung gar nicht erwähnt iſt; wenn 
ber Zurüdtretende fagt, daß Abfindung erfolgen folle, er fie 
aber feinerfeitö abführen wolle; und wenn die Summe genannt 
und in die Hände de3 alten Hofbefikerd zur WBerichtigung ge: 
zahlt ift — von dieſen Fällen fagen wir, muß der lezte von 
ven beiden erften wiederum getrennt werden. 

Sezt der auf. die Leibzucht Weichende den Betrag der Ab: 
findungen aus und nimmt ihn in feine Hände, fo Fann in Hin: 
fiht auf den Willen und die Summe wol Fein Zweifel ob: 
walten: "der vom Golonate Weichende fowol als der in baffelbe 
Einruͤckende waren alsdann eben fowol darüber einig, daß den 
Abfindlingen ein den Colonats » oder Erbfchaftsfräften angemef: 
fener Theil werden, als wieviel er betragen ſolle. Der Hofs: 
annehmer zahlte ben Betrag und der Hoföverlaffende nahm ihn 
zu eben dem Zwecke in Empfang. 


Wie aber iſt die Sache, wenn die Summe nicht genannt 
wurde? 


Das gemeine Recht Fennt die Regel, daB da, wo eier - 


liche Diöpofitionen vorliegen, die Kinder, welche nicht befonders 
ald Erben‘ genannt oder eingefezt wurden, als übergangen oder 
nur auf den Pflichttheil gefezt angefehen werben follen, ober 


18) Shibaut Syſt. 8.937. Schweppe Röm. Priv. Recht 6. 633. 
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wit anderen Worten, daß das, was Kinder oder Gleichſtehende 
von der Erbſchaft verlangen. koͤnnen, nur der Pflichttheil ſei. 
Wir haben eben ſchon gezeigt, daß die Abfindlinge hier nicht 
als in dem elterlichen Vertrage begriffen angeſehen 
werden, daß ihnen vielmehr nur bei Gelegenheit des Vertrags 
eine Inteſtaterbſchaft eroͤffnet wurde. — kann ſie denn 
die obige Regel nicht treffen. 
Auch muß hinzugefügt werden, daß nad) baͤueriſchem Ge⸗ 
brauche und Abſicht der Verlaſſende ſowol als der Annehmende 
nichts weniger als ein Uebergehen der Miterben bezwecken. 
Dergleichen kann nur bei einſeitigen Dispoſitionen angenom⸗ 
men werden. 


. 10, 


Man wuͤrde hier wiederum den Einwand machen koͤnnen, 
wenn bie übrigen Kinder auch nicht als Mitcontrahirende ange: 
feben werben koͤnnen, daß der Vater darum doch habe disponi— 
‚ ven Tönnen und daß ber mit dem Gutsannehmer errichtete Vers 
trag eine folche elterlihe Dispofittion unter Kindern fe. Wir 
bezweifeln aber auch diefe Eigenfchaft. _ 

Eine ſolche Theilung der Eltern unter Kindern würde im: 
mer vorausfeßen, daß fie gleich dem Teſtamente erſt mit dem 
Ableben des Berfügenden zur Vollziehung Tommen fol: 
len 29), und den obigen Vertrag lernten wir als einen folchen 
fennen, der fogleich bei Lebzeiten in Wirkfamkeit tritt, 
und nad) den Eigenthümlichkeiten des Bauernrecht5, fobald von 
der Colonatserbſchaft Rede tft, ſogleich zur Vollziehung kommen 
muß. 

Der Zuruͤcktretende erklaͤrt ſich naͤmlich in dem Augenblicke, 
daß er die Stelle uͤbergiebt, zur Bewirthſchaftung unfaͤhig, und 
die Regeln des Bauernrechts wollen einmal, daß ein Unfaͤhiger 
das Colonat nicht laͤnger bewirthſchaften koͤnne. Selbſt wenn 
der Verlaſſende ſich die Regierung noch vorbehalten ſollte, iſt 





19) Pfeiffer a. a. O. S. 125, der zugleich bemerkt, daß Runde 
derſelben Anficht fel, obwol ee in der Rechtslehre von der Babe 
zucht ©. 313. anderer Meinung zu fein ſcheint. 
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der Grund und Begriff der Unfähigkeit nicht aufgehoben, fon: 
‚bern nur auf einige Beit hinausgefezt 20), 

Mit Grund nimmt man daher an, fowol im Allgemeinen . 
ald auch im Falle des Finderlofen Abfterbend des Anerben und 
im) Geſchwiſter, daß ein folcher Wertrag nicht widerruflich 
tet 2 

Sit alfo das Gefchäft Feine Dispofition auf den Todesfall, 
vielmehr nach der Abficht der Parteien, zumal wenn von einem 
befondern Gegenſtande oder befondern Rechten Rebe ift, fogleich 
vollziehbar 22), geben fogar bei Kindern — wovon bier Rebe 
iſt — die Rechte ohne Erklärung über die Antretung der Erb⸗ 
fhaft von ſelbſt uͤber; iſt das Geſchaͤft nicht widerruflich, ſo 
kann auch von einer Dispoſition, die jene Rechte auf den Pflicht: 
theil befchränkte, nicht Rede feyn 28). 

Bauerrechtlih muß überhaupt angenommen werden, daß 
ber Zinsbauer — und diefe Klaffe ift bei weitem die größte — 
‚wenn ihm einmal das Colonat erblich, d. h. auf feine Erben 
übertragbar, verliehen wurde, und zwar meift fchon vor Ein: 
führung des fremden Rechts, daß er folched immer auch auf die 
Nächften in der Sippe übertragen wollen, und zwar nach glei: 
hen Rechten fo lange, bis umgekehrt epelt, daß Dies ae 
gefchehen follen. 

Die allgemeine Obfervanz hat fih daher auch dahin befe: 
fligt, daß wenn ber Bauer die Stelle in Hofverlaffungs - Urfun- 
den oder Eheftiftungen einem Anerben übergiebt, ohne der Ab: 
findungen der Gefchwifter zu erwähnen, oder wenn er ihrer ohne 
Beftimmung der Summen gebenkt, immer angenommen wird, 
nicht, daß er fie gegen den Annehmer zurüdfegen wollen, 
nicht, daß er darunter nur den Pflichttheil, fondern daß er im: 


20) Nunde von der Leibzucht S. 33. Pfeiffer a. a. O. 8. 11. 
S. 141. 

21) Runde von der Leibzucht S. 326. Pfeiff er a. a. D. ©. 148. 
Gluͤck Gomment. $.545. Mittermaier deutſch. Priv. R. 8. 403. 
von Bülow und Hagemann prakt. Erörter. B. 4. ©. 377. 

22) Mittermaier a. 0. O. 

23) Eine wirkliche Enterbung würde in dergleichen Verträgen noch 
- weniger gefchehen können, weil bier nach bekannter Theorie gewifle 
Formen im Jeſtamente erfordert werden. 
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mer den Theil verfianden habe, der ben Kindern inteftaterbrecht- 
lich zufommt, d. h. einen Civiltheil, wie ihn die Kräfte des 
Hofes zur Zeit der eröffneten Erbfchaft mit fich bringen. 


$. 11. 

Ermwerben die Gefchwifter des Anerben dieſen inteftaterbrecht: 

lichen Civiltheil fogleich mit ber erfrüheten Exbfolge, Tonnen fie 
ihn auf ihre Erben übertragen und aus den Colonate oder von 
| deffen Befiger fordern, ohne ſich an ben zurüdtretenden Leib- 
züuͤchter weifen zu laſſen: fo bleibt 
- Bu 2. noch übrig, darüber einiges zu fagen, ob fie den 
Beſitzer des Colonats auch ſogleich auf Auszahlung in Ans: 
ſpruch nehmen können, oder ob fie damit fo lange warten müfs - 
fen, bis der Vorbeſitzer ftirbt, oder bi6 Flar wird, daß die Abfin- 
dungen überall nicht erfolgen Fönnen? Wir glauben das Lezte. 
» Man nimmt nämlich bauerrechtlich allgemein an, daß theils 
um dad Colonat zu ſchonen, theils weil dad freie Erbe ſich 
leichter vertheilt, auch dieſes zuerſt und jenes nur eventuell 
zur Xheilung kommen muͤſſe. 

- Daraus folgt, daß der Erblaffer, obwol er bie Colonats⸗ 
und Allodialmaſſe in ſeiner Perſon vereinigte und Erbanſpruͤche 
auf der ganzen Maſſe ruhen, dennoch nicht nothwendig, ſeine 
Erben aus der erſten Maſſe zu befriedigen brauche, ed ihm viel: 
mehr — wenn er nicht überall Gründe zur Enterbung hatte — 
freifteben müffe, zuerft fein freies Erbe zu vertheilen und erft 
wenn dieſes nicht zureicht, das Colonat zu belaften. Eben da: 
ber muß es ihm aber freiftehen zu fagen, daß er zwar das Co: 
lonat abtrete und die Exrbfchaft darin erfrühe, daß aber die ei: 
gentlihe Erhebung oder die wirkliche Theilung erft bei fei: 
nem Tode, alfo die Beftimmung der Giviltheile aus dem Gute _ 
erft dann erfolgen folle, wenn das, was er fonft nachlaffe, nicht 
ausreichen würde, feine Kinder wegen des ihnen beflimmten Erb: 
theils zu befriedigen. 


$. 12. 
Der Verlaſſende kann dies um fo freier 
1) da man im Bauernrechte nicht ohne Grund annimmt, daß 
der vömifch = rechtliche Grundfaß: nemo pro parte testatus 
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et pro parte intestatus decedere potest, überall Feine An⸗ 
wenbung finde 22), alfo namentlich nichts dagegen ft, daß 
der Bauer über die Colonatserbfchaft vertragsmäßig oder mit 

einem Teſtamente über die Allodialerbſchaft, aber ohne Teſta⸗ 
ment und fo wieber umgekehrt, verfügen könne. 

Der Grund dieſer Eigenthümlichkeit liegt darin, weil bie 
Sorge für dad Colonat und deren Abfindlinge oft Beſtim⸗ 
mungen erfordert, die keinen Aufſchub leiden, während das 
Allodialvermoͤgen wegen ſchwacher Leibzucht, wegen Verſor⸗ 
gung der Kinder erſter und zweiter Ehe, kurz wegen nicht vor⸗ 
herzuſehenden Bedarfs und Nutzens vorbehalten werden muß. 
Daher denn auch der allgemeine Gebrauch, daß der uͤbrige 
Nachlaß des Bauern, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt, 
unter allen Erben gleich vertheilt und auch der Hoßserbe * 
von nicht ausgeſchloſſen wird. 

2. So wie dem Verlaſſenden freiſteht, daß er das Recht an 
den Hof, alſo die Nachfolge darin abtritt, ſich aber die 
Verwaltung oder Benutzung vorbehaͤlt, eben ſo gut muß ihm 
freiſtehen, daß er von einem Theile des Hofes oder von En: 
theilen fich die Nutzung vorbehält. 

Man hat hier wohl angenommen, daß in dem Falle, wo 
die Abfindung ohne Zeitbeftimmung gelobt ift und fie einft- 
weilen in die Hände des Abtretenden gezahlt wurde, dieſer 
Abtretende blos als Aufbewahrer angefehen werden müffe %) 
und der Abfindling hier die Zahlung verlangen koͤnne, wenn 
er wolle, weil das römifche Recht 26) den Grundfaß Tennt, 
daß auch der, welcher nicht am. Wertrage Theil nahm, das 
ihm- Gebührende fordern koͤnne. 

Allein wir bezweifeln in unferm Falle die Eigenfchaft eines 
Depofitard befonderd aus dem Grunde, weil der zurüdtres 
tende Erblaffer vermöge ded3 mit dem Annehmer des Hofes 


24) Mittermaier beutfch. Priv. Recht $. 403. nimmt wenigftens 
alte Erbverträge davon aus. Vergl. auch Haaſe über Edictals 
citationen ©. 130. und Heineccius elementa jur. germ. lib, 2. 
tit. 7. $. 200. T. 1. p. 515. 

25) Ein aͤhnlicher Fall wie din fr. 3. D. de usur. (22. 1.). 

36) fr. 26. D. Br» depositi (16. 3.3. 
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errichteten Vertrags, worin er die Erbtheile der Miterben in 
Empfang nahm, hinreichend zu erkennen gab, daß er nicht 
in der. Eigenfchaft eines Verwahrers, fondern als Nußnießer 
handeln und nalen jepn wolle. 


8. 13. 


Aus dem Obigen geht alfo hervor, daß Richter und Par- 
teien bei den nicht feltenen. Verträgen dieſer Art mit Vorſicht 
verfahren müffen. 

Der Annehmer ded Hofes creditire dem zurüdtretenden Hofs⸗ 
befißer die Abfinbungögelder nicht anders, als wenn er von bes 
Sicherheit defjelben vollkommen überzeugt ift, oder wenn die ab: 
zufindenden Gefchwifter — falls fie großjährig find — in dieſe 
Herftelung eines andern und perfönlichen. Schuldnerd willigen. 

Und der Richter, welcher die Vertraͤge zu beftätigen hat, 
thue folches nicht anders, als wenn der alte den Hof verlaffende 
Beſitzer fir richtige Zahlung und Abfindungen Sicherheit ftellt, 
oder wenn die Fünftigen Abfindlinge darein willigen, daß die 
Gelder ohne Weiteres crebitirt feyn follen und fie wegen der 
dinglihen Anfprüche ben neuen Erwerber des Colonats feiner 
eventuellen Zahlung3verbindlichfeit entlaffen wollen. | 

Beſtimmt alſo — um dad Ergebniß aus dem Vorhergehen⸗ 
den zufammenzufaffen — :der Bauer bei der Hoföperlaffung 
über die Abfindungen noch "überall nicht, oder fagt er, daß er: 
die Abfindungen — fie mögen der Summe nad beflimmt fein 
oder nicht — feinerfeitS berichtigen wolle, oder ließ er fich end: 
lich von dem Hofserben ben Betrag berfelben vom Golonate in 
die Hände zählen; fo bleiben allerdings das Colonat und deſſen 
Befiger eventuell verhaftet; dad Klagrecht der Miterben auf wir: 
liche Zahlung wird aber nicht eher geboren, bis fich ergiebt, daß 
fie aus dem Allodialnachlaffe des Erblaſſers ganz oder theilweiſe 
nicht befriedigt werden koͤnnen. 


⸗ 


Leber 
dad in der Berner Stadtbibliothek befindliche 


Manufeript 
des 
franzöfifchen Schwabenfpiegels., 
Bon | 


Freiherrn v. Tin, 
Brofeffor in Zarich. 


Bei einem mehrwoͤchentlichen Aufenthalte in Bern hat Re: 
ferent Gelegenheit gehabt, das in der Weberfchrift genannte 
Manufeript genauer kennen zu lernen, und da feines Wiſſens 
bis jeßt außer der dbürftigen Notiz in Sinneri Catalog. cod. 
mss. bibl. Bern. III. p. 1. und einer m Rheinwald dissert. 
de jure obstagü p. 7. abgedruckten Stelle nichts über daſſelbe 
zur öffentlichen Kunde gelangt iſt, fo glaubt er durch nachfol- 
gende Mittheilung fich den Danf der Germaniften zu verdienen 
und einem allenfallfigen Abdrucke des Werks eine günflige Auf: 
nahme zu bereiten. 

Die Handfchrift befteht aus 87 Pergamentblättern in Flein 
Folio, welche zu einem Xeberbande vereinigt find. Das Perga: 
ment ift zum Theil fehr ſchmutzig, die Stärke der Tinte ver: 
fchieden, zuweilen fehr ſchwarz, zuweilen fehr bleich, doch nie- 
mals fo, daß die Schriftzüuge ganz unleferlich würden. Die 
_ einzelnen Seiten find in zwei Golumnen getheilt, deren jede aus - 
40 Zeilen beftehbt. Die Blätter find mit Ausnahme des eriten, 
welches nichtd zum Schwabenfpiegel Gehöriged enthält, nume⸗ 
rirt. Von Blatt 80 an ift die Bezeichnung fo, daß zuerft XX 


l 
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und unter biefen IIII fteht, alfo viermal zwanzig, neben der IIII 
dann ein Punkt und neben diefem die fortlaufenden Einer. Die 
Schriftzüuge haben in der erften Hälfte des Werks Achnlichkeit 
mit der von Finsler in den Eranien gegebenen Schriftprobe. 
In der zweiten Hälfte find fie runder und nachläffiger ausge⸗ 
führt. In der zweiten Hälfte fehlen auch häufig Einzelne Worte, 
und der Schreiber hat fich öfter verfchriebenz im legten Fall find 
die unrichtigen Buchftaben und Wörter nur fehr felten durchſtri⸗ 
chen, fondern durch untergefeßte Punkte bemerkbar gemacht. Sel⸗ 
ten find Worte in der Zeile übergefchrieben ober am Rande bei: 
gefügt, und wo fich ſolche finden, fcheinen fie von dem erften 
Schreiber herzurühren. Die Eapitelüberfchriften fangen nicht mit 
einer neuen Beile an, fondern find dadurch Fenntlich gemacht, 
daß fämmtliche Worte von einem feinen rothen Querſtrich durch⸗ 
zogen ſind. Das Capitel ſelbſt faͤngt aber dann immer mit einer 
neuen Linie und mit einer Initiale an. In den einzelnen Gayi- 
teln find durch rothe Schnörfel öfter da Abtheilungen bezeichnet, 
wo ein neuer Sinn anfängt. . Bon Interpunctionen findet ſich 
nur dad Punktum; von Abbreviaturen vieles namentlid) wird 
-per, par, pro; om, on, ua, ra, ue, ui, re, ri, er, in ber 
Regel, m und n häufig durch Fleine über oder unter dem Worte 
angebrachte Schnörfel und Striche, bie ——— et aber durch 
ein beſonderes Zeichen angedeutet. 

Das Werk beginnt mit den Worten: 6 commance li 
livres dou droit de la cort lo rois dalamangnie. Dann 
folgt die befannte Worrebe; hierauf bis zu Blatt 39. Seite 1, 
Columne 2. 223 Capitel Landrecht (den Nummen nah nur ' 
213, da bie Zahlen 184 — 193 aus Verſehen doppelt geſetzt 
find). Dann folgen die Worte: Ci prant fin li livres dou 
droit paisain, und unmittelbar nachher: Ci commancerons a 
dire dou livre deys droit de la cort dou roys dalamaignye 
qui sunt fait' et estrabliz per lo comant que nostre sires 
comanda a moyses son amis au mont de sinay por iugier 
leaulmant. prumieremant dirons deys frans. caplo primo. 
Hierauf ein Capitelverzeihniß, welches bis zu Cap. 74. ziemlich 
mit der- Reihenfolge im Werke felbft übereinftiimmt, dann aber 
die Cap. 75 bis 1883». ganz überfpringt und daher in allem nur 
105 Capitel zählt. Nun folgen brei weiße Columnen und dann 
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mit Blatt 41. die Worte: Ci comance li prumier livres dou 
droit des fiez, hierauf: aber noch Feineswegs das eigentliche 
Lehnrecht, fondern noch bis BI. 63. ©. 2. Col. 2. 147 Capitel 
des Landrechts; hierauf mit einer neuen Zeile die Worte: Cy 
androit vos dirons verite et lescleremant et la declaration 
dou livres qui est seconz livres qui est fait por savoir que 


chascons sires de cui on tient fiez ou ryere fiez comant 





il doit faire ver ses homes et li homes ver lour seigniour. 
et queil honour hont an paradix li leaul iuge et queil vi- 
tüpiere cil qui ne iugent leaulmant et cil qui ne tienyent 
leaul iustise, und nunmehr auf Blatt 64 und 65.5.1. ©. 1. 
das Verzeichniß der bis zum Schluß des Werks folgenden, im 
Regiſter fih auf 143, in Wahrheit aber auf 144 belaufenden . 
eigentlichen Lehntechtöcapitel, Diefe felbft beginnen auf der leg: 
ten Zeile von 65, 1. mit den Worten: Cy comance li seconz 
livres des fyez. Qui vuet savoir lo droit des fyez etc. 
Am Schluß des Lehnrechtö flieht der auch bei Sendenberg 
und Schilter befindliche Epilog, dann die Worte: Finito libro 
sit laus et gloria christo. Amen. alleluja. und unter diefen: 
Peterman Cudrifin. . 

Was die Reihenfolge der Capitel betrifft, fo nähert fie fich 
im Zandrecht fehr der des Amraſer Codex; nur weichen: die 
Weberfchriften häufig von diefem ab und noch häufiger find meh: _ 
vere Capitel jenes Coder zu einem verbunden, oder umgefehrt ein 
Gapitel deffelben in mehrere getheilt. Die Abweichungen in ber 
Reihenfolge find dieſe: 1) Das Cap. 240, des Cod. Amr. ſteht 
in unfeem MS. zwei Gapitel weiter unten. 2). €3 fehlen in un 
ferm MS. ganz Cap. 182. 258. 259. 260. 273. 282. 296. 303, 
Dagegen find 3) eingefhoben nach Cap. 42. des Cod. Ambr. 
(in unſerm MS. I. 47.) ein Gapitel mit der Weberfchrift; Qui 
doit porter lo fer chaut (bei Schilter 374); nad) 133, 
(1. 158.): Se uns hons liges muert sanz hoir (Sch. 147.); 
nach 170. (I. 204.): Qui fait la folie de la boive (Sc. 195.); 
nach 173. (I. 208.): De bestes perilliouses et damageouses 
(Sch. 199.) und: De celi qui ha un chevaul damageous 
(Sch. 200.); nad) 177. (1. 215.): Qui cultive lautrui char 
(Sch. 207.) und; Qui chace beste sor lautrui damage 
(Sch. 206.); nah 178. (1. 218): Ci dirons de justise 
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(Sch. 209,) und: Des droit des vilages (zum Xheil bei Sch. 
398. $.14.); nach 202. (II. 25.): Danfauz qui sunt a mai- 
stre (Sch. 246.); nad 209. (II. 35.): Comant lan doit iu» 
gier sus foz (Sch. 255.); nach 275. (II. 106.): Qui trueve 
larrucin ou roberie_portant (Sch. 327.); nach 280. (IE. 115.): 
De tuours estrabliz (Sc. 338,); nad) 285. (IE 120.): De 
prison (Sch, 343.); endlich nach 305. (I. 139,) noch fieben Gas 
pitel mit den Weberfchriften: De marrin (II. 140.); ancors de 
marryn (141.); ancors de marryn (142); de laborer sor autrni 
biens (143.); de dous seigniour qui hont ansamble homeg 
liges (144.); comaut li frans devient liges (145.); cest de 
mariage qui se peut tenir ou layssier (146.); comant hastar 
seront leaul (147... Be Skhilter find diefe Capitel die 
Gap. 362 — 366; nur 146. fehlt dort ganz und ift bei Senden: 
berg Gap. 375. — Abweichungen vom Cod. Ambr. in der 
Bolftändigfeit der einzelnen Gapitel finden ſich häufig und zwar 
fowohl Zuſaͤtze als Fehlendes. — Dad Lehnreht anlangend 
ſtimmt daffelbe in der Reihenfolge der Capitel vollftändig mit 
dem Schilterfchen Abdruck überein, mit der einen Zleinen Auss - 
nahme, daß dad Gap. 132. von Schilter unter Cap. 126 und 
128, unfrede MS. vertheilt if. Dagegen find öfter mehrere 
Scilterfhe Gapitel zufammengezogen, nämlich 24 und 25; 
43—45; 50. 51; 52. 53; 118. 119; 138, 139; zweimal ges 
theitt, nämlich 100, (in unferm MS. 94, 95.) und 132, (126, 
128.); und gänzlich ausgelaffen die Schilterfchen Cap. 152 
bis 159. Endlich weichen die Ueberfchriften zuweilen ab, naͤm⸗ 
lich bei Schilters Eap. 60, 79, 122. 123, 143, 

Ueber Alter und Baterland der Handſchrift wird vielleicht 
die Sprache einen Auffchluß geben können, in welcher Beziehung 
und fein Urtheil zuſteht. Won Bedeutung koͤnnte z. B. fen, 
daB dad MWort »Keber” immer mit „vaudois” überfegt wird, 
Den Schriftzügen nach möchte dad MS. rüdfichtlich des Alters 
wohl eben fo gut dem Ende des 13ten, als dem ganzen 14ten 
Sahrhundert zugefchrieben werden dürfen. Was dad Vaterland 
inöbefondere angeht, fo war ich zwar darüber bald mit mir eis 
nig, daß daſſelbe nicht im eigentlichen Frankreich zu fuchen fey, 
indem ein fo ſtarkes wiffenfchaftliches Intereſſe für fremde Rechte 
in jener Zeit noch nicht angenommen werben kann, ein bedeu⸗ 

German. Zeitfärift. 1839, 10 deft. 11 ” 
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tenbes pruktiſches aber ebenſowenig ſtatt fand, auch mit Der 
Annahme eines ſolchen nicht: wohl zu vereinigen waͤre, daß der 
Ueberſeter, den man ſich jedenfalls als einen ſehr gebildeten 
Mann denken muß, alles was ſich ausſchließlich auf bie deut⸗ 
ſche Reichsverfaſſung bezieht, z. B. uͤber Wahl und Rechte des 
Koͤnigs, ebenfalls wiedergegeben hat. Dagegen liegt: «6: fehr 
nahe, das Vaterland in einem Landſtriche zu ſuchen, der noch 


. za deutſchen Reich gehörte, aber entweder deutſche und frans 


zoͤſiſche oder blos franzoͤſiſche Bewohner hatte. Solche Territo⸗ 
rien gab es nun an der ganzen weſtlichen Reichsgraͤnze hin und 
daͤchte ich in dieſer Beziehung namentlich an Savoyen, an die 
Grafſchaft Muͤmpelgard, welche im 14ten Jahrhundert an Wuͤr⸗ 
temberg fiel, an das Hochſtift Baſel u. a. Fuͤr ein Territorium 
von - gemifchten Bewohnern fchien dann befonders zu ſprechen, 
daß ein paarmal deutſcher und franzoͤſiſcher Ausdruck neben ein⸗ 
ander ſtehen. Bor diefen allgemeinen Anſichten ausgehend, ſuchte 
ch nun zuerſt zu erforfchen ‚ auf welche Weife dad MS. auf die 
Berner Bibliothek gekommen. Allein über dieſen Punkt war 
leider nichtd Sicheres auszumitteln und Fonnte nicht einmal am» 
gegeben werben, ob das MS. -zu den von Bongare In Frank⸗ 
reich und Straßburg 'gefammelten und umd I. 1628 von defien 
Erden: an“ Bern überlaftenen Handfchriften "gehört oder nicht. 
Einen Aufſchluß hoffte ich fodann in einer ausführlichen die ganze 
erfte Seite des erften Pergamentblattd deckenden Notiz zu finden. 
Obgleich -diefelbe wegen der großentheil® ganz erloſchenen Tinte 
nicht! volfländig zu 'entziffeen war, fo glaube ich doch mit Be: 
ſtimmtheit ſagen zu koͤnnen, daß fie eine Vollmacht fuͤr einen 
Anwalt: vom J. 1437 enthält und zu dem Werke ſelbſt in gar 
feiner Beziehung‘ fteht. : Das erfte wird auch burch die auf der 
andern fonft ganz‘ unbefchriebenen Seite‘ befindlichen, offenbar 
die- Auffchrift der Urkunde bildenden Worte: Procuratorium dni 
Hinrici ohm Verden (folgen noch drei unleferlihe Worte), das 
letzte aber dadurch beftätigt,: daß nach einer Mittheilung des 
Herrn ‚Oberbibliothefar Prof. Trechſel jenes erfte Blatt früher 
auf der -innern Seite des Einbands aufgeklebt geweſen und erft 
von ihm in der Hoffnung einen Auffchluß: zu erhalteır, mit gro⸗ 
few: Sorgfalt abgelöft werben. Hieraus ſcheint zur Genuͤge her⸗ 
vorzugehen, daß daſſelbet Fine’ altes Stuick Pergament war, 
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weiches ein Buchbinder vielleicht erft bed 18ten Jahrh. als Um⸗ 
ſchlag für das Werk benutzte. As Vaterland der Urkunde 
möchte übrigens das nördliche Deutfchland anzufehen feyn, da 
außer Verden auch „Bremen” und „Lubicen”, fowie ber 
Name Harleghe vorkommt 1). — Wurde bei biefer Unter: 
ſuchung meine Erwartung, einen Auffhluß zu finden, getäufcht, 
fo führt dagegen eine andere Forſchung wenigftens zu einigem 
Refultate. Es ift nämlich fehon oben bemerkt worden, daß am 
Ende des Werks die Worte: Peterman Cudrifin, eingefchrieben 
find. Die Zinte berfelben ift zwar etwas bleicher als die des 
unmittelbar Borhergehenden; allein die Schriftzuge find ganz von 
derfelben Zeichnung und nur etwas größer, als die des erften 
forgfältiger gefchriebenen Theils des Buchs, fo daß ich denn fehr 
geneigt bin anzunehmen, daß die Worte bald nach Vollendung 
des Werks eingefchrieben worden und fogar von dem Schreiber 
diefes legteren felbft herrühren. Da mir nun ein waadtländis 
ſches und mithin früher bernerifches Städtchen Eudrefin am 
Neuenburger See bekannt war,. fo lag die Vermuthung nahe, 
taß das Buch einem Bewohner diefes Städtchend, Namens 
Peterman gehört und fpäter in die Hauptſtadt gefommen. 
Ein Nachfchlagen in Leu's eidgenöff. Lexikon führte aber auch 
noch zu einer andern Hypotheſe. Daſſelbe fagt nämlich .unter 
dem Worte Cudrifin, ed babe in jener Stadt ein adliches 
Geſchlecht gleiches Namens feinen Stammfig gehabt, ſey aber 
fpäter ausgeflorben, doch komme noch im 3. 1445 ein Stabt- 
fchreiber Namend Sacob Eudrefin in Freiburg im Uechtlande 
vor, ob aber verfelbe noch zu jener Familie gehöre, fey unge 
wiß. Da nun Petermann fich auch haufig ald Vorname flatt 
Peter findet, und da ohne Zweifel die Stadtfchreiber = und 
Notaritellen im M. A. oft vom Vater auf den Sohn übergin: 
gen, fo wird man verfucht anzunehmen, daß das Werk in Frei: 
burg verfaßt worden und daß Peter Eudrifin nicht blos der 
Eigenthuͤmer, fondern auch der Ueberſetzer beffelben geweſen. 


1) Eine verfchiedene Anficht über die Heimath der Handfeprift äußerte 
der verftorbene Freiherr Friede. v. Laßberg in feiner Ausgabe 
des Schwabenfpiegeld, deren Bollendung dem Unterzeichneten über 
tragen worden ift. N. 
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Es bleibt noch übrig, von der Art, wie ber Weberfeßer fei- 

nen Stoff behandelt, einen Begriff zu geben. Wir’ verweifen 
in diefer Beziehung zunächft auf dad von Prof. Rheinwald 
mitgetheilte Gap. 80, des zweiten Theils des Landrechts: Cui 
lan doit prandre por det (Cod. Ambr. Art. 247.), ſetzen 
dann noch das erfle Gapitel des Landrechts hierher und zeigen 
endlich an einer Reihe von Capiteln, in wieweit biefelben von 
den in ber neuen Ausgabe von Wackernagel, deren erfte Bo⸗ 
gen und vorliegen, benutzten Texten abweichen. Zreilich bleibt 
in .diefer lebten Beziehung bei der großen Werfchiedenheit der 
Handſchriften des Schwabenfpiegeld noch häufig Zweifel, ob das, 
was jest als freie Umarbeitung erfcheint, doch nichts weiter als 
Ueberfegung gerade des Exemplars, welches der Ueberfeger über: 
frug, gewefen. 

Das erfte Gapitel des Landrechts hat die Weberfchrift: Or 
comancerons deis franches genz, und lautet: Nos devons 
savoir quel il sunt trois manieres de franches genz quel 
dreit il hunt. Une maniere i a que un apele hauz frans 
come princes qui hunt autres frans desoz say a homes, 
Li autres sunt homant aus princes et a granz barons. La 
tierce maniere ce sunt frans vilain qui habitent per les vi- 
lages. De ceaus ha uns chescons son’ droit per soy, ausi 
com nos vos dirons cy apres. In dem folgenden Gapitel 
(edit. Wackern. Cap. 3. 4. 2)) fteht ftatt „büttel” un co- 
mandour — que un apele an aucons lues un. sautier; bei 
borgraves ber Zuſatz: que sunt ausi com vidomno; fodann 
ftatt lipnare ur. f. w.: marcheandises qui affierunt a vestir 
et norrir lo cor de lome. Das gleich darauf folgende Wort 
„frevel” wird durch frewelies wiedergegeben und fo fpäter im: 
mer, Nach „von romifcher pfahte” endlich findet fich der Zu: 
faß: ou de. par lo roy de charloiz. Sn Cap. 3, (Cod. 
Anr. 5.): fteht ſtatt „Ddienfimann” li chastelein banneres et 
vavassour, während dagegen fpäter in der Regel das deutſche 
Wort dienstman beibehalten if. Sn Cap. 4. (6.) manche un: 
bedeutende Abweichungen; in Gap. 5. (7.) jtatt: Aber nement 


2) Der von Wackernagel zum Grunde gelegte Bert ift der des 
Amrafer Eoder. 
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fie niur eined mannedteil: mas il ne pregnent mie for que 
tant comme uns souz hons prendroit, cest a dire taut 
comme lour peres eust pris se il eust parti a son pere en 
sa pleine vie. In Gap. 6. (8.) wird „gefchäfebe” mit „te- 
stament” überfegt und flatt: „unter wip unb kind die uzge— 
ftiuret find” jteht bloß: a ses hoers. In Cap. 7. (8.) wird 
„erbeguot” mit „muebles” überfegt und flatt: „hat die fiben 
geziugen verleit”, fteht: il soffit bien et Hi doit un paier. 
In Cap. 9. (9.) ſteht gleich im Anfang flatt „jener” deutlicher: 
eil an la.cui main il sunt plage; in Eap. 11. (10.) ftatt: 
„Hat aber fin. erben’: bis .zu »daz fi im gap”: et sele ha 
boers qui degent hiriter apres sa mort li mariz san puet 
bien aidier an sa vie sau que vandre. et se il hunt hoers 
antre aus a ceaus demuere ce que ele avoit aporte soit 
muebles ou hiritages. Cap. 14. (12, 13.) flatt „ungetat” fol 
consoil, ftatt „verfprechen” folemant parler. Cap. 15. (14.) 
ftatt ‚bi ie pflegende fint”, por ce que il ne sewent gover- 
ner; ſtatt „die der Dinge vor gerichte überziuget fint”, tuit cil. 
Cap. 16, (15.) flatt „hat er weder Eint” ıc, was auf den Bater 
ginge, richtiger: et li fiz na fame ne anfanz; bei: „hat ber 
fun ander guot” beigefügt: per sa poene; Dagegen bie übers 
flüffigen Worte: „unde gilt im got gefchäfte” und fpäter „ein 
ieglich menſche iſt erbe“ ganz weggelaſſen. Cap. 17. (16.) gleich 
im Anfang ſtatt „da mit hat er daz erbe“, tot liritage que il 
devroit avoir de pere et de mere. Der Satz: „unde mit 
dieſen drien dingen — an fein flat” fehlt. Ferner bei „fo lenge 
danne der menfche” das überflüffige Einfchiebfel: acrest sa vie 
an porter honour a son pere et a sol mere et an facent 
lo contraire lo decrest ete.; nach: „unde die bruoder noch 
ander pfaffen”, ou aucons autre de ses amis; ftatt „umbe 
zitlich gelt”: por det qui est a vie et ne mie per heritage 
for que de mobles. In Cap. 19. (18.) ftatt „die fwabe”: 
li awabons und fo immer und flatt „Swaebifh reht” ꝛc.: li 
quez droiz ne se descorde for que diritage ou a dire iu- 
gemant. Sn Cap. 20. (19,) ftatt: „ann .finer erben urlop”, 
per la congie etc.; nad: „riches guot”, for que an mo- 
bles. In Gay. 20. wird „Morgengabe” immer mit „estrine” 
überfeßt; in Gap. 21. (20.) flatt „ze lipgedinge”: tandis come 
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ele vit, flatt „morgengabe” überhaupt ce que il ha done a 
se feme. Weiter unten fehlen die Worte „um ir morgengabe” 
und flatt „der richter fol ir die morgengabe wider antmwerten”: 
li iuges li doit randre la querele per entier et les fruiz dou 
tantz passe. “Endlich fehlen die Worte: wil fi fin nit entbes 
ven — ze rechte tuon fol. — Bon fpäter vorfommenden Ei» 
genthümlichkeiten, die und beim flüchtigen Durchlefen aufgefto- 
Ben, zeichnen wir aus: in I. 44. (40.) findet fich die auch in. 
deutfchen MSS. vorkommende Unrichtigleit: Les franches viles 
scipto et non scipto; in I. 89. (75.) fteht ftatt „daz befcheide 
wir alfo” das Wort: Glose; in I. 123. (106.) larcevuesque 
de meance qui est chanceliers an germanie cest a dire an 
alamagnie; in I. 128, (109.) fteht ft. „Frankenfurt”, „Fran- 
kenburc” und in I. 134. (114.) find fehr viele Städtenamen 
falfch‘ gefchrieben, 3. 8. Welbergen ft. Havelberg, Brein ft. 
Bremen u. f.w. Sn 1.145. (124.) heißt ed: et lo doit aior- 
ner aus assises dou pais cest li lantag und ebenjo im Lehn⸗ 
recht Gap: 17. per les assises dou pays que nos appellons 
lanttag. Im zweiten Theil des Landrechts endlich Gap. 84. 
(251.) fteht fl. „dienftlute”” cex qui ne sunt fraus et sunt 
an servitu a la merci dou seigniour come sunt home lyge 
et home talliable. 
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Mit befonderer Freude übergebe ich den Freunden des deut: 
ſchen Rechts die nachfolgende Abhandlung, nicht etwa‘, weil ich’ 
ihr felbft einen befondern Werth beilege (fie ift in den Stunden 
entitanden, die ich einer größern Arbeit, bie mich feit mehreren 
Jahren befchäftigt, abgemüßigt habe), fondern weil fie den An: 
fang macht, ein längeres literärifches Schweigen zu brechen; ein 
Schweigen, welches bis zu dem beflimmt erreichten Ziel, unter 
Berhältniffen, die geeigneter waren ein befferes Streben zu er: 
drüden, als e8 zu fördern, unter Erfahrungen, — weldye hier’ 
beſſer unbeleuchtet bleiben — im Dienfte der MWiffenfchaft zu 
bewahren, dieſe mir den Muth und die Ausdauer gegeben hat. 
Mit Freuden übergebe ich fie denfelben aber vorzüglich auch um des⸗ 
halb, weil damit die eigene thatige Tiheilnahme an einem Unter: 
nehmen beginnt, welches nun nach manden Bemühungen, wie 
wir hoffen dürfen, feſt begründet fleht, und wenn die freudig be: 
grüßenden Ermuthigungen, die fo bereitwillig entgegenfommenden 
Zuficherungen der Theilnahme, fich in einem entfprechenden Maße 
bewähren, zum Nutzen unferer deutſchen Rechtswiſſenſchaft her: 
anblühen wird. — Unfer deutfches Recht, welches fih mußte 
gefallen laſſen von der ftolzen römifchen Trireme, als ein befchei- 
bender Nachen, deſſen man in Fällen der Noth doch nicht völig 
entrafhen Tonnte, nachgezogen zu werden, ift nun zu einem 
Baue herangewachfen, der es jest fehon verfehmäht, feine Habe 
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mit fremder Flagge zu deden. Nicht kann ed dem, der dem 
Fortſchreiten unferer juriftifchen Literatur mit Aufmerkfamfeit 
folgt, entgehen, wie die Inftitute des deutfchen Rechts, die bis 
auf die neueite Zeit herab in eine römifhe Form ſich mußten 
zwingen laffen, in eigenthüumlicherem Weſen und Geitalt hervor: 
treten, wie ber Zufammenhang und Geift der deutfchen Rechte: 
fofteme der Anſchauung näher gebracht wird, wie man fich des 
- wahren Verhältniffes des römifchen Nechted zum beutfchen und 
zur gegenwärtigen Lebenögeftaltung, bes Zieles, welches unferem 
Streben vorgefeßt fein muß, Mlarer bewußt wird. Mit meinem 
werthen Mitherausgeber theile auch ich die Anficht, die in neue: 
ſter Zeit noch manches Drgan gefunden hat, daß und eine Zeit 
fommen wird und muß, wo das römifche Mecht, welches nicht 
nur einem Theil feines Inhaltes nach, fondern auch als eine 
concrete Maffe inmitten unferes Rechtslebens hineingepflanzt ift, 
in diefer feiner äußern Form und Geltung wird überwunden, 
und zu einem Glemente, welches die Gegenwart mitgeftaltet 
"bat, berabgefegt ober vielmehr wirb erhoben worden fein. Das 
gründlichere Studium des germanifchen Nechtes, ed bat nicht 
allein für dieſes bereitd feine Früchte gezeitigt, es bat auch fchon 
dazu beigetragen, den Standpunkt der Betrachtung der Rechte: 
wiffenfchaft in ihrem ganzen Umfang zu erhöhen und einen 
freien Blick über diefelbe zu gewähren. Nicht den directen Ops 
pofitionen allein, auch den flillwirkenden jenes Studiums, glaube 
ich, muß es zugefchrieben werden, daß wir bewährt worden find 
vor der Einfeitigkeit, die fich feftzufeßen drohte mit der neu bes 
gründeten gefchichtlichen Behandlung der Zuriöprudenz, welche 
diefe felbft zu neuem Leben erwedt hat. Die Beſchaͤftigung mit 
dem beutfchen Nechte mußte brechen die übermäßige Vorliebe, 
mit welcher man ſich dem römifchen, dad Maaß der menfchlichen 
Würdigung dafür verlierend, zugemwendet hatte; fie mußte, zurüd: 
führend von ber Verſenkung in abgefchiedene Zuflände, die Blicke 
auf dad Verhaͤltniß dieſes Mechtes zur Nachwelt und zur Ge: 
genwart binrichten. Das germanifche Recht an fich fordert eine 
andere Weiſe gefshichtlicher Behandlung; aus einem umfafjenden, 
im Einzelnen Dürftigen, in feinem Zufammenhang überreichen 
Material hat der Germanift durch eine umſichtige, aber 
freiere Beherrſchung deſſelben, wir möchten faſt fagen, duch 

















Das Pfaͤndungsrecht. 169 


eine probuctive Geiftesthätigkeit, feine Rechtsgeſtalten zu formen; 
bie ausgezeichnetſte Gabe fcharffinniger Deutung wird ihn im⸗ 
mer nur hülflos laſſen. Wie weit der Germanift in feinen ges 
ſchichtlichen Rechtöforfchungen auch in die Vergangenheit herab: 
fteigen mag, er hat es faft immer mit Ideen und Rechtöinftitu: 
tionen zu thun, die mehr oder weniger in der Gegenwart (wenn 
man nur nicht oft aus Unkunde oder gefliffentlich die Fäden zer: 
siffe) ihre Ausgangspunkte haben, die, wenn auch verändert, 
fortleben in einem noch befeelten und fchaffenden Volles 
bafein. Und es fteht der, welder in ber Mitte dieſes Dafeins 


geftelt, es felbft zu ergründen und zu begreifen ſucht, fich ange: _ 


wieſen, ftet3 feine Blicke von dem Gewordenen auf dad Wer: 


dende zu richten. Oder follte etwa die Gefchichte des Stäbtewes’ 


ſens nicht in den Mittelpunft auch der politifchen Bewegung 
ber Gegenwart verfegen? Sollte die Lehre von den Bauergü⸗ 
ten In ihren Anfängen und Fortgang, nicht auf die weientlich: 
fien Fragen über die Grundlagen des flaatlichen Gemeinlebens 
hinleiten? Wahrlich, wer bei Anmeifung auf ſolchen Stoff nus 
todte Rechtfäge zu formuliren vermag, um allenfalld das Exem⸗ 
pel eined casus in terminis auszurechnen, weſſen Geift — und 
wir bürfen gerade in Bezug auf deutſches Recht, mit Fug 
fagen — weflen Herz dabei kalt und regungslos bleibt, wer 
durd einen fo großartigen Stoff fich nicht felbft erhoben fühlt, 
— der an ihn fich nicht empor zu ringen vermag, dem ſcheint 
Die Natur das Meifterwort nicht gegeben zu haben, welches die 
Dforten einer Wiffenfchaft eröffne. Indem durch die reifere 
Erfenntniß des germanifchen Rechtes neben dem römifchen, Die 
Rechte zweier Voͤlker — vorzugsweife beftimmt, die geiftige Fort: 
entwicklung zu tragen und fürdern,. — neben einander geftellt 
waren, war dadurch von felbft die Nöthigung herbeigeführt, fie 
in ihrer Verfchiedenheit und wieder in ihrem Zufammenhang zu ers 
fafen, und dadurch die Hinweifung gegeben auf jene höhere Ein: 
beit, welche in den verfchiedenen Rechten der Voͤlker fich offen: 
bart. Die Wiffenfchaft des germanifchen Rechtes, welches mehr 
wie jeded andere eine gefchichtliche Behandlung fordert, hat auch 
ihres Xheiled dazu beigetragen, die Rechtöphilofophie, zu rehabili⸗ 


. 


tiven. Seit auch die Philofophie dem Anfpruch entfagt hat, das " 


Recht a priori zu conftruiren, ſeitdem fie nicht mehr ideale Bu: 
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ſtaͤnde ſchafft, fondern zu dem Leben und der Wirklichkeit, an 
welche fich der Juriſt gewiefen fieht, zurückgekehrt ift, fehen voir, 
wenn bie eigene Beobachtung nicht trügen follte, Die frühere 
trennende Kluft mehr fich füllen und ebenen. Zwar iſt noch viel: 
fach von einer biftorifchen und philofophifhen Schule die Rede, 
nicht etwa nur ald von zwei verfchiedenen Richtungen, von denen 
zum Nachtheil der Wiflenfchaft die eine ober andere ein verderb⸗ 
liches Webergewicht erhalten koͤnnte, fondern als von einem bie 
jegige. Suriöprudenz beherrfchenden, in feiner ganzen Schärfe be 
flehenden Gegenſatz; von einer Parteiung, welche die Trias von 
Pietiften und Rationaliften, Abfoluten und Liberalen vollmachen 
könnte; am meiften ift es aber bei folchen Laien ber Zall, welche 
uͤber alle Richtungen der Zeit, fie wuͤrdigend und von ihrer 
Höhe ermeſſend, über alles Willen im Himmel und auf Erben 
mitzureden fich berufen fühlen, und denen durch folche allgemeine 
Kategorien, eine treffliche Gelegenheit geboten ift, fir dad was 
fie nicht wiffen, fich doc, etwas zu denken, oder wohl nad) ganz 
äußeren Merkmalen, die fie bei dem Einen oder dem Andern ges 
wahren, wenn ed Noth thut die Boͤcke von den Schafen zu fon- 
bern. Es liegt außer dem Kreife dieſes hier weiter auszuführen; 
es werden biefe wenigen Bemerfungen aber eine Andeutung mei: 
ner Anficht gegeben und dazu gedient haben, darzuthun was biet 
vorzüglich bezwedt war, daß unter den Redactoren dieſer Beit- 
ſchrift eine Uebereinftimmung mindeftend in den Hauptpunften 
berrfcht, fo daß nicht nur, was über den Zweck der Beitfchrift 
bemerkt worden, ald aus beiderfeitigem Sinne gefchrieben ange- 
fehen werden kann, fondern ich auch nicht entfiehe, einen gro: 
Ben Theil der Bemerkungen über dad Dafein und dad Wefen 
des deutſchen Rechtes in diefem Sinne mir anzueignen. Eine 
ſolche Webereinftimmung war bei der Begründung unferes Un: 
ternehmens fo wünfchenswerth, als fie bei beffen Leitung von 
Zolgen werden kann, wiewohl es keinesweges Abficht der Re: 
dactoren ift nur einer beflimmten Anficht, fei es über dad Mefen 
des deutfchen Rechts überhaupt oder über einzelne Gegenſtaͤnde 
defielben ein Organ zu fchaffen wollen. Die Zeitfchrift ift zur 
freien Rede und Gegenrede beftimmt, und gerade wenn in und 
durch diefelbe die weſentlichſten ragen und Gegenftände unferer 
Wiſſenſchaft von verfchiedenen Seiten her beleuchtet, und ihrer 
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richtigen Auffaffung, ihrer Loͤſung näher gebracht werden follten, 
werden die Begründer diejenige Genugthuung und Belohnung 
- finden, wonach fie trachten. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß eim folches Unternehmen gerade im Anfang manche Schwie: 
vigfeiten zu überwinden hat, erft allmählig eine feftere Geſtal⸗ 
tung gewinnen Tann und bi dahin insbeſondere das thätige 
Wohlwollen und die vertrauende Nachficht in Anfpruch nehmen 
muß. 


Eine ſolche Nachſicht moͤchte ich aber noch beſonders auch 
fuͤr mich, in Bezug auf meine erſte thaͤtige Mitwirkung bei dieſer 
Zeitſchrift erbiten. Wenn ich in einer, nun wohl nicht mehr 
fern liegenden Zukunft meine Muße derſelben mehr ausſchließlich 
werde widmen koͤnnen, ſo wird mein Streben dahin gerichtet 
ſein, einen gewiſſen innern Zuſammenhang nicht nur in den 
Sinn und die Weiſe der Behandlung meiner Beitraͤge, ſondern 
auch in der Wahl des Stoffes derſelben zu bringen, ohne darum 
das was durch die Gelegenheit ſich darbietet auszuſchließen. 
Bei der Wahl zu dieſem nun vorliegenden bin ich allerdings, mit 
und zunächft durch einem gewiffen Zufall geleitet worden, indem 
die Studien für das germanifche Strafrecht mir einen Zheil 
des bier verarbeiteten Materialö zugeführt haben. Doch glaube 
ich, daß der Zufall, fo weit ihm hier ein Antheil gebührt, ‚nicht 
ganz unglüdlich gewaltet bat. Wiewohl Feine Rechtöinflitution 
für ſich allein befteht, fondern jede in verfchiedene Theile Des 
Rechtöfnftems übergreift, fo Fommt doc dem Pfändungsrecht 
eine gewiffe größere Abgefchloflenheit zu, Die es für eine folche 
befondere Behandlung geeignet macht. Wiewohl ed in das dl- 
tefte germanifche Rechtöleben zurücführt und nur aus dieſem ge: 
börig erfaßt werben Tann, gehört es nicht minder zugleich der 
Gegenwart an; und wenn auch in ber-Umgebung einer etwas 
umfangsreichen biftorifchen Zurüftung,, werden fich für die, wel- 
he ihrer zunächft bedürfen, unmittelbar für die Rechtsanwendung 
brauchbare Säbe und Ergebnifje nicht vermiffen laſſen. Es wird 
inöbefondere bei dem Theile des Pfändungsrechtö, welcher noch 
heutigen Tages feine gemeinrechtliche Gültigkeit behauptet ‚hat, 
ſich hervorſtellen, wie das römifche Recht auch auf ſolche SInfti- 
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tute, von denen man annimmt, daß fie ihren germanifchen Cha: 
rafter am meiften rein bewahrt haben, eingewirkt hat, und wie 
es zur rechtöhiftorifchen Behandlung nicht genügt, etwa nur ben 
Sinn und Bedeutung eined Inſtitutes aus den älteren Quellen 
zu ergründen, fondern die Einwirfung der Zeitanfichten, die fich 
im Rechts: und Staatöleben auögeprägt haben, die Auffaffung 
der Juriſten, die den überlieferten Rechtsftoff handhabten und ihn 
ſelbſt für die Gefebgebung zugerichtet haben, nicht aus den Aus 
gen gelaffen werden dürfen. Bei diefer ausgefprochenen Weber: 
jeugung wird man ed auch nicht etwa einer Vorliebe für das 
Antiquarifche zufchreiben, wenn ich (und bei andern Gegenftän- 
den hoffe ich fol es noch erfolgreicher gefchehen), zu der Er: 
laͤuterung und Begründung germanifcher Rechtsanſichten auch die 
altnorbifchen NRechtöquellen herbeigezugen habe. Worläufig muß 
bie Art und Weife der Benutzung dieſes rechtfertigen. Weber 
ihre Stellung zum deutfchen Recht follen gelegentlich einige Be⸗ 
merkungen mitgetheilt werden. 


A. Bisherige Auffaſſung und et des Pfän⸗ 
dungsrechtes. 


Schon die verſchiedene Stellung, welche in der ſyſtemati⸗ 
ſchen Darſtellung des deutſchen Rechtes der Pfaͤndung gegeben 
wird, duͤrfte eine erneute wiſſenſchaftliche Behandlung dieſer Lehre 
rechtfertigen, da ſich ſchon hierbei die Verſchiedenheit der An⸗ 
ficht, felbft über den Hauptgeſichtspunkt, aus welchem das In⸗ 
flitut zu betrachten ift, Fund giebt. — Es laſſen fich aber im 
Allgemeinen drei verfchiedene Stellungen, die man der Pfändung 
angewiefen hat, unterfcheiben. 

1. Eihhorn handelt von ber Pfändung in der Lehre von 
den Vertraͤgen 1). Das Recht auf eine Sache, um ſich daraus 
fir eine Forderung bezahlt zu machen, lehrt er, konnte nad) 
deutſchem Recht entflehen. durch Wertrag (Pfandeontract) oder 
durch eigenmächtige Befignahme (Pfändung). Er iſt hier wohl 
Runden 2) gefolgt, der indeß den Uebergang vom Pfandcontract 





1) Eichhorn Einleitung in d. deut. Privatrecht. $. 123. 
2) Runde Grundf. d. deut. Pr. Rchts. $. 222 a. b. (8. Aufl, 1829.) 
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zur Pfändung dadurch noch einigermaßen vermittelt, daß er fagt, 
im M. A. konnte ein Pfändungsrecht (vermöge der Pfandelaufel) 
auch durch Bertrag entflehen, diefes ift jeßt unerlaubt, aber 
es giebt ein erlaubtes Pfändungsrecht, dad nicht auf Vertrag 
beruht. Beide handeln alfo unter der Rubrik von den Vertraͤ⸗ 
gen von einem Recht, zu deſſen Entftehung ed eined Vertrages 
gar nicht bedarf. Bei Runde gefhieht diefed in Beziehung auf 
einen heil, deö noch erlaubten Pfaͤndungsrechts, bi Eichhorn 
in Beziehung auf die ganze Lehre, da er der Pfandungöclaufel 
nicht die Kraft eined Vertrages giebt und alfo die Pfändung gar 
nicht ald auf Vertrag berubend anſieht. Eichhorn gebt alfo 
lediglich von dem Geſichtspunkt aus, daß durch die Pfändung 
ein Pfand entfteht, wie durch den Pfandcontract. Es ift beim 
Snftitut der Pfändung aber gar nicht das Charakteriſtiſche, daß 
dadurch ein Pfand entfteht, fondern die Art und Weife wie es 
entfteht. Wir werden aber nicht nur fehen, daß gar mande 
Berfchiedenheit zwifchen den Rechten obwaltet, welche. aus einem 
genommenen oder einem geſetzten Pfande entftehen, fordern 
‚ daß bei erfterm oft (3.3. bei der Pfändung um bie Verjährung: 
zu unterbrechen) faſt lediglich nur das Ergreifen der Sache, unb 
faft gar nicht das Behalten und dad Befriedigen aus berfelben, 
in Betracht kommt. 


2. Bei vielen Nechtölehrern finden wir die Pfändung bei 
den dinglichen Rechten; fie wird in Verbindung mit dem Beſitz 
abgehandelt. Doc, läßt fich hier ein zweifacher Standpunft un: 
terfcheiden. a) Der eine Tann ald der der älteren, befonders der 
fächfifchen Suriften, bezeichnet werden, welche in der deutſchen 
Pfändung vorzugsweiſe ein geeignetes Mittel fanden, die römi- 
[che Verjährung zu unterbrechen, den Befig zu ſchuͤtzen 2). Die 
Pfändung wegen eines zugefügten Schadens wird dann (wir 
werden unten fehen, wie diefe Anficht entflanden ift) auch unter 
den Gefichtspunft einer Beſitzſtoͤrung gebracht; die Pfändung 
wegen Schuld übergeht man aber wohl als ein veraltetes Inſti⸗ 
tut, als wenn durch die Veraltung auch der innere Zuſam⸗ 
menhang, der früher flatt gefunden haben muß oder kann, ‚aufge: 


3) So 3.8. Haubold Saͤchſiſches Privatrecht 8. 123. 
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hoͤrt haͤtte, und bei der Auffaſſung des Inſtituts nicht in Be⸗ 
tracht komme. b) Von einer andern Anſicht gehen neuere Ger⸗ 
maniſten aus, indem ſie die Pfaͤndung mit der Gewere ver— 
binden. Albrecht hat derſelben dieſe Stellung angewieſen. 
In der Gewere an Immobilien hat er gelehrt, iſt zugleich die 
an aller fahrenden Habe enthalten, die ſich im Umkreis des 
Grundſtuͤckes befindet 2), woraus dann folgte, daß der Inhaber 
von Haus. und Hof nicht des richterlichen Beiſtandes bedurfte, 
um fich einer. Sache, die im Beſitz eines Andern, aber innerhalb 
der Gewere war, zu bemächtigen; und hieraus fol fich dann 
das eigenmächtige Pfändungsrecht des Beſitzers von Grundftuden 
wegen Beeinträchtigung des Beſitzes durch einen Andern, fo wie 
andererſeits die Unrechtmäßigkeit jedes MWiderftandes ergeben °). 
Das Pfändungdrecht des Miethers wegen fehuldiger Miethe 6), 
bed Gutsherrn und Rentekaͤufers wegen verfeffener Zinfen wird: 
Bay: ebenfalld aus der Gewere erklärt ). Es bot fich dem 
gen. Berf. Feine Veranlaffung und Gelegenheit fich darüber auszu⸗ 
forschen, ‚ob er. Die. Pfändung wegen anderer Eundiger Schuld, 
auch im altern. deutfchen Recht fir begründet halte, und in wel⸗ 
chem Berhältniß fie. zu jener ‚durch eine Gewere begründeter 
Pfändung ſtehe. Dieſe Albrecht’fche Anficht von der Pfän: 
dung hat fih Mittermater zu eigen gemacht. „Als Ueber: 
— ſagt er — einer altdeutfch rechtlichen Anficht, nach 

er Befiger von Grundftüden, deren Gewere widerrecht: 

bt wurde, die in feine Gewere wider feinen Willen ges 
bewegliche Sache pfanden Fonnte, kommt vermöge all: 
Gewohnheit noch jeht das Pfändungsrecht vor, ald die- 

eines Eigenthümers bei widerrechtlichen Befchädigungen 

idſtuͤcken und Beſitzſtoͤrungen die ſchaͤdliche Sache oder 
uͤberhaupt eine dem Beſchaͤdiger gehoͤrige bewegliche Sache in der 
Abſicht wegzunehmen, ſich den Erſatz des Schadens dadurch zu 
ſichern, oder die Nachtheile kuͤnftiger Beſitzſtoͤrung abzumen: 





4) Albrecht von der Gewere S. 19. 

5) Albrecht a. a. O. ©. 21. 

6) Albrecht a. a. O. S. 74. S. 170. 

7) Albrecht a. a. O. S. 75 not. 1520. ©. 159. ©. 170 
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den 2)” Die Pfändung wird hier ald ein aud dem Grundbeſitz 

hervorgehendes, zu deſſen Bewehrung dienendes Inſtitut darges 

ſtellt; die Pfändung ald Recht des Gutöherrn wird, ohne 

Hindeutung auf eine Verbindung damit, an anderm Drte er⸗ 

wähnt 9), und die wegen kundiger Schuld bleibt ganz unbe 
rührt. 


Anders faßt Phillips, der auf einem ähnlichen Stand: 
punkt fteht, die Sache, indem er fie nach feiner Weiſe erweitert 
und verallgemeinert. Die Pfändung wird ald ein aus der Ge: 
were entſpringendes Schutzmittel dargeſtellt 19), indem jedem In⸗ 
haber einer Gewere an Grundſtuͤcken die Befugniß zugeſtanden 
haben ſoll, Perſonen und Sachen unter beſtimmten Vor: 
ausſetzungen zu ergreifen (fangen — fahen — pfahen, daher 
Pfandrecht) ohne dadurch einen Friedensbruch zu begehen. 
Er zählt dann die Fälle auf, in welchen diefes nach feiner- An: 
ficht flatt gefunden haben fol und die, fo weit fie bier für ung 
in Betracht kommen, folgende find: Der Inhaber der Gewere 
kann jede Perfon (2), melche unbefugter Weiſe fein Grundftüd 
betritt, ergreifen. und fefthalten, insbefondere dann, wenn dieſe 
irgend einen Schaden, 3. B. an Wieſen oder Felder, anzurichten 
droht. — Ein Gleiches kann er thun mit fremdem Vieh, wel⸗ 
ches auf fein Grundſtuͤk kommt. — Wenn Jemand innerhälb 
der Gewere eines Andern wohnt und dieſem etwas ſchuldet, ſo 
dienen alle ſeine Sachen und ſelbſt ſeine Perſon dem Inhaber 
der Gewere zur Sicherheit, der daher im Nothfall die Perſon 
und die Habe ſeines Schuldners feſthalten kann. — „Ein aͤhnliches 
Verhaͤltniß — ſetzt der Verf. hinzu — kann in Folge eines Ver: 
trages dadurch entſtehen, daß der Inhaber eines Grundſtuͤckes 

einem Andern ein Darlehn giebt, und dieſer ſich mit ſeiner Habe, 
im Nothfall u mit feiner Perfon, zur zeitgemäßen Rüdzah: 
lung verhaftet.” „Es laffen fich, fchließt er dann, zwei Haupt: 


8 Mittermaier Grundfäge d. deutfch. Privatrechts. Cöte Aufl.) 
S. 157. 
9) Mittermaier a. a. ©. $. 181. 


10) Phillips Srunl d. gem. var, Privatrechts. 2te Aufl. Bd. I. 
©. 403 ff, 
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fälle dee Pfändung (fremder Sachen, wofür bie Auddbrüde 
Dfand, Pfändung vorzugsweife gebraucht wurden) unterfcheiden, 
erftend wegen - Störung des Beſitzes und zweitens wegen 
Schuld, weldhe leßtere infonderheit dann vorfam, wenn bie 
Schuld durchaus ‚liquide war.” Indem wir das Uebrige, zu deſ—⸗ 
fen Erörterung fich erſt fpätere beflere Gelegenheit bieten. wird, 
bier noch auf fich beruhen laffen, kann nicht unterlaffen werden, 
darauf aufmerffam zu machen, wie der Verf. ſich in Verlegenheit 
zu befinden ſcheint, bie Pfändung wegen Schuld Überhaupt ald 
ein aus ber Gewere entfpringendes Inftitut zu rechtfertigen und 
dieſes wie es fcheint dadurch erreichen zu wollen (was freilich 
mehr angedeutet ald audgefprochen ift), daß der Darleiher als 
Inhaber eines Grundſtuͤckes targeftellt wird, in deſſen Ge 
were der Schuldner durch den Vertrag gleichfam ein fingirtes 
Domicil nimmt, um dem Darleiher fo ein Fangrecht in Bezug 
auf feine Perfon und Güter zu verfchaffen. Wie aber, wenn ber 
Darleiher nicht Inhaber eines Grundftüdes geweſen? 


3. Eine dritte Claffe von Rechtölehrern faßt. das Pfänz 
dungsrecht aus dem Gefichtöpunft einer erlaubten GSelbft- 
huͤlfe (ohne eine nothwendig nähere Beziehung zur Gewere) 
auf, und ftellt dafjelbe daher zu den (außergerichtlichen) Mitteln 
zur Geltungmahung der Rechte, fo daß ed gewillermaßen dem 
römifchen Retentionsrecht (in fo fern man dieſes noch ald Selbft: - 
huͤlfe gelten laffen will 211)) zur Seite tritt. Hier ift vorzüglich. 
in neuerer Zeit vorangegangen Maurenbrecher 12). „Das 
Pfaͤndungsrecht — fagt er — tft dasjenige Recht, vermöge def: 
fen man bewegliche Sachen eines Andern eigenmächtig wegnehmen 
und bis zur Befriedigung feined Anfpruches zurüchalten Fann. 
Die Faͤlle deffelben find durch Gefeß und Gewohnheit beftimmt. 
Nach heutigem gemeinen Recht findet es nur ftatt 1) bei wi: 
derrechtlichen Befchädigungen und Störungen des Beſitzes, 2) in 
gefeglich beftimmten Fällen a) beim Gutöheren gegen den fäu: 
migen Bindmann, b) bei den Zünften gegen Pfuſcher. Das alte 
deutſche Recht geftattete außerdem jedem Gläubiger, feinen 





11) Schenk Retentionsrecht &. 65. 
12) Maurenbrecher Lehrb. d. heut. gem. deutfch. Rechts. 8. 17. 
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faumigen. Shhulduer zu pfänden.” — Mautenbrehern;ig 
dann zunaͤchſt Meufcher gefolgt 12), umnd wiewohl er eine Ents 
widelung ber dem Pfandrechte zum Grunde hegenden Idee nicht 
kr, ſcheint er ſich Dach am' meiſten der richtigen Auffaſſung 
ver Sache genähert zu haben, inhem ex bei:der ganzen Lehre den 
Ss voranſtellt, daß das deutſche Recht jedem Gläubiger geſtat⸗ 
tete, ſich durch eigenmaͤchtigt Ergreifung vom beweglichen Sachen 
bed ſaͤumigen Schuldners füs liundige, redtiche Schuld hezahlt zu 
machen,“ — und „dad noch jetzt ausnahmsweiſe geſtattete Wfgn> 
dungsrecht zum Schutz dei. Beſitzes gegen. widerrechiliſhe Beſchaͤ⸗ 
vigung, ne als —— ienem de (ft: and untn 
ordnet. 


2 i 
rd — Frag) 


s Aus See Aeberfict, bei der es nicht barauf — 
konnte, etwa die Anficht aller einzelnen Rechtslehaer antyegeben; 
wird bie Rage der Lehre ſich im Allgemeinen hervorgeſtellt Haben. 
Zugleich aber wird es ſich dadurch gezeigt haben, daß: hier nicht 
ausſchließlich, von dem heutigen Tages gemeinrechelichen Hans 
bungälnftitut‘ wegen zugefügten Schadens nnd wegen Befttzſtloͤ⸗ 
zung, welches allerdings - den Hauptgegenftand: unferer Mhand⸗ 
fung ausmachen foll, wird die Rede fein Finnen, ſondern daß wis 
auch das veraltete Recht wegen kundiger Schuld und: das nur noch 
partigulartechtfiche ber Gutöherren‘, wegen hrer Zinſen zu pfaͤnde/ 
werben’ erkäutern müffen. " Denn es me ſich hervorſtellen, IT) ) 
wir es hier mit Rechten, die In einer innern Verbirbung ftehen; 
zu thun haben‘, oder nicht. Es muß ſich hervotſtellen, auf !wel⸗ 
chem rechtlichen Fundamente fie deruhen, denn vavon haͤngt die 
Auffaffung des heutigen Pfuͤndungsrechtes und die Entſcheibung 
mancher "Preitigen Saͤtze ab. Ich Habe felbft geglaubt, und man 
wird leicht beurtheilen koͤnnen ob mit Recht, von den alten: 9:65 
richtlichen Pfändungsredt ausgehen zu milfen,. "um bass 
außergexichtliche in feiner wahren.Bedeutung erſcheinen ing 
laſſen. Durch dieſes Alles mußte die Abhandlung freilich ink 
etwas weitern Unifang erhalten und ed mußte Manches hinein⸗ 
gezogen werden, was nicht dem geltenden Recht unmittelbar ans 
gehoͤrt. Aber die .. auf — Pfaͤndungrecht fi ſi rg 
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German, Beitfchrift, 1830. 16 Heft, 
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den: und) :yabardy hervorgerufenen geſchichtlichen Eroͤrtecumgen 
dürften auch für den Zuſammenhang bed deutfchln an 
Bann nicht /ohne Bedeutung ſein. 

Was die Literatur. des Pfaͤndungsrechtes betrifft, fo * 
affetbe untürli in allen Lebrbüchern des beutichen Prientuchiäs 
in vielen Lehr: und Handbuͤchern der Particularrechte, und: Dast 
auch in ullen Werken über: dad Landwirthſchaftsrecht mit groͤßen 
rer ober geringerer Selbſtſtaͤndigkeit und Ausfhrlichkeit kehandeits 
In dns: Aufzählang, Beurtheilung einzugeben, wuͤrde bier: von 
keinem -chöfprechenben. Rugen fein. Ein paar Bemerkungen sts 
nügen. Unter den Lehrbuͤchern bed beutfchen Privatrecht? iſt in 
Beziehung auf unſern Gegenſtand das von Phillips in feince 
veuen Ausgabe hervorzuheben; er hat. die Pfändung mit...einer 
varhaͤlinißmaͤßig großen Ausfuhrlichleit und wie es ſcheint ik 
einer gewiſſen Vorliebe behandelt. : In ben Handbuͤchern über, 
Particularrechte iſt des Pfaͤndungsrechtes zuweilen mit keiner, 
Sulbe erwahnt, wie. B. in Thomas Fuldaiſchem Privatrecht z 
oft: wird ga-nyr ‚ganz kurz berührt, wie in von Kampk, 
Mecklenburgiſchem Civilrecht. Hagemann in feinem Land: b= 
wirthſchaftsrecht (& 317 — 324.) ‚giebt, größtentheils die. Saͤtze 
ans Preußifchen: Landrechtes, faſt woͤrtlich als gemeines Recht; 
wit welchem ˖ Grund, werden wir noch weiter unten fehen. $8: 
gemann.ifk ober bei ‚allen Späteren eine Autorität, ‚auf die 
wer. ſich vielfach beruf. — Es giebt. aber auch uͤber das, 
Yfaͤndungsrecht eine Zahl’ eigener, beſonders älferer Abhanblum 
gen. Meiſtentheils heſchaͤftigen fie ſich nur mit einzelnen Arten 
deſſelhen, beſonders den Pfaͤndungen wegen Schadens und Be 
Werdrungen, wenn fie auch die andesen. mehr, oder minper be: 
xühren; . es wird der Standpunkt. derſelben erſt Far. werdei 
wsun wir unten, befonders im letzten Theil der Abhandlung, wer⸗ 
Ren auseinandergeſetzt haben, aus. welchem Standpunkt die Ju⸗ 
en ſeit Einfuͤhrung des Roͤmiſchen Rechtes das Dändungerehr, 
bewachet babenz . Dlirchgängig laſſen fie Die: quellenmaͤßige Bei, 
grindung werwiffen;. hochftene legen fie ihrer Erörterung, ei einige 
Hallen des Saqchſenſpiegels, ein oder ein paar ‚pgräigularrecht: 
liche Verordnungen zu Grunde, Es gehörten hierher befonder®® 
S. Stryck Diss. de jure pignorandi. Franc. 1677. #5 
Deutſch: Trattat⸗ — Pſandgerecht. m. 4. — an 


® „sh „s' , 
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bamiatigerr Stand der Wiſſenſchaft die: genuͤgendſte und umfafs 
fendfte vor allen Abhandlangen. — Bu meinen Ueberraſchung 
habe ich in: Harprecht's oft angefichrter Abhandlung vemy 
Nändungsrecht. Zelle 1718, 4. (auch als: Anhang yır feineng‘ 
Rechte der Fuhrleute). fat nur. eine woͤrtliche Wiederholungder 
Strydiäen Differtation mit einigen Fleinen: Zufäßen: und rinen 
Anhang gefunden. Nähft Stryd dürften die beiden Leyſer⸗ 
ſchen Meditationen Nr. 101, und 59% zu nennen ſein, "works 
vide Hauptſaͤtze des Mfändungsrechtes ' zur Sprache kommen 
Hierher gehören ferner noch: Feldmann: jas georgioum de 
inclüsione animalium. :Lips.. 1678. md: Thomas de nos 
xia animaliım.. Fr.. a. M.. 1690. — C.EF. Honsmel..de; pi 
gnorktione .et custodia animalium pauperiem facientiunk‘ Eye; 
1774, (im Auszuge in. deſſen Rhups od. :Quaast: for. Obki 584.5 
beruͤckſichtigt ſchon bie m den Volksrechten vorkommenden Be⸗ 
ſtimmungen. — G. H. Bauer. de pignorationeé privata Lps. 
1910. 4. 14) erlaͤutert vorzugsweiſe und ausfuͤhrlich das: Sir 
fiſche Recht — Hoynk de 'Pap sndrecht'de inclusion® 
animalium. : Lugd. 1817. iſt mir aus der Anſichrung bei Mit⸗ 
texmaier bekannt.“ Die Abhandlungen von Gall, Kopp; 
Heim̃ bur g, die. jekt fait: nur ein geſchichtiches Datei — 
m unten ee werben. Ä | SE 2 


. — A ⸗ —R KL, 


B- Die, eeithrihe — ing. altern sermänifien 
Rech cht. F 


"Die — eceenſ. ſun der — Geimankn — he 
— Zwangsmittel getmgen: :Itiedloßlegung- und Pfaͤn— 
wumg. Man bhoͤnnte in gewiſſor Weife die Friedloslegung eine 
Execution gegen die Perſon, die Pfaͤndung eine Execution in 
bie Güter nennen. Doch iſt dieſer Gegenſatz nur fo zu ver⸗ 
fiehen, daß die Pfändung. wur: eine Entziehung von Gütern war, 
ohne dem’ Gepfaͤndeten etwas von ſeinen Rechten zu nehmen, 
ohne‘ feine er (M anny eili gkeit) zu verlegen, Daͤh⸗ 


Zu f} 5 .4d s ’ Lo 8 
14%). Beni — s. —— Offterasionen! von demſaben 
Werf. uͤber idenſelben Segenſtand beide dom J— — 0 anfähet; T8 bes 
ruht dieſes wohl auf einem Srrthum.: 1:.139q 
12 * 
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enh: die Friedloſigkeit dieſe aufheb, daher auch fein Bermoͤgen 
davon nicht unberührt blieb. Der aus dem Frieden Gekimdigte 
wurbe, wem er ſich nicht durch Flucht entzog, getoͤdtet, fein 
Vermoͤgen wurbe eingezogen, bei einigen Stämmen felbft fein 
Haus von des Gemeinde uiedergebrannt, gleichſam um feine 
Spur zur vernichten. 3%). Lebendftrafe war eine Friedlodlegung, 
wobei das Urtbeil, ohne daß dem aud dem Frieden Genommenen 
Zeit zur. Flucht gelaffen, oder ein Recht ſich auszuzichen gegeben 
wurde, gleich vollzogen ward. Die Zrieblofigkeit, weiche die 
Grundlage des germanifchen Strafrechtd ausmacht, wurde im 
monnichfachen Weiſe modificirt; aus ihr find alle übrigen Stra: 
fen, betvangegangen; außsr der Lebensſtrafe, non ber ſchon bie 
Ra war, Eril, Einziehung des Gutes u.f. w. 3 foll dieſes 
Ales. in dem Strafrecht der Germanen entwidelt und insbefons 
berg. dargethan werden, daß ber Zriebloslegung, die in unſeren 
Bolfsrachten: ſehr verdunkelt iſt, eine andere Stelung gebührt, 
als ihr bisher angewieſen worden. Indem ich daher worläufig 
die Nachſicht für ſolche Saͤtze in: Anſpruch nehmen muß, dig 
bier als ‚bloße Mehauptungen, gegeben werden, will ‚ich Darauf 
verweißen, daß im Sachſeuſpiegel peinliche Strafe und Pfaͤndung 
eben fo einander entgegengeſtellt find, wie es bier mit deu Zriede 
foslegung und Pfändung gefchehen if. Daß aber in dem in 
Betracht kommenden Artifel von außergerichtlicher Pfändung die 
Rede ift, giebt demfelben für den eigentlichen Gegenftand unfes 
rer Abhandlung 'noch ein höheres Intereſſe 1%), Man verfteht 
unter Pfändung aber die Wegnahme und zwar zunddft fah⸗ 
render Habe, um zur Erfüllung einer Nehtöpfliht zu zwin⸗ 
gen, In wie fern auch Hegende Guͤter gepfaͤndet werben Taums 
ten, kann hier unerörtert —— die Volksrechte re * 
nn an a 
25) Grimm“s RA. ©. 732 ft. 
1 ®; ar. IH. 20. $.2. He wet ok wol — up sime lande 
.ı RM die’t eret, ane des richteres erlof, durch dat he rechtey, 
zmede bekame. — 8S. 3. Mit ererne ne mach nieman.sin lif, 
'vetwerken noch sin gesunt, it ne si dat ime lant vor ge- 
richt verdelt is, unde vrede darover gewarcht is. Die Gloſſe 
.. 34. Ih 23. foot übnlich: ein jeder mag eimen um. allen schaden 


” pfenden, der.itun auf — folde — darum er nicht 
peinlich — — nd 
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darüber gaͤnzlich. Die -Pfändumg Tomte mamentiäch eintreten; 
&) wenn jemand nicht vor Gericht erfchien 17), im fo fern em 
ſolcher Ungehorſam nicht etwa ſchon Friedloſigkeit herbeifichrte 29), 
was theils durch die höhere Autorität des Gerichts, theils durch 
die Sache, um welche es ſich handelte, bedingt wurde; b) we⸗ 
gen Nichtzahlung von verwirkten Bußen und Bruͤchen; 0) we 
gen reiner Civilſchuld, fei ed, daß fie aus einer Schadenforder 
zung, einem Darlehn u. ſ. w. herruͤhrte. 

Eine ſolche Pfaͤndung wurde als ein geſetzlicher Raub (stru- 
eis legitima,) gedacht 19), Die alte NRechtöfprache hat für einen 
fokchen auch den bezeichnenden Austrud: Näma Es iſt be 
felbe beſonders den nosdifchen Nechtöquellen und ben angelfſoͤch⸗ 
fifchen geläufig (daher das fpdtere namiare), aber er kommt 
auch in deutfihen Rechtöquellen bed Mittelalterd vor 29%), Nahme 
ift das unfreiwillige, geraubte, Wedde (wetti) das freiwillige, 
geſetzte Pfand 21). Unfer deutſches Pfand, das in anderen 
germanifhen Rechtöquellen nicht vorkommt (wiewohl ed der vor⸗ 
difchen Sprache fonft nicht fremd ift), bezeichnet beide Arten. 


N In der Lex Bajuv. XII. 2. heißt ed: Si forte est aliquis tam 
adurus vei inobediens aut oontumax, rehellis justitiae, "qui non 
vult recte röspondere, non vult justitiam faoere, ille est contem- 
tor legis talis distinguatur a judiee. Vie legteren Wortk 
find wohl nur om einer Pfändung zu berfichen, da vorhergehte 
Pignorare nemini licoat nisi per jussionem judicis, — Hamb. 
Statuten v. 1270. IX. 14, „undo syt he dar en hoven, def 
schall he beteren mit 4 sch. unde so schall eme de Voghet unde 
Ae Rad panden ut sinen weren.” Andere Stellen noch bei ar 
brecht v. d. Gewere ©. 130. N. 2@q 

48) & 3. B. lex Sal. em. LIX. — „et ille qui admallatus ad 
nullupg placitam venire, nec per legem se educere voluerit, tunè 
Rex ad quem mannitus est extra sermonem onm es3? 
dijudicet. 

49) L. Ripuar. XXXH. 3. — judex fiscalis ad domum illins ac- 
cedere debet et legitimam strudem exinde auferre.. — 
Strudan: rapere, tollere, f. Grimm's NA. S. 866. . 

20) NR. Abſch. v. 1442. 8.3. Und iſt dan daß yeman kompt der dir 
felben Rome vnd Pfande ußnehmen wulle. — Weisthum b. 
Bodmann Rheingau. Alterth. 11. S. 529. — vnd fichet man die 
Naube oder die Name vorhin wyben u. ſ. w. 


21) ©. Grimm's RU. ©. 618. 635. 





184 Wilde: 


Phillips bringt das Wort mit fahen, anfahen: fangen, er: 
greifen, im Verbindung 22); - für das gefeßte Pfand wuͤrde biefe 
Ableitung, wenn fie auch ſonſt keinen Zweifel ließe, nicht: pafs 
fen. Graff 7°) deutet auf einen Zuſammenhang zroifchen Pfand 
und Pfening bin, doch fo, daß letzteres das Abgeleitete wäre. 
Ich vermüthe, daß das Wort nicht fowohl den Act als dab Ob: 
ject der Pfandnahme und Pfandfeßung bezeichnet, etwa Gut, 
Werthgegenfiand, vieleicht bewegliches Gut‘, denn fonft hätte es 
nit für beide Arten gebraucht werben Fönnen. 
‚Eine Pfändung erforderte ſchon in der Altern Beit nad 
manden Volksrechten, von welchen bier das fränfifche, 
weil es darüber ausführliche Nachrichten enthält, vorzüglich in 
Betracht gejogen werden fol, 1) daß die Pfändung gerichtlich 
geftattet war, und 2) daß fie vom Gerichtsporftand, bei ben 
Franken vom Grafen mit Buziehung von Machinburgen vorge: 
nommen wurde Es konnte die Pfändung insbefondere verlangt 
werben wegen einer Schuld (fei es eine Buß = oder Civilſchuld, 
was oft. beides zufammentraf), zu deren Zahlung der Schuldner 
bereit3 gerichtlich verurtheilt war, oder die ſich fonft auf einem 
gerichtlichen Gelöbnig gründete Im letzterem Falle Eonnte 
fiber Borhandenfein und Größe der Schuld. ein Zweifel nicht 
flatt finden. Anders verhält es fich aber, wenn fich der Kläs 
ger auf eine außergerichtlich gemachte Zufage und dgl. berief, 
und der Beklagte, welcher gepfändet werden füllte, nicht bei 
Gericht erfhien, um die Schuld zu bekennen oder. alzuläug: 
nen 2%). Der Richter war hier. genöthigt, dem Verlangen bed 
Slagenden, wenn Allem, was dad Recht erforderte, zuvor ges 
nügt, alfo namentlich die gehörigen außergerichtlichen und- gericht: 
lihen Mahnungen vorhergegangen waren, Folge zu leillen, und 
die Pfändung vorzunehmen auf fo viel, als der Smpetrant ans 
‚gegeben hatte, mit Inbegriff der verwirften Bußen und Brüche 25), 


22) ©. oben &. 175. | 
23) Graff althochdeutfcher Sprachſchaß BP. 3. ©. 342. 
24) L. Sal. LII. 8.1. 2, * 


253) L. Sal. em. LII. 8.4. Si autem Grafio ihi invitatus non ve- 
nerit et sunnis eum aliqua non detinuerit aut certa ratio domi- 
nica, et si distulerit, ut non ibi ambulet neque mittat, ut cum ju- 
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G6 geſchah -Rirfeh: aber auf Gefahren dab · Jornabputen F9);,;. dag 
euch in der Formel. außtwinkiich: ecklaͤren mußte, daß er dieße 
auf fich. .neiamen wollte 27), Des: Graf mit Zuziehung ber: Ras 
chinburgen erſcheint hier als ein rechtlicher Beiſtand des Joche⸗ 
tranten, bderiin deſſen Namen, nicht wegen einiger Machtvoll⸗ 
fonımenheit, die en. vornimmt. a sed 


⸗ 
ge 





stitia exigatur debitum, Aut se- redimat aut de vita componat. 
Bal. auch Mäanrer Berichtsverſahren S. 61.63. 
2)L. Sat. em. LIII. 8. 1. Si quis Graforleın au ras. alienas in- 

:  jaste toklendas. invitaverit,. anteqnam gasaahülın sum secundang 

‚...legem hahest adımallatum (Cod. £uld,: aut eonsecutus quad ck 

in mallo fidem fecisset) ... sol. cc. culp. Judicetur. Die aus ‚der 

Heroldina hier hinzugefegten Worte weiſen auf die beiden Zäle hin, 
daß entweder dee Impetrant auf eine gerichilich gemüdhte Zuflge, 
oder auf ein angeblich aufergerichtlich gegebenes Vorſprechen: ſich 

. Büste. In der 1. Rip; 41. 8. 1. heit eb: :Si quis Judicem Ba, 

lem ad res alienas, injuste tollendag, antequam ei ſidem fecerit, 
aut ad strudem adınallatum hahuerit,. invitare —— 
L sol. multetur. Auch hier iſt alſo von einer zweifachen Bedi 

gung der Pfändung die Rede, entweder es mufte ein Verſptechen 

"gegeben fein, und dann ſcheint es Teines -fo weitläufigen‘ Pfän« 

dunugsverfahrens bedurft au haben, :oder es war ein. ſolches gerichtet 

Uches Werſprechen nicht. gegehrn, dann konute nach Ripuariſchem 

Rechte (XXXII. 3.) erſt bei der ſiebenten Vorladung auf Pfaͤu⸗ 

- ‚dung angetragen werden. 

27) L. Sal. LII. S. 3. — time ilte eur’ aae⸗ faota est —— ad 
&rafisnem loei lies, in cujus page mandt aceipiatqus festotum 
et dicat vorbum istud: Tu Grafio, ?ogo te, qaia ille homo 
'dönominatas, qui mihi fidem fecoit, quem legitiäie 

. habeo adjactivam veladmallatum secundum legem 
Salieam, et ego super me et fortunam meam Pone, 

-  quod securus mitto in fortnnam illins manum; etdi- . 
cat de quanta causa ei fidem fecerat. L. Sal. BE: 2. Si vero 
Graßo invitatus contra legem super .debitiun justum aliquid am- 

‘ -plius tulerii, aut se-redimat aut de vita comiponat, d. b. Wenn 

“we mehr nimmt als- die Schuld mit Buße und Brude. Bei- den 

Nipuariern (XXXII. 3.7 erhielt naͤmlich der Kläger 45 Sch. und 
jeder Rahimburg 15 Sch.; bei den Saliern fcheint es, o die Ras 
chinburgen nichts erhielten; der zu Pfändende-aber, der nach drei 
Mahuungen nicht erfchienen war, hatte © Schi. verwirkt, davon 
erhielt %/, der Kläger, 1/, dee Graf. Dieſes ergiebt die Berge» 
dung von 1. Sal. em. LIL. $. 2. i. £. mit 8.3. i. £. .. 


1 MAlda⸗ 


weich FOREIGN nin auf · Drund eintr von den Tbinanma 
nein ertheilten Etlaubniß zur Pfaͤndung verlangen, und mußte 
dieſen Beiſtand in Anſpruch nehmen, wenn er nicht einer - 
rechtmaͤßigen Pfändung fchuldig werben wollte. 

Es ſcheint aber keinesweges in fo früher Zeit, wie. Ki 
Den Framken der Gall war, auch. bei den übrigen germaniſchen 
Stämmen ald nothwendig angefehen worden zu fein, daß bie 
Pfaͤndung durch ben ‚Grafen ndex einen. in ähnlicher, Stellung 
fi findenden Beamten vollgegen- werben mußte. Den, Wars 
teien ſeübſt war..eö überlaffen, - die Pfändung -vorzumehs 
mer, und von ‚ihrem Willen hing es ab, sb fie den Beiſt and 
Des Richters dazu degehren wöllten. Es folgt biefe® zunaͤchſt aus 
dem Geſetze der. — 28) und Burgunder 2%), ſowie auch der 
Longobatven, deilen Beſtimmungen aber erſt weiter unten in am 
derm Zufammenbang. mitgetheilt werden ſollen. Ju jenem ift 
es den Parteien nur verboten,. eine Pfaͤndung vornmichnten, ehe 
eine gerichtliche Erkanbnig dazu ertheilt worden ift, und es find 
Strafen für die Nihtbefolgung der bei der Pfändung zu beob⸗ 
achtenden Kegeln geiett, ‚aber von der Nothwendigkeit der Zus 
RZehung des Beamten iſt keine Rede. Eine aͤhnliche Vorſchrift 
finden wir dann auch in den angelſaͤchſiſchen Geſetzen Koͤnigs 
Enut ”), welche verordnen: daß niemand ein Pfand nehmen 





28) L. Bajuv. XII. 1. 8. 1. Pignorare nemini liceat nisi per jus- 
sienem judicis .... 3. 8. 1. Si quis aliquem contra legem pigno- 
« xraverit sine. jussione Ducis, pignus sine laesione reddat et aliud 
. site addat, Duci vere pro frede XL sol, salvat, 
29): u. Burg. XIX: Qui ante audientiam cujuseungue..pignöra 
abstulerit, caussam perdat, et infergt mulctae nomine sol. XIL 
30) Gnut Gef. I. c.18 (b. R. Shmid ©. 153) So heißt es 
auch in vo Gef. Ina's c. 9. allgemein, niemand fol Race 
üben, ehe er um Recht bittet, wenn er es aber doch gethan, 
fo fol er exftatten, was er ihm nahm Chaet he him on wime) und 
ao Schill. bußen Rache ben kann hier wohl nicht etwas anderes 
heißen, als pfünden. GEnut's Geſetz ift vielleicht nur als eine ge 
nauere Worſchrift deffen zu betrachten, was Ina allgemein bes 
ſtimmt hat. — In Aelfred's Gef. c. 38. iſt von einer Rache 
oder Execution gegen die Perfon die Rede, und da Heißt ed: Wenn 
.. er aber die Macht nicht hat, dag er ibn drinnen belagere Cin ſei⸗ 
em Haufe), fo reite er zu dem Caldermann und u. ihn um Bei⸗ 
ſtand. F — — 
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ll: (nime.ndh werde), ehe er dreimal in der Hundertſchaft 
um fein Recht gebeten hat; wenn dieſes aber gefchehen,, fol. «x 
ſech in äinem vierten Termin von dmm Graffchaftbgericht die Er: 
laubniß erfheilen lafſen, „mach feinem Eligen zu greifen” (haenæ 
win seftbr his-agenan), d. h. ein Pfand fhr bie Befriedigung 
feiner Forderung zu nehmen 3). Noch beflimmter und unzwii 
feihaftoe ergiebt fich aber aus den Stellen der norbifchen. Rechts⸗ 
quellen, welche von der Mändung handeln, daß tiefelbe von 
den Parteien ohne Beihuͤlfe des Richters vorgendmmen wurde 
Und zwär folgt ed nicht nur ans der Faffung jener Stellen, 
worin immer nur von dem Betheiligten, nie von einem vollier 
henden Beamten die Rede iſt, ſondern aus der Worfchrift der 
dabei zu beobachtenden Formen. In der Paraphraſe des Scho— 
sinken Geſetzes vom Biſchof Sunefen heißt «6 ®2): Debitoro 
respuente »alisfaoere erediteri si post legitime in jus quer 
sonen deporiafem, ex CcdncessR lioentia, et adjudica⸗ 
tione: jurkdicorum "in. sui debiti solutionem creditor bong 
quae vis subripwerit - debitori, et coram eorlım Conventä 
juridicorum,.debitor super rapinae vitio reum detulerit gre= 
ditorem: Si opnventus totus affrmaverit ex adjudicationig 
smse autharitate. ereditorem bona de quibus agitur subtra- 
zisse, ab impugnatione debitoris creditor absolvetur. Eine 
Stelle des Juͤtiſchen Geſetzes fchreibt aber vor, wie Pfändung 
vorgenommen werden fol 3%); „Iſt er (der wegen unrechtmaͤßi⸗ 
ger Befignahme der Sache eined Andern (ran) beflagt werden), 
überhörig, und -will er die Buße (wozu er verurtheilt worden) 
nicht zahlen, da wird ihm (dem Sachverfolger) getheilt Pfand 
zu nehmen (nam at: naemte), außerhalb feines Hofzaunes, 
heimlich. und nicht offenbar; doch foll der, welcher dad Pfand 
nimmt, es feinen Nachbaren fagen, einem, zwei ober mehreren, 
bag er gepfändet hat., Aber es fol kein Pfand genommen wer: 
vu ohne Things⸗Urtheil, denn thut er es, che es ihm getheikt 


842 Wal. daſelbſt K. Wilbelm's Geſ. 1. 6,42. 0. @. — dunt prenge 
„conge, que il pusae nam prendre etc. 
82) Sunesen Leges Scaniae XVI. 2., b. Westphalen Mo- 
nem. Cimbr, IV. :col. 20861. : 


33) Jyt L. II. 59 (Ausq. v. Rafeuviuge Koyenb. 1837. 8. 206.) 
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worden, fe Tann man ihn baftır a 2” ver ‚Räuber — 
hen 2). 

Aus ber Borfhrift, daß man die Pfandumg ba Nachbar 
anzeigen fell, ergiebt fi zur Gmüge, daß keine Mitwirkung 
des Gerichtsvorſtandes ſtatt gefunden haben kann. Auch im bes 
Sedändifhen Recht, welche König Erichs Namen trägt, mer⸗ 
den jene beiden Erfosderniffe der Pfändung: erwähnt, und zwar 
in einem anderweitig intereflanten Zuſammenhange 3) Es if 
naͤmlich von. der Pflicht der Verwandten die Mebe,. eine ‚be 
ſtimmte Beiſteuer zu dem Wergelde zu geben, welches ein Fa⸗ 
milienglied durch Todtſchlag fchulsig geworben; bleibt einer son 
den zur Beiſteuer verpflichteten Verwandten mit feiner Quote 
im Ruͤckſtand, went der Termin der Wergeltszahlung :eintrist, 
„fo follen die Freunde (des Todtſchlaͤgers) ihm heilen Pfand 
zu nehmen”, dann fol er dem Härabsthing anzeigen, daß er 
Urlaub zur Pfändung erhalten babe, und die Thingmaͤnner fels 
len ihm. (dem Schuldner) einen Tag feben, zum. Haͤradsthing zu 
kommen und ſeinen Bußtheil zu bezahlen; -fommt er dann nicht, 
fo mag jener pfänden und zwar. anf die Hälfte mehr, als die 
urfprüngliche Forderung betrug; doch fol es nicht‘ in Gegen⸗ 
wart (dieſes erklaͤrt, was das Juͤtiſche Kom unter heimlich vers 
ſteht) und micht innerhalb des Hofzaunes des zu Mändenden ge 
fchehen. Kommt biefer noch innerhalb der Dorfsmark barauf zu, 
wenn ber Pfänder das Pfand fortbringen will, fo kann er vere 
langen, daß er es wieber loslaͤßt. — Sp partieuldr uud. indis 
viduell diefe Worfchriften auch find, fo geben: fie doch em an⸗ 
fchauliches Bild vom germanifchen Mechtöleben, und tragen dazu 
bei, dad Inftitut in feiner eigentlichen Bedeutung und Stellung 
aufzufaffen. — Die Borfehrift, daß nicht innerhalb bed Hofs 
gauned gepfändet werden fol, findet fich auch in andern, nas 
mentlih in den ſchwediſchen Rechtsbuͤchern. So erzählt das 
Oſtgothlaͤndiſche Rechtsbuch 3): „Es war früher Rechtens, 





34) Von der Pfaͤndung wegen einer geliehenen oder geſetzten Sache, 
deren Ruͤckgabe verweigert worden if. Jyt Low. II. 68; et 
®. 208. 
35) K. Eriks Sjellandske Low V. 22. —— p. 244.) 
" 86) Hestgöta Lagen. Racfsta’B. III. S. 2. (cd. Schi yter-p. 166.) 
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wem ein Mann Eder nicht vor Gericht erſchienen war) zur Buße 
verurtheilt war, fo follte er (der Kläger) pfaͤnden; fo auch fi 
Schuld; doch durfte er wicht. pfänden innerhalb des Hofes = 
Heckpfahles (in nan garpz oe grinda stulpa)._ Pfaͤndete er, fo 
hatte er durch unrechte SIR feinen Anfpruch verloren und 
drei Mark: verwirkt ” 37), - 

- Bon allen: biefen beſchrankenden fr näher peſtimmenden 
Vorſchriften findet fi) in unſeren deutſchen Volksrechten nichts; 
dagegen beſchaͤftigen ſie ſich mehr damit, zu beſtimmen, welche 
Sachen (wenigſtens dann, wenn nicht noch eine beſondere Er⸗ 
laubniß erteilt war) nicht als Pfand genommen: werden durften: 
Dahin gehören nun aber zumächft ganze Biehheerden 2%); 
nach longobarbifchem Recht muß, wenn man dennoch eine folche 
wesgenommen hatte, dafür wie für einen großen Friedensbruch 
gebüßt werden 39), Eben fo war e8 durchaus unerlaubt, Zug: 
vieh zu pfänden 20). Pfandbare Gegenftände waren mithin außer 





“37 Rab Drapa B. XHH. 8,3. eod. 1. p: 00 it Tonnte er im 
Hofe bußlos erfchlagen werden. 

" 88) L. Alam. LXXFV. 1. Si guis gregem jumentorum ad pigaus 
tulerit, et incluserit contra legem, c. XII sol. eomponat et demit- 
tat et usque ad annum integram habeat eos in cura ille gai illos 
pignoravit. Et si aliquid de ipso grege in ipso anne. perdiderit, 
ille qui pignus tulit, simile restituat. Zerner Alam, XCVIII. si 
quis gregem de porcis, aut de jumentis, aut de vaccis, vel de 
berbicibus in piguus tulerit quadraginta sol. componat. Da hier 
40, dort 12 Schill. ale zu entrichtende Buße angegeben werben, ſo 
dürfte jenes wohl daß dem Derjog zu entrichtende fredum, welches 
bei Baiern und Alamanen gewoͤhnlich 40 Sch. war, diefes die Buße 
fein, welche der Herr der Heerde erhielt. Ä 

39) L. Rotharis 253. Si quis greges equarum s. porcorum sine 
Jussione Regis pignoris nomine abstulerit, ille prier aut moria- 
tur aut componat solidos DCCCC medium Regi, et medium cui 

: piguus abstulerit; et illi qui cum illo fuerint, si tamen liberi 
sint, componat unusquisque »olidos LXXX medium Regi, medium 
iii, quem pignoravit ut supra. 

40) L. Rotharis c. 254. Si quis cahballos domites, aut hoves, 
aut vaccas jugo domitas pignoraverit sine jussione Hegis sibi, no- 
num reddat. (Mie beim Diebftahl nach Longobardifchem Recht. — 

- L. Burg. Addit. L tit. 18. $. 1. Quod quicungue boves pignoraro 
praegumserit, capitale puniatur. S. 2..Nobis vero cum optima- 
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aller fahrenden Babe, Sclaven und alles: uͤbrige nicht befonpen 
auögenommene Mich, einzelne. ober. mehrese -Stüde. Doch ent: 
holten. eingelne Geſetze noch weitergehende Beſchraͤnkungen, aus 
welchen hervorzugehen fcheint, daß man ſich mindeſtens zun aͤch ſt 
an die fahrende Habe halten mußte und dann überhaupt erſt 
Sclaven und Vieh angzeifen fonnte. Auch wenn «5 abſolut ver 
baten war, pewiffe GHenſtaͤnde zu pfaͤnden, fo iſt das nicht fo 
zu verfichen, als wenn biefe gar nicht pfanbbar gewefen wis 
ven, ſondern nur fo, daß fie nicht ohne Noth 22), oder ohne 
eins beiomdere Erlaubniß, oder ohne yichterlihe Dülfe in An⸗ 
fpewch) zu wehmen (wie diefed in einer beachtenswerthen Stelle 
ded longobardiſchen Rechtes. ſehr beſtimmt ausgeſprochen iſt) **) 





tibus uostria hoc convonit, ut quicunque alia pecora hakuerit, 
aut mancipia, aut caballos, et boves praesumpserit pignorare, in- 
ferat illi, cujus hoves pignorat sol. XII. Et si duo paria pigno- 
ravit, sol. XX1V et modetae nomine XII ea tamen ratione ut bo- 
ves ipsos in loco restituat, Es ift diefes die Aenderung einer Rechts 

- . fagung, die mom freilich in unferer Sammlung des Burgundifcen 
echtes vergebens fucht. 

44) L. Betharis c. 257. Nulli liceat pro quolibet debito casam 
“ordinatam tributariam loco piguoris tellere, nisi servum, ancil- 
lam, vaccas aut pecora. 

22) So wegen &laven 1. Burg. 1. c. 

43) L. Bajav. XI. 4. $.1. Si quis contra legem poroos in pi- 
güus talerit, unumquemque cum duodecim saigts componat. $. 2. 
Iham Uuctricem ‘cum tremisse componat. Dieſes laͤßt ſich allen 
falls anter das Verbot, ganze Heerden gu pfänden, fubſumiren, 
allein es heißt dann weiter, 35. 8. 1. Si quis oves (oder etwa ho- 
ves??) in pignus contra legem tulerit, taceat de causa pre qua 
pignus tulit, et cum solido compomat. Dann wird‘ aber doch hin⸗ 

zugeſeht 8.2: Nisi forte ille homo alius res non habet per quas 
possit pignus tollere, si nisi ipsas oves nihil aliud habet, non 
orit eulpebilis, quia nocessitas hoc compellit facere. — Chpi- 
tul. 8.823. c. 13. (Pertz 9.233.) — nullus judex publicns seu 
winistri publioi Audeant contra legem (liberas personas) in bovi- 
bus pignorare, quia audivimus multa damma — propter hot po- 
pule nostre Misfinere, 

44) L. Rotharis co. 286. Bi quis liber home, qui debitor est, alias 
res nen hahuerit nisi cabullos, Aut hoves demitos, seu vaccas 

:  Weactorlas, tunc ille qui Aekitim requirit, vadat ad Sculdahis, 

wi An ddod drainatas at, et intimet causom ipkam,.guod dobi- 
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genommen werden durften. Der Grund dieſer Beſchraͤnkung des 
Pfaͤndungsrechtes iſt Ibrigens nahe liegend genug: es ſollte ber 
zu Pfaͤndende ſo wenig als woͤglich in ſeinem landwirthſchaft⸗ 
lichen Betriebe, worauf vielleicht die ganze Erhaltung ſeines 
Haushaltes beruhte, geſtoͤrt werden. 

Es liegt außer unſerm Zweck, die Grundſaͤtze üben bie ge: 
richtliche Pfaͤndung (die Auspfaͤndung) und deren Fortbildung 
bier weiter zu entwickeln 2), Es ſoll nur darauf. aufmerkſam 
gemacht werden, baß heutigen Tages wohl noch ein Pfandungs; 
recht vorfommen kann, welches fich früher auf eine zuftehende 
Yurisbiction gründete und forterbalten hat, während diefe unter: 
gegangen if. Es kann ein folches Verhaͤltniß aber bei Gute: 
herren ruͤckſichtlich ihrer Gutseingeſeſſenen 96), bei Gemeinden a7) 
und bei Zunften fich- finden; bei welchen legteren aber wohl 34 
unterfcheiden ift das Pfaͤndungsrecht, welches den Corporgtionen 
überhaupt gegen ihre Mitgliedes zuſtand, und nur dieſes gehoͤrz 
hierher, von dem, welches zur Grhaltung der — 
nad) außen gebt wird. 





tor ipsius alias res non haheat, misi quod supre legitur. Tupa 
Sculdahjs tollat boves aut caballos ipsiug, et ponat eos ‚paen 
creditorem dum usque justitiam faciat. Si Sculdahis dilataverit 
facere sit culpabilis in palatia Regis sol. XI — (muf gewiß hei⸗ 
fen XL) — et post justitiam factam pignus restitnatur. ° 3 

45) Manches über die gerichtliche Auspfändung in M. X, was aud) 
für die Gegenſtaͤnde, die wir weiter unten erlaͤutern werben, nu 
Vergleichung wegen nicht ohne Intereffe iſt, enthält Kopp Sof 
ſche Gerichtäverfofung Bd. 1. 8. 408 - 412 

46) Koph a. a. O. 8. 278. Puffendorf Ohery. Yol, II. Obs, er 

. Puffendorf de Jyrisdict, P. I. Sect 2. c. 5. .$- 8.29q4. Mon 
feloft er eine Verordnung, der Königin Chriſtine für Bremen und 
Verden aufführt: Dani auch — der Adel und die Guts herren ihre 

Mehyern, die ſeyen geſeſſen wo ſie wollen in geringen liquiden 
Schuldſachen auf Auſuchen Ihrer Glaͤubiger vermittelſt der Pfan⸗ 
dung zagehoͤrender Zahlung anzuweiſen befugt. gewefen, fo foll-eg, 
auch inmaffen hergebracht, binfahro verbleiben und gelaſſen wer, 
den. — 68 ift hier nicht von einer Pfaͤndung der Gutsherren im 
eigenen Intereſſe z. B. wegen Zinſen die Rede. 

47) Kreittmayr Aum. z. Baier. Landr. Bd. 2. ©. 1268. Stru- 
ben rechtliche Bedenken Ausg, p. Spangenberg) St. 3. ©. 307. 
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©. Aufergerichtliche Wfändungen. . . :... 
71. Pfändung wegen Schuld. ., 


8. 1. | 


a» Geſtalt der felben im altgerwaniſchen Reit. 


5 Pie Pfaͤndung, ſoweit wir fie bisher kennen gelernt haben; 
feste, wenn ‚fie gleich‘ von den Parteien allein ohne Beiltand 
von Gerichtäperfonen vorgenommen wurde, eine vom‘ Gerichte 
 ertheilte Exlaubniß voraus, und in fo fern fommt ihr der Name 

einer gerichtlichen Pfändung zu. Allein auch eine Pfändung 
ohne eine ſolche Erfaubniß war an fi, nad altgermanifchehr 
Recht, Feine unerlaubte und ftrafbare Handlung. Dies iſt fie 
- erft durch ausdruͤckliche gefegliche Beſtimmungen geworden. Ei⸗ 
nen zu fordernden Beweis fuͤr die Zulaͤſſigkeit einer ſolchen Pfaͤn⸗ 
dung glaube ich zunaͤchſt im longobardiſchen Rechte: zu fihdehi 
In den Gefetzen des Koͤnigs Rotharis heißt es naͤmlich 
(c. 249.): Si quis debitorem habens, appellet eum semel 
et bis, et usque in tertio, si debitum non reddiderit, aut 
nen cemposuerit, tunc debeat eum pignorare in his rebus 
in quibus pignorare licitum est.‘ (c. 250.): Si’quis Alıum 
pro quolibet debito aut caussa pignorare praesumpserit, 
antejuam eum tertio pulsaverit, pignus, quod ante con- 
testationem tulerit, sibi nonum reddat in potestate do- 
Es wird bier alfo nur eine dreimalige Anforderung," die 
Schuld zu bezahlen, erfordert, nicht aber, daß man erft zu.Ge: 
zicht gebe und ſich Die Erlaubniß zur Pfändung ertheilen laſſe. 
Ein Gleiches iſt auch in ein paar Gefegen Königs Erritprand 
der Sal, wovon dad eine 2), wie der Bufanimenhäng "Tehet, 
eine Wiederholung, der Verorbnung des. Königs ‚Notharis zu 
fein fcheint, um hervorzuheben, daß diefelbe quch auf den Bir: 
gen anwendbar fei, der ebenfalls das Recht hatte, den. Schuld: 
ner, für welchen er intercedirt hatte, zu pfaͤnden und Das Pfgud 


— 





48) L. Luitpr. c. 44. Si quis alium ante constitntum pierib- 
raverit, et probatum fuerit, quod ante constitutum pishörasset, 
“ eomponat ipsim in actogild etc. _ er 
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dem Gläubiger: zu⸗ aberantwörten #9). . Die andere ‚Stelle. be— 
flimmt .aber nähen). wie tere Schuld befchaffen fein mirffe, damit 
aus derſelben die Berechtigung zu einer‘ — — 
— erwachſen koͤnne °0), 


Odbgleich der directe Beweis fuͤr die Zulaͤſſigkeit einer ſolchen 
Pfaͤndung zunaͤchſt nur aus einem Volksrechte entnommen iſt, 
fi darf, diefed keinen Zweifel erregen; daß fi ch die Sache ur⸗ 
eimati bei allen germanifchen Stämmen nicht in gleicher Weife 
verhalten haben ſollte. Es wird diefes auch durd) die anderweir 
fig vorkommenden Verbote einer folhen Pfändung, auf welche 
wir. noch weiter unten kommen werden, beſtaͤtigt. Wenn wir der 
unbefchränfter fid) bewegenden Selbfthülfe im Kampfe mit der ord⸗ 
rienden Sefeßgebung begegnen, fo werden wir ſchon durch den 
allgemeinen Entwidlungsgang darauf geleitet, die Wurzel der⸗ 
felben in der urgermaniſchen Eebenögeftaltung zu fuchen. Rache, 
und Serbfthülfe machten, je weiter wir in die germanifche Vor— 
zeit‘ binabfteigen, fich in einem weitern Umfange geltend. In 
Allen unſern Rechtsquellen lernen wir fie faſt nur aus Beſtim⸗ 
mungen kennen, deren Zweck ed war, ihnen engere Graͤnzen * 
ſchen. So gewiß dieſes feſtgehalten werden muß, wenn man 
die geſchichtüche Entwicklung unſeres germaniſchen Rechtes gehoͤ⸗ 
rig auffaſſen will, ſo weit ich davon entfernt bin, die urgerma⸗ 
niſchen Nechtöverhättniffe mit einem Maaßſtab, der von unfern. 





’ 


; 40 L. Luitp#;e. Aa Bankier eum pignoraverit et pignora — ad 
creditorem ejus dederit. L. Burg. XIX, 5..:8Si quis Pro pa=. 


5, „vente m vel pro guocungue fidejussor exstiterit pro güolibet, 
j dehito — — et is ter admonitus coram testibps vel post, comimo- 
tionem pighoratus etc. — c. 6. Modus vero pignorum bic erit, 


I’ w tertiam partem fidejussor amplius toblat, quam summa achit 
ge wit, et dennueiet cdoram testibus debitori. ee 
1150) %.,Luitpe. 153° Quicunque Hber homo -sub Regni nostri di- 
i: Bine. Rasjtus cuie — a moda wadiam dederit, et ſidejussorom 
a ‚Rnsuerit,. chr ‚praesentia. dugyum vel trium testinm qlorum des 
— in omuihus complere debet. Et si distulerit, et fue- 

t piguöratus in his rchus, in quibus licitum est piguorare, nul-, 
"fam calukıram yul pignor avit patiatür. Naın qui sine hac mani- 
u fentationa piknsräre — jubemus uf in —— weum 
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medernen Buflanben hergenonmmen‘ift; meſſen zu wollen, fo kunn 
ich mit. den. faft allgemein herrſchenden Anfichten über bie: Stel⸗ 
eng. und Behmmtung ber Mache und Selbſthife Im alt germani⸗ 
fchen Recht nicht übereinftimmen. Vielmehr geneigt, in, der Wiſ⸗ 
ſenſchaft das, was feſtſtehend zu fein fcheint, feflzuhalten, als 
immer wieder einzureißen und von neuem zu bauen anzufängen, 
was fo oft aus Eitelkeit," Streben nach Originalität entfteht, 
fern von Paradorlenfucht, kann ich doch nicht umhin, was ich 
andern Ortes ausführlicher darlegen muß, bier fchon auszufpres 
hen, daß mir Rogge's geiftreiche, verdientes Buch, deſſen 
Refulfate, wie felten die eined andern den Germaniften, zwiſchen 
Fleiſch und Knochen gedrungen ſind, die Grundlage vieler Irr⸗ 
thuͤmer, vieler ‚durchaus einſeitiger Auffaffungen geworben zu, 
feiri Tcheint. „Eine Freiheit, vermöge deren der Freie thup 
durfte, wozu erden Willen und durch die Huͤlfe feiner Freunde 
die Macht hatte”, kann, wie ich glaube, nie und nimmer bie, 
Grundlage gewefen fein, woraus da3 germanifche Rechts— und, 
Staatöwefen ſich gebildet hat, Wo nicht die Vorftellung bereich, 
daß es etwas Höheres, Allgenieinered giebt, dem ber Einzelne, 
ſo widerſtrebend er es auch thut, fo oft er fich dem. auch thats, 
ſaͤchlich entzieht, fih unterorinen muß, wo nicht eine Macht ift, 
wie unzureichend fie auch oftmals fich bewähren mag, Die diefe, 
Unterordnung erzwingen Bann, — da fcheint mir, foft, weniger, 
noch als in jenem von dei Philofophen’ fingirten Naturzuftand, 
felbft der Keim, aus welchem ein Rechts- und Staatöleben ſich 
entraufeln und feſter geflalten kann, vorhanden zu ſein. Unfere 
Rechtshiſtoriker, die: dieſen Naturzuſtand mit Recht negiren, will 
mich bedunken, ſchreiten oft ſelbſtbewußt vorwättsgehenb aus 
danfelben Yindus, und kehren dann, ohne.e3 zu merken ‚ ridlings 
wieder dahin zuruͤck, indem fie durch ihre hiſtoriſche Demonfiration 
vom Urfprung der Staaten. bid zu einem Punkt zusudgahen, 
von, es kein ober kaum sin Gemeinweſen, ſondern nur Familien 
gabz. bad liegt aber jenſeits aller Geſchichte. Die Familie vder 
die bloße Mehrheit der Familien iſt himmer, fd "Tamiltärähhlich 
das Gemeinweſen auch fein mag‘, dieſes ſelbſt Bone iv ein 
birioinmenbeb Dritte, dag nicht Failie'ü, nah. mefcheg,sben 
dadurch entſtanden, daß hie Kamilie . über üch ib. hinamdge: 
gangen iſt. — Willkuͤr und Fehde recht, als die Wefugniß ge: 
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dacht, beliebig die allgemeine Ordnung zu negiren, oder fich vers 
möge feines guten Rechtes außer berfelben zu verfegen, kann nie 
die Grundlage einer Rechtsverfaſſung gewefen fein. ine fabel: 
bafte Ehrlichkeit, eine Gefammtbürgfchaft, bei welchem faft zur 
Parole der Sermaniften gewordenen Ausdrud jeder ſich etwas an⸗ 
deres denkt, ald fein Vorgänger 1) u. dgl., mußten zu Dülfe ge: 
nommen werden, um wieder Anknuͤpfungspunkte für die mögliche 
Entwicklung eined Staatöwefens zu finden, den man das Princip 
der Auflöfung, die fubjective Willfür, zur Bafid gegeben hatte. — 
So weit wir an .der Hand ber deutfchen wie nordifchen Quellen 
in die Vorzeit zurüdgehben, waren Rache und Selbfihälfe nie 
bloße Aeußerungen der Willkuͤr. Rache und Selbfthülfe 
waren vielmehr felbfl Rechtsinftitute, bad heißt, es 
war beflimmt, warn fie zur Ausübung fommen konnten, es war 
die Art der Ausübung an gewiffe Regeln gebunden. Wer ans 
ders that, handelte nicht nach feinem Rechte, fondern ald Miſſe⸗ 
thäter 9). Er konnte, nach Geftaltung der Sache, aus dem 
Frieden gefimdigt, zu Bußen und Brüche verurtheilt werben. 
Es gewährt eine vielleicht nicht unrichtige Vorſtellung, wenn wir 
und Rache und Gelbfthülfe gleihfam ald eine Erecution vor 
dem Urtheil denken. Wir meinen damit, daß der, welcher fie uͤbte, 
ſich gewärtigen mußte, baflır zur Verantwortung gezogen zu wers 
den, .und daß er nicht ſowohl aus eigener Machtvolltommenbeit, 
fondern gleihfam als ein Werkzeug der beftehenden, anerkannten 
Rerhtöorbnung handelte, der Arm der Juſtiz war. Das „Bes 
reden des todten Mannes” dürfte etwas zur Erläuterung dieſer 
Anficht beitragen. Es beſtand darin, baß der, welcher einen 
Todfchlag aus Nothwehr oder erlaubter Mache begangen, : gegen 
— ſelbſt eine Anklage erhob, um darzuthun, daß er 


“ 


51) @ behauptet num neuerdings Schaumann In feiner Geſchichte 
deß niederſaͤchf. Volkes (Goͤtt. 1839), man habe ſich nicht das Wer⸗ 
geld, ſondern den Grundbeſitz gegenſeitig verbuͤrgt. 

52). Wenn man einwenden wollte, daß Rogge etwas Aehnliches 
ſagt, ſo muß ich darauf aufmerkſam machen, daß er dem Fehde⸗ 
recht, außerdem daß er es nicht bei Civilſtreitigkeiten ſtattfinden laͤßt, 
nur eine ſittliche, keine rechtliche Beſchraͤnkung giebt; auch 
der Zweikampf findet nach gewiſſen Regeln Bat; ohne daß diefe 
Regeln Rechtöfagungen ſind. 

German, Zeitſchriſt. 1680. 16 Heft. 13 


1941 . Wilda: 


als einer, der ben Frieden und das Leben verwirkt, gefallen ſei. | 
Was uns der Sachfenfpiegel darüber berichtet, wird bei dem 
Schweigen der Volkögefeße, durch die angelfächfifchen und befon- 
derd nordifchen Rechtöquellen noch weiter ergänzt und erläutert; 
auch davon foll an anderm Orte weiter die Rede fein. Wie die 
Rache oder Fehde (denn die Fehde war immer nur von einer. 
Seite zuläffig) Friedensbruch vorausfeste, fo die Pfanbung, 
Schuld (ed ſei Buße, Schadenserfab u. f. w.). Wer zu der 
einen oder andern griff, mußte ſich vorfehen, daß ed aus recht: 
mäßiger Urfache und in gehöriger Weiſe gefchah. 

Eine Stele der ältern Recenfion des weltgothländifchen 
Rechtes dinfte bier befonderd zur Betätigung und Erläuterung 
dienen 83): „Wenn ein Mann — fagt fie — von einem andern - 
[Bezahlung einer] Schuld fordert, fo fol er. feine Nachbarn ber- 
bei rufen, und laffe jie zugegen fein und hören, daß er von ihm 
Schwözahlung fordert. Dann mag er ihn pfäanden wenn 
er will 54). Hat er von ihm Schuld zu fordern, fo fann er 
(auch) ihn, wie es das. Gefeb beftimmt, gerichtlich -belangen und 
fol feinen [ded Schuldners] Eid dazu haben, wenn fie darum 
uneinig find, daß er ihn nicht mehr zu bezahlen habe. Spricht 
jener Dagegen, fagt er, daß er ihm feine Schuld zu bejählen 
babe, fo fol er mit zwölf Männern ſchwoͤren, daß er ihm feine 
Schuld zu bezahlen oder. feine Gabe zu erflatten habe 55), Thut 
er. dem Mechte nicht Genuge, fo zahle er dreimal 16 Unzen zur 

Buße und die.Schuld dazu. Das abgenontmene Pfand foll mit 
dem fuͤr die Schuld geleifieten Zwölfereid .gelöft werden.” Es 
beißt: Diefed. Lehtere offenbar, Daß, wenn er, der Beklagte, vie 
Schuld abfchwor,. auch jener das Pfand. wiedererftatten mußte’; 
und er hatte ſich nun einer Anklage wegen ungerechter Pfaͤm⸗ 
dung, wegen eined nicht rehtmäßigen Raubes, zu ge 
wärtigen 56). Als die ältefte Beſchraͤnkung des Pfaͤndungsrechis 
ift. Daher auch die N vermöge en es = durch 


\ 
-53):Westgöta L. Retl. B. c. 7. p. 39 (ed. Schlyter.). 
547 pa mae hau naemae han sihaen aen hau vill. 
55) Sky ld ät gialdae_ aellaer gacfat lönae. 
56) L. Rotharis c. 252 und L. Burgund. XiX.:3 
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ausdrückliche Beſtimmung feſtgeſetzt wurde, daß eine Pfändung 
nur bei einer Schuld zulaͤſſig ſein ſollte, die in ſolcher Weiſe 
eingegangen und beſtaͤtigt war, daß der Schuldner nicht naͤher 
war, ihr mit feinem Eid zu entgehen. Eine ſolche Verordnung 
bat König Luitprand erlaffen 7): Quicunque liber homo sub 
regni nostri ditione positus cuicunque a modo wadiam 
dederit, et fidejussorem posuerit, in praesentia duorum vel 
trium testium quorum fides admittitur, in omnibus complere 
debet. . Et si distulerit, et pignoratus fuerit in his rebus, in 
quibus licitum est pignorare, nullam calumniam qui pi- 
gnoravit, patiatur. Nam si sine hac manifestatione pigno- 
rare - praesumpserit, jubemus ut in duplum pignus resti- 
tuat. Darauf weift auch eine Stelle in dem Edict des Könige 
Theodorich, in welchem das außergerichtliche Pfändungsrecht übers 
haupt verboten wird, hin 5%), Man fieht nicht, was das Ge 
feß Luitprand's bezwedt haben follte, wenn ed nicht früher zus 
läffig gewefen, jeden, den man als Schuldner gehörig (dreimal) 
gemahnt hatte, zu pfänden. Die Strafe ijt bier Erfab des Dop⸗ 
pelten, während fie, wenn man gepfändet hatte, ohne daß eine 
Schuld: vorhanden war, ober ohne zu mahnen und ohne: die 
rechtlichen Formen zu beobachten, wie beim Diebftahl das Neun; 
fache betrug 59%. Auf viel engere Gränzen finden wir aber Das 
Pfaͤndungsrecht in andern deutfchen Volksrechten zuruͤckgebracht. 
Am weiteſten waren hierin ſchon früh die Franken gegangen, 
nach deren Rechtsſammlung Feine Pfändung ohne gerichtliche Exr 
laubniß und. ohne Mitwirtung von Grafen und Rachinburgen 
fiatt finden ſollte. In andern finden fich Verbote, ohne erlangte 
Geftattung zu pfänden, wodurch Doch nicht gerade der Partei 
das Recht entzogen wird, dieſes dann allein oder nur mit Zeus: 
gen, die der eigenen Sicherheit wegen mit zugezogen waren, vpr: 
zunehmen: Die Bellimmungen des bairifhen, burgundifchen, 
angelfächfifchen Volksrechtes find bereit eben mitgetheilt worden. 


— 


57) L. Luitpr. c. 15. 
8) Edict. Theodorici R. 123: Capiendorum pro suo arbitrio 
pignorum unicniyue licentiam denegamus, ita ut si probabile 
fuerit, hoc agendi judicis praestat auctoritas, 
59) L. Luitpr. c. 40. 41. mit L. Rotharia c. 250.1 252. , 
13 * 
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In dem Geſetzbuch der Weſtgothen wird dergleichen am wenigſten 
überrafchen 6%); aber auch als Karl der Große die Sachſen feiner 
Herrſchaft unterworfen hatte, gehörte zu feinen erften Geboten: 
ut mullatenus alterum aliquis pignorare praesumat. Et qui 
hoc fecerit banuum nostrum solvat 1), 


Alle diefe Verbote laffen mit Beflimmtheit ahnden, wie die 
eigenmaͤchtigen, wenn auch im Vertrauen auf ein gutes Recht 
vorgenommenen Pfändungen, fei ed einer Schuld wegen, fei e8 
um überhaupt in einer Sache dadurch fich ein Unterpfand für 
dad Erfcheinen feines Gegners bei Gericht zu verfchaffen, zu viel: 
Sachen Sewaltthätigfeiten führen mochten 62); wiewohl, eben weil 
die Pfändung aus rechtmäßiger Urfache und in gehöriger Zorm 
ein rechtliches Inſtitut, der Privatkrieg (zu unterfcheiden von 
gefesliher Rache) aber Feineöweges ein ſolches war, ein ge: 
waltfamer MWiderfiand gegen eine Pfändung auch nach älteftem 
germanifchen Recht ohne Zweifel als ein arger Frevel angefehen 
wurde. Daß ed an ſolchem freventlihen Widerftand aber gewiß 
oftmald nicht gefehlt hat, das zeigen die oft wieberholten Ge 
feße, welche es als eine fchwere Miffethat erklären, bei einer mit 
Recht. und felbft gerichtlicher Genehmigung vorgenommenen Pfän: 
dung Gegenwehr zu üben. Um viefen Gewaltthaten auszumeis 
den, haben zweifelsohne die danifchen Provinzialgefege verorbnet, 
raß die Pfändung nicht unter den Augen des Gepfändeten ge: 
fchehen follte ®), In Schweden hat man aber dem Uebel, wie 
in Deutfchland bereitd im fiebenten und achten Jahrhundert ge: 
ſchehen war,. durch gänzliches Verbot folder eigenmächtigen 


* — — — — — 


60) L. Wis. v. 6. f. Pignorandi licentiamn in ommibas submove- 
mus: aliquin ' se non’ acceptum pignus praesumpserit ingenug 
de jure alterius usurpare duplum cogatur exsolvere. Servus 
autem simplum restituas et centum flagella accipiat. 

61) Capit de partib. Sax. a 785. c. 25, 

62) Daß auch zu diefem Zweck einfeitig gepfändet wurde, und darauf 
fich befonders auch die Pfündungsverbote bezogen, mödjte ich ber 
fonderd aus dem Volksrechte der Baiern fchließen (XII. $. 1. 2. 
ſ. oben Note 17)... 

63) ©, oben ©. 185. 
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Pfändungen auszuweichen gefuht %), Im ofigothländifchen 
Recht wird, nachdem ed erwähnt worden, daß es früher erlaubt 
war zu pfänden, wenn ed nur nicht innerhalb des Hofraumes 
gefhah (f. Note 36.), weiter erzählt: „Da wurde in ded Koͤ⸗ 
nig Cnuts Tagen dad Geſetz gegeben, daß man nicht pfanben 
folte; wer aber pfändete, der hatte dadurch verpfändet (durch 
Pfändung verwirkt) feine Forderung und drei Mark (Buße) 9°), 
für was er auch pfaͤnden mochte, es ſey fin Schule oder für 
Buße. Wird der getödtet oder verwundet, ber eine Nahme 
nimmt, fo ift das bußlos; wenn er aber einen Leibeöfchaden zus 
fügt, fo fleht da& zu zweifacher Buße. So iſt das Recht noch 
jebt.” — Der König Enut, der bier erwähnt wird, ift aber, 
da Schweden keinen andern König diefed Namens gehabt hat, 
Enut Erichfon, der 1195 ftarb 6) Won der praftifchen 
Wirkſamkeit, welche folche Gefege, die mit der Sitte ded Volkes 
im MWiderfpruch ftanden, erhielten, wird der, welcher der Ente 
wicklung anderer Rechtöinftitute bei den germanifchen Voͤlkern 
gefolgt if, fich Feine große Vorftelung machen; Jahrhunderte 
waren oft nöthig, ehe das, was die beffere Einficht fchon länger 
als nothwendig erfannt hatte, was felbft gefeglich feſtgeſtellt 
war, ſich in das Leben einbilden konnte 67), Zugleich wirft bie 
Gefebgebung über die Pfändung einen Lichtblid in dad Zeitvers 
haͤltniß der Rechtsentwicklung bei den deutfchen und ſkandinavi⸗ 
fhen Völkern. Noch im 12ten Sahrhundert finden wir hier 


— ———— ? 
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64) Oestgöta L Raefsta B. c. 3. ed. Schlyter p. 166. 
65) han haffe firi naemt sakinne ok sinum prim markum, 
66) Vgl. auch darüber Geijer's Gef. v. Schweden. Bd. J. ©. 270. 
67) Es ift noch zu beachten, daß während das weſtgothlaͤndiſche Ger 
-" feb in feiner ältern Form die. Pfaͤndung als zulaͤſſig vorausſetzt 
(ſ. oben Note 53), in der ſonſt gleichlautenden Parallelſtelle der 
neuern Retenfiion (Retlösae R. e. 16. ed. Schlyter p. 154) der’ 
felben nicht erwähnt wird. Vielmehr wird an einer Stelle Ut 
giaerhae B. c. 6. p. 214 gefagt, daß nur in einem einzigen all, 
und zwar nur dann, wenn der Schuldner zu einem andern Haͤrad 
gehört Calfo die Kechtöverfolgung ſchwerer war), die Pfaͤndung er» 
laubt ſei. Es dient diefes aber dazu, Das Alter der ſchwediſchen 
Volks⸗ und .Landesrechte zu beftimmen, worüber es ae noch 
an genuͤgenden Unterſuchungen fehlt. 
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großentheils einen Rechtszuſtand, der nur noch trümmerhaft felbff 
in den älteften unferer deutfchen Volksrechte fich darſtellt. Dar: 
aus ergiebt fich die Wichtigfeit des Studiums dieſer germanifchen 
Rechte, welches, ungeachtet Grimm's Rechtsalterthuͤmer, noch 
faft feinen Eingang bet und gefunden hat. 


; $. 2, 
Fortbildung durch die dentſche Neihögefeggebung und 
? Untergang. 


Menden wir und aber nad) Deutfchland zuruͤck, fo finden 
wir; wie -jened Gebot, welches in den Volksrechten Eingang ge: 
funden und dur Carl den Großen für Sachſen fanctionirt if, 
in allen’ Landfriedend : Gonftitutionen der fpätern Kaifer und Kb: 
nige faft mit denfelben Worten wiederholt wird 65), Aber fchon 
in dem Landfrieden Rudolfs v. 1281 wird eine ausbrüdliche 
Ausnahme davon gemacht 69): „Ez pfendet ein igelich man finen 
Binderfazzen wol an fronboten umb finen zins und fein gult”3 
und weiter geht dann K. Albrechts Landfrieden am Nhein 
m J. 1301 70); „Man pfendet öch wohl umbe kuntliche 


68) Friderict II. Imp. Const. pacis a. 1235. (Pertz. w. p. 315) 
* €. 10: Nullus aliquem sine auctoritate judicis provincie piguorare 
.-praßdumalt, quod qui fecerit, tanquam praedo puniater. Der 
. :deubfibe Wert f. Pers a.a D. ©. 579. c. 12; Er verbeutet daz 
niemen pfende an des richterd urlob. Swer daz tut uber den ſol 
man richten als uber einen rouber (Ed. Bas.: Achter). Rudolf 1. 
Reg. coust. pacis a. 1281. c. 47. Perg a. a. O. ©. 430: Swer 
den andern pfendet an frondoten der iſt friedbreh. — Deffelben 
Landfr. v. 1287. c.34. Berg ©. 451. Und dann im Eleinen Kais 
ſerrecht U. e. 20. (bei Senckenberg Corp. Jur, germ. Vol I, 
p. 30,) Eyn iclich. Dion der dem andren fin Gut borget uff eyne 
czit czu geldene, der ſal es fordern met beſcheydenheyt, wert es ime 
den nicht vergulden, ſo he es fordert, ſo ſoll he es fordern met des 
Kayſers Rechte. Mer alſus met beſcheydenheit onn ouch met des 
Keyſers recht, nicht erfordert, unn wel ſyne ſcholt met Gewalt 
weder gewynnen, vnd pfendet ſynen Schuldigen; all 
ſolliche Pfendunge richt mer ime noch Roybers Rechte. 
Bi gefchriben ſtet, wer ander& thut den alfo der Keyfer has ger 
ſaczt, den ſal der Keyſer pinigen. 
— Rudolf I. R. Conet. pacis a. 1281 c. 59 a. a. D. 
70) Perg a. a. D. ©. 476. 
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krongulte vinde. wingulte, unbe zinfe und gat daz oͤch nut an den 
lantfeieden; anderes fol nieman den andern pfenden ane geribte, 
bett fich. aber teman verbunden mit finen Drieven, daz man in. 
pfenden ſule ane gerihte,. den fol men pfenben an fine eigene, 
an fine erbe, an fine lehnen, an fine pfande; hett aber ein gotz⸗ 
bus .oder ein clofter gut oder Iute darüber er voget ift, an dem 
gute und an den Iuten fol man in nut pfenden.” In bem 
Landfrieden v. 1389. heißt es aber 71): „Were auch jemand kunt⸗ 
lich redelich, muͤglich, unlaugbar ſchult ſchuldig, fo foll er es vor 
bem Hauptman des Lantfrids zu. willen tun e er' dafuͤr pfente, 
das. er den der da fihuldig tft darumb verfchreibe, und das er 
danne dem man ſchuldig weret, - gutlichen bezahlaı und rihten 
wolle; wurde-darnach der darumb pfenden und anariffen mif den 
pfenden fol er pfentlich gefaren unde in das ‚nechfie Sloß tryben, 
da ein geribt ynne if.” Es fcheinen in dieſen Reichögefegen nus 
drei Ausnahmen ‚von dem Verbote der eigenmächtigen Pfändung 
flatuirt worden zu — ſo daß nun doch zulaͤſſig sen 
wäre: 

4) ivegen (Bruns - ) Zinfen und Gulten; 

2) wenn ein Schuldner ſich derſelben freiwillig RE 

hatte; und. 

3) bei jeder kundlichen Schuld. 
Doͤch fragt es ſich, ob diefe.3 Faͤlle nicht eigentlich nur. auf 2 be: 
fehränkt werden muͤſſen, ob unter kundlich redlicher Schuld nicht 
etma blos diejenigen verftanden worden; über welche eine Schuld: 
perjehreibung. mit der f. g. Pfandungsclhaufel vorhanden gewefen? 
— Zuerſt iſt ed unzweifelhaft, daß der Kandfriede von 1301 
eine Pfändung für Fundliche Schuld überhaupt ohne ausdruͤckliche 
Geſtattung von Seiten des Glaͤubigers nicht als zulaͤſſig an⸗ 
nimmt, was auch in noch anderen Geſetzen noch beſtimmter und 
aisbrcticher wiederholt wird 72), Ferner ſcheint auch der Land⸗ 


71) æ. Wenzeslaus Landfr. zu Eger a. 1389. 8. 24. b. Senden. 
berg Bd. 2. ©. 94. 

.» 72): Landfr. R. Ludwig v. 1332. b. Datt de pace -publ.-p. 129: 

Wir gebieten audy allen vnfern und def heil. Reichs’ Unterthanen 

u veftiglichen zu. halten vey wnfern hulden, daß nieman den andern in 

deß landfried zilen an vechte gerichte angrieff an fim libe ader fime 
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frieden v. 1389 cher eine Beſchraͤnkung als Erweiterung bes 
Pfändungsrechtes aufftellen zu wollen, indem er noch beflimm: 
ter gewiſſe dabei zu beobachtende Formen vorfchreibt, ohne einer 
fonftigen Ausdehnung ansdrüdlich zu erwähnen. Dennod aber 
ſcheint ein ſolches weiteres Pfändungsrecht in diefem Landfrieden 
gleihfam flillfehweigend anerkannt zu fein. Den Beweis dafür 
finden wir aber zunaͤchſt in ben folgenden Landfrieden, welche 
über bie dort zuerft vorgefchriebenen Formen, näher beſtimmende 
Vorſchriften enthalten. Dahin gehoͤrt der Landfriede v. 1308, 
worin es heißt 73): „Auch hette jemand zu dem andern zu reden 
umb kuntliche redliche Schult, der fol nicht darumbe angreifen 
noch befchädigen, er habe dann den, zu deme er die Schult for: 
dert, vorbiri darum erfucht, und die an ihm erfordert. Und bes 
zahlte er ihme bie dann nicht, fo mag er darumb pfänden, 
elio u. f. w.” 

Hier wird ald Grund der Pfändung ebenfalld nur kunt⸗ 
liche redliche Schult erfordert, und von einer Urkunde mit 
Pfändungscaufel ift nicht die Rebe; indeß fchließen die Worte 
die Unterftelung,, daß dad Worhandenfein einer fglchen Urkunde 
babei vorauögefegt wäre, nicht mit Beftimmtheit aus, daher ift 
für und bedeutender die Beſtimmung des Reichsabſchiedes von 
1442 7). 


« 


Item ob yemand zu dem andern Funtlich und unlogenbar 


Schuld hette, hette dann der Schuld-Vorderer Bürgen oder 
Brieve, fo mochte er fein Schuld vordern vnd einbringen nad) 
Laut und Sage folicher Brieve und ald ihm verfprochen ift zu 


gute, es enwere dann, daz er im fein Pfand anzugreifen mit feinen 
„offen befigelten briefen erloubt hätte und wer daz widerthäte, er 
fie Herr, Nitter oder Knecht, oder anders, wer er fie, der fol 
diefen landfriden gebrochen han vnd in vnfern vnd des heiligen 
Reiches Ungnaden fin.” — Eine damit ganz ubereinftimmende 
Stelle aus einem Landfr. K. Earl IV. v. 1351 führt Datt an 
derfelben Stelle an. — ©. auch Kopp Heſſiſche Gerictönerf. 
Bd. 1. $. 407. 

78) R. Wenzes laus Landfr. v. 1308 8. 6. Senckenberg a. a. 
D. @. 97. 

74) R. Abi. 5. Frankf. 1442 — a. Wefornetion) 
8. 2. Gendenberg ®. 171. . 
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bezalen. Wo ihm aber einer micht bezalt, werden nach feiner 
Brieve Lute, oder als im verfprochen wäre, dab man in 
bezalen folt und im alsdann zu pfenden darum gepurte, ber fol 
es doch mit den Pfanden halten fo hernoch gefchriben ſteet. 
Doch darin umbegriffen die Kaufleute, die follen einander zalen, 
auch jedermann fein Zinfe, Gulte und Behend ynpringen, ats 
dann biöher herkommen ift 78).” 

Laut biefed Neichögefebed war ber Begriff einer kuntlichen 
 unläugbaren Schuld, wegen welcher eine Pfändung erlaubt 
war, ein noch weiterer, als einer verbrieften Schuld, und 
es wird daher unter erſterer keinesweges eine folche verflanden, 
bei welcher fi) ber Schuldner ausdruͤcklich der PM ändung 
unterworfen hatte. Auch in gleichzeitigen und zu dieſem Lante 
frieden in Beziehung ftehenden Urkunden werden die Euntliche und 
verbriefte Schuld von einander gefchieven, ohne ber einen eine 
geringere Kraft beizulegen, als der anden. So in dem Bundes⸗ 
brief der Städte: Mainz, Straßburg, Worms und Speer um 
ter Kaifer Albrecht II. 7): „Wenn auch daheime Statt um 
ter uns Stätten jemanden verbrieffte Schulden, Bing, 
Bülte, oder andere redliche Euntlide Schulden ſchub 
dig, und darum gefchädiget oder angriffen würde, wie das ge 
ſchehe oder was davon uffen ſtuͤnde, darzu follent ihr die BIER 
Staͤtt auch mit verbunden fin zu helfende.” 

Und in dem Vergleich zwifchen den Grafen von Wirtemberg 
und der Stadt Eßlingen v. 1450 77): „Gs fol auch biefe b& 


% 4° 


75) Diefe Iegtere Beftimmung verdankt ihren Urſprung einer Erine⸗ 
zung der Städte zum Landfr. v. 1389, in Folge welchet zum $. 24 
det Bufag hinzugefügt werden follte: I yeman“gulte oder zinſen 

ſchyuldig, die fol man reichen als biöher (naͤmlich ohne beſondere 
Mahnung u. f. w.); Bette auch yener briefe Darüber derſelbe mug 

- fimee: brieffe und rechte genießen. Diefer tft dann im Landfr. 2. 
1398 $. 6. n. E. fo gefaßt: „Wenn auch jemand dem andern Zi 
fe, Guͤlte oder verbriefte Schuld ſchuldig welcherlei die weren, 
darumb mag jedermann ſeiner Kundſchaft, Beſeſſes und Rechten ge⸗ 
brauchen und genießen, und ſeinen brieffen nachfolgen als Te auf 
weifen.” 2 

: 73 Lehmann Speier Shronik. B. Er C. 93. rn ze 72 

779) Datt de paece publ. pP 128. i een, 
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richt und tayding an laibgedingen, ewigen guͤlten, pfandfchaften 
oder andern verbrieften oder wiſſentlichen Schulden 
baiderſit einem jeden vnvergriffentlich vnd ſein gerechtigkeit behal⸗ 
ten fein, ongeverde.“ 

Unter Pundlicher, reblicher, unläugbarer, wiſſ entlicher Schuld 
kann an allen diefen Orten wohl nicht3 anderes verflanden wer: 
den, als eine Schuld, für welche folche Beweife vorlagen, daß 
ber in Anfpruch genommene Gläubiger ihr nicht. durch feinen Eid 
entgehen konnte. So fehen ‚wir alfo wie. felbft die Neichögefeg- 
gebung . gegen Ende des 14. Sahrbundertd eigentlich zu. dem 
Standpunkte des altgermanifchen Rechtes zurüdgefehrt war. . 
Denn wegen Schuld, die .nicht in obigem Sinne fundlidy und 
wiſſentlich war, nicht auf.gerichtlicher Zufage ‚berubte, nicht um 
ter. Bürgen Beftelung in Gegenwart von Zeugen gelobt war, 
mochte auc früher eine Pfandung, wenn fie gleich nicht verbo⸗ 
ten war, wohl. felten vorgefonmen fein. Schrittweife. fehen wir 
bie Reichsgeſetzgebung von dem unbedingten Verbote . der :Pfän- 
dung, wie ed. fchon in den. Garolinger: Zeiten auögefprochen war, 
zuruͤckweichen. Wie diefes gekommen, fcheint nicht fo ſchwer zu 
klären. Es wird fih, wenn man bie Gefchichte deutſcher In—⸗ 
flitutionen..verfolgt, oft ganz Aehnliches zeigen. : Wir muͤſſen mit 
großer Vorficht zu Merle gehen, wenn-wir und aus den. Vers 
boten und Geboten der gefeßgebenden Gewalt ein.Bild von dem 
soirklich ‚vorhandenen Rechtszuſtande machen wollen. Die Ge⸗ 
ſetze ‚waren: nicht blos ein ſanctionirtes Gewohnheitsrecht: auch 
in jener fernen Vorzeit, aus welcher unſere aͤlteſten geſchriebenen 
Quellen ſtammen, ſuchte man die Beduͤrfniſſe der werdenden Ent⸗ 
wicklung zu erkennen, denſelben durch Anordnungen zu entſpre⸗ 
chen, wenn gleich oftmals mehr ein das Nothwendige findender 
Takt, als ein ausgebildeteres, die Verhaͤltniſſe in ihrem Zuſam⸗ 
menhange begreifendes Bewußtſeyn, dabei geleitet haben moͤchte. 
Allen Geſetze find in jener Zeit oft nur als ein Ausſpruch deſ⸗ 
fen zu betrachten, was als das Wernimftige, Nothwendige er: 
kannt worden war, nicht deffen, ‚was fi im Leben nur mit 
Kraft bewährte. Die maaßlofe Freiheit, von der. man wohl ein: 
ſah und fühlte, daß fie nicht Grundlage irgend eines Rechtszu⸗ 
flanded fein konnte, der man Schranken: zu ſetzen bemüht, mar, 
fie ergriff mit unwiderftehlicher Gewalt den. Einzelnen, wenn er 
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ſelbſt fich betheitigt fa. In jedem Einzelnen, wie in der Ge⸗ 
meinheit, kaͤmpften zwei entgegengeſetzte Principien, in deren 
Kampf ſich die Geſtaltung der chriſtlich-germaniſchen Staaten 
entwidelt hat, Die Geſetze zeigen und. baher oftmal8, welchen 
Meg die Fortentwicklung .einzufchlagen in Begriff war und was, 
bei der Zähigkeit des Widerftandes, oft. nach manchen Sahrhun: 
derten erft zur wirklichen unbeftrittenen Derrfchaft gelangte. Mit 
Erftaunen nehmen wir bei ven Verfolg der Gefchichte germanis 
ſcher Staaten. oft wahr, wie Inftitute, . die wir ben, ſchriftlichen 
Zeugniß der Geſetze vertrauend, langft ald aufgehoben, erlofchen 
erachten müffen, Jahrhunderte fpäter in Wirkfamkeit find, als 
wären fie niemald angefochten worden. Diefe Wahrnehmung 
fonnte dann auch möglicher Weiſe auf das Recht wegen Schuld 
zu pfänden angewendet werden. Es wäre möglich, Daß daſſelbe, 
der Verbote ungeachtet, noch in Gebrauch geblieben war; ſcheint 
es doch hier und da felbft von den Autoritäten in Schuß ge: 
nommen zu ſeyn. Wenn nämlich König Luitprand -„jeben 
feiner Unterthanen um kundliche Schuld zu pfänden” ausdruͤck⸗ 
ch geftattete (ſ. Note 50), fo hat er wohl, in Hinblick, auf die 
entgegenftehende Garolingifche Gefebgebung, einen befondern 
Rechtsgebrauch feined Volkes aufrecht erhalten wollen. Es laßt 
ſich aber das Fortbeſtehen des Pfändungsrechted wegen Schuld, 
dad Miederaufieben bdeffelben in den Reichsgeſetzen, auch noch 
in anderer Weiſe erklären, wodurch das Vorbemerkte Feineöme: 
ges aufgehoben wird. In den Eleinern Kreifen, die in einer en⸗ 
geren Gemeinfchaft unter einander, durch gemeinfame Berpflichz 
tung gegen einen Herrn, oder durch freie genoffenfchaftliche Vers 
einigung flanden, hatte. dad Recht gegen früher an Kraft ges 
wonnen; aber fo wie früher der freie Mann ſich widerfirebend 
oftmals der Rechtdordnung fügte, geftüst auf den Beiſtand feis 
ner Freunde und Genofien, ſo daß es im einzelnen Fall faſt 
vom. Zufall abhängen konnte, ob Recht oder ſubjectives Belieben 
den Sieg davon iragen wide, fo zeigte. fich Diefed Verhaͤltniß 
nun :in Beziehung auf jene Rechtögemeinfchaften gegen, einandey 
und der Perfonen, die. verfchiedenen. Gemeinfchaften angehörten, 
In einer. oft fchwierigen Lage, die theild aud dem Sinn der da; 
maligen Zeit, theils aus den Rechtsinſtitutionen .felbft hervorging, 
befand ſich z0 B. ſchon der Bürger. einer Stadt, ber -in,: einer 
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andern ein Recht zu fuchen hatte; doch forderte es bier daB 
eigene Intereffe zu fehr, einige Abhülfe zu gewähren, bie Durch 
Bertröge, Beſtimmungen in den Stabdtrechten erreicht wurde, 
Aber wo Stanbeöverfchiebenheit hinzukam, vie vom Adel das 
Niedermerfen von Krämern für ritterlih Handwerk erachteten, 
wo die Herren und Ritter felbft, und die Gemeinden unter einan⸗ 
der im Streite befangen waren, da fehlte ed oftmals, wenn auch 
nicht an Erkenntniß des Rechte und an rechtlichen Inftitutio: 
nen, wohl aber an ber Möglichkeit, dem Rechte Geltung zu ver: 
fhaffen. In einem ſolchen Falle blieb im Sntereffe des Rechtes 
ſelbſt kaum etwas anderes übrig, ald es dem Werunrechteten zu 
uͤberlaſſen, fich felbft fein Mecht zu nehmen. Diefes ift der Ge: 
fiht3punft, aus weldhem dad Fehderecht des Mittelalterd be: 
trachtet werden muß. Man fieht leicht, wie fern es dem Ge: 
danken lag, daß es für den freien Mann keine Zwangsgewalt 
gäbe, der er fich zu fügen rechtlich verpflichtet feiz aber wo bie 
Gewalt fich factifch als unzulänglich. erwies, da überließ man es 
dem Betheiligten, fich ſelbſt fein Recht zu fihaffen. Er war bier 
gleihfam felbfk der Arm des Gefehes, In jenen Zeiten, wo 
auf dem Wege ftändifcher Gliederung und Abfchließung, und ges 
meinheitliher Senderung, die germanifchen Länder einem auf 
neuen Grundlagen beruhenden, einheitlichen Staatöleben entgegen; 
geführt wurden, mußte die Gefebgebung, deren Aufgabe es feit 
Jahrhunderten geweien war, ben folgen Trutz bes freien Mans 
ne3 zu befhwichtigen, zu befchränken, niederzuhalten, wiederum 
die Selbfthülfe in vollerem Maaße als. Rechtömittel anera 
kennen. So kann ed nicht uͤberraſchen, die Pfändung, die viels 
teicht nie ſo befeitigt war, ald der Wortlaut der Gelege es wohl 
annehmen ließ, wieder mehr und offener hervortreten zu feben, 
Sie fand vorzüglich in biefer Weife wohl flatt, wo Schuldner 
und Gläubiger einen verfchiedenen Gerichtöftand hatten, die Er— 
langung des Rechtes unficherer, zweifelhafter war. Daher er⸗ 
klaͤrt es ſich auch, wie gerade die Reichögefege, die vorzüglich 
den Landfrieben erhalten und befefligen folten, das Pfaͤndungs⸗ 
recht wie das Fehderecht anerkannten, und ihm gewifle Formen 
und Negeln fehten; wie ein Gleiches in Verträgen gefchah, bie 
verfchiedene Herren und Gemeinden zu gleichem Zweck mit einan: 
der ſchloſſen, während in den Statuten faft wie mehr . das 
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von die Rede iſt oder es nur ald unzuläffig ertoähnt wird. Zwar 
fehen wir (vgl. Note 75), daß es die Städte, die Kaufleute vor: 
züglich waren, welche gegen die Verordnung fich erhoben, durch 
welche ein ſtrenges, oder mehr noch promptes Schuldrecht ges 
hemmt zu werben drohte, aber ed war weniger das Pfändungs- 
recht felbft, für welches fie fich verwendeten; denn in den Städten 
felbft, wo die richterliche Hülfe zur Hand war, bedurfte es beffen 
weniger; ihre Erinnerung galt ben Förmlichkeiten, den Termi⸗ 
nen, welche die Neichögefege für die Mahnung des Schuldners 
worfchrieben. Sie proteftirten dagegen, daß dieſes auf faufmän- 
nifhes Schuldwefen einige Anwendung leiden ſollte. Der Kauf 
mann war, wie minbeitend nach vielen Rechten der Zinsmann, 
feine Schuld „einzubringen” verpflihtet, wenn fie fällig 
war; und fie fonnte, wenn fie unzweifelhaft war, mit richter 
kicher oder außergerichtlicher Hülfe nun fogleich beigetrieben 
werben. i 

Ehe die Reichsgeſetze felbft das Pfaͤndungsrecht wieder im 
dem weiten Umfang anerkannten, wie es in dem Reichdabfchieb 
von 1442 (f. Note 74) gefchehen tft, fuchte man fich durch die 
f. 9. Pfändungsclaufel zu helfen. Da bei der angedeuteten 
Befchaffenheit des Rechtözuftanded die Erlangung feines Rechtes, 
wenn man fi daffelbe nicht felbit holen konnte, nicht felten fehr 
unfiher war, fo mußten die firengen Verbote der Pfändung, 
durch ‚allgemeine Geſetze, oftmald ald eine brüdende Befchrän: 
Eimg der Selbſthuͤlfe erfcheinen. Man ließ daher den Schuldner 
in der Schuldverfihreibung, auf die Sicherheit, die ihm jenes Vers 
bot gewährte, verzichten, indem er dem Gläubiger ausdruͤcklich 
geftattete, fich ohne Necht dad Seinige zu nehmen. Zwar erhielt 
ber Gläubiger dadurch nicht die Gewißheit, daß der Schulpner 
fich aud ohne Widerfiand zu leiften ruhig würde auspfänden 
laſſen, ‘allein ein Widerftand war nun feine vechte Gegenwehr, 
fondern enthielt einen Wort: und Gelöbnißbruch, und die freiwil 
fige: Unterwerfung unter das Pfändungsrecht gab dem Gläubiger 
bie Sicherheit, daß, wenn er fich felbft zu feinem Rechte zu vers 
helfen fuchen würde, er nicht ald Räuber, Dieb oder Friedens; 
brecher wide angeklagt werben koͤnnen. Nach unferen Rechts: 
anfichten würde freilich ein Vertrag, wodurch ein beflimmt ver: 
bietendes Gefeß umgangen werden fol, nicht jene Wirkung ba: 
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ben Eönnen. Die Häufigkeit der Handelaufel. hat denn "wohl 
bahin geführt, daß die Pfändung, die nun ohne Gefahr . dem 
Strafgerichte zu verfallen vielfach vorgenommen wurde, immer 
mehr als rechte Selbfthülfe erſchien, fo daß jene Glaufel mehr 
zur Bedeutung einer bloßen Form herabſank, und nicht eigent: 
lich ein materielles Recht. mehr gewaͤhrte. Eo wird dann zunaͤchſt 
in dem Landfrieden von 1389 das Pfändungärecht wegen „kunt⸗ 
licher — unläugbarer Schuld” ald zuläffig gleichfam vorausge⸗ 
feßt ‚ ohne daß die fruͤhern Beſchraͤnkungen ausdruͤcklich aufgeho⸗ 
ben worden waͤren. Da aber eine ſolche ausdruͤckliche Aufhebung 
des allgemein lautenden Pfaͤndungsverbotes der aͤltern Reichsge⸗ 
fee auch nachmals nicht erfolgt iſt, und mit unzweifelhbaf: ' 
ter Beftimmmtheit nur in Betreff fehuldiger Zinfen und Gülten, 
fo wie folher Schulden, bei welchen man fich freiwillig der 
Pfändung unterworfen hatte, eine Befchränfung des Verbotes 
eingetreten war, ba ferner zur Zeit der Errichtung des ewigen 
Landfriedens im J. 1495 den Suriften die Selbfthulfe auch 
dann, wenn fie fih auf Vertrag gründete, vielfach anftößig ex 
fcheinen mußte, fo erklärt e8 fich bet dem damaligen Stand der 
Dinge zur Genüge, wie man fich über ein Geſetz in Bezug auf 
die Pfändung nicht einigen Tonnte, fo daß „die Verſammlung 
der Stände etwas irrig”. wurde 78), und namentlich zunächft das 
Sürfterrcolleggum, dem ſich dann aber. auch die Städte anfchlof- 
fen, einen: von dem Kaifer vorgefchlagenen Artikel ablehnten — 
und gefeßt- wurde, —: daß diefer Pandfried niemand an —— 
Verſchreibungen nichts abbrechen noch zugeben ſoll 72). 

Es war ſomit weder die Zulaͤſſigkeit der Pfändung. wegen 
Schuld beftätigt, noch deren gänzliche Unzuläffigkeit auögefprochen, 
Es follte vielmehr der Inhalt der Verfchreibung die Rechte des 
Glaͤubigers beftimmen, d. b. darauf gefehen werden, ob diefe eine 
Erlaubniß zur Pfändung enthielten, oder nicht. Man hat zwar 
auch die Erklaͤrung verſuchen wollen, daß die Beſtimmung des 

Landfriedens ſich nur auf die bereits vorhandenen, mit einer 
Pfaͤndungsclauſel verſehenen Schuldurkunden bezoͤge, nicht auf 
vie etwa is noch SuSguflenenberts allen in einem folchen 

78) Datt de‘ pace publ. V. 1. P. 784. 

79) Kandfrieden v. 1495 8.9. Senckenberg hl: IE ©: 5% 
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Falle wurde man offenbarer mit einem Verbote des Pfaͤndungs⸗ 
rechtes uͤberhaupt, unbeſchadet des Beſtandes der bereits vorhan⸗ 
denen Schulddocumente, hervorgegangen fein, und es wuͤrden 
Kaiſer und Staͤnde, wenn man in der Hauptſache ſo einig ge⸗ 
weſen, ſich wohl auch leichter uͤber den vorgeſchlagenen Artikel 
verſtaͤndigt haben. Somit war man eigentlich zu den Stand der 
Dinge im 3. 1301 (f. Note 70) zurückgekehrt. Ob eine außer⸗ 
gerichtliche Pfändung ftattfinden Fonnte, hing von dem Inhalt 
der Verſchreibung ab. Die Pfändungsclaufel erhielt aber da⸗ 
durch wieder eine größere Bedeutung, indem fie dem Gläubiger 
nicht blos ein Recht, was er fchon beſaß, beftätigte, fondern ihn 
ein wirkliches Mehr gewährte. ° Die fpätere Reichsgeſetzgebung 
bat hieran .weiter nicht3 geändert. Was die fpätern Reichsgeſetze 
uber .die f. 9. Pfandungsconftitution enthalten, bezieht fi auf 
die Pfändung. wegen Befisftdrung unter Reichöunmittelbaren 90); 
Daraus ließe fih nur folgern, daß die Reichsgeſetze alfo auch 
noch fpäter, Pfandungen nicht abfolut als unzuläffig anſahen; 
wad aber von keinem großen Belang ift, weil von ber 
Pandung zum Schub des Beſitzes, wovon unten die Rebe 
fen fol, Ten Schluß auf die wegen Sculden zu machen 
if. Unter den Suriften ift e8 dann aber ftreitig geworden, ob 
die Pfändungsclaufel ein Pfändungsrecht begründe, oder nicht 
vielmehr ‘der, welcher ein folches geltend zu machen fuche, ver 
Strafe, mit weldyer das Römifche Recht die unerlaubte Selbft: 
hülfe bedrohe, verfalle? Kopp 81) insbefondere, Duffen: 
dorff 9%),u. A. haben die fortdauernde Zuläffigkeit und Kraft 
der Pfändungsclaufel vertheidigt, und auch in neuerer Zeit hat 
Eichhorn ®%) und ihm folgend Phillips 8%) wenigftend -an; 


2: ee : HE — ze i 7 * — 
80) Gerſtlacher Handbuch der deutſchen Reichsgeſetze Bd. 10. ©, 
2386 — 2446. Gail Abhandlung de pignorationibus, welche feinen 
‚ Ohserv. angehängt, ift. 
81) Kopp de pignoratione conventionali $..18. 
82) Puffendorff Obs. f. V. N. 62 p. 247 fuͤhrt einen Fall aus 
den! 18. Jahrh. an, wo in Folge einer ſolchen S chuldverſchrei⸗ 
bung, wirklich eine Pfaͤndung vorgenommen wo den. 
. 83) Eichhorn Deutſch, St. u. R. Geſchy. §. 450. Maurenbrecher 
d. Pr. ©. 1. 8. 175. ſagt, indem er ſich dabei auf dieſes Citat aus 
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erkannt, daß der Enndfrieden von 1495 Feine Aufhebung jener 
Glanfel enthalte Die Mehrzahl der ältern Juriſten bat fi 
eber gegen die Zuläffigkeit des fchriftlich eingeräumten Pfän- 
dungsrechtes erflärt. Die Gründe, auf welche fie ihre Anficht 
füben, find freilich fo allgemeiner Natur, daß man daraus, mit 
einigen Altern ftricten Anhängern des NRömifchen Rechtes, alle 
und ‚jede Pfändung; ſei ed wegen Schuld, fei es aus einem 
andern Grunde, für unzuläffig erklären müßte Denn fie gehen 
davon aus, daß alle Selbfthülfe bei uns in der Regel fchlechter: - 
dings verboten fei und daß aus den Pfändungen Gefahr thätlicher 
Handlungen entitehen koͤnne. Nichts defto weniger hat die An⸗ 
ficht dieſer Rechtölehrer 85) entfchieden das Webergewicht erhalten. 
Denn wen fie-auch nicht in der Lage der Gefeßgebung begrüns 
det war, fo flinmte fie doch mit der Richtung, welche die 
Rechtsentwidlung und Staatengeftaltung nahm, zufammen. In 
diefen lag aber eben die Tendenz, die Selbfthilfe immer in en⸗ 
gere Schranken zuruͤckzudraͤngen; das Recht follte nicht nur in, 
fondern allein, foweit Störungen vorfielen, auch nur durch ben 
Staat und die von der höchften Gewalt gefeßten Obrigkeiten be 
ſtehen. Trotz ber ſchwachen Gründe, die fie. aufftellten, mußte 
fi der Sieg für die Juriſten, welche dad Pfändungsredht an: 
fochten, entfcheiden, nicht ſowohl weil diefe Anficht dad Roͤmi⸗ 
ſche Recht, ald vielmehr weil fie den Geift der Zeit für fich hat 
ten. Unter diefem Einfluß haben aber die Praftiter, indem fie 
fih für treue Anhänger und Diener der gemein befchriebenen 
Mechte hielten, fich ihrer eigenen Senbung oftmals unbemwußt, 
gearbeitet; haben den Buchftaben des Gefetzes, der ihnen eben fo 
unpilfürlich und in guten Glauben unter den Händen eine an: 
dere Geftalt annahm, mit dem Leben verfühnt und verfchmolzen, 
oder doch ein ſolches Ergebniß vorbereitet. Diefe Art ihrer Wirk 


Eichhorn bezieht C!), daß die Neichbgefege das Recht des Glaͤu⸗ 
bigers, den Schuldner zu pfänden, aufgehoben haben. 
84) Phillips dentfch. Pr. Recht. Bd. 1. ©. 409. 

85) Selchow: de reliquiis juris manuarii $. 18 in feinen Electis 
juris germ. (Lips. 1771.) p. 329. Struben rechtl. Bedenken. &. 
674 in Spangenb. Ausg. II. ©. 302. Danz bdeutfch. Pr. Recht. 
Bd. 2. ©. 356 ff. u. AA. — 3 
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famleit war aber gerade die Grundlage ihrer Bedeutung, ihres 
Anfebens. . Durch den usus modernus haben fie uns einer Zeit 
entgegengeführt,. die Vergangenheit und Gegenwart, jegliches in 
feiner Bebeutung, und: beide in ihrer Verbindung zu begreifen 
fucht,, in welcher es fich al5 dad bewußte Ziel deutfcher Rechts⸗ 
wiffenfchaft hervorflelt, die verfchiedenartigen Elemente - unferes 
Rechtözuftandes zu einem Ganzen zu geftalten; und fo wie aus 
dem erflorbenen Körper des heiligen roͤmiſchen Reiches deutſcher 
Nation — ein Reich bewußter und gewollter deutfcher Volks⸗ 
gemeinfchaft fi zu erheben angefangen, fo wird auch ein deut: 
fches Recht fich feſter und beftimmter geftalten, welches freilich 
nicht wie daS ſ. g. gemeine Recht ein Aggregat von Rechtsſaͤtzen 
liefert, für deren Anwendbarkeit die Vermuthung ftreitet, das 
aber die Grundlage. aller deutfchen Kandesrechte fein wird, wo: 


durch bei vielleicht größerer formeller Abgefchloffenheit die mate 


viele Einheit und Uebereinflimmung wieder um fo mehr hervor: 
treten duͤrfte. 


1. Pfändung wegen Zinfen. 

Da der Pfändungsclaufel ihre eigentliche Bedeutung genom⸗ 
men war, und man ihr nur noch die Wirfung gab, daß ein 
Gefuch um bedingte oder unbedingte Zahlungsbefehle dadurch be: 
gründet wurde, fo war Damit Die Pfändung wegen Schuld 
nun völlig zur Antiquirät geworden.” Damit war aber dad 
Pfaͤndungsinſtitut noch keinesweges untergegangen, wenn gleich 
eben jene Verhaͤltniſſe, welche den Untergang dieſer einen Pfaͤn⸗ 
dungsart ‚herbeigeführt. hatten, auch auf bie übrigen Arten nicht 


ohne Einfluß bleiben konnten. Diefes hat fi) aber dahin geäus. 


Bert, Laß manche ihre Eigenfchaft ald Inftitute des gemeinen 
Rechts verloren und nur ald particularrechtliche fi) erhalten ha 
ben, "während der Gattung der Pfändung, deren Gemeingültig- 
feit im Allgemeinen unangefochten geblieben ift, nämlich der 
Pfändung wegen Schadens, zum Theil eine andere Bedeutung 
gegeben worben-ift und ihr wohl auch bie Feſſeln einer dem In: 
flitut ungünftigen Auffaſſung und beengenden Interpretation an⸗ 
gelegt worden ſind. 

- Zn den deutſchen Volksrechten und in ben ſkandinaviſchen 
Rechtsquellen iſt von Pfaͤndungen wegen an und Gülten gar 


Serman. Zeitfchrifte 1839. 16 Heft. 
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nicht die Rebe. Ob man fie flillfchweigend als zuläffig annahm, 
läßt fich nicht beftimmen. Zuerſt wird das Pfändungsrecht we: 
gen derfelben im Sachſenſpiegel ausgefprochen ®): „Die herre 
mut wol panden uppe sime gude umme sin geld, dat mau 
ime von sime gude gelovet hebbet, on des richters or- 
of”, — und Ahnlih im Schwäbifchen Landredht und anderen 
Rechtsbuͤchern. In diefen Stellen wird aber überall vorausge: 
ſetzt, Daß die Pfändung „auf dem Gute”, „dem Eigen und 
Lehen” ded Pfändenven gefchehen fei 7). So wie in den Land: 
rechtsbüchern ein gutöherrliches Werhältniß unterflelt wird, fo 
in den ftädtifchen Statuten und den Stadtrechtöbüchern ein 


— 


86) ©. Sp. IL 54. 
87) Schwäb. Lande. c. 336. Zufag. (b. Schilter c. 67.) Eyn 
Jeclich man mag wol pfenden uf sime gute da man yme phe- 
ı  ninge von git. ane der richters urlop. $.2. Werth aber man 
ime das pfand und ist das gut sin. er nymet es überhaupt ein 
pfant mit rechte. Andere Codd. u. Ausg. f. überhaupt mit rechte 
mit gewalt. — Kaiſer Ludwigs Rechtöb. (v. Zreiberg Sammlung. 
Bd. 4. ©. 439.) art. 145. Ez mag ain iglich man wol pfenten auf 
sinem guot umb sein gült, und umb seins guotz recht an fronho- 
ten und im selban schaden. — Augsb. Stat. v. 1276. art. 383. 
cd. Wald ©.382.) — es eu mag auch ein man in seinen .häu- 
sern..oder in seinen gädmeren oder auf andrem seine gut wohl 
. pfenden dieweil Jener bei ihm ist aun des Burggraven boten, 
um seinen Zinss, komt, aber jener von ihm so soll er dem 
Burggraven klagen. — Rechtsb. n. Dift. III. 14. d. 7. (Ausg. 
v. Ortloff n: 163.) Keyn man mag selber gepfenden ane 
gerichte, ane uf symeeygen adder uf syme lehen; 
do phent he selber wol vor sinen zcins. Daz pfant mac er 
yeme selber anhiten, und mac es vorkummern ane gericht, so 
das er in ken nach wise. Daſſ. II. 4. Dist, I. (p. 117.) Mitet 
‘ eyner eyn husz zcu zcinse, eyn iar adder me, den zcins sal 
‚her geben zen rechten zcinstagen, also in lande adder in wich- 
bilde in alder gewonheyt ersaczt ist. Tut he des nicht, so sol 
en der herre adder sin hote, der sin brodesse ist, phenden 
ane gericht. Sust mag nymant denandern phenden 
ane gericht. Auch nach den Leobſchützer Willkuͤren konnte man 
pfänden ohne Gericht um: howscins adder um kammerczyns yn 
synem honze; während alle andere Pfändung ohne Gericht für 
Frevel erflärt war, wofuͤr man 30 Sch. büßen ſollte. S. Böhme 
Dipl Beitr. U. ©. 22. vgl. mit ©. 17. a. E. 
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Miethsverhaͤltniß 89). Allmaͤhlig tritt dann auch das Pfändungss 
vecht wegen Binfen, die nicht mit einer Eigenägewere an dem 
Grundftücde verbunden waren, mehr hervor 9) Es iſt dieſes 
namentlich in dem Goslarifchen Stadtrechte und mehr noch der Fall 
in dem Freibergifchen. In dem leßtern werden Rente (erbecins) 
und Miethe (yarcıns) 29) genau aus einander gehalten, während 
im erftern unter der Benennung Hauszins bald Miethe 91), 
bald Renten verftanden wird, fo daß man bei mehreren Arti— 
feln, zumal da fie faſt durch einander laufen, zweifelhaft bleiben 
kann, ob fie von dem Rechte eines Eigenthuͤmers oder Nenten: 
“ gläubigerd reden. Es Tann diefes aber zu manchen Feblfchlüffen 
in Beziehung auf die Rechte der Rentengläubiger überhaupt Ver: 
anlaffung geben 9°). Für uns fteht fo viel feſt, daß nach ten 


88) ©. die vorige Note und Leges Goslarienses. Van Hus- 
tinse c.8. Leibnitz scriptt. Brunsw. IH. p. 492. Weme sin 
‚hustins wert entstettet (verfeffen) de mach dene panden uppe 
der were, vint he over nicht to pandene — so schall he seck 
des huses underwinden mit gerichte, und schall seck dat laten 
egenen — cf. c. 11—13, 16— 22, 24. 


89) Freiberg. Stadtrecht Tit. 1.n.20. b. Schott Sammlung 
zu den deutfch. Land « und Stadtrechten Th. 3. &. 157. — welch 
man erbecins hat an eime huse der mäc pfenden ane gerichte 
ab he will — n. 28. (p. 160.) Ein iklich man der erbecins hat, 
der hat gewalt und recht zu pfendene an der stat da sin erhe- 

- eins lit, was he da vindet oder wes is ioch ist, daz nimit he 
nnd pfendit iz vor sinen erbecins mit rechte. iz in sal, noch in 
mac im Zu rechte nimant ir wern. | | 

90) Freib. Stadtr. a. a. D. n. 29. Hat ein man iarcins an eime 
huse oder woran iz ist, daz heizet iarcins daz man aller iereg- 
lich vermitet — — der cinsmeister (der ———— mac ouch 
wol pfenden vor den cins —. 

91) 3.8. Leges Gosl. 1. c. c. 18. Oft men uppe der were 
nicht en vint tho pandene de de (?) denne wor den tins, so 
mach men den werd eder de werdyn en de dat erve gheme- 
det hefft wol davore upholden. 

92) So werden aud gewöhnlich zwei Stellen angeführt, — aus den 
Leg. Brunsw. (b. Leibnitz l. c. p. 436.) $. 25. Svelick man 
heft husgelt he mot wol darinne panden, sunder gerichte, und 
aus den Legg. Cellens. v. 1301. (daf. p. 483.) $. 20. Hevet en 
man husgelt, he mot wol darumme panden vor sinen tins sım- 


14. * 
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Stadtrechten des 13tm Sahrhunderts das Pfändungsrecht flr 
Zinfen und Gülten, auch wenn der Zindmeifter nicht zugleich 
Eigenthümer war, als zuläffig ausdruͤcklich anerkannt war, und 
in den Reichsgeſetzen des 14ten Jahrhundert ift daffelbe für alle 
Geld- und Naturalpräftationen, fie mochten die Natur einer - 
vogteilichen Abgabe, eines vorbehaltenen Sue einer gekauften " 
Rente u. |. w. haben, geftattet. 


nn] 


der gerichte; — um dad Necht des Rentengläubigerd, zu pfänden, 
darzuthun, während man beide faft eben fo gut blos von dem Ber» 
miether verftehen Fann. In dem Rechtsbuch nad Diftinet. CHI. 41. 
Dist. 6 — 11.) find faſt nur foldye Artikel aus dem Goslarfchen 
Stadtrecht aufgenommen, die von dem Pfandungsrecht des‘ Gigen- 
thümers handeln, und die Hauptftellen, die nur vom NRentegläubiger 
verftanden werden Eönnen (Gosl. Stadtr. a. d. DO. Art. 8, 11, 12.), 
ſucht man vergebend. In der Dist. 7. (vgl. Gosl. Stadtr. a. a. O. 
Art. 19.) beißt e8 zwar: Nymant mag gepfenden vor den husz- 
zcins wen der des daz eygen ist, adder sin gelt doruffe 
hette in gerichtes sacezunge, adder sin gesinde etc. Der 
Zweck der noch weiter ausgeführten Stelle ift, u” beftimmen , daß 
flatt des Terechtigten auch einer feiner Dienftleute, und in gewiſ⸗ 
fen Gallen auch ein Bevollmächtigter (des frunde eyner — dem 
er sin macht daran getan habe) pfünden Tann. Albrecht hat 
diefe Stelle vorzugsweife benugt, um Das Pfändungsrecht des 
‚Rentengläubigerd Ddarzuthun. (Don der Gewere ©. 159.) Die 
Worte: adder sin gelt doruffe hette, fihienen mir aber 
- bei Leſung der Stelle im Infammenhang ein Sloffem zu fein, und 
An diefer Unficht werde ich dadurch beftärkt, daß fie in dem Eifena- 
cher Rechtsbucy Art. 33. (b. Ortloff p. 712.) fehlen. Aber auch 
* in dem Artikel deffelben Rechtöbuches, der aus dem Rechtsbuche 
nah Dift. a. a. O. Art. 10. entnommen ift, worin es heißt: Wil 
<iner pfenden, vor sin huzzins ader andern czins, fehlen 
“ die legten Worte. Daher durften vielleicht auch dieſe Worte ein 
Zufag fein. Wir möchten aber daraus fchließen, daß dem Bearbeis 
ter des Eifenacher Rechtsbuches eine Recenſi iyn des Rechtsb. n. Diſt. 
vorgelegen, worin jene Zuſaͤtze nicht geſtanden haben; und vielleicht 
Tann man noch weiter gehen und darin auch eine Beſtaͤtigung der Vers 
muthung (f. Ortloff in feiner Aug, d. Rechtsb. n. Diſt. p. XXVIL) 
finden, daß dem Verf. des letzgenannten Werkes andere Texte des 
Gosl. Stadtrechtes, worin das Pfaͤndungsrecht des Renteglaͤubi⸗ 
gers noch weniger beſtimmt hervortrat, vorgelegen haben. Bei ei⸗ 
nee genauern Unterfuchung der Quellen koaͤnnte dieſes vielleicht mit 
zum Fingerzeig dienen. 
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So unzweifelhaft aber dieſes Recht nun hergebracht und 
dann auch durch Die gefchriebenen Rechte anerfannt war, fo fand 
man ed dennoch oftmals nicht für überflüffig, daſſelbe in Wer: 
tragsurfunden noch befonderd zu erwähnen und einzuräumen. 
So hatte im 3. 1288. der Graf Adolf v. Holftein dem Hamz 
burgifchen Domcapitel 13 Menfen verkauft, fich aber die Ge: 
richtöbarfeit und gewiffe Abgaben vorbehalten; in ber Verkaufs: 
urfunde 93) heißt e8 auch: Praeterea persona capituli prae- 
fata bona percipiens habebit autoritatem colonos instituendi 
et destituendi, prout sibi in praefatis videbitur expedire et 
pandandi huram suam seu pignora recipiendi cum 
emenda debita tempore suo, quando sibi praedicta hura 
non fuerit persoluta. Hier follte offenbar, da Pfändung fonft 
ein Act der Gerichtöbarkeit war, und dieſe fi) der Graf vor: 
behalten hatte, das Domcapitel um fo mehr gegen die mögliche 
Anfchuldigung gefichert werden, daß es fich (wenn es nur feine 
Forderungsrechte in erlaubter Weife geltend ntachte) einen Ein: 
griff in die Jurisdiction des Grafen geflattet hatte — Sn ei: 
ner Urk. v. 1359 aber heißt es 9%): Were es aber, das wir 
das nit entehetten und welchs jars wir versessen, dass 
wir den Pfacht nit engeben, als vorgeschrieben steht, so 
mag Wellen oder sein vorgenannten sein kind pfenden 
uf egenannten Gude, als des Landes Recht u. Ge- 
wohnheit. Ferner noch in einer Lüneburgifchen Urkunde von 
1369 9%): Unn ok late ick den vorbenamden Heren in dem 
salven dorpe to Sommerbeke unn mynen anderen veer Ho- 
ven neghen Schilling Geldes, de se upboren scolen alfe 
jarlikes in dem Markede sünte Michael. Were ‘dat men 
de den nicht en gheve, so scollen se unn mogen de ne- 
ghen Schillmge ute den veer Hoven panden edder 
ut enemme, de on aller Shedelikest were. — Dieſe Urkuns 
den find zugleich ein Beleg dafür, wie wenig bis in die fpätere 
Zeit durch das in Verträgen herborgehobene Pfaͤndungsrecht dem 
93) Staphorft Hambitrg. Kirchengeſch. Th. 3. ©. 749. 

94) Kopp de jure piguor. convent. p. 1%. 


95) Verlaſſungs⸗Urk. Otto Groten's in der Deduction der Abtei 
St. Michael in Liineburg. Auh. N, 58. 


‘ 
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Gläubiger ein wirkliche Recht eingeräumt wurde, das er nicht 
fchon ohnehin befaß. 

Während aus den ftädtifchen Statuten das Pfaͤndungsrecht 
wegen Miethe und Renten fpäter verfchwindet 96), wird es we— 
gen aller auf laͤndlichem Gutsbeſitz ruhenden Präftationen, als eine 
auf Recht und alter Gewohnheit beruhende Befugniß, in Landes: 
gefegen de3 18ten, 16ten, 17ten Jahrhunderts den Berechtig-⸗ 
ten ausdrüdlich eingeräumt. Vorzuͤglich wurde ed in Werträgen 
zwifchen Landesherren und Ständen, diefen leßteren als. eine ihnen 
zuftehende Berechtigung, zugefichert ?). Puffendorf 98) hat 
eine ganze Reihe folcher Stellen aus Gefegen und Landtags— 


9) So war auch 3. B. den Buͤrgern von Paris daffelbe durch ein 
beſonderes Privilegium zugefichert worden, während es fonft unter- 
gegangen war; Consuetud. Paris. urb. illustr. p. C. Molinaeum 
tit. 2. 8. 63. (p. 112.) Intra urbem et primariam leucam potest 
—— censualis ab reliqua census trium annorum et infra pi- 
gnorare mobilia in domibus censuariis existentibus. 


97) 3.3. Vertrag zwifchen Herzog Heinrich und dem Rath der Stadt 
Braunfchweig a: 1483 in Rehtemeyer's Braunſchw. Chronik 
Th. 3. ©. 53. ©. 728. Ock mogen de Borgere pauden gehre 
Meigere umme oehre Maldere, Tinse, Schuldt up 
oehrem Gude in unser Hershop, dar oehn des tho doende 
is, unde darby fahren, dese Pandes-Recht iss, alse 
dat van older gedan hebben unde des van der Herschop 
besorget sin; unde uppe dersülven Hoefen schullen unse Ampts - 
Lude. Vogede. effter Denere nicht panden. Der Zweck diefer Ver⸗ 

gleichung ift noch nicht, etwa einen Zweifel darüber zu haben, ob 

dem Zinsberechtigten und namentlich dem Gutsherrn ein Pfändungs- 
vecht zuftehe, fondern nur die Gefahr der Anfchuldigung eis 
nes Eingriffes in eine fremde Gerichtsbarkeit zu bes 
feitigen. 

88) Puffendorf de jurisdictione germ. P. ill. Sect 3. c. 8. 
8.9 — 17. p. 759— 769. — ine der neneften folder Urk., die 
derfelbe  mittheilt, ift eine Stelle aus dem Hoya’fchen Landtags» 

- abfchied v. 1679. $. &:, Wie fie aber dennoch laut der von den Ber 
ambten eingelegter bei den Acten befindlicher Bericht, das Pfand» 
recht zu ererciren, faft durchgehends befugt, alfo wollen 
Wir ihnen insgeſammt daffelbe über foßche ihrer Guts⸗Leute dero- 
geftalt gönnen, Daß um befanntlicher Zinfe, Dienfte, Paͤchte 
und anderer dergleichen praestandorum halber fie ge: 
dachten Pfandrechtes gegen befügte ihre Guts⸗Leute auf deren H0s 
fen fich gebrauchen, und Dadurch zu den ihrigen verhelfen moͤgen. 


Das Pfaͤndungsrecht. 215 


abſchieden aus den Braunſchweig⸗ Luͤneburg⸗ Hannoveriſchen Lan⸗ 
den, aͤus dem Hildesheimiſchen, aus Holſtein, Ravensberg, 
Osnabruͤck, der Grafſchaft Mark und Cleve theils woͤrtlich mit: 
getheilt, theils nachgewieſen, und andere Autoren bezeugen daſ—⸗ 
ſelbe in Beziehung auf andere Gegenden 9). Go duͤrfen wir 
wohl annehmen, daß die Pfändung wegen verſeſſener Zinfen 
u. f. w. bis ind 16te Jahrhundert hinein al3 gemeines Recht in 
Deutfchland betrachtet wurde, und wo, etwa bis zu Ende des 
15ten Sahrhunderts hin, in Urkunden und dgl. dad Pfaͤndungs⸗ 
it gi Zins noch befunders beffätigt wurde, hatte man Dabei 

eineWandern Zwed vor Augen, als Zweifel gegen die Zulaͤſſig⸗ 
keit einer folchen Pfändung, die Damals noch nicht Platz gegrif: 
fen hatten, zu befeitigen. In derfelben Weife aber,. wie burch 
die Suriften das Pfaͤndungsrecht wegen Schuld überhaupt befets 
tigt worden, würde dieſes auch mit dem wegen Zinsforderung 
gefchehen fein, . wenn nicht theils die Zinöberechtigten, ald Guts⸗ 
berren, zugleich zum Theil auch die Gerichtsbarkeit über die Pflich⸗ 
tigen gehalten hätten, fo daß die Pfändung hier als eine Aus⸗ 
uͤbung berfelben aufgefaßt werden konnte, und theils durch die 
Erwirkung befonderer Landeögefege und durch Verträge im.Be- 
fig ihrer Gerechtfame fich zu behaupten gewußt hätten. Diefen 
ausdruͤcklichen Beſtimmungen war denn nicht mit dem Satze bei: 
zufommen, daß die Selbfthülfe unerlaubt fei, daß die Gtrafe, 
welche. dad römifche Recht drohe, auch in Deutfchland als an- 
wendbar erachtet werden müffe 109), Man Fonnte nicht weiter 


99) Scheplitz Consuet. March. Brand. (Lips. 1661. fol.) P. IV. 
t. 21. 8.8. (p. 521.) — In der Brandenb. Couſtit. des Churfürs 
ften Johann Georg Fit. 21. heißt es: Ob wohl der, welder auf 
einem Hofe allein die Pächte und Zinfe hat, fich daher Feiner Ge- 
rechtigkeit eben derſelben Hoͤfe anzumaßen, ſo iſt doch von Alters 
in unſerem Lande daher hergebracht, daß der Pachtherr, wenn ihm 
feine Pachte und Zinſen zu rechter Zeit ‚nicht gegeben werden, ben 
Pacht» und Zinsmann felbft darım pfänden möge, dabei on es 
nochmals laſſen. 

100) Stryck de jure pignorandi c. 2. $. 51. Posteriore casu si 
Jurisdietio in rusticum alteri non coınpetat, non putarem jure 
communi jus pignorandi indulgendum esse dem Pachtherrn, quippe 
ipse sibi privata auctoritate Jus diceret, quod sub poena a mis- 
sionis debiti et juris praetensi in jure nostro gravissime prohibi- 
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gehen, als daß man die Pfaͤndungsbefugniß der Gutsherren, in 
ſo weit nicht zugleich die Zinspflichtigen auch ihrer Gerichtsbar⸗ 
keit unterworfen waren, als eine vom gemeinen Recht abwei⸗ 
chende, in den beſonderen Landesrechten und Gewohnheiten be⸗ 
gründete Befugniß anfah. Und fo iſt die Sache bis auf ben. 
heutigen Tag geblieben 1), nur daß durch die Wirkung eben 
derfelben Gründe, welche den Untergang der Pfändung wer 
gen Schuld herbeigeführt haben,. das Gebiet jener als particu- 
lorrechtlich geltenden Gerechtfame mehr und mehr verengt wor 
den ift, und daher durch entgegenftehenden Gebyauch und Eſetze 
dad Pfändungsrecht wegen Zins auch da abgefchafft iſt, es 
fruͤher eben ſo unzweifelhaft in den Rechtsquellen des Landes 
anerkannt war 192), Im gewiſſer Beziehung kann es aber als 
fortdauernd noch da angeſehen werden, wo der Gutsherr kein 
Urtheil gegen den Pflichtigen zu erwirken braucht, ſondern, auf 
die Rechtmaͤßigkeit ſeiner Forderung geſtuͤtzt, richterliche Huͤlfe 
ſogleich in Anſpruch nehmen kann, um unter ihrer Mitwirkung 
die Pfaͤndung zu vollziehen. Es iſt dieſes eine Modification des 





tum per 1. Si quis in tantam 7. C. unde vi; 1. exstat 13. D. 
Quod metus causa. Videtur iusuper alienam jurisdictionem vio- 
lare, dum alienum subditum pignoratione ad id adstringere vult, 
ad qyuod per suum Judicem vel magistratum adstringendus erat. 
Sed cum in ejJusmodi materia semperinspiciendam 
sit, quo jure retro civitas in ejusmodi casihns fue- 

 rit usa etc. Dieſes dann weiter ausgeführt in C. 3. $. 30 — 44. 

101) Hagemänn Landwirthfchaftöredht $. 222. a. E. P.J.Hei-. 

-  nmecken.principia juris colonarii reip. Bremensis. &ött. 1800. 
8.59. Eihhorn D. Pr. R. $. 264. und Mittermeier $. 180: 
„Das nah Älteren Geſetzen zuftehende Selbftpfändungsrecht Tann, 
wenn nicht ein Landesgefeg dies Necht anerkennt, nicht mehr aus⸗ 
geübt werden, da ed eine Art Selbfthülfe enthält.” Dar 
aus würde aber die Nichteriftenz. eines gemeinrechtlichen Pfändungs- 
rechtes überhaupt folgen. 

102) So z. B. in Sachſen: Haubold Saͤchſ. Privatr. 8. 474. 476, 
Sachſe Herzogl. Saͤchſ. Privatrecht $. 632: — „Das Recht, durch 
Pfändung oder andere Gelbfthülfe den Zins einzuziehen, fteht dem 
Zinsheren überall nicht mehr zu.” Scheplitz Consuet. Brand, 
XXI. 8. 8. fagt aber noch: ed fei nach ſaͤchſiſchem Recht feinem 
Zweifel unterworfen, daß der Gutsherr, auch ohne zuftändige 
Jurisdietion, wegen Binfen und Dienfte pfänden Tonne. 
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Pfaͤndungsrechtes, wie wir fie auch aus den Alteften Quellen 
des deutfchen Rechtes (f. Note 25.) kennen gelernt haben. Mo 
von Unzuläffigkeit außergerichtlicher Pfändung geredet wird, wird 
oft weiter nichts darunter verftanden, ald daß ber Gläubiger, 
ohne daß eine Rechtöverhandlung flatt findet, den Beiſtand von 
Serichtsperfonen in Anſpruch nehmen fol. Es haben diefe Refte 
des Pfändungsrechted wegen Zinfes fich auch nur im Gebiet der 
qutöherrlich= bäuerlichen Berhältniffe erhalten, und nicht nur das 
Pfaͤndungsrecht des Nentefäufers in den Städten, fondern auch 
des Vermiethers ift erlofchen. Es erklärt diefes fich aber bar: 
aus, daß das römifche Necht zuerft in den Städten fefte Wur: 
zel faßte, und man daſelbſt, worauf fihon bingedeutet wor: 
den 108), bei näherer und prompter Juſtiz der Selbfthülfe weni: 
ger. bedurfte. Man fuchte dafür Feine Privilegien, wie ed bie 
auf den Landtagen erfcheinenden adeligen Grundbeſitzer thaten, 
Es ift daher das Pfändungsrecht wegen Binfen, wie es mit dem 
wegen Schuld fchon früher der Fal war, aus ben fläbtifchen 
Statuten verfhwunden; wo aber in denfelben noch etwas davon 
ſtehen geblieben war, meinten die Zuriften, es fei damit nichts 
anderes gemeint, als das Recht fich an die invecta und illata 
zu halten, und ed fei bei dem Pfänden zu fubintelligiven mit 
Huͤlfe des Richters 10%); was fich wohl geltend machen ließ, 
da man eben keinen erheblichen Widerſpruch dabei fand. 

Mir haben aber bisher in Bezug auf das Pfändungsrecht 
wegen Binfen einen Punft unberührt gelaffen, der für unfere Er: 
örterung von befonderm Intereſſe iſt. Wir meinen. bad rechtliche 
Fundament deſſelben. Nach der ganzen Weife, wie bie älteren 
Juriſten das deuffche Recht behandelten, Tonnte von der Auf: 
fuchung eined folhen Feine Rede fein. Sie betrachteten das 
Recht, wegen Zinfen zu- pfänden, für eine juriftifche Abnormi- 
taͤt, g aus ftatutarifcher Willfür hervorgegangen. Albrecht hat 
ed zuerft aus dem Wefen bed deutfchen Rechte, und zwar, wie 
bemerkt worden, aus der Gewere herzuleiten gefucht 19), und 
ed Hat feitdem die Anficht Eingang gefunden, baß die Gewere 


103) S. oben &. 205. 
104) .Stryckl.c. c. 3. $. 32 sqg. 
105) ©. oben ©. 174. 
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an Grundflüden dad Fundament der Selbſthuͤlfe iſt, foweit fie 
im Ergreifen von Sachen, in der Entwerung eines Andern ohne 
Gericht beftand. Es hätte, vote ich glaube, ſchon früher man- 
ched Bedenken gegen diefe Anficht fich regen muͤſen, wenn man 
die Pfändung wegen Schuld überhaupt, als ein veraltetes In: 
ftitut, nicht zu fehr unbeachtet gelafien hatte. Man bat fich Eeine 
Rechenfchaft darüber zu geben gefucht, ob dieſes Pfandungsrecht 
fehon in dem Wefen des altgermanifchen Rechtes begründet war, 
oder ob es erft fpäter, etwa im 13ten oder 14ten Sahrhundert, 
durch das Aufkommen der Pfändungsclaufel entftanden fei. Man 
ſcheint dieſes Letztere indeß fall vorausgefegt zu haben. Die obige 
gefchichtliche Darlegung dürfte nun aber die Sache in das gehörige 
Licht geftelt haben. Da aber die Pfändung wegen Schuld 
gerade in der Wegnahme einer Sache aus fremder Were be: 
fland 206), fo ift Flar genug, wie der Grundfaß, in Der Gewere 
eines Grundſtuͤckes fei auch die der fahrenden Habe begriffen, 
nicht zum rechtlichen Fundament der Pfändungslehre gemacht wer: 
ven kann. Es bleibt freilich noch ein gewiſſer Ausweg übrig, 
um biefer Argumentation zu entgehen, nämlich zwifchen den 
Dfändungen zu unterfcheiden. Die Pfändung für Schuld über: 
haupt würde dann ald eine Pfändung gleichfam gegen die Ge- 
were, bie für Zinfen und Schadenszufügung oder Beſitzſtoͤrung 
als eine Pfandung auf Grund der Gewere erfeheinen. Nun fin: 
det ſich freälih auch, daß jene felbft ſchon in mehreren. Volks⸗ 
rechten ald unerlaubt erklärt wird, während diefe alle Sahrhun- 
derte hindurch als -zuläffig ' erfcheint, und alfo jenen Verboten 
nicht unterlag. Wir brauchen wohl nicht zu fürchten, dag man 
noch weiter gehend auch vielleicht fagen wird, jene allgemeinen 
Berbote der Pfändung follten einem Mißbrauch, veiner ſtets als 
unzuläffig betrachtefen Gewalt ‚begegnen, während die Pfaͤndung, 
. welche aus ber Gewere hervorging, allein ein vechtliches Inſtitut 


— —F | j 
206) Die Beftimmumngen des nordifchen Rechts, daß nicht innerhalb 
des Hofzaunes gepfändet werden fol (f. Rote 33. 35. 36.), dürfen 
hier nicht mißleiten. Erſtlich Eönnen diefelben nur als particulare 








Befchränkungen betrachtet werden, deren Grund nahe genug Liegt; . 


ferner ift damit nicht Die Pfändung auf fremden Grundſtuͤcken ſelbſt, 
fondern nur innerhalb des Hofes, der die Wohngebaͤude umgab, 
ausgefchloffen, nicht auf den Feldern und dem übrigen Beſitzthum. 


./ 
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war. Gegen eine folche Behauptung fpricht nicht nur das Zeug: 
niß der Volkörechte, worin wir diefe Pfändung ald ein gebräuch 
liches Inftitut finden, fondern nicht minder die Faſſung der fich 
wiederholenden Verbote felbft, in welchen es Plar genug ausge: 
druͤckt tft, daß fie die Belchränfung eines wirklich zuftehenden 
Rechtes enthalten; es fpricht dagegen, daß daffelbe auch im: 
M. A. gegen’ die Verbote offener wieder hervortrat und weitern 
Raum wieder gewann. Das freilich fol und muß hier zugege: 
ben werden, daß die Gefebgebung dem Pfändungsrechte gerade 
in ſolchen Fällen weniger entgegentrat, wo ed vom Inhaber 
einer Gewere audgeubt wurde. So war unter den ganz all: . 
gemein lautenden Berboten des Pfändungsrechted offenbar das 
nicht mitbegriffen, welched wegen zugefügten Schadens an Grund: 
ſtuͤcken auf denfelben geubt wurde, denn daffelbe wird neben je: 
nen Berboten, ald etwas durchaus Zuläffiges, in denfelben Rechts: 
quellen erwähnt; die Pfändung wegen Zinfen und Gülten aber, 

ift die Altefte Ausnahme, welche auc bie Reichägefege von ihrem 
Verbote machen, und in anderen NRechtöquellen des 12ten und 
13ten Sahrhunderts, welche die Pfändung wegen Schuld ftill: 
ſchweigend und ausprüdlich ausfchließen, fommt jene als uͤbliches 
Snftitut vor. Auch fol nicht verfchwiegen werden, daß in eben 
diefen Quellen gerade darauf hingedeutet war, daß die Pfän- 
dung wegen Zins, eben weil und wenn fie in der eigenen 
Were gefchah, zuläffig war 17), Wenn wir aber nun biefed 
Alles zugeben und felbft hervorheben, fo kann daraus nicht etwa 
‚gefolgert werden, daß dad germanifche Recht zwei an fich ver 
ſchiedene Snftitute gefannt habe, die zwar mit demfelben Namen 
bezeichnet werden, die auch fonft fehr vieles mit einander gemem 
haben, namentlich daß die Regeln flr die Austbung des Pfän: 
dungörechtes z. B. ruͤckſichtlich des Objects, der Behandlung def: 
ſelben und ſonſtigen Benehmens hier wie dort dieſelben waren, 
dennoch aber in der Weiſe verſchieden, daß das eine dieſer Pfaͤn⸗ 
dungsrechte gleichſam ein Ausfluß der Gewere, Ihrer Heiligkeit 
und Unverletzlichkeit war, waͤhrend das andere darauf beruhte, 
daß man unter gewiſſen Verhaͤltniſſen jene Heiligkeit nicht zu 
achten brauchte, und ſich durch Wegnahme einer Sache aus der⸗ 


107) S. oben Note 87. 
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felben Recht verfchaffen konnte. Es würde fich dabei die Sache 
auch fonderbarer Weiſe fo fielen, daß eine Verlegung fremder 
Gewere ſchon bloßer Schuldforderung wegen erlaubt war, waͤh⸗ 
rend man ſich für Schadenszufügung nur innerhalb feiner Ge: 
were Recht verfchaffen durfte Niemand wird an zwei in biefer 
Weiſe verfchiedene Pfändungsinftitute glauben; dann aber bleibt 
wohl kaum etwas übrig, ald zuzugeben, daß die Pfändung in 
ihrer Grundlage mit der Gewere nichtö gemein habe. 
Eine Beziehung zwifchen ‘beiden, wodurch man zu der Anficht 
verleitet werten Fonnte, daß die eine in der andern murzele, 
trat erft hervor, ald man dem Pfändungsrechte engere Gränzen 
zu feßen ſuchte. Es blieben nun gewiffe Ausnahmen übrig, und . 
zu den Gründen, worauf diefe fich ſtuͤtzten, gehoͤrte auch, und 
zwar als ein Umſtand, der vorzuͤglich mit in Betracht kam, 
daß die Pfaͤndung innerhalb der eigenen Gewere vorgenommen 
war. Es bedarf nicht einmal einer Berufung auf eigenthuͤmlich 
germaniſche Anfichten von der Heiligkeit der Were, um ed na: 
tärlih zu finden, daß dem Manne in feinem Haufe und Hofe, 
felbft in Bezug auf Fremde und deren Habe, ein Benehmen ge: 
ftattet fein FTonnte, was außerhalb und in dem Umkreis einer 
fremden Were fortan als unerlaubt betrachtet wurde; es liegt 
doch an fich fehon ein geringeres Maaß der, Gewalt darin, wenn 
ich Perfonen, Thiere, die fich gleichfam in.meine Hände gege: 
ben haben, fefthalte, als wenn ich in fremde Behaufung ein: 
dringe, um bert etwas in -meine Gewalt zu bringen, ober als 
wenn ich fie auch nur auf bad Gebiet eines Dritten verfolge, 
wodurch leicht neue Conflicte von Rechten, neue Beeinträchtiguns 
gen und Schadenszufügungen- entstehen koͤnnten. 

Die älteren germanifchen Gefeße hatten vorzugsweife ben 
Zweck, Kampf und Blutvergießen möglichfl zu beſchraͤnken. Sok 
ches war aber bei der Pfändung aud fremder Were am meiften 
zu beſorgen. Zwar war der Widerſtand bei einer- jeden in ge 
feßlicher Form vorgenommenen Pfändung unerlaubt; woraus fich 
zugleich, was für unfere ganze hier aufgeftellte Anſicht von ber 
größten Wichtigkeit ift, ergiebt, daß ſich Albrecht's Mei 
nung 108) widerlegt, der den Widerſtand des Gepfändeten nur 


108) Albrecht v. d. Gewere 8. 21. 74. 
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darum für. unetlaubt erflärt, „weil er ſich und feine Sache in 
fremder Were befand und er alfo nicht dem gleich zu achten war, 
ber feine Gewere gegen fremde Gewalt erlaubter Weiſe verthei: 
digte“ 100), allein’man wußte auch wohl, wie bei der troßigen 
Kraft der Germanen ſolche Verbote oftmald wenig ihren Zwed 
erreichten. Rief der in feinem Hofe zu Pfändende feine Haus: 
genoffen zur Hülfe, war der Pfänder, fo etwas ahndend oder 
fürchtend, fchon nicht ohne eine für diefen Tal mitgenommene 
Begleitung bingegangen, fo war Kampf und Todtſchlag, wie 
fie damals zur Tagesordnung gehörten, da. Hieraus ergiebt fich, 
warum bei manchen Stämmen und befonderd unter den eine fe- 
ftere Staatenordnung begründenden Garolingern die Pfändung, 
ein fonft herkoͤmmliches Snftitut, fo beftimmt verboten wurde 
und die Randfrieden gerade diefes Verbot aufnahmen. Solches 
war. aber nicht zu beforgen, wenn etwa Vieh eingetrieben wurte, 
dad auf fremdem Grundſtuͤck begriffen wurde, wenn man ben, 
der dort in einem unerlaubten Handeln betroffen ward, aufs 
hielt, um ihn zu Erlegung eines Pfandes zu nöthigen, ed fand 
fich ein folcher meiſt fchon in einer Lage, daß ein zu folcher Ge: 
waltthat, wie fie oben befchrieben war, führender Widerſtand 
weniger zu beforgen- war. ine Pfändung in der eigenen Ge: 
were erfchien daher allerdings als weniger bedenflih, und wenn 
Ausnahmen des allgemeinen Verbote der Pfandung, wo folche 


aufgeſtellt waren, hervortraten, fo war es natürlich, daß zu 


denfelben. folche Pfaͤndungen gehörten, die auf eigenem Grund 
und Boden vorgenommen wurden. Doch veichte dieſes noch. nicht 
zu, um eine Ausnahme zu rechtfertigen. irgend finden wir 
etwas, was darauf hindeutet, Daß man z. B. dad Vieh feines _ 
Släubigerd, dad man in feiner Were traf, für andere Schuld 
als des angerichteten Schadens wegen fefthalten Eonnte; fo we: 


109) Gegen dieſe Anficht Albrecht's fpriht auch: Schwaͤbiſches 
Landrecht (Ausg. v. Schilter art. 67. von der Lehn, Anhang 3. 
cap. 336. 8. 2.): Werth aber man ime das phand und ist das 
gut sin. er nyemet es überhaupt ein phant mit rechte. &. Rote 87. 
$. 3. Unde ist das gut nicht sin; so sol er dem richter klagen. 
der sol ime. phant antworten. und sol er dem richter 

büssen. unde auch sinem herren dass er ime phant 
verseite, | i 
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nig war dieſes geftattet, ald man feinen Miethömann um andere 
Schuld ald den Miethszins pfanden durfte. Es fcheint mir faft, 
als koͤnne es keinen beffern Beweis baflır geben, daß das Pfaͤn⸗ 
dungsrecht, wo ed zuläflig war unb in ber eigenen Were ge: 
ſchah, nicht daraus abgeleitet werden kann, daß die Gewere an 
Grundſtuͤcken aud die, der darin befindlichen fahrenden Habe um- 
faßt. Es muß alfo bei der ausnahmsweiſe zugelaflenen Pfäns 
dung noch etwas Anderes hinzugelommen fein. . Bei der Pfän- 
dung befonderd von Thieren wegen Schadenszufügung kommen 
noch ganz eigenthümliche Werhältniffe in Betracht, bie wir un: 
ten näher kennen lernen werden; aber abgefehen von biefen ge: 
börte zur Rechtfertigung jeder Pfändung innerhalb der Were, 
alfo auch wegen verfeffener Binfen, ein befonderer quali: 
ficirter Rechtsgrund. Diefer ift dann eigentlich das erfte 
und wefentlichfte Moment; daß es in bem Umkreis des eigerien 
Grundbeſitzes gefhah, dad fecundäre Moment, worauf das Er: 
laubtfein einer folchen Pfändung beruhte. Won der Pfändung 
wegen Schaden wird unten die Rebe fein; was die wegen Zin: 
fen betrifft, fo wird im Sachfenfpiegel — der dlteften Quelle, 
worin derfelben erwähnt wird — vorauögefekt, daß fie gegen 
den Hinterfaffen von “dem Gutöheren auf eigenem Grund und 
Boden gefchehben war. Der Hauptgrund, weshalb man hier 
eine Pfändung für zuläffiger hielt, ald bei anderer Schuld, fcheint 
mir theils in der Liquidität der Forderung gelegen zu haben, die 
fih auch darin ausfpriht, daß der Gutsherr und Vermiether 
feine Forderung mit feinem Eide erhärten konnte 49); theils 


110) ©. Sp.-T. 54. $.3. Tins mut de herre — hat behalden den is 
de man besaken moge, unde tegedan dat selve an deme gude, . 
dar die man uppe sit. — Stat. Goslar. l.o. c.4. En man be- 
holt sinen tins bat up den hilligen, denne. me om des entseggen 
moge. — Stat. Brunsw. Ill. 25. (db. Leibnitz III. p. 442.) — 
Rechtsb.n. Dist. II. 4. Dist. 3. Eyn iczlich herre ist neher 
sinen zcins zcu hehalden uf sinen hindersessel adder zcins- 
man, wen om der zcinsman entgen moge, zcu den heyli-. 
gen. He mag ouch uf en nicht mer behalden, wen eynen iar- 
zeins — —. — Magdeb. Schöppen - DOrteile b. Böhme 
Dipl. Beitr. VL p.97. — Leobſchuͤtz. Stadtr. b. Böhme 
l.c. II. p. 21. vgl. Albrecht de probationib. P. I. p. 13. An 
anderen Orten Eonnte man nur halbjährigen Zins beſchwoͤren. Hil⸗ 
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durch die Dringlichkeit derfelben begründet worden zu fein 11), 
Zinfen, vor allen folche, die als Aequivalent für den Fruchtgenuß 
eines Grundſtuͤckes gegeben wurden, follten befonderd prompt und 
zur rechten Zeit bezahlt werden 112), Die Strenge, womit man 
darauf hielt, giebt fich durch den Rutfcherzins kund, einer ver: 
haͤltnißmaͤßig fo hohen Buße, wie fie ein anderer fäumiger 
Schuldner wohl nirgends zu entrichten hatte 113), Als die 
Reichsgeſetze die Pfandung wegen verbriefter oder Eundiger Schuld 
überhaupt wieder aufnahmen, nur dabei ein mehrfaches vorher: 
gehende Anmahnen zur Pflicht machten, wurde dabei rudficht: 
lich ver Faufmännifchen Schulden und der verfeffenen Zinfen und 
Gülten eine Ausnahme gemacht. Daß man die Pfändung gegen 
Zinsleute für zuläffiger und weniger bedenklich hielt, wurde auch 
dadurch veranlaßt, daß, werin auch durch das Wohnen auf dem 
Grund und Boden eines Andern Fein Eintritt in einen eigent: 


desh. Stadtr. b. Puffendorf. Ohs. IV. p. 295. Donandt 
Geſch. d. Brem. Stadtr. II. ©. 352. 

111) Rigifhe Recht II. 27. (b. Delrichs p. 19.): Huishure, 
gare Kost und vordient Loin geit vor alle andre gemene schult. 

112) Hamb. Stadtr. v. 1270. 1.9. b. Anderfon 1. p. 32. So we 
syn Erve verhüret id sy an Husen, id sy an Sarden, so we 
dat hüret, de schall sine Hüre geven to rechter Tiet, beklaget 
men ene darumme so schall he de Hüre geven binnen twer 
Nacht. — Es beruht diefes aber auf einer allgemeinern Regel: 
IX. 14. Umme leende Penninghe unde bewysede Penninghe 
schall nre jewelken Manne dachdingen over tweer Nacht — 
mer um Schuld — schall mere dachdingen erst aver XIIII Nacht. 
cf. Jus Lubec. a. 1235. b. Westphalen Mon. T. Ill. p. 6. 
art. 158. Statut. Brem. a. 1303. Ord. 93. (b. Delridhö 
p. 121.) Rigifche Recht IL 14. Statut. Vefdens. 51. 

113) ©. Sp. J. 54. 8.2. Schw. Sp. art. 336. — Der verfeffene 
3ind flieg nad) Tagen und felbft Stunden (ſ. darüber die Stellen b. 
Grimm RU. ©. 387.), während bei anderer Schuld erft nach Ab- 
lauf eines Gerichtötermind (14 Tage gewöhnlich) die Bußfaͤlligkeit 
oder die Steigerung derfelben eintrat. ©. auch Donandt Geld. 
des Brem. Stadtrechte Bd. 2. ©. 324. N. 32., wofelb Nachweis 
fungen Brem. Urk., welche zweifache Erlegung verordnen. Rig. 
Recht IV. 16. cb. Oelrichs p. 30.) — giflt he nicht sinen 
worttyns tho beschedener tydt, und verklagt men em darumh, 
so soll he dens worttyns tweschott geven. 
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lichen Hofverband ſtatt fand, doch immer ein gewiffes Verhaͤlt⸗ 
niß der Unterordnung begründet wurde; felbft in den Städten 
fheint in der Zeit der Audbildung des Bürgerflandes etwas ber 
Art flatt gefunden zu haben, was fi) wohl daraus erflärt, daß 
Vollbuͤrgerthum und Befig einer flädtifchen area mit einander zus 
fammenhing und nur die Heinen Leute ed waren, die zur Mie: 
the wohnten, und fo als ftabtifche Hinterfaffen unter einem ge: 
wiffen Patronat ihres Miethöherrn geftanden zu haben fcheinen. 
Das Gildenwefen der Handwerker und Kleinbürger machte - dem 


ein Ende. - 


Wiewohl Dunker 112) der Anſicht Albrecht’s 115) wider: 
fprochen hat, daß beim Rentenfauf eine gewiſſe Nachbildung des 
gutäherrlichen Werhältniffes flatt fand, oder, wie man ed viel⸗ 
leicht auch faflen konnte, daß man die Grundfaße von vorbehals 
tenem Grundzind und der Miethe (die Ausdrüde: Erbzins, Haus: 
zins, find auch diefelben) auf die gekauften Renten und aufgelegten 
Zinfen übertragen habe, fo habe ich mich doch von dem Gewichte 
der gegen Albrecht vorgebrachten Beweife nicht überzeugen Fön- 
nen, da ja doch auch diefer annimmt, daß eine Umbildung vor: 
gegangen und man dad Inftitut felbftfländiger, feinem- eigentlichen 
Weſen gemaß geftaltet habe, fo daß jlatt der Gewere an dem, 
Srundftuc felbft, die man anzunehmen geneigt war, fpäter eine 
Zindgewere deutlicher hervorgetreten fei. Aus dem erklärt fich 
dann. auch Die Üebertragung des Pfandungsrechts auf Renten 
und Gülten, ſelbſt, wo man ein folches wegen anderer Funt: 
licher Schuld nicht zuließ. Ehe wir dieſen Gegenftand verlaffen, 
ift auch noch Eines zu erwähnen. In einigen Statuten wird 
hervorgehoben, daß der Rentegläubiger den Miethömann eines 
Srundftüdes, worauf die Rente haftet, bis zum Belauf der 
Miethe pfänden kann, und diefer die Pfändung leiden muß 116), 





114) Dunker Lehre v. d. Reallaften ©. 43 ff. 

115) Albrecht v. d. Gewere ©. 157 ff. 

116) Stat. Bremens a. 1303. c. 115. (b. Delrichs Geſetzbuͤcher 
der Stadt Bremen ©. 135.) — dhe rente scal "men vorderen 
uppe dhen ghenen in dieme erve wonet also vere alse sine 
hure keret. dhe it huret-heft. hreke eme dhar wat an dhat 
scal he vorderen uppet erve. Bier ift freilich nur vun einer For⸗ 
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Albrecht 117) findet darin eine intereffante Anwendung des 
Satzes, „die Schuld hafte auf Allem, was in der Gewere des 
Nentepflichtigen enthalten fei.” Ich habe fchon angedeutet, wie 
ich darin eher eine Beſtaͤtigung der Regel finde, daß der Rens 
tegläubiger "durch eigenmäcdhtige Pfändung ſich nur für feine 
Rente, wie der Vermiether für die Miethe bezahlt machen konnte, 
wenn ‚gleich ſeine Forderung an den zu Pfändenden noch weiter 


derung, nicht von einer Pfändung die Rede. Leges Goslar. 
van: Hustinse $. 11. b. Leibnitz Ill. p. 492. Off eme sin tins 

‘ wert untsettet, des he vulikomen mach alse recht is, we seck 
der were seder underwint up wert tho wonende den mach men 
panden vor tins. $.12. Wenne schal’nemande panden umme 
hustinse, denne den werd eder werdynne eder den dar in ghe- 
medhet hefit, unde sulven uppe der were wonet, worde ok 
de inghemedede man umme mer tins es ghepandet denne wente 
uppe de tydt deme werde 'ghelovet hedde alse men one pan- 
det dat scholde ome de wert irlegen unde dar ne möchte eme 
de wert nicht inne sitten. $.13. Hefft en en wesent gheme- 
det in eme hus dar he sin korn eder ander dinck inne heft, 
unde sulven uppe der were nicht en wonet den ne mach me 
nicht panden an sime korne eder gude an mer tinses, denne 
alse vele tinses alse he vor dat wesent ghelovet eder vorschult 

. heft went tho der tydt dat men one pandet. Aus dem $. 12. 
fcheint faft zu folgen, daß der Miether für die ganze Rente ſich 
die Pfändung mußte gefallen laffen und nur einen Regreß an den 
Wirth hatte. So nimmt e8 Albrecht a. a. DO. Not. 404a., fieht 
es aber zugleich „als eine Abweichung und Verkennung deffen, wa8 . 
aus der Natur des Verhältniffes folgt”, an. Donandt Geld. d. 
Brem. Stadtrechtd Bd. 2. ©. 323. will diefes aber als die Kegel 

- und die Beſtimmung der Brem. Statuten als die Ausnahmen neh» 
men. Der 8.13. des Goslarſchen Stadtrechts möchte faft glauben 
machen, daß der vorhergehende 8. etwas Anderes fügen wollte, als 
man hineinlegt. Es ift eine Unterfcheidung gemacht, von der man 
nicht recht den- Grund fieht: daß der Miether, wenn er felbft in 
dem Haufe wohnt, für alle Renten, die an demfelben haften, 
auffommen fol, wenn er. aber feine Waaren hineingebracht,. nur 
für den Miethzins. Vielleicht follte S. 12. dem Micther, der über 
feinen Miethzins gepfändet war, gar nicht den Anfpruch gegen den 
Pfünder nehmen, fondern, um den. Gang der Sache abzukuͤrzen, 
ibm zugleich auch die Befugniß geben, fich an feinen Wirth, der 
ihm die Pfändung zugezogen, ‚zu halten? 

117) Albrecht a. a. O. S. 171. 

German. Zeitſchrift. 1830, 18 Heft, " 15 


+ 
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ging, alfo ein ferneres rechtliches Sntereffe begründet war. Bene 
Beftimmungen dürften ſich übrigens auch noch anders deduciren 
laffen, als aus einer die Mobilien mit umfafjenden Gewere des 
Renteberechtigten. Es war ein Grundſatz des deutfchen Rechts, 
daß man Niemand der Forderung wegen, die man an einen 
- Dritten bat, pfänden kann 118), Alfo in der Regel nicht den 
Schuldner des eigenen Schuldnerd. Won diefer Negel- enthält. 
nun der Sachfenfpiegel die Ausnahme, daß ınan den Zinsmann 
wohl für Schuld feined Herrn pfänden kann, doch nur fo weit, 
ald eine Forderung vorlag, für welche der Herr felbft ihn würde 
pfänden koͤnnen, d. i. fir eines Jahres Zins 119), Diefe Be⸗ 
ftimmung ift fowohl auf Pfändung durch den Fronboten, 
wenn der Grundherr fich einer foldhen Pfändung ausgeſetzt hatte, 
als auf die eigenmäcdhtige zu beziehen. Daraus fcheint ſich 
mir nun zu ergeben, daß ein jeder Gläubiger auch wegen ande 
rer Fundlicher Schuld den Zinsmann und Miether feines Schuld: 
ners bis zu dem Belauf des Zinſes oder der Miethe, fuͤr wel: 
chen dieſer einem Pfändungsrechte unterworfen war, fofern 
ihm ein Selbftpfändungsrecht gegen den Schuldner zuftand, pfan- 
den oter doch pfanden lafjen konnte; aͤhnlich wie bei uns eine 
Arreftanlage flatt findet. . Der jährige Mieths = oder Pacht⸗ 
zins war gewiffermaßen dem Herren fchon erworben, und fo fand 
bier ‚eigentlich nur eine Pfändung am Vermögen des eigentlichen. 
Schulöners flatt 120), 


118) L. Rotharis c. 251. Nulli liceat alium pro alio quolibet de- 
bito pignorare excepto illo, qui gaphans esse invenitur id est 
coheres ejus proximior, qui ili.ad hereditatem si casus evene- 
rit, venturus est. 

119) ©. Sp. 1.54. $.1. It en sal nen tinsman vor sinen herren 
pand dulden boven sinen tins, den he jarlikes geven sal. 
Schwaͤb. Edr. (Ausg. von d. Lahr) art. 335. 8.1. K. Lud—⸗ 
wig’s Rechtsbuch K. 146. (6b. v. Freiberg Sammlung hift. Schr. 
B. IV. ©.439.) Ez sol auch. nieman dhainen pawman noch 
freysaessen oder der auf vogtay gesezzen ist, nicht pfenten 
noch nöten für seinen 'herren, nicht mer dann er dem herren 

schuldig ist, und auf daz zil, alz er ‘ez durch recht gelten 
‚sol. \ 

120) Das alte Stadtrecht von Nordhaufen (etwa um 1300 ver: 
foßt und mit der etwa gleichzeitigen Statuterfanmlung nicht zu 


Sn 
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I Pfändung wegen’ Schadenzufügung au Grundſtücken 
und wegen Befttftörungen. 


2. Geſchichtliche Entwickelung. 
d. 1. 


Urfprünglihe Bedeutung dieſes Prändungsrechtes, 
Das ältere deutfche Recht beruhte nicht, wie oben bemerft, 
auf der Sanction einer dad Bindende, welches Staat und Recht 
enthalt, auflöfenden Freiheit, aber es lag ihm das Princip der 
Heiligkeit des freien Mannes, der Perfon, zu Grunde Ein 
leicht verlegter Stolz; war ein Srundzug des germanifchen Volks⸗ 
charakters. Schwer wurde nicht nur jede wahre Beleidigung 
empfunden, fondern in felbft unmillfürlihen Verletzungen war 
man nur zu geneigt, eine Nichtachtung feiner Rechte zu finden, 
Daher dad wilde Aufbraufen der Germanen, welches vom Flei: 
nen Streite gleich zu den Waffen führte, daher der Durft nad) 
Rache, der nicht aus einem unverföhnlichen Gemüth, nicht aus 
dem Wunſch und der Luft hervorging, fi) an ben Leiden des 
Gegners zu ergößen, fondern zeigen follte, daß man nicht unge: 
ftraft ihn mit Geringfhägung (fei es wahrer oder vermeinter) 
behandle, beurfunden follte, Daß man’ es weder mit einem minder 
beherzten, minder thatfräftigen, felbft an Mitteln und Freunden 
-armen Mann zu thun habe; möglichft wollte fi) der Germane 
feinem —— oder Feinde gegenuͤber als der beſſere Mann 
bewaͤhren. In dieſer Denkungsweiſe findet auch das Inſtitut 


der Bußen und des Wergeldes ſeine Erklaͤrung. Daher aber 


auch im aͤlteſten germaniſchen Recht, bei fortwaͤhrender Gewalt: 


that, bei ſanctionirter Rache und Selbſthuͤlfe, — ‚welche beſſere 
Rechtsinſtitutionen erfegen mußten, — ein gewiſſes ängftliches 


Abgraͤnzen der Rechtöfphären, wenn wir und diefes Teicht zu 
mißdeutenden Ausdrudes bedienen dürfen! In der werdenden 
Staatsordnung galt es ald das Erfte, das Aufeinanderftoßen bie: 


verwechfeln: in den neuen Mittheilungen. des Sädjfifch = Shüring. 
DBereind Bd. 3. &. 40.) bat unter $. 35. folgende Regel: Nullus 
poterit pignorare, vel judicio obtinere aliqua bona, vel aliquas 
res, qui notorie non sunt illius, racione cujus fit 
pignoratio, 


15 * 
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fer flogen, felbftvertrauenden, zornlobernden, wildthatkraͤftigen 
Männer, die fo ſchwer einer Unterorbnung in eigenen Angele- 
genheiten fich bequemten, zu verhindern, und wo es gefchehen 
war, zu fehmächen und zu mildern. Daher die Tendenz jenes 
ältern Rechtes, auch: dem, welcher fi) nur beleidigt. wähnen 
fonnte, moͤglichſt Genugthuung zu verfchaffen. Es follte da⸗ 
durch nicht ſowohl ein. Fehderecht abgehandelt, als vielmehr 
einem Fehdeunrecht vorgebeugt werden. Darauf beruhen aber 
die von unſeren Vorſtellungen ſo abweichenden Grundſaͤtze uͤber 
das Tragen der Gefahr, uͤber die Abgraͤnzung des civilen und 
ſtrafrechtlichen Unrechts. Wo jemanden irgend eine Verletzung, 
durch ein felbft willenloſes Handeln oder durch die Sachen eines 
Andern, — für welche oft eine mit unferen Rechtöbegriffen ftret- 
tende Haftungöpflicht galt, — zugefügt. war, mußte ihm Er: 
fa, und wo wir Faum einen folchen fordern, oft felbjt auch) 
Buße geleiftet werden. Die Folgen der That fielen auf das 
Haupt deffen zurüd, der dem Geſchick, wenn auch nur als 
willenlofed Werkzeug, entweder ſelbſt gedient hatte oder zu die: 
fem-Tegtern in der nächften Beziehung ftand. Wurde eine folche 
Rechtsanſchauung aucd zugleich durch religiöfe Vorſtellungen ge: 
tragen und gemildert, fo diente fie nicht minder dazu, den Frie— 
den zu erhalten. Es kann hier nicht der Dit fein, dieſe Grund: 
fäße genauer aus einander zu feßen, und ihre allmählig fortfchrei: 
tende Entwifelung und Annäherung an unfere Boritellungsweife, 
wozu die Quellen reiches, unbenugtes Material enthalten, zu 
verfolgen. Es war aber eine Andeutung zu geben, weil das 
Verſtaͤndniß des Pfändungdrechtes, mit welchem wir und bier. 
-befchäftigen wollen, dadurch bedingt zu werden fcheint. Es war 
dieſes Pfändungsrecht überhaupt nicht die Folge eines abftracten 
Rechtsſatzes, wie etwa, daß in der Gewere an Grundftüden 
auch bie der darin befindlichen fahrenden Habe enthalten fei, und 
es enthielt daffelbe in feinen einzelnen Beflimmungen nicht eine 
Anwendung der aus jenem Rechtsſatz ſich ergebenden einzelnen 
Schlußfolgerungen. Es ift ja bekannt, wie eine gewiſſe Stüf: 
figfeit der Begriffe, eben fo daß Charafteriftifce bed deutfchen 
Rechts ift, wie Starrheit des römifchen, fo daß hier gewiffer: 
maßen die logiſchen Rechtsſaͤtze die Verhaͤltniſſe beftimmen follten, 
während Tort mehr jenen zugemuthet wurde, ſich Diefen-zu be 


\ 
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quemen. Die Pfändung wegen Schadens iſt aber ein Vermitt⸗ 
lungö = Inftitut; Zugeſtaͤndniß einer Selbfipülfe, wie es die ei: 
genmaͤchtige Wegnahme einer fremden Sache, um fih Recht zu 
verfchaffen, immer war, aber nicht ald einer ausnahmöweifen 
Weberfchreitung deffen, was fonft der Regel nad) als zuläffig er: 
ſcheint, fondern Zugefländnig von Eigenmadht, um von 


bem Gebrauch einer weitergehenden Gewaltthat ab: 


zubalten, um weiteren Redhtöverlegungen von ber 
einen oder der andern Seite moͤglichſt vorzubeugen. 
Daraus erklären ſich nicht nur manche Eigenheiten diefed Inſti⸗ 
tuted, die ſich aus jenem Nechtöfag fchwerlich ableiten laſſen, 
fondern ed wird auch begreiflicher, daß ed unangefochten blieb, 
während man im Uebrigen durch offene Verbote dan Pfändungs- 
. recht entgegentrat. 


8. 2. 
Die Ihierpfändung des Ältern germanifchen Rechts. 

Das Pfändungdrecht wegen Schadens fand aber in zwei: 
facher Weife ſtatt. Der Fall, deflen die älteren Rechtöquellen 
am häufigften gedenten, worüber mannichfachere Beflimmungen 
vorfommen, ift der, wern man fremdes Vieh auf feinem Grund: 
ftüd, auf Acer, Wiefe oder im Wald, überall, wo eine Schadens- 
zufügung durch Abfreffen oder Durch Zertreten der Saaten u. f. w. 
möglich war, antraf. Diefe Pfändung von Xhieren wird in 
Niederfachfen auch Schüttung genannt. Es konnte in einem 
ſolchen Fall eine böswillige Verlegung vorliegen, indem jemand 
mit Vorſatz fein Vieh in die fremden Saaten getrieben hatte, 
oder eine ungefähre, fei ed, daß man nicht fein Vieh -in der 
vorgefchriebenen Hut gehalten, fei es, daB fich daffelbe verlaufen 
hatte, oder fonft dem Eigner Feine Schuld zur Laft fill. Die 
älteften Quellen unterfcheiven ſchon diefe Faͤlle, und die zu ent: 
vichtende Buße mar verfchieden, aber jedes Mal lag die Pflicht 
zum Schabenderfag vor 121), Jeder Eigner haftete unbedingt 


121) L. Rotharis c. 349. Si quis cahallos aut armenta asto 
animo in messem alienam aut in pratum miserit — componat 
unum solidum pro -capite, excepto damno. Sic tamen si pastor 
non ausus fuerit jurare, quod asto animo non misisset, et si ju- 


230 Wilda: 


fuͤr das, was durch feine Thiere geſchah, erſt allmaͤhlig trat 
hierbei manche Milderung ein; ſelbſt die noxae datio, wenn: 
gleich auch ein deutſches Inftitut, war den älteren Quellen noch 
fremd. Die Dringlichkeit des Schußes der Landwirthſchaft, wel: 
-he viele deutſche Rechtsſaͤtze hervorbrachte, felbft manche polizei: 
liche. Anordnungen und Inſtitute fchon -in früher Vorzeit ins 
Leben rief, mußte auch bier zum Begünftigen und Fefthalten 
ſtrenger Grundfäße beitragen. Daß das Pfändungsrecht darauf 
beruhte, bat Bifhof Sunefen in folgender Weife ausgefpro: 
chen: Et idcirco ut studeat unusquisque animalia sua dili- 
gentius custodire, nc damnum inferant annonae sustenta- 
tioni hominum conservandae, utilitati communi persuadente 
lege constat indissolubili constitutum, ut unicuique liceat 
animalia comprehendere, quae in messe sua repererit 
aliena et impune, donec per ea damni fiat restitutio reti- 
nere 122), Es fcheint aber ein älterer germanifcher Grundfag 





raverit, sit absolutus a culpa, tantum damnum componat. cf. 
c. 350. Wisig. VIII, 3, 10. Burg. XXVIL,4 Sunesen L. Sca- 
niae IX. 7. Multum refert quot animalia, et utrum domini volun- 
tate, an domino nesciente, in agrum vel pratum veniant alienum. 
Si quidem aestimationi damni dati tres marcas numorum Adjun- 
get dominus, si gregem suum vel eguitium ad minus XII capiti- 
bus constitutum, in agrum vel pratum cum cane et pastere diri- 
gat alienum, vel consensu damnum datum duodeno inficiabitur 
juramento. Si vero casu, praeter domini voluntatem, constet a 
tot animalibus damnum datum, dato prius pignore, quod dimi- 
diam marcam numorum valeat super aestimatione damni dati 
praestanda — a damno passo dominus animalia, quae damnum 
intulerant, consequetur. Im zweiten Zal wurde alfo Feine Buße, 
fondern nur Schadenserfag geleiftet; im erflern aber gewiß eine klei⸗ 
nere Buße, wenn ed nicht eine ganze Heerde, fondern nur einzelne 
Stüde Vieh waren. Nach dem Sacfenfpiegel U. 47. 8. 1: 
Wenn man Bieh auf ein fremdes Privatgrundftüd treibt, außer 
Schadenserfaß für jedes Stud: 3 Schi. Buße; wenn es aber in 
eine fremde Mark oder Gemeindeland gefchieht: 6 Pfen. Buße für 
das Haupt (8.4). So viel such, wenn Vieh, weil man es nicht 
gehörig bewacht hat, auf einen fremden Privatader lef (8. 2.). 
Rah Schwäb. Landredht c. 225: Wenn man Bich auf fremden 
Adler treibt, zweifachen Schadenderfag und 3 Schill. an den 
Richter, oder fo viel al& des Ortes Gewohnheit iſt. 
122) Sunesen leges Scaniae IX. 6. 





— 
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geweſen zu fein, baß Rache (d. b. bei den Germanen immer 
Tödtung oder Verwundung des Gegnerd, wie es eben kam, 
denn eine talio war ihnen fremd) bei jeder nicht durchaus ganz 
unerheblichen Beleidigung im Augenblick, wo dieſe zugefügt war, 
durchaus zuläffig fei 123), Wenn dergleichen gegen Menfchen ge 
flattet war, fo Eonnte es nicht im Princip des Rechtes lie: 
gen, daß ed gegen fremdes Vieh — zumal da man die dee 
des Friedens und Unfriedens ja auch auf die Thiere übertrug — 
unerlaubt gewefen fein follte.e Daher mag es allerdings in einer 
Zeit, die aber jenfeitd faft aller unferer NRechtöquellen liegt, ge: 
ftattet gemwefen fein, fremdes Vieh, welches man Schaden an: 
richtend auf feinem Felde fand, zu tödten. Bei den Angelfach: 
fen hat fich dieſes fogar erhalten, oder ift vielleicht wieder erweckt. 
worden. In den Gefeben Königs Ina heißt e8 12%): „Das 
Mörthland eines Keorls fol im Winter und Sommer umzäunt 
fen. Wenn es nicht umzaunt ift und ed bricht feines Nachbars 
Vieh durch feine eigene Deffnung ein, fo habe er Fein Recht an 
dem Vieh; er treibe ed aus und trage den Schaden.” — Fer: 
ner 125): „Menn aber ein Rind dad Gehege durchbricht und ir 
gendwo hineingeht, und der, welchem es gehört, es nicht hal- 


123) In der fo mertwiärdigen Graugans, wo von der Rache, wie 
in einer andern germaniſchen Rechtsquelle, die Rede ift, wird u. a. 
gefagt, daB wegen eines Todtſchlages oder ſchwerer Verwundung 
Rache Cd. h. bußiofe Toͤdtung) bis zum nächften Allthing Callgemeis 
nen Bolköverfammlung) erlaubt fei, wo man dann lagen müffe 
(Gragas P. II. p. 17.). Wegen eines Schlaged, der Spuren zuruͤck⸗ 
läßt, kann man fich rächen, fo lange diefe vorhanden (Gr. II. p. 16.). 
Bei anderen Schlägen ift nur Rache an Ort und Stelle geftattet 
(6. I. p. 15). So in der Regel bei Wortbeleidigung (EG. IL, 
p. 127.), bei ſchwerer Gigenthumsverlegung, z. B. bei Erfchlagen 
von Bieh eines Andern (G. 1. p. 123.). Zaft alle übrigen Rordis 

ſchen Rechte, dadurch das Alterthuͤmliche der Graugans noch mehr 
bewährend, geftatteten auch beim Zodtfchlag nur Rache an Drt und 
Stelle, es fei denn etwa, dgß der Gegner zu einer Sühne ſich nicht 
verftehen wollte. — Es fol davon weiter in dem Strafrecht der 
Germanen die Rede fein. Dem Aufmerkfamen wird es nicht ent 
gehen, Daß fidy hier ein Gebiet neuer Anfchauungen eröffnet. 


124) K. Ina Gef. c. 40. v. R. Schmid ©. 23. 
125) Daf. 42. 8. 1. 
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ten wollte ober Tann, fo nehme ed der, welcher ed auf feinem 
Ader trifft und erfchlage ed, und der Eigenthuͤmer nehme das 
Fleiſch und verliere dad Andere.” — Indeß Fein anderes ger: 
maniſches Recht geftattet mehr ein ſolches Verfahren 126); denn 
wenn die Bulaffung befielben wohl zum Schuß der Felder” hätte 
dienen mögen, fo mußte die Sorge für die Landwirthſchaft doch 
auch darauf hinweifen, möglichft die Erhaltung und Schonung 
des Viehes zu befördern. So trat die Pfändung der Thiere an 
die Stelle der Toͤdtung derfelben. Dad Vieh, welches auf frem- 
dem Boden Schaden anrichtete, follte dadurch nicht mehr fried: 
108 werden und das geringere, mildere Zwangsmittel (Pfändung) 
an die Stelle des härtern eintreten. Diefelbe Rüdficht, aus 
welcher verboten war, ganze Heerden, Zugvieh, ja möglichft 
Vieh überhaupt, wegen Schuld zu pfänden, hat auch hier gefei- 
tet. Zwiſchen dieſen Intereſſen des Landbefißerd und des Vieh-⸗ 
eigners bewegt ſich das Inſtitut der Thierpfaͤndung. Es ſollte 
dem Grundbeſitzer ſtatt Toͤdtung des Viehes nur geſtattet ſein, 
daſſelbe mit moͤgl ichſter Schonung und Vorſicht heim: 
zutreiben, um dann dadurch leichter und ſicherer Erſatz des 
Schadens und Erlegung der Buße zu erlangen 127). So ſtellt 
ſich die Pfaͤndung als eine Beſchraͤnkung der Rache hervor; als 
ein Inſtitut, bei dem es nicht allein darauf abgeſehen war, den 
Grundbeſitzer ſicher zu ſtellen, ſondern nicht minder einen Scha— 


126) Eine Hindeutung darauf findet ſich noch L. Wisig. VIII, 3, 
15. i. f. Quod si ille, cujus pecora sunt — ad aestimationem 
damni accedat, ut pecora relaxentur, et ille non adquie- 
scat, volens pecora interficere etc. 


‚127) L. Sal. em. X. $. 1. Si quis animal aut caballum vel quod- 
libet pecus in messe sua invenerit, penitus eum laedere non 
dehet. $.2. Quod si fecerit et confessus fuerit capitale in lo- 
cum restituat, ipsum vero debile ad se recipiat,. %$.3. Si vero 
confessus non fuerit et inde fugpit convictus ... solidos XV cul- 
padilis judicetur, excepto capitale et delatura. GEs enthalten die 
älteften germanifchen Ntechtöquellen noch eine Menge von Borfchrif- 
ten uber abfichtliche und unvorfichtige Ihierbefchädigungen, die, wie 
aus den Worten oder aus der Stellung hervorgeht, auf den Kal 
zu beziehen find, wenn man fie in feinen Feldern fand, z. B. 
l. Burg. LXIV. L. Bajuv. XI. c. 12. ef. c.8—il. 
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den von bem Vieheigner abzuwenden 198). Daher wird auch in 
mehreren Volksrechten unterfagt, Vieh, dad man in feinen Fel⸗ 
dern fand, mit Deftigkeit daffelbe jagend auszutreiben, weil bei 
der Beichaffenheit der Holzzäune daſſelbe fich leicht aufrennen, 
ober in den Gräben, womit oft die Felder umgeben waren, 
zu Schaden fommen fonnte 19). Nur zuweilen blieb flatı der 
“ Pfändung aud dad Zödten oder Aneignen eines fchadenden Thie⸗ 
red erlaubt. Vorzuͤglich war es der Fall, wenn man Schweine 
in feinen Feldern, Weiden u. f. w. antraf 130). Diefe geringere 


128) S Sunes en legg. Scaniae IX. 9. Licet licite animalia in alie- 
nis agris damnum inferentia comprehendi, non tamen perimi 
sed servari donec aestimatione praestita liberentur. 


- 129) L. Wisig. VIII, 3, 13. Si quis caballum aut pecus alienum 
in vinea, messe, prato vel horto invenerit, non expellat iratus, 
nedum de dampno expellit, evertat: sed ad domum suam inclu- 
surus adducat. — — Et si pecora dum per iracundiam immode- 
rationis expellit, everterit, domino pecorum damnum simpla tan- 
tummodo satisfactiome restituat, et sibi, quae debilitavit aut oc- 

 eidit, usurpet: si tamen ut quae evertit aute persolvat. Quod 
si pecora per casum, non culpa,. dum expelluntur, debiliten- 
tur, aut pereant aut in sudes sive in palos, dum expelluntur, 
inciderint, dampnum solvatur ex medio, et quae superioribus 
legibus sunt statuta permaneant,. c. 14. Si quis expellenti de 
frugibüs pecora excusserit! si honestior est forte persona, det 
sol. V et duplum dampnum, quod fuerit aestimatum cogatur ex- 
solvere etc, gl. insbefondere auch noch Iyt Low I. c. 52. 
(Ausg. v. Rofenvinge ©. 385.) 


130) L. Rotharis c. 355. Si quis in prato porcos fossas — 
invenerit unum aut plures, occidatur unus tantum, et non re- 

quiratur. c. 354. De porcis si in esca alterius paverint et in- 
venti fuerint, si minus sunt decem, non occidatur nec unus de 
ipsis, sed ille, qui eos invenerit, teneat unum ex ipsis et ha- 
beat salvum et componantur ei per porcos siliquiae tres. Nam 
si supra decem fuerint aut usque ad decem, unus mediocris oc- 
cidatur et non requiratur. „Nam si minus decem fuerint et oc- 
ciderit unum, reddat ferquidum, id est similem. L. Burg. 
"XXI. 4. Si cujuscungue porci damnum faciunt in vineis, pra- 
tis, messibus tultis, et silvis glandiferis, et admonitus porcorum 
dominus bis fuerit, ut porcos suos custodiat et noluerit, is cui 
. damnum inferunt, occidendi de grege porcorum optimum liberam 
habeat facuitatem, suis usihus vindicandum. $.5. Quodsi conte- 


\ 
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Beſchraͤnkung der Rachebefugniß ſcheint aus der befondern Schaͤd⸗ 
lichkeit diefer Thiere erklärt werben zu müflen; wozu dann bei 
anderen Thierarten auch noch, außer dem geringern Werth verfel- 
ben, die Schwierigkeit ihrer habhaft zu werden fam. Im bur: 
gundifhen Recht ift daher überhaupt geflattet, von dem Eleinern 
Hausvieh ein Stüd zu tödten, und in Bezug auf Rindvieh und 
Pferde wird daffelbe erlaubt, wenn nad) wieberholter Pfändung 
daffelbe Vieh wieder in denfelben Zeldern gefunden wurde 121), 
Auch der Sachfenfpiegel und die verwandten Quellen fprechen 
von der Zödtung von Schweinen, Gänfen und anderen Xhie- 
ven, die ſchwer zu pfänden find, allein fie erlauben nicht, 
wie e8 früher zuläffig war, gleichfam zur Rache eines folcher 
Thiere vorfeglich zu tödten und es fich anzueignen, fondern ge: 
ftatten nur, daß man bergleihen Thiere aus dem Felde jage, 
und fprechen den, welcher ed that, von Werantwortung und 
Schadenserſatz frei, wenn eines berfelben babei umkommt 132), 





status non fuerit, et porcum occiderit,. solidum pro porco sol- 
vat, ita ut quot porei everterint, componatur. Das was dieſes 
Geſetz Neues enthielt, fcheint mir zu fein, daß erft eine zweimalige 
Warnung vorhergegangen fein follte, ehe man eines der Schweine 
tödten durfte, während es früher ſchon beim erften Male erlaubt 
war, wie auch in anderen Rechten. Bol. auch I. Burg. Addit. 
11. 2. und tit. 20. 1. Burg. tit.64. — Die Vergleichung diefer 
Stellen fcheint mir auch zu beftätigen, daß das Burgundifche Ge⸗ 
fegbuch eine Sompilation ift, in welcher man aus mehreren anderen 
ähnlichen Arbeiten veraltete Gefeges + Beftimmungen neben den ſpaͤ⸗ 
teren corretorifchen Gefegen aufgenommen hat. — Auch im Up⸗ 
Ländifchen Geſetzbuch (Wiperb. B. c.8. ed. Schlyter p. 226.) 
ift verordnet: Wenn Schweine im fremden Gichwald getroffen wer⸗ 
den, follen-die Waldeigner Caldin karlaer) das befte Schwein neh⸗ 
men und es unter ſich theilen. 

131) L. Burg. Add. I. tit. 2. c. I. Proinde jubemus, ut quolibet 
tempore minora animalia, id est, capra, vervex aut porci in vi- 
neam inventa fuerint, unum de ipsis quotiens inventa fuerint, 
jJubemus occidi, a vineae domino praesumendum. c.2. Vacca 
vero post tertiam conventionem si in vinea inventa fnerit, occi- 
datur a vinea domino similiter BFaeSIlmenda. ch. tit. 62, Add. 
I. tit. 20. 

132) ©. Sp. 11. 47. 8. 3. Is dat ve sogedan, dat man’t nicht in- 
driven ne mach, also perd dat wrensch is oder gaus oder ber, 
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Während dad ganze Inftitut der Thierpfändung fih einiger: 
maßen ald ein Uebergang von der Rache zur Nothwehr (ber 
wir nur im altdeutfchen Recht nicht unfere engen Gränzen feten, 
die wir überhaupt nicht ganz im heutigen Sinne des Wortes 
nehmen dürfen): darftelt, fehen wir, wie auch da, wo die Rache 
noch in Ausnahmöfällen erlaubt blieb, diefelbe durch die Noth: 
wehr verdrängt wurde, woraus wir lernen, ‚wie der Gang, den 
die deutfehe Mechtsentwidelung im großen Ganzen genommen 
bat, fi) auch in Fleineren und untergeordneten Verhältniffen ab: 
fpiegelt und wieder erkennen laßt. Im Intereſſe der Vieheigner 
galt ed auch bei der Pfändung wegen Schaden, wie bei der we: 
gen Schuld, dag man nicht ganze Heerden, fondern nur ein 
oder dad andere Stud davon pfänden durfte Bei einer Heerde 
wurde nämlich wohl die Gegenwart eines Dirten vorausgeſetzt; 
war diefer aber nicht zugegen, fo war ein proviforifches Eintreiben 
des herumirrenden Viehes, in’welcher Zahl es auch fein mochte, 
in fo fern dieſes felbft zu feiner Erhaltung dienen konnte, ohne 
Zweifel geftattet, aber es konnte die ganze Heerde nie ald Pfand “* 
zurudgebalten werden. Wiewohl die Pfändung den Grundbefiger 
zu dem, was dad Recht ihm zuerkannte, verhelfen follte, würde 
man doc nicht mit Unrecht fagen koͤnnen, es fei biefelbe für 
ihn nicht blos ein Recht, fondern in gewiffer Beziehung auch 


so lade her dar to tvene manne unde bewise en sinen scaden, 
unde volge deme ve in sines herren hus, unde scüldege ine 

darumme so mut he beteren vor dat ve, als of it gepandit 
were. (vgl. Rechtsb. n. Dift. IE. 104.) II. 40. 8.5. Vret aver 
en man siner bure korn oder ander ire sat mit svinen oder mit 
gensen, die man nicht gepanden ne mach; hitzet man se denne 
mit hunden unde bitet se die hunde dot oder wundet se se, man 
blift is ane wandel.: Aelteſte Statutenfammlung der Stadt 
Nordhauſen (um 1300) c. 150. (f. Reue Mittheilungen des Saͤch⸗ 
fifcy» Thüring. Bereind Bd. 3. ©. 65.): Swelch unser burger ei- 
nes ändern burgers swin begrift in sime korne. di sal di swine 
hufsliche phende. un sal ume lazen sinen schadin” ablegen. 
6.151. Irsluge he aber ume der swine- einez. Der gebe cehen 
schillinge etc. Dagegen im Saͤchſ. Weichbild Art.120: Flie⸗ 
gen auch Hühner in eines anderen Mannes Hauß und thun fie ihnen 
Schaden, er mag fie begreifen, und ihnen die Fittig abbauen und 
mag fie wieder heimfenden. 
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eine Laſt geweſen. Eine Laſt war es um ſo mehr, als der 
Pfaͤnder nicht nur zur custodia der gepfaͤndeten Thiere verbun⸗ 
den war, ſondern bei dem genommenen Pfand (der Nahme) 
auch die Gefahr trug 122), die bei dem geſetzten Pfand dem Eig⸗ 


133) L. Rotharis c. 257. Nulli liceat pro yuolibet dehito casam 
ordinatam tributariam loco pignoris tollere, nisi servum aut an- 
cillam, vaccas aut pecora, ita ut ipsum pignus, quod tulit per 
custodiam salvum faciat usque ad praefinitum tempus — —. 
Etsi intra XX dies debitor pignus suum, Justitiam faciens et 
debitum reddens non liberavit et post transactos dies XX conti- 
gerit ex ipso pignore mancipium aut quodlibet pecnlium mori, 
aut homicidium, aut damnum fieri, Aut alibi transmigrare, tunc 
debitor in suum damnum reputet, quod sua pignora liberare ne- 
glexerit.e. Nam si intra XX dies servi aut ancilfae mortui fue- 
rint, aut peculium perierit, aut homicidium aut damnum dede- 
rit, ipse qui pignoravit, in suum damnum reputat et priori do- 
mino satisfaciat. Der Zweck des Gefeged war vorzüglich die Zeit 
zu beftimmen, innerhalb welcher das Pfand auögelöft werden und 
der Pfänder die Gefahr tragen mußte. Es find darüber noch zu 
vergleichen: L. Rotharis c. 344. Luitprandi leges c. 110. 
L. Fris. Add. IIl.t.9. L. Alam. t.86. Im Burgundifden 
Geſetzbuch tit. 49. iſt dieſes durch eine befondere Gonftitution nach 
einer gewiffen Billigkeit dahin ermäßigt, daß der Pfänder die Ges 
fahr zur Hälfte tragen foll: — Si quis igitur caballos, aut boves, 
aut quaecunque animalia vicini aut consortis sui damnum sibi 
facientia ad domum suam claudenda perduxerit, ac sic ea, 
priusquam ad dominum ipsorum directus possit, nuncius. perve- 
nire, incendii casus evertit, medietatem eorum clausor exsol- 
vat, nihilque ab eo amplius postuletur. Auch im nordifchen Recht 
finden ſich .diefelben Grundfäge wieder, der Gemeinverftändlichkeit 
wegen will ich hier nur eine Stelle aus Sunefen’s Paraphrafe des 
Schoniſchen Sefeges (IX. 11. cf. Skäne L. IX. 4.) anführen: 
Non licet quoque domino nolle animalia sua redimere compre- 
hensa. Nam eo nolente comprehendens eum, ut redimat prime 
die missis duobus hominibus deprecetur — — —. Deinde pro- 
cedens in jus cum suis testibus universis, universum rerum 
'gestarum ordinem coram omnibus protestetur, talemque contra 
suum- adversarium latam a judicibus reportet sententiam, ut in 
nullo teneatur de caetero de illis animalibus quicquid contigerit 
respondere — —. Im Upländifchen Gefeg (Wiperbo B. c. 7. 
$.2. p. 225.) wird auch gefggt, wenn der Gepfändete es nicht ge» 
börig ausföfen will, fo fol der Pfänder auf ihn die Verantwort⸗ 
lichkeit übertragen Cha laeggi hans warpnaep a), und wenn daß 
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ner ‚verblieb. Es fiel aber demnach auf den Pfänder nicht nur 


das zuruͤck, was den gepfändeten Thieren geſchah, fondern auch 


fir jeden Schaden, den fie amichteten, mußte er Erfag leiften 
md Buße zahlen, wenn die Beſchaffenheit des Falles einen 
Bußanfpruch begründete. 

Die Geſetze machen es nun freilich dem Pfänder zur Pflicht, 
von der Pfändung den Vieheigner fobald ald möglich in Kennt: 
niß zu ſetzen 134), damit diefer in ben Stand gefeßt würde, 


bald möglichft. wieder in den Beſitz feines im fremden Gewahr⸗ 


fam befindlichen Viehes zu kommen. Es lag aber. eine folche 
Anzeige ſchon ‚ohnehin im Intereſſe des Pfänderd, wenn er red⸗ 
lich und ordentlich zu verfahren gedachte, da er dadurch des 
Verdachtes, das Vieh vielleicht heimlich oder trotzig zuruͤckhal⸗ 
ten zu wollen, entging, zugleich aber auch wuͤnſchen mußte, 
der Bewahrung der Thiere, woraus fuͤr ihn nur Verantwortung 
hervorging, ohne daß er ſie benutzen durfte, entledigt zu wer⸗ 


— 


\ 


Thier dann flirbt, ſo werfe er ed hinaus und es werde nichte 
dafuͤr bezahlt. Das Oftgothländifche Bygda B. c. 17. $.1. 
p. 208. fest hinzu, daß der Pfänder dann nurnoch für das ver 
- antwortlich fei, was dem Vieh durch feine Hand gefdieht Cha 
varbar hau egh sihan huat sum at by kan koma firi utan sinum 
handvaerkum); es ift diefes, wie ich an anterm Drte nachweifen 
werde, der technifche Ausdruck in den nordifcyen Gefegen für daß, 
was wir etwa culpa lata nennen würden. — Das Weftgoth; 
laͤndiſche Geſetz weicht, wie es ſcheint, von den uͤbrigen ab, in⸗ 
dem es den Pfaͤnder von der Haftung fuͤr das freiſpricht, was dem 
Thier durch hoͤhere Gewalt geſchieht; es heißt daſelbſt Formanix 
B. c. 6. P. 64. Bei Vieh, das zur Fütterung übergeben. ift (fohaer 
fae), bei geliehenem Vieh Cleghu fae), anvertrautem Vieh (taexk- 
kiu fae) und gepfaͤndetem Vieh (nam fae), ſoll man einſtehen fuͤr 
alle Vernachlaͤſſigung (wangömsla pr. custodiae defectus): für 
Hunger und Strid (sult ok klavi), Berg und Brüde (biargh ok 
bro), Waffer und Sumpf (vatn ok dy), Wölfe und Diebe (var- 
ghi ok hiuvi). — ‚Für das, was duch höhere Gewalt gefchieht 
Cofaevli), fol man nicht" einftehen; hoͤhere Gewalt find aber: 
Big, Feuer, Raub, » Bären, giftiges Inſect und Seuche (stin- 
gaer ok starvi). 
134) L. Burg. XLIX. 1.2. L. Wisig. VIH, 3,15. Westgöta 
L. II.-Fornaemis B. c. 30. (ed. Schlyter p. 204.). SkäneL. 
IX. 4. . 
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den. Diefem feinem billigen erlangen. famen nun aber die 
Geſetze entgegen: der Vieheigner konnte nicht, wie dieſes ſonſt 
wohl ber Fall war, beliebig ohne weitern Nachtheil das Pfand 
fiehen laffen, wodurch dann der Inhaber berechtigt wurde, uns 
ter Beobachtung gewiſſer vorgefchriebenen Formen, fich durch 
Diftraction beffelben bezahlt zu machen, fondern ed fand hier eine 
Zwangsauslöfung flatt, die möglichft ungefäumt gefchehen 
mußte 135), Bei einer Verzögerung ging die Gefahr nicht nur 
auf ten Gepfändeten wieder Über, fondern es wurde der Pfand: 
inhaber felbft von der custodia befreit. Nach einer Vorſchrift 
des Iongobardifchen Rechtes brauchte er dem Vieh nicht einmal 
weiter Sutter zu geben 136); nach anderen Rechten Tonnte er es 
aber (nachdem der angerichtete Schaden und die daraus erwach: 
Tenen Anfprüce gehörig conflatirt waren), unbefümmert darum, 
was aus dem Vieh werden möchte, aus feinem Hofe treiben 37), 
Man fieht, daß, wo eine folche Anordnung getroffen ift, der 
Pfänder nach der Vorftelung des Gefeßgebers ed faft wünfchens- 
werther erachtet haben muß, der VBerantwortlichfeit für das Vieh 
überhoben zu fein, ald ed zur Sicherheit für feinen Schadens: 





135) &. Note 133. L. Burg. XLIX. 2. — — Nam si ille, ad 
quem animalia pertinebunt, admonitus fuerit, ut ea sicut ordo 
postulat taxata prius damni inlatione recipiat, idque facere in 
consulta abusione tardaverit, et dum intra clausuram retinen- 
tur casum mortis aut debilitatis incurrerint, nullam exinde ca- 
lumniam , nullam solutionis. dispendium is, a quo retenta fuerint, 
patiatur. 


136) L. Rotharis c. 351. Si ille, cujus peculium est, tenens du- 


ratiam cordis, id liberare despexerit, tunc habeat ille id pecu- 
lium, qui in damno invenerit, per novem noctes ei aquam tan- 
tum det, et de damno in hoc. sit contentus, eo quod novem no- 
ctes ipsum peculium temuit. Et si de ipsis peculiis aliquod mor- 
tuum fuerit, suae BeRLEEnEN reputet, qui dispignorare negle- 
xerit. 

137) L. Wisig. VII, 3, 15. — Et pro retentis triduo pecoribus 
nullam calumpniam inferre poterit, qui ad aestimationem venire 
neglexerit. Post triduum autem animalia dimittantur, et dimissis 
animalibus, si domihus eorum venire contempserit, pro contem- 
ptu ipso, inspicere noluit, Juxta aestimationem testium in duplo 
cogatur exsolvere. 


⸗ 
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anfpruch zuruͤckzubehalten 138). Bei der fchleunig vorgefchriebenen 
Auslöfung des gepfänbeten Viehes brauchte nicht fogleich bie 
ganze Sache defmitio abgemacht zu werben, fondern es genügte, 
wenn der Eigner dem Pfänder Bürgen fegte oder dad genom⸗ 
mene, efjende Pfand gegen ein geſetztes, liegende Pfand aus: 
taufchte.139), Beſonders in den nordifchen Gefeben ift viel von 
diefer Seßung eined waep fir nam die Rede. Es fcheint da: 
bei auf die Größe des fo gefehten Pfandes, nach manchen Red: 
ten, garnicht angefommen zu fein, indem es nur ein Zeichen 
dafür fein folte, daß man einen Anfpruch wegen des durch das 
Vieh angerichteten Schadens anerfenne, und ihn nach. gefchehener 
Schaͤtzung berichtigen wolle 14%), Die Dänifchen Gefeße weichen 
hier aber von den Schwedifchen ab, denn nad) diefen follte fo: 
‚wohl das gefeßte, wie das genommene Pfand, wenn es nicht 
ausgetauſcht wurde, zur Sicherheit für die Forderung in der 
Weiſe dienen, daß dad Pfand dem Inhaber verfiel, wenn er 
wegen feines Schadens- und Bußanfpruches, wo ein folcher vor: 


138) Nah dem Burgundiſchen Geſetz XLIX. 3. follte fogar, wenn 
der Eigner des Viehes unbekannt war und er ſich nicht gemeldet 
hatte, daffelbe ebenfalls wieder auögetrieben werden. Es geht aus 
dem Gefege felbft hervor, daß diefe Vorſchrift im Intereffe der 
Dieheigner gegeben tft; Das Longobardifche Recht 1. Rotharis 
c. 348, beftimmt auch ftatt deffen, daß der Pfänder das gepfändete 
Vieh, fo lange ed nicht ausgelöft wird, wie fein eigenes gebrauchen 
kann, und nicht verantwortlich ift, wenn es inzwifchen ftirbt. 

139) L. Rotharis c. 351. — — Et si in curte minaverit ille, 
cujus peculium est, Moget eum, ut reddat illi, sic tamen, ut 

- det ei pignus per ultimnm valens siliquas Ill, aut certe fide- 
Jussorem sub tali titulo, ut damnum, quod arbitratum fuerit, 
componat, secundum fabulam, qualiter inter vicinos ipsos est, 

140) Darauf deutet eine Beftimmung im Oftgothländifchen Gefeg 
‚Bygd. c.18. 8.1. p. 208. Nimmt ein Mann eined andern Vieh ein, 
kommt der Eigenthümer, und erbietet er fih, Pfänder zu fegen, 
wie groß fie auch fein mögen (ok biupaer vaeh til, ae hurn my- 
-kil sum pön aeru), fo follen die Pfänder zur Stelle fein, damit 
ed nachher nicht verläugnet werden kann; dann follen die Nady 
barn u. ſ. w. — Upl. Wiherb. B. c.7. $.1. p. 224. — ok saeti 
bondaenum skiaelae waeh maeh witnum forae fae sitt: — und 
er fege dem Bonden rechtmäßiges Pfand mit Zeugen für fein 
Bieh. 
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lag, nicht befriedigt wurde 221). Aus diefer Angabe ver Grund: 
fäße über die Thierpfändung in ihrer Altern Geſtalt ergiebt es 
ſich, wie wenig man dabei von dem Begriffe eines Pfandrechtes 
nach unferer Vorſtellung audgegangen ift, oder felbft nur dem «i- 
ned Pfandrechted im Altern deutfhen Sinn (wonach man bad 
Pfand gleihfam für die Erfüllung der Verbindlichkeit verwet- 
tete) 142) treu geblieben if. Nicht nur war es zuweilen, ſtatt 
dad zu ergreifende Thier ald Unterpfand zu behalten, geftattet, 
daffelbe zu tödten und fogleich, ohne Ruͤckſicht auf die Größe ber 
Forderung, fi anzueignen, fondern da, wo ber befchädigte . 
Grunobefiger das Vieh möglichft fchonend an fich nehmen. mußte, 
dachte man oft nicht daran, es ihm wegen feiner Forderung zu: 
äufprechen oder gar diſtrahiren zu laffen, wovon fich noch weni: 
ger eine Spur findet, fondern er follte es wieder austreiben 
oder nur proviforifch behalten und benugen, bis etwa doch ein 
Eigenthümer fih melden möchte. Wo ſich die Thierpfaͤndung 
dem Pfandrecht am meilten nähert, war fie nur mehr ein Mit: 
tel, durch welches der Vieheigner zur Beſtellung eined Pfandes 
genöthigt wurde. Es war die Thierpfandung ein Inſtitut ber 
Selbfihülfe, welches dem Grunpbefißer, um ihn von der Rache 


141) Jüt. L. II. 56. i. f. (ed. Rosenvinge p. 396.): Wird daß 
Pfand, welches für ein genommenes Vieh gefest ift, nicht vor al» 
ler Heiligen Tag ausgelöft, fo tft da8 Pfand verfallen. — Nach 
dem Schonifchen Gefeg Skäne l. IXX. 2. Sunes. IX. 7. folte das 
Pfand, welcdes für Feldſchaden gefegt wurde, eine halbe Mark 
Pfennige werth fein; erft nach der Erudte wurde der angerichtete 
Schaden feft beftimmt, und löfte der, welcher dad Ffand für fein Vieh 
gefegt hatte, daffelbe nicht aus, fo wurde e8 dem Inhaber zugefpros 
den (wil han ey lösä at the laghstäfnu är fore läghs, thavlig- 

. gia wäd hans for wäthia).. cf. Sk. IX. 14. Hierher gehört auch 
eine Beftimmung in K. Erichs Seelaͤnd. Gef. (IV. 24. ©. 192. in 
Roſenvinge's Auög.), welche auf eine gleiche Anficht hinweiſt: 
— Und fügt der, welcher dad Vieh eingenommen hat, daß ed mehr 
Schaden gethan hat, ald für zwei Ungen, fo fol ihm der Gigen- 
thuͤmer ein Pfand geben für fo viel, als er den Schaden anfchlägt. 
Sagt aber der Eigenthümer des Viehes, daß er zu viel fordert, fo 
follen fie beide ihre Nachbarn herbeirufen, und nachdem fie den 
Schaden fchägen, fege er Pfand und Löfe fo cfein Vieh) aus. 

142) ©. Phillips deutfch. Private. Bd. 1. ©. 586. 
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abzuhalten, es erleichtern fellte, auf rechtlichem Wege, ſei es 
durch Vergleich oder Urtheilsſpruch, Schadenserſatz und Genug: 
thuung zu erhalten; es ermangelte bemfelben aber, wie es 
fcheint, ein fefter rechtlicher Charakter, fo daß man dem Pfän- 
ver bald mehr bald minder Rechte an der gepfänbeten Sache 
felbft einraͤumte. Erſt allmählig bat fich die Anfiht beftimmi- 
ter hervorgeftelt, daß das gepfändete Vieh — wobei bann die 
Erlaubniß eines Austaufches deffelben gegen em anderes genuͤ⸗ 
gendes Pfand fortbeftehen konnte — auch ald Sicherungsmittel, 


ald Unterpfand für bie Forderung, für welche gepfändet war, u 


dienen ſollte. : 


8. 3. 

Perfonalpfändung im ältern germaniſchen Rechte. 

Die zweite Art der Pfändung wegen Schaden an Grund: 
fläden koͤnnte man, um fie von der Xhierpfändung zu unter: 
ſcheiden, vie Perfonalpfändung nennen, nicht etwa weil Perfe- 
nen felbft der Gegenftand der Pfändung waren, wie dort bie 

Thiere, fondern weil fie eintrat, wenn der Schaden mittel: 
oder "unmittelbar durch Perfonen felbft gefchehen war und man 
diefe dabei begriff. Als Beifpiele von Echadenszufügungen, wo: 
für eine folche Pfändung eintreten konnte, wirb in den älteren 
Rechtöquellen aufgeführt: wenn jemand über beſtelltes Land fährt, 
welches der am häufigften unterftellte Fall iſt; wenn ferner je: 
mand Bäume in Gärten, Privat: und Gemeindewaldungen ent: 
vindet oder Holz dafelbft haurz in Gewäflern, deren Nutzungs⸗ 
recht Andern zufteht, fiſcht; Obſt abpflüct u. dgl. ES haben 
diefe Fälle gemein, baß hier, eine wirkliche Befchädigung oder 
auch ein Eingriff in fremde Eigenthumsrechte vorlag, welcher 
aber nach älteren deutſchen Nechtsbegriffen nicht zu eigentlichen 
Diebftahl gerechnet wurde. Der Dieb hatte als folcher feinen 
Sieden verwirft, fo daß man ihn, wenn er auf handhafter 
That ergriffen var, nach aͤlteſtem Recht toͤdten, und als dieſes 
nur noch bei dem nächtlichen oder Widerſtand leiſtenden Dieb zu: 
läffig blieb, fefthalten, und mit den geftohlnen Sachen zufammen: 
binden durfte, um ihn als überführten Dieb vor Gericht zu brin: 
gen. Den Eigenthumsbeſchaͤdiger, deſſen Miffethat aber nicht in 
die Kategorie des Diebftahls fiel, konnte man nur, ohne ihn ge: 

German. Zeitſchriſt. 1839. 18 Heft. 16 


22 en Wilde: 


waltſam zu behandeln, ein Pfanb abnehmen ober von ibm- Die 
Erlegung eines folchen verlangen 148). Auch die Perfonalpfän: - 
dung war alfo eine mildere Selbſthuͤlfe, die dann eintrat, wenn 
ein gewaltſames Behandeln oder Feſthalten unzulaͤſſig war. Zwar 
connte ed einen Augenblick ſcheinen, als wenn dem eine Stelle 
im Sachfenfpiegel vwoiderfpricht, worm dem Grundbeſitzer das 
Recht zugefchrieben wird, den Beeinträchtiger feiner Were zu 
pfanden oder aufzuhalten !*). Allein es ift diefes nicht 
fo zu verfiehen, als habe es in gleicher Weiſe in der Befugniß 
des Grundbeſitzers geſtanden, die Perfon oder eine Sache feilzu- 
halten. Aufbalten bat oftmals nicht fowohl die Bedeutung 
einer Bemächtigung der Perfon, wie e& bei dem Friedbrecher und 
Dieb geftattet war, fondern nur: eined Verhindern, feinen Meg 
fortzufeßen, um jemanden zur Erlegung eines Pfandes anzuhal- 
ten 335), ° In diefem Sinne kommt das Aufhalten offenbar im 
Sütifchen Low vor 146), wo e8 heißt: „Menn, man jemand, ber 
im fremben Maid Del: gehauen hat, ehe er auf die Landſtraße 


143) Das Slave eined Befchädigers und Schuldners und das 
Fahen eines Diebes und Raͤubers wird auch in einer Stelle des 

. Augsburger Stadtrechts v. 1276. c. 115. b. Wald 1V. ©. 141. 
gleichfam gegen einander geftellt: Hat iemand hinz dem anderen 
icht ze sprechen und pfendet in uff sinem gut aun den richter 
oder aun seinen boten , der soll das führen in das nächst Ge- 
richt, und soll jenen endbieten dass der darkom er wöll im 

‚recht hieten, tut er das nit so hat er in beraubet. Und hat 
auch ein ieglich man wohl gewalt eiuen Rauber oder ein Dip 
ze vahenne aun des Richter urlob, . wo er in findet da’er in 
gevahen mag, und in denn in dass nechst Gericht antwurten. 

144) ©. Sp. 11. 28. 8.2. Vischet he in diken die gegraven sin, 
oder houwet he holt dat gesat is, oder barende böme, oder 
brict, he, sin ovet,. oder howet he malbome oder grevet he op 
stene die to marcstenen gesat sin, he mut drittich schilling ge- - 
ven. Vint man ene in der stat, man mut ine wol panden oder 

f "uphalden vor den scaden ane des richters orlof. 

145). Wenn jemand mit einem Fuhrwerk fo frevelnd betroffen wurde, 
fo geſchah diefes wohl 5 . B. durch Umwerfen des Wagend, Aus 
fpannen der Mferde; in Jyt. Lov. 1. 75. p. 236. ed. Rosenv. 
wird beides nur dann als Zrevel erklärt, wenn der, dem es ger 

ſchah, ſchon die Landftraße erreicht hatte. _ \ 

146) Jyt. L. Il, 74. p. 234. 
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(athaelwaegh) könmut,. etwad von den Sachen (farcostae) ab: 
nimmt, die er mit fi führt, fo wird man feines Raubes fchuls 
big. Erreicht jener aber die Landflraße und fagt er, von wem 
er dad Holz geladen habe, fo fol man ihn nicht aufhalten 
(mughae men hanum-aei uphaldae), ſondern foll ihn nad) 
feiner Wohnung begleiten.” Mit diefem Aufhalten fcheint diefelbe 
Handlung bezeichnet zu werden, bie, wenn fie unerlaubter Weiſe 
gefhah, in den Volksrechten durch via lacinia, vegoveri be 
zeichnet wird 177), Es war diefes zwar eine fchwere Injurie, 
wurde aber nicht dem Feſthalten eines frein Mannes — alfe 
- einer, wenn auch nur temporären Beraubung ber Freiheit — 
gleihgeachtet. Sollte man aber auch in Betreff obiger Stelle 
des Sachfenfpiegeld der Meinung fein, daß unter Aufhalten 
ein voirfliches Feſtnehmen ımd Gefangenhalten (wie bei Thieren 
das Eintreiben) zu verftehen fei, fo Tann diefes wohl nur auf 
den Fall bezogen werden, wenn der zu Pfändende fich der Pfäns 
bung mit Gewalt zu entziehen ſuchte. Diefes wurde aber als 
ein arger Zrevel_und früher wohl felbft als ein Friedensbruch 
angefehen. Manche Rechte fprechen fogar, wenn es dabei zu 
ferneren Thätlichfeiten kam, den Pfänder, der feinen Gegner 
verwundete oder erfchlug, von aller Verantwortlichkeit frei 148), 
während der Sachfenfpiegel an einer andern Stelle in diefem 
Fall geftattet, den Freveler mit Gerüfte zu verfolgen wie einen 
Friedbrecher 499), Andere Nechtöquellen, zu denen auch der 
Schwabenfpiegel gehört, unterfagen aber jede gegen die Perfon 
gerichtete Gewalt, und machen es dem Beſchaͤdigten zur Pflicht, 
den, welcher fich der Pfändung widerfegt (wodurch derfelbe frei: 
lich in eine Buße verfiel), ziehen zu laffen und feinen Anſpruch 


147) Grimm's RX. ©. 632. - L. Alam. 76. Si quis liker libero 
in via manus injecerit et contra legeın ei viam contradixerit, 
aut aliquid ei tollere voluerit, cum sex solidis componat. 

148) L. Burg. XXVII. 6. Si vero cujus caballi sunt, inventus a 
.domino messis, dum tenetur ad debitum, resistere fortasse ten- | 
taverit, et caesus fuerit aut plagatus, nullum exinde, cujus mes- 
sis aut pratum est, calumniam patiatur. 

149) ©. &p. 11. 27. 8. 4. i. f. Weret se dat pant weder recht man | 
bestedeget se mit dem ruchte; so muten se beteren dat rucht 
mit dren schillingen; unde mMuten doch pandes recht dun. _ 
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nun gerichtlich zu verfolgen 100), Wiewohl fonft in dem Cha⸗ 
after der norbifchen Rechte fo enge Begränzung der Selbſthuͤlfe 
weniger liegt, enthält aber doch die Bearbeitung des Schoni⸗ 
fchen Gefeges vom Bifhof Sunefen eine ähnliche Vorſchrift, 
ſowohl für den Fall, wenn der Befchädiger Feine zum Pfande 
fi) eignende Sache mit fi führte, als wenn er ein ſolches zu 
erlegen fich nicht. verftehen wollte; damit es bei dem Beftehen 
auf feinem Rechte von der einen, und der hartnädigen Weige⸗ 
rung von der andern Seite nicht zu blutigen Thaͤtlichkeiten kom⸗ 
men möchte 1), Wo aber auch in ſolchen Fällen Ergreifen 
oder Anwendung größerer Gewalt erlaubt blieb 152), war dieſe 
nicht dadurch, daß man jemand unbefugter Weife in feiner Were 
betroffen hatte, fondern durch den, einer rechtmäßigen Pfändung 
ünerlaubt entgegengefegten Widerſtand gerechtfertigt. 

Aus der entwidelten Anſicht von der: Perfonalpfändung 
dürfte e8 fich auch ergeben, was von ber Behauptung von 





150) Schwäb. Landr. c.333. Der den andern vindet an seinem 
schaden er mag in wol pfenden on des rie hters urlaub, . S. 2. 
Weret en sich des pfandes er sol in lassen geen unde dem 
richter klagen. $.3. Wann darumb wirdt er dem richter ein 
buss schuldig, das er sich geweret hat panden; ob er den 
schaden behehet als recht ist. 

151) Sunesen legg. Scaniae X. 1. (De nemorum defensione) — Si 
nihil secum ad impignorandum haheat deprehensus ad villam 
proximam profectus, cum domino succisi nemoris, procuret ei 
sel pignus vel fidejussorem, ut “oblatae fidem habeat satisfa- 
.ctioni. Ko vero neutrum procurante, ihidem dominus proteste- 
‘tur, omnen sibi Justitiam denegari, et cum voluerit istam iuju- 
riam im solenne jus deducat, quaerimoniam accusationig ut trium 
marcarum obtineat satisfactionem — —. Eodem dominus utatur 
remedio protestationis, ad villam procedens proximam, si cum 
possit, nolit succisor liguorum ei rem suam pignori obligare, ne 
rem ei per violentiam auferendo, et jus sibi dicendo, non ad 
minus adversario, quam sibi süus adversarius ob illatam inju- 
riam obligetur. 

152) Merkwürdiger Weife ift Diefes noch Ih Augsburger Stadt—⸗ 
recht v. 1276. c.317. b. Wald IV. ©. 310. der Kal: — Wert | 
er denu die Phand iemand was er denn da thnt mit wunden 
oder mit Todschlag, dess soll er keinen schaden han, wan er 
ihn an seinem schaden begriffen hat, und soll Jener dem Vogt 
darzu küssen der ihm das Phand gewert hat. 
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Phillips zu halten ift, wenn er den Satz Fibrechts: daß in 
der Gewere anun beweglichen Sachen auch die der darin befindlichen 
fahrenden Habe enthalten iſt, — dahin erweitert: daß er freie 
Leute den Sachen gleichſtellt, und dem Inhaber der Gewere das 
Recht beilegt, Perſonen, welche unbefugter Weiſe ſein Grund⸗ 
ſtuͤck betreten haben, insbeſondere wenn ſie einen Schaden an 
feinen Feldern anrichten oder anzurichten drohen (!), zu ergrei⸗ 
fen oder feftzuhalten. Sch glaube nicht nur (und man wird in 
dem Dbigen wohl ſchon einige Rechtfertigung dieſes Glaubens 
gefunden haben), daß diefer Sag unrichtig ift, fondern daß er 
dem ganzen Weſen des altgermanifchen Rechtes widerfireitet. 
Das Eingehen in eine fremde Were nahm an fid dem freien 
Manne nichts von feinen Freiheitsrechten, und gab feinem an- 
dern, als ſolchem oder ald Inhaber der Were eine Macht und 
Herrſchaft über ihn, felbft dann nicht, wenn das Eingehen in unbe: 
fugter Weiſe gefchehen war; denn nicht jedes unbefugte Eindringen 
in eine fremde Were galt als Friedensbruh, und gab daher die 
Befugniß, den Miffethäter ald Friedensverbrecher zu behandeln 
und fich feiner Perfon zu bemächtigen; es Fonnte diefes nur we: 
gen eined qualificirten Eindringens in fremde Were gefchehen — 
dad in den Nechtöquellen unter dem Namen Heimfuhung vor: 
fommt — und von anderen Berlebungen des Hausrechtes, wel 
che Rechtöverleßungen aber keinen Friedensbruch enthielten, wohl 
zu unterfcheiden ift 253). Dem Heimfucher fland der Dieb und 


153) Nur die unvollkommene Kenntniß des germanifchen Strafrechts 
has den Unterfchied zwifchen diefen Miffethaten, den ich fpäter aus⸗ 
fuhrlich nachweifen werde, überſehen laſſen. Für unfern Zweck 
find aber vorzüglich folgende Stellen des Baieriſchen Volksrechtes 

. von Snterefie: L. Bajuv. III, 8. $.2. Si autem minus faerint 
scuta, verum tamen ita per vim injuste cinxerit, quod heim- 
zucht vocant, cum XII sol. componat. — X.1. Si quis in 
curteın alterius per vim contra legem intraverit cum tribus 
solidis componat. — c.2. $. 1. Si autem in domum per violen- 

tiam intraverit et ibi suum nihil invenerit (e& ift alfo der Fall 
uuterſtellt, daß er nach geftohlnem Gute fuchen, salisuchan, wollte), 

cum sex solidis componat. — $. 3. Et postquam intraverit et 
cognoverit reum, quod injuste intrasset, det wadium domino 

domus. Et si ille defuerit mittat ipsum wadium supra limi- 

nare, et non cogatur amplius solvere, quam tres solidos. Letz⸗ 
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Raͤuber gleih, das Pfändbungsrecht fand aber gerade gegen folche 
flatt, deren Frevel nicht ald Raub und Diebftahl behandelt wer: 
den fonnte, 


Auch bei der Perfonalpfäandung tritt es in den Älteren 
Rechtsquellen nicht als beftimmter Zmwed hervor, dem Be: 
fhädigten ein Pfand zu verfchaffen, welches feiner Forderung 
etwa - gleich kommen und zu feiner Sicherheit und Befriedigung 
dienen konnte. Oft find die Sachen, die ald Gegenfland der 
Dfändung genannt werden, zu geringfügig, als daß fie jenen 
Zweck hätten erfüllen koͤnnen. So z. B. verordnet bad Uplän-: 
difche Gefep 152), „daß der, welcher über eines Mannes Ader 
fährt, der noch in Frucht fteht, oder über eine Wiefe, die un 
gemähet ift, fir jedes Nad 3 Unzen, für den ganzen Wagen 
drei Mark als Buße erlegen fol” 15). „Wenn er aber ergrif: 
fen wird und man ihn mit Zeugen einen Strid oder fonft ein 
Geraͤth nimmt (taki af hanum repp aellr rethe) und er es 
‚dann verläugnet, fo fol man ihn mit jenem Gezeugniß über: 
führen, mit zwei Männern, Die zugegen waren und es fahen 
und er fei felbft der dritte; dann fol er die oben beftinmte 
Buße zahlen.” — Im gleicher Weife wird, wenn man jeman: 
des Zaun niedergehauen hat, um ihn heimzuführen, wofür 
3 Mark als Buße zu entrichten war, als Gegenjtand der Pfän- 
dung: die Art oder ein Kleidungsftüd (öxe hans aclir klae- 
thi) genannt 156); und eben fo, wenn man jemanden in feinem 


taeres wohl, weil ed nicht in Gegenwart ded Hausherren, wenn aud) 
gegen deſſen ausdruͤckliches Verbot geſchehen, alfo die Injurie eine 
geringere war. Uebrigens Tann wohl Feine Stelle deutlicher fa» 
gen, dag man nur ein Pfand für Die Buße — als Xusfluß des 
Pfändungsrechtes wegen Schuld — fordern. konnte. Damit ift 
dann noch aus demfelben Bolksrecht eine andere Stelle zu verbinden 
(All. 11.): Si quis liberum contra legem per vim pro pignore 
tenuerit, aut in domo recluserit, ut non liberum haheat egres- 
sum, cum quadraginta sol. ept. 


. 454) Upl. L. Wiherb. c. 12. 8.1. 2. (p. 230. ed. Schlyter). 

155) 3 Mark find nad) dem Uplandögefeg 4 guten Stud Kindvich 

gleich. ' 
156) Upl. L. Wiberb. c. 6. $. 2. p. 223. 
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Bald. ergrifj.137); und wenn jemand unbefugter' Weiſe in eines 
andern Zifhwafler (fiskvatn) Netze zum Zifchen gelaffen hatte, 
follte der Eigner dad Netz zu fich nehmen Tönnen 158), Es gebt. 
daraus deutlich genug hervor, daß die Pfändung hier vorzuͤg⸗ 
lich. dazu dienen follte, den Beweis und damit die Rechtövers 
folgung zu erleichtern, wie es Sunefen übrigens noch beſtimm⸗ 
ter auögefprochen hat 19%). In anderen Stellen wird aber die 
gepfändete Sache fogleich dem Pfänder, gleihfam ald ihm zur. 
Strafe verfallen, zugefprodhen. So z. B. findet fih im Weft: 


gothlandifchen Recht folgende Beſtimmung 16%): „Entrindet je 


mand frudhttragende Bäume (aldinvithu, wohl Eichen und Bu: 
hen) in des Landes oder des Haͤrads gemeiner Mark (a lanz’ 
allmenningge, -aeller haeraz almenningi) und wird er. dabet. 
betroffen, fo nehme ihm der, welcher ihn dabei trifft, Art, Kleid’ 
oder alles, was er fonft mit fih führt, ab, ohne deshalb ver: 
antwortlich zu werden, und behalte es für fich (oc havi siael- 
vaer). Wenn er ihn auch einige trodene Schläge verfebt (sla- 
hun nokon dynt), fo it auch das ſtraflos. Klagt er. dann 
auch beim Thing und wird jener farhfällig, fo büße er drei: 
Mark, Klagberechtigter (mals eghendi) ift aber der, weldjer. 
ihn ergriff” 161). Man fieht daraus aber auch, wie fehon bei der. 


157) Upl. L. Wiperb. c. 14. $. 7. p. 233. — Rad Westkötal. 


Forn. 2. p. 61. (ed. Schiyter) follen Im gleichen Sal nehmen _ 


„die Art, oder das Zugvieh zur rechten Geiten ded Wagens” (äk- 


nöte. paet aer finerme aer). Luitprandi Legg. c.8: ipsos, 


boves aut currum. j 
158) Upl. L. Wiherb. c. 16. $. 1. p. 237. — Ich habe hier vorzuͤg⸗ 
lich Stellen aus altſchwediſchen Volksrechten angefuͤhrt, weil ſie 
zugleich die Uebereinſtimmung mit unſerem deutſchen Recht ergeben. 

- 159) Sunesen legg. Scan. X. 1. — At si reum in ipsa snccisione 
dominus deprehendat, de sex orarum emendatione praestanda 
pignus ab eo suscipiat, ne conventus ex post facto se diffiteri 
valeat debitorem., Es ift, von einem Fall die. Rede, wo außer 
Schadenserfaß noch 3 Mark Buße, alfo das Vierfache gezahlt wer⸗ 
den mußte. 

160) Westg. L. Il. Forn. c. 44. p. 209. 

161) Man könnte hier auch L. Wisig. VII, 3, 8. herziehen wollen: 
Si quis aliguem compreheuderit, dum de silva sua cum 'vehi- 
culo vadit, et circulos ad cupas, aut quaecungue kigna, sine do- 


f 
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Thierpfändung bemerkt worden, daß die Pfändung wegen Scha⸗ 
dens in rechtlicher Hinſicht etwas Schwanfendes, Fluctuirendes 
hatte. Es iſt dieſes derſelben auch immer eigen geblieben, wie⸗ 
wohl man die Idee eines dadurch entſtehenden Pfandes zur Si⸗ 
cherung für die Forderung wohl nachmals feſter gehalten hat. 


$. 4. 
Sortbildung des Pfändungsrehtes wegen Schadens und 
Berwandlung deffelben in ein Mittel zum Schug- 
bes Beſitzes. 


Beides, das Verbot der Pfändung wegen Schul u. |. f. 
und die Zulaffung der Pfändung wegen Schaden, hatten nur 
einen Zweck, Befchräntung der Rache und Selbfthülfe, moͤglich⸗ 
ſtes Befeitigen der Beranlaffung zur Gewaltthat; fo wird ed er: 
klaͤrlich, wie in denfelben Quellen neben ganz abfolut lautenden- 
Derboten, die auf die erfte Gattung der Pfändung zu beziehen 
find, die andere als ein in voller Wirkſamkeit ftchendes Inſtitut 
erſcheint. Das ift fie denn auch bis auf unfere Zeit geblieben, 
wie fonft auch die Gefeßgebung dad Gebiet der Selbſthuͤlfe ver: 
engt oder, dem Drang der Umftänbe weichend, wieder erweitert 

hat. Die Capitularien, die Reichögefeße haben die Pfändung 
wegen Schabend ganz unberührt gelafien. In den Rechtsbuͤchern 
des M. A., in vielen Quellen des Land:, Stadt: und Hof: 
rechtes wird ihrer erwahnt. Würde eine Nachweifung aller jener 
Stellen auch möglich oder bier thunlich fein, ed würde kaum 
ein Gewinn daraus erwachfen, da meift nur Das Allgemeinfte 
und Bekannte in vielfachen Wiederholungen wiederfehrt, Wie 
berum wird aus der Nichterwähnung des Inſtitutes der Pfän: 
3dung, auch in einem ausführlichen Statut oder einer reichern 
Rechtöquelle, nicht auf deſſen Nichtüblichkeit an dem betreffenden 


mini Jussione et permissione asportare praesumpserit ,„ et hoves 
et vehiculum alienae silvae praesumptor amittat, et quae do- ' 
minus silvae cum fure aut violento comprehenderit indubitanter 
obtineat; hier ift aber nicht vom Holsfallen im fremden Wald, 
fondern vom Wegführen von gefüllten und zugehanenem Holze — 
was als Diebftahl oder Raub galt — die Rede, und in fo fern 
‚liegt die Stelle außerhalb der Graͤnze des Pfändımgsrechtes, den, 
Dieb und Räuber hielt man ſelbſt feft- 
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Drt gefchloffen werden koͤnnen. Die Einfiht mehrerer Territo⸗ 
rialrechte, welche nah Einführung des römifchen Rechtes auf: 
gezeichnet find ober eine neue Geftalt erhalten haben, führt aber 
-auf die Vermuthung, daß das Schweigen über dad Inftitut der 
Pfaͤndung wegen Schadens nicht blos ein zufällige war, fondern 
daß die römifch: gebildeten Zuriften ed nicht über fich gewinnen 
fonnten, ein mit dem Verbot der Selbfthüffe ftreitendes Inſti⸗ 
tut in den Kreis ihrer Nechtöaufzeichnungen zu ziehen. Die Eri- 
fienz des Inſtitutes ift aber dadurch nicht beeinträchtigt morben. 
Es berubte auf Gewohnheit, oder war in den Xocal: und Ge 
meindeflatuten fanctionirt, und befand bier um fd ungeftörter 
fort, als die Pfändung gerade wohl meift zu einer friedlichen 
Audgleihung führte, und wenn eine Rechtsſtreitigkeit zu Gericht 
erwuchs, fie Doch wohl felten an die mit Zuriften befeßten Ober: . 
gerichte gelangte. Als dad römifche Recht aber fich mehr und 
mehr feftgefegt, und weiter und tiefer fich zu verbreiten begonnen 
batte, konnte es an mannichfachen Eonflicten nicht fehlen. In 
ben gravaminibus politicis, welche die Hildesheimiſchen Land⸗ 
flande dem Domcapitel (im 17ten Jahrh.) übergaben, wird von 
der „in bem gemeinen Rechte nicht weniger, als durch eine im 
ganzen vömifchen Reiche und diefem Stifte befonders recipirte, in 
allen Landtagsabſchieden ausdruͤcklich beftätigte Gewohnheit aller: 
- dings zugelaffenen und vergönnten Pfändung” geredet 192), "Sp: 
deffen fcheint. es folcher ausdruͤcklichen Privilegien, auf welche in 
jenen Befchwerden hingeroiefen wird, und die auch anderer Orten 
gefucht wurden 183), nicht in der Weife, wie ed beim gutsherr⸗ 
lichen Pfaͤndungsrechte der Fall war, zur Erhaltung des Her: 
kommens beburft zu haben. Es muß diefes Pfändungsrecht we: 
gen Schadens fo fehr in allgemeiner, täglicher Webung gewefen 
fein, daß die praftifchen Suriften nit umhin konnten, anzuer: 
kennen, es liege bier eine auf Gewohnheit beruhende, eigenthüm: 
lich deutfche an ei vor, deren Gemaͤnrechtlichkeit fie felbft, 
da dieſe Gewohnheit fich leicht aller Orten fund gab, anerkann- 
ten. Unter den Juriſten des 17ten Sahrhunderts ift darüber 








162) Struben rechtl. Bedenken N. DCLXXIII& Auög. v. Spans 
genberg Bd. 3. ©. 306. 


163) ©. Hagemann Landwirthfchaftsrecht 8. 317. a. €. 
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fein Zweifel mehr 162); roͤmiſches und deutſches Recht war in 
diefem Punkt fchen mit einander verföhnt. Sie fprechen zwar 
meiſt nur von der Pfaͤndung von Thieren, die man auf dem eige⸗ 
nen Grundſtuͤck angetroffen hatte, allein ſie haben kein Bedenken, 


auch die Abpfaͤndung anderer Sachen, welche Perſonen bei ſich 


fuͤhrten, gleichſam beilaͤufig als rechtmaͤßig anzuerkennen; und 
in jener Einraͤumung der Rechtmaͤßigkeit des Pfaͤndens von. Thie⸗ 
ren liegt von Seiten der Juriſten eigentlich ein um ſo groͤßeres 
Zugeſtaͤndniß, weil ihnen hier nicht nur die allgemeinen Verbote 
der Selbſthuͤlfe, fondern ein fpecielles und offenbar damit flrei- 
tended Geſetz in den. Suftinianeifchen NRechtöbüchern (I. 39. de. 
lege Aquil.) entgegentrat. Während bier von den Meiften der 
Widerſtreit des deutfchen und römischen Rechtes anerkannt wur: 
de 165), beinühten fich Andere, denfelben theild. durch gezwungene 
Erklärung des angezogenen Geſetzes, theils durch mögliche Be: 
fchräntung des deutſchen Pfändungsrechtes zu befeitigen 166), 
Man fuchte das letztere befonders Dadurch zu rechtfertigen, . daß 
man es mehr unter den Gefichtöpunkt einer defenſiven als 
offenfiven Gewalt zu bringen fuchte, bei welcher ed mehr ‚der 
Zwed war, einen brohenden Schaden abzuwenden, als Wergli- 


164) So 3. B. Mevius Jus Lub. III 11. $.9. (p. 720.): Ex ge- 
nerali fore consuetudine Germaniae — — pignorationes pecudis 
alienae, donec de damno dato nobis satisfiat, ubique permittan- 

: „tar. Stryck de pign. e. 1. $.38., nachdem er zum Beleg deſſel⸗ 

., ben Speed eine Reihe von Scheiftfteller anfuͤhrt, ſetzt hinzu: 
Multos alios authores hic cumulare liceret, nisi Jam tum COn-, 
snetudo haec fere ubique nota in vulgus esset. Auch Groen- 


"w agen de legib. abrog. in Hoflandia ad 1.39. de I. Aquil. be⸗ 


" merkt: Nostriset aliorum morihus pecus alienum in agro tiostro 
deprebensum publico stabulo includere atque mancipare jure li- 
cet — — — quod et multerwm pagerum statutis nominatiın CAd- 
tum est. — Bel. au J. H. Boehmer Consult. Respons.. 1154. 
$.4. T. II. P. 2. p.585., und fon Hadr. GyImann lib. Diviss., 
in Camera Imper. —— Dec. 43., welcher erzählt, daß alle in 
der Sache vernommenen Zeugen für die Eriftenz diefer Gewohnheit 
Zeugniß abgelegt hätten. 

165) Strycek l. c. $. 27. 
166) So wilU Feldmann de inclus; an C. 2 $. 14 15. die 
1. 39. nur auf- ar Einſchließen der Thiere — 
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tung und Genugthuung für einen zugefügten zu erhalten 167), 
Hatte daher jemand auf unferm Grund und Boden ſich eine 
Handlung erlaubt, die nach älterm deutfchen Recht als eine Ei⸗ 
genthumsbeeinträchtigung angefehen wurde, wofür Erſatz zu Id: 
fen und Buße zu entrichten. war, welches beides Durch die Pfän: 
dung gefichert werden Fonnte, fo. faßte man es jest fo auf, daß 
bie leßtere befonders hindern follte, daß nicht für.bie Zukunft 
Aehnliches fich ereignen und etwa dadurch die Meinung entftehen 
könne, es fei dieſes vermöge eines zuſtehenden Rechtes geſche⸗ 
ben 183), Nach deutſchem Recht bezog die Pfändung 
fih durchaus auf dad Vergangene, auf die eriftent 
gewordene Rehtsverlegung; die Juriften haben Diefen 
Geſichtspunkt verruͤckt. Hervorgerufen war dieſe Anfiht durch 
den Grundſatz des roͤmiſchen Rechtes, der im Allgemeinen 
dem Beduͤrfniß der Zeit entſprach, daß Gewalt eigentlich nur 
zur Vertheidigung feiner Rechte geftattet fein koͤnne; die weitere 
Entwidelung der nun hervortretenden Theorie ded Pfaͤndungs⸗ 
rechtes wurde beſonders durch Die römische Beſitzes- und. Servi⸗ 
tutenlehre gefördert, Ä 

Es muß aber, . che wir ven Gedankengang ber Juriſten, 
welcher die Umbildung des Pfaͤndungsinſtitutes hervorrief, wei⸗ 
ter verfolgen, bemerkt werden, daß auch wohl im aͤltern deut: 
chen Rechte Pfändung, welche. in dem Grundbeſitz ihre Grund: 
lage hatte, geübt werbe fonnte, ohne daß ein ——— Scha⸗ 


167) Leyser medd. 595. en 1—4. Pignorationes vulgo definimitur, 
quod sint vis privata. Verum hoc est de iis, quas Germani ve+ 
teres creditori in debitorem suum etiam Caesarem et Principes 
permiserunt. Sed post quas leges publicae has vetuerunt, illae 
quibus hodie uti licet, proprie non sunt vis privata; verum de- 

& fensio possessionis suae coutra vim privatam, ipso jure naturali 
licita. Auch in &, X. Weiske's Landwirthfchnfbsrecht (Lpz. 1838) 
$. 381. heißt es z. B. noch: fie (die Pfändung) war gleichfam eine 
Nothwehr für das Eigenthbum, zu deſſen jene ebenfalls 
noch zugelaffen ift. 

168) Wenn die Zuriften Daher anerkennen, daß die Pfändung auch 
geſchehe, um Erſatz für zugefügten Schaden zu erhalten, ſo ftels 
len ſie doc) die Abwendung des künftigen gleichfam als erften 
Zweck voran: -Mevius Dec. P. 1. D. 34. 2.11. Stryck lc. 
e. 2. 8. 57. BE 
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ben angerichtet war. Das Betreten fremder Grundflüde, das 
Sahren über diefelben u. f. w. war an fich fein Unrecht, gab 
dem Eigentbümer fein Recht, fich an den Sachen oder. Perfo: 
nen zu vergreifen, wenn es nicht in widerrechtlicher Abficht oder 
mit Gewalt gefcheben war. Für ein gewaltfames Eingehen war 
es aber immer zu halten, wenn cd gegen dad Verbot des Grund: 
eigenthuͤmers gefchah 169%, Ed kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß er theild im einzelnen Fall, theild ein für allemal. (foweit 
dad Eigenthbumsrecht nicht durch Geſetz, befonders durch f. 9. 
geſetzliche Servituten beſchraͤnkt war) ein folches Verbot erlaffen 
konnte. Die Nichtachtung eined folchen Verbotes war eine In: 
jurie, wofür .eine Buße verwirkt wirbe, und es finden fich ein; 
zelne Stellen, die darauf hinweifen, daß man bafür die Erlegung 
eines Pfandes zur Sicherung. feines Anfpruches verlangen Eonnte. 
Es war dieſes, wie angedeutet worden, ein Reſt des Rechtes 
wegen Bußanfprüchen überhaupt, als für Schuld zu pfänden, 
deſſen (nur vereinzeltere) Sortdauer ſich eben fo wie die Pfän- 
dung wegen Binfen rechtfertigt. Ein Mittel zum Schub des 
Beſitzes, wie wir ed und denken, war diefe Pfändung nicht, 
fie bezog fich nicht allein auf die zu bewirkende Anerkennung eines 
Rechtes, fondern auf die Geltendmachung einer Forderung. Als 
die Suriften aber einmal dahin gelommen waren, die Pfändiumg 
gegen ihr xömifch = rechtliche Gewiſſen als eine Defenfionalgewalt 
zu rechtfertigen, fo erfchien fie ihnen nun bald als ein geeigne: 
tes Mittel, vie dispatientia darzuthun, um die Entflehung von 
Servituten durch Verjährung zu verhindern, was dann natür: 
lich auf alle die Inſtitute des deutfchen Rechtes angewendet 
wurde, auf die man die Grundſaͤtze ber römifchen Servituten⸗ 


% 


169) Man ftellte wohl, wie noch jest, einen Strohkranz oder Stroh⸗ 
wifch, um damit ein foldyes Verbot anzuzeigen: L. Baj. IX. 12. 
Si autem signum, quod propter defensionem ponitur, aut inju- 
stum iter excludendum vel pascendum, vel campum defenden- 
dum vel amplificandum secundum morem antiquum, quod signum 
wiffam (vgl, Grimm’ NA. ©. 195. 941.) vocamus, abstulerit vel 
injuste includerit, cum uno solido componat. — Thiere konnte 
man nur pfänden, wie wir unten fehen werden, wenn das Land 
“mit einem gehörigen Zaun umgeben war. Bu dem, was im Zert 
gefagt worden, vgl. noch Rote 153. 


* 


IS 
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lehre glaubte anwenden zu muͤſſen. In den Sähfifhen Conſti⸗ 
tutionen hat man die Pfändung aus diefem Geſichtspunkt auf: 
gefaßt, und fo feßen dann auch manche Sächfifche Iuriften die 
Wirkung der- Pfändung bauptf Achlich in. Unterbrechung der 
Verjährung 170), 

Bar die Pfändung dadurch ein Schugmittel bes Eigen: 
thums und ber barin enthaltenen Rechte geworden, fo lag es 
nun nahe und’ gab ed ſich von ſelbſt, fie auch als ein Schuß: 
mittel des Beſitzes aufzuftellen. Diefes aber um fo mehr, da 
mancher Grundbefißer, dem ein Eigenthumdrecht nicht zugefchrie: 
ben werden konnte, welcher aber den Schaden tragen mußte, der 
an Feld, Weide u. f. we geſchah, das Pfändungdrecht' auch nach 
deutfchem Rechte und Herkommen übte Es wurde nun von 
den. Juriften auch allen denen zugeftanden, die nicht im Beſitz 
von Grundftüden felbft, fondern nur von Rechten daran ma: 
ren. So war das Pfändungsrecht nicht nur ein Mittel gewor: 
den, bie anmaßliche Erwerbung von Servituten und von anderen 
Realrechten zu verhindern, fondern auch, wo fie. zuftanten, fich 
im Befiß derfelben zu behaupten 271, Durch diefe Auffaffung 
der Suriften aber, welche, bereitd ein Erforberniß der urfprüng: 
lich deutfchen Pfändung, einen angerichteten Schaden, befeltigt 
hatten, war num auch ein zweites weggefallen, nämlich daß fie 
von dem Inhaber des Grundſtuͤckes — alfo innerhalb der Were — 


3 


170) So namentlich insbefondere Haubold Saͤchſ. Privatr. $. 107. 

171) Carpzov Def. for. P. II. ‘Const. 27. def. 3. — ideoque non 
solum pro damno dato, sed et pro conse rvanda jurisdi- 
ctione, libertate, aliisque juribus ad avertendas ser- 
vitutes et removendas perturbationes pignoratio permittitur. — — 
Quin et proconservanda servitute licita est pigno- 
‘ratio. — Mevius Decis. P. II. D. 34. n. 7. Causa pignorandi 
Justa habetur defensio rei vet juris sni, veluti cum quis vel 
pro conservanda fundi sui libertate adversus injuriam, 
servitutem aliave onera inferentem, tentantem, vel pro inter- 
rumpenda praescriptione contra &actus praejudiciales, vel pro 
servitute in alieno praedio quaesita, cöntra turbantem 
retinenda et usurpanda, pignorat et hoc remedio adversa amor- 
tiri intendit, cf. Stryck de pign. c. 2. 8.5—10. Kreittmayr 
Anmerf. üb. den Cod. Maximil. Th. 2. 6:6. $.24. N. 2. (&.1269.) 
Gerſtlacher Hdb. d. Reichsgeſ. Bb. 10. ©. 2370, 
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"geist werden mußte. Sie gefbatteten ferner und. fahen als im 
gemeinen Rechte begründet an die Pfändung nicht nur wegen 
Weide:, Jagd-, Holzungs-, Zifchereigerechtfame und ähnliche 
Rechte, fondern auch wegen der Jurisdiction, um ſich im Be: 
jiß derfelben zu manuteniven, wegen hergebrachter Zölle, Wege: 
gelder gegen diejenigen, welche verbotene Wege einfchlugen, um 
fie zu umgehen, wegen des Laubemiums bei der Emphnteufe 172); 
ja ed wurde diefelbe auch denen zugeflanden, welche Bierbrauerei- 
gerechtfame hatten 773), fo wie man aus dem Gefichtöpunft einer. 
Erhaltung im Beſitz wohlhergebrachter Rechte, mitunter auch die 
Gemeinrechtlichkeit der wohl den Kaufmannd : Sollegien und 
Handwerkszuͤnften zuftehenden. Pfändungsbefugniß gegen Ungenof: 
fene und Störer ableiten wollte 174), 


172) Diefes alles führt namentlih Carpzov 1.c. an. vgl. ferner 
Keeittmayr a. a. DO. und Gerſtlacher a. a. O. — Leyser 
medd. 595. $.4. „So ift der Befiger des Hauſes Brachwitz, da- 
ferne er bisher das Bruͤcken⸗ und Wegegeld von den Leiten erbos 
ben, demnach in Poffeflion foldyen juris ftehet, wohl befugt, dies 
jenige, welche fich ſolches Geld ferner zu entrichten weinern, zu 
pfänden und fi) dadurch im Beſitz zu ſchuͤtzen. 

. 173) „Schöpffer de jure braxandi P. DI. c. 4. p. 183. ee: 
1714.): Primum ergo medium conservandi hujus juris est pigno- 
ratio, quatenus turbantibus vel instrumenta braxandae cerevisiae 
apta et necessaria vel suspensa hedera, die Ruthe, der Wiſch, 
Kranz oder Korb vel mensurae, quibus alteri cerevisiam adme- _ 
tiuntur, auferuntur, Er vertheidigt auch, daß man in Die fremde 
Vehauſung der Pfaͤndung wegen eingehen koͤnne, ohne ſich einer 
ſtrafbaren Gewalt ſchuldig zu machen. I. c. S. 36 - 57.) Ley- 
ser medd. CXI. $. 12. (Aus einem Helmſt. Reſp.): Wiewohl nun 
vermöge einer in Teutſchland überall eingeführten Ges 
wohnheit einem jeden, welcher in der Poffeffion feines wohlher⸗ 
gebrachten Rechtes turbirt wird, fich durch privata autoritate 
vorgenommene Pfändungen wider den turbauten zu fehügen, 
inmaßen foldyes infonderheit pro tuendo jure hraxandi verftattet 
wird. 

174) Kreittmayr a. a. O. ©. 1270. meint, man muſſe unterſchei⸗ 
den, ob die Pfändung pro poena vel coercitatione geſchehen, dann 
fei fie species jurisdictionis v. executionis und muͤſſe beſonders 
hergebracht fein, oder ob pro tuendo jure gegen Störer, dann 
fei fie species defensionis und im gemeinen Recht begründet, _ 
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Se ſcheint es die ziemlich unbeftrittene Anficht der Prakti⸗ 
ter des vorigen Jahrhunderts geweſen zu fein, daß eine Pfaͤn⸗ 
dung da erlaubt fei, wo eine possessio Oder quasi- pPossessio 
anzunehmen und alfo  poflefforifche Rechtsmittel ſtattnehmig war 
ren. Sp hatten aber auch die Quriften das Gebiet der deutfchen 
Pfaͤndung wegen Schadendzufigung an Grundſtücken weit über 
feine. Gränzen ermeitert, obne es doch zu wiffen und zu wollen, 
und vielmehr von dem entgegengefesten Streben: geleitet, dieſes 
»remedium extraardinarium ei odiosun» in jure.” 175) fo viel 
als möglich zu reftringiren. Die beabfichtigte Reftriction ſollte 
fih aber darin zeigen, daß die Pfändung als außerordentliches 
Rechtömittel nur dann als zulaffig zu erachten fei, wenn der 
ordentliche Weg Rechtens ohne fie leicht -verfperrt werben könnte, 
In neuerer Zeit hat man.wohl, um diefe herrſchend geworbene 
Anfiht, deren Urfprung man nicht beachtet hatte, zu rechtferti⸗ 
gen, fich -auf die Gloffe zum Sachfenfpiegel (II. 27.) berufen, 
wo gefagt wird, daß das Pfänden wegen Feldſchadens deshalb 
ftatt findet, weil es zumeiſt ven wegfertigen Leuten zu ge: 
ſchehen pflegt, die mar nicht wohl anders zu Gericht bringen 
kann; aber e8 muß diefe Anficht des Gloſſators felbft als eine 
ungermanifche bezeichnet werden. Die Quellen felbft deuten nir: 
gend auf eine folche Beſchraͤnkung bin; auf die Thierpfaͤndung 
paßt fie gar nicht, und auch fonft möchte fich gerade im landwirth⸗ 
fhaftlichen Betrieb unter Nachbaren am häufigften Veranlaſſung 
zu Pfändungen finden. Sollte es, wenn ein angefeffener Mann 
der Beichädiger war, auch minder erheblich fen, ein Unterpfand 
zur Sicherheit zu befißen, fo gewährte diefes gerade nach älterm 
deutfchen Hecht Beweisvortheile, die eben fo wichtig im Wer: 
hältnig zu wohlbefannten, fihern, al3 zu wegfertigen Leuten 
waren. — 


Die weitläufige Auseinanderfegung des Pfändungsrechtes im 
Preußischen Landrecht 176) iſt unter dem Einfluß jener- Anfichten 
entitanden und fchon deshalb geeignet, unfere Aufmerkfamfeit 
hier in Anſpruch zu nehmen. Es hat dann aber auch diefe Ge: 


175) Leyser Medd. CXI. 8.7. Kteittmayr a. 0.0. ©. rzri. 
176) Preuß. Landrecht 3.1. 3.14. 8. 413 — 465. 


‘ 
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ſetzgebung hier, wie in ſo vielen anderen Materien, auch auf die 
Darſtellung, welche von Lehrern des gemeinen Rechtes gegeben wor⸗ 
den, einen großen Einfluß geuͤbt. Boörnemann 177) erzählt, daß 
in dem Entwurf die Definition ‚gelautet habe: „Pfändung fei die 
eigenmächtige Beſitznahme einer fremden Sache, in der Abficht, Da: 
durch fein Recht gegen die Eingriffe eines Dritten 
zu vertheidigen oder den Erfab eines erlittenen Schadens 
ſich zu verſichern.“ Dagegen fet von verfchiedenen Seiten ge- 
wünfcht worden, daß die Pfändung nur ald. Mittel fich den 
Erſatz eined zugefügten Schabend zu fichern geduldet werden 
möchte. „Denn — (fo rechtfertigte man diefe ächtteutfche An: 
fiht, von der auch ich glaube, daß fie heutigen Tages 
zur Richtſchnur einer etwaigen Geſetzgebung genom: 
men werben müßte) — Pfandungen feien ein Weberbleibfel 
des Fauftrechts (!), und alfo ohne Noth nicht zu flatuiren. 
Zur Bertheidigung feines Rechtes gegen die Eingriffe gebe «6 
aber ſchicklichere Mittel, und befonderd Proteftationen. (Sa 
wohl!) Suarez- trat nun — heißt ed weiter — in ber 
revisio monitorum dieſem monito bei, den einzigen Fall aus: 
genommen, wo die Pfändung dad einzige Mittel fei, die Per: 
fon des unbekannten Störerd audzumitteln, und ben turbatum 
im. den Stand zu feßen, daß er fein Recht gegen dieſen verfol: 
gen koͤnne.“ Das Landredht flellte dann aber ($. 413.) fol 
gende Definition auf: „Pfändung heißt .die eigenmächtige Be: 
fignahme einer - fremden Sache in. der Abfiht, fich dadurch 
ben Erfag eines zugefügten Schadens zu verfichern oder Fünftige 
Schadenszufügungen und Beeinträchtigungen feines Rechtes ab= 
zuwenden.” Es unterfcheidet fich diefes von dem Entwinf aber 
im. Wefentlihen nur dadurch, daß hier die. Erlangung eines 
Schadenserſatzes als erfter, die Abwendung Fünftiger Beeinträc« 
- tigungen als der zweite Zwed aufgeftellt ift, in welcher Umiftel: 
lung man freilich eine Annäherung an die urfprüngliche Bedeu: 
sung des Pfändungsrechtes finden konnte, ohne daß man aber 
boch recht fieht, welchen Einfluß auf die Redaction dieſes $., 
die mir wenigftens, fo wie fie vorliegt, nicht recht verfländliche 


©. 435. . 


x 


177) Bornemann ſyſtem. Darftelung des Preuß. Civilrechts Bd. 1. 
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Erinnerung von Suarez gehabt hat 178). Es iſt dieſe aber ' 
um fo wichtiger geworden, wenn fie die folgenden $$.,. worin 
dem Pfändungsrechte beftimmtere, engere Graͤnzen angewie 
fen werden, veranlaßt haben ſollte. Diefe erklären nämlich 
($. 414.): „Pfändungen find ald ein Act der Privatgewalt nur 
alsdann zuläffig, wenn: ohne diefelben der Zwed der Sicherftel: 
lung eine ſchon erlittenen Schadens oder der Abwendung noch 
bevorftehender Beeinträchtigung durch richterliche Hülfe nicht er: 
langt werden kann. ($. 415.) Sie finden alfo nur ſtatt, wenn 
der Beſchaͤdiger oder Stoͤrer unbekannt, unſicher oder ein Frem⸗ 
der iſt, der innerhalb der Provinz nicht belangt werden Fann 179), 
($. 416.) Ferner alsdann, wenn die Pfändung das einzige Mits 
tet iſt, ſich den Beweid der gefchehenen Beeinträchtigung oder 
.. bed erlittenen Schadens zu verfihen.” Es ift beachtens: 
werth, daß dieſe letzteren Beichränfungen des Pfändungsrechtes 


178) Nach obiger Mittheilung monirte man nämlich gegen die Aus⸗ 
Dehnung des Pfündungsrechtes und wollte eine Beſchraͤnkung. Sun, 
rez trat diefem bedingt bei; alfo wollte er Die vorgefchlagene Be⸗ 

ſchraͤnkung nicht ganz geftatten; aber feine Bedingung feheint ſelbſt 
nue eine noch weitergehende Neftriction zu enthalten. — Auch Aus 
dere, fcheint es, - haben fich nicht recht darein und den Zuſammen⸗ 
bang mit dem Preuß. Landrecht finden koͤnnen. VBornemann 
meint, das Landrecht fage mit anderen Worten daffelbe wie der 
Entwurf, der in der Pfindung hauptſaͤchlich eine Vertheidis 
gung gegen kuͤnftige Eingriffe geſehen habe. Die Her⸗ 
ausgeber Wer Ergänzungen und Grläuterungen des 
Landrechts Bd. 1. ©. 486. fügen aber, daß die Belchränkung des 
Begriffs der Pfändungen nad Suarez, wonad fie zur Side» 
rung des Schadenserfages dienen follten, in das Landrecht 
aufgenommen ſei, zeiben daffelbe aber zugleich ber Snconfequenz, 
was man weiter dort nachfehen muß. 


179) Hier glaubt man faft eine wörtliche Uebertragung aus Leyser 
medd. CX1. 8.1. wieder zu finden: si is, qui damnum patitur, 
alia ratione restitutionem ejus consequi noh possit, e. g. si do- 

minum pecoris, quod damnum dedit, ignoret vel si: is de fuga 
suspectus, aut in aliam remotiorem provinciam,, in quam perse- 
cutio difficilis, abire paratus est. Levfer. giebt diefes als die Be⸗ 
dingungen an, unter welchen ſchon nach rom. Recht eine Pfändung 
für zuläffig erachtet werden müßte, giebt aber zu, daß nach deut⸗ 
ſchem Recht, wenigftens bei der Shierpfändung, das Recht went 
ger befchränte fei. 


German, Zeit ſchrift. 1839. 18 Heft, 17 
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im Landrecht, welche das leitente Princip flr die ganze Lehre 
enthalten, bei den Verhandlungen, welche durch die projectirte 
Abfaffung von Provinzialgefeßbüchern veranlaßt worden find, 
insbefondere Widerfpruch erregt haben. Worzüglid haben fich 
darüber die fläntifchen Deputirten der Altmark auf eine beach- 
tenswerthe Weiſe ausgefprochen 180), Mit Unrecht, meinten fie, 
hätte das Landreht dem Pfändungsinftitut feinen althergebrach- 
ten Charafter als allgemein erlaubte Rechtsmittel zum Schuß 
bed Eigenthbumsd genommen, und fie führen dann aus, wie Die 
Erfahrung lehre, daß durch Pfaͤndungen ohne richterlihe Hülfe, 
Zeitverluft und Koften‘, meift fchleunig Schatenserfag verlangt 
werde; wie die Beſchraͤnkung des Pfaͤndungsrechts, wie fie das 
Landrecht aufftelle, die Gontraventionen fehr vermehren würte. 
Wir wollen noch binzufegen, daß das Bedenken ber alten Surt: 
ſten, welches fo oft hervorgehoben wurde, e3 entflänten dadurd) 
leicht Privatfriege, wohl jet eben nicht von großem Gewidt 
erachtet werben möchte. Auch in den Entwürfen der Provinzial: 
rechte für das Herzogthum Magdeburg 18%), für die Kurmark 
Brandenburg 732), für dad Herzogthum Neu: Borpommern 182) 
bat man 88. aufgenommen, worin beſtimmi wird, daß Pfän: 


— — — — — — — 


180) A. W. Goͤtze Das Provinzial-Recht der Altmark nach feinem 
Standpunkt v. 1835. (Magdeb. 1836.) Erſter Theil ©. 104 ff. 
181) W. v. Klewiz das Provinzialrecht des Herzogthums Magde⸗ 
burg und ter Graſſchaft Mansfeld. Magdeb 4837. Th. 2. S. 6. 
8. 13. und Motive Th. 1. S. 41. Hier bemerft aber v. Klewiz, 
daß die ſtaͤndiſchen Deputirten bei fruͤheren Berathungen das 
Pfaͤndungsrecht noch weiter als das Landrecht beſchraͤnken wollten, 
fo-daß es gegen Juländer gar nicht ſtatt finden follte, weil es aus 
Zeiten. ſtammt, mo feine prompte zuverlaͤſſige Huͤlfe der Juſtiz zu 
erwarten war und man bei minderer Eultur noch nicht 
Begriffe daven hatte, wie viel fi mit der Zeder 

thun LAäßt!! Vivat die Acten! 

482) 6. Scholz das jegt beftchende Provinzialrcht der Kurmarf 
Brandenburg, Berlin 1834. In den Motiven 2. Abthlg. 1. Ih. 
©. 155. wird ausgeführt, wie die Beſtimmung des Landrechtes 
durchaus dem Maͤrkiſchen Landesgebrauch widerfpricht.. 

4183) Das Provinzialrecht des Herzogthbums Neu + Bor» 
yommern und des Fürſtenthums Rügen. Greiföwalde 1836. 
Th. 1. ©. 79. $. 251. und dazu die Wotive Ah. 2. ©. 253. 
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dungen auch gegen bekannte, fichere Perfonen, und ohne Rüd: 
ficht darauf, ob andere Beweismittel vorhanden feien, vorge: 
nommen werden fünnten. 


b. Die jegt geltenden Rebtögrundfäge. 
| J. 1. | 


In welchen Fällen findet das Pfändungsreht gemein: 
rechtlich ftatt? 


Allgemein ſteht es feit, daß die Pfändung theils eines zu— 


gefügten Schadens, theils einer Befisflörung wegen gefchehen 


fann. Das Nähere wird fich aber nun, nachdem wir und der 
leitenden Gedanken bemächtigt haben, am beften aus der Ent: 
wicelung der einzelnen Nechtögrundfäge ergeben, Nach heutigem 
Rechte kann die Pfändung ſtatt finden; 

1. Wenn fremdes Vieh an Grundflüden, es ſeien Privat: 
ländereien oder Gemeindeland, Gärten, Aeder, Wiefen, Wald, 
fur; allem, was einen Ertrag giebt, der durch das eingedrun: 
gene Vieh möglichft verringert werden fann, Schaden angerich⸗ 
tet hat. Diefe Pfändung hat fih im Wefentlichen, fo wie fie 
fih in den älteften NRechtöquellen findet, unangefochten bis auf 
die neueite Zeit erhalten. Wiele Local: und Landedrechte erwaͤh⸗ 
nen nur dieſer Thierpfändung, und auch dad Deftreichifce 
Geſetzbuch, welches fih nicht nur durch feine Kürze, fondern 
auch durch fein engere Anfchließen an das ältere deutfche Necht . 
in diefer Materie von dem Preußifchen Landrecht auffallend un: 
terſcheidet, kennt Feine andere, - ES verordnet 184). 

„er auf feinem Grund und Boden fremdes Vieh antrifft, 
ift deswegen noch nicht berechtigt, es zu tödten Er 
kann’ ed durch paffende Gewalt verjagen oder, wenn er dadurch 
Schaden gelitten hat, das Recht der Privatpfändung über fo 
viele Stuͤcke ausüben, ald zu feiner Entfchädigung binreicht. 
Doch muß er binnen 8 Tagen ſich mit dem Eigenthümer abfin: 
den oder feine Klage vor den Richter bringen, widrigenfall8 aber 


* Das gepfändete Vieh zuruditellen. (8. 1322.) Das gepfändete 


184) Deftreichifches Geſetzbuch $. 1321. — Das im Zerte Mitges 
theilte ift Alles mas dag Geſetzbuch uber die Pfändung enthält, 
17 * 


x 
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Vieh muß auch zuridgeflellt werden, wenn der Eigenthlimer eine 
andere angemeffene Sicherheit leiftet.” Die Gefeße reden ge: 
wöhnlich nur von den hauptfächlichften zur Landwirthſchaft ge: 
hörigen Thieren, doch unterliegt ed wohl feinem Zweifel, daß 
die Pfändung auch gegen andere Shiergattungen geübt "werden 
fann. Der Zwed dieſes Pfandungsinftitutes ift namlich, auch 
einer - gewaltfamern Behandlung von fremden Thieren vorzubeu: 
gen, und daß dieſes nicht etwa eine nur veraltete" Anſchauung 
it, ergiebt z. B. das angeführte Deftreichifche Gefeß, welches 
feinen Beflimmungen über die Pfändung das Verbot der Toͤdtung 
oder eines folchen Austreibend, wodurch die Thiere leicht beſchaͤdigt 
werden Fönnten, voranftellt 185), Bei Thieren, die auf der einen 
Seite nicht für den landwirthfchaftlichen Betrieb die Wichtigkeit 
haben, wie Zug:, Rind: und Schaafvieh, und bei denen auf 
der andern Seite durch Pfändung nicht fo leicht Erſatz für den 
Schaden, und dadurch auch mögliche Garantie für die Zukunft 
erreicht werden konnte, geftattete das ältere deutfche Recht 188) 


felbft Toͤdtung des fchadenden Viehes, welche Befugnig — ob⸗ 


wohl. fie fehon in dem Sachfenfpiegel und verwandten Rechts: 
quellen fo gut als aufgehoben war — doch noch in weit jün- 
geren und felbft noch geltenden Statuten und Geſetzen wieder: 
kehrt 187), Die Pfaͤndung iſt daher als ein geringeres Maaß 


185) S. auch Geldernſche Laudrecht v. 1619. Th. 2. Tit. 6. 8. 5. (in 
Maurenbrecher die Rheinpreußiſchen Landrechte Bd. 2. S. 662.) 
Die eenige Beesten vindt op syn Landt schade doende, die 
magh die selve schutten, ’t zy door hem selven oft door eenen 
geswooren schutter, sonder näachtans die doot te slaen, te 
questen, ofte te hrengen daer ’t selve by jemant. anders gedaen 
solde mogen werden etc. 

186) ©. oben Note 130 — 132. 

187) Geldernfhe Landrecht aa. O. n. 11. Gansen, Enden 
ende Houenderen op jemant Gras, beseit Land, oft in Gaerden 
gevonden, en hebben geenen vreede, maer mogen al- 
daer, nar dat der Eygenaer eens is gewaerschouwt, dootge- 
slagen werden, ende daer naer var het Landt oft uyt den Hoff 
geworpen, ofte aen eenen Tuyn ofte Boem gehangen worden, 
tot behoeve van den Eygenaer. Maurenbrecher bemerkt dazu 
(8. 665): Die Praxis ift nicht blos bei den genannten Thieren 
Stehen geblieben, fondern hat diefe Erlaubniß zu tödten auch auf 














Das Pfändungsreht. 2361 


von Gewalt anzufehen, deſſen Anwendung gegen alle fremde . 
fchadende Thiere flattnehmig ift 18%), Doch darf dabei nicht un- 
beachtet bleiben, daß die Pfändung nicht in einem Aneignen be: 
fteht, fondern zum Schadenserfaß von demjenigen, welder für 
die Thiere haften muß, führen fol; daraus beantwortet fich, 
ob jagdbare Thiere gepfändet werden koͤnnen. 

2. Wenn eine Perfon an ländlichen Grundflüden einen 
Schaden angerichtet hat. Es ift darunter aber nicht nur. (was 


anderes Geflügel, fogar auf andere der Eultur fchädliche Thiere aus» 
ausgedehnt. Aehnliche Ausnahmen find bei der Jagd, wo die Hunde 
und Kugen, flatt gepfändet zu werden, getödtet werden dürfen. Dal. 
Jagdreglement v. 29. Juli 1719. — Dagegenift im Intereffe 
des füurftlihen und herrlihen Bergnugens der Jagd, 
dem Landmann, der wohl ein paar Gänfe eines andern 
Bauern todtfchlagen darf, das Tödten von jagdbaren: 
Thieren zum Schus& der Felder oft ausdrudlich ver» 
boten! Die Befugniß, Geflügel, welches Schaden gethan bat, 
zu tödten, wird durch die Mechtöparömie ausgedrückt: „Gaͤnſe 
bezahlen mit dem Kopf.” Das Urtheil des Kurfürftl. Bran⸗ 
denb, Kammergerichtö, weldye8 Stryck l.c. $. 4. $. 30. anführt, 
fteht dem nicht entgegen, in fo fern e8 „das Haufenweife uns 
nachbarliche Zodtfchießenlaffen der Gänfe” für Zıevel erklärt; 
ſchon nad) den älteften deutfchen Nechtöquellen war nur die Zodtung 
von einem oder dem andern Stuͤck Vieh in ſolchem Fal geitattet.. 
Manche diefer Quellen fordern auch noch, daB eine Warnung vors 
bergegangen fei, und unter diefer Bedingung hielt auch Stryck 
($. 31.) das Toͤdten ſolcher Thiere für zuläffig, dem Kreitt⸗ 
mayr a. a. D. N, 5. ©. 1275. folgt. Auch in dem Hadeler Land» 
techt Il. 22. b. Puffendorf Observ. App. 1. 25. heißt ed: Da 
aber einer feinem Nachbar an feinem Korn oder Sandt durch Gänfe, 
Uendten oder Hüner, die man nicht pfünden kann, Schaden 
thun wurde und der Mann diefelbe durch feine Hunde hegen oder 
. fonft todtfchlagen würde, da er diefelbige feinem Nachbaren auf ſei⸗ 
nen Ader wirft oder zuftellen läßt, hat er daran nicht gebrochen. 
Seind es aber Pferde, Ochfen, Kühe, Schweine, Kälber oder 
Schafe, fol Vieh fol nit gefhlagen, ſondern angehals 
ten und gepfändet werden. — Auch im Preußiſchen Landrecht 
1. 9. $. 189. hat noch das Recht erhalten, Enten, die ſich zum 
Schaden der Zifcherei auf Privatflüffen und Zeichen a, ,zu 
toͤdten. 
188) Auch Bienen können gepfaͤndet werden; ſ. Feldmann de incl. 
animal. PORT 8.15. 2.18. Leyser medd. CXL 8.3 
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als das Gemöhnlichite meiftentheils beifpieläweife angeführt wird) 
das Reiten, Fahren über gebautes Land u. dgl., alfo Schaden 
durch Berderben, fondern audy durch widerrechtliche Aneignung 
zu verftehen. Es beruht dieſes auf einer im aͤltern deutſchen 
Recht begründeten Gleichſtellung 189), worüber an einem andern 
Drte ausführlicher gehandelt werden fol. 


3. Durch die Deutung, welche die Juriften dem Pfaͤn⸗ 
dungsrecht gegeben haben, ift_ganz allgemein der Grundfaß herr: 
[hend geworben, Daß dafjelbe auch, ohne daß ein Schaden zu: 
gefügt und ein gegenwärtiger Mechtsanfpruch bereit erwachfen 
fei, geübt werden koͤnne. Eine allgemeine Praris, die um fü 
leichter entjtehen Fonnte, als man diejelbe im Weſen des deut: 
fhen Rechtes wohl begründet hielt, hat fich dafür gebildet, und 
es hat, der Sag auch feinen Weg In neueren Gefeßgebungen ge: 
funden. Die Pfändung wegen Belisflörungen,. d. h. um bie 
Rechtönachtheile prajudicirliher Handlungen abzuwenden, Tann 
aber zum Schuge aller an einem Grundftüde zuftehender Rechte 
gebt werden, wobei ed gleichgültig .erfcheint, ob dem Berech: 
tigten eine possessio corporis oder juris zugefchrieben werden 
muß. . E5 dürfte dafür vielleicht auch anzuführen fein, daß 
deutſche Statuten, welche die Pfändung wegen Schuld u. dgl. 
(alfo aus fremder Were) für unzuläffig hielten, doch Diefelbe 
— 4 

189) In den Statuten der Stadt Blankenburg v. 1594. Feldſchaͤden 
u. ſ. w. $.1. (b. Walch verm. Beite. Bd. 5, ©. 190.) ift dieſe Als 
tere deutſche Anficht noch deutlich ausgefprochen:. Welcher dem ans 
dern zu Felde oder vermachten Gärten an Früchten, wie die Nah⸗ 
men haben mögen, bei lichten Tage Schaden zufügt oder dies 
felben Fruͤchte entwendet, der fol foldyes mit fünf. Schill. 
verbüßen, und den Schaden nad Erkänntniß gelten, gefchieht es 
aber bei Nacht, der wird am Leibe beftraft. . 8.2, Wir dem ans 
dern an Zaͤunen, Weinpfahlen, Hopffgaͤrten, Hopffitangen, Fech⸗ 
ſern, Satzweyden, fruchtbaren Baumen oder andern Schaden zus 
fügt oder entwendet, der fol folches mit einem Gulden ver 
bußen und den Schaden nad Erkaͤnntniß tragen und gelten. — 

Bon der dabei flattnehmigen Pfändung ift 8. 5. 6. die Nede. Was 

hier von eigentlichem Zeldfchaden gefagt, gilt auch von Jagd, Fir 

ſcherei u. ſ. w. Bol. aud wege Lehrb. des Criminalrechts 

8.513. 522. 628. 
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dem Nontengläubiger, den nur eine Rentengewere zufland, ge: 
- flatteten. — Doc möchte eine Ausdehnung des Pfänbungs- 
rechtes, wie fie fich bei dlteren Zuriften findet, um dadurch fich 
in einer angeblichen quasi - possessio von Rechten zu behaupten, 
die weder als Audflüffe ded Eigenthums noch als jura in re 
aliena zu betrachten find, fehr bedenklich fein. Das Pfän- 
Dungsrecht namlich, mit welchem wir es bier zu thun haben,. 
welches fich aus dem Pfändungsrecht überhaupt heraus oder wohl 
nur neben demſelben fehon in fruͤheſter Zeit, ald ein Juſtitut 
zur Beſchraͤnkung der Gewaltthat und Rache, aber auch zum 
Schuß der an landwirthfchaftlichen Grundftücden zuftehenden und 
auszuubenden Rechte gebildet hat, kann nicht, ohne feinen gan= 
zen Charakter aufzugeben, dahin erweitert werden, daß es als 
ein Schugmittel des Beſitzſtandes überhaupt erfcheint, und alfo 
etwa um Gewerbd:, Bannrechte geltend zu machen, geübt wers 
den koͤnnte. Die Rechtölehrer der Jetztzeit haben, ohne fich 
ausdrücklich darüber auszufprechen, durchgängig jene Anficht 
aufgegeben, inden fie dad gemeinrechtliche Pfändungsrecht als 
in unzertrennlicher Verbindung mit Rechten am Grund und 
Boden ftehend betrachten. Auch das Preußifche Landrecht Eennt. 
eine folche Ausdehnung des Pfandungsrechtes nicht. Wo eine 
ſolche gerechtfertigt werden fol, kann fie nicht aus dem lands 
wirthfchaftlichen Pfaͤndungsrecht, wie wir ed bier nennen Fön: 
nen, welches fich allein als gemeinrechtliches Inſtitut erhalten 
hat, abgeleitet werden, fondern es muß dieſelbe ‚befonderd be: 
gründet werden; ſei es auf eine weitere Erhaltung von Re: 
ften de3 Pfändungsrechtes, ald eined allgemeineren Snftitutes zur 
Ausuͤbung und Verfolgung zuftehender Rechte, fei es auf befonz 
dere gefegliche Beſtimmung oder eine entfchiedene Praris, wel: 
che fich für die von Suriften aufgeftellte Theorie des Pfaͤndungs— 
vechted als Mittel zur Erhaltung des Beſitzſtandes gebildet hat. 
Eine gewifle legale Sanction hatte indeß zur Zeit der beftehen- 
den Reichöverfaffung, die Erweiterung jenes ſtets als zuläffig an- 
gefehenen, landwirthſchaftlichen Pfändungsrechtes dadurch erlangt, 
daß die Reichsgeſetze es als ein Mittel vorausfegen, wodurch 
Reichdunmittelbare fich nicht nur in der Ausübung grundherr: 
licher Rechte in dem Umfang einer fremden Surisviction, fon: 
dern auch in dem Beſitz von Hoheitörechten erhalten, und Ein 
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griffe dagegen abwenden konnten 19), Man koͤnnte daher, was 
hier nur angedeutet werden ſoll, allerdings wohl noch die Frage 
aufwerfen, in wie weit ein Pfaͤndungsrecht unter Mitgliedern des 
deutſchen Bundes und beſonders aber unter Subjtcirten ſtatt fin⸗ 
den könnte? Daß „Streitigkeiten unter‘ Bundeögliedern nicht 
mit Gewalt verfolgt werben koͤnnen“, fteht der Pfändung wohl . 
nicht unbedingt entgegen, denn biefelbe fol ja nur ein Mittel 
fein, einen WBergleich herbeizuführen oder die Rechtsverfolgung 
zu erleichtern. Daß die durch die Reichsgeſetze aufgeftelten, auf 
die Neichögerichte. und den Reichöproceß fich beziehenden Bor: 
fhriften, welche dad Pfändungsrecht unter Unmittelbaren nor: 
mitt haben, theilmweife nicht mehr zur Anwendung kommen können, 
kann auch nicht den. Untergang des nicht durch die Reichsgeſetze 
esft gefchaffenen, fondern nur als. beftehend. anerfannten, be: 

fehranften und geregelten Anftituts "bewirken. 
2 | = 

‚Wer Tann pfänden? 


Schon ältere Suriften ftelen die Negel auf, daß derjenige 
zur Ausuͤbung der Pfändung berechtigt fei, der entweder von dem 
Schaden betroffen worden, oder deffen Recht bedroht wird 191), 
Daher kann auch demjenigen, welcher nur ein perfönliches Necht 
hat, wie der Pächter, "die Befugniß wegen Schadens zu pfäns 
den nicht abgefprochen werden 39%), Zu enge ift Mittermaier's 


190) Davon handelt Gail's angeführte Abhandlung de pignoratione. 
Bol. Gerſtlacher's Handb. d. Neihögef. Bd. X. S. 2370 — 2436. 
191) Stryck 1.c. hat die Regeln (c. 2. $. 22.): Cuicunque pigno- 
' ratio ex moribus non est interdicta, illi censetur esse concessa, 
uund 8.57. Omnem illum ad quem damnum datum spectat, pi- 
gnorando damnum a se avertere posse. Krefttmayr a. a. O. 
N. 3. ©. 1271. „den der zugefügte Schaden oder das Präjudiz 
trifft.” _ 

192) Richtiger fagt aber Phillips D. Privatrecht Bd. 1. ©. All. 
„Daß die Pfändung auf dem Grumd und Boden vorgenommen wer⸗ 
den muß, auf welchem der Pfändende diejenigen Rechte 
aus uͤbt, in denen er befchädigt oder präjudicirt if.” Die Anficht 
mancher Anderen Laßt fich oft nicht beftimmt annehmen, weil man 
nicht weiß, was fie mit dem Ausdruck Befig bezeichnen wollen. 
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Definition des Pfandungsrechtes, indem er es als eine dem Ei⸗ 
genthuͤmer zuſtehende Befugniß bezeichnet 103). Es duͤrfte ſich 
auch wohl kein erhebliches Bedenken der Anſicht der aͤlteren 
Praktiker entgegenſtellen, daß die Pfaͤndung ſelbſt gegen den Ei⸗ 
genthuͤmer des Grundſtuͤckes geuͤbt werden kann, ſo fern die 
übrigen Bedingungen der Pfaͤndungen vorhanden ſind 19%), Um⸗ 
gekehrt hat man aber auch angenommen, daß der Eigenthü: 
mer den Servitutenberedhtigten pfänden kann, wenn er bie Graͤn⸗ 
zen feines Rechtes überfchreitet, z. B. eine zu große Zahl Vieh 
oder krankes Vieh auftreibt, oder zu untechter Zeit der Weide 
gebrauchen will 195), — Schon in den älteften Rechtsquellen, 
namentlich in den ſkandinaviſchen, finden ſich Spuren 106), daß 
auf Gemeindeland einem jeden Miteigenthuͤmer das Pfaͤndungs⸗ 
recht zuſtand, und zwar ſcheint dieſes nicht nur gegen Fremde, 
ſondern eben ſo gegen Genoſſen ſtatt gefunden zu haben, wenn 
ſie ſich nicht innerhalb der Schranken, welche fuͤr die Nutzung 
des Gemeingutes geſetzt waren, hielten. Da in Gemeindes und 
Markordnungen die Benußung- des Gemeindeguted geordnet, für 
die Uebertretung Strafen und Bußen gedroht waren, fo fland 
der Gemeinde vermöge einer Gerichtöbarkeit, wie fie früher 
jede Genoffenfchaft hatte, auch die Pfändung für die Bußen, 
nicht blos auf frifcher That, fondern nad) gefprochenem Urtheil, 
aus der Mere des Buß = oder Bruchfälligen zu. Bis in die 
fpätere Zeit, nachdem die Selbftfländigkeit der Genoffenfchaften - 
überhaupt erlofchen war, die Gemeinde als folche Feine Gerichts- 
barkeit mehr hatte, haben fich Reſte davon erhalten 297), Die 


193) Sehr ausführlich beantwortet Stryck (c. 2. 8.23 sqgq.) die ſich 
geftellten Fragen: wer zu pfänden befugt: der Grundherr? auch 
‚sin Pupill oder Minderjähriger? der Vaſall? Emphyteute? Nugr 
niefer? Pächter? — 

194) ©. Stryck l. c. 8.72 sgq.. Cramer Observ. jur. univ. 

obs. 87. und bef. auh Kreitt mayr a. a. D. ©. 1272. 

195) Feldmann de incl. animal. 0.13. Leyser medd. CXI. 
$.4 Hommel de custod. animal. c. VI. 8. 3. 

196) ©. Rote 160. 

197) Spangenberg zu Strubens rechtl. Bid. Bd. 3. &. 305. 
bemerkt auch unter Berweifung auf Ram dohr's juriſt. Erfahrun- 
gen Th. 3. ©. 473., daß das OAG. zu Celle angenommen babe, 
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Juriſten fahen diefelben, wo fie ihnen begegneten, ald eine von 
allen Regeln abweichende, durch Privilegien oder Werjährung 
rechtlich zu begründende Befugniß an. Struben äußert dar: 
über einmal Solgendes 198): - „ Man erlaube vielfältig den Land: 
leuten in einigen Fällen, denjenigen, fo etwas Strafbared be: 
gehet, auszupfänden und zu. beftrafen, welcdes Bauer: 
führe oder Bauerrecht genannt wird. Deöwegen hat die Königl, 
Hannoͤverſche Juſtizcanzlei 1773 die Gemelnde Silinhaufen — 
daß fie von undenflihen Jahren die Holzverbrechen ſtraft und 
die Wrugen gehalten hat — zum Beweiſe zugelaffen.: Sm ge: 
genwärtigen Fall waren mehrere Gründe vorhanden, warum fol 
ches gefchehen müflen.” — „Die Celliſche Polizetordnung von 
1618 — darin ift nur verfehen, (c.12. 8.3.) — daß an - ver 
fhietenen Orten die Tuchten 199) um etlihe Sachen Willen 
unter fich felbit Pfändung zu thun und zu firafen pfle 
gen. — Es leidet alfo keinen Zweifel, daß ein Recht zu pfän: 


ben und zu flrafen, wenn es gleich nicht auf frifcher That ge⸗ 


ſchieht, per praescriptionem immemorialem erlangt werben 
kann“ 200). Dieſes Pfändungsrecht hat eigentlid mit dem unſri— 


daß die Intereffenten einer Gemeinheit das Recht, auf friſcher 
That zu pfänden, nicht nachzuweiſen brauchten. 
188) Struben rechtl. Bedenk. R. 674. b. Spangenberg Bd. 3. 

©. 307. 

199) Es wird bemerkt, daß Tuchten (prohitas) nach mann & 
Gloſſar die ehrlichen Keute bezeichnet. 

200) Auf folche gemeindesgerichtlicye Pfaͤndung ift eine Braunſchwei⸗ 
gifhe Verordnung vom 31. Det. 1747. (f. Scholz Schaͤfereirecht 
©. 270) zu beziehen: „Die bei vielen Gemeinden einzeriſſene boͤſe 


Gewohnheit, Daß fie bei verrichteten Pfändungen,- ſo⸗— 


fort auf Kojten der Gepfändeten, eine Tonne oder 
halbes Faß Bier, auch wohlein Mehreres nertrinfen, 
und mit foiher Strafe Bauerföhren verlangt, fol als ein 
unvernünftiger Mißbrauch nicht geduldet und nachdruͤcklich beftraft 
werden.” Bol. Grimm's RA. ©. 871. Wozu noch zu bemerken: 
Geringe Strafen und Brüche wurden oft gleich vertrunten, ©. Sp. 
III. 64. $. 14 , und daher denn oft gleich in Wein oder Bier anges 
[hingen In jener Verordnung wird aber auf einen Gebrauch hin⸗ 
gedeutet, wonach, wenn die Rügen und Pfändungen- gefchehen war 
ven, nun auch auf Koften ber BE cin Gelage ade 
wurde. 
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gen nichtd zu thun; näher verwandt tft diefem aber, wenn bei 
einer Marfgenoffenfchaft oder fonft zur gemeinen Benutzung lier 
genden Wald, das Recht über die gehörige Benugung des Waldes 
zu wachen, auf einen Holzgreven, Markrichter oder dgl. überge: 
gangen ift, und ihm nur allein dad Recht zufteht, die, welche 
frevelnd im Wald betroffen werden, zu pfänden, um die Sache 
dann vor dad Märker: oder Holtthing zu bringen 29), — "Die 
Pfändung kann nicht nur durch den Eigenthümer oder Berech⸗ 
tigten felbft, fondern unſtreitig auch durch feine Leute und Ge: 
finde gefchehen, zu deren eigentlicher Dienftpflicht es mit gehoͤ⸗ 
ven kann. Bon den Gemeinden pflegten auch wohl zum Bewa⸗ 
en nicht nur der Gemeinde:, fondern auch aller Privatlände: 
reien befondere Perfonen beftelt zu werden. (Flur-, Feldſchuͤtzen, 
Slurhüter) 202), zu deren eigentlichen Amtöpflicht ed gehört, Die, 
welche daſelbſt frevelnd betroffen worden, fo wie Vieh zu pfän: 
den 20%), daher fie wohl auch Pfänder genannt werden 29), 
201) Puffendorf de jurisd. Germ. P. III. 8. 1. c. 2. $. 6. p. 642., 
wo aus einem Neceß zwifchen Herzog Er von Braunfchweig und 
Georg v. Heimbrod v. 3. 1528 angeführt ift: Zum beitten fol _ 
Georg von Heimbruch auf dem Zodte und funft des Stift Holzun- 
gen nach feiner Gerechtigkeit, wen er auf dem Holze betrett oder 
die Holzfchworen wrogen, pfanden, und fo die nicht willen, wie 
ſichs gebührt machen will, fol Georg die Pfande auf dem Meiger 
hoff zu Boſtede bringen, und die Pfandunge vor dem Holtzunge 
verfolgen „ſo daß dafjelbft Davor Abtracht und Wille gemacht merbe. 
202) Hagemann Landwirthſchaftsr. $. 15. a. E. 
203) Statuten d. Stadt Ilm v. 1596. c.8. 8.5. b. Wald VBeitr. 
Bd. 5. ©. 133. „Alles ‚ wa8 der Fluhr⸗Schuͤtze ſchadhafft befindet, 
es fei in unferd Gnaͤdigen Grafen oder der Bürger Guter, das ſoll 
ee pfaͤnden, und die Pfande auf das Rathhaus antworten.” Bol. 
$.3. daf. Stat. Goetting. a. 1354. b. Puffendorf Observ. 
T. 11l. App. p. 195. unde det mach panden de burmester eder de 
veitwarde eder de stadtknecht eder des dat land is. 
204) Braunſchw. allg. Landesordnung v. 7. März 1647. Art. 65. (bei 
Scholz Scäfereireht S. 269.3: Gin jedes Dorf fol gleicher Ges 
ſtalt einen, zweien oder drei Pfander nach Gelegenheit und Roth» 
‚durft der Feldmark zu beftellen, und voor dem Amte oder Berichte» 
herrn alle Jaare beaidigen zu laffen fehuldig fein. Welche Tages und 
Nachts dahin fehen follen, Damit mimand auf Aekkern, Wiſen, oder 
andern Orten Schaden. geſchehe: Weſſen Vyh betreten wisd, das fol 


268 Wilde: 


Diefe find dann wieberum verantwortlih, wenn fie babei 
etwas von ihrer Pflicht verabfaumen. — Die Korftbebienten 
pflegten gleichfalls zum Pfänden befugt und verpflichtet zu 
fein 205), Aus den Grundfägen von der negotiorum gestio ha: 
ben ältere Suriften dann ableiten wollen, daß jeder Dritte im 
Intereffe eines Andern Pfändungen vornehmen koͤnne 206), Al: 
fein die deutfchen Nechtöquellen enthalten, fo weit fie mir be- 
kannt geworden, durchaus nichtö, woraus fich eine folche Be: 
fugniß ableiten ließe 207), und fo halte ich es fehr bedenklich, 
die allgemeinen Grundſaͤtze des römifchen Rechts auf eine nur 
dem beutfchen Recht befannte, außerordentliche Weife der 
Geltendmachung feiner Rechte anzuwenden. Man hat als Schat: 
tenfeite des Pfändungdinftitutes immer hervorgehoben, - daß «3 
leicht zu thätlichen Streitigkeiten Weranlaffung giebt; bei Pfäns 
dungen durch Dritte, nicht Betheiligte, würde dieſes in noch: 
größerm Maaße der Fall fein. Es dürfte daher wohl als ein in 
dem Geifte des Snftitutes begründeter Grundfab angenommen 
werden koͤnnen, daß nur diejenigen Perfonen zur Pfändung 


one Unterfchied bis zur Erftattung des Schadens und Erlegung 3 fl. 
Strafe dem Gerichte nebenft dem Pfandgelde, fo der Pfander von 
jeglichem Stuck haben foll, in den Pfandftall getrieben werden. 

205) Herzogl. Braunfhw. Verordn. v. 5. Mai 1815, das in Forft- 
ſtrafſachen zu beobachtende Verfahren betreffund, 8. 4. (b. Scholz 
0.0.0. ©. 270.): Die FZorftbedienten find befugt, fich der Frevels 
werkzeuge, der Uerte, Saͤgen, Beile u. dgl. zu bemächtigen, auch 
bei Hude-Wrogen die. Pferde, Kühe, Schafe u. f. w. zu pfänden. 

206) Stryck l.c. c.2. 8.61. 62. Kreittmayr a. a. O. RA. 
©. 1272. 


"207) Diefe Anſicht läßt ſich aber auch nicht blos durch das Schweis . 
gen der deutfchen Rechtöquellen, fondern auch durch eine pofitive 
Beftimmung einigermaßen unterftügen. In einem Artikel des Rechts» 
buches nad) Diſtinctionen CII, 4. Diſt. 7.), der die Beftimmung des 
Goslarſchen Stadtrecht Ci. oben Note 92.) noch genauer feftfegt, 
wird bei der Pfändung wegen Zinfes feftgefest, dog dazu nur be 
fugt fei: der Herr. oder Fein Gefinde — (von einem Zins⸗ 
meifter veden andere Nechtöquelen) — oder im Kalle der Abwes 
ſenheit oder Siechthums des Herren „einer feiner Freunde, 
den er dazu in Gegenwart von zwei Schöppen oder 
Biedermänner Die Macht gegeben-hat.” 
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Namens eines andern befugt ſind, welche dazu eine beſondere 
oder in dem Dienft: und Amtsverhaͤltniß begründete Vollmacht 
haben. 


d. 3, 
Wodurch wird die Zuläffigkeit der Pfändung bedingt? 


Bei der Pfändung ift, damit fie als gerechtfertigt erfcheint, 
vorauszufegen: 

1, Ein rechtliches Intereffe von Seiten desjenigen, der 
die Pfändung vornehmen wil. Es muß ihm daher ein Scha: 
den zugefügt, oder durch eine prajudicirliche Handlung 
eines feiner Rechte wirklich bedroht fein.- Wenn es daher bei 
Mittermaier 208) heißt: „dieſes Recht findet flatt bei Be— 
fhadigungen von Grundftüden durch Thiere oder Anmaßungen 
von Perfonen, Rechte auf fremden Grundſtuͤcken auszuüben oder 
folhe ohne Rechte zu betreten, 3. B. bei eingefäeten Fluren“; 
fo möchte daS leßtere ald nicht klar ausgebrüdt erfcheinen. Die 
Anmaßung, ein Grundſtuͤck betreten zu dürfen, d. h. in fo 
fern dadurch ein Necht als beftehend angedeutet wird oder er 
worben werden fol, ift, ſeitdem bie Pfändung ein Mittel zum 
Schuß des Befißed geworden ift, ein: Grund zur Pfändung; 
das Betreten befaeter Fluren fallt aber unter den Gefichtd- 
punft der Schadenszufügung Wo aber weder ein Schaden ge: 
ſchehen ift, noch eine Rechtsanmaßung ftatt findet, kann gemein: 
rechtlih dad Betreten fremder Grundftüde nicht als Pfän- 
dungsgrund gelten. Es ift in einem folchen Sal eine Pfändung 
überhaupt nur möglich, wenn entweder ein Pfändungsgeld, als 
Neft der alten Buße, für das widerrechtliche Eingehen noch 
vorfömmt 209) (was aber durchaus nicht überall der Fall: ift), 
oder eine Strafe durch dad Gefeß oder Polizeiverordnungen da: 
für feftgefegt if. In dieſem legtern Fall kann aber vermöge 
Gefege oder Herkommens wohl noch ein Pfaͤndungsrecht vorkom⸗ 
men 210), Sm Sachfenfpiegel findet die Pfändung flatt, wenn 


. 208) Mittermaier Deutfch. Privatr. $. 152. 
209) ©. oben ©. 252. 
210) Dad Preuß. Landr. $. 417. beftimmt: Wegen blos verwirk, 
ter Strafen kann eine Privatperfon nur alsdann zur Pfandung 


x 
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man über einen beſtellten Ader fährt 211), aber fie ift uner- 
laubf, wenn jemand feinen Weg über einen unbeftellten Ader 
nimmt 212); offenbar weil dem Herrn deffelben dadurch Fein 
Schaden gefchieht und dad Fahren oder Geben über fremde 


Grundſtuͤcke an fich Fein Unrecht it. Die Gloffe macht hierzu 


aber fchon die Bemerkung: „Und vernimm diefes, fo fern fich 
ein Weg darüber gebühret. — — Schlüge aber oder führe einer 
einen neuen Weg, darum möchte man ihn wohl pfänden” 218), 
Mir fcheint die Gloffe, und das beftätigt ihr übriger Inhalt, 
mehr ſchon von einer römifchen als deutfchen Anficht ausgegan: 
gen zu fein. Bei den Suriften finden wir daher die Säße, daß 
man den Fuhrmann nicht pfänden mag, ber über fremden Ader 


‚fährt, „wenn derfelbe fo feſt gefrohren iſt, daß die Pferde nicht 


eintreten und der Wagen nicht einfchneiden Fann, und daß man 
eben fo ohne Gefahr der Pfändung fich der Hütung auf den 
Aeckern bei gefrohrner Saat wohl gebrauchen möge” 212), 

2. Die Pfandung kann wohl nur dann als geeignetes 
Mittel, fein Recht. geltend zu machen, betrachtet werden, wenn 
fie dem Pfändenven einen Vortheil gewährt, beftehe diefer in ei» 

fchreiten, wenn fie ein befonderes Intereffe Dabei, hat, daß durch 
Vollſtreckung der Strafe ihr Recht gegen kuͤnftige Beeinträchtiguns 
gen gefickert werde. 


211) ©. Sp. 11. 27. f. Ä . 
212) ©. Spy. U. 47. 8.5. Ungewunnen land sve dar over .veret, 
et ne si en geheget wese, die blift is ane wandel. — Rechtsb. 


n. Dift. I. 10. D. 10. Wer obir gewunen lant vert, der muz 
von yodeme rade sechs phenge geben, unde den schaden muz 
her irlegen. Verd her abır obir ungewunen land, des biybet 
her ane wandel, [uud] wo her dy wege myden muz [daz si 
alz hose sint] daz he dy hieht gefarn kau [dez blibit her ouch 
ane wandel]. Die eingefchloffenen Worte, welche den Sag deut- 
licher machen, find aus dem Gifenadger Rechtsbuch IH. 79. bei 

Ortloff ©. 725. 

- 213) pommel (de cust. et pign. anim. VI. 8. 3.) freut fich nicht 
wenig über dieſe Gloſſe, wodurch der Artikel des S. Sp. ſo be⸗ 
ſchraͤnkt wird, daß er num eigentlich gar nichts ſagt Cut fere nulla 
sit), und man nun Doch getroſt mehr nach c. 11. C. de servit. als 
nad) dem S. Sp. entfcheiden könne. - 

214) Stryck l.c. 0.3. $8.15—17. Kreittmayr R.3. ©. 1771. 
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ner für, die Forderung durch dad ergriffene Pfand erlangten Si: 
cherbeit oder einer Erleichterung des Beweifed. Wenn auch die 
Pfaͤndung im altern Rechte ald eine Befhrankung der Rache 
erſcheint, fo iſt fie doch zugleich eine proviforifche Setbfthülfe, 
deren Ausübung Wie die Rache, durch daS fubjective Sichver: 
lesthalten des Pfandenden mit beftlimmt wird 215),. Sie er: 
fchelnt in unferer ganzen Nechtöverfaflung um fo mehr ald ein 
außerordentliches Rechtömittel. Ich würde baher ganz dem 
Satze Kreittmayr's 1), „daß, wenn der Endzwed durch 
andere ordinari Mittel eben fo leicht erreicht wird, man dad 
extraordinarium anzugehen nicht nötbig hat”, vollfommen meine 
Zuftimmung geben, — denn auch nach Alterm deutfchen Rechte 
winde eine Pfändung mit begünftigt worden fein, wenn etwa 
ein angefeffener als ficher befannter Mann in Gegenwart von 
Zeugen verfprochen „hätte, den Schaden, den er eben anges 
richtet, nach der Taxation zu erfeßen, — wenn nicht dem 
Satze eine Bedeutung untergelegt wird, wobdurd das Pfän: 
Dungsrecht zugleich zu einen remcdium odiosum in jure nad 
der Anficht der älteren Zuriften gemacht wurde. Auf die neuere 
Geſetzgebung ift diefe Anficht der Juriſten nicht ohne Einfluß 
geblieben. Theilweiſe war dadurch die f. g. Pfändungs: Eon: 
ftitution in den Reichsgeſetzen hervorgerufen, und eben fo hat 
fie fich bei der Abfaffung des Baieriſchen, vorzüglich aber des 
Preußifchen Lantrechtes, wie oben bemerkt worden, geltend ge: 
macht; denn während jenes als Bedingung ſtellt, „daß der ges 
fchehene Schaden ohne vorzunehmende Pfändung fchwer zu be: 
weifen oder es dem Beichädigten fchwer fei, ſich zu erhos 
len“ AT), erfennt diefes eine Zuläffigkeit der Pfändung nur an, 
„wenn der Zwed derfelben durh richterlihe Hülfe 





215) Hommel de custodia anim. VIII. $.8. p. 36. bemirkt: Rara 
pignorationis species obvenit, quam re melius perspecta aliqua 
> ratione elaudicantem non cognoscas. Plus enim sibi indulgent 
privati, quam leges et finis pignorationis permittunt. Das mag 
freilich wohl oft der Fall fein. Nur darf man die Graͤnzen nicht 
fo enge ziehen wollen, wie Hommel oft u. X. 
216) Kreittmayr a. a. O. ©. 1771. 
217) Baier. Landrecht Th. II. c. 6. 8. 24. 
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nicht zu erreichen fei” u. ſ. w.219). Selbſt Hagemann 
fpricht die Anficht aus, daß eigenflich nur unter den von dem 
Preußifhen Geſetzbuch geftellten Bedingungen die Pfandungen 
zulaͤſſig fein follten 219), Noch in anderer Weife ift die Pfän- 
dungöbefugniß chen früher in Mecklenburg beſchraͤnkt worden 220), 
indem man fich anfänglih nur über den erlittenen Schaden be: 
fchweren und Erflattung begehren, aber erſt, wenn Diefes nicht 
geachtet wurde, die Pfändung des Viehes erlaubt fein follte. 


-Da5 Pfändungsrecht findet aber, wenn die fonftigen Be: 
dingungen der Zuläffigkeit vorhanden find, nicht ſtatt: 


a. Wenn der, welcher ſich beeinträchtigt halt und tes: 

Halb zur Pfändung fchreiten möchte, felbft in fo fern die Schuld 
trägt, als er nicht die von den Gefegen erforderlichen Vorſichts— 
maaßregeln beobachtet und bie gehörigen Anftalten zum Schuß 
feiner Befißungen getroffen bat. Wie weit die Pflicht des 
Grundbefigers hier geht, laͤßt ſich nur nach Landesbrauch und 
Geſetzen entfcheiden. Zwar gilt jeßt als gemeine Regel, daß 
„niemand gezwungen werben kann, feine Gelder, Wiefen, Weis 
ben, Gärten und andere Grundflüde zu umzaunen und zu be . 
friedigen, um fie gegen Befchädigungen der Menfchen und Thiere 
zu fichern, wenn ihm ſolches nicht gefällig iſt; denn ein jeder 
bat die Verbindlichkeit, fein zahmes Vieh in Obacht zu nehmen 
und den Schaden zu erfeßen, welchen vaffelbe durch verfäumte 
Auffiht und Nachläffigfeit des Herrn oder der Seinigen auf 
fremdem Eigenthume zugefügt hat” 221); allein die Grundfäge der 
altern deutfchen Landwirthfchafts- Polizei 222) fcheinen davon ehr 
:218) Preuß. Landrecht 1,14. 8. 444 — 416 f. ©. oben ©. 257. 
219) Hagemann Landwirthfchaftsr. $. 318. 
220) Medlend. 2. R. u. ©. O. P. II. T. 41. 8. 1. 
221) Hagemann Landwirthfchaftör. $. 165. ©. auch San = 
Zeitſchr. für Landwirthſchaftsr. Bd. 1. H. 1. (Gartenrecht) S 

Phillips Deutſch. Privatr. Bd. 1. ©. 411. „Keinesweges if 2 

aber erforderlich, daß der Beſitzer des Grundſtuͤckes ſolche Vorkeh⸗ 


"zungen getroffen haben mußte, welche das Vieh am Ueberſchreiten 
der Gränzen verhindert haben mwirden.” 


222) Die älteften germanifchen Volksrechte find reich an lendwirth⸗ 
ſchafts⸗ polizeilichen Vorſchriften, beſonders die ne 
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abweichend geweſen zu fein. Es war Pflicht, die Felder mit 
3äunen zu umgeben 2%3); wer es nicht that, hatte nicht nur 
den durch feine Vernachläffigung entflandenen Schaden zu tra: 
gen, fondern wurde auch feinen Nachbaren verantwortlich, und 
fonnte in Strafe genommen werden #4), Es findet ſich biefes 


Michelfen in feinem Auffag über das nordifche Armenrecht in d. 
Eranien f. deutfch Privatrecht hat einmal eine Zufammenftellung 
der in der Graugans insbefondere enthaltenen Vorfchriften verſpro⸗ 
hen. Mit Antom's verdienftlichem Werk fcheint der Gegenſtand 
ſelbſt vernachlaͤſſigt zu werden. 


223) GEs wäre zu unterſuchen, od dieſes in allen Gegenden der Fall 
war. Bei den Angelſachſen mußte jeder feine Felder umzaͤunen, 
wie aus den bereit oben angeführten Stellen (ſ. Note 124.) aus 
den Gefegen des Könige Ina c. 40. 42. hervorgeht. Die l. Sal. 
em. X. 11. und L. Rip. LXXII. $.1. — „in messe aliena vel 
in quacunque lihet. clausura”, — womit auch die Ueberfchrift bei» 
der Titel zu vergleichen, weifen auf etwas Aehnlicyes bin. Außer» 
dem find in den Bolksrechten viele Borfchriften uber die Einrich⸗ 
tung der Zäune und Bußfagungen für die Befchädigäng derfelben 
enthalten, woraus aber nicht folgt, daß die Felder und Miefen 
überhaupt umzäunt werden mußten. Doch enthält das Weſtgothi⸗ 
ſche Recht (VIII, 4, 28.) die Vorſchrift, da wenigftend die Grund» 
ftücde zu umzäunen, wo leicht eine Beſchaͤdigung derfelben möglich 
ift, fo daß man nur ımter Diefer Bedingung berechtigt war, Scha⸗ 
denserſatz zu fordern und daher Thiere zu pfänden. , Von den ſpaͤ⸗ 
- teren mittelalterigen Rechten weiß ich hier dad Rechtsbuch KR. Lud⸗ 
wigs v. Baiern c. 71. (b. v. Zreyberg Samml. Hift. Schrift. Bd. 4. 
©. 419.) anzuführen: Ez sullen auch all panzaeun "gezaeunt und _ 
gefridet sein an sant Jörgentag, swer dez nicht tuot, so mag 
fronbot in die lukken sitzen, und sol den nachgepawern darzuo 
‚ gebieten und sol dem zuo sprechen auf den ayt, wez die luk 
: sey und der sol dem fronbot swelf pfeuning geben, und sol im 
frenbot gebieten ze friden in acht tagen, taet er daz nicht und 
geschaech davon jJeman dhain schade us.w. Und das Rechtsb. 
nad Dift. II, 10,1. Wer sin lanth seth adder had beseth der 
sal by den strasszen unde wegen vorgraben unde vorczunen. 
Tud he. des nicht, unde geschet om schade von yemandes 
‚wegen, den musz her om haben; es wer denne, daz man von 
rechten ımuthwillen doruf trebe unde doruffe hutte , do mag her 
wol umbe pfenden unde dorumbe clagen. 


| 224) In der zweiten Bearbeitung des Weſtgothlaͤndiſchen Gefeges ift 
ein Wöfchnitt, der befonders vom Beldfchaden handelt: Utgiaerhae 
German. Zeitjärift,_1889. 18 Pf, 18 
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fhon in ben älteren flandinavifchen Nechten. Eine Folge davon 
war dann, daß, wenn dad Bieh einen Schaden in einem nicht 
umzaunten Grundſtuͤck anrichtete, der Wieheigner diefen nicht zu 
erfegen verpflichtet war, weshalb denn auch in diefem Kal Fein 
Hfandungsrecht flatt hatte 225), Dieſes beftimmt dann nament: 
ih auch noch das Geldernfche Landrecht 22%): „Als jemant 
selver oorsaeke tot schade van Beesten heeft gegeven by 
gebreke van syn Landt, behoorlyk bevrijdt oft aff ge- 
tuynt te hebben en maegh daer vor die Beesten niet 
schutten” u. f. w. In dem. Preußifchen Landrecht findet fich 
die Beltimmung, „daß wegen bloßen Webertretens des Viehes 
in ungefchloffenen Feldern unter -Nathbaren Feine Pfändung ftatt 
findet” 227), Das Geſetz kann fo für ſich allein betrachtet, viel: 
fach gedeutet werden. Es bat auch in der That Anftoß und 
Bedenken erregt *), Ich möchte es für einen Reſt des aͤltern 


bolk,-d. 1. Abfchnitt von den Zaͤunen, überfchrieben. Bis zum 
grünen Donnerötag mußte jeder feine Felder umzäunt haben. Die 
Groͤße der Buße richtete ſich mit nad) der Größe der gelaffenen 
Deffaung. Jeder Rachbar Tonnte Flagen und deshalb auch bedins 
gungsweife (f. oben ©. 267.) pfaͤnden. Im Uplandsgeſetz kommen 
die Nachbaren, deren Felder durch einen gemeinfcaftlichen Zaun 
umgeben find, von denen jeder feinen Theil unterhalten muß, uns 
ter dem Namen vaernae lagh (don vaern, defensio und lagh, 
gocietas) vor. Man wird dadurch an die Deichbände erinnert. 
Bol. auch JIyt. Low III. 57 —59. 

225) Westgöta L. II. fornaemix B. c. 35. (b. Schlyter p. 206.) 
Pfändet jemand eined Mannes Vieh in nit umzaͤuntem Felde 
(Takaer mapaer in manz fae at garhlöso), fo buͤße er vo 
16 Dertugher. i 

- 226) Geldern Landr. Th. 2. Tit. 6. 8.5. n.9. (b. Mauren 
brecher Rhein. Proviuzialrechte Bd. 2. ©. 664). Im Folgenden 
wird' dann auch von der Berantwortlichkeit der Rachbaren gehan⸗ 
delt. 

227) Preuß. Laudr. a. a. O. $ 428. 

228) Scholz 11. Schäfereirecht &. 263. bemerkt darüber: das Ges 
feg kann zu. Mifdeutungen führen: — „der Hirt muß aucd vor, 
den nicht eingehägten Feldern unter Umftänden (?) wehren: Auch 
ann das Uebertreten und Die Nachbarſchaft keinen Grund zum 

Nichtpfaͤnden an die Hand geben. Der im zeitigen Wehren nach⸗ 
läffige Hirt kann ſich eben fo wenig mit dem bloßen Uebertreten 
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ka Rechtes haften, des Sinnes: daß ein Nachbar nicht 
verantwortlich ſei, wenn er ſich Feiner groben Nachlaͤſſigkeit fchul: 
dig gemacht- und das Nachbarland nicht befriedet gewefen. Die 
fer Meinung bin ich aber um fo mehr, da bad Gefek aus einer 
Altern Quelle gefloffen iſt 2%), _ Dabei würde aber dann bie 
Pflicht oder doch die Sitte, fein Grundſtuͤck zu umzaͤunen, vor: 
auögefeßt werden, wie dad nicht mehr_der Fall iſt. Man hat 
dem Geſetz daher die Deutung gegeben, daß die Pfändung nicht 
ftatt finde wegen bloßen Hebertretend, d. h. wenn nicht zugleich 
ein Schaden gefhehen 23%, Mach gemeinem echt verfteht 
fich diefes von felbft, denn wofuͤr hätte gepfändet werden follen, 
da bier weder ein Schadenderfag noch Buße gefordert werden 
fonnte? Hagemann giebt die Worte des Landrechts als ge- 
—— Say 281). 


b. Genau verwandt mit Obigem iſt auch der Satz, der 
freilich heut zu Tage auch nur als particularrechtlich gelten kann: 
Daß Thierpfaͤndung -wegen Schadens nur in den geſchloſſenen 


Zeiten flatt findet 232), und alfo nicht zuläffig ift, wenn jemand 


auf einem zu fchonenden Ader entfchuldigen, als er bier, wenn 
Schaden efchehen oder zu fürchten ift (H, das Pfänden hindern 
kann.“ 

229) Kammer⸗G. O. v. 1. März 1709: Bel ungeſchloſſenen Feldern 
aber, da ein oder ein ander Stuͤck Bieh übergetreten, fol mit der 

. Pfändung unter Nachbarn nicht verfahren werden, dafern nicht ein 
Theil durch beftändigen Weberlauf oder Webertretung des Viehes ſich 

einiges Recht anmafen wollte. (Bol. Goͤtze Provinzialrecht der 
Altmark Th. 1. S. 113.) — Bier mag aber ſelbſt ſchon eine aͤltere 
Quelle im Sinn der Zeit gedeutet worden ſein. 

230) Berotdnung f. das Austreiben des Viehes u. ſ. w. für Oſt⸗ und 
Weſtpreußen v. 1. Mai 1803; für die Char» Neumarkt und — 
"mern v. 8. April 1806 (Ergänzungen des allg. Landrechtes Bo. 1 
S. 480.): Wenn übrigens das Vieh in ungefchloffenen Feldern uns 
ter Aufficht des Hirten blos übertritt, ohne Schaden zuzufügen, fol 
unter Nachbaren Feine Pfändung ſtait finden. — So auch G. F. 
Koch in der juriſt. Zeit. f. die Preuß. Staaten v. 1832. ©. 1119, 

231) Hagemaun a. a. D. $. 320. : 

232) Sunesen legg. Scaniae IX. 12. Non est totus annus anima- 
limm custodia deputatus. Verum illud tempus totum, yuod a Vi- 
gilia "Pentecostes inchoatur et in Vigilia St. Michaelis Pe 

18 * 


— 


236 Wilde: 
‚fein Getraide uber die Zeit. hinaus auf dem Felde ftehen laßt zn, 


Diefer Grundfag findet ſich auch in dem Sachfenfpiegel und ver- 
wandten Rechtsbuͤchern, nur mit der Verfchiedenheit, daß Fein 
beftimmter Termin angegeben ift, fondern nur gefagt wird, man 
önne wegen Feldſchadens nicht pfänden, wenn alle Uebrigen ihr 
Getraide eingefahren haben 2%), Es iſt diefes dann aud ih 
verwandte Nechtöbücher und noch geltende Statuten übergegan- 
gen 235), 


c. Denn Wege nicht die gehörige Breite haben, fo. tann 
der ausweichende Fuhrmann genoͤthigt fein, Das Getraide des 
anfloßenden Felded zu berühren, ohne daß ein Schadensanſpruch 
an ihn gemacht werden kann; Geſetze erklären in folchem Fall pie 


geli terminatur. Unde alio quocunque tempore si reperiantur 
in agris et pratis, non possunt animalia comprehendi, sed abs- 
que alia laesione depelli. 


233) Wendifh- Rugianifhe Landrecht (Zit. XVL)I c. 75. 
Veltschaden (bei Dreyer Monument. anec. p. 321.3: Im Für- 
stendiom Ruegen heflt et vele Zauckens, des Veldtschadens 
haluen, und men moth hir tweyerley ansehen. Thom Ersten, 
üat Veldtschaden steidt an van Philippi Jacoby vnd wahret alle 
tydt, dat mandt Korne im Felde hefft, all wehre dar ock’Korne 
beth Michaelis buthen. Thom anderen, so syndt alle Velde, 
Heyden, Weyden, Holte, Möhre undt Wischen, van Michae- 
lis wente Philippi und Jacobi freye, vtherhalven bethünde. Cop- 
pelen, stahnde Höw Wischen, Winter Sandt undt Holt laden, 
Woll nu pandet op Korne, in Wyschen van Philippi und Ja- 
cobi wente Michaelis, dieweile noch Korne edder Henw.. buten 
is, das moth de Pander dem Pandeden (?) synen Schaden up- 
richten, in sodaner Wahre, als dar ehme. Schade. inne ge- 

 scheen is. Es ift biefes noch in der ſpaͤtern Pommerfchen. Polizei 
ordnung betätigt und erft ducch Verordnung v. 20. April 1775 aufe 
gehoben. ©. Motive zum Entwurf des un Cangef. 
Note 163.) ©. 253 und 256, 

-234) ©. Sp. 11.48. $. 2. Let ein man sin korn ute' stan, — alle 
Kide ir korn inne hebbet, wert et eme gevret' oder Ketret man 
ne giltes ime nicht, — Rechtsb. Rn, Dif. 11, 10, 3. — „do mag 
her nicht umbe gephenden.” — Gifenad. Reste 72. 
b. Ortloff S. 721. | 

235) Giſenacher Statut. ZH. 3. art. 19. Bol. Sadıfe Serzogl. 
Saͤchſ. Privatrecht 8. 252. 
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Pfandung für unſtatthaft 236). Unfahrbarer Zuſtaud der Biegen) 
oder fonflige Verhinderung des Gebrauchs berfelben: hat diefelbe 
Folge 38). Ein Beifpiel für leßtered enthält Thon das Rechts⸗ 
buch nach Diftinctionen 239): „Eyn iczlich man sal sinen weg 
of om selver haben zcu sinen ackerı Haben lute eyne 
willeckor, daz sy eynen weg mit enander haben uf or 
beyder land glich, ab eyner sinen teyl in deme selben 
rechte wel verkouffen, verkouft auch eyner hinder ome by 
adder nebene eyme andern eyn stucke ackers, der des 
weges bedarf, den en mag her ome uf dea weg nicht 
vorkouffen ane dez willen des der weg .gemeine ist. Lest 
her ome nicht weges uf.daz stucke, so musz her on uf 
deme sinen lasszen. farn, es sy gewwunnen land adder 
nicht.” 


d. Bei mehreren Zuriften findet fi) noch ald Ausnahme: 
daß eine Pfändung nicht ftatt finden könne, wenn ein Reifender 


236) &. Sachfe Herzgl. Saͤchſ. Privatr. S. 252. Not. 8. Das f. g. 
Recht der Anwende, d. h. mit dem Pfluge auf. fremdem Zelde um⸗ 
zukehren, kommt als eine gefegliche deutſche Servitut, oder ald ein 
Rachbarrecht vor; f. Mittermaier deutſch. Private. IV. $. 167. 
Wo es ftatt finder, Tann natürlich von einer Pfändung nicht die 
Rede fein. 


237) Rechtsbuch nah Diftinctionen Il, 30, 10. Auch die 
Maͤrkiſche Zleden«, Dorf⸗, Aderordnung v. 1702. $. 33. erklärt, 
daß Feine Pfaͤndung erlaubt fei, wenn man über Weder führt, weil 
die Wege nicht gebeffert und paflabel fein.. In dem Entwurf eines 
‚Srovinzialgefegb. f. d. Herzogth. Magdeb. (f. Rote 181.) Motive 
©. 52. hat man es beibehalten, weil im Winter die Wege oft wirk⸗ 
lich nicht zu pafliven und. die Vorſchrift im praftifchen Gebrauch fel, 
Dagegen hat man im Entwurf für die Altmark S. 112. (Not. 180.) 
eben fo beftimmt diefe Vorſchrift für unpafiend erklärt, weil Noth⸗ 
fälle der Art jegt in der Regel nicht mehr vorlommen, und weil 
eine folche Erlaubniß leicht eine Menge fchwer zu ſchlichtender Strei⸗ 
tigkeiten veranlaßt. 


238) L. Wisig. vin, 4, 24. Si iter publicum are aut con- 
strictum sit, rumpenti sepem aut vallum nulla calumnia movea- 
tar. 


239) Rechtsb. n. Diſt. 11,10, 8. 


. 78 | Bilde: ' u 
feinem Werbe von fremdem Felde zu frefſen giebt: 9), weit bie 


fe3, wenn er nur nichtd von dem Getraide mit fich nimmt, er⸗ 
laubt geweien. Es beruht diefes auf ausdruͤcklichen Beftimmun⸗ 
gen in dem Bandfrieden K. Friedrichd I. 2*1) im Longebardiſchen 
Lehnzecht 21%), dem Sachfenfpiegel u. f. w. 23); aber diefe Ber 
flimmungen find nur ald Ergebniß eined allgemeinen Grundfage® 
des Altern deutfchen Mechtes zu betrachten, wonach es einen 
Wanderer und Reiſenden überhaupt geftattet war, von fremden 
Eigenthum fo viel ald die Noth gebot zu nehmen, ohne fich eis 
ned Diebſtahls oder einer Eigenthumsbeeinträchtigung ſchuldig zu 
machen. Bald wird es daher geflattet, drei Aepfel, drei Trau⸗ 
ben, eime Handvoll Nuͤſſe zu pfläden, um fie zu eſſen 244)y 
Holz zu hauen, um eine zerbrochene Wagenachſe u. dgl. zu er: 
feßen 295), den Pflug, die Egge wieder auözubeffern, Schlitten 
und Schiffe wieder in den Stand zu fegen 248), ein Teuer anzu: 


240) Hommell. c. p. 17. „in casu necessitatis eu transeun- 
’ tem in alieno agro pascere licet.” 


241) 8. Friedr. 1. Landfr. 8. 23. b. Sendenb. I. 9% 
242) L. Feudor. II, 27. 8. finalis. u 


243) ©. Sp. 11.68. Eine Reihe Weisthuͤmer führt noch an Grimm 
RA. ©. 400.. Bol. auh Eichhorn Nechtögefch. $. 298. — Jyt. 

- Low 1. 47. „dee Reifende, der feinem Pferde ein ‚oder zwei 
Garben giebt, ift nicht Dieb oder Räuber.” 111. 51. a. E. „dem 
weofahrenden Mann und dem Saft foll man nicht Weide weigern.” 
Dahle L. Thiuf, B. 8.17. „giebt der wegfabrende Mann fel- 
nem Pferde fo viel Heu, als es bedarf, fo ift er fachlos.” Mag. 
Lag. Gulath. piof. c. 11. p. 545. — Legg. Wisig. VIH, u 27.— 
Legg. Rotharis c. 368. 

244) L. Rotharis c. 301. — is usque tres (uvas) tulerit nulla 
sit ei culpa. Bol. Grimm NA. ©. 523 u. 554 — Außerdem 
no Gragas Landabrigd. c. 47. P. Il. p. 347. Ber oc savl eiga 
menn at eta, sem vilia at osekio i annars landi. 


245) Skäne L. X. 4. „Wenn jemand in einem gehegten Wald 
(häghnäde scoghe) eine Achſe bricht, mag er ſich eine Achfe hauen, 


ſo groß, als die gebrochene, und den Baum, den er dazu fällt, 


fol er nicht mit fortführen, oder 2 Unzen Buße bezahlen. 


246) Grimm RU. ©. 401. a. €. u. Gragas 1. c. c.35. P. I. F u 
Magnus L. Gulath. Landsl, c. 17. i. f. 2. 360. Dafelbft € 
p. 396. 
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machen 247): „Humanae societatis liberalitas quaedam ..con- 
cedit ex nemere alieno, licet domini conniventia non ac- 
cedat, ut quotquot axes franguntur in curribus per nemus 
trangeuntium alienum: tot ex ipso nemore possint restau- 
rari. Si quid tamen praeter ipsos axes ex lignis succisis 
fuerit deportatum ’ duarum orarum exigit satisfactionem. — 
Licet:quoque de fructu nemoris puta, de nucibus, avel- 
lanis vel alis, dum transit edere transeunti. Licet quo- 
que deferre, sed quantum pugnus vel suae cCapiunt .chiro« 
thecae etc. 278), — 8 wird hierbei aber vorausgeſetzt, Daß ed 
in Neth gefchab, _ der wegfahrende Mann fich nicht anbers hel⸗ 
fen fonnte, und auch wohl, daß er bereit war, fo weit er es 
vermochte, dem Eigenthumer, wenn er ihn traf: und diefer «8 
verlangen mochte, nach Billigfeit Vergütung zu, leiflen 99). 
Die Gefege beftimmen eigenslih nur, daß ber Thaͤter dadurch 
nicht bußfällig werde. Bauer 230) hat wohl fo unrecht nicht, . 
wenn er meint, das Pfändungsrecht werde eigentlich burche die 
‚Erlaubniß, feinen Pferden Butter zu geben, nieht aufgehoben, 
in fo fern nämlich der Eigenthümer Bezahlung verlangen Fonnte 
und biefe (wie man aber hinzufegen muß) willkuͤrlich verwei⸗ 


247) Sunes. L. Scan. X. 2. in Westphalen Mon. IV. p. 2074. 

248) L. Rotharis c. 305. — Nam si iterum homo propter utlli» 
tatem suam foris clausuram scapulaverit, non sit ei culpa. — 
Weiter war bei den Burgundern der Gebrauch fremder Wälder aus⸗ 
gedehnt: L. Burg. XXVIIl. 3. Si quis vero quemguam de ja- 
centivis et non fructiferis arboribus lignum usibus suis necessa- 
rium praesumere fortasse non permiserit, ac si ei pignora 
tulerit, restitutis pignoribus, inferat mulct3e nomine 
sol. sex. 

249) In Magnus Gulathings Gef. a. a. D. heißt es: „er fol 
ſich dann Holz fällen dürfen, wenn er nirgend etwas zu kauf bekom⸗ 
men oder gefchenkt erhalten kann und in Noth if” (nema hann nae 
hvarki kaups ‚ne ordlofi a, oc gengr naudsyn vid). In ber 

Graugans a. a. D. ift vorgefchrieben, der Reifende foll, wenn er 

. Holz gefällt hat, in dem nächften Hof, bei welchem er vorbeikommt, 
e6 anzeigen und dem Eigenthumer, nad) Schägung der Nachbaren, 
Zahlung zu leiſten verfprehen, was dann in 14 Tagen erfolgen 
fol. . Beſ. auch S. Sp. IL. 39. vgl. mit 11. 68. ; 

20) Bauor da pignorasione priv. P. 33, 


288 Ä Bilda: 


- geet wurde. — Es möchte. übrigens wohl fein Grund fein, 
ohne befondere rechtliche Veranlaſſung die Freimdlichkeit des alt: 
deutfchen Rechtes durch den Eigennuß der Zeit für befeitigt zu 
halten, wiewohl bei unferen veränderten Verhaͤltniſſen Noth: 
fälle der Art weniger vorfommen moͤchten. Hagemann be: 
merkt 251): „daß die Fuhrleute ehedem das Recht behaupteien, 
von dem Felde, bei welchem fie vorbeifuhren, fo viel zu neh: 
men, ald fie zu einem Butter brauchten, welches ihnen aber 
wohl nirgends wird eingeräumt fein.” Schwerlih; Dank fei 
den Wirthshäufern! 

Alle obige Falle find fireng genommen gar nicht als aus: 
nahmöweife Befchränfung des Pfändungsrechtes anzufehen, denn 
wo dad Recht eine Handlung nicht als rechtsverlegend anfieht, 
kann auch felbftverftehender Weife eine Pfändung nicht flattneh: 
mig fein. Eine wahre Ausnahme aber ift: die Nichtpfand— 
barkeit der Poften. Es ift diefed durch Poftorbnungen und 
befondere Gefeße in fehr vielen Ländern ausdruͤcklich beftimmt 2521, 
. Darauf bin oder geſtuͤtzt auf fehr allgemeine Gründe wird bie 
Nichtpfandbarkeit der Poften, als fich von felbft verftehend, an⸗ 
geſehen 253), Mas von den Poften güt, iſt dann aud auf Cou⸗ 
tiere und Staffeten auszudehnen. Das Verbot, die Poften zu 
pfänden, um ihnen feinen Aufenthalt zu machen, hebt aber bie 
Forderung eines Schabenserfages keinedweges auf 2 





. 251) Hagemann Landwirthfchufter. &. 104. Anm. 

252) Hagemann a. a. D. $. 318. Das Preuß. Landrecht faht all⸗ 
gemein a. a. D. 9.418.: „Segen Poften, Staffeten, Gontiere ift 

_ Pfändung erlaubt.” Ueber das Saͤchſ. Recht, Poſtordnung 

. 1731. $. 10. (Cod. Aug. T. IL Col. 1051.), ſ. Bauer de pign. 
priv. p. 10 sqq. 

253) J. H. Boehmer consult. N: 1013. $: 15. (T. II. P. 2. p. 363.) 
— „cum salutis publica ratio omnium privatorum jura Timitet, 
quod potissimam circa postas attendenda.” Hommel!'ds inst. 

. anim. p. 21. meint Daher auch, daß die Richtpfuͤndung dann auf 
ale Faͤlle auszudehnen fei, „uhi par aut major salutis ‚Papa! 
ratio adest. 


254) Mevius Dec. P. 1. D. 112. N. 7. Hommel, Be; Has 
gemann a. a. DD. Lesterer- hat noch die Notiz, dag ſich in 
Boͤttger's Beiträgen 3. Erläuterung des Forſtrechts ©. 18 ff. fehr 

.  Hute Bemerkungen über die Pfändung der Poſten finden ſollen. 
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Das Pfandungsrecht. 1; 


. . «Al ; N g. 4. 
— Wie muß die Pfändung ausgeuͤbt werden? 


EL Erſte Regel bei Ausübung der Pfändung it, daß diefelbe 
nur auf frifher That, d. h. fo lange das fchadende Vieh 
oder die verlegende Perfon die Gränzen des Grundftüdes noch 
nicht überfchritten hat, gefchehen kann. Die Auffaffung der 
Pfändung als eines Schußmitteld des Befiged hat freilich ältere 
Suriiten bin und wieder wohl zu einer abweichenden Anficht ver: 
leitet, wie dieſes z. B. in einem von Leyfer mit Recht ange: 
focbtenen Srreansup des Helmftädter Sprucheollegiums der Fall 
war 255), Jene Negel beruht aber nicht nur auf ausdruͤcklichen 
Zeugniſſen der Quellen 258), fie iſt auch im ganzen Weſen des 
Inftitutes und’ in der Entwidelung des germanifchen Rechtes be: 
gründet. Wie bei und eine Bedingung rechtlicher Nothwehr iſt, 
daß fie unmittelbar geübt werde, fo war es im altern deutfchen 
Recht dieſelbe — worauf fich bei fortgehender Beſchraͤnkung die 
ausnahmsweife zugelaffene Race und Selbſthuͤlfe ſtuͤtzte. Es 
ſcheint aber im Geifte des deutfchen Rechtes gelegen zu haben, 
und in der. finnlichern Anfchauung des Altertyumd begründet gewe⸗ 
fen zu fein: das Unmittelbare, Gegenwärtige, weniger nach einem 
Zeitmaaße als entweder nach gewiffen Merkmalen der That 257) 





‚- 255) Leyser medd. CX1. 8.7. Es beißt in demfelben, „es fei bei 
der Pfändung nicht ſowohl auf die Zeit und den Ort, als die In» 
tention zu fehen umd Eönne eine Pfändung im Gina und Meinung 
fein Recht gu erhalten gar. wohl auch ex intervallo und in alio 

. + 1966 geſchehen.“. Uebrigens IR: über die Art und Weiſe, wie die 
älteren Juxiſten diefe Anficht, die ſich befonderd auch auf die Aus 
terität Gail's (de pign. obs. XVI.) flüst, felbft da herauszubrin⸗ 
gen ſuchten, wo „die frifche That” als Erforderniß ausdruͤcklich 

‚angegeben. war (wie, im Landfrieden v. 1548. Zit, 3. $. 2.), nad» 

..äufehen:, Gerſtlacher Handb.”d. Rechtsgeſ. Bd. 10. ©. 2330. 

: 236) ‚Sunaa. legg. Scan. X, 1. Bi reum in ipsa succisione do- 
sinus deptehandst. — ©. Sp. Il. 28. Vint man ene in der 

.ı8ta& II 40. — werdet des manes perde bestadaget i ia ‚der 
hanthaften dat. 

257) So 3. B. galt es als ein frifcher, handhafter Dierſrahlr wenn 
der Dieb noch mit der geſtohlenen Sache in den Haͤnden ergriffen 
wurde; eine friſche Mothgucht, wenn die Frau noch Spuren, der 
m an fir trug u. Bag: 


2 Bilde: 
ober nach einer räumlichen Graͤnze zu beflimmen 3%), Die 
natürlichfle Graͤnze, die ſich aber darbot, war, is fo fern 


jemand in feiner Behaufung, feinem Beſitzthum verklebt wor: - 


den war, daß die That noch als eine unmittelbare galt, fo 
lange der Frevler oder das fchadende Object noch nicht aus den 
Graͤnzen deffelben fich entfernt hatte. Diefe Anfiht wurde mehr 
noch dadurch befeftigt, daß die Zulaffung einer gewiffen Gewalt: 
uͤbung innerhalb der Were auf ganz natürlichen Verhaͤltniſ⸗ 
‚fen beruhte und an fih weniger anftößig und gefährlich fein 
konnte 23%), Wenn daher die Thiere oder die Menfchen, _ welche 
einen Schaden angerichtet, nach der That die Gränzen der Were 
überfchritten hatten, fo hatte die Befugniß zur Selbfthülfe ihr 
Ende erreicht und eine Pfändung war nicht mehr zuläffig. Im 
Sütifchen Low 260) findet fich folgende dafür zeugende Beſtim⸗ 
mung: „Geht jemand in eines Andern Wald, um da Holz zu 
bauen, mo er felbit feinen Antheil hat, beladet ex feinen Wagen 
und fommt einer von den rechten Miteignern darauf zu und fin: 
det ihn bei dem Stumpf 24) oder ehe er auf die Landſtraße 


258) Die nordifchen Rechte geftatten in manchen Fällen die Rache an 
Ort und Stelle, wo die Verlegung, der Angriff, der Zodtfchlag 
gefchehen war (a vettvangi, a vigvalli), Die Graugand be 
flimmt auch einmal (CP. 1I. p. 19.), was darunter "zu verftehen, 
nämlich eine Schufweite im’ Umkreiſe von dem Ort, we Der 
Angriff zuerſt geſchah (vzl. Aber die Wurfs⸗ und Schußweite ale 
Maaß Grimm RK. ©. 55 ff); an einer andern Gtelle (P. IL. 
p- 91.) wied die Wurfsweite aber auf eine gewifle Zahl Buß zu- 
ruͤckgefuͤhrt, und ſo die Alterthuͤmlichkeit der Veſtimmung ver⸗ 
wiſcht. 

259) Nach dem Oſtgothlaͤndiſchen Gefeg (Epæ. c. 2. b. Schiyter 
p. 28.) konnte man den, der Heimſuchung gethan, bußlos inner⸗ 
"halb der Were (garhe) erſchlagen; geſchah es, nachdem er daraus 
entflohen war, ſo mußte man ihm nach Landrecht, d. h. mit dem ge⸗ 
woͤhnlichen Wergeld, vergelten. War er auf der Flacht erfihlagen 
und war mit dem Haupt nach innen, mit den Fuͤßen außerhatb'der 

' Gofgränge gefallen, fo mußte er vergolten werden, weil es dann 
angefehen wurde, als habe er, da er den tödtlichen Schlag ergielt, 
die Graͤnze ſchon überfchritten gehabt. 

: 260) Jyt. Low Il. 74. p. 234. 

261) In der Ausgabe von Nofen singe ſteht at stolnae, was zu 

überſetzen wäre: mit dem Geſtohlenen; allen Roſenving e ſelbſt 
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kommt und ninmt er ihm die Sache, die er mit ſich führt, fo 
iſt er deshalb kein Raͤuber. Kommt er aber auf die Landſtraße 
und weiſt er nach, von wem er es (das Holz) in rechtmaͤßiger 
Weiſe bekommen hat, ſo ſoll er ihn nicht aufhalten, ſondern 
fol ihm nach. feinem Hauſe folgen” u. |. w. 29) — Die deut: 
fchen Statuten forden bald ein Antreffen zur Stelle, bald bei ‘ 
der That. Dur beides foll aber eines und daffelbe bezeichnet 
werben, und man barf nicht, wie ed jetzt wohl gefchieht, gleich: 
fam als ein zweifaches Erforberniß bei der Pfändung aufitel: 
len, daB fie auf frifcher That und am demfelben Drt oder auf dem 
Grund und Boden des Pfändenden gefchehen muͤſſe — Wenn 
die Perfon oder dad Thier, welches gepfändet werden foll, die 
Flucht ergreift, fo kann eine Verfolgung „auch nicht über die 
Gränze des Gebietes des Pfänders fortgefeßt werben. Es würde 
diefes fchon um deshalb oft unthunlich fein, weil eine folche 
Berfolgung in vielen Faͤllen ohne neue Verlegung fremden Eiz, 
genthbumd zu begeben und zu veranlaflen kaum möglich fein 
würde 268), Spätere Statuten haben indeß davon zuweilen eine 


bemerkt, daß alle MS. fonft lefen: at stofnae, d. i. bei dem Stumpf 
„des gefüllten Baumes. Diefe Lefeart ift aber um fo unbezweifelt 
richtiger, weil in Bezug auf Derartige Waldfrevel, „jemand beim 
Stumpf ergreifen”, gewiſſermaaßen technifh iſt, für „auf fri- 
fched That ergreifen.” &o 5. B. Skäne L. X. 2. Varder man 
takin — widärs stufn i annars manz skoghe. — Westgöta L. 
1. fornaomix B. c. 2. $.2.(Schlyter p.61.3: Takaer mapaer vih 
stuff bondae aeller bondae sun etc. ef. Ostgöta L. Bygda B. 
‚©. 31.1. f.°(Schlyter p. 220.). Uplands-L. Wiherb. RB. o. 14. 
‚ 89. (Schlyter p. 234). Die niederdeutfche Ueberſ. des Zut. 
Low hat; uppe der stede unde stempue; bie lateinifche: im loco, 
qui dieitur stoffn. — „Se trahere ad radicem vel fruncum ar- 
boris” beim Diebftapl: Cod. Jur. Luhec. a 1266. b. Westpha- 
len Mon. UI. ‚Col. 64. 
262) DBgl. aud) Jyt. Low II. 76. (p. 236.) und Erici lex Siael- 
‚ landiea IV. c. 28.. (ed. Rosenving.e p.198.), wo ebenfalls die 
Pfändung nur fo lange als guläflig erklärt wird, bis er „aus 
. feinem eigenen Walde oder auf die Landftrafe gefommen if.” (S. 
Note 145.) 
263) Ueber die Nichtigkeit diefer Anficht ſcheint auch ©. Sp. II. 47. 
S8. 3. (f. oben Note 132.7 keinen Zweifel zu laſſen, auf welche Stelle 
„N dann ayc.Ley.aor medd, 595. $. 8., der diefelbe Anficht ver- 


X | Bilde: 


Ausnahme gemacht, unb bad Recht ber Werfolgung innerhaib 


der Graͤnzen der Felbflur zugeflanden 264),. Go dann auch das 


Dreußifche Bandrecht 39%)... Da aber die Pfändung jetzt auch zum 
Schug der Rechte dient, die jemand auf fremden Gebiet aus: 

zuuben bat, fo ſetzt das Landrecht noch weiter hinzu: „Hat je 
mand auf einer fremden Feldflur ein auf einem gewiſſen Difirict 
eingefchränktes Recht; fo kann er innerhalb dieſes Diftrictes die 
Pfändung vornehmen. — Erſtreckt ſich das Revier, innerhalb 
deſſen jemand. ein Recht auszuüben hat, über die Gränzen einer. 
Feldflur hinaus, fo beflimmen die Sränzen des Reviers den 
Bezirk, in welchem er Pfändungen vorzunehmen berechtigt ifl.” 


\ 


theidigt, fügt. Auch dad Geldernſche Landr. a. a. D. N. 8. 
fügt: „so en sal men die Beesten niet vervolgen by schultinge.” . 
Leyfern flimmen aber auch u. X. bei: Hommel de pign. et cost. 
“animal. c. VII. $. 6. (p. 29.) Hhaps. 584. 11. Struben rel. 
Bedenken N. 674. Gurtius Saͤchſ. Eivilrecht 8. 1163., während 
‚Stryck de pign. c. IV. n. 19 — 22., geſtuͤtzt auf Thomae de 
noxia animal. c. XXIV. n. 12., eine Verfolgung über die Gränzen 
des Grundeigenthums hinaus für zuläffig haͤlt; fo auch Kreitt- 
mayr a. a. D. und dann Danz Handb. d. deutfch. Privatr. Ih. 2. 
S. 360., und tnöbefondere auch H. G. Bauer de pign. p. 16 syq. 
—und Mittermaier $. 152. 


264) 3.8. Statuten d. Stadt Blankenburg von 159. bei 
Wald Beitr. Th. V. &. 109. „Mürde er einen andern an feinem 
Schaden finden und pfänden wollen, der Schadenthäter aber fluͤch⸗ 
fig würde und er ihm nacheilt, ſoll er denfelben auf anderer Leute 
Güter und Straßen, fo weit ſich die Blur erſtreckt, zu pfünden 
Macht haben, — uebereinſtimmend Statuten der Stadt * bei 

Walch a. a. D. S. 131. - 


265) Pr. Lande $.420. „Außerhalb der — der Badem, auf 
welcher die Befhädigung oder Störung erfolgt ift, darf der Beein« 
trächtigte den Beſchaͤdiger oder Störer mit der Pfändung nitht vers 
folgen.” — Hagemann vandwirthſchaftsr. $. 310, giebt auty hier 
denfelben Satz mit denfelben Worten für gemeine® Recht aus. Mit 
Recht bemerkt aber Scholz III. Schäfeteireht ©. 262., daß ed im 
Begriffe der ausnahmsweiſe geftatteten Selbſthuͤlfe (bege, daß auf 
feifcher That oder nur innerhalb der Gränzen des Cigenthums ge» 
handelt werde und Bine 'folde Erweiterung ves Händungsrechtes 
über die ganze Feldflur nat eintreten: follte, wenn Durch Flurſchützen 
u. dazu beftellten Perfonen die Pfändung vorgennunmen wWilcde. 





Das Mandungsrecht. W 


2. Die Pfaͤndung iſt nicht nur ohne alle irgend vermeib⸗ 
liche Gewalt, Sränking und Beſchaͤdigung, ſondern auch mit 
moͤglichſter Schonung vorzunehmen. So fagt das Saliſche Ge: 
feß 267) Si animal aut caballum vel quodlibet pecus in 
messe sua invenerit penitus eum laedere non debet. 
Mehr noch geht der Geiſt ded Hermanifchen Rechtes aus einigen 
näheren Beftimmungen der nordifchen Rechte hervor: Man fol 
die zu pfändenden Thiere „eintreiben”, wie ed in den deutſchen 
Rechtsbuͤchern heißt, und nicht dabei jagen, daß fie Schaden 
nehmen mögen %); man fol Pferde, nach anderen Statuten, 
sicht einmal heimreiten, fondern nur heimleiten 269), und ihnen 


deshalb auch Feinen Sattel.auflegen 77%). Bei einer Pfändung, 
beißt ed ein ander Mal, fol man das Hand, nicht das Gate. 
telpferd' nehmen 271). Schonung ded Viehes war, „wie oben 


nachgewieſen, ja ein Hauptgefichtöpunft bei dem Pfaͤndungsinſti⸗ 
"mt. Wie fehr aber dieſes oft verdunkelt ift, zeigt fich darin, 
bag in Lehrblichern, Erkenntniffen und neuen Gefeken man ſich 
noch befonderd hervorzuheben veranlaßt fah, daß Feine gefährliche 
Maffen oder. reißende Hunde bei der Pfändung gebraucht wer: 
den dürfen 272), Cine Gewaltanwendung gegen Perfonen ober 
Mißhandlung verfelben Tonnte bei diefer Auffaflung noch um fo 





267) L. Sal. em. X. 1. 
268) Upl. Wiherbo B. c.7. pr. — aei spillae aellr spraeiigiae. 
269) Ostgöta L. Bygda B. c. 17. $.1. skul leha egh riha. 
270) KEriks Sjell. L. V. 22. (Rosenv. p. 224.) 


"313 Weste L. I. forn. c.2. (Schlyter p. 61.) — öknote haet 


aer fiaerme aer. 


272) Preuß. Landr. a. a. D. g. 423. _ DIR a. a. D. 
9.39.08 — E. Klein Rechtsſpr. der Hal. Juriſtenfac. Bd. 1 
˖S. 199., wo wegen Gebrauchs von Schießgewehren 50 Rthlr. er⸗ 

taunt worden iſt. — Beilaͤufig ſei es bemerkt, daß in den nordi⸗ 

"fen Rechten, und Aehnliches laͤßt ſich dann auch in den Volks⸗ 

“rechten nad; mweifen: Tödten vom zahmen Vieh mit Waffen, wel 
ches fuͤr eine böswillige Handlung angefehen wurde, als eigenes , 

Vorbvechen galt” (gor nithing genannt), welches ſich zu anderer 

Voͤdtung des Wiches ganz ähnlich verhielt, wie Mord zu Todt⸗ 

flag’ :Die Doctrin: yat fi auf die Einführung die» 

fes begtern Unterſchiedes nicht viel zu Gute zu thun! 


n 


> Du Bilde: 


weniger geflattet fein. Als unerlaubte Gewalt wurde es indeß, 
wie es fcheint, nicht angefehen, wenn man Mittel zur Errei⸗ 
hung feines Zweckes anwendete, die nicht zugleich in eine Be: 
ſchaͤdigung und Mißhandlung übergingen, alfo 3. B. Perfonen 
feftpielt, wenn fie entfliehen wollten, die Strange am Wagen 
iäfte, ja felbft das Abhauen -derfelben, welches man jest wohl 
befonderd als einen Mißbrauch hervorhebt 273), und fogar das 
-Umwerfen des Wagens 27%), wird in Rechtsquellen als .erlaubte 
Gewalt erwähnt. Es ift Dabei aber wohl auf die Befchaffenheit 
des Fuhrwerkes u, f. w. zu fehen, in wie fern nämlich derglei⸗ 
chen ohne eine eigentliche, nicht. ganz unbedeutende Beichädigung 
möglih war. Auch kommt dad Benehmen des zu Pfändenben, 
die Art des Widerftandes dabei in Betracht. Der Gefichtöpunft 
ded möderamen inculpatae tutelae, welchen die älteren Zu: 
riften einftimmig bier nehmen, paßt nicht; denn die Pfändung 
wird nicht allein vorgenommen, um einen Schaden abzuwenden, 
fondern vielmehr um Erſatz für einen. zugefügten Schaden fich zu 
fihern. Wie weit der Pfändende eine gewiffe Gewalt zur Er: 
reichung feines Zweckes anwenden darf, läßt fich gar nicht abſo⸗ 
Iut beſtimmen; das richterlihe Ermeffen wird hier wie. fo oft bei 
den Pfandungen, wo ed fich häufig um ein Mehr ober Minder 
handelt, entfcheiden müffen. — Wo aber eine gewiffe größere 
Gewaltanwentung gleich von vorn herein geftattet ift, wie das 
ZTödten ‚oder gewaltfamere Austreiben von Thieren 275), da if 
dieſes ald eine uber. die Pfändung hinausgehende Befugniß an: 
zufehen. Man hat fich dabei immer innerhalb der gefeßlichen 
Schranken zu halten, und auch bier möglichft ohne animus no- 
cendi zu verfahren 276), Die Befugniß, Thiere zu töbten oder 





273) So bemerft Leyser medd. 595. i. f.: Animadverti ex .Actis, 
rusticos nonnunguam loco pignorationis lora dissecare, atque 
hoc pro consuetudine inter agricolas recepta, einem Aders 
gebrauche venditare. At enim vero hoc cum natura pignorationis 
pugnat (?) — et de consuetudine recepta non constat, Itaque 
istam ruptionem lororum pro facto illicito nuper declarari. 

274) ©. Note 145. 

275) S. oben Note 130 — 132. 187, 

276) Riccius specil. jur. Germ. p. 664. bemerkt richtig: si eanes 
in porcos, anseres in fundo existentes irrusrint, eosdem extra 
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gar fir) aneignen, Tann nur noch ba gelten, wo fi ein Recht 
dazu befonberd nachweiſen läßt. 

3. Zur ſchonenden Ausuͤbung der Pfändung gehört es ei⸗ 
gentlich auch, daß, ſoweit es ſich irgend mit dem rechtlichen 
Intereſſe des Pfaͤnders verträgt, nur die dem zu Pfaͤndenden 
möglichft entbehrlichen Gegenftände genommen werden. Er wird 
daher, fobald er fich ein Pfand zu geben bereit finden läßt, nach 
eigner Mahl eine genuͤgende Sache hingeben können 777), Schon 
im älteften deutfchen Rechte ift die Norm begründet, und zwar 
für die gerichtliche nicht minder, al3 für die außergerichtliche Pfaͤn— 
dung jeder Art, daß bei der Pfändung von Landwirthen Vieh 
nur dann erſt zu nehmen iſt, wenn andere genuͤgende fahrende 
Habe nicht vorhanden iſt 27%), Bei anderen Ständen und Ge: 
- werbtreibenden wird davon eine analogifche Anwendung zu ma: 
chen fein 27%), So wie nady Älterm germanifchen Recht der, 
beffen Vieh gepfänbet worden, berechtigt und verpflichtet zu: 
gleich war, es gegen. ein anderes Pfand auszuldfen, wie dieſes 
auch heutigen Tages wohl noch ftatt findet, fo wirb man benn 
überhaupt dem Gepfändeten die Befugniß zugeftehen müffen, wie 
fie auch das Preuß. Landrecht ihm einräumt 290), das genom: 


- fundo aufugentes sponte et aheque alteriori concitatione fuerint 
persecuti, dominus fundi interfectis iis excusandus erit. Quodsi 
autem canes post intermissam persecutionem, instigante domino 
anseres jam fundo expulsos impetiverint eosque momorderint, 
dominum non excusamus. cf. Carpzov ad Const. XXVII. P. 2 
.Def. I. Hommel de pign. VI. $.6. p. 31. 

277) Das Prenf. Laudrecht a. a. O. $.427. ftellt es als eine 
Singularität hin, daß von Fracht⸗ und Reiſewagen geladene Guͤ⸗ 
een nicht. wider Willen des Inhabers gepfändet werden duͤr⸗ 
‚fen. So auh Hagemann a. a. O. ©. 320. — Sind aber an⸗ 

dere pfandbare Sachen da, fo ift diefes nichts Befonderes, wie Die 

ſes ſich eigentlich ſchon aus dem $. 426. (not. 280.) ergiebt; ganz 
wird aber doch wohl ein Frachtführer oder Neifender ſich durch * 
che Weigerung der Pfaͤndung nicht entziehen koͤnnen. 
278) ©. oben Note 38 — 44. Leyser medd. 595. 13. _ 
279). ®glr auf Bauer de pign. p. 19. 

289) Preuß. Lande. 8. 426. Iſt der Gepfaͤndete erboͤtig, ftatt des 

gepfündeten Studies ein anderes Pfand, welches zu vorſtehender 


Du Wilde: 


mene Pfand gegen ein anberes auszutaufchen ober Tonft hinlaͤng⸗ 
liche Sicherheit dafuͤr zu beitellen. Perfonen find überall . kein 
Gegenſtand der Pfaͤndung, ſondern nur Sachen; denn daß man 
“einen Menſchen aufhält, um ihn zu noͤthigen, ein Pfand zu er: 
legen, iſt Beine Pfändung‘, fondern nur eine Weife, diefe zu be: 
wirken 221), Iſt eine Pfändung nicht zu bewirken, und kann 
der Angehaltene nicht in der Nähe, wohin man ihn zu folgen 
ſich nicht wird weigern Fönnen 282), eine genügende Sicherheit 
beitellen, fo wird ein obrigkeitliches Sefthalten alddann allerdings 
bewirkt werden können 283), Daß aber au) diefes fi) von der 
Pfändung unterfcheidet, tritt befonders “in den Ländern hervor, 
wo der Pfänder die gepfändete Sache nicht an die Gerichte ab: _ 
zuliefern’ verpflichtet ift, fondern in feinem Gewahrfam behalten 
kann 282), 2 

4. Vorzuͤglich wird in den fpäteren Verordnungen über das 
Pfaͤndungsrecht und in den neueren Gefegbüchern hervorgehoben, 
daß die Pfändung niht übermäßig fein fol 25) In ven 


Deckung Yinveichend ift, niederzulegen: fo ift dee Pfaͤndende felbi- 
ges anzunehmen und nöthigen Falls bis an den nächften Ort, wo 
die Niederlegung gefcheben kann, zu folgen ſchuldig. 

281) ©. oben ©. 242 ff. j z 

282) Hagemann $. 320. not. 2. — Oben Note 151. 280. . 

283) Richtig bemerkt diefed auch Kreittmayr.a. a. D. ©. 1275. 

284) Das Preuß. Lantrecht verordnet $. 424. „In der Hegel find 

"nur Vieh und andere bewegliche Sachen ein erlaubter Gegenftand 
der Pfändung.” 5.430. „Perfonen follen nur alsdann angehalten 
werden, wenn die Sachpfaͤndung entweder gar nicht, oder nicht 
ohne ſich der. Perfon felbft zu verfihern, zu bewerkftelligen ift. 
Bol. Hagemann a. a O. 8.320. — Bei der Pfändung unter 
Reichöunmittelbaren zur Aufrechthaltung ihrer Gerechtfame wurden 
freilich oft die gegenfeitigen Unterthanen felbft feftgenommen. Doch 
wurde auch hier dieſes Fahen eigentlich von der Pfändung unter» 
fhleden und man fuchte deinfelben auch Gränzen zu fegen. Bol. 
Gone. der ESD. Th. 2. 3. 23. Eing. u. $.1. 2.5. Gerftlader 
Hdb. Bd. 10. &. 2382. 2406. 

285) Kurf. Joh. Georg's Maͤrk. Eonftitut.: „Und fol au, wann 
die Pfändung vorgenommen, damit gebürliche Maaße gehalten, uud 
wiegt alles Vieh, ſondern nach Gelegenheit des zugefügten Scha⸗ 
dens allein ein Haupt, 2 aber 3 genommen werben. — Und follen 
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äfteren germanifchen Rechten findet fi nur, was ebenfalls auch 
in neuerer Geſetzgebung befonderd hervorgehoben wird, daß nicht 
ganze Heerden gepfändet werden follen, welche Vorſchrift 
früher insbefondere in Bezug auf die Pfändung wegen Schuld 
gegeben worden war 2°). Andere Beftimmungen fehlen, und na: 
mentlich fchweigen die Rechtsbuͤcher und die verwandten Quellen. 
Bet der Perfonalpfandung fcheint man fich oft mit der Abnahme 
geringfiigiger Gegenftände begnügt zu haben, namentlich folcher, 


in ſolchen Zäalen Feine große Pfändungen vorgenommen, fondern 
‚ folche bei 100 Rthlr. Strafe verboten fein.” — Salzdahlumer 
Landtagsabſch. v. 3. Juni 1597. art. 21. „Nachdem mit übermäßi- 
gen ‚Pfändungen voor difen vyl Unrichtig» und Meitläufigkeiten ers 
regt — — fol man fein befcheidentlich Dagegen die rechtmaͤßige Ge⸗ 
buͤr und Maaße, fo zu Erhalt» und BVertheidigung des Seinen oder 
feines anbefohlenen Amtes ſich eignet, fürnamen, und nicht ganze 
Heerden und Haufen Vihes oder Pferde, fondern nach Gelegenheit 
des Erceß allein zu Behuuf gebührenden Abtrags, der Ueberträtung 
gemäß, ein Haas oder Fifchgarn, Rad, Nutten vom Wagen, 2 oder 
3 weniger oder meer Stuͤkke Vihes oder fonft etwas, darauf Fein 
großer Schade mit Zeerung und Zutter Tauft, pfanden.” — Wol⸗ 
fenbüttler Landtagsabfch. vom 27. Ian: 1619. art. 28. Auch 
das Baieriſche Landredt verbietet Ih. 2. c.6. $. 24. „ein un 
nöthiges allzufichtliches Uebermaaß.“ Das Deftreihifhe Ge 
fegb. 8. 1321. erlaubt „ſo viele Stuͤcke zu pfänden, als zu. feiner 
Entfchädigung hinreicht.“ 
286) Preuß. Lande. 8.429. beftime t diefes dahin: „Ganze Beer- 
| den zu pfänden ift nur alsdann erlaubt, wenn einzelne Stuͤcke da- 
“von nicht gepfändeet werden Eönnen, oder wenn durch Pfändung fol« 
cher einzelnen Stücke der gefegmäßige Zweck der Pfändung gar nicht 
zu erreichen ftunde.” Melcher Fall mag dabei wohl gedacht fein? 
Aus einem andern Geſichtspunkt ſchreibt die Braunſchw. Verord⸗ 
| nung ub. d. Verfahren in Forſtſtrafſachen vom 5. Mai 1815. (bei 
Scholz Schaͤfereirecht S . 271.) vor: „In dem Falle, wo eine 
Pfändung nöthig- ift, genügt es, wenn von einer größern Anzahl 
Viehes nur ein oder ein paar Stuͤcke gepfaͤndet und in den vom 
»DODrrtsvorſteher anzuweiſenden Pfandſtall gebracht werden; hirtenlos 
umherſtreifendes Vieh muß, um Beſchaͤdigungen (des Landes, nicht 
des Viehes, wie nach aͤlterer Anſicht, ſ. S. 235) dadurch zu ver⸗ 
hüten, und ſich über die Eigenthuͤmer Gewißheit zu verſchaffen 
faͤmmtlich eingebracht werden, wozu der Beiſtand der Unterthanen 
‚aufgefordert werden kann.“ 
German, Zeitſchrift. 1839. 48 Heft, * 19 
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“ mit welchen, wie es noch heute zu Tage üblich ift, ber Frevel 
ausgeübt war, weil diefe um fo mehr zum Beweife dienen Eonn- 
ten 227), Doch war ed wohl nad älterm Recht nicht ald un: 
- flatthaft erachter, wenn der Pfänder fich zugleich eine genügende 
Sicherheit für die Forderung durch fein Pfand zu verfhaffen 
ſuchte. Erſt fpäter und zwar befonderd in den Statuten nad) 
Einführung des römifchen Rechts fcheint fich beflimmter hervor: 
geftellt zu haben, daß die abgenommene Sache ein Unter: 
pfand in unferm Sinne fein folte. Doch war diefes nur auf 
Pfindung wegen Schadens anwendbar; denn da bei denen zur 
Erhaltung des Beſitzes und der Unterbrehung der Verjährung, 


ein jeder, auch noch fo geringfügiger Gegenftand ein genügen: 


des Zeichen des gleichfam thatfächlichen Widerfpruches iſt, fo 
muß das Maaß bei der Pfändung auch gemeinrechtlich fo be: 
ſtimmt werdin, wie es durch das Preußifche Landrecht ($. #25.) 
gefchehen ift: » Daß nicht mehr. gepfändet werden muß, als 
nothwendig tft, den erlittenen Schaden — (und muß wohl hin- 
zugelegt werden, die fonjtigen bei einer Pfändung erwachfenden 
zorderungen) 22) — nach einem ungefähren Ueberſchlage zu 
decken oder ſich des Beweifed der unternommenen Pfändung zu 
verfichern.” — Bu weit geht daher Hommel 289), wenn er 
meint, daß in ber Negel bei jeder Art der Pfändung die ge 
ringfte Sache ‚hinreichen müffe, weil der Beweis dad Hauptziel 
der Pfändung fei, und nur, ‚wenn der Herr der fihadenden 
Sache unbekannt fei, fich vertheidigen laffe, daß der Pfänder ein 
Pfand. nimmt, welches etwa dem erlittenen Schaden gleichfommt. 
Die Pfändung wegen Schadens fol aber dem Pfänder diejeni⸗ 
gen Vortheile verfchaffen, welche überhaupt ber Befiß eines 

287) Stryck de pign. c. IV. 8.8—10. Kreittmayr a. a. O. 
©. 1273. Die in voriger Note angef. Braunfcw. Verordnung: die 
Forftbediente find befugt, fich der Frevel» Werkzeuge — zu benädy 
tigen. ©. Note 243 — 249, 

288) Böhmer Nechtöfäle Bd. 3. ©.700. — „nur fo viel Vieh, 
ald zur Erholung wegen des Dfandgeldes zugefüugten Schadens 
und wegen der Koften erforderlich fein dürfte.” Das Preuß. 
Landrecht Laßt aber auch ein Ffandgeld zu, wo kein Schaden ge- 
fchehen ift. $. 444. vgl. mit 8. 439. 

289) Hommel de pign. et cust. anim. c. 7. $.6. p.30. 

® 
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Pfandes giebt 290). — Richtiger bemerken dagegen Andere, wie 
ed zum Theil auch in den angeführten Geſetzesſtellen ausgedrüdt 
ift, daß bei der Pfändung nur ein ungefähres Maaß gehal: 
ten zu werben braucht, und auch bei einer entſchieden uͤbermaͤßi⸗ 
gen Pfändung dad, was zu viel genommen, herausgegeben, 
unter Umfländen wohl auch Strafe erlegt werden muß, aber. 
die Pfändung felbft nicht ungültig wird 292), 

4. Dagegen ift aber auch anderer Seitd, Widerfiand bet der 
Pfändung zu leiften, ſchon in den älteften germanifchen Rechten 
verboten 222), Es gingen einige diefer Nechte fo weit, daß fie, 
wohl unter VBorausfegung, daß der Widerftand einen gefährlichen 
Charakter annahm, felbjt die Zödtung des: ſich MWiderfegenden 
als unftrafbar anfahen. Namentlich verbieten die gerinanifchen 
Geſetze die MWiederwegnahme des abgenommenen Pfandes 298), 





290) ©. was ſchon ©. 255 ff. 270 ff. bemerkt worden tft. Richtig 
fagt Scholz IM. in dem Echäfereireht ©. 264. „Sie ift eine 
Selbftpülfe und ein Sicherungsmittel, wobei man fi um die Per- 
fon des BVerpflichteten nicht zu Eummern hat, fondern gerade darum 
die Sache nimmt, damit durch deren Bells, Cinlöfung und Ber 
auf den weitläufigen Grörterungen über die Verbindlichkeiten oder 
täufchenden Angaben des Hütenden aus dem Wege gegangen werde.” 

291) Stryck .c. c.4 8.27. 28. Bauer de pign. p. 20. bef. 
auch Scholz ML. a. a. 0. 8.273. | 

292) L. Rip. LXXU. 2. Si quis peculium alienum in messe ad- 
prehensum, ad parricum minare non permiserit XV solidis cul- 
pabilis jndicetur. — L. Rotharis c. 351. Si quis peculium de 
damno suo ad clausuram minaverit, et ille, cujus peculium est 
ei antisteterit, componat selidum unum, excepto damno sicut 
arbitratum fuerit. Bgl. Note 148 — 152. 

293) L. Burgund. XXIIl. 3. Quodsi animalia, dum de damno ad 
clausuram minantur, de campo aut de quocunque loco illo cu- 
jus sunt, tullere praesumpserit, singulos tremisses per singula 
animalia solvat et mulctae nomine sol. IH. — WestgötaL. 
II. Fornaemis B. c. 24. (p. 203.). Utgiaerhae B. c.6. (p 214.). 
Ostgöta L. Bygda B. c. 17. (p. 207). Uplands L. Wiperbo 
B. c.7. 8.7. (p. 226.). — Sunesen legg. Scan. IX.6. — In 
violatöres hujus constitutionis pro varietate praesumptionis poena 
quoque varia constituta. Vt si quis animalia comprehensa manu 
ducenti rapuerit tres marcas nummorum. Aut si a prepellente 
coram se abigendo fugaverit, duas oras. Aut si a domo comprer 
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die f. 9. „Pfandlehrung”. Auch in neueren und wohl noch 
geltenden Statuten und Gefegen iſt dieſes oftmals ausdruͤcklich 
hervorgehoben 39%), und es liegt fchon in der Natur der Sache, 
daß eine ſolche Widerfeglichleit ald eine Gewalt anzufehen: ift, 
die nach ihrer Befchaffenheit in verfchiedenem Grade ftrafbar fein 
kann. Darüber herrſcht auch Feine Meinungsverfchiedenheit, fo 
wie die Zurijten meiftend noch einftimmig hinzufegen, daß ber 
Miderftand gegen eine unrechtmäßige Pfändung, und alfo auch 
die Miederabnahme der etwa als Pfand ergriffenen Sache, nicht 
als widerrechtlich angefehen werden fann. Nach älterm deutfchen 
Recht würde eine offenbar unrechtmäßige Pfändung, nah Um: 
fländen, als Diebſtahl oder Raub angefehen worden fein. Wer: 
fchiedene Anfichten dagegen herrfchen in Betreff der ſ. g. Ge: 
genpfändung Man fcheint aber nicht einmal über dad, was 





hensoris vel a curia jam inclusa extraxerit: tres marcas etiam 
nummorum emendet. cf. K. Eriks Siellands L. 1V. 24. (p. 192.). 
JIXYt. LIU 50. (p. 380.). 

294 Neumuͤnſter Kirchſpielsgebr. Art. 47. „Nimt er es (das 
geſchuͤttete Vieh) vorſaͤtzlich aus des andern Gewehr oder Schuͤtt⸗ 
hagen, auf ſolchen Fall bruͤchet er und muß nicht weniger den ers 
weißlihen Schaden erftatten.” — Stat. Verdensia b. Puf- 
fendorf obs. I. App. p. 113. „Nemt we averft uty finer Mere 
offe uth finen Schudde» Kaven, dat is eine Walt, de fchall dem 
Gate mwolden geven eine halve Bremer Mark unde den Schaden 
betern.“ — Geldern Lande. a. a. ©. n.7. Niemant magh die 
geschutte Beesten teegens den danck oft wille van den Schut- 
ter entweldigen, oft uyt het schot weghnemen oft drijven, oft 
die schuttinge verhindern, op de breuke van ses Goltgolden 
(f. über legteres Maurenbreher Anm). — Salzdahlumer 
Landtagsabſch. v. 1597. art. 21. a. E. — „da fi aber jemand an 
pfandbaren Drtern nicht pfanden laſſen, fondern muutwillig mit 
Slagen, Hauen, Stechen oder in andern unzymlichen Wegen wid» 

derſetzen würde, derfelbige fol deswegen nach Befindung mit un⸗ 
nachläffiger Strafe angefeben und belägt werden.’ — Wolfen» 
büttel, Landtagsabſch. v. 27. Ian. 1619: — „gleichwohl aber, 

+ in erlaubten und zugelaffenen Zälen, ſich keiner einiger Refiftenz 

- oder Widerfeglichkeit gebrauchen, fondern das Pfand willig. bei ern» 
ſter Straf folgen laſſen.“ — Preuß. Lande. a. a. O. 8.458. 
„Mer ſich dem Pfändenden im Begriffe der vorzunehmenden Pfän- 
dung entzieht, muß dad Pfandgeld Doppelt, und wer fich derfelben 
mit Gewalt entzieht, dafjelbe vierfach entrichten. ” 
s ® 
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mit dem Wort bezeichnet werben fol, einverflanden zu fein. 
Bald wird darunter die Abnahme einer andern Sache, um fo 
gleihfam Pfändung gegen Pfändung zu feßen (mutua, reci- 
proca pignoratio), verflanden 29%), bald wird dad Unterfchei- 
dende darin gefebt, daß die Pfandfehrung in continenti, bie 
Gegenpfändung ex intervallo gefchieht 296), fo daß. ed 
gleichgültig ft, vb das Pfand felbft oder eine andere Sache wie: 
der genommen worden. Dem rein deutfchen Rechte, welches 
davon ausging, daß die Pfändung auf eigenem Grund und Bo- 
den, und wegen angerichteten Schabend gefchah, ift die ganze 
Idee fremd geweſen; fie fcheint erft von den Suriften, welche‘ 
die Pfändung vorzugsweife aud dem Gefichtspunft eines Ver: 
theidigungsmitteld, eined remedium retinendae possessionis 
behandelt haben, aufgebracht zu fein. Aber da es nicht-entging, 
daß dadurch große Mißflände herbeigeführt wurden, und Ver: 
anlaffung zu vielfachen Gewaltthätigkeiten gegeben nude, fo ha: 
ben vorzüglich deshalb Viele die Unzuläffigkeit der Gegenpfän: 
dung (mutua pignoratio) behauptet 297), und Geſetze haben fie 
fogar ausdruͤcklich verboten 29%), Da aber die Pfändung nicht 


Ya 


- 295) Gail de pign. obs. 12. Phillips deutfch. Private. Bd. 1. 
©. 412.-,, Auspfaͤndung deffen, der gepfändet hat.” 

296) Kreittmayr a. a. O. ©. 1280. „Repignoratio heißt aber eis 
gentlich, wenn ich flatt des mir abgenommenen Pfandes, dem Ges 

gentheil ein anderes oder zwar das naͤmliche, aber nicht auf der 
Etelle, fondern erft ex intervallo abnehme.” 

297) Gail l.c. Stryck de pign. c. VI..$.35—41. Befonderd 
Leyser medd. 111. n.5.7. Kreittmayr 0.0.0. Gerft 
Lacher Handb. d. Neichögef. Th. 10. ©. 2380. Boehmer Con- 
sult. T. 2. P. 2. p. 586. Repignorationes etiamsi pignoratio illiciti 
facti non sint permissae. Mittermeier 8.152. a. Dod 
zum Theil anderer Meinung fcheinen Hagemann a. a. O. $. 324. 
Eichhorn $.123. Phillipsa. a. O. 

298) Conſtit. der Chur» Mark Brandenburg Zit. 49. „, Gegeupfän- 
dung aber, weil daraus zwifchen ben flreitenden Partheien gro« 
Ber Unrath erfolgt, fol in unferm Lande nicht verjtattet fein, doch 
da der Gepfündete in quasi- possessione juris v. servitutis, fol er 
dabei gelaffen, und dem erften Pfänder das weitere Pfänden nicht 
verftattet werden, und fol auch fonderlic der erfte Pfaͤnder durch 
fetn Pfaͤnden nicht mehr Recht erhalten, denn als er vor ſein 


x 
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fowohl ein allgemeines Bertheibigungsmittel, als vielmehr 
ein beftimmt normirteö, außerordentliche Rechtsmittel zur Gel: 
tendmachung beflimmter Rechte ift, fo möchte die ganze Idee 
einer Gegenpfändbung, die weder in den Gefeßen, noch in der 
Prarid einen feften Boden hat, aufzugeben fein. 


. 5. 
Berpfliutung zur Anzeige der gefchehenen Pfändung, zur 
Erhaltung, Auslieferung des genommenen Pfandes. ' 


Der Thierpfänder ift zunachft verpflichtet, ungefaumt, alfo 
wohl möglichft noch felbigen, oder den Umftänden nach, folgenden 
Tages, von der gefchehenen Pfändung den Eigner des Viehes 
in Kenntniß zu ſetzen. — Wenn auch die Motive, die nach 
altgermanifchem Recht den Pfänder in eigenem Intereſſe dazu be: 
flimmen mußten, nicht ganz in alter Weife fortbeftehen möchten; 
fo geht die Verpflichtung zu einer folcher Anzeige aus der Natur 
ber Sache hervor, da dem Eigenthimer des Viehes nicht daf: 
felbe weiter, ald es dad Intereffe des Pfänderd fordert, vorent⸗ 
halten werden darf 299). Es gefchieht dieſe Anzeige aber, um 
den Eigner ded gepfändeten Viehes in den Stand zu fegen, ſich 
entweder fogleich unter Zuruͤcknahme beffelben mit dem Pfänder 
abzufinden, oder ed doch gegen Niederlegung eines andern Pfan- 
des oder Beſtellung einer angemefjenen Sicherheit auszulöfen. 
Der Pfänder muß ſich diefes aber gefallen laffen, wie es auch 
die neuen Gefeßgebungen vorfchreiben.. So beſtimmt der Codex 
Maximilianeus, „daß das Pfand, in fo fern man weiß, wen 
das Vieh gehört, gleicy andern Tages im Beifein zweier Zeus 
gen demfelben zugeftellt, und ein anderes uneffendes Pfand von 

" Ähm dagegen audgehändigt werden fol” 9), 


Pfänden gehabt hat, fondern die Sache zu ordentlichem Verhoͤr 
gebracht und juftificirt werden.” — Auch nach dem Preuß. Landr. 
0.0. O. 8.465. ift es fowohl bei Strafe, die in $. 462— 464. nü« 
her normirt ift, verboten, „fi eigenmächtig wieder in den Be⸗ 
fig eines Pfandes zu fegen oder fich einer Gegenpfändung aus ver- 
meintlichem Wiedervergeltungärecht anzumaßen.” 

299) Anzeige felbigen Tages fordert die Pommer. Poliz. Ordn. v, 
18. Dec. 1672. C. XXI. pos. 3., wonad) man ed auch In den Ent⸗ 
wurf des Provinzialrechtes $. 259. aufgenommen, hat. 

300) Cod. Maximil. Th. 2. E. 6. $. 24. 
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Bir haben bereit oben angeführt, daB auch das Preußi: 
fche Landrecht und das Deftreichifche Geſetzbuch ähnliche Verord⸗ 
nungen enthalten 3), — Es folgt aus allgemeinen Rechte: 
grundfägen, daß der Pfander, fo lange’er die abgenommene 
Sache als Unterpfand zurüdbehält, auch zur custodia verpflich⸗ 
tet iſt. Daher er auch dem Vieh Futter geben, und fonft: für 
feine Erhaltung forgen muß 32). Die älteren deutfchen Rechte, 
welche den Geſichtspunkt des Pfandes nicht feflhielten, und bie 
fehleunige Auslöfung des gepfändeten Viehes dem Herrn deſſel⸗ 
ben zur Pflicht machten, beflinmen wohl, daß der Pfänder dem 
Vieh nur Waſſer und fein Zutter zu reihen brauche, fo daß, 
wenn ed dann fierbe, der Herr des Viehes es fich felbft zuzu⸗ 
fhreiben habe. Beſonders drüdt die Art und Weife, wie man 
diefes anſah, eine Stelle im Rechte der Longobarden aus 308): 
Et si ille, cujus peculium est, tenens duritiam cordis, id 
liberare despexerit, tunc habeat ille id peculium, qui in 
damno invenerit, et per novem noctes aquam ei tantum 
det et de damno in hoc sit contentus, eo quod novem 
noctes ipsum peculium tenuit. Et si de ipsis peculüs ali- 
quod mortuum fuerit suae negligentiae reputet, qui dis- 
pignorare neglexerit. — Es ſtimmen bamit aber noch weit 
fpätere Statuten überein; Grimm %) führt ein MWeisthum an, 
worin ed heißt: „Ein legenig (liegended) pfant fal man dem 


301) ©. oben &. 260. 287. Scholz in feinem Schäfereirecht ©. 262. 
bemerkt in Beziehung auf das Preußifche Recht, welches nur von 
der Verpflichtung geredet, das abgenommene Pfand gegen ein. ans 
deres heraus zu geben, daß dieſes unbedenklich auf die Beſtellung 
einer jeden genuͤgenden Sicherheit anögedehnt werden Tann. Es ift 
diefe8 um fo weniger einem Zweifel unterworfen, da ſowohl ältere 
germanifche Rechte, als neuere Statuten die Beftelung guter Buͤr⸗ 
gen und Niederlrgung eines andern Pfandes (Wedde) gleichftellen. 
©. L. Rotharis c. 255. L. Luitpr. c.36sqqg. Sunes. l.c. 
X. 1. (oben Note 151.): procuret vel pignus vel fidejussorem. 
Geldern kandr.a.adD N. 3. 

302) Man bat dieſes auch durch 1.14. D. de pignorat. act. (13. 7.) 
und den $. für Inst. de lege Aquil. (4, 3.) begründet. cf. Bauer 
de pign. p. 32. J 

303) L. Rotharis c. 351. 

39) Srimms RU. ©. 618 
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armman zu gut halten vierzehn tage. Gefragt, wie man ſich 
halten ſoll, ſo es ein eßenig (eſſendes) pfant waͤre? Urtheil, 
ſo lange ſo das pfant eſſens, trinkens enpern kan, ſo 
lang ſal man das behalten.“ Und wenn dann im Wuͤrder 
Landrecht 305) noch geſagt wird: „fo ſchall dejenne, der dat 
But gepanbet hefft ehm weder antworten, und baraver fine 
Due nicht beholden, ſchmachten und hungern laten” — fo 
fcheint auch daraus zu folgen, daß, bis der Eigenthümer fi) 
zur Auslöfung meldete, der Pfänder ebenfalls nicht die Pflicht 
hatte, dem Vieh Sutter zu geben. Doc nur wo ein folches 
ftatutarifches oder herkoͤmmliches Recht erweislich ift, duͤrfte fich 
dergleichen noch rechtfertigen laſſen. Statt diefes gleichfam mo: 
ralifchen Zwanges, woburd der WVieheigner, dem der Untergang 
feined Viehes droht, zur fchleunigen Auslöfung genöthigt wer: 
den fol, haben neuere Gefeßgebungen wohl einen direkten, vecht: 
lihen Zwang gefeßt, ‚indem fie demjenigen, der es umterläßt, 
eine Buße auferlegen, die mit der Dauer der Saumniß wohl zu 
wachfen pflegt. Es werden dahin gehörige Verordnungen noc) 
angeführt werden. Mögen aber dergleichen nun an einem betref: 
-fenden Ort vorhanden fein oder nicht, fo Tann man boch an: 
nehmen, daß die neueren Gefebe überhaupt, der berrfchenden 
Rechtöanficht gemäß (von der Idee ded Pfandes ausgehend), die 
Verpflichtung des Inhaberd zur Erhaltung des Pfandes voraus: 
feßen, ohne demfelben ein Recht auf die Nußung, welche ats 
Aequivalent dafür dienen koͤnnte, einzuräumen; weshalb denn 
der Eigner des Viehes die Koften für das Futter u. f. w. zu 
erftatten ſchuldig ift 306). Hat der Pfänder aber dennoch in ber 





— 305) Wuͤrder Landrecht 8. 12. in Oetken corp. constit.-Oldenb. 
III. n. 86. ö 
306) Schon fo das Rugianiſche Landrecht c. 56. (8. 305.): De 
Pander moth de leuendige Pande mit themeliker Voderinge ed- 
der Gresinge na Gelegenheit der Have versorgen. De Ploch 
Haue, edder ander Vehe, mit Stro edder Grase kricht vor 
dat Perdt, de Nacht aver 3 Penninge vor de Kohe eynen Wit- 
“ ten, vor dat Schap 4 Penning. Up dat Reysige Perdt ein hal- 
ven Schepel Havern, up Dagh und Nacht bethalet. Will averst 
de Pandede, der Have. sülvest Voder bringen vnd wahren la- 
ten, steit synen Umkost tho synen Gefallen, und alsden darf 
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Zeit, während welcher er das Vieh in feinem Gewahrfam hatte, 
geroiffe Nubungen gezogen, ., was. befonderd bei Milchvieh der 
Fall fein kann, fo muß er fich diefed auf die Futterungskoſten 
u. ſ. w. wohl anrechnen laſſen 397), Kine große Zahl jebt gel: _ 
tender Rechte fordert aber eine Ablieferung des Pfandes in die 

Gerichte oder an die Obrigkeit. Es findet ſich davon fchon eine 
Spur im altburgumdifchen "Volkörechte 308), wonach früher der: 


de Pander neine_Vahre stahn. Es bezieht fich dieſes indeß auf 
Pfaͤnder für Schuld und Binfen. So verordnet ferner der Salz⸗ 
dahlum. Landtagsabfch. v. 1594. art. 21. „Daß nur fo viel Stud 
Vieh gepfändet werden fol, darauf Fein großer Schade mit 
Zeerung und Sutter Iauft. (S. oben Rote 285.) Die öfter 
anzef. Märk. Conſtit. Tit. 49. fordert „Bezahlung des Futter.” 
Nach der Magdeb. Polizeiordn. (v. 1688) c. 31. $. 20. foll „ſo 
viel — an Futter als inmittelft auf das Vieh gegangen”, aus dem 
Erlös des Pfandes, wenn es verkauft wird, mit erftattet werden; 
vgl. v. Klewiz Magdeb. Provinzial. Th. 1. S. 50. Auch die 
Pommer. Poliz. Drdn. (erneut 1681) c. XXI. pos. penult, verords 
net Erftattung der Wartungs» und Futterungskoſten; vgl. 
Entwurf des Neuvorpomm. Provinzialrechtes $. 263. und Motive 
8.258. — In Sachſen wird Zuttergeld und Standgebiüh- 
ren unterfchieden; es verordnen die Zarordnungen von 1724 und 
1764. t.1.n.39. „Standgebühren von einem lebendigen Pfande 
auf Tag und Nacht bei Pferd» und Rind + Biehe, ercluf. des 
Futters, 1 Groſchen. Bon einem Stud Schaaf» und anderm klei⸗ 
nen Vieh 4 Pf.” cf. Bauer de pign. p.40. — Es mag diefe 
Unterfcheidung befonderer Standgebühren oder Wartegelder von den 
Futterungskoſten wohl mit der Einrichtung, daß das Vieh in oͤffent- 
lichen Pfandftällen aufbewahrt werden mußte (wovon gleich unten), 
zufammenhängen. Daß Preuß. Kandrecht redet allgemein von Er 
ftattung der Koften $. 451. 453. 457. 

307) Stryck de pign. V. n.32. Bauer de pign. p.40. Motive 
3. Vorpomm. Provinztalr. a. a. ©. 

308) L. Burg. XLIX. 3. Ceterum de jumentis et animalibus lon- 
gius, ut solet fieri pervagantibus — si eos in ra sua damnum 
sibi facientes invenerit, clauseritque, vicinis suis et consortibus 
contestor et si dominus eorum non venerit, tertio die eos. prae- 
sentibus testibus extra fines suos expellat. Quodsi quisquam ali- 
ter fecerit et convictus fuerit, triplici redhibitione teneattr ob- 
noxius. c. 4. Eam’sane legem per quam aute actis temporihus 
inventos captosque caballos contestari et ad pueros nostros, qui 
mulctam per pagos.exigunt: Jusseramus adduci, ut eorum stu-: 


298 Bilde: 


gleichen in dem Zal üblich war, wenn der Eigner des einge: 
nommenen Viehes unbelannt war. Die Reichögefeße aber, wel⸗ 
che die Pfändung wegen Schuld, wenn durch Recht feine Be 
friedigung zu erhalten fand, wieder gegen frühere allgemeinere 
Verbote zuließen, machten nun die Ablieferung der abgenomme⸗ 
nen Pfänder in das nächfle Gericht zur Bedingung, damit der 
Weg Rechtens fo viel ald möglich eingehalten, unter dem 
Vorwand von Pfändungen nicht etwa Mäubereien begangen und 
wohl auch bei einer rechtmäßigen, wegen wirklich vorhandener 
Schuld eine abermalige gewaltfame Abnahme verhindert werden 
follte 39), — Im Schwabenfpiegel ift aber eine folche gericht: 
liche Ablieferung auch bei der Xhierpfändung wegen Schadens 
vorgefchrieben 310), Diefe ift es nun, welche ſich in fehr vielen 
Statuten wieder findet, wobei aber mehr die Anfiht, die ſich 





dio et diligentia servarentur: jam pridem placuit non admitti: 
quoniam saepe ac evidenter cognovimus sub ejus legis specie 

: diversorum caballos everses potius quam servatos. Ob daß „ad 
parricum (parcum) minare” in lex Rip. LXXXII, 2. von einem 
öffentlichen Pfandſtall zu verſtehen, ift wohl fehr zu bezweifeln. 

309) So Eandfrieden v. 1389. 8. 24., f. oben R. 71. und dann auch 
Landfr. v. 1442. art. 3. 4, 

310) Schwäb. Landr. art. 225. (ed. v. d. Lahr) $.2. er mag in 
auch wol pfenden on der richters urlaub, und sol es treiben 
in des richters gewalt. $.3. und will er er mag es wol ban- 
nen. (Cod. Uf. byndenn. Schilter: banden; b. v. Freiberg: 
panden.) $.4. Ist das vihe sölich vich das er es nit gefahen 
mag. das sol er in seynen gewalt treyben. ob er es zu dem 
richter nicht bringen mag. $.5. Und sol es dem richter ver- 
künden. — Reyſcher in feinem Wirtemb. Privatredht a. a. O. 
ſcheint anzunehmen, daß nur richterlihe Anzeige, nicht richter- 
liche Ablieferung durch den Schwabenfpiegel gefordert wurde ; 
alfein die Anzeige genügt nur, wenn die Thiere fo wild waren, 
daß man fie nicht zu dem Richter treiben konnte. — Ob die ganze 
Stelle, — wodurch, was der Sacıfenfpiegel in Webereinftimmung 
mit anderen nermanifchen Nechten vorfchreibt, wie es fcheint, uns 
ter Einfluß der NReichsgefege in einer eigenthüumlichen aber fonder» 
baren Weife geändert worden, — wohl erft ein fpäterer Zufag zu 
dem urfprünglichen Text fein mag? — Das alte Eulmifche 
Recht V. 26. (Ausg. v. Leman. Berl. 1838. ©. 158.) wieder 
holt die Beftimmung des Schwabenfpiegels. 
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fhon im alten Burgundifchen Volksrecht ausgefprochen ‘findet, 
geleitet zu haben ſcheint: Sorge für die Erhaltung der gepfän: 
deten Thiere, und Entfreiung des Pfaͤnders von der Laſt ihrer 
Bewahrung , ald die dadurch herbeizuflhrende Ueberwachung 
der Pfändungen, und dad Streben derfelben möglichft den Cha: 
rafter der Selbfthülfe zu nehmen. Die Einführung einer allge: 
meinen Feldaufficht, die Anftelung von Feldhuͤtern, brachte es 
mit fi, daß die genommenen Pfänder von diefen der Behörde, 
durch welche fie beftellt waren, abgeliefert werden: mußten; es 
führte diefes auch häufiger zur Errichtung befonderer Pfandftaͤlle 
für das gepfändete Vieh, und wo folche beftanden, wurde es 
auch Sitte, daß auch dad, was Privatperfonen gepfändet bat- 
ten, dahin getrieben wurde 211). Es kann übrigens die Ber: 
pflihtung, das Vieh in den Pfanditall abzuliefern, auch jeßt 
no, wo fie vorkommt, auf den Fa befchränkt fein, wenn 
der Eigenthuͤmer unbekannt ift und fich nicht in einer beftimmten 
kurzen Frift melde. Wo aber auch alles gepfändete Vieh in 
einen öffentlichen Stall eingeftelt werden muß, ift dadurch nicht 
ausgefchloffen, daß, wenn der Eigenthumer das Vieh gegen ein 
anteres Pfand austaufcht, dieſes in die Hände des Pfaͤnders 
fommt. Die Ablieferung des Viehes in einen öffentlichen Stall 
ift Daher oft weit mehr ein polizeiliches, als ein gerichtliche In⸗ 
flitut, wodurch Schaden möglichft verhütet, der Selbftpülfe aber 
weder etwas zugethan noch abgenonımen werden folltee — Sn: 
def fchreiben fpatere Statuten und Geſetze die Ablieferung aller 
(effender, wie liegender) Pfänder, vie wegen Schadenszu⸗ 
fügung oder Befisftörung abgenommen waren, vor 312), Es 


311)’ So 3. B. fest auch das Geldernfche Lande a. a. D..n. 1. die 
‚Ablieferung gepfändeter Thiere in einen Offentlichen Pfandftall oder 
Herberge voraus: maer moet die doen stellen in een openbaer 
Schut-schot, soo daer eenis, soo niet, in en openbare Her- 
berge. Auch nach der Hildesheim. Polizei⸗Ordn. v. 1665. art. 97. 
(wo von der Pfändung durch angeftellte Pfänder die Nede ift) fol 
das Vieh alfo fort in den Keug oder den Pfandeftall geliefert 
werden. 

312) Die Statuten der Städte Blankenburg und IIm (Waldı 
Beiträge Bd. V. ©. 109 u. 131.) fordern Ablieferung aller Pfaͤn⸗ 
der auf das Rathhaus. Nach dee Hennebergfhen Land. Ordn. 
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bing dieſes mit ber unter Einwirkung bed römifchen Rechted ent- 
ftandenen Anfiht der Zuriften über die Pfändung zufammen, 
wonach fie ald eine möglichft zu befchranfende Selbfihülfe und 
ein Außerordentlihed Mittel zur Vertheidigung des Befitzes er: 
ſchien, der, fo wie die etwaigen Schabensanfprüche, (die man 
mehr als etwas Secundared, Accefforifched anfah,) vichterlich feit- 
geftelt werden ſollte. Es müffe die Auslieferung an den Rich: 
ter geſchehen, ſagt Stryd: „quo ita, quod per privalam au- 
ctoritatem peccatum videtur, per rem judici oblatam quasi 
emendetur” 313), Dur die fo vieler Orten beftehende Sitte, 
das gepfändete Vieh in einen Pfandſtall abzuliefern, und durch 
das, was die Reichsgeſetze bei der Pfandung wegen Schuld be: 
flimmt hatten, mußten die Juriften in ihrer Meinung, daß bie 
Ablieferung des Pfanded ein gemeinrehtlidhes Erforberniß 
fei, beftärkt werden. Doc hat diefe Behauptung auch viele 
Gegner gefunden 31%), und namentlih hat Struben auöge 
führt 335), „daß Fein allgemein deutfches Recht, fondern nur 





Bd. II. 3.8 ©. 11. $.3. folte binnen 24 Stunden dem Richter 
Anzeige gemacht und dad Pfand überliefert werden. — Die Mark 
Brand Eonfl. Johann Georg's Zit. 49. verordnete, es follte 
das Pfand in das Gericht in demfelben Dorffe oder wo ed drinnen 
feinen Schulzen hätte, in das nächfte Gericht getrieben werden. 
In der Saͤchſ. Gonſtit. I. 7. beißt es: „Es fol mit der Pfän- 
dung — gebührli und landbraͤuchlich — gebaret , und die Pfande 
in das Gericht, darinnen der Grund gelegen, uͤberantwortet, oder 
da fie daſelbſt nicht angenommen, in das naͤchſte Amt dabei ge⸗ 
wendet und eingeſtellt werden.“ Auch das Preuß. Landr. $. 431. 
verordnet: „Der Pfänder muß die gefchehene Pfändung den Ge 
richten des Ortes fofort anzeigen und die gepfändeten Studie den» 
felben zur Berwahrung abliefern. ’ 

313) Stryck de pign. c. IV. n. 36. — „ue publica jabefnctetäi au- 
ctoritas” heißt e8 an einer andern Stelle, daf. c. I. nm. 41. Auch 
&. 2. Böhmer in f. Rechtsfaͤllen BP. 3. ©. 706. meint, die Auss 
lieferung fei auch ohne befondere Vorſchrift nothwendig, weil das 
gemeine Recht Selbfthülfe unterfage, fo lange und fo bald gericht. 
lie Hülfe erlangt werden kann. 

314) Bei Bauer de pigu. p. 21 sqq. find die Worte einer Zahl von 
Schriftftellern, die fich für und wider erklärt haben, mitgetheilt. 
315) Struben vechtl. Bedenken IL. 61. Audg. v. Spangenberg 
Bd. 3. ©. 305. 
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(wie er freilich zu befchräntend fagt) dad Saͤchſiſche Außliefe: 
rung der Pfande an die Gerichte fordert.” Mit Recht hat man 
fi) denn heutigen Tages für dieſe Anfiht, wie es fcheint, faft 
einmüthig erkiärt 36), und nur in fo fern ift noch eine Mei: 
nungsverſchiedenheit, daß zumeilen flatt Auslieferung des Pfan: 
des doch Anzeige der gefchehenen Pfändung an die Gerichte 
fir nothwendig gehalten wird 37), Es dürfte aber ſchwer wer: 
den, bei einer Pfändung wegen Schaden, fei es aus den älteren 
deutfchen Rechtöquellen, fei e8 aus der Natur einer folchen Pfänz- 
dung, auch unter gegenwärtigen VBerhältniffen, die Nothwendig: 
feit einer folchen Anzeige zu begründen; die an ben Gepfändeten 
genügte felbft bei der Thierpfändung vollfomnen, und feste ihn, 
da er die Auslieferung gegen Sicherheit verlangen konnte, vol: 
fommen in den Stand, feine Rechte wahrzunehmen. Die Pfan: 
dungen gehörten insbefondere zu den Sachen, die ohne Einmi: 
fhung der Gerichte, durch Uebereinktunft, befonderd auch unter 
Zuziehung der Nachbaren abgemacht wurden, und es kann nicht 
wohl als erforderlich angefehen werden,. daß davon etwas zur 
Kenntniß der Gerichte gelangen müfle, ehe der Pfänder, auf 
Grund feiner Pfändung, auf Schadenderfaß u. f. w. Elagt, oder 
ber Gepfändete mit einer Befchwerde hervortritt. Daß die Pfän- 
dung haufig” zu folcher außergerichtlichen Ausgleichung führte, 
pflegt noch jest für die Beibehaltung des Inftitutes geltend ge 
macht zu werden. Nur in folgenden Fallen möchte bald eine 

Anzeige, bald Ablieferung als nothwendig zu erachten fein: 
a) Wenn aus der, die Pfändung begründenden Handlung auch 
richterliche Forderungen entfpringen 318). b) Wenn der Herr’ 


316) Siehe 3. B. Runde Deutfh. Private. $. 222. b. Hagemann, 
a. 0. O. 8.321. Eichhorn a. a. O. 8. 323. k. Mittermaier 
0.0.08. 8.152. N.6. Maurenbreder a. a. O. 8.175. Phil. 
lip8 0.0.0. Bd. 1. ©. 212. Rote 15. Scholz Schäfereirecht 
©. 263. 5 

317) So Runde und Eichhorn an den in obiger Not? angeführ- 
ten Stellen. 4 

318) So fordert 3. B. der Salzdahlumifche Landtagsabſch. v. 1597. 

. Art. 14: Anzeige in dem Fall, „wenn der Schaden aus Vorſatz 
gefchehen, damit ſich der Gerichtsherr der Strafe bei dem Gepfän- 
deten zu erholen habe.” 
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der gepfändeten Thiere unbelannt iſt, eine Anzeige an ihn alfo 
nicht befchafft werden Fann, wird mindeltens eine Anzeige an den 
Richter, und wo die Anftalten dazu befiehen, auch wohl Aus: 
lieferung ber gepfänbeten Thiere gefchehen muͤſſen. c) Ein Glei⸗ 
ches ift der Fall bei einer Pfändung zum Schuß des Beſitzes; 
denn die Pfändung, welche nicht zur gerichtlichen Kenntniß ge: _ 
langt, bleibt eine, wenn auch thatfächliche und möglicher Weiſe 
noch mit Bortheilen verbundene, doch aler immer außerge: 
rihtliche Willendmanifeftation 39), In Sachen, wo die Eon: 
ftitutionen, wie bemerkt, die Pfändung befonders aus dem Ge 
fihtöpunft, der dadurch bewirkten Unterbrechung ber Verjährung, 
betrachten, iſt diefe Wirkung von der gerichtlichen Auslieferung 
abhängig gemacht 3%), Die Gonftitutionen enthalten über letz⸗ 
tere noch genauere Vorfchriften, und ed haben. die Saͤchſiſchen 
Suriften daher inöbefondere die hierliber in Betracht fommenden 
Rechtöfragen erläutert: Welchem Nichter muß die Audlieferung,. 
gefchehen? Wann muß fie gefcheben? Welche Nachtheile geben 
daraus hervor, wenn fie unterbleibt oder nicht dem competenten 
Richter gefchieht ? 321) Es wird daher eine Erläuterung derfelben 
wohl umgangen werden fünnen. Die Verpflichtung des Vieh: 
eignerö, das gepfändete Vieh in einer kurzen, oft befonders 
beftimmten Friſt auszulöfen, die Futterungsfoften zu erftatten, 
wird übrigens durch die eingeführte richterliche Aufbewahrung 
der Pfänder nicht geändert; auch pflege wohl dem, welcher die 
Pfändung vornahm, ed obzuliegen, dad von ihm gepfändete 
Vieh, felbft wenn es in einem öffentlichen Stall fteht, mit Zut: 
ter zu verforgen. 
Die Anzeige, fei ed an ben Beiheiligten, fei ed an dab _ 
Geriht, oder die Audlieferung des Pfandes, je nachdem es die 
Verhältniffe und das am Orte geltende Recht erfordert, ift gleich: 


319) S. auch ©. A. Weike's Landwirthſchaftsrecht $. 381 — 383. 
320) Kind quaest. for. T.3. N. 43. p. 287. (ed. I.) oder T.3. N. 37. 
p. 169. (ed. 11.) führt aus, daß, wenn das Pfand, wie es das 
* sid. Mecht erfordert, dem Richter nicht ausgeliefert worden, die 

- Pfändung doch für den jüngften Befis ihee Wirkung behält, 
321) Heim burg de interrupt. praescr. p. pignorationem. Jenae 


1755. — Auch Bauer bat einen großen heil feiner Differtation 
©. 24 - 32. diefen Fragen gewidmet. ' 








Das Pfändungsreht. 303 


fan als der letzte Act der Pfändung, die eben dadurch ihren 
legalen Charakter als ſolche erhaͤlt, und von einer Ergreifung 
um anderer Urſachen willen unterſchieden wird, zu betrachten. 


8. 6. 
Vom Pfandgelde. 


Als Zweck der Pfändung hat man in neuerer Zeit vorzuͤg— 
lich auch angegeben, daß dadurch die Fortfegung der Befiz: 
ftörung und der Schadenszufügung gehindert werden fol. Wir 
haben oben den Urfprung diefer dein Pfändungsinftitute fremden 
Anficht kennen gelernt 322), Märe diefes der unmittelbare 
Zweck der Pfändung (denn mittelbar hat jede Aufhebung einer 
NRechtöverlegung, und jedes dazu dienende Mittel auch den Zweck, 
ten Rechtszuftand überhaupt zu erhalten und zu fichern), fo 
müßte bei einer folchen das fchadende Thier etwa für alle Zeit 
von dem Pfänder zurüdgehalten, oder nur gegen eine hinläng: 
Itche Garantie, nicht’ etwa daß der angerichtete Schaten erfekt, 
die Koften vergütet werden follen, fonbern daß ein Schaden gar 
nicht wieder gefcheben, eine Beſitzſtoͤrung nicht wieder erfolgen 
folle, zurückgeliefert werden. Es hätte der Gepfändete fich 
gleichfam unter eine dauernde Bürgfchaft begeben müflen, wie 
das altgermanifche Recht fie unter Umftänden wohl gefannt 
hat. So frembartig diefe Auffafjung dem Pfändungsinftitute 
auch ift, fo hat fie in neuerer Zeit doch hin und wieder in ge: 
wiſſer Weife Eingang gefunden, und ift nicht ohne Einfluß auf 
die Gefeßgebungen geblieben. Bei den Beftinnmungen über das 
Pfandgeld wurde nämlich feſtgeſetzt, Daß bei einer jeden Pfän: 
dung, ohne Ruͤckſicht darauf, ob ein Schaden gefchehen fei, ein 
Pfandgeld bezahlt werden müffe; dieſes Pfandgeld wurte aber 
als eine über den Gepfändeten verhängte Strafe angefehen, 
die ihn von der Vornahme ähnlicher Handlungen, als die, wel: 
he zur Pfändung Veranlaffung gegeben hatte, abfchreden, 
oder ihn L(insbefondere bei Thieren, die man nicht unter gehöri: 
ger Aufficht gehalten) zur größern Achtfamfeit anhalten 
follte. Daraus folgte dann wieder, daß man Thiere,. auch 
ohne daß fie einen Schaden angerichtet hatten, blos des von dem 


322) ©. oben ©. 250 ff. 
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Eigenthümer verwirkten Pfandgeldes wegen, pfänden konnte. 
Unter biefem Geſichtspunkt fcheinen namentlich die Verfaſſer des 
Preuß. Landrechtes (wenn fie überhaupt fich diefe Sache klar ge 
dacht haben mögen) das Pfandgeld — rüdjichtlid) deſſen Größe 
fie auf die Provinzialgefege verweifen — betrachtet zu haben. 
Eigenthümlicy ift dem Landredht aber babei noch, daß, wenn 
Schaden gefhhehen, das Pfandgeld auch möglichft eine befondere 
Schadenöforderung und die dadurch entftehenden Weiterungen ab: 
wenden follte 32), Es ift diefes, dach mit manchen Abweichun: 
gen, dann noch weiter auögebildet in zwei im Weſentlichen über- 
einftimmenden Verordnungen über dad Austreiben des Viehes ohne 
Hirten und die eventuelle Pfändung beffelben, für Oft: und Weſt⸗ 
preußen von 1. Mai 1803 und für die Kur, Neumark und Pom⸗ 
mern vom 8. April 1806 32%), welde dann bei mehreren Ent: 


323) Die wefentlihen Beftimmungen des Landrechted über das Pfand» 
geld, wobei man vor Augen haben muß, daß eö nach $ 413: die 
Pfändung auch als ein Mittel anſieht, „kuͤnftige Schadens⸗ 
zufügungen und Beeinträchtigungen feines Rechtes abzu- 
wenden”, find: Das Pfandgeld, welches erfosderlichen Falls auch 
aus dem Erlös des verkauften Pfandes gezahlt werden muß ($.439.), 
aber bei Thierpfaͤndung nur von den wirklich gepfündeten Thieren 
verlangt werden kann (8. 441 — 443.), verbleibt dem Pfünder, wenn 
blos wegen Störung gepfändet worden, oder fich derfelbe da- 
mit, ftatt des Schadenserfages, begnügen will ($ 444). Kordert 
er aber befondern Schadenserfag, fo muß er die Hälfte des Pfand⸗ 
geldes der gemeinen Kaffe des Ortes überlaffen ($. 445). Iſt die 
Pfändung, blos um ſich gegen Beeinträchtigungen eines vermeint⸗ 
lichen Rechtes zu fhügen, vorgenommen: fo kann der Pfänder nur 
das Pfandgeld und den Erfag der Koften fordern ($. 451.). Alfo 
feinen Echadenderfag, wie ſich das von felbft verfteht. — Wenn 
bei einer Pfändung MWiderftand geleiftet wird, muß das doppelte 
oder vierfache Pfandgeld, doch fo, daB der das einfache überſtei⸗ 
gende Betrag der Gaffe des Ortes anheimfaͤllt, gezahlt werden 
(8. 459 — 460.). 

324) Ergänzungen u. Erlaͤut. d. Ag. Landrechts Bd. 1. ©. 487 ff. — 
Die Verordnungen fegen feſt: Alles Vieh fol zur Aufficht tuchtis 
gen Hirten übergeben werden. Alles Vieh, das auf fremden Keldern 
und Weiden getroffen wird, Tann gepfändet werden; doch muß das 
in diefem Zall zu fordernde Pfandgeld auch ſchon dann gezahlt wer- 
den, wenn die Pfändung nicht wirklich vorgenommen. Das Pfand» 
geld, welches für jede Thierart befonders beftimmt ift, umfaßt in 
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wirrfen der Provinzialgefebe um fo. mehr wohl zu Grunde ges 
legt worden find, als man. in den Diſtricten, für -welche biefe 
geltend werden follten, von Alterd her den Gebrauch ber Ent: 
richtung eined Pfandgeldes vorfand, beffen. Größe nicht. allein 
an ben verfchiedenen Orten fehr verfchieden war, fondern deſſen 
Bedeutung man fich offenbar nicht gehörig zu erklaͤren wußte 325), 


Es kann diefed aber um fo weniger Wunder nehmen, als über 


das Weſen des Pfandgeldes überhaupt die unbeflimmteften und 
unflarften Vorſtellungen herrſchen. — Dad Pfandgeld war 
nämlich urfprünglich ein gemeinrechtliches Inſtitut, woflr es 
Runde, Hagemann, Eich horn auch noch in Beziehung auf 
unfere Zeit genommen haben, während Mittermaier fich für 
die entgegenflehende Anficht erflärt hat. Die Art und Meike, 
wie dad Pfandrecht aber im Preuß. Landrecht aufgefaßt ift, kann 
nicht ald die dem deutſchen Recht angemefjene angefehen werden, 
wiewohl fie fich doch derſelben am meiften nähert. Was man fpäs 
ter Pfandgekd genannt hat, und in der Regel jegt unter hiez 
fen Namen vorfommt, tft, wie ed auch wohl fchon von alteren 
Zuriften auögefprochen 326), aber in neuerer Zeit nicht gehörig 
beachtet und hervorgehoben ift, nichts ald die Buße des Altern 





der Regel auch den Schadenserfag. Will der Pfänder aber diefen 

beſonders nach Schägung fordern, fo Fann er nur ein weit gerin« 

geres Pfandgeld (kleines) (5. B. bei Pferd, Mind, Schwein, ſtatt 
41 Rthlr. oder 15 Gr. nur 2 Gr.) in Anfpruch nehmen. 

325) Die Beftimmungen über das Pfandgeld bilden in dieſen Ent- 
würfen den Mittelpunkt der geſetzlich zu treffenden Anordnungen 
über die Pfändungen uͤberhaupt. Es hat darin noch mehr den Cha⸗ 
rakter einer Strafe für die Berlegung der Geldpolizeigefege, die 
aber jedesmal dem Eigenthuͤmer des Grundſtuͤckes zufällt, angenom⸗ 
men. S. von Klewiz Magdeb. Provinzialr. Entw. $.15— 40, 
Motive S. 44—53. Scholz Kur⸗Brandenb. Provinzialr. %. 33 
bis 53. Motive ©. 158—162. Goͤtzze Provinzialr. der Altmark 
8.23 —63, Motive ©. 114 ff. — Neu⸗Vorpommer. Provinzialr. 
Entw. Th. 1. $. 265. 266. Motive S.259.; ſchließt ſich aber mehr 
dem ältern Recht an. 

326) Stryck de pign. V. c. 15. Non solum vero pignoratys repe- 

« titurus tenetur damni aestimationem praestare, sed insuper quo- 
que emendam, den gewöhnlichen Pfandfchilin, Mevius Om- 

“ ment, ad Jus Lub. P. 141. t. 41. n. 11. p- 721. 

Berman. Zeitfchriftl, 1839, 18 Heft, 20 
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deutſchen Rechts, die nicht um deshalb, weil gepfaͤndet wor: 
den war, oder nicht etwa wegen ber bloßen Webertretung einer 
allgemeinen polizeilichen Vorſchrift, fondern wegen ber Verlegung 
feines Rechtes, dem Privatmanne, welchem dieſe zugefügt war, 
entrichtet werben mußte In fo fen man bei einer folchen 
Rechtöverlegung auch den Gefihtspunft hervorhob, daß fie zu⸗ 
gleich einen Rechtöbruch enthalte, pflegte neben ber Buße über: 
haupt noch dad Gewette einherzugeben 327). Es ergiebt fich 
daraus, daß das Pfandgeld fich auf die bereits gefchehene Rechts⸗ 
verlegung bezog; daß e3 nicht gefordert werden fonnte, wenn 
Jemandem ein Schaden zugefügt war, der wohl zur Pfändung 
Veranlaſſung geben Fonnte, bei welchem aber den zum Erſatz 
Verpflichteten nicht zugleich eine ftrafrechtlihe Werantwortung 
traf 3238); Daß das Pfandgeld befonderd dann gezahlt werben 
mußte, wenn Schaden vorfäslich zugefügt war, in welchen 
Fall nach den neueren Gefeßen meift eine öffentliche Strafe ein: 
zutreten pflegt 3%9,; daß die Größe des Pfandgeldes fich nach 
dem Maaße der Verfchuldung, dem Umfang des Schadens, und 
überhaupt nach den Momenten richtete, welche bei der allgemei: ° 
nen Ermeffung der Strafbarfeit in Betracht Famen. Es ſollen, 
um dieſes zu belegen, nur die Bellimmungen ded Sachſenſpie⸗ 
geld hervorgehoben werden. Nach diefen follte wer über frein: 
. ben Ader fuhr, außer dem Schaden, 1 Pfenning für jedes Rad 
gelten: der Reiter 1/, Pf. 33%). Wenn Bieh auf fremden Ader 


327) 80 5. B. enthält der Schwab. Sp. c. 221. die Beſtimmung, 
dag, wenn jemand Vieh auf einen fremden Ader treibt, der Scha⸗ 

. ben dem. Grundbefiger zweifach vergolten, dem Richter aber 
3 Stil. bezahlt werden follten. Bol. auch Ludwig von Bniern 
Nechtsb. art. 65— 74. — Die genaueren Unterſuchungen über das 
Verhaͤltniß ded Gewettes zur Buße gehören mit zu den ſchwieri⸗ 
geren des aͤltern Strafrechts. 

828) Sunes. leges Scan. IX. 7.— Si vero casu praeter domint 
voluntatem constet a töt animalibus damnum etc. &8 foll in dies 
ſem Fall nur Schaden erfest werden. r 

329) Gandersheim. Landagsabfch. vom 10. Oct. 1601. — „und 
wenn er muthwillig gefchehen, zu Erlangung derer damit — 
ten Strafen” u. ſ. w. 

880) ©. Sp. 11. 27. 8.4. vgl. Grimm's NA. ©. 553., wo au 
anderen Rechtöquellen Stellen angeführt: find, die ähnliche Buße 
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lief, mußten 6 Pf.; wenn. man ed dahin trieb, 3. Schillinge 
als Buße gezahlt werden 321). Eben fo viel hatte zu entrichten, 
wer auf fremden Grundeigenthyum Holz gefchlagen, Gras ge: 
fchnitten, in wilder Wage gefifcht hatte, wogegen die Buße auf 
30 Schill. flieg, wenn man Holz, das gepflanzt war, gefchla: 
gen, in gegrabenen Zeichen gefifcht hatte 322) Won 3 auf 
30 Schill. flieg nach Schwaͤbiſchem Landrecht auch die Buße bei 
einer dritten Wiederholung 33). — Es ſoll hier nicht weiter 
aus einander geſetzt werden, wie verſchieden dieſe Bußen, was 
ihre Groͤße betrifft, in den verſchiedenen Rechtsquellen beſtimmt 
waren, wie im Laufe der Zeit durch Einwirkung mannichfacher 
Umftaͤnde dieſe Verſchiedenheit immer größer werben mußte. Wie 
fehr man aber die Natur Diefes Pfandgeldes verfannt hat, geht 
zunächft daraus hervor, daß ein feftftehender Sächfifcher Gerichts: 
. gebrauch das Pfandgeld für alle Falle auf 1 Schillingöpfen: 
nig oder 16 Pfennige (ohne Zweifel auf Veranlaſſung der Sach: 
fifchen Conftitutionen, die den Ausdruck Pfandfchilling flatt 
Pfandgeld gebrauchen) beflimmt hat 3%; und Bauer bat 
fogar behauptet, daß diefes gewillermangen im Sachfenfpiegel bes 
gründet fei, in fo fern diefer für alle. Fälle eine Buße oder 
Dfandgeld von 6 Pfennigen vorfchreibe 8), Von der Be 
hauptung der älteren Sächfifchen Suriften.. (welche ebenfalls von 
ber Verkennung des Pfandgeldes zeugt), "daß ed dem Richter, 
nicht dem Pfänder gezahlt werden müßte, foll noch ımten bie 
Nede fen. Gapke aber fagt 386): „Der Pfandfchilling ift 
zweierlei Art, von welchem die erfte denen Gerichten auf Tag 


für jedes Nad beftimmen. Dazu no Uplands L. Wiherb. 
c. XI. $.1. p. 230. Rugian. Landr c.76. ©. 325 a. ©. 

331) ©. Sp. II. 47. 8.1. 2. Bol. Note 121. 

.332) ©. Sp. 11. 28. $. 1. 2. 

333) Schwäh. Landr. c. 221. 

334) Carpzov. def. for. ad Const. 11. 27. def.5. n.8 Bauer 
de pign. 37. Haubold Saͤchſ. Private. $. 167. not. f. "Au im 
Salzdahlumer Landtagsabfch. a. a. DO. ift das Pfandgeld, wie es 
ſcheint, durchgängig auf einen Grofchen geſetzt. 

335) Bauer ].c. 

336) Gapke Dorf» und Bauernrecht $. 548. 

20* 
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und Nacht (dad fol heißen, für jeden Tag und jede Nacht nach 
ver Stuͤckzahl des Viehes), die andere aber dem ypfändenden 
Theile, zum Zeichen des beibehaltenen Befiges, ohne 
Abſicht auf jeglichen Tag und Nacht, oder die Anzahl des ge 
pfaͤndeten Viehes oder anderer Stüde überhaupt zu entrichten 
it.” Goͤtze im Entwurf des altmärkifchen Provinziälrechts 387) 
meint, das f. g. Beine Pfandrecht (d. b. worin nicht zugleich 
der Schadenserſatz mit enthalten) werde dem Pfändenden für die 
Muͤhe des Abpfändens entrichtet, was wohl aus einer. Ber 
wechſelung mit f. g. Pfandgebühren, die neuere Geſetze oft 
den ‚Öffentlichen Pfaͤndern, Forſtbedienten u. ſ. w. zuzubilligen 
pflegen, entſtanden iſt 88), Aber auch Phillips 339) hat bie 
Natur des Pfandgelded gänzlich verkannt, indem er faat, es 
muͤſſe daffelbe von dem Gepfändetn dem Pfänder entrichtet wer: 
den und „ſteigere fih, je länger jener ein efjendes Pfand un: 
ausgelöft ftehen laffe.“ Der Grund dieſes Irrthums ift wohl- in 
den Saͤchſiſchen Conftitutionen 39) zu fuchen, worin es heißt: 
„Es traͤgt fih oftmals zu, daß aus zufäffigen, rechtmäßigen 
Urfachen gepfänbet wird; ber aber fo gepfandet ift, will. feinen 
Abtrag thun, ſondern läßt das Pfand muthwilliger Weiſe ftehen, 
Ob nun wohl unfere Schöppenftühle über den Verſtand des 
Saͤchſiſchen Rechtes und ob desfalls nad) ‚gemeinen Rechten zu 
fprechen nicht einig geweſen, fo werden wir doch berichtet, daß 
ed. bis anhero in unferen Landen gebräuchlich geweſen, dad über: 
nächtige Pfand mit 3. Schillingspfenningen (4 Gr.) zu verbüs 
Gen. Wollen derowegen, daß folchem Gebrauch nach, auch nad): 
mals gefprochen, und neben dem gewöhnlidhen Pfand: 
fdhilling und ded Schadens Abtrag dem Gerichtöheren von jeder 
Nacht, fo lange dad Pfand ungelöft flehen geblieben, bis das 
Pfand ganz verftanden, Ben zuerkannt werden.” Phillips 


337) Goͤtze a. a. O. Th. 1. ©. 114. 

338) So iſt auch nicht recht klar, ob nicht auch Schol; Schaͤferei⸗ 
recht S. 272., verleitet durch einige der vorher von ihm angefuͤhr⸗ 
ten Geſetze, die Pfandgebuhren CPfändegeld) mit dem Pfund» 
geld, deffen er fonft nicht erwähnt, für gleichbedeutend genommen. 

39) Phillips deutfch. Privater. Bd. 1. : 413. 

340) Sachſ. Sonftit. IL 22. 
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hat offenbar die Buße oder vielmehr Brüche, die für Nichtaus⸗ 
loͤſung ded Pfandes gezahlt werben follen, und bie außer in dem 
Sädfifhen, ‚noch in anderen verwandten. Particularrechten fich 
finden, mit dem Pfandgeld, der Buße für die Rechtöperlegung,, 
die der Pfändung vorausging und fie erſt herbeiführte, ver, 
wechfelt 31), Wenn nun gleich dltere Zuriften, und unter 
ihnen auch der von Phillips felbjt angeführte Mevius, wohl 
gefehen haben 322), daß zwifchen beiden zu unterfcheiden,. und, 
daß das eigentliche Pfandgeld (der: Pfandſchilling) die alte Buße, 
fei, fo hat. man fi doch nicht darin. zurecht finden koͤnnen, 
und es find die wunderbarften Mißverftändniffe, zu Tage gekom⸗ 
men. Es fagten die Einen, wie z. B. Hommel 343), der, 
Pfandſchilling ſei zwar eine Buße (emenda), die aber nicht ber. 
Partei, fondern dem Richter für die Aufnahme des Pfan⸗ 
des gebühre, und die wachſe, wenn dad. Pfand nicht zur gehös 
rigen Zeit ausgeloͤſt werde; gleichfam nach. Weiſe eines Rusfcher- 
zinfes, Da aber der Sachfenfpiegel doch ‚von einer Buße, -bie. 
dem Pfändenden gebührt, redet, fo meinten Andere 32?), man 
mirffe diefe Buße, dad Pfandgeld, noch, von dem Pfand: 
ſchilling, wovon die Gonflitutionen reden, unterfcheiden. Waͤh⸗ 
rend nachmals Haubold 335), der früher felbft diefen Irrthum, 

theilte, das Irrige darin. anerkannt hat, bat Bauer = bie, 


34) Brand, Eonft. t. 49. „Würde aber der gepfändete die Pfünde 
muthwillig in dem Gerichte ſtehen laſſen und dieſelben nicht wieder, 
einloͤſen, ſo ſoll das ſchuldige Theil dem Gerichte fuͤr jede Nacht, 

3 arg. Strafe geben.” Dergl. Magdeb. Polizeiordn. (v. 3. Zän. 

1688.) Cap. 31. 8. 20. (4 Groſchen). ©. von Klewiz Magdeb. 
- Provinztale. Bd. 1: S. 52. 

342) ©. oben Rote 326. 

343) Homme] de pign. p. 44. — primo emenda der Pfandfchilling, 
quae judici datur pro receptione pignoris et sedecim nummos 
complectitur. Deinde — pro singulis noctibus, quibus judicio 
sunt relictae tres schillingi etc. 

344) Thomae de noxia anim. c. 25. n. 25. vgl. mit Stryck de 

pign. V. 15. Ä 

345) Haubold Saͤchſ. Privatr. $. 167. not, f. 

346) Bauer de pign. p. 36. Nos quidem duas emendae species 
dari existimamus, alteram juris ‚antiquigris (Buße), alteram ju- 
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Anficht aufgeftellt: „das Pfandgeld (die Buße) fei fchon im 
Sachſenſpiegel begründet und früher der Partei entrichtet 
worden, aber nachmals, vermöge der Conftitutionen oder wenig: 
fiens in Folge einer von der Praris ihnen gegebenen Deutung, 
durch den Pfandichilling an den Richter verdrängt worden” — 
So fehen wir, daß die alte Buße bei der Pfändung, oder viel: 
mehr bei den Mechtöverlegungen, die zur Pfändung berechtig- 
ten, ſich in mehr oder minder verfümmerter Geftalt erhalten hat, 
und daß diefelbe von den Zuriften, wenn fie fie nicht gar mit 
etwas ganz Anderem zufammenwarfen, bald die Bedeutung einer 
Belohnung pro receptione pignoris, eined Erfaßed für die 
Mühe, die dad Pfänden verurſacht hat, bald eines Zeichens 
des beibehaltenen Beſitzes u. f. w. zugetheilt erhielt. Es fcheint 
aber überhaupf das Pfandgeld nur in einigeh Gegenden von 
Deutfchland, und zwar meift in den norböftlichen, im Gebiete 
des Sähfifhen Rechtes, doch auch da wieder in anderer 
Weiſe, in denen des alt: ald denen des neufächfifchen, befonders 
auf den Eonftitutionen beruhenden Rechtes, fich erhalten zu ha: 
ben. Im Deftreichifchen Geſetzbuch, das fonft das Pfaͤndungs— 
recht ziemlich treu im altdeutfchen Sinn aufgefaßt hat, gefchieht 
feine Erwähnung eined Pfandgeldes; gleiches ift auch im Baie: 
rifchen Landrecht der Fall, und auch Kreittmayr ſchweigt 
davon ganz; in Beziehüng auf Wirtemberg fagt Reyſcher: 
„daß ein Pfandgeld dort nicht herkoͤmmlich fe.” Mir ift es 
aufgefallen, daß auh im Geldernfhen Landrecht, welches 
wir ald eine befonders lehrreiche Quelle für das Pfändungsrecht 
kennen gelernt haben, nichts davon vorkommt 37), Nach dem 


ris recentioris (Pfandfchilling), quarum illa pignoratoris debeha- 
tar, hanc judex jure suo adhuc sibi poscit. — Serioribus tamen 
temporibus per verba constitutionis electoralis — et vi praxeos 
rem mutatam Be ita ut hodie emenda non parti sed judici 
solvenda sit. 


347) Daffelbe wird fi) auch aus den meiften Nheinifchen und Weſt⸗ 
phäl. Provinzialvechten, in denen ich überhaupt keine Ausbeute für 
das Pfindungsrecht gefunden habe, ergeben. Nur in Schlüter's 
Provinzialr. für d. Grafſch. NRedlinghaufen (in v. Strom» 
Bed’d Samml.). Lpz. 1833. ©. 11. wird eine Verordnung über das 
Pfaͤndungsrecht, die aber aus dem J. 1810 flammt, mitgetpeilt. 
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Mitgetheilten wird aber die Antwort darauf: ob dad Pfandgeld 
(wobei aber immer zuerft zu beflimmen ifl, wad man darunter ver: 
‚ftehe) ein gemeinrechtliches Inftitut fei oder nicht? ob es dem Rich: 
ter oder der Partei zukomme? u. ſ. w., ſich von felbft ergeben. 


87. 
Bortheile und Zolgen der Pfändung. 


Die Vorteile, welche die Pfändung dem Pfändenden ge: 
währt, beftehen, wenn man nicht dahin zufolge neuerer Nechte 
rechnen will, daß ihm aus der Pfändung felbft und an fich ber 
Anfpruc auf ein Pfandgeld erwächft, im Zolgenden: 

. 1. Der Beweis der Rechtöanfprüche (Schadenserfag, Bu: 
Be), um deren, Geltendmachung willen die Pfändung vorgenom- 
men worden, wird Dadurch in noch gleich näher zu beſtimmen⸗ 
der Weiſe erleichtert. In den älteren germanifehen Rechten wurde 
diefes als der erſte und wefentlichfte Wortheil der Pfändung an: 
gefehen, welchen man dem Befchädigten auch dann noch zu 
fihern fuchte, wenn die Pfändung felbft vereitelt worden war, 
3. B. durch die Flucht, Wildheit der Thiere 38) u. ſ. w. — 
Fest muß zwifchen einer Pfändung wegen Befisftörung und we: 
gen Schadens unterfchieven werden. Bei der erfteren ift die 
Pfändung eine bloße Willensmanifeftation, vermöge welcher der 
Pfänder den Befig behauptet und die Danblung, um berent: 
willen ex gepfändet hat, als eine Störung bezeichnet. In Be: 
ziehung auf bie andere haben manche unferer ausgezeichnetften 
Rechtölehrer die Anficht aufgeftelt, daß durch die Pfändung der 
zugefügte Schaden erwiefen werde. Go namentlich Eich- 
born. Phillips aber 39), zwifchen beiden Arten der Pfän- 
dung nicht unterfcheidend, hat feine Meinung nach der Gewerd: 
Iehre dahin formulirt: „daß in folhem Proceß der Pfändende 
die vortheilhafte Rolle des Beklagten habe, in welchem er ſich 
auf keinen Beweis angeblich erfolgter Beſitzſtoͤrung einzulaffen 
braucht; dad Pfand vertritt die Stelle des Beweiſes und dem 
Kläger liegt ed ob, das Gegentheil darzuthun.” Es hat biefe 
Anfiht auch in neueren Gefebgebungen Eingang gefunden, denn 


348) Gach ſ. Sp. II. 47. 8.3. — „als of it gepandit were.” 
349) Phil lips a. a. O. Bd. 1. ©. 414. 
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ba3 Baieriſche Landrecht 590) (dem auch Mittermaier in fruͤ⸗ 
beren Ausgaben gefolgt war) beflimmt, daß nicht erwielen zu 
werden braucht, daß. der angeblihe Schaben wirklich gefchehen 
ſei, fondern dad Pfand als Probe fein fol, fo lange nicht Pis 
gnorat beweifen Tann, daß entweder gar Fein Schaden gefchehen 
oder von anderen ald von ihm und feinem Vieh zugefügt wor: 
den, oder das Pfand anderer Urfachen wegen abgenommen fei. 
Näher der deutfchsrechtlichen Anfiht kommen aber die Rechts: 
lehrer, welche behaupten, daß durch die Pfändung der Beweis 
des zugefügten Schadens nur erleichtert werde 351); obgleich Die: 
ſes noch einer nähern Beltimmung bedarf. Die Stellen der deut: 
ſchen Rechtsquellen, welche diefen Gegenftand berühren, erfor: 
bern nämlich, daß der Schaden dem Betheiligten felbft (alfo dem 
Herrn der Thiere oder etwa des Knechtes, der ihn angerichtet) 
und einigen als Zeugen beigezogenen Nachbaren gezeigt werden 
muͤſſe, die nach aͤlterm deutſchen Rechte denſelben auch zugleich 
abzufchägen hatten 352), war biefes aber gefchehen, fo Fonnte 
der in Anfpruch Genommene nicht mehr mit feinem Eide der 
Beichuldigung entgehen, daß er oder fein Vieh, welches ge: 
pfändet worden, den Schaden angerichtet habe, der Pfänder 
konnte vielmehr diefes beſchwoͤren 3%), und felbft dann, wenn 





350) Baier. Lande. II. 8.6. $. 24. u 

351) So Mauerbredher a. a. O. 8.175. Reyſcher Mirttemb. 
Privater. 8.152. 

352) L. Bajuv. Xlll, 12. — sed recludat eum donec domino ejus 
ostendat damnum, et aliqui de vicinis hoc videant, et desiguant 
locum, qui laesus est et. — L. Wisig. VI, 3, 13. — et 
dominum cahballorum vel pecorum faciat certiorem, ut praesen- 
tihus his aut vicinis eorum dampuum, quod illatum fuerit, &esti- 

. metur etc.. Daf.. 0.15. L. Rotharis 0.351. — ©. Sp. 11.47. 

S. 2. — den scaden solen se gelden dere dat ve is, of man 
ine to hant bewiset na der bure kore. Goslar. Stadtr. 
b. Leibnitz ©. 566. $. 61. u. darnach Rechtsb. n. Diſt. II, 8, 2. 
— Louckent aber ihener (deffen Vieh gepfändet) des schaden, 
den musz her sich entsagen mit seyme eyde rechte, ah der 

“schade mit guten luten nicht geachtet is unde be- 
wiset wert. Geldern Landr. a. a. D.n.2—4 

353) Sunesen legg. Scaniae X. 1. At si reum in ipsa succisione 
dominus deprehendat, de sex orarım emendatione praestanda 
pignus ab eo suscipiat, ne sonyentus_ex post facto se diffteri 
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behauptet wurde, daß bie Pfändung außerhalb de Grundſtuͤckes 
des Pfaͤndenden geſchehen ſei 3%). Man muß daher Mitter: 
maiern beiflimnen, welcher in der neuen Ausgabe feines: Lehr⸗ 
buches fagt 3%): „durch ' bie Pfändung werde eine rechtliche 
Bermuthung begründet, daß: die Beſchaͤdigung durch den Ge: 
pfändefen (ober, wie wohl binzuzufsgen, durch das gepfändete 
Vieh) verubt worden, baß-aber der Umfang der Beſchaͤdigung 
[und uberall dad Vorhandenfein ‚einer folchen] und die Größe 


j bed Schabend bewiefen ‚werden mäfle” — Die Entwidelung 


ber Grundfäße über die Art der Abfchägung des Schadens; d. h. 


wie und nach welchen Grundſaͤtzen fie nach älterm beutfchen 


Recht gefihah, wie fich die. Anficht der Juriſten daruͤber gebilvet 
bat, wollen wir bier übergeben, da es. eigentlich Uber. Dad Ge 
biet der Pfaͤndungslehre hinaus liegt; es ſoll nur noch bemerkt 
werden, daß, wie. ältere deutſche Rechte Abſchaͤtzung durch Nach⸗ 


baren vorſchreiben, ‚fo neuere Geſetze oft gerichtliche Abſchaͤtzung 
- verlangen, wie 3.3. im Preuß. Mechte, welches auch verordnet, 


daß der Gepfandete felbft dazu vorgeladen wexrden foll 350), 

2, Demnädft gewährt die Pfändung den Wortheil, daß 
die abgenommene Sache dem Pfändenden zur. Sicherheit für. die 
Sorderung, fowohl welche aud der Handlung, wegen welcher 
gepfaͤndet worden, entſpringen, als bie, welche durch bie- Pfän; 
dung felbft umd in Folge derfelben begründet werben (wohin alle 
dadurch verurfachten Koften gehören), dient; fo Daß er biefelbe 
zu dieſem Zweck zuruͤckhalten und eventuell feine. Befriedigung 


valeat debitorem. Non dato pignore , si oblatamı satisfactionend 
exactys voluerit difftteri , trinum ei sufficiet Juramentem. 

354) Sunesen |. c. IX. 7. Si vero dominus contendat animal 
su@ non in agris vel pratis cujus libet, sed innoxia compte- 
hensa, damnum passus quod ea jaste ceperit, trium hominum 
probet juramentis. — Schwäb. Landr. 225. $.6. und eben fo 

. alt. Culm. Recht V. 26. Der man sal synen schaden bereden 
selbdrytte. ‚hat her der nicht. so sal her — schaden, rn 
den myt synes eynes hant. 

355) Mittermaier a. a. O. S. 152. h. q. vgl. — Scholß III. 

a. a. D. G. 274. Auch Zeiler Somment. z. Oeſtr. Gefegb. Bd. 1. 
©.753. „Die Pfändung ſei Mittel, theild den Beweis zu ver 
Schaffen, durch welche Thiere man befihädigt worden, theild um 
den, welchen der Erfag obliegt, ausfindig zu machen.” 

856) Preuß. Land. a. a. D. 8. 483 — 437. 
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daraus fuchen kann. Wiewohl im Altern beutfchen Recht bie 
Beweisvortheile vorzugsweife in Betracht kommen, fo biente 
nicht minder, wo ed nöthig war, die Pfändung auch bazu, bem 
Beſchaͤdigten zugleich Sicherheit für feine Forderung zu verfchaf: 


fen 357), Daher konnte, wie oben bemerkt worden, aud bei 


der Beflimmung der Größe des zu pfändenden Objectes darauf 
NRüdfiht genommen werden 25%), Allmaͤhlig hatte fich aber bie 
Sache umgelehrt und die Gewährung einer Sicherheit ſteht bei 
ben Wirkungen der Pfändungen in ber erften, bie Beweißerleich- 
terung in ber zweiten Reihe, fo bald es fich nicht blos um eine 
Sicherung des Beſitzes handelt. Der Untergang des beutfchen 
Beweisverfahrens, fo wie daß man in dem Wort Pfändung den 
Begriff des Pfandes mehr hervorgekehrt hat, haben dazu mits 


gewirkt. Die vielen Verordnungen, welche eine übermäßige 


Pfändung verbieten, beflätigen es, und biefen fchließen fich die 
neueren Gefebe an, welche es direct ausfprechen, daß bie ge: 
pfaͤndete Sache zur Sicherheit für die Forderung dienen foll. 
Das. ift auch dann der all, wenn das Pfand an den Richter 
abgeliefert werden muß, und die Rüdgabe an den Eigenthit: 
mer kann dann nur in den Fällen erfolgen, wenn auch ber 
Pfändende felbft dad Pfand hätte wieder erftätten müffen. Das 
muß aber vor ausgemachter Sache nur dann gefchehen, wenn 
der Eigner „eine andere angemeffene Sicherheit” Teiftet 359), 
Nicht wohl koͤnnen wir aber der von G. L. Böhmer 360) ver: 
theidigten Anficht beiftimmen, daß ein Gericht die Herausgabe 
bed Pfanded fchon dann verfügen koͤnne, wenn ed die Weberzeus 
gung erlangt hat, daß ber Gepfändete zahlungsfähig fer dh, 


357) Sunesen L. c. IX. 6. — liceat animalia comprehendere — — 
et impune donec damuni fiat restitutio retinere. ferner oben 
Rote 122. 

358) S. oben S. 290. 

359) ©. Rote 303. - 

360) Böhmer Rechtsfaͤlle Bd. 3. ©. 706. 

361) In dem Preuß. Landrecht findet ſich diefelbe Anſicht; $, 448.: 
„Sobald der Gepfaͤndete auf rechtliches Gehoͤr antraͤgt, muͤſſen 
ihm die Gerichte die gepfaͤndeten Stuͤcke, mit Vorbehalt der Rechte 
des Pfaͤnders, abfolgen laſſen.“ 8. 449.: „Steht jedoch der Ger 
pfaͤndete unter einer andern Gerichtsbarkeit, oder iſt ex nicht für 
binlänglicy ficher zu achten; fo Tann er die Berabfolgung der Pfaͤn⸗ 


— _ — — 
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Die Pfaͤndung ſoll nicht allein die allgemeine Sicherheit, ſon⸗ 
dern noch eine beſondere gewaͤhren. Selbſt daß wohl einige aͤl⸗ 
tere germaniſche Rechte die Anſicht enthalten, daß bei einem (in 
demſelben Gerichtsbezirk) mit Grundeigenthum angeſeſſenen Mann 
die Pfaͤndung nur den Beweis erleichtern ſoll, entſcheidet dieſes 
nicht, weil gerade hierin ſich ein gewiſſes Schwanken kund gab, 
welches ſpaͤter verſchwunden iſt. Die gepfaͤndete Sache ſelbſt 
(oder das dafuͤr niedergelegte Pfand) dient dazu, daß die oben 
bezeichneten Forderungen daraus befriedigt werden. Zeiler ſagt 
in feinem Commentar zum Oeſtreichiſchen Geſetzhuch 392), „Die 
Wirkung der Pfändung tft ein geſetzliches Pfandrecht mit 
allen damit verbundenen Folgen. Der Beichädigte hat 
alfo insbefohdere das Recht, im Falle daß der Eigenthuͤmer 
fi) nicht meldet" oder auf andere Art Erſatz leiftet, auf die Seil: 
biefung des gepfändeten Viehes zu dringen, um aus bem geld: 


ften Werth den ihm gebührenden .Erfab zu verlangen.” Wir 


würden und diefen Satz für das deutſche Recht ganz zu - digen 
machen Fönnen, wenn nicht die hervorgehobenen Worte noch ei: 
ner Erläuterung bebürften. Sie könnten naͤmlich die Vorſtel⸗ 
lung erweden, daß durch die Pfändung auch eine dingliche 
Klage in Bezug auf die gepfändete Sache begründet würde, was 
aber im aͤltern beutfchen Recht mindeſtens nicht der Fall war.. 
Der Pfänder hatte namlich nur das Recht, die Sache, bis der 
Zwed der Pfändung (Sicherung der Beweisportheile, Sicherftel-' 
lung wegen feiner Anfprüche) erreicht war, zu behalten; er konnte 
auch wohl wie aus einem gefehten Pfande, wo es Noth that,‘ 
feine Befriedigung daraus fuchen, aber er konnte die gepfändete 
Sache, wenn fie aus feinem Gewahrfam gefommen war (. B. 
wenn bie gepfändeten Thiere entlaufen, zu ihrem Seren zuriid: 
gefehrt waren), nicht von Neuem ergreifen, fie anfangen. 
Es waͤre dieſes gleichſam eine Erneuerung der nur einmal, und 


der nur gegen Beſtellung einer anfehnlichen Kaution für altes daB, 
was der Befchädigte zu fordern hat, verlangen.” $.453.: „Auch 
muß dem Pfändenden auf fein Berlangen eine Recognition über die 
erfolgte Pfändung und die nur mit Vorbehalt feines Nechtes ges 
ſchehene Ruͤckgabe der Pfünder auf Koften des Sepfändeten aus⸗ 
gefertigt werden.“ 


362) Zeiler a. a. O. Bd. 3. S. 775. 
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befchraͤnkt geſtatteten Selbſthuͤtlfe geweſen. Stand es feſt, daß 
die Thiere gepfaͤndet worden waren, ſo war damit in Beziehung 
auf ben. Beweis auch der Vortheil, der dem Pfaͤnder aus ber: 
Pfändung: entſprang, fchon erreicht; er fonnte aber auch in ber. 
Regel wohl nech auf eine Sicherfiellung wegen feiner Anfpriche, 
nicht aber auf eine Rüdgabe der gepfändeien Sache dringen,- 
MWiewohl nun, wie Diefed öfter erwahnt ‚worben,, fomwohl in. den. 
neueren Stetuten und Gefegen als :auch von ben Juriſten der. 
Gefichtspunft, daß durch die. Pfändung ein Pfandrecht entftehe,. 
mehr - feftgehalten geworben ift, ſo -ift. man doch nicht fo. wei, 
gegangen. daß man dem Pfänder ein Vindicationsrecht zugeflan-- 
ven haͤtte. Mir ift wenigftens nicht bekannt, daß biefed- irgend: 
wo geſchehen wäre; dagegen aber fagt Kreittmayr 393) gang, 
beftimmt: „Sonſt erlangt man durch die Pfändung eben Fein- 
Jus reale auf- dem Pfand, fondern nur Custodiam nebft abe 
verftandenem commodo.” Er hat. dabei den Bemeisvortheil im 
Sinn, ſetzt dann aber gleih im Folgenden aus einander, - wie. 
die gepfändete Sache, fo lange fie im Gewahrfam, des Pfänders 
ift, auch zur Befriedigung der durch. die Rechtöverlebung, um 
berentwillen die Pfändung vorgenommen wurde, und der durch, 
und in Folge der Pfändung erwachlenen Anfprüche und Kos 
fien verwendet. werben fünne. — Die gepfändete Sache Eonnte 
aber zur Befriedigung des Pfänderd u. f. f. ‚dienen und verwen— 
det werben: a) Wenn der Eigenthümer des Pfandes fich gar 
nieht meldete. Doc ift nach deutfchen Rechtsgrundfäßen dabei 
voraudzufeßen, daß ber Eigenthümer dem Pfänder unbekannt 
war, da legterer verpflichtet war, dem erftern eine Anzeige von 
der gefchehenen Pfändung zu machen. So fchreibt in Beziehung, 
darauf das Geldernfche Landrecht vor 36%), „daß, wenn ber Eig- 
ner der gepfändeten Zhiere unbekannt ift, ed in der Kirche des 
Dorfes, wo die Pfändung gefchehen ift, auögerufen. und, wenn 
fi) dann binnen acht Tagen niemand meldet, zum Verkauf der: 
felben gefchritten werben fol.” Das Preußifche Recht verlangt 
aber, daß auch der befannte Eigenthümer, an ben eine Bor: 
ladung, der Abfchäkung des Schadens beizuwohnen, ergangen 


363) Kreittmayr a. a. O. ©. 1277. 
364) Geldern Landr. a. a. O. NR. 5. 6. 
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ft, Sich innerhalb drei Tagen nach geſchehener Abſchaͤtzung (wohl 
am feine Erlärung, ob er fih zum Erſatz verſtehen will, ab- 
zugeben) melden fol, widrigenfalls zum gerichtlichen Verkauf 
des Pfandes. gefehritten werden kann 35). b) Der andere Fall, 
wonach leßtered gemeinrechtlich ftatt finden kann, it, wenn nad) 
verhandelter Sache und nach erfolgtem richterlichen Urtheil (dem 
aber eine gütliche Uebereinkunft gleichzufegen if) die Zahlung 
- nicht erfolgt. . Die Particulargefege fchreiben wohl Zermine vor, 
innerhalb welcher die Meldung .ald Eigenthuͤmer des P andes, 
oder auch wohl die Zahlumg gegen Ruͤcknahme des Pfandes ges 
ſchehen muß 360), Ber efienden Pfaͤndern kann felb nach parti: 
cularrechtlichen Beſtimmungen zum Verlauf des Pfanded gefchrit: 
ten werden, wenn der bekannte Eigenthümer, nad) ihm gewor- 
dener Anzeige und während fchwebender Sache, in ber gefebten 
Zeit bafjelbe nicht durch eine andere Sicherheitäbeftelung ausge, 
loͤſt hat 8673. ES ift dieſes ein Reſt der im Altern beutfchen 
Recht begründeten. Verpflichtung, den Pfaͤnder von der custodia 
durch Auslöfung der gepfändeten Thiere zu befreien, zu deren 
Erfüllung der Thiereigner bald burch die. Drohung, daß ber 
Pfänder das Vieh ohne Futter laflen dürfe, bald durch Auft 


365) Preuß. Landr. 8.438. Scheplitz constet. Brand. t. XXL. 
p. 520. So aber der Schaden tarkıt und er das Pfaud Parıtber 
ftehen läßt, foll der, fo gepfändet hat, für Richter und Schoͤppen 
auf das Pfand Elagen und fidy fo viel am Pfande zuerkennen laffen, 
als er Schaden gelitten; das Mebrige foll dem, fo gepfändet, wies - 
der gefolgt werden. cf. Leyser medd. c.IX. 9.8.9 > 

366) So 4. B. Baieriſch. Landr. Th. U. 8.6. $. 24. „Inner 
halb 3 Zagen nach richterlichem Ausſpruch muß das Pfand auss 
gelöft werden und dann wird ed nah Mafgabe Ord. Jud. c. 18. 
verkauft, und man ift nicht fhuldig zu warten, bis das Pfand 
durch Schaden und Gerichtskoſten abſumirt iſt.“ Dad Leite mochte 
wohl auf die Saͤchſ. Conſtit. 11. 27. (ſ. oben S. 308.) hindeuten, 
welches erft dann zum Verkauf fchreiten läßt, wenn das Pfand 
berftanden ifl.” ©. Curtius Saͤchſ. Givilr. S. 1163. Bauer 
de pign. p. 40. 

: 367) Brandenb. Conftit. it. 49. „Würde es aber auch noch 
14 Sage ftehen bleibeh, fo follen anf das, der die Pfändumg ges 
than, Anfuchen, die Pfänder tariret, und fo theuer fie gelten, 
verkauft und dad Geld, bis nad) Austrag der. Garen, in Neu, Ge⸗ 
richten niedergelegt werden.” S. Note 340. er 
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erlegung einer befonbern Buße, bald, wie wir bier fehen, durch 
die Diſtraction der gepfändeten Viehſtuͤcke angehalten wurde. 
Die Heichögefehe 368) verordnen, daß bei Pfändungen wegen 
Fundlicher Schuld zum Verkauf des Pfandes gefchritten werden 
dürfe, um den. Gläubiger bezahlt zu machen, wenn bei efienden 
Pfaͤndern ſich niemand innerhalb dreier Nächte und age, bei 
liegenden Pfändern innerhalb vier Wochen zur Löfung gegen an: 
derer gehörige Sicherheit melde. Es dürfte dieſes nicht ohne Ein- 
fluß auf die particularrechtlihen Satungen in Betreff der Pfän- 
dungen wegen Schadens geblieben fein. 

Wenn ed nun zum Verkauf einer gepfändeten Sache kommt, 
fo muß man wohl aldö Regel annehmen, daß berfelbe in ber 
Weiſe flatt finden muß, wie es bei gefeßten Pfändern Rechtens 
iſt. Während nach einigen Rechten der Verkauf nie anders als 
* gerichtö » öffentlich gefchehen Tann, ift nach anderen nicht nur ein 
Privatverkauf zuläffig 36%), fondern es bedarf, wenn die übrigen 
Bedingungen vorhanden find, nicht einmal der vorherigen Nach⸗ 
ſuchung einer richterlichen Erlaubniß 37% Nach aͤlterm deutſchen 
Rechte trug, wie oben bemerkt worden, der Pfaͤnder die Gefahr 
ber Sache. Es iſt diefes aber nicht fo zu verftehen, daß, wie 
es wohl bei der Satzung vorfam 371), die Forderung des Pfän: 
ders mit dem Pfande felbft unterging. Die Forderung haftete 
nicht an biefem, fie hatte eine andere causa, und befland auch 
ohne vorgenommene Pfändung, die an dem übrigen Sachverhält: 
niß nichts Anderte. Jenes Tragen der Gefahr hatte vielmehr die 
Folge: a) daß der Pfänder dafür einfiehen mußte, wenn durch 
das abgepfändete Vieh ein Schaden angerichtet wurde; und 
b) daß er dem Eigenthümer Erfab für das in feiner Gewahr⸗ 


368) NR. A. v. 1389. 8. 24. v. 1442. 8.3. 

369) So war nad) der Pommerfchen Polizei» Ordn. v. 1681. art.XXI. 
poss. ult. ee Verkauf der gepfandeten Sachen geftat« 
tet, doch ift fpäter gerichtlicher Verkauf ald nothwendig angefehen 
worden. ©. Motive zum Entwurf d. Provinzialrechts für Neu⸗ 
Vorpommern a. a. O. ©. 258. 

370) So hoch Medlenb. 8. u. &. ©. DO. Pars II, 41. $.2. „Wenn 
auf das Vieh das gewöhnliche — verweigert wird, und dem 
pignoratori das Vieh zu halten, beſchwerlich, kann Pignorator 
das gepfaͤndete Vieh verkaufen, ſeines Schadens auf vorhergehende 

Moderation ſich erholen, den Reſt Pignorato zuſtellen, und wenn 

- ou: felbigen nicht annehmen will, im @erichte Deponiren. 
371) Phillips D. Private, Bd. 1. ©. 588. 
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fan, felbft ohne feine Schuld, umgefommene Vieh zu leiften 
hatte. Es teat hier dann ein ‚Gegencinander- Rechnen ber. beis 
derfeitigen Forderungen, bes Pfaͤnders und des Gepfändeten, ein. 
Diefed Tragen der Gefahr von Seiten bed Pfänders wurde in- 
deß in altgermanifchen Gefegen ſchon bie und ba befchränft, und 
heutigen Tages darf man es wohl ganz als veraltet anfehen, ba 
die römifchen Grundfäße Über den casus fo allgemein herrſchend 
geworben find 372), dag man Abweichungen von denfelben, auf 
welche man erft in neuefter Zeit bei einem grünblichern Studium 
der älteren deutfchen Rechtöquellen aufmerkſam geworben ift, gar 
nicht einmal ahndete. 

3. Als eine dritte Wirkung, die zum Vortheil der Pfaͤn⸗ 
denden gereichte, wird auch oft aufgezählt, daß dadurch der 
Gerichtöftand am Ort der gefchehenen Pfändung begründet wird, 
fo daß das Gericht num nicht nur uͤber die Pfandung, fondern 
auch über die Sache felbft, wegen welcher gepfändet worden, zu 
entfcheiden hat 373), Da nad) altgermanifchen Werhältniffen die 
Schwierigkeiten der Verfolgung einer Rechtsfahe in einem an: 
dern Gerichtöbezirfe noch: oftmal3 größer fein mußten, als in 
unferen georbneteren zu einer, feften Einheit verbundenen Staa- 
ten, fo dürfte diefe Anfiht, wenngleih wenig directe Hinwei⸗ 
fungen darauf fi finden, der deutfchen Vorzeit nicht fremd ge: 
wefen fein. — Das Preußifche Landrecht beftimmt: „daß der 
Befhädiger allemal fchuldig fei, auf die Entſchaͤdigungsklage 
bei den Gerichten des Ortes, wo die Pfändung erfolgt ift, fih 
einzulaffen 374), Wenn aber die Pfändung blos in der Abficht, fi 
gegen Beeintraͤchtigungen eined vermeintlichen Rechtes zu fchligen, 
vorgenommen, fo fol die Klage über die Beeinträchtigung bei dem 
ordentlichen Gerichtsftande, wohin die Sache ohne Rüdficht auf 
die gefchehene Pfändung gehören würde, angeftellt werden” 875), 

Es möge bei der Ausdehnung, welche diefe Abhandlung ge: 
wonnen, genuͤgen, auf den vorftehenden Gegenftand hingewieſen 
zu haben. Da dad Weſen der Pfändung dargelegt worden, fo 

372) ©. 3.38. Stryck de pign. V. 23—27. VI. 27. Kreitt⸗ 
mayr a. a. O. ©. 1278. a. ©. 

373) Kreittmayr a. 0. O. ©. 1276. 

374) Preuß. Landr. 9.437. Bol. Bornemann Preuß. Givilr. 


1. ©. 439. und die Note dafelbft. 
375) Preuß. Landr. 8.451. 
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wird die. Anwendung der allggmein proceſſualiſchen Grundſaͤtze 
auf daſſelbe, worauf ed bier ankommt, auch fich mit größerer 
Sicherheit machen laſſen. — Wenn aber dadurch auch die Mäns 
gel und Unvolllommenheiten diefer Abhandlung noch vermehrt 
fein follten, fo möchte do nicht ganz verkannt werben, bad 
in. dieſem Verſuch dargelegte Streben, die beutfchen Rechtsinſti⸗ 
tute auf einer durch umfasfendere Benutzung der älteren ger: 
manifchen Rechtsquellen erweiterten. und wohl auch vertiefteren 
Grundlage. zu ‚erbauen, fi moͤglichſt ihres urfprünglichen Sin- 
nes und Geiſtes zu bemächtigen, und fie in ihrer. Umbilbung 
(wad bisher nur noch in wenigen ſelbſtſtaͤndigen Behandlun- 
gen einzelner beutfcher Rechtsgegenſtaͤnde gefchehen iſt) bis in bie 
neuefte Zeit herab zu verfolgen. An dem Pfändungsrecht wegen 
Schadens ftellt es ſich befonderö auch hervor, wie durch die 
Befangenheit in römischen Rechtsanſchauungen, wie fie den altes 
ven Quriften eigen war, fo viel Fremdartiges in ein Juſtitut 
hineingebracht worden iſt, deſſen rein deutſchen Urſprung man 
eigentlich nie verkannt hat, dem man ſeinen eigenthuͤmlichen Cha⸗ 
rakter auch nie hat nehmen wollen, und wie dadurch erſt die 
meiſten Schwierigkeiten und die meiſten Streitfragen in Bezie⸗ 
hung auf daſſelbe hervorgerufen worden ſind. Die Scheidung 
deſſen, was wirklich bei dem Inſtitute dem deutſchen Leben, ſei 
es aͤlterer, ſei es neuerer Zeit, angehoͤrt, von dem, was rein 
nur, ohne eigentlich Wurzel im Volke gefaßt zu haben, der 
Behandlungs⸗ und Auffaſſungsweiſe der Juriſten feinen Urſprung 
verdankt, dürfte vielleicht auch für kuͤnftige Geſetzgebung über 
diefen Gegenftand nicht ohne einigen Rugen fein, Möchten aber 
auch recht. viele ähnliche. und Beſſeres leitende Arbeiten in biefer 
Zeitfehrift dazu beitragen, Anfehen und Liebe des deutſchen 
Rechts beſonders bei denen zu befefligen, welche ihr Leben der 
Handhabung des Mechts gewidmet haben, das wohl noch herr⸗ 
fehende Vorurtheil zerfireuen, als biete das deutſche Recht meift 
nur Veraltetes dar, und vielmehr in einem weiteren Kreis es im- 
mer anfchaulicher machen, wie dad fcheinbar Antiquariſche, 
bei richtiger Behandlung, auch fuͤr das gegenwaͤrtige Leben of t 
von — Bedeutung iſt. 
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Einleitung. 


Bi der vorliegenden Abhandlung ift ed nicht meine Abficht, 
die Buͤrgſchaft in ihren Einzelnheiten zu verfolgen, indem es 
überflüffig erfcheinen möchte, unbejtrittene und längft fixirte 
Mahrheiten zu wiederholen, und ed mich zu weit führen würde, 
wenn ih alle, felbft wichtige, Streitfragen in diefer Materie 
berühren wollte, die etwa durch die Doctrin hervorgerufen find, 
Es ſoll vielmehr meine Aufgabe nur die fein, das Wahre und 
‚ben Charakter der Buͤrgſchaft in ihren wichtigften Punkten her⸗ 
vorzuheben, um vor allem den Begriff derſelben feftzuftellen, 
über welchen weder Theorie noch Prarid ganz einig find. Da: 
bei ift mein Augenmerk vorzüglich gerichtet auf Dad germanifche 
Recht. Es iſt alfo die Frage zu beantworten, wie unfere Bor: 
zeit über die Buͤrgſchaft gedacht, und welche charakteriſtiſche Merk: 
male ſich hierüber in den einheimifchen Rechtöquellen finden. 
Wenn ich aber gleich anfangs Vergleichungen anftelle zwi⸗ 
- fen vömifchen und germanifchen Grundanfichten, namentlich 
was den Entwidelungsgang unfered ie rn jo 


Serman, Beitfchrift, 1839, 18 Heft. 
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gefchieht dies nicht allein des vechtöhiftorifchen Intereſſes wegen, 
fondern auch, weil die Gegenüberftelung des römifchen Rechts, 
wie in den meiften Rechtämaterien, fo auch bier, eine befondere 
Beleuchtung gewährt. 

Bon der germanifchen Bürgfchaft ini Allgemeinen wende ich 
mich dann zu ihrer Geftaltung in einem befondern Gefeßbuche, 
ei jütfchen Low, welches im Herzogthume Schleöwig bis auf 

heutigen Zag, obpyehl in vielen , Stauden antiquirt ,.. doch 
eg Agemeinen geltendes Geſetz iſt. Auch in dieſem Gehen 
unterliegt die Buͤrgſchaft, ein ſo wichtiges und ins taͤgliche Le⸗ 
ben ſo haͤufig eingreifendes Rechtsgeſchaͤft, nicht allein in der 
Theorie, ſondern auch in det Praxis, den verſchiedenartigſten 
Anſichten. 

Am Schluſſe ſchien es mir paſſend, aus den gewonnenen 
Reſultaten Folgerungen zu ziehen, die einfach den Knoten loͤſen, 
welcher, wie mir bekannt, vor Jahren hier im Lande vor einem 
hohen Richtercollegium keine Erledigung fand. 


| $. 1. 
Hllgemeine Bemerkungen über die Bürgschaft. 


Die Bürgfchaft iſt das vertragsmäßige Dazwifchentreten ei⸗ 
ner dritten Perfon, um den Gläubiger wegen Sorderungen, die 
er gegen einen andern hat, ficher zu flellen, alfo eine cumula⸗ 
tive Anterceffionsart. Der Hauptfchuldner bleibt verpflichtet, 
nur tritt in dem Bürgen durch Begründung einer Obligation 
noch eine perfönliche Sicherheit hinzu, flatt bei der Pfandbeſtel⸗ 
king ein ſchon vorhandenes Rechtsverhältniß, ſei's ein -dingfiches; 
‚oder auch ein perfönlihes, das Object ift, welches Sicherheit 
gewähren fol. Diefe neue in dem Bürgen entitandene Obliga- - 
tion ift aber nicht etwa eine neben der alten Hauptſchuld ſelbſt⸗ 
ftändig hinlaufende principale Verbindlichkeit, fondern e& ift nur 
eine Schuld vorhanden, bie aber in zwei oder mehreren Perfo: 
nen juriftifch‘ ihre Tilgung finden ann, fo daß durch die ein: 
malige Zahlung, und was dieſer gleichfteht, das obligatorifche 
Kechtöverhäftniß aufgehoben wird. _ Die Bürgfhaft iſt acceffori: 
fcher Natur, dad accessorium folgt dem principale ‚ fallt und 
ſteht mit der Hauptſchuld. 
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Die angeführten Eigenfchaften find die Grundpfeiler unſeres 
Rechtsinſtituts, als aus. dem Begriffe nothwendig folgend. Em 
jeder, der eine Bürgfchaftöverbindlichfeit. eingeht, denkt fich nur 
eine cumulative Interceffion dabei, Feine Novation der Art, daß 
ber eigentliche Schuldner dem Gläubiger gegenüber gänzlich libe: 
rirt werde. Wenn nun aber dad Gefagte fehon Folge des Be: 
griffs ift, und es daher zur Beftätigung beffelben Feiner auds 
druͤcklichen gefeblichen Zeugniffe bedurfte, fo liegen diefelben im 
römifchen Rechte doch in reichlihem Maaße vor !), fo wie die 
Doctrin wohl nie hier Zweifel gefunden hat 2), 

Mas aber die germanifchen Rechtäquellen betrifft, -fo wird 
obiger Merkmale in der Regel ausdruͤcklich nicht gedacht, gb: 
gleich in der Fafjung der Gefeeäftellen das Princip beſtimmt 
genug angegeben liegt 3), während dieſe fich hauptfächlich ber 
ſchraͤnken auf die Angabe von charakteriftifchen germanischen Merk; 
malen, die nicht ald zum Weſen ded Begriffd nothwendig gehe: 
tig erfcheinen, daher auch nach Zeit und Umfländen in verfihie: 


dener Geſtalt hervortreten, 


Wenn dennoch hiergegen einzelne Stimmen ſich erhoben ha; 


ben, die behaupten, daß in germanifchen Nechtöquellen, 3. B. 


im jütfchen Low, mit dem Begriffe der Bürgfchaft ein ganz an⸗ 
dered Mechtsgefchäft verbunden fei, wie bei den Römern und bei 
und heutzutage, d. h. daß unter der Bürgfchaft in Civilſchuld⸗ 
fachen Fein cumulativer Dinzutritt eines Driiten verflanden wor: 
den fei, fondern eine eigentliche novatio, wodurch der Haupt: 
fchuldner ganz liberirt worden, fo iſt dad ein unbegreiflicher 
Mißgriff und eine hiftorifh nicht zu begründende Behauptung. 
Sn den Rechtöquellen findet ſich nicht die geringfte Andeutung 


1) Gaj. III, 126. 8, 5. J. de fidejuss. 1.8. g. 7—11. 1.42. D. eod. 
1.1. D. qui satisdare cog. 1.1. $.8. D. de ohl. et act. und an⸗ 
dere. 

2) Thibaut Pand. 8. 599. — ne Awwitrecht 
8. 353. Brinkmann Rechtskunde e. 226. 236. Weber natürl, 
Verbdlchkten 8. 112 u. f. w. 

3) Sachſenſp. III, 85. Luͤb. Recht 111,5. 8.1u.2. Juͤt. gom. I 11,62. 
Blüting’s Sloffe zum jüt. Law. Danfle Lov J, 23. $.4 15. 
Ditmarfch. Landrecht art. 9. Eichhorn deutfched Privatrecht 
8. 120 u. f. w. 

21 * 
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baven, und man kann ſich unmöglich auf die Bingfchaft in 
Eriminalfachen berufen, da bier nur eine Gleichheit der Benen⸗ 
nung flattfindet, im Webrigen aber die größte Verſchiedenheit 
obwaltet 2). 

Die Buͤrgſchaft iſt, was die Perſonen betrifft, zwiſchen 
welchen ſie eingegangen wird, zunaͤchſt ein Geſchaͤft, geſchloſſen 
zwiſchen dem Buͤrgen und den Gläubiger 5), ohne daß man 
Rüdficht zu nehmen braucht auf den Hauptfchulbner, wenn es 
auch gewoͤhnlich der Fall fein wird, daß zwifchen diefem und 
dem Bürgen ebenfalls eine Wereinbarung getroffen wird, die 
für:deßteren befonderd von ber Wichtigkeitift, daß er, im Falle 
der. Zahlung an den Gläubiger, auf Schabloshaltung gegen den 
Hauptfhuldner mit der Contractöflage auftreten Tann, im ent: 
gegengefeßten alle aber nur aus der Gefchäftsführung oder als 
Geffionar ein Klagereht hat. Ein obligatorifches Verhältniß zwi: 


chen dem Bürgen und dem Gläubiger kann durch den WVertrag 


zwifchen jenem und bem Hauptfchuldner nicht entftehen 8), fo 
wie umgekehrt, da eine Obligation einer Kugel zu vergleichen 
it die nur die Contrahenten berührt 7). — 





93%. neuerdings Sarauw im neuern ſtaatsbuͤrgl. Magazin für 
die Herzogth. Schleswig und Holftein Bd. 7. Heft 3. ©. 552. Bet 
der Interpretation des jütfchen Low's werde ich genöthigt fein, auf 
dieſen Punkt zuruͤckzukommen 

5) Im roͤmiſchen Rechte geht dies ſchon yervor aus der Formel: 
„quantam pecuniam credidero, fide tua esse jubes?” 1.47. 8. 1. 
D. de fidejuss. $. 1. J, de verb. obl. Brissouius de form. 
— cf. Danſke Lov I, 23. 15. Michaelis moſaiſches Recht 
Th. 2. ©. 55 u. 56 bepauptet freilih, ‚daß bei den Juden ed an⸗ 
ders beweſen, weil der Debitor dem Buͤrgen die Hand gegeben; 
allein dies auch zugegeben, ſo ſchließt ja eine etwanige Vereinba⸗ 
rung zwiſchen dem Bürgen und dem Schuldner einen Vertrag zwi⸗ 
ſchen jenem und dem Gläubiger nicht aus. 

6) Eichhorn deutſch. Ptrecht ©. 827. (Ate Ausg.). Freilich iſt von 
mehreren NRechtölehrern behauptet worden, daß jet nach dem Ra⸗ 
turrechte ein Dritter aus dem zu feinem Vortheile gefchloffenen Ver⸗ 
trage immer klagen koͤnne. Hoͤpfner Gomment. $.738. Gluͤck 
Pand, Bd. 25. ©.372., wobei nur zu beklagen, daß dad Natur: 
recht bis jegt noch nicht promulgirt ift. 

7) Hiervon giebt es zur einzelne finguläre Ausnahmen, wenn wir 
auf das römifche Recht fehen, cf. 1.45. D. salut. matr. 1.18 pr. 


German. Bürgfchaft mit Müdfidt auf das jütfhe Low. 2M$ 


Des römifihe Fecht Fennt mit Ruüͤckſicht auf die Beſtellung 
der Bürgfchaft drei ſowohl der Form ald der Materie nach ver: 
fhiedene Arten der cumulativen ‚Interceffion, die ſidejusslo, 
bad mandatum qualificatum und censtitatum debiti alieni, 
deren Unterfchieb im Wefentlichen beruht auf dem Gegenfahe des 
strietum jus und der aequitas, bed Civilrechts und des Ediets⸗ 
vechtö, auf der fehroffen Trennung zwifchen cives und pere- 
grini u. w., daher auch bei dem allmäligen Verſchwinden bier 
fer Gegenfäße die formelle Verfchiedenheit aufhören mußte. . So, 
finden wir dieſelben im juftinianeifhen Rechte, da von biefent 
Kaifer und fhon vor ihm faſt Alles abgeftreift war, was an 
die ältefte Zeit erinnerte, und jene drei Arten der Bürgfchaft 
haben nur noch eine Bedeutung in materiellen Gegenfäßen ®). . 

Bei den germanifchen. Bölkerfiämmen aber findet ſich nur 
eine Art der Buͤrgſchaft, als Folge geringeren politifchen Ber— 
kehrs und größerer Einfachheit in rechtlichen Werhältuiffen, wo: 
ed Feiner unterfcheidenden Formen bedurfte, wo fein vermitteln: 
bed Princip, wie in Rom ber praetor, als Drgan der aegni- 
tas, einem ftrengen Formenweſen, dem strietum jus, beigeord⸗ 
net zu werben brauchte, wo nicht gefchleden. war nor dem Ge— 
fege Einheimifcher und Fremder, befonders ſeitdem Die Idee des 
perfönlichen Rechts und der Brofeflionen verſchwunden war. 

Michtige Nachrichten giebt aber Gajus 9) über den ge 
ſchichtlichen Entwidelungsgang der römifchen Buͤrgſchaft, was 
‚von befonderem Intereſſe ift, wenn man altgermanifche Anfich: 
ten Damit vergleicht und eine gewiſſe Uebereinſtimmung antrifft. 
Abgefehen von den formellen Unterfchieden, Die. die fidejussio, 
fidepromissio und sponsio, ald der firengen Bürgfchaft ver- 
mittelft einer stipulatio, charakterifirt, fo hafteten die Erben 
der fidepromissores und sponsores nicht für die Schuld, ja 


D, de pign. act. 1.21. D. de fidejuss. c. 3. C. de donat. q. sub 
modo c. 8. C. ad exhibend. und andere. 

8) Ueber das Verhaͤltniß diefer drei römifchen Interceffionsarten ift 
befonderd gehandelt von Brinkmann Rechtskunde ©. 228 — 260,, 

wo auch zugleich die Frage erörtert ift, welche von den römifchen 
Grundfägen auf eine heutige Buͤrgſchaft Anwendung leiden. 

9) IL, 115 sg. -: 
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fogar dauerte die Haft erflerer nach einer lex Furia nur zwei 
Jahre. Menn auch nicht dieſer letztere, fo findet ſich doch der 
erite Grundfag in faft allen älteren germanifchen Rechtsquel⸗ 
len 20). Es war im altdeutfchen und nordifchen Rechte Regel, 
daß Schulöverbindlichkeiten zunaͤchſt auf die Perfon gingen, gleich: 
fam auf dem Körper des Werpflichteten hafteten. Die Güter 
ter wurden nur mittelbar afficirt, die Perfon war der nächfte 
Gegenſtand der Erecution. Daraus folgt das zu eigen Geben 
des Schuldnerd an den Gläubiger, bie Uebergabe zu Hand und 
Halfte 1). Dazu kommt noch, daß das germanifche Recht 
dem Erben feinen repräfentativen Charakter beilegt, es kennt 
feine unitas personae zwiſchen dem Erben und dem Erblaf: 


fer 12), daher die Maflen getrennt bleiben. Aehnlich fland es 


in ältefter Zeit in Rom. Auch hier war die Perfon gewiffer: 
maßen koͤrperlich verpflichtet (ftrenge obligatio personae), und 
die Erecution erfolgte nur an der Perfon, daher ber nexus, bie 
addictio debitoris in manum creditoris, . und fogar das in 
partes secare, wenn mehrere Gläubiger eriflirten, bis die lex 
Petillia Papiria hierin eine wefentliche Veränderung herbeiführte, 
und den Greditoren das Vermögen des Schuldners zunächit ala 
Object ihrer Befriedigung anwies. . Früher erlofch die Obligation 
mit dem phyſiſchen und bürgerlichen Tode, ja fogar durch eine 


10) 3.3. 1. Burgund. 82, 2. Saͤchſiſches Weichbild art. 117. Leob⸗ 
fhüger Statuten cbei Böhme 2, 16.). Hannoͤverſche Statuten (bei 
Puffendorf 4,209.). Hadeler Statuten art.4. Poͤlmann Hands 
bad V,9. 23. Erfurter Stadtrecht Cin Walch's Beiträgen Ih. 2. 
©. 37). Muͤhlhaͤuſer Stadtreht 8.3. 8.37. $.1. Menzel 
de nexu heredum ex fidejuss. Host. 1735. 


11) Runde deutfch. Precht ©. 209. leitet dieſe Vehandlung des zah⸗ 
Iungsunfähigen Schuldner aus dee Abficht her, den Credit zu 
fihern, weil dieſer eine Hauptftüge des Handels fei. Allein dies 
iſt hiſtoriſch falſch, denn eine ſolche Sicherung des Handels und 
Gredits gehoͤrt erſt der neueren Zeit an, waͤhrend das zu eigen Ge⸗ 


ben des boͤſen Schuldners uralt iſt, und ehedem bei * alten Ger⸗ 


manen allgemein galt. 

12) Nach dem Sachſenſp. 1, 6. haftet der Erbe ſchon mit der fahren⸗ 
den Habe, nach dem jüt. Low 1,26. tritt derfelbe in alle Berbinds 
lichkeiten des Erblaſſers. 


— 
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oapitis diminutio- minima 18); «8. fand Fein, uebergang anf a 
Erben flatt, ſo wie es überhaupt bei den Römern in- der Alte 


ſten Zeit feine successio per universitatem in bona defungi 


gab, und dem Obigen nach nicht geben konnte 3°), . 

Wie lange nun ber erwähnte Grundjag im deutfchen Rechte 
fi) mag gehalten haben, laßt fi nur fe angeben, daß das 
veränderte Erecutiondverfahren an dem ‚Vermögen des. Schulde 
nerd (Ram) auch hier das flvenge Haften der Perfon verdraͤn⸗ 
gen mußte 15), und mit Rüdficht auf die Bürgfchaft treten die 
Grundſaͤtze des juftinianeifchen Rechts ein, wo nur die br 
sio übrig geblieben ift. 

Eine andere Uebereinftimmung zroifchen tömifcher und ger: 
manifcher Vorftellungsweife liegt in der Art, wie der Bürge ne: 
ben dem Hauptfchuldner haftete; allein da hierüber ſpaͤter wird 


gehandelt werden, fo wende ih mich nun erſt zum üitſchen 


Low. 
5.2. | 
Heber die »ürdımer nach jütfchem Low ins- - 
befonudere, 


Es muß zum Ruhme unſeres Zeitalters geſagt werden, daß 
man mit groͤßerem nationalen Selbſtgefuͤhle das Studium der 
rinheimiſchen Rechte nicht als uͤberfluͤſſig mehr anſieht, daß man, 





13) Daher bekanntlich ſpaͤter eine restitutio ob cap. dim. gegeben 
ward, um die Gläubiger zu fichern. 


+4) Die gemeine Meinung nimmt an, daß in den 12 Tafeln jene 
Univerfolfuccefiion fchon gegeben ſei; allein erſtens widerftreitet Die 
fem die Natur einer firengen ohligatio personae, zweitens liefern 
die fragmentarifchen Weberrefte der 12 Zafeln Keine beſtimmte 
Zeugniſſe, fo wie der Ausdruck „familiam habeto” nichts fir die 
gemeine Meinung beweift, indem familia dekanntlich nur den Ins 
begriff der Eörperlichen Sachen des defanctis bedeutet, nicht das 
Bermoͤgen im Ganzen, d. h. ben Gompler der. activa und passiva. 
Man vergleiche hierüber 1:2. 8.5 1.25. $.1. D. fam.. hercisc. 
Shriftianfen Rechtsgeſchichte Bd. 1. ©. 414. Altona.1838, . 
15) Im Eiderftädter Landrechte 3. art. 7. $. 10. heißt ed: „Nach⸗ 
dem die Bürgfchaft von Rechtswegen auch gegen den Erben ver⸗ 
bindet, obſchon deſſelbigen in der Verſchreibung nicht gedachte 1c.’ 
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dei aller Achlang vor den von Süden ber in Deutichland ein⸗ 
gewanderten Hülfsrechten, doch auch firebt, im eignen Haufe 
immer mehr und mehr befannt zu werden; und in fo fern hat 
jede wiffenfchaftliche Arbeit, die auf das Verffändniß der vaters 
laͤndiſchen Nechtöquellen ficy bezieht, großen Werth. Allein die 
tägliche Erfahrung ehrt, wie viel noch ferneren Forſchungen 
ttberlaffen ift, und wie oft ed namentlich in der Prarid an einer 
Kechtsficherheit mangelt, die nur durch das richtige Verſtehen 
der Geſetze und durch eine fichere Auffaffung der charakterifti: 
fihen Merkmale eines darin behandelten Rechtsinſtituts errungen 
werben Tann, um fchwankenden Anfichten bei richterlichen Ent: 
ſcheidungen vorzubeugen. 

Wenn ih nun mit Rüdfiht auf die Buͤrgſchaft ein Älteres 
Geſetzbuch, das jütfche Low, zur befondern Behandlung mir ge: 
wählt habe, fo führt mic) darauf theild das Intereſſe für ges 
fehichtliches Rechtöftudium, theild auch das Schwanfen über bie: 
fen Gegenftand in Xheorie und Praxis. Erft neuerdings find 
hierüber fich widerfprechende Anfichten ausgefprochen 1), denen 
ich nicht beiftinnmen kann. Es war mir daher ein Bedürfniß, 
den Text des juͤtſchen Low's über bie berührte Materie einer aus⸗ 
führlicheren Interpretation zu unterziehen, um einen feften An- 
haltspunkt zu gewinnen, der im Gebiete dieſes Gefeßbuches dop⸗ 
pelt nothwendig iſt, da das römifche Recht nicht als Huͤlfsrecht 
gilt, wohin man fih im Nothfalle retiriren koͤnnte, und die 
Natur der Sache, wie man fih auszudriuden pflegt, einen zu 
wenig pofitiven Charakter hat. 

Als Präliminarfragen, die von vorn herein einen Aus: 
gangspunkt der Beurtheilung und verfchaffen mögen, ſchicke ich 
die voraus: was man zu erwarten berechtigt iſt von einem Ge: 
fegbuche bed 13ten Sahrh., wie das jütfhe Low, ald Quelle 
betrachtet für da8 Privatrecht, und welche Stellung die Bürg- 
fchaft in demfelben erhalten hat? 

Es ift eine allgemein: befannte Sache, daß in Alterer Zeit 
bad Privatrecht nicht fo fehr der Gefeßgebung anheim fiel, als . 
der autonomifchen und gemohnheitlihen Entwickelung. Was 


4) Reues ſtaats buͤrgl. Magazin Bd. 4. &.365. Dd. 7. Heft 3. ©. 552. 
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namentlich die einfacheren obligatorifhen Werhältuiffe damaliger 
Zeit an Rechtönormen bedurfte, war gering genug, ‚um im 
Wolke felbft zu leben und fchien Hinlänglih aufbewahrt in 
Rechtögerömien,, Liedern, Weißthuͤmern ( Dingeinde) u. f. w. 
Dagegen forderte das Erbrecht, Familienrecht, der Proceß und 
dad Strafrecht fchriftliche Aufzeichnungen, weil die dafür ent: 
flandenen Rechtönormen in ihrer Fülle dem Gedachtniffe. allein 
nicht anzuvertrauen waren, man vergleiche nur die Größe und 
Mannichfaltigkeit der Bußtaren. Der Umfang und Inhalt der 
Rechts: und Geſetzbuͤcher des Mittelalters ift daher ein mehr 
befchränfter; wir dürfen demnach auch nicht in unferem norbi: 
fhen Gefeßbuche einen Reichthum an Beſtimmungen uber bie 
Buͤrgſchaft erwarten, der von einer bedeutenden Entwidelung 
des Inſtituts zeugen follte; es möchte vielmehr befremden, daß 
bei dem Mangel an Normen für obligatoriſche Verhaͤltniſſe über: 
haupt, democh deſſelben Erwaͤhnung geſchieht; allein welche 
Stelung bat die Bürgfchaft im Geſetzbuche erhalten? war bie 
zweite Frage. 


Das zweite Buch des jutſchen Low's handelt im Weſent⸗ 
lichen von dem functionellen Unterfchiede der Sandmaͤnner und 
Naͤffninge, für eine beſtimmte Zeit feſt ernannte Richter, vor: 
nehmlich in Straffachen und nur im einzelnen wichtigen Civil⸗ 
fachen competent, 3. B. bei Graͤnzſtreitigkeiten 2), daher auch 
befonder8 das proceffualifche Verfahren bei den einzelnen Ber: 
brechen erörtert wird. Im Gegenfabe zum Verfahren in Straf: 
fahen geht der Gefeßgeber im art. 61. über zum Proceß in rein 
civilrechtlichen Schuldverhältniffen, als wo Feine Näffninge fchwö: 
ven und. richten follen 3), fpricht davon, wie derjenige, welcher 
einem andern Geld oder Gut geliehen hat, feine Befriedigung 
erlangen Tann, und geht darauf im art. 62, über zum Bürgen, 
“um zu beflimmen, wie diefer, der nicht wie ein Schuldner im 


2) Züt.Low 2,120. Ancher om vore gamle Netterthing Cfamlede 

Skrifter 2 Del), NRofenvinge, Danſtke Netspiftorie. Del 2. 
$. 182. Staatsbuͤrgl. Magazin Bd. 5. ©. 168 ff. 

3) Bergl. die Ueberſchrift des altdaͤniſchen Zertes zum art.61: „Um 
hwat naefningae sculae aei til gangae.” 
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art. 61. in einem princiyalen, Shuivepltnii ſeht, gerichtlich 
anzufprechen ſei. 

Die Bürgfchaft iſt bier lediglich von einem proceffualifchen 
Standpunfte aus behandelt, was zum Verſtaͤndniſſe der Zert: 
worte hoͤchſt wichtig ift, daher auch des Rechtsinſtituts, was Die 
Materie betrifft, nur Furzer aber doc) charakteriftifcher Erwäh: 
nung gefchieht. 

In der Reihe der Artifel, die über unfern Gegenftand han⸗ 
deln (art, 62 — 65.), erfcheint die Bürgfchaft in einer zwiefachen 
Seftalt: 

1) als Buͤrgſchaft für eine Givilfchuld, Davon im art. 62, 
2) als Buͤrgſchaft für einen der Flucht verbächtigen Werbrecher, 
als pſychologiſches Zwangsmittel, um venfelben an Ort und 
Stelle zu halten. Der Bürge fol, wenn der Werbrecher, 
ſei's mit oder ohne Schuld des Bürgen, entweiht, alle 
Schulden, die durch dad Werbrechen verwirkt find, wie Bier: 
geld, Buße und Brüche bezahlen, fo wie außerdem noch eine 
Brüche von 40 Mark dem Könige und 40 Mark den Bon: 
ven (d. h. Schöffen, Richtern), die fogenannte große Brü- 
che ald Strafe erlegen. Hiervon im art. 63. und 64. ?) 
Im art. 65, werben biefe beiden Arten wieder zufammen- 
gefaßt und darüber gehandelt, welche Perfonen fähig find, eine 
Bürgfchaft zu übernehmen ®). 


—— 


J— Geſchege idt ock, dat diſſe Man entqueme durch Ungluͤcke 
edder ock mit Rade ſines Boͤrgen: ſo ſchall Dejenne, de vor eme 
Boͤrge was, alle de Schuldt unde Broͤke, de he ſchuͤldich mas, er 
leggen unde betalen. Unde dar. baven AO Mark dem Bonden unde 
40 Mark dem Köninge. Darumme det he den Man nicht thoe Stede 
wedder inbrechte. 

5) Nach dem art. 65. find unfähie, Buͤrge zn werben: 1) gelehrte 
Männer, Klofterleute und Unmündige unter 18 Jahren; 27 Jung⸗ 
frauen, Kinder und Ehefrau, fo wie der Sohn, fo lange er mit 
dem Bater in Gemeinfhaft ift, wenn er auch zu feinen Jahren ges 
tommen, d. b. mündig geworden ifl. — Das Prineip, weldyes dies 
fen Berboten zum Grunde Liegt, ift, weil diefe Perfonen nichts 
Eignes haben, was aber freilich nicht auf die „gelehrten Männer” 
zu paffen fcheint, wenn man nicht annehmen will, daß Diefe in da» 
maliger Zeit zu den Reyularen- gehörten. ! 
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Uns intereffist hier nur die Buͤrgſchaft für. eme Civilſchuld, 
daher der art. 62. einer naͤhern Erklaͤrung bedarf. Es wird aber 
zum beſſern Verſtehen der Quelle noͤthig ſein, den von Ancher 
und neuerdings von Roſenvinge 8) kritiſch behandelten alt: 
daͤniſchen Text zu vergleichen mit der authentifchen 7) plattdeut⸗ 
ſchen Ueberfeßung von Edenberger. Der art. 62. lautet fol: 
gendenmaaßen; | 

| | Altdänifcher Tert. 
Um borghae. 


Of man ®) borghaer for annen. oc wil han aei gialde 
thaer borghae worth. tha scal thylickest a hanum kal- 
lae sum for annen giald. forthi at hwat sum man worth 
borghae fore thet scal han gialde.. oc aengi man ma 
sik saeghae af borghae. tho scal thaer aei naefningae 
tilgangae. oc aei um skiliae forthi thet aer swa sum 
annen giald ®), 


Authentifcher Zert. 
Bam Borgen 
$. 1. Lavet jemandt edder wert Börge vor einen andern, 
unde wil de Börge nicht betalen,. fo mach de Gelövi: 
ger den Börgen anfprelen, alfe vor andere Schuldt. 
8. 2. Mente wor ein Man vor lavet, det ſchal be betalen, 
ock mac ji nemandt van finen Löffte affleggen, be 
hebbe den vörhenne betalet, der be voͤr gelavet hedde. 


8. 3. Idt fchölen oͤverſt hyr aver nene Näffninge ſchweren, 
denne dit is anders nicht als andere Schuldt. 


6) Ancher jüdfke Lov. Kigbenhaun 1783. Kolderup-Rofenvinge 
‚ Samling af gamle Danſke Love III. Kigbenhaun‘ 1837. 

7) Shriftian IV. Berordnung v. 20ften Nov. 1592, 

8) Die Flensburger Höfchrift hat „„annaen, annaen man.” Diefe 
wie andere Eleine Varianten find von keiner Excheblichkeit. 

9) Der lateiniſche Text lautet: De fidejussione. „Qui pro alio 
fidem obstrinxit, solvere autem recuset, conveniatur perinde äd 
pro proprio debito: nam quod sua fide esse jussit, id praestare 
tenetur, nec cuiquam renunciare fidejussioni licet. Tamen no- 
minatis (Raevninger) hic non est locus, nec eorum sententiae, 
nam idem jus obtinet, quod in reliquis debitis.” 
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ad S.1. Lavet jemandt edder wert Boͤrge vor einen 
andern.u. f. w. 

Der danifche Kert umfaßt mit dem Worte — jene bei⸗ 
den genannten Arten von Buͤrgſchaften, nur Daß im art. 66. 
zwiſchen dem einfachen borghae und borghae for pae- 
ningae aunterfchieven wird, welches letztere beſonders bie 
Buͤrgſchaft für eine Schuld anbeuten fol. Edenberger 
unterfcheidet zwifchen lave und borgen, wert Börge, 
denn ed ift erfichtlich, Daß das „»ebder” (eller) disjunctiv und 
nicht ‚erplicativ zu nehmen ift. Es fcheint nun, daß lave ge⸗ 
braucht wird für die Buͤrgſchaft in civilen Schuldverhaͤltniſ⸗ 
fen, dagegen borgen. für die zweite Art, wenigftens flimmt 
hiermit überein der Sprachgebrauch im art. 63. und 64., fo 

‚ wie des Danffen Lov's 1,23. 8.4. 10, 11., wo fih mit 

wenigen Zufägen diefer ganze Abfchnitt wörtlich uͤberſetzt fin: 
det, und wo zwifchen Forlover und Borgen unterfchie: 
den wird. 


Das Wort „Gelöviger” bei Eckenberger deutet ficher 
auf die Bürgfchaft für eine Civilſchuld, welches man gewiß 
nicht, ‘oder wenigftens fehr uneigentlih, auf diejenigen Per: 
fonen beziehen kann, denen das Wergeld, die Buße, Brüche 
zufallt, alfo Der ganzen DAN, dem Verletzten und dem 
Richter. 

„Verpflichtet alfo and: ſich als Bürge für 
eines andern Schuld“ u. ſ. w. 
unde wil de Boͤrge nicht betalen u. ſ. w. 

ſei es, daß etwa ein Termin, bis zu welchem der Buͤrge ſich 

verpflichtet hat, noch nicht abgelaufen, oder die Buͤrgſchaft 
ohne Zeitbeſtimmung war, ſei's, daß der Buͤrge gemahnt iſt, 
der Hauptſchuldner ſolvent oder inſolvent, ſchon vom Glaͤu⸗ 
biger angeſprochen, und zwar fruchtlos, oder nicht angeſpro⸗ 
chen u. ſ. w. 

ſo mag de Geloͤviger den Boͤrgen anſpreken u. |. w. 

ſo kann der Glaͤubiger, in ſo fern er es nicht vorzieht, den 


Hauptſchuldner zuerſt zu belangen, den —— gerichtlich 
verfolgen u. ſ. w. 


— 
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alſe vor andere Schuldt. 
wie fuͤr eines Andern Schuld, die der Buͤrge RR feine 
Berpflihtung zu bezahlen hat. Der Gläubiger hat die Wahl, 

ob er den Bürgen ober den Dauptfchuldner zuerſt belangen 
wil. Der Bürge haftet als correus debendi, nicht fub- 
ſidiaͤr. 

ad 8. 2. Wente wor ein Man vor Tayer, bat fchal he 

betalenu.f.w.19). . 

Hierin liegt in befonderer Anwendung auf die Buͤrgſchaft der 
allgemeine germanifche Srundfaß ausgefprochen, daß alle Ber: 
träge klagbar find ohne befräftigende Form. 

ock mad) fill nemandt van finen Köffte afffeggen At). 
Was diefe Worte fagen follen, iſt nicht ganz Mar. Sollte 
damit daffelbe ausgedruͤckt werden, was die vorhergehenden 
Worte fagen, fo läge darin ein bier nicht zu ermwartender 
Pleonasmud. Die Buͤrgſchaft wird gefchloffen hauptfächlich 

zwiſchen dem Gläubiger und dem Bürgen, ed kann aber und 

wird auch häufig nie Vereinbarung flattfinden zwifchen die: 

ſem und dem Hauptfhuldner. Wem fol nun aber der Bärge 
feine Verbindlichkeit nicht abfagen ? 

Blüting in feiner Gloſſe antwortet hierauf: „Hierum 
kann der Bürge den Schuldmann nicht zu Dinge bringen und 
zum Gläubiger -fagen: er wolle nicht länger vor ihm ftehen.” 
Allein dies würde ſich von felbft verftehen. Der Bürge kann 
natürlich nicht beliebig zuruͤcktreten von feiner Verbindlichkeit, 
wenn er nicht einen befondern Grund für fich hat, fei’s etwa, 
daß er ſich nur auf eine gewiffe Zeit oder unter gewiflen Be: 





10) Blüting in feiner Gloſſe, der leider zu wenig Ruͤckſicht nimmt 
auf den altdänifchen Zert, und überdies unfer Geſetz aus dem ge- 
meinen Rechte interpretirt, bemerkt, daß im art. 62. nicht allein 
von der Bürgfchaft die Rede fei, fondern von einer jeden Bufage; 
allein im dänifchen Zerte ſteht nur borghae, welches gewiß feine 
allgemeine Bedeutung hat. 

11) Der Zufag: „He hebbe den vörhenne betalet, der he vör gela- 
vet hedde“, findet fich nicht im altbänifchen Texte, und ift ein in 
den Text gerathened Emblem. Ginige Ausgaben haben noch ein 
„intellige” eingefchoben. Die Worte find aus der hochteutfchen 
Veberfegung von Krabbe von 1557 entlehnt. 
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dingungen verpflichtet, oder daß der Hauptfchulbner ihm ir⸗ 
. gend eine rechtmäßige Veranlaſſung giebt. u. f.w. Bon einem 
foecielen Falle: ift bier aber nicht Die Rede, weil dad Beſon⸗ 
dere hätte ausgedrückt werben. müffen; und ed ik auf der an: 
dern Seite nicht wahrfeheinlih, daß man in einer Zeit, wo 
man nothdürftig nur dad Wichtigfte zu Papier brachte, bei 
der großen Kürze noch etwas ſich von ſelbſt Verſtehendes 
ſollte niedergeſchrieben habe. 
Von einer freien Aufkuͤndigung von Seiten des Buͤrgen 
ehedem, welche durch unfer Geſetz abgeſchafft fein ſollte, wiſ⸗ 
ſen wir nichts, wenigſtens nicht dem Glaͤubiger gegenuͤber, 
und wuͤrde dieſes auch gegen allgemeine Rechtsbegriffe verſto-⸗ 
Gen. Es kommt freilich im Danſke Low 2) die Bemerkung 
vor, bag der Bürge dem Hauptfchulöner zur Zahlung anhal: 
ten koͤnne „naar band til fannem lovligen fit Forlofte opfagt 
baver”, wird aber zugleich gefagt, daß er, dem Greditor ge: 
genuͤber, von feiner Verbindlichkeit nicht frei werde. Allein 
hierin liegt nichts Befonderes, und das Hauptgeſchaͤft wird 
nicht afficirt. 
Dagegen ſpricht das Eiderſt ͤdter Landrecht 13) von einer 
. freien Losfagung des Bürgen, obgleich dad Gefeg eine roͤmi⸗ 
Ihe Baſis hat. Man: muß mit Paulfen 1%) ſich geneigt 
erflären, anzunehmen, daß der $, 9. einen .befondern Inhalt 
. bed Bürgföhnftövertrages vorausſetzt, oder auch dem Geſetz⸗ 
geber eine Nachläffigkeit vorwerfen, bie ihm a in 
demfelben Gefege nachzumeifen iſt 1). 
Mag man nun die Worte, erklären, wie man wit, ich 
kann mich von einer Anſicht nicht losſagen, worauf mich hier 


12 1, 23. 8. 15. 

13) III, 7. $.9. | 

14) Lehrbuch des Privatrechts in d. Herzogthümern Schleöwig und 
Holſtein ©. 215. R.10. Neues ſtaatsbuͤrgl. Magazin Bd. 4. ©. 913. 

15) Ein auffallender Beweis von Nachläffigkeit ift der, daß in Th. 11. 
art. 16. allgemeine Gütergemeinfchaft aufgeftelt wird und Taneben 
das Dotalſyſtem. Diefes Verfehen wurde von der Gefeggebung ſpaͤ⸗ 
ter felbft eingefehen und der Widerfpruch gehoben durch eine Ver⸗ 
ordnung dv. 2. Dec. 1604. (Corp. stat. Slesv. I. p. 227.). Pauls 
fen Lehrbuch $. 134. Anm, 1, 
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die Vergleichung des Sachfenfpiegels geführt hat. Die- Worte 
fcheinen mir einen viel tiefern Sinn zu haben, fie enthalten 
dad Gepraͤge einer alten DROHT ARLCBeN Form. Am u 
fpiegel 3%) heißt ed: 
„Mer etwas borget oder gelobet, der ft es gelten und 

was er thut, das ſol er ſtatt halten. Wil er es aber 
leugnen darnach, er erwehret ſich das mit ſeinem Eide, 
wo er es vor Gericht nicht gethan hat. Was er aber vor 
Gericht thut, da ſol der Man nicht umb ſchweren. Denn 
das überzeugt ihn der Sachwaldige wol mit zweien ande: 
ven mannen, und ber Richter fol ber dritte fein.” 

Es iſt geſagt, daß, nach germaniſchem Rechte, alle Vertraͤge 
klagbar waͤren ohne stipulatio. Wie aber dieſer Grundſatz 
zu erklaͤren, daruͤber ſtritt oder ſtreitt man noch in ber 
Theorie. Man berief fich auf den Ausfpruch des canoniſchen 
Rechts 77) „pacta sunt servanda”, auf das Naturrecht, 
womit‘ gar wenig gefagt iſt, bis in neuerer Zeit Savigny 
und mit ihm Eichhorn 18) eine andere Bahn gebrochen. 

Bei der Verbindlichkeit der Vertraͤge kommt ed auf ein 
allgemeines Merkmal an, woran man die gerichtlich erzwing⸗ 
bare Verbindlichkeit erkennt. Bei den Römern gab es ein 

ſolches, die stipulatio, und es kam dabet nur auf den Be: 
weis an, daß daſſelbe im vorliegenden alle vorhanden fei, 
alfo daß fo gefragt und fo. geantwortet war. Bei den ger: 
maniſchen Bölkerftämmen findet fi aber eine folche Form 
nicht, was mehr zufällig if. Es ift daher natürlich, daß. 

- man den Beweis der Abficht, einen verbindlichen Vertrag -ab- 
fhliegen zu wollen, fehr fchärfte, weil man’ fonft ber Wilffur 
des Richters und parteiifcher Zeugen zu viel überlaffen mußte. 
Einen folhen Beweis erfeßte eine gerichtliche Abfchließung 
des Vertrages und Fonnten Richter und zmei Zeugen (Schöf: 
fen) die wirkliche Uebereinkunft der Contrahenten vergewifjern, 
ſo war von einem Loöfagen nicht mehr die Rebe, und es 





16) 1,7. 
17) cvap.1.3.X. de pactis. cap. 13. X. de judiciis, 


18) Eichhorn deutfch. Ptrecht ©. 273. (4. Aufl). Savigny Vor⸗ 
leſungen. 
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onnte glei zu Zwangsmitteln gefchritten werben. War dage⸗ 
gen ein Verſprechen außergevichtlich gegeben und angenommen, 
fo follte man allerdings fein Wort haften (wente wor ein Man 
vor lavet, dat fchal he betalen), welches eine allgemeine mo- 
ralifche Pflicht ift, wenn baffelbe ernftlich gegeben war. Ob 
diefe8 aber der Fall, wurde dem Beklagten ind. Gewiffen ge: 

ſchoben, denn Privatzeugen bewiefen nichtö gegen ihn, d. h. 
der Beklagte ſchwor die Verbindlichkeit ab (afffeggen) und er 
war frei. Der Beweis, ber allein in einem Eide befland 
und im- Deutfchen wie norbifchen Rechte damaliger Zeit dem 
Bellagten oblag, war ihm ein Vortheil und Feine Laſt. War 
biefer geleiftet, fo hatte ein etwa abgefchloffener Vertrag gar 
feine Wirkung mehr. Die gerichtliche Abſchließung, welche 
bei den wichtigften Gefchäften vorgenommen wurde 19), bog 
biefem Beweiſe vor. Bu den wichtigeren Gefchäften gehörte 

. aber. unftreitig die Bürgfchaft, daher es in unferm art. 62, 
heißt: „nemandt mac) fie van finen Loͤffte affjeggen”, d. h. 
ein. freied Läugnen, Abfehwören der Verbindlichkeit Fonnte 

| nicht ftattfinden. 

ad 8. 3. Idt ſchoͤlen oͤverſt — aver nene Naͤffninge 

ſchweren u. ſ. w. 

Die Naͤffninge ſchworen und richteten hauptſaͤchlich in Crimi⸗ 

nalſachen im peinlichen oder Landesgericht, hier aber waren 
ſie nicht competent, daher die Buͤrgſchaftsſachen vor Hardes⸗ 
ding und Hardesvogt verhandelt werden mußten. 

denn dit is anders nicht als andere Schuldt. 
denn die Schuld des Buͤrgen wird auf dieſelbe proceſſualiſche 
Weife vor Gericht verfolgt, wie eine andere Civilſchuld, nur 
mit dem Unterfpiebe, daß die Buͤrgſchaftsſchuld on 


19) Bergl. z. B. 1. Rip. 59. c. 1. Si quis alteri aliquid vendiderit 
et emtor venditionis testameutum (d. h. das Zeuguiß der Volks⸗ 
gemeinde) accipere voluerit, in mallo hoc facere debet, et pre- 
tium in praesente tradat et rem accipiat, et testamentum pu- 
blice conseribatur. — c.2. Et si quis in posterum hoc refra- 
grari vel falsare voluerit, a testibus convincatur etc. — 0.3. 

Quod de venditigne conscripsimus, hoc et de donafione consfi- 
tuimus, 
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principale ift, über welche art. 61. handelte, fundern eine 
durch die Hauptfchuld bedingte, acceſſoriſche. 


Der wichtigſte Punkt, den die Interpretation ergeben hat, 
ift der, daß der Bürge ſolidariſch mit dem Hauptfchuldner haftet, 
nicht ſubſidiaͤr 2%), Freilich behauptet Burchardi 2!) dad Ge: 
gentheil, allen wie Paulf en 22) richtig bemerft, liegt hier ein 
offenbarer Irrthum zum Grunde, denn Blüting, auf ten der 
Hr. Berfaffer fich beruft, vertheidigt in feiner Gloffe zum art. 62. 
gerade unfere Meinung: 9.2... zu merken, daß der Bürge in 
diefem Rechte ift, wie ein nberer Selbſtſchuldner, und daß der 
Gläubiger nicht nöthig hat, erſt ben Principal : Schuldner. zu 
mahnen, zu. verfolgen, zu exequiren, wie in Kaiſer-Rechten 
verſehen.“ 

Eine ganz neue und abweichende Meinung ſtellt Sarauw 
auf 23). Er giebt zu, daß die Buͤrgſchaft des Lowbuchs nicht 
ſubſidiaͤr, behauptet aber, daß ſie kein acceſſoriſcher Contract 
ſei 9), Bon der Buͤrgſchaft in Criminalſachen ſei dies gewiß. 
Zur Zeit der Emanirung des Landrechts habe es aber ſicherlich 
feinen Unterſchied gemacht, ob man in einer Grimingl = oder 
Civilfache fich verbuͤrgte. So weit dad BVerfprechen ber Bürg- 
fhaft reiche, werde die obligatio (im Acht roͤmiſchen Sinne) 
aufgehoben, vie bis dahin zwifchen dem urfprüunglicy Berechtig⸗ 
ten und Berpflichteten beitand, da der Bürge in fo weit bed 
Beklagten Stelle einnehme. Der Berechtigte dürfe dasjenige, 
wofuͤr er Bürgfchaft annahm, nicht mehr von dem urfprünglich - 
Berpflichteten, fondern nur vom Buͤrgen fordern, dem dagegen 
der Negreß an erfteren gegeben ſei. Alſo enfhalte die Buͤrgſchaft 
ded Landrechtö ein wahre constitutum debiti alieni, und ber 
Gläubiger dürfe fich ohne Weiteres an den Bürgen halten. 

Aus diefem allem madıt der Hr. Verfaffer den Schluß, daß 
ber Begriff der Bürgfchaft nach jütfchem Low abfplut geworben 


20) Paulfen Lehrbuch $. 119. Scholz Concursrecht ©, 152, 
21) Staatsbuͤrgl. Magazin Bd. 4, ©, 366, 
22) Ebendaf, ©. 914. 

23) Ebendaf. Bd. 7. Heft 3. ©. 552, 
24) Bergl. unten 3.3.4 5 
German. Zeitichrift. 1889, 19 Heft; a 22 
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fei, und heutigen Tags im Gebiete unferes Gefeßbuches die Re: 
geln ded gemeinen Rechts zur. Anwendung fommen müßten, in 
fo weit Fein gegentheiliger Gerichtägebrauch nachgewiefen werden 
fönne, weil eben der doctrinele Begriff von Bürgfchaft im Here 
zogthume Echleswig .aboptirt worden, welches durch mehrere 
Verordnungen beftätigt werde 25), 

Daß der Ausdruck „Bürge, fidejussio” in fehr verfchie 
dener Bebeutung genommen wird, wie Sarauw 26) ausführt, 
kann nicht bezweifelt werden; für den eigentlichen Schuldner 
jeibit kommen nicht felten fogar die Worte „felbft Bürge wer: 
den” vor 27). Iſt aber die Rede von dem Berfprechen eines 
Dritten, für die Schuld eines Andern als Bürge haften zu 
wollen, fo wird darunter immer nur eine cumulative Intercef: 
fion verftanden. Wäre dad Gegentheil ehedem der Fa gewefen, 
fo müßten fih Toch noch andere gefchichtliche Zeugnifje darüber 
nachweifen laffen, als eben die nackten Worte des jütfchen Low's, 
die auf jeden Sau nur gezwungen fo interpretirt werden. Auch in 
anderen Rechts- und Gefegbüchern derfelben Zeit finden wir feine 
Epur davon. Die Zufammenftellung der Bürgfcehaft im jütfchen 
Low, ſowohl in Civil: ald Griminalfachen, beruht, wie ſchon 
gefagt, ‚auf proceffualifchen Ruͤckſichten, und überhaupt war eine 
logiſche Ordnung nicht zu erwarten. Diefelben Grundfäge Fön: 
nen bier aber keineswegs obgewaltet haben. Eine Birgfchaft 
für einen der Flucht verdächtigen Verbrecher als pfychologifches 
Zwangsmittel, um deifelben an Ort und Stelle zu. halten, ijt 
doch, wenn man auf den Zweck derfelben und auf die Abficht 
der contrahirenden Perfonen fieht, offenbar ein ganz anderes Ge: 
ſchaͤft. Entweicht der Verbrecher, fo fol der Bürge alle durch 
. das Verbrechen entflandene Schulden bezahlen, und noch dazu 
40 Mark an den Bonden und 40 Mark an den König. Hierin 
liegt eine gefegliche Strafe, fo wie oftmal3 eine ſolche Buͤrg— 
fchaft ſich charakteriſirt als Conventionalftrafe. Won Strafe iſt 


25) Stempelpapier » Berordnungen'v. 1. Mai 1703 (Corp. stat. Hols. 
I. p. 1317.), v. 1775 (8. 2. 16. 17.) und v. 1804 (8.3 u. A ıc. 
vergl. Kammerfchreiben vom 13. Febr. 1806.) 

26) a. a. 0. ©. 553. 

27) ©. unten 8.3. Note 1. 
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aber in civilen Werhältniffen nie die Rebe. Niemand Tann auch 
hierin eine cumulative Snterceffion finden wollen, welches unfer 
Geſetz auch im art. 64. deutlich ausfpricht 28), 

Wenn aber der Verfaſſer die Bürgfchaft des Lowbuchs eine 
privafive Interceſſion, eine eigentliche novatio nennt, wonach 
der Hauptfhuldner dem Gläubiger gegenüber gänzlich liberirt 
wird, und gleich darauf diefelbe als ein wahres constitutum 
debiti alieni, bezeichnet, fo liegt darin ein birecter Widerfpruch, 
denn das const. deb. alieni ift ja eben eine cumulative Inter: 
ceffionsart, welche mit der eigentlichen Bürgfchaft unter den: 
felben Gattungsbegriff gehört, nur in der Materie hauptfächlic) 
abweicht. 

Alfo der Begriff der Bürgfchaft als cumulativer Hinzutritt 
eined Dritten war und iſt derfelbe, und weder Doctrin noch 
Geſetzgebung haben hierin etwas geändert. 

Um nun auf die folidarifche Haft des Bürgen zuruͤckzukom⸗ 
‚men, fo kann hieruͤber den Worten des Geſetzes nach kein be 
gründeter Zweifel obwalten. Der art. 62. spricht freilich nur 
davon, daß der Bürge in- Anfpruch genommen werben folle, 
weil es fich eben nur um benfelben handelt. Ueberflufjig mußte 
es natuͤrlich dem Gefeßgeber erfcheinen, hinzuzufügen „oder den 
Hauptfhuldner”, denn dad verftand ſich von felbft, während, 
wenn ein benef. ordinis dem Bürgen hätte zuftehen follen, die: 
ſes hätte ausgebrüdt werden müffen. , Ein gefhichtlicher Beweis 
dafür ift ferner, daß alle Alteren Rechts und Geſetzbuͤcher aͤcht 
germaniſchen Urſprungs denſelben Grundſatz der ſolidariſchen Haft 
des Bürgen enthalten 20). Machen wir bier eine Vergkeichung 


28) „Weller Man vor fit Börgen uthfettet, de id nemandt vor 
fine Dädt (darvoͤr He Boͤrgen geftelet hefft) tho antwerdende fchüls 
dich, alleine dem Manne, de fyn Boͤrge geworden is.” 

29) 3. B. Sachſenſp. II, 85., deffen Worte mir nicht zweideutig 
find; er drückt fich etwas erplicativ aus. Luͤb. Necht IH, 5. art. 1 
u. 2. Mittermaier deutfch. Privatrecht S. 203. Anm.2. Sa» 
vigny Gefch. des römifch. Rechts im Mittelalter Bd. II. cap. 7. 
Paulfen Lehrbuch 8. 119. Eichhorn deutfch. Staats⸗ u. Rechts⸗ 
geſch. 8. 70. widerſtreitet diefem zum, Theil und führt als Beleg 
für die fubfidläre Haft des Burgen die 1. Burgund. an, die aber 
bekanntlich eine römifche Bafis hat. Bemerkenswerth ift es, daß 

22* 
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mit dem römifchen Rechte vor Juſtinian 30), ſo findet ſich 
wieder eine Uebereinflimmung. Man könnte fragen, ob bie cor: 
reale Haft des Bürgen neben dem Hauptfchuldner bie natlır: 
lichere Art fei, eben weil diefelbe in der Urentwicelung bei den 
verfchiedenen Völkern als die erfte erfcheint! Wenn man aud 
diefe Frage nicht unbedingt bejahen möchte, indem dad Verſpre⸗ 
hen, für einen Andern zahlen zu wollen, falld von dieſem 
nicht8 zu erlangen fei, eine fidejussio indemnitatis dem natür: 
lichen Gefühle am meiften zu entfprechen ſcheint, fo fieht man 
eben, daß die dee der ftrengen Haft der Schuld auf der Per: 
fon des Schuldners, ald welcher der Bürge auch erfcheint, in 
den älteften ſowohl römifchen als germanifchen Zeiten die Motive 
zur Gorrealität an die Hand mag gegeben haben. Mit dem Ber: 
fchwinden jenes Grundfages mußte man auch fich geneigt fühlen, 
immer mehr und mehr die Lage deö Bürgen zu verbeffern. Da: 
von zeugen bei der Zortbildung des römifchen Rechts die Be: 
flinmungen der lex Cornelia, Furia, Publilia 21) und des 
benef. ordinis in Nov. IV. Sm dltern deutfchen Rechte flritt 
bie Vermuthung für die correale Haft, dagegen fpäter für Die 
fubfididre Verbindlichkeit, was darin auch feinen Grund haben 
mag, daß man in jener Zeit bei der Auslegung von Verträgen 
firenge auf die Worte ſah, jest aber mehr die Abficht der Eon: 
trahenten beruͤckſichtigt. So fam ed denn auch, daß das juſti⸗ 
nianeifche Necht den Vorzug erhielt, und fogar in mehreren 


in Daͤnemark, wo das Danſke Lov Chriſtians V. allgemeines Ger 
feg ift, die Praxis ein benef. ordinis dem Buͤrgen zugefteht, ob+ 
gleich das Geſetzbuch daffelbe nicht erwähnt. Das Danffe Lov 1, 23. 
ift, fo wie im Allgemeinen, fo auch bier ald Tochter des: jürfchen 
Low's zu betrachten, nur daß mehrere Zufäge fich finden. Im 
art. 15. will Seidelin diss. de juribus fidejuss. Hafn. 1820. 
p. 8 u. 99. daß henef. ordinis gefeglicy begründet finden, allein der 
Sefeggeber fpricht nur davon, daß der Bürge den Debitor mahnen 
könne, zu zahlen, von einer Vorausklage findet ſich aber keine An» 
deutung. Demnach hat eine Känifche Verordnung v. 14. Sept. 1813 
$. 11. die Praxis gerechtfertigt und das benef. ordinis anerkannt. 

80) Nov.4. Die bier erwähnte lex antiqua wird gewiß nicht lange 
vor Juſtinian entftanden fein. Wir haben keine Spur davon. 

31) Gaj. IH, 124. 124. 127. | 
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Statuten, die einer neuer Zeit angehören, namentlich da, wo 
vömifche Rechtöprincipien bei der Abfaffung Einfluß hatten, das⸗ 
jenige ald Regel audgefprochen ward, wad Juſtinian nur auf 
. dem Wege einer Einrede erreichte 32). 


$. 3. - 
Ueber den Bürgen als Selbftfchuldner. 


‚ Es iſt bier noch befonderd eines Ausdrudd zu erwähnen, 
der den verfchiedenften Anfichten unterliegt, . und zu fonderbaren 
Irrungen Anlaß gegeben hat, ich meine die Verpflichtung bes 
Bürgen „als Selbfifhuldner” }). | 

Das römische Recht ftellt bekanntlich mehrere Sale auf, in 
“welchen dad benef. ordinis dem Bürgen nicht zu flatten kom⸗ 
men fol, und ein Hauptfall ift der, wenn der Bürge auf dieſe 
Mohlthat verzichtet. Dadurch wird alfo derfelbe in solidum 
obligirt und der Gläubiger kann ihn oder den Hauptfchuldner 
beliebig belangen. 
In den heutigen Bürgfchaftsverfchreibungen koͤmmt nun ge: 
wöhnlic) die Elaufel vor, daß der Bürge ſich ald Selbſtſchuld⸗ 
ner verpflichtet. Es frägt fich daher, was biefelbe. bedeutet und 
bedeuten fol? 


32) Auffallend tft es, daß das Ditmarſche Landrecht art. 4. .das 
Girtderſtaͤdt. Landr. Th. IH. art. 7. S.1 u. 2., das Huſumer Stadtr. 
Th. III. Tit.5. 8. 1., welche Statute ſonſt das roͤmiſche Recht als 
Grundlage haben, dennoch den Buͤrgen ſolidariſch haften laſſen. 
Offenbar hat bier die Geſetzgebung überwiegende Ruͤckſicht genom⸗ 
men auf die geſetzlichen Beſtimmungen des juͤtſchen Low's. 
1) Nicht zu verwechſeln mit „Selbſtſchuldner“ iſt der Ausdruck „ſelbſt 
—Buͤrge werden.” Dieſer bezieht ſich auf den Hauptſchuldner, 
z. B. luͤb. Necht 3, 1. art. 1: „zahlt er (der Hauptſchuldner) als⸗ 
dann nicht, fo muß er bei Sonnenfchein Buͤrgen ſtellen oder ſelbſt 
Buͤrge werden”, welchen Ausdruck Mevius in feinem Com⸗ 
mentar zum luͤbſchen Recht ©. 477. richtig von der Incarceration 
des Schuldners verfteht in Folge der älteren firengen Schuldver- 
haͤltniſſe. Daffelbe enthält das jüt. Low IL, 104. und Danſke Lov 
1, 23, 3., nur daß hier von der Buͤrgſchaft bei Verbrechern die Rede 
ift, und das „‚felbft Buͤrge werden” ſich bezieht anf eine vom Ber 
brecher zu beftellende Caution und in Ermangelung dieſer auf In⸗ 
carceration. 
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Viele, namentlich ältere Rechtslehrer ?) gehen von der An: 

fit aus, daß die Verpflichtung als Selbſtſchuldner eigentlich 
eine leere Floskel fei, und weiter nichts fage, als ‚daß der 
Bürge ſich für Alles verpflichte, woflr der Hauptſchuldner 

. bafte; der Bürge könne fich namlich ja auch nur für einen Theil 
der Schuld verbindlich machen, blos etwa für Das Gapital, nicht 
für die Zinfen, Acceſſionen u. ſ. w:, auf eine gewiffe Zeit, un: 
ter beftimmten Bedingungen, und der Ausdruck „als Selbft: 
fehuldner” deute nur an, daß eben der Bürge fich fehlechthin 
für den Hauptfchulöner obfigirt habe; eine Werzichtleiftung auf 
dad benef, ordinis könne keineswegs in diefen Worten liegen, 
da Verzichtleiftungen nicht prafumirt werden dürften. 

Undere dagegen 3) erwiedern, daß man feinen Ausdrud als _ 
überflüffig und gleichgültig betrachten müffe, und" da nun eine 
Berbürgung ohne diefen Zufaß gefchehen könne und gefchehe, fo 
müffe man dieſem auch Bedeutung und Zweck beilegen. Es 
laſſe fich aber Fein natlrlicherer Sinn mit diefen Worten verbin- 
den, ald daß der Bürge dadurch völlig in gleicher Linie mit 
Dem Hauptſchuldner ſtehen wolle, alſo in solidum haften; es 
liege darin ein Verzicht auf die Vorausklage. 

Fuͤr die letztere Meinung muͤſſen wir und nothwendig ent: 
feheiden, zumal da diefelbe mit der. im Volke herrfchenden An- 
ſicht übereinftimmt, und damit dem Einwande, daß Berzicht: 
leiſtungen nicht vermuthet werden dürften, binlänglich begegnet 
wäre Diefe Bolksanficht ift fogar in mehrere dltere und neuere 
Statute übergegangen, die eine römifche Baſis haben 2), fo 

3 B. wird im Friedrichftädter Stadtrechte gefagt, daß als Ent-, 
fagung des benef. ordinis die Verbürgung „ofte Selfschul- 


2) Lauterbach de. benef. excuss. 9.22, Meyer colleg. jur. 
Argent. 36, 1. thes. 19. Mevius decis. p. IV. dec. 194. Coc- 
,  ceJi jus controv. 46, 1. quaest. 13. Puͤtter's Rechtsfaͤlle Th. 3. 
2 80. .Puffendorf observ. Juris Tom. II. observ, 43. Hell- 
feld jurispr. forens. $. 1917. 
8) Voet ad Digesta 46, 1. 8.16. Struben rechtl. Bedenk. Th. ı. 
R. 40. Hofacker prince. juris $. 2056. Thibaut Pand. 
5.609. Schweppe roͤm. Private. S.511. Wening » Ingens 
heim Givilwecht $.. 360. Mittermaier deutfch. Ptrecht 8. 203. 
4) Mittermaier a. a. O. Rote 2. 
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dige” gelten folle. Das Reichölammergericht hat hierin auch 
eine Verpflichtung in. solidum gefunden 6). Wenn aber neben 
dem Ausdrud „als Selbfifehuloner”.noch die Worte vorkommen 
„und unter Verzicht auf die Vorausflage”, fo iſt das eine ge 
wöhnliche pleonaftifche Wendung. ' 

So fteht e8 im Gebiefe des römifchen Rechts. Treten wir 
aber über die Gränze, 3.3. ind Gebiet des jütjchen Low's, wo 
geſetzlich Fein benef. ordinis gegeben ift, fo finden wir im täg: 
lichen Leben. eben fo häufig jene Clauſel in den Bürgfchaftäver: 
fhreibungen, und da diefelbe hier nicht ein Verzicht auf die 
Borausklage fein kann, weil das Rechtsmittel weder gefeblich 
eriftirt, "noch von der Praris zugelaffen wird, fo entſteht bie 
Trage, woher bdiefelbe entflanden und welche Bedeutung derfel: 
‚ ben’ beizulegen fei? 

Man bat fi) hier in der Praris ebenfalld auf die obige . 
Regel der Hermeneutik berufen, daß bei der Auslegung von 
Berträgen Fein Wort als überflüffig betrachtet werden duͤrfe, 
und da man hierin Fein Verzicht auf die exceptio excussionis 
finden fonnte, fo gerietb man auf die falfhe Meinung, daß 
durch die Verpflichtung „als Selbfifchuldner” der Buͤrge feine 
accefforifche Qualität verliere, und von Da an eine principale 
Verbindlichkeit beginne, mit anderen Worten, daß ter Bürge 
aufhoͤre Buͤrge zu fein. Zur Unterftügung diefer Meinung be: 
ruft man fich auch wohl auf bie Rechtöparömie ee Bürgen 
fol man würgen.” _ 

Gewiß muß man bie obige Snterpreintionäregel flır. durch: 
aus richtig und. nothwendig erflären; allein bier iſt zu erwägen, 
dag in fehriftlichen Contracten und Berfchreibungen eine uͤbertrie⸗ 
‚bene Aengftlichkeit und Sorge, ſich möglichft ficher zu ftellen, 
die bittere Erfahrungen mögen erzeugt haben, fo viele überflüf: 
fige und gleichbedeutende Claufeln hervorgerufen, daß denfelben- 
oftmals Keine einzelne beſtimmte und fpecififch verfchiedene Be: 
deutung mehr beigelegt werden Tann, feld, daß dieſelben gar, 
feinen Sinn mehr haben, weil bad, wogegen verwahrt werben 
fol, gefeßlich nicht mehr exiſtirt, ſei's, daß für einen fchon ge: 





. 5) Mevius decis. p. 9. decis. 186. Quiftorp rechtl, Bemerkungen | 
3b. 1.n.89. $. 2. 


, 
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nügenben Ausdruck mehrere gebraucht find, oft fogar verbunden 
durch ein. „ Und”, welches ein bed täglichen Verkehrs nicht Tun: 
diger Interpret leicht disjunctiv verftehen und fo in bedeutende 
Schwierigkeiten gerathen würde. Willen wir doch, daß, wenn 
auch gegen gewiffe Redensarten ſogar gefeßliche Verbote ergan: 
gen und für vollig nichtöfagend erklärt find, diefelben fich den: 
noch . vermöge eines ftereotypen Formalismus immer in den Ur: 
funden wiederholen, man nehme nur 3. B. den häufig vorkom⸗ 
menden Sag: „infonderheit verzichte: ich auf die Einrede, daß 
ein allgemeiner Verzicht nicht bindend fei, wenn nicht ein fpe: 
cieller vorhergegangen”, um dein gefeßlichen Verbote eines all: 
gemeinen Verzichts zus entgehen. Aehnlich verhält es ſich mit 
dem Verbuͤrgen „al3 Selbſtſchuldner.“ Diefe Elaufel ift im 
Volke felbit entftanden, und zwar mit einer beflimmten Bedeu: 
tung zuerft im Gebiete des römifhen Rechts. Wie leicht ge: 
ſchah es aber nicht, daß namentlich da, wo die Gültigkeit des 
römifchen und. anderer: Rechte fich trennte, eben durch die Nähe 
und den täglichen Verkehr eine folche Redensart die Gränze über: 
fohritt und unbewußt, oder auch wenn man die Bedeutung wohl 
kannte, doch eventuell ald nicht überflüffig anfah, in bie praftis 
ſche Schreibart uͤberging und ſich nach und nach weiter verbrei⸗ 
tete, ja gänzlich einbuͤrgerte. Wenn man aber derſelben bie 
Wirkung beilegt, daß der Bürge ‚dadurch in ein principales 
Schuldverhältniß gerath, obgleich die Statute beflimmt genug 
unterfcheiden zwifchen principalem Schuldner und Selbſtſchuld⸗ 
ner, zwifchen Selbftfchuldner und dem rechten Selbſtſchuldner 8), 
welches letztere den eigentlichen Debitor bezeichnen fol, fo ift 
dad eine totale Revolution in den Begriffen. Der Bürgfchaft 
bleibt immer die accefforifihe Qualität, und der Buͤrge tritt nie 
als folcyer in ein principales Schuldverhältnig. Die Rechtsparoͤ⸗ 
mie: „den Bürgen fol! man würgen”,: deutet lediglich nur hin 
auf die correale Haft und auf bie aus diefer Daft hervorgehende 
mißliche Lage des Buͤrgen. 

Das Reſultat nun iſt, daß im Gebiete des juͤtſchen Low's 
der etwa. von Holſtein eingewanderte Ausdruck „ald Selbſtſchuld⸗ 
ner” keine beſondere Bedeutung hat und nichts weiter ſagt, als 


6) Eiderſtaͤdt. Landrecht 3, 7. 8. 1. 
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eben bie folidarifche Werbindlichkeit ded Bürgen. Es ift daher 
gewiß nicht zu billigen, wenn fowohl bie Gefeßgebung ald bie 
wiffenfchaftlichen Bearbeiter des vaterländifchen Rechts ſich dieſes 
Ausdrufs bedienen, da er nur zu Irrungen Anlaß geben kann 
und ſchon gegeben hat. - 


$. 4. 
— der acceſſoriſchen Natur der — 
chaft. 


Es iſt ſchon im Allgemeinen gefprochen von der accefforifchen 
Natur der Bürgichaft. Hier bleibt nur noch übrig, einige be: 
fondere Folgerungen zu machen. 

Zuvdrderft feßt die Buͤrgſchaft zu ihrer Entſtehung nothwen⸗ 
dig eine Schuld voraus, denn wo diefe nicht ift, kann jene nicht 
entfliehen. Hat daher. der Bürge felbft wiffentlich für eine Nicht: 
ſchuld, d. h. die wirklich nicht eriftirt oder gänzlich reprobirt ift, 
fich verpflichtet, fo wird er doch nicht obligirt. Aus eben dem: 
felben Grunde kann biefelbe nicht auf mehr gehen, als worauf 
die Hauptſchuld gerichtet iſt, weder in Ruͤckſicht des Objects, 
noch im Allgemeinen in der Art der Leiſtung, dagegen waͤre ein 
minus in dem plus enthalten 1). Aber ſelbſt wenn "die Haupt: 
ſchuld befteht, ver gerichtlichen Verfolgung derfelben jedoch Din: 
derniſſe im Wege fiehen, muß man ald Regel aufftellen, daß 
gegen den Burgen nur diejenige Art der Nechtöverfolgung flatt: 
finden Tann, worauf die gerichtliche Wirkſamkeit gegen ben 





1) Ale diefe, fo wie mehrere der folgenden Gruntfäge müffen ganz 
mit dem, was das römifche Recht hieruͤber uns lehrt Cef. 1. 46. D. 
de fidejuss. Gaj. III, 126.), wübereinflimmen, weil fie aus dem 
Begriffe der Bürgfchaft feibft folgen, und in fo fern das römifche 
Hecht auch da, wo es Keine unmittelbare Gultigkeit bat, doch als 

‚ratio seripta in Betracht kommen muß. Freilich kommen Abweis 
chungen hiervon im römifchen Rechte vor, die aber eine Folge bes 
fonderer Berhältniffe find; fo z. B. erklärt fi), daß, wenn bie 
fidejussio auf mehr gerichtet ift, als was die Hauptfchuld enthält, 
jene ganz ungültig ift, aus dem Wefen des stricti juris negotii, 


während heutzutage die Bürgfchaft bis auf den Betrag der Haupt: - 


ſchuld beftehen bleibt. 


⸗ 
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- Hauptfchulbner ſelbſt eingefchränkt ift. Seht man hierüber hin⸗ 
aus, ſo entſtehen Abnormitaͤten 2) 

Wie aber die Buͤrgſchaft in ihrer Entſtehung bedingt iſt 
durch das Daſein einer Schuld, ſo faͤllt dieſelbe auch weg mit 
dem gaͤnzlichen Aufhoͤren der Schuld. Verſchieden von — 
Verſchwinden der Buͤrgſchaft (ipso jure) find die Faͤlle, wo 
ſtrenge genommen die Obligation noch beſtehen bleibt, aber 
Buͤrge ſich ſchützt durch Einreden (ope exceptionis), die ex fo: 
wohl aus eigner als aus der Perſon des Schuldners entnehmen 
kann vermoͤge des acceſſoriſchen Schuldverhaͤltniſſes, wobei jedoch 
im Einzelnen viel Streit obwaltet 8). 

Ein anderer Geſichtspunkt tritt ein, wo der Buͤrge eine 
Einrede erhaͤlt, nicht als Folge der acceſſoriſchen Qualitaͤt ſeiner 
Verbindlichkeit, ſondern aus der Perſon des Glaͤubigers, indem 
dieſer ihm fuͤr jede culpa verantwortlich iſt, wodurch dem Buͤr⸗ 
gen die Klageacceſſion, ſo wie uͤberhaupt der Regreß gegen den 
Hauptſchuldner geſchmaͤlert wird, z. B. durch verſchuldete Prä- 
clufion im Concurſe mit einer der Priorität nach guten Forderung. 
Denn, wenn aud) troß der Präclufion die Forderung, nicht erlöfcht, 
fo ift der Gläubiger doch, wenn auch der Bürge ald correus de- 
bendi haftet, verpflichtet, zum Beſten des Bürgen im Goncurfe . 
fih zu melden, damit etwa berfelbe, wenn er gezahlt hat, aus 
der Concursmaſſe fich befriedigen laffen Fann. Es liegt in dieſem 
. Anmelden im Eoncurfe von Seiten des Gläubigerd nicht etwa eine 
Vorausklage, fondern e3 ijt lediglich ein Sicherungsmittel ?). 


— 


2) Dieſe Regel erkennt das roͤmiſche Recht auch an. Fuͤr den alſo, 
welcher ſich für eine obligatio naturalis verbuͤrgt, oder für einen 
impubes, prodigus, filiusf. etc., unbekannt mit diefen Umftänden, 
entfteht immer nur eine naturalis obligatio und keine härtere, als 
die des Hauptfehuldners if. In fo fern aber der Bürge die Bes 
ſchaffenheit der obligatio kannte, ſieht das zömifche Recht darin eis 
nen Berzicht auf die dem Schuldner alfo auch dem Burgen zuftes 
henden Einreden, oder auch eine intercessio donandi animo. We+ 

. ber natürl. Verbindlichkeiten S. 114 u. ſ. w. 1.13. D. de minori- 
bus. 1,25. D. de fidejuss. 1.9. $.3. D. ad SCt. Maced, 1. 37: f 
D. de fidejuss. | 

3) Weber a. a. D.. 

4) Brinkmann Nechtöfunde ©. 268. Weber a. a O. 8S. 115. 
Schmid de fidej. plane non oblig. $. 20. 224. 
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Es ift noch übrig, ausfhhrlicher zu beführen, welche Wir: 
fung der Ausbruch eines Univerfaleoncurfes beim Haupiſchuldner 
auf das Beſtehen der Buͤrgſchaft hat? 

Durch das decretum de aperiundo concursu, oder wie 
man faͤlſchlich ſich ausdruͤckt, durch den Ausbruch des formellen 
Concurſes hört der Schuldner nicht auf, Eigenthuͤmer feines Ber: 
mögend zu fein, fondern er wird nur ermittirt, und thm Die 
Dispofttion unterfagt. Er erfcheint fortan als Gemeinſchuldner, 
aber auch als Schuldner im Einzelnen, daher die einzelnen 
Schuldpöfte beftehen bleiben, und bie diefen folgenden Buͤrg— 
fchaften, ‚nur daß das gerichtliche Werfahren zur Befriedigung 
der Gläubiger, die fich gemeldet haben, nah Maaßgabe der 
Priorität das feparate Klagen der Gläubiger fiftirt. Aeltere 
Rechtslehrer 5) haben freilich behauptet, daß die Gefammtheit 
der Goncurögläubiger, wie bei der Altern römifchen bonorum 
venditio der bonorum emtor, in untversitatdm fuccediren, al: 
lein diefe Anficht ift gleich dadurch widerlegt, daß die Forderun⸗ 
gen der Gläubiger dur Confuſion erlöfhen würden, der Ge. 
meinfchuldner alfo für immer liberirt wäre und mit ihm bie 
Bürgen, da es doch anerkannten Rechtens ift, daß Die im Eon: 
curfe nicht befriedigten oder präcludirten Gläubiger immer noch) 
ihre Forderung gegen den Schuldner behalten, fo daß, im Sale 
diefer fpäter wieder Vermögen erwirbt, jene ihre Befriedigung 
verlangen fönnen, wovon das benef. cessionis bonorum, wo 
e3 gilt, nur eine Beſchraͤnkung macht auf das id, quod facere 


potest. Freilich feheint diefer Grundſatz früher in Schleswig 


und Holftein nicht anerkannt gewefen zu fein, wie Scholz ®) 
beinerft, da man die Gläubiger im Goncurfe sub poena prae- 
clusi et perpetui silentii peremtorifch lud, ein Verfahren, wel: 
ches auf Feine Weife nach dem Weſen des heutigen Goncurfes 
gerechtfertigt werden kann, daher auch fpäter von der Gefeb: 
gebung verworfen und der richtige Grundſatz anerkannt iſt 7). 
Wenn alfo der Ausbruch des Coneurſes nicht die Wirkung 
hat, daß die einzelnen Schulden, auch wenn fie vermöge ber 
5) Hommel rhaps. observ. 193. Leyser med. spec. 220 etc. 
6) Goncursrecht ©. 52. 


7) Gireularverfügung für die Herzogthitmer Schleswig und Holſtein 
vom 28ſten Apr. und iſten Juni 1827. 
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Location nicht getilgt, ja felbft wenn fie praͤcludirt find, völlig 


erloͤſchen, fondern beftehen, fo ift einleuchtend, daß die Bürg: . 


fchaften auch in Kraft bleiben. 

Hierbei ift ed nun im Allgemeinen gleichgültig, ob der 
Schuldner lebt oder geftorben tft, aber eine firenge Conſequenz 
führt doch zu verfchiedenen Reſultaten, daher wir zwei Faͤlle 
unterfcheiden wollen. 

Der erfte Fall, der nämlich, wo der Schuldner noch nach 
dem Concurfe lebt, macht Feine Schwierigkeiten. Eine Schuld 
fest einen Schuldner voraus. Diefer ift ja vorhanden, daher 
auch der Bürge für diefe Schuld verpflichtet bleibt. Der zweite 
Kal ift der, daß der Schuldner vor oder während des Concur: 
fe jtirbt. 


Vermoͤge der Gruntfäge einer Univerfalfucceffion geben alle 


Berbindlichkeiten und Rechte des Erblaffers auf den Erben über; 
der Erbe repräfentirt die Perfon des Erblaffers, wird alfo auch 
der Schuldner. Demnad) tritt Feine wefentliche Veränderung ein, 
. weder da, wo ber Erbe gleich mit dem Xode erwirbt, noch da, 
wo zwifchen Anfall und Erwerb der Erbfchaft unterfchieden wird, 
Denn wenn auch vor dem Antritte der Erbfchaft der Erbe noch 
keine Verbindlichkeit übernommen hat, fo repräfentirt die Maſſe 
(hereditas jacens) den Erblafjer, ericheint als eine moralifche 
Perfon, und als ſolche ift fie auch Schuldnerin, ver die Buͤr⸗ 
gen folgen muͤſſen ®). 

Gefegt aber, der Schuldner firbt, die Erben fchlagen die 


Erbſchaft aus oder bedienen ſich des benef. abstinendi, und die - 


Erbſchaft geht auf Andringen mehrerer Gläubiger in eine Con: 
curömaffe über. Dadurch hört die Nechtöperfönlichkeit der Erb: 
maſſe nicht auf, foudern ed tritt nur, ein eigenthünliched gericht: 
liched Verfahren ein. Wird aber die Maſſe diftribuirt und die 
einzelnen Theile derfelben find durch Singularfucceffion auf bie 
einzelnen Gläubiger übergegangen, fo verfchwindet der Begriff 
ber Erbmaffe in ihrer Realität und in der Fiction ihrer Rechts⸗ 


8 Wollte man aber jene Fiction der Nechtöperfönlichkeit einer here- 
ditas jacens hier nicht anerkennen, fo wäre die Folge davon, daß 
die Maffe bonum vacans würde und mit dem Tode ded Erblaffere 
gleich alle Schulden wegfallen müßten, in fo fern nicht eine andere 
Eusceflion eintritt, wie 3. 8. bie deg, fixcus, 





German. Bürgfchaft mit Rücficht auf das jütjche Low, 349 


verfönlichkeit, und die etwas nicht befriedigten oder praͤcludirten 
Gläubiger haben troß der oben entwidelten Grundſaͤtze ihre For⸗ 
derungen gänzlich verloren, weil Fein Schulöner mehr vorhan⸗ 
ven- fl. 
Die Bürgfchaft febt eine Hauptfchuld voraus, da diefe aber 
im erwähnten Falle weggefallen, fo ift auch der Buͤrge liberirt 
worben vermöge der accefforifchen Natur feiner Werbindlichkeit. 
Der Gläubiger kann fich. alfo bier, wenn er verfäumt hat, vor 
dem Wegfallen der Forderung den Bürgen in Anfpruc zu neh: 
men, was ihm 3. B. im Gebiete des jütfchen Low's freiftand, 
auf Eeinen Fall an den ehemaligen Bürgen halten. 

- Man könnte aber fragen, ob die Diftribution der Maffe. der 
Zeitpunkt fei, wo die nicht getilgten Forderungen gänzlich erlö: 
fchen, oder ob ed nicht richtiger fei, den Moment anzunehmen, 
wo factifch die Maſſe fchon nicht hinreichend war, um alle 
Gläubiger zu befriedigen. Allein, abgefehen davon, daß die 
Zeit des Eintrittd der Infolvenz fchwer zu ermitteln und mel: 
ſtens fchon bei Lebzeiten des Schuldners erfolgt ift, und vor dem 
Locationsurtheile man wenigſtens juriftifch nicht weiß, wer zuerft 
befriedigt werden fol, fo wird eben durch ‚den öffentlichen Act 
des Diftributiondbefcheides felbft die Rechtöperfönlichkeit der Maffe 
erſt aufgehoben. 

Aber auch bei den präcludirten Forderungen ift zu erinnern, 


daß vor Beendigung, des Concurfes und der Diftribution die un - 


zulängliche Concursmaſſe noch andermeitig Vermögen erwerben 
fönnte, 3. B. eine Erbfchaft, welches aber durch die Verthei— 
lung der Maffe unmöglich gemacht wird. . 

Es läßt fih nun freilich nicht Iäugnen, daß diefe Gonfe: 
quenzen zu eigenthümlichen Refultaten führen und es von gro: 
Ber Zufälligfeit abhängt, ob der Bürge bezahlen muß oder nicht, 
allein dergleichen ift nicht felten im Rechte der Fall. Wenn 
man aber mit der Praris behaupten wollte, daß troß des Weg: 
fallend der Schuld der Gläubiger bier den Buͤrgen dennoch be: 
langen Tönne, fich etwa berufend auf bie angeführte Rechts: 
parömie, „ben Bürgen fol man würgen”, worin man, wie be 
merkt, gegen ben Begriff der Buͤrgſchaft eine principale Ber: 
bindlichkeit des Buͤrgen finden will, ſo ift dad eine totale Ver: 
wirrung in den Begriffen und ein offenbarer Krieg gegen bie 


[4 


ER Dr. 8.6. Müller: Germ. Vuͤrgſch. ꝛc. auf d. jut. Low. 


Logik. Will man aber auf Billigkeit ſich berufen und fo den 

Buͤrgen haften laſſen, ſo iſt darauf zu antworten, daß nach 
Billigkeit hier nicht entſchieden werden koͤnne, denn auf. dieſe 
Weiſe wuͤrde jeder Rechtszuſtand unſicher werden und jede Ipgi- 
fihe Conſequenz weichen müflen. Es darf hier nur vom firengen 
Rechte die Rede fein, und ed möchte fich doch noch fehr fragen, 
wad billiger fei, dem Gläubiger den Verluſt aufzulegen, ober 
dem Bürgen, der ja keinen Regreß nehmen kann, weil fen 
Sauptfchulpner exiſtirt. Man moͤchte doch — der a 
Sirach's 9): 

„Ein frommer man wird bürge für feinen nächften. u. ſ. w. 

Buͤrge werden hat viel reiche leute verderbet und bin und: ber 

geworfen, wie bie wellen im meer." 


für den Bürgen geneigt ſich erflären, fo wie im Gange der Se 
ſchichte die Geſetzgebungen auch beſtrebt geweſen, immer mehr 
und mehr die Lage deſſelben zu verbeſſern. 


9) Kap. 29, 8.17 u. 2. 
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I. Sind die ſtändiſchen Nechte nen oder alt? 
5.1. Einleitnng 





Obige Frage ift in Folge der Vorfälle im Königreihe Hanno⸗ 
ver wiedergefehrt, wo Das Staatsgrundgefeh vom 26. September 
1833 der allgemeinen Ständeverfammlung’ gewiffe Befugnifle ein- . 
geräumt hatte, in deren Ertheilung die königlichen Batente vom 5. 
Juli und 1. November 1837 eine Verlegung der agnatifchen und 
Regierungsrechte erblicten. Auch fonft ift ſchon mehrfach die Be- 
-forgniß geäußert worden, ald ob durch die ftändifchen Verfafſun⸗ 
gen, welche feit diefem Jahrhundert in einzelnen deutfchen Stans .- 
ten eingeführt worden, dem Volke ein ungebührlicher, das Anfehen 
und die Macht der Fürften lähmender, Einfluß gegeben ſei. Un⸗ 
befchränft find die deutfchen Regierungen niemals geweien. Auch 
in dem Begriffe der Souverainetät, welche fie erlangten, liegt nicht 


*) Weranlaffung zu diefen Auffägen gab ein Gutachten, welches bie tübins 
ger Iuriften» Facultaͤt auf Anfuchen ber Stadt Osnabruͤck über mehrere 
Redhtöfengen zu ertheilen hatte. Die juriftifchen Debuctionen, welche 

das Refponfum für den concreten praktiſchen Zweck enthält, find hier 
für das wiſſenſchaftliche Bebürfniß anders geordnet und zum Theil, nas 
mentli mit Rüdfiht auf bie neueften Cabinets⸗Erklaͤrungen, weiter auss 
geführt worben. 

Zeiſchrift f. d. deutſche Reit. 2.00. 1. 1 
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die Idee der Deſpotie, wie das hannoͤverſche Votum auf dem wie- 
ner Congreſſe vom 21. Oct. 18141) bemerkte. „Der König von 
Großbritannien (heißt es Hier) ift unläugbar ebenjo fouverain, als 
jeder andere Fürft in Europa, und die Freiheiten feines Volks bes 
feftigen feinen Thron, anftatt ihn zu untergraben.“ 

Zwar fehlte e8 fchon zur Zeit des deutfchen Reichs nicht an 


| og. Moſpubliciſten·· weiche din ſtaͤndiſchen Rechke zu verkleinern 


ſuchten, und, wie auch' jegt wieder von anonymen ESchriftſtellern 
geſchieht?), behaupteten ‚ daß vie Landflände die meiften Befug- 
niffe, welche fie befiten, den Fürften entriffen oder doch blos der 
Gnade derfelben zu verdanken haben, und daß daher die Vermu⸗ 
thung wider die ftändifche Mitwirkung bei Regierungsrechten fei. 
Schon damals fpradhen: fich jedoch die angefehenften Rechtslehrer 


. gegen diefe Anficht aus ,.. indem fie zu beweifen fuchten, daß die 


ftändifgen Rechte nicht neu, ſondern alt, und Feine beſenderen, 
ſondern ſolche Freiheiten feien welche der Regel nad) überall in 
Deutſchland vorfommen ?): Dieſe Anſicht möchte noch jegt in Ans 
ſehung der meiſten ſtaͤndiſchen Rechte die richtige ſein. 


— J Ben: den- frändifchen Vereinen überhaupt, indbefoudere 


Rent. Vertretungsrechte. | 
Das 3 tjentbüntice der fogen. landſtändiſchen Berfaffung liegt 


nicht im dem Borhandenfein von Ständen (status) — denn diefe 
“gab es Immerdar und giebt es aud in Willkür-Herrſchaften, — 


noch in dem Vorkandenfein von ftändifchen Rechten — denn die Ge: 


| melnſchaft gewiſſer Rechte und ‚Pfichten ift e8 gerade, was bag 





« Ze ur zu; 


— Acken des miener — von Be 18,67. 
2). Bemelungen über — ſtaͤndiſche Ben in Heiſſen — 
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3) De Lynker, Consilia 'seu — Vol. I. resp. 55. Nr. 122. 124. — 
De Ludolf, Symphorema Consultatt. forens., tom. I. symph. I. cons. 

ı „6 2 156. — De. Ludolf, .de jure foeminaram. Hlustr. P. I. 8. 27. p. 
„ Mi. Not. . — L H. Böbmep, Consultatt. ot Docis., Val. II. oons. 1. 
„„ Nr. 24. AD. — D, 6. Strube, de Statuum proy. origiae et prane, ju- 
‚rihus, in feinen, Oba, Ne. IV. — Yüttes,, Vom Urfgrunge. der Landes⸗ 
hoheit und ber. Landflände, in ſ. Weite. zum deutſchen Staatsr und Fuͤr⸗ 
F se — VL. m. Laoͤberlin. Handb. — — 
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Merkmal eines Standes ausmacht, und diefe Rechte waren um fo 
größer, je weiter wir in ber deutſchen Geſchichte zurüdigehen, in: 
dem nur ein Theil der alten Bolfsfreiheit in den fpäteren Landes: 
vereinen erhalten wurde, — noch endlich in dem Begriffe von Land: 
fländen (status s. ordines terrae) d. 5. einzelner Perfonen oder 
Genofienfchaften, welche ein Recht darauf haben, in Landesfachen 
gefragt zu werden, welches Recht fie auch einzeln ausüben konn⸗ 
ten, fondern in der Verbindung diefer Stände zu einer Iandftän- 
bifhen Borporation. Allein auch diefe Verbindung, welche 
übrigens gewiſſe ftändifche Rechte bereits vorausfehte, deren Aus⸗ 
übung und Aufrechterhaltung fie zum Zweck hatte, kam faft überall 
zu Stande, namentlich da, wo die Stände entweder vielfach um 
ihre Unterftügung angegangen oder in ihren Rechten und %reiheis 
ten bedroht. wurden; und nur da, wo feine Diejer Anregungen 
Statt hatte, oder in Furzer Zeit fich öfter wiederholte, blieb Die 
ftändifche Verfaffung unentwidelt, wiewohl die Elemente derjelben 
auch dort vorhanden waren, wie 3. B. in Oldenburg ?). 

Die Zufammenfegung dieſes Tandftändifchen Corpus war mın 
freilich nicht ganz auf dieſelbe Weife befchaffen, wie die der heuti- 
gen Ständeverfammlungen, noch war der Grundſatz der allgemei- 
nen ‚Landesvertretung ſchon urſprünglich Dabei angenommen. “Die 
Landſchaft, weldhe gewöhnlich mit den Prälaten und der Ritter: 
{haft jenes Corpus bildete, ward in der Regel nur dargeftellt 
durch die Abgeordneten der Städte, weil nur dieſe die alte Frei⸗ 
heit behauptet hatten; und nur ausnahmeweife nahmen auch die 
Bauern Theil an der Landftandichaft, 3. B. in Oftfriesland. Wie: 
wohl nım die Verordneten der Landſchaft nicht als Bevollmaͤch⸗ 
tigte Des ganzen Landes, fondern nur der betreffenden Gemeinden 
erfhienen, und daher blos für dieſe und aus ihrem befonderen 
Auftrage handeln, nicht aber ihre Bewilligungen auch auf andere 
freie Landſaſſen fich erftreden Fonnten ?),. ſo wurde Doch, nachdem 
die Landesgemeinde ſich mehr und mehr befeftigt hatte, den ftän- 
difchen Befchlüffen nach erhaltener landesherrlicher Genehmigung 
eine allgemeine Wirkfamfeit gegeben, und fo gewöhnte man fi) 


1) C. L. Runde, Patriotifhe Phantafieen. Oldenburg 1836. Rı. X. 
2) Poffe,. Ueber das Staatseigenthum und das Staatsrepräfentationds 
recht, ©. 173 ff. 200 ff. 
1 %* 
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in der Praxis allmaͤlig daran, den vereinigten Landſtaͤnden einen 
landesrepraͤſentativen Charakter beizulegen, deſſen Weſen darin be⸗ 
ſtand, nicht blos für ſich und die beſonders vertretenen, ſondern 
auch für die nicht erſchienenen oder nicht beſonders repraͤſentirten 
Stände Pflichten zu übernehmen, namentlid Steuern zu bewilli⸗ 
gen, unabhängig von einer durch Diefelben ertheilten befonderen 
Vollmacht). 

Konnten aber die landſtaͤndiſchen Körperſchaften für das. re⸗ 

praͤſentirte Land Verbindlichkeiten eingehen, ſo mußten ſie auch 

Rechte für daſſelbe zu erwerben im Stande fein. 

Geſetzt nun auch die wichtigften Tandftändifchen Rechte hätten 
ſich nicht aus den alten Rechten der Stände von felbft ergeben, 
fondern wären erft neu von dem Landesheren den ftändifchen Ver— 
einen verliehen worben, fo ift Dies doch im Zweifel nicht ad bene 
placitum, fondern unwiderruflich gefchehen; denn auch Privilegien, 
in welcher Form gewöhnlich die alten und neuen Rechte anerfannt 
wurden, Dürfen nicht geradezu zurüdgenommen werden, amt wes 
nigften landitändifche Privilegien, wofür die Reichsgerichte früher 
Schuß eriheilten, wie noch jeßt die deutfche Bundesverfammlung 
fie zu fchügen berufen ift 2). 

In der That wurden dieſe landſtaͤndiſchen Vereine jetzt bei 
wichtigen Angelegenheiten, welche entweder Herr und Land gemein⸗ 
ſchaftlich oder nur einen der beiden Theile angingen, haͤufig ins 
Mitthun und Mitleiden gezogen; und nach dem Grundſatze, daß 
derjenige, welcher nicht mit zu rathen, auch nicht mit zu 
thaten hatte, war jene Concurrenz für den Landesherrn vorn 
großer Bedeutung. Insbefondere wurden jene Vereine von ihm be- 
nugt, um eine gemeinichaftlihe Uebernahme neuer Hülfen oder 


1) Mofer, Bon ber Reichöftände Landen, S. 716.— Sacobi, Aufld⸗ 
fung einiger Zweifel über das Alter und das Repräfentationsrecht beuts 
Ther Landſtaͤnde. Hann. 1798, ©. 76 f. — Leift, Deutfches Staats 
recht, AL — Eichhorn, Deutfche Staats: u. Rechtögefchichte. Theil 
II. $. 425. 547,, welcher zwar nicht obigen Begriff der Landesrepraͤ⸗ 

- fentation, wohl aber das daraus herzuleitende Recht der Stände gefchichts 
lich annimmt, 

2) — Be Betrachtungen über bie Verfaflung bes beutfchen Bundes, 

+69 f. i 
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Steuern von ihnen zu erlangen, wegen welcher er fonft jenen ein: 
zelnen Stand für fich hätte angehen müflen, da ein freier Land⸗ 
faffe und daher auch eine Corporation von Freien nur freiwillige 
Abgaben an den Landesheren zu leiften hatte2). Oder es traten 
Die Stände, wozu fie nach dem erft fpäter befchränkten 2) Affocia- 
tionsrechte aller Freien im Mittelalter allerdings befugt waren, von 
felbft zufammen, um ſich gegenfeitig zur Handhabung ihrer Rechte 
und Freiheiten zu verhelfen und ſich derfelben namentlich dem Lan- 
desheren gegenüber zu verfichern. 


9.3. Von den Hannöverfchen Provinzial: Ständen insbefondere. 


Alles dieſes gilt insbeſondere auch don den hannöverfchen 
Provinzen. Die Stände, weldye anderwärts vorfamen (Stifter 
und Klöfter, Ritterſchaft, Städte), trifft man auch bier, und 
wenn ſchon fih nicht mit Selchow (Braunfchweigifch-lünebur- 
gifches Privatrecht. S. 157) behaupten läßt, daß es niemals 
feibeigene Bauern in den braunfchweig-Tüneburgifchen Landen ge⸗ 
‚geben habes), fo war doc außer dem Adel und der Geiftlih- 
keit nicht blos ein fehr geehrter und einflußreiher Stand von 
Bürgern (burgenses) in den Städten, fondern aud) eine Anzahl 
freier Grundeigenthümer in den Dörfern zu finden, welche jo we: 
nig als jene zu gezwungenen Dienften und Abgaben verpflichtet 
gehalten wurden %). Wie wichtig namentlid der Einfluß der 
Städte in früherer Zeit gewefen, zeigte fich im lüneburgiſchen 
Erbſchaftskriege, welcher hauptfächlich unter ihrer Mitwirkung ge- 
fchlichtet wurde. Die wichtigften Städte des heutigen Hannovers, - 
namentlich: Hannover, Hameln, Göttingen, SKalenberg, Nord: 
heim, Hildesheim, Osnabrück, Goslar, Stade, Münden, Helm: 


1) Saͤchſ. Landrecht, Buch III. Art. 91. $. 3. 

2) Zickler, Das Affociationsrecht der Staatsbürger. Lpz. 1834. ©. 87 f. 

3) Eihhorn, St. u. R.⸗Geſch., $. 448. Note e. 

4) Bol. Uelgner Abſchied v. 24. Nov. 1576, bei Jacobi I, ©. 285 
oben 3 „ob durch diefe, der Geiftlichen und NRitterfchaft, auch ber Freyen, 
Flecken und Leuthen („die fonften zu ber gemeinen Contribution zu des 
Landes Noͤthen gefreyet fein‘) ꝛc. Es follen auch die Freye Yleden 
und Leuthe zc. 
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ſtaͤdt, Eimbeck, Burtehude waren zugleich Mitglieder des han⸗ 
ſeatiſchen Bundes 3), An die Entwidelung der damaligen Ver⸗ 
hältniffe, welche der Ausbildung der Landeshoheit, aber aud) der 
Ausbildung der landſtändiſchen Berfaffung beſonders günftig ge⸗ 
weſen, Tnüpfte fi die unter dem Namen Saate oder Satzung 
befannte Einigung der braunfchweig = lüneburgifhen Landſtaͤnde 
mit den Herzögen Bernhard und Heinrich vom 21. Sept. 1392 2), 
von welher Spittler ?) fagt, daß fie tiefer in's Innere der 
ganzen Verfaffung Hineingegangen als die magna Charta der 
Engländer, Der Form nad) war dieſe Saate nichts Anderes, 
als ein Vertrag, wie er oft genug zwifchen Landesherren und 
Ständen im Mittelalter gefchloffen wurde, ohne daß man darum 
nöthig hätte, in folhem angeblichen Uebergang der alten Patri⸗ 
monial⸗ in die neue Rechtsſtaats⸗Verfaſſung eine neu angehende 
Epoche der Staatsgefchichte zu erbliden, Aber wichtig ift ber 
Saate-Brief, abgefehen von den in ihm getroffenen, vorüberges 
henden Einrichtungen“), zur Aufrechthaltung des Landfriedens 
hauptfächlich darum, weil hier die 3 Stände: Papheit (Geiftlich- 
fett), Manufchaft (Ritterfchaft) und Städte (Rathleute und Bür⸗ 
ger) ſich das erfte Mal fefter verbanden und unter anderen Rech: 
ten auch das ber freien Einigung von dem Landesheren anerkennen 
ließen. Ritterihaft, Rathleute und Bürger follten nämlich mit 
ihren Schlöffern und Städten zufammenhalten dürfen, wenn ber 
Landesherr dem Vertrage Feine Folge leifte, und feinem neuen Lan: 
desherrn gehuldigt werden, er habe denn die Saate befchworen. 
Saft wichtiger noch als die Saate ift ein unter demſelben Tage 
ausgefertigter Rreiheitäbrief $), worin bie Herzöge insbefondere 
verfprachen, weder Bede noch Schatzung auf die Unter- 
fafjen und deren Güter zu legen, außer auf die et» 
genen Maier und Leute der Landesherrſchaft. 


1) Spitiler, Geſchichte Hannovers. Bd. VI. S. 50. — Hüne, Geſch. 
Hannovers, I. ©. 483. 
2) Bei Jacobi a, a. O. ©. 22 fi 
3) Geſch. Hannovers, Bb. IV. ©. 55. 
4) Formlich verzichtet wurde — die Saate von der —* Land⸗ 
5) Jacobi a. a. 8 I. S. 45. 
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So wie Spittler (a. a. O. S. 51 f.) die Sade bar- 
Reit, follte man meinen, als ob erſt in dem Erbſchaftskriege 
(1369—1388) und ber unmittelbar Darauf gefolgten Handfeſte 
vom .1dten July 13884) fi) die Lüneburgifchen Stände dieſe 
und andere Kreiheiten erfämpft hätten; allein die Nechte felbft 
waren ſchon vor der Bereinigung meiſt dba; wir wollen 
nicht bis zum Jahr 1281 zurücdgehen, wo Herzog Dito der 
Strenge im entfcheidenden Augenblide, da er ben Feinde gegen: 
überftand, fi der Treue der ihm gefolgten Unterfaffen wieder 
Dadurch verficherte, . daß er ihnen ihre Rechte und Freiheiten zu 
halten gelobte?). Was unmittelbar. dem Erbfchaftsfriege vor: 
berging, beweift, daß nicht blos auf Seite der Ritterfchaft, fon- 
dern auch auf Seite anderer Stände fchon damals Rechte zu 
ſichern waren. Eine Urkunde Herzog Ludwig's v. 3. 1355 vers 
fihert allen Ständen, namentlich den Prälaten,, Freien, Dienft- 
leuten, Rittern und Knechten, Rathmannen, Burgern und Bauern 
ihre hergebrachten und verbrieften Rechte. Eine Urkunde Her. 
Ludwig's v. 3. 1356 aber befennt, daß 15 Raͤthe aus den ver: 
ſchiedenen Ständen (1 PBrälat, 7 Ritter und I Rathsleute) von 
Herzog Wilhelm zu Lüneburg gewählt, nad) defien Tod die lüne⸗ 
burgifche Provinz mit ihm regieren follen. Eine Iandesherrliche 
Urkunde v. 3. 1367 endlich fagt zu, daß im Falle eintretender 
Erbfolge Die Stände bei ihren Rechten, wie auch die Räthe und 
Hofbedienten bei ihren Stellen gelaffen werden follen, und daß, 
im Falle der Erftgeborne ſich nicht zum Negenten ſchicke, Die her⸗ 
zoglichen Räthe, und, falls dieſe nicht einig würden, die. Städte 
- Braunfchweig, Lüneburg und Hannover aus den rechten Erben 


9 Jacobi a. a. O. S. 16 f. 


2 Chronicon Luneburgicum, bei Leibnitz, script. rerum — T. III. 
p. 176. Daſelbſt wird erzaͤhlt, daß Herz. Otto u. ſeine Gemalin Mech⸗ 
tilde, Prinzeſſin v. Baiern, der Stadt Luͤneburg gute Privilegien und 
Freiheiten gegeben und der Stadt und dem Lande zumal gnaͤdig und 
guͤnſtig geweſen. Ebenſo wird ſchon Otto dem Kinde nachgeruͤhmt, 
daß er den Bürgern in den Städten und beſonders ber Stadt Luͤne⸗ 
burg Freiheiten, Gerechtigkeiten und Privilegien gegeben, feine Unter 
ſaſſen friedlich beſchirmt, und daß das Land Lüneburg ſich damals wohl 
SERIEN: 
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einen andern Nachfolger wählen möchten, der zur Herrſchaft tau⸗ 
gen würden). Daher hat Eichhorn?) gewiß Recht, wenn 
er gegen die Anficht von K. H. Lang?) den Anfang ber lüne- 
burgifchen Verfaſſung und das Recht ver dortigen Stände, das 
ganze Land, d. h. die Angehörigen und Hinterfafien dieſer Stände, 
zu vertreten, in das 14. Jahrhundert ſetzt; denn jedenfalls feit 
der zweiten Hälfte des letzteren waren die Stände in vereinter 
Thätigfeit, und zwar zum Zwede der Ausübung und Aufredht- 
haltung folder wichtigen Rechte, wie fie den im Grundgeſetze cone 
ſtituirten Ständen nidyt duchaus zufommen, 

Außer den Rechten, welche früher ganz gewöhnlich den ftän- 
diſchen Vereinen zufamen: dem Rechte des Gonfenfes zu Geſetzen, 
der Steuer-Berwilligung, dem Rechte zu Privat-Eomitien *), ka⸗ 
men den lüneburgifchen Ständen nämlich auch noch zu andere 
Gerechtfame, von welchen heutzutage nicht mehr die Rede ift, wie 
namentlich das Recht, unabhängig von landesherrlicher Berufung 
in öffentliche Thätigfeit zu treten, welches noch in fpäteren Ver⸗ 
fhreibungen von 1527 und 1536 anerfannt ift), ferner das 
Steuer -Erhebungs- und Caſſen-Recht, d. h. die Befugniß, die 
von ihnen bewilligten Hülfen durch die von ihnen angeftellten ober 
präfentirten Schaßbedienten auf das Land umzulegen und einziehen 
zu lafien®), ja fogar das Recht, bei Bragen über Krieg und 
Frieden mitzureden und landesherrliche Fehden und Bündniſſe, fo- 
wie die Erbauung neuer Schlöffer und Zeitungen von ihrem Con⸗ 
fenfe abhängig zu machen”). Auch in Angelegenheiten der fürft- 


H Daſ. S. 1. 6. 

2) St.⸗ u, R.⸗Geſch., 8. 423, Anm. 2, 8. 424, Anm. 4 — Derfelben 
Anſicht ift fchon Sämibt, Cod. diplomaticus, Vorr. 8,76. Ebenfo 
auch Hüne, Geh. Hannover &. 487. 

3) Prüfung des vermeintlichen Alters der beutfchen Landſtaͤnde. Göttingen 
1796. &. 35 f. 

4) Strube, Obs. juris, Nr. IV, $. 5—22. — Pütter, Institutt. juris 
publ. germ. $. 198. — Eichhorn a. a. O. $. 424—427. 546. 

5) Jacobi a. a. O. S. 137. 165. 

6) Zacobi a. a. O. ©. 197. 257. 338. — v. Bilderbeck, Delin. jurium 
Statibus Prov. Ducatus Luneb. comp., bei Selchow, Magazin für bie 
deutſchen Rechte und Geſchichte. Bd. I. S. 264. 265. 

7) Berſchr. v. 1392, 1518, 1527, bei Jacobi a. a. DO. ©. 50.116. 143. 
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lichen Familie dienten die Landftände nicht felten als Vermittler 
und Schiedsrichter, und im Falle einer Regentfhaft führten Einige 
. aus ihrer Mitte die vormundfchaftlihe Regierung‘). Endlich 
hatten die Lüneburgifchen Stände auch noch das befondere Recht, 
zu dem Hofgerichte zwei Aflefforen und einen Eancelliften zu präſen⸗ 
tiren?), was für jene Zeit darum nicht auffallen kann, da ja 
auch das frühere Landgericht von dem Landesherrn, als Landrich- 
ter, nur aus der Mitte der freien Stände des Landes befegt wer⸗ 
den fonnte, und die Stände zur Unterhaltung des (vormaligen) 
Hofgerichts zu Celle einen jährigen. Beitrag zu geben hatten, 
der bis jet geblieben ift. 

Gleiche oder Ähnliche Rechte wie in Lüneburg behaupteten 
die Stände auch in den anderen braunfchweigifchen Fürftenthü- 
mern, namentlih in Göttingen, wo i. J. 1435 Herzog Otto 
der Einäugige die ganze Verwaltung des Landes einer von dem 
Ständen beftellten Regentſchaft (4 von der Ritterfhaft, 5 von 
den Städten) überließ®).. Ebenfo in den neuen hannöverfchen 
Ländern, namentlich im Fürftenthum Oftfriesland, wovon Stru⸗ 
be +) fagt: 

In Frisia orientali pleraque en jura Ordinibus sunt 

reservala. 

Im Stifte Osnabrück ward zwar erft im 45. Jahrhundert eine 
Vereinigung der Stände ausgeführt; allein auch diefe hatten fchon 
i. 3. 1424 von dem Biſchofe Johann v. Diepholz vor ihrer 
Huldigung die Zuficherung erhalten, daß Feine Schagung, Bede 
oder Dienft folle gefordet werden, außer nad Rath und Willen 
des Capitels, der Stiftsmannen und der Stadt Osnabrüd, welche 
Zufage in der Mitte des 16. Jahrhunderts dahin erweitert wurde, 


1) So ernannte im Jahr 1471 Herzog Otto III, von Lüneburg eine aus 
den drei Ständen (Prälaten, Ritterfchaft und Städte) zuſammengeſetzte 
Vormundſchaft für Br unmündigen Sohn Heinrich. Jacobi, Luͤ⸗ 
neburg. Ldt.⸗Abſch. I. ©. 76. 

2) Bilderbed a. a. DO. ®. 246. 

3) ©, die Urkunde bei Schmidt, Bom beutihen Adel, ©, 129. Ueber die 

.. Beweggründe find Spittler a. a, O. Bd. VI. ©. 104. Note, und Hüne, 
Geh. Hannovers, S. 454, verſchiedener Anficht. 

4) De origine Nobilit. Germ. sect. 2. cap. 1. $.7. p. 79. 
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daß auch die „Vryen, de vp eren Güdern ſitten,“ nicht ohne 
den Willen jener Stände ſollten beſteuert werden dürfen, wo⸗ 
mit alſo bereits ein Repraͤſentationsrecht der Stände anerkaͤnnt 
ward ). | 

Seit der Aufnahme des römifchen Rechts wurde zwar der 
Einfluß der Stände auf die Landesregierung überall zu mindern 
gefucht 2), da der firenge Beweis, welchen Die Reichögerichte im 
Balle der Klage verlangten, aus den mehr vorausfegenden als 
entwidelnden Landſchaftsbriefen nicht leicht geführt werben konnte 
und das Ähnliche Verhältniß zwifchen Kaifer und Reichsftänden, 
worauf ſich Einige beriefen?), Doch auch nicht mehr war, als 
eine Analogie. Auch in den braunfchweigiihen Landen fehlte es 
nicht an Mebergriffen in die landſtaͤndiſchen Befugniſſe, wie 3. B. 
zu Ende des 16. Jahrhunderts, wo Kanzler Jagemann unter Bes 
rufung auf gemeine gefchriebene Rechte, Regalien und fürftliche 
Obrigkeit behauptete, daß das Land ohne ftändifche Einwilligung 
Steuern jeder Art zu bezahlen verbunden ſei“). Allein dies war 
nur vorhbergehend. Die Stände blieben bei ihrem Rechte, und 
das allgemeine Urtheil der Schriftfteller des vorigen Jahrhunderts 

geht dahin, daß Diefelben nirgends mehr geachtet waren, ale 

untet dem braunfchweigifchen Haufe °). , 


8. 4. Sind durch die Ereigniſſe des 19. Jahrhunderts die 
ftändifchen Nechte juriftifch vernichtet worden? 


Das hereindrechende 19. Jahrhundert war freilich den fländi- 
ſchen Rechten nicht günſtig; doch Fonnten namentlich die Einwohner 


N Moͤſer, Patriot. Phantafien, Bd, IV, S. 206 f. 

2) Eihhom, St.- u. R.Geſch. $. 546. 547. 

3) Lud. Hugo, De statu regionum Germ. p. 173. Mevius, Bon wucher!. 

Gontracten I. Gap. 3, 5. 4. - 

4) Spittler a. a. D. Bb. VI. ©. 238. gl. de Ludelf, Symphor. Cons 
sultatt. for. tom I. p. 3. p. 276. _ 

5) Strube, Rebenftinden, Th. V. Vorr. S. 13. — Derf., De nobilitate 
Germ. sect. 2. cap. 1. 8. 7. — Zreuer, Anm. über Schröber’s abfol. 
Fürftenreht S. 94 f. 3. J. Moſer, Einl. in das braunſchw.⸗luͤneb. 
Staatsrecht, S. 490. — Derſ., Von der Reichsſtaͤnde Landen, ©. 317. 
— Spittler, Geſch. Kalenbergs in der Sammlg. ſ. Werke. v. Waͤchter, 
Bd. VII. &, 200. 
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der vormaligen Bisthümer Osnabrück und Hildesheim den Art. 60, 
des Reichsdeputationsfchluffes v. 3. 1803 für ſich anführen, wos 
nach die politifche Verfaffung der zu fäcularifirenden Lande, in fo 
weit ſolche auf gültigen Verträgen zwifchen dem Regenten, und dem 
Lande, auch andern reichögefeglichen Normen ruhe, ungeftört folle 
erhalten werden. Ebenfo ward den mediatifirten Reichsftäbten vers 
heißen (Art. 27), daß fie den privilegirteften Städten der Stamm«. 
lande gleichgeftellt werben follen, was für Goslar befonders wichtig 
war, da Lüneburg in manchen Beziehungen fehr gegenüber von den 
Heineren Städten begünftigt gewefen. 

Daß die Aufhebung der deutfchen Reichsverfaffung, mit wels 
her allerdings eine wichtige Stübe für Die ftändifchen Rechte weg⸗ 
fiel, aud die Vernichtung dieſer Rechte ſelbſt de jure mit fich 
geführt habe, ift zwar von einzelnen Schriftftellern der Rheinbuns 
desperiode behauptet worden. Indeſſen haben nidyt nur andere 
Schriftſteller fehon damals den Muth gehabt, das Gegentheil 
darzuthun 7), fondern es haben auch Seine Fönigliche Hoheit, 
der Prinz-Regent von England und Hannover, nachmaliger König 
Georg IV., in einem Schreiben an fämmtliche Landichaften vom 
- 32. Auguft 1814 2) erflärt, wie es niemals die Abficht der 
. Königlihen Regierung gewefen, die gewaltfame Umwälzung ber 
deutſchen NReichöverfaffung zu benugen, um die Rechte Ihrer Uns 
terthanen zu fohmälern. Ebenfo haben Höchftdiefelben durch Ihre 
beiden Bevollmächtigten auf dem wiener Congreffe am 21. Oct. 
1814 Sid, beftimmt dahin -ausgefprochen, daß weder der Berfall 
der Reichsverfaffung , noch die fpäter zwifchen den deutfchen Für- 
ftien und Auswärtigen gefchloffenen Verträge den Rechten Ihrer 
Unterthanen de jure etwas haben vergeben oder jenen vorhin nicht 
legaliter bejefiene Rechte über Iehtere haben beilegen können °). 

Nun find zwar in Folge des tilfiter Friedens (Art, 19) und 
fpäterer Verfügungen des franzöftfchen Kaiſers die alten hannö⸗ 
verfchen Provinzen nebft den meiften Entfhädigungsländern, na⸗ 
mentlih Hildesheim und Goslar, Osnabrück und Eichsfeld, dem - 


1) ©. die Literatur bei Kluͤber, Deff. Recht bes deutfchen nn % 49. 
Note a und b. 

2) Rehberg, Zur Geſchichte Hannovers, Beil. Ar. 2. 

3) Acten deö wiener Eongr. von Klüber, Heft 1. S. 68 
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neugebildeten Königteihe Weftphalen einverleibt worden, und 
haben als folhe an der von Frankreich vorgefchriebenen Verfaſ⸗ 
fung jenes Königreichs vom 15. Nov. 1807 Theil genommen, 
welche im Art. 11 die Landftände in den zugehörigen Provinzen 
und alle bisherigen Privilegien derfelben, fowie der übrigen Cor: 
porationen aufhob und dagegen (Fit. 7) allgemeine Reichsftände 
fhuf, welde über die vom Staatsrathe verfaßten Gefeges-Ent- 
würfe, und zwar fowohl über die Auflagen, als über die im 
Eivilgefegbuhe und im Münzfyfteme vorzunehmenden Aenderungen 
berathfchlagen follten 2). Ferner ward duch ein franzöftfches 
Organiſations⸗Decret v. 18. Det. deſſ. Jahres das zuvor von 
Preußen an Holland gefommene Fürftenthbum Oftfriesland , nebft 
‚andern Provinzen, und durh ein Senats-Eonfult v. 13. Der. 
1810 das Lauenburgifhe dem Kaiſerreiche Frankreich einverleibt. 
Indeſſen, hatte man ſchon zur Zeit der Infurrection v. 3. 1813 
in den alten ‘Brovinzen von felbft wieder auf die alten Formen 
der Berfafiung und Berwaltung zurüdgegriffen, fo fehlen auch 
für die neuen Provinzen der Augenblid gefommen zu fein, wo 
ihnen die durch das Unrecht der Zeit entzogenen alten Rechte in 
angemefjener Geftalt wiedergegeben werden follten, zumal da bie 
wiener Congreßacte Art. 27 in Bezug auf Oftfriesland Die aus: . 
drüdliche Beftimmung getroffen hatte, daß die dortigen Stände 
ihre Rechte und “Privilegien behalten follten, und da durchaus 
in dem SKönigreiche Hannover, namentlich in der tranfitorifchen 
Verordnung vom 23. Aug. 1814, davon ausgegangen war, daß 
den fremden, von untechtmäßiger Herrfchaft aufgedrungenen Rech: 
ten, ſelbſt rüdfichtlih der Vergangenheit, Feine wirkende Kraft 
eingeräumt werden koͤnne, außer foweit die Rüdwirfung des wie- 
derhergeftellten einheimifhen Rechts zum Drude der Unter: 
thanen gereichen würbe 2). 

Zwar nicht aus demfelben, doch aus dem bereitS oben an⸗ 
geführten Grunde, weil die Rechte der Unterthanen unter ber Un⸗ 
bil der äußeren Ereigniffe nicht länger leiden follten, ift denn 
auch wohl anzunehmen, daß felbft die Handlungen der königlich⸗ 


1) Polig, Die europ. Verfaflungen, 2te Aufl. Bd. I. S. 38. 
2) Rehberg a. a. D. ©. 52 f. — Grefe, Leitfaden zum Stubium des hanndv. 
Privatrechts, &. 72. 
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preußifchen Regierung, welche noch vor Aufhebung des deutfchen 
Reichs i. 3. 1802 die Verhältniſſe der damals erworbenen und 
fpäter. an Hannover abgetretenen Provinzen ordnete, namentlich 
die Provinzialftände in Hildesheim aufhob, den früheren Rechten 
diefer Provinzen feinen längeren Eintrag thun dürften. Auch 
Spricht dafür wieder die wiener Bongreßarte (Art. 27), indem 

fie binfichtlich des Fürſtenthums Hildesheim verordnete, daß fol- 
ches mit allen denjenigen Rechten und Laften an Hannover über: 
gehen folle, womit dafjelbe früher (1802) an Preußen gefommen. 
Ebenfo die Erklärung der hannöverfchen Gefandtfchaft am Bundes» 
tage aus Veranlaſſung der. Reclamation hHolfteinifcher Prälaten 
und Ritter wegen ihnen vorenthaltener ftändifcher Gerechtfame, in 
der Sitzung v. 10. Juli 1823 ($. 12): daß die Borgänge von 
1802 und 1806 an fi) Feine rechtliche Wirkung auf Erlöfchung 
verfaffungsmäßiger Rechte haben °). 

Wenn defien ungeachtet die Fönigliche Regierung Hannovers, 
nachdem fie, nicht ohne die thätigfte Theilnahme ihrer getreuen 
Untertanen, wieder in den Beſitz der alten und mehrerer neuen 
Provinzen gefommen war, nicht fogleich die früheren Provinzials 
Stände durchaus wiederherftellte, noch im Sinne ihrer zu Wien 
gegebenen Erflärungen und des Art. 13 der Bundesacte eine 
allgemeine Stände-Verfaffung alsbald darauf gründete, fo lag 
die Urſache Diefer Zögerung ohne Zweifel in den eigenthümlichen 
- Hinderniffen, weldye die Verfchiedenheit der älteren Provinzial» . 
Berfaffungen und deren für die neuere Zeit mangelhaft geworde⸗ 
nen Einrichtungen ihrem gleich an ausgefprochenem u 
entgegenſetzten 2). 


8.5. Verhältniß des Patents vom 7. Dec. 1819 zu dem 
Grundgefege son SG. Sept. 1833, 


Auch mit dem (blos 8 55. umfaffenden) Patente vom 7. Der. 
1819 wurde die neue Verfaſſung nicht für abgefchloffen gehalten; 
denn weder die Rechte der allgemeinen Ständewerfammlung, noch 
die der Provinzial-Landſchaften waren darin näher beſtimmt; bins 


1) Protok. der Bundesverfammlung. Ausg. in 4. Bd. XV. ©. 397. 
2) Rehberg a. a. O. ©. 101 f. 
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ſichtlich der Organiſation der allgemeinen Staͤndeverſammlung aber 
wurde im 8. 8. ausdrücklich vorbehalten, Diejenigen Mobificatio- 
nen künftig eintreten zu laffen, deren Nothwendigkeit fich im Ver⸗ 
laufe der Zeit an den Tag legen möchte. Wie unvolftändig 
dieſe Organifation Derzeit war, geht unter Anderem daraus here 
vor, daß über die Einrichtung der Wahlen bei dem Stande der 
freien Grundbefiger das Patent vom Jahre 1819 Teviglich nichts 
beftimmte , und daß daher zu dem erften Landtage die Deputirten 
der freien Grundbefißer von Stalenberg, Lüneburg und ein Depu⸗ 
tirter von Hoya deshalb gar nicht berufen wurden, weil die Ver- 
bältniffe der Freien und die Art der Wahlen noch nicht ‚hätten 
regulirt werben können. Kurz das Patent v. 3. 1819, wie e8 
überhaupt nur wenige Wünfche befriedigte, Tonnte nur der Ueber⸗ 
gang fein zu einem neuen, die Verfaffung des Königreichs voll- 
endenden, Grundgeſetze. Da daflelbe blo8 die allgemeinften Um- 
riffe der neuen ftändifchen Verfaffung enthielt, fo folgten demſel⸗ 
ben bald mehrere königliche Verordnungen, worin die wichtigften 
Theile der Staatöverwaltung umigeftaltet wurden, namentlich das 
Edict vom 12. Dct. 1822, die Bildung der fünftigen Staats: 
verwaltung betreffend , Das Reglement vom 18. April 1823, für 
die mit dem 15. Mai defjelben Jahres in Wirkſamkeit getretenen 
Landprofteien, das Reglement vom 18. April 1823 über die fünf: 
tige Verwaltung und Berehnung der Domantal- Einfünfte, das 
- &iet. von demfelden Tage, die neue Amtsordnung für die ſämt⸗ 
lichen Beamten in allen Fächern der Staatsperwaltung betref: 
fend *). 

Allein damit war die Unbeftimmtheit in der Grundverfaffung 
des Königreihs und die mangelhafte Durhführung der Landes- 
Repräfentationen nicht gehoben; Doch wären wohl dieſe Lüden 
zum Nachtheile des Staats noch länger geblieben, hätten nicht 
die @reigniffe der Jahre 1830 und 1831 die Bebürfniffe und 
Wünſche der Regierung und der Stände fid) näher gebracht und na= 
mentlic die Vortheile einer Fräftigen und durchgebildeten Staats— 
einheit deutlicher als jemals empfinden laſſen. 


*) Polls, Die europälfchen Verfaffungen ſeit dem Jahre 1789. 2te Ausg. 
Leipz. 1832. Bd. I. ©. 267—316, - 
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Den erften Anſtoß gab die Tönigliche Regierung durch bie 
Proclamation vom 4, Febr. 1831, worin diefelbe zum Zwed el: 
ner Aenderung der im Patente von 1819 feftgefegten Wahleinrich- 
tung, insbefondere der Regulirung der Bertretung des Bauer: 
ftandes, eine allgemeine Ständeverfammlung auf den 7. März 
desfelben Jahres nad Hannover einberief. Wie wenig hierbei, 
gleichwie bei den „Aenderungen vom Jahr 1819, an übereilte 
Maßregeln gedacht wurde, ging aus der Cröffnungsrede Seiner 
Föniglichen Hoheit des Herzogs von Cambridge hervor, worin 
diefer erflärte: das wahrhaft Gute werde nur durdy allmälige, 
mit ruhiger DBefonnenheit und Erwägung aller Verhältniffe zu 
treffende Reformen, durch die Achtung des Rechts der Einzelnen 
begründet. Indeſſen glaubten die Stände, daß ein umfaflendes 
Staatsgrundgefet gegeben werden follte, worin auch die bezeich- 
‚neten Punkte beftimmt werben Tönnten; und in der That waren 
die Gründe hiefür ”) fo überwiegend, daß das Minifterium zu 
Hannover am 16. Suni 1831 den verfammelten Ständen die Mitthei⸗ 
hing machte: der König finde wegen Ausarbeitung eines neuen 
Grundgeſetzes Fein Berenfen und das Minifterium werde Dent: 
felben die Grundzüge zur weitern Entfchließung darlegen, Nun 


erfolgte am 24. Juni 1831 die Vertagung der Stände, nachdem 


die Verbefferung der Wahlreform der Städte unbebingt befchloffen 
worden, binfichtli der Vertretung des Bauerflandes aber die 
Anfiht der Stände dahin erklärt worden war: daß jedenfalls 
fhon zum nächften Landtage einige Repräfentanten des bisher 
nicht vertretenen Bauerftandes eintreten, die näheren Beftimmun- 
gen für die Bolge aber dem neuen Staatsgrundgefeße vorbehalten 
bleiben follten. 

Die Regierung. erließ hierauf am 2. Febr. 1832 Die Ver: 
ordnung rüdjichtlih der Städte-Wahlen, worin lehtere beftnitio 
feſtgeſetzt waren, Hinfichtlich der Wahlen Des Bauerftandes aber 
die Verordnung vom 22, defielben Monats; wodurch vorläufig 
und unter Vorbehalt Fünftiger Berichtigung "bie Zahl der Depu- 
tirten jenes Standes um ſechs verftärft wurde. 

Rad) diefen Verordnungen, beziehungsweife dem Patente v. 


2) Denkſchrift G. 51—54. 
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J. 1819, wurde die Verſammlung v. I. 1832 zuſammengeſetzt, 
welche den von der Föniglichen Regierung vorgelegten Entwurf 
eines Grundgeſetzes zu berathen hatte, das endlich, nachdem faft 
in allen Punkten die Anträge der Stände genehmigt worden, am 
26. Sept. 1833 von Windfor - Eaftle aus erlaffen wurde. 


8. 6, Entftehuug der allgemeinen Stäude des Königreichs 
Hannover. 


Provinzialftände, d. h. befondere ftändifche Körperfchaften 
für einzelne Gebietstheile (Provinzen) kommen theils neben allge: 
meinen Ständen vor, wie in Baiern (unter dem Namen Land- 
tath), Hannover, theild ohne foldhe, wie in Oeſtreich, Preußen. 
Die äußere Untheilbarfeit, d. h. die Integrität des Territoriums, 
welche fchon zur Zeit des deutichen Reichs theild durch Geſetz 
(für die Kurlande durch Die goldene Bulle), theils durch beſon⸗ 
dere Tatferliche Privilegien und Lehenbriefe oder durch Hausgefebe 
feftgefeßt war, ſchloß eine innere Theilung in mehrere Bezirke mit 
eigener Verwaltung nicht aus, wofern nur das Ganze unter ei⸗ 
nem Herrn vereinigt blieb. Vielmehr warb bei Erwerbung gan- 
zer Provinzen diefen häufig ihre abgefonderte Vertretung gelaflen, 
während. einzelne neu acquirirte Städte oder Aenıter geradezu der 
alten Landichaft einverleibt und nur zur Abfendung eines oder 
mehrerer Deputirten zu derfelben ermächtigt wurden. Durch Haus: 
und Landesverträge ward zwar auch die innere Untheilbarfeit, 
d. h. die Einheit der Verfaſſung und Verwaltung zuweilen zum 
Geſetze gemacht, und namentlich haben neuere Orundgefebe, 3. B. 
das hannoͤverſche ($. 1) gewöhnlich ausgeiprochen, daß das ganze 
Staatsgebiet zu einer und derſelben DVerfaffung verbunden fein 
folle. Allein: dadurch iſt nicht ausgefchloffen, daß nicht neben 
der allgemeinen Stände-Verfaffung noch eine befondere Vertretung 
in Provinzial: und Communal- Angelegenheiten Statt finde, wie 
dieß namentlich nach dem hannöverfchen Grundgefege ($. 73 f.) 
der Fall ift. Auch der Art. 13 der Bundesacte, wonach in als 
len Bundesftaaten eine Iandesftändifche Verfaſſung fein fol, ift 
einem Syſteme von Provinzialftänden nicht entgegen; nur wird 
man auch vom Standpunfte diefes Artifeld aus annehmen müffen, - 
daß Fein Theil des Landes ohne ftändifche Vertretung fein darf, 
und Daß allgemeine Angelegenheiten, wie namentlich allgemeine 
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Gefege und Steuern, nicht von der ftändifchen Mitwirkung aus⸗ 
zunehmen find, welche fomit freilid) ohne allgemeine Reichöftände 
nieht auszuführen fein dürfte. | 

Was Hannover insbefondere betrifft, fo if e8 wahr, daß 
vor Aufhebung der deutſchen Reihsverfaffung feine allgemeinen 
Stände dafelbft beftanden, fondern nur Provinzial- Stände. 
In Folge wiederholter Theilung des Landes in einzelne Fürften- 
thümer mit eigener Verwaltung, bildete und erhielt fich bei jedem 
derfelben eine eigene Verfaffung, und ebenfo wurden audy größeren, 
von Außen her erworbenen, Territorien ihre Iandichaftlichen Ein- 
richtungen gelaffen. Hierbei blieb ed auch, ungeachtet feit dem 
Jahr 1705. bis in dieſes Jahrhundert fämtliche älteren hannöver- 
fhen Provinzen forthin unter Einem Scepter vereinigt gelaffen 
wurden. Zwar hatte ſchon 1. 3. 1942 die Landichaft zu Göt- 
tingen durch ihren Anfchluß an Kalenberg ein nahahmungswer- ' 
thes Beiſpiel gegeben; dennoch erhielten ſich befondere ftändifche 
Eorporationen in Lüneburg, Kalenderg, Grubenhagen, Lauenburg 
und Hoya. Cbenfo behielt das 1. 3. 1715 erworbene Herzog: 
thum Bremen und Verben feine eigenen Landftände. GSelbft. das 
fleine Land Hadeln genoß feine eigene, vom Lauenburgiichen 
unabhängige, Berfaffung, unerachtet e8 gleichzeitig mit biefem 
an das zellifhe Haus gekommen war *). 

Schon in dem oben angeführten Schreiben des Prinzen-Re- 
genten vom 12. Aug. 1814 ward jedoch zur Vereinfachung ber 
Landesadminiftration angeordnet: 

daß Fünftig alle allgemeinen Landesangelegenheiten, fofern fie 

nad) der bisher beftandenen Verfaffung einer Berathung mit 

den Ständen bedurften, einer Berfammlung von Landftänden 
aus allen. Provinzen vorgelegt und von denfelben zum Schluß 
gebracht werden follen. 

Diefem enifprach die von den. allgemeinen Ständen nach dem Ein- 
teitte der oftfriefifchen Deputirten am 21. Det. 1816 gegebene 
Erklärung: daß alle von den verfammelten Ständen des Kö- 
nigreichs gefaßten und noch ferner zu faffenden Beichlüffe für das 
ganze Königreich, mithin auch für die. Provinz Oftfriesland , ver⸗ 


*) Spittler a. a. D. Bb. VI. ©. 2. Rote, 
Zeitfehrift f. d. deutſche Recht, 2. 2x. 1. 2 
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bindend ſeien, ſelbſt dann auch, wenn einige oder alle Deputirten 
dieſer Provinz nicht erſcheinen ſollten ). Ebenſo beſtimmt das 
Patent v. 7. Dec. 1819 (8. 6): 
Ueber alle, das ganze Königreich betreffende zur ſtaͤndiſchen 
Berathung verfaſſungsmäßig gehörende Gegenftände wird nur 
mit den: allgemeinen Ständen des Königreich communicitt; 
Dagegen alle diejenigen Angelegenheiten, welche nur die eine 
oder bie andere Provinz angehen, und zu einer ftänbifchen Be⸗ 
rathuing geeignet find, auch fernerhin an die betreffenden Pro⸗ 
vinzial-Landfchaften werden gebracht werden. Und gleichwie 
e8 überhaupt Feineswegs Unfere Abficht ift, eine neue, auf 
Grundfäsen, welche durch die Erfahrung noch nicht bewährt 
find, gebaute flänbifche Verfaffung einzuführen, alfo ſoll 
aud die allgemeine Ständeverfamntlung im We- 
fentlihen Fünftig dieſelben Rechte ausüben, 
welche früherhin den einzelnen Provinzial-Land— 
fhaften, fo wie auch der bisherigen proviſori— 
fhen Ständeverfammlung zugeftanden haben, 
namentlich das Recht der Berwilligung der zum Behuf der Be- 
bürfniffe des Staats erforderlichen Steuern und der Mit: 
verwaltung derfelben, unter verfaffungsmäßiger Concurrenz 
und Aufficht der Landesherrfchaft, das Recht auf Zurathzies 
hung bei neu zu erlaflenden allgemeinen Landeögefehen, und 
das Recht über die, zu ihrer Berathung gehörigen, Gegen: 
ftände Vorftellungen an Uns zu bringen. 

Schon vor dem Grundgeſetze (feit 1814) waren alfo allgemeine 
Stände in Hannover eingeführt, während die Wiedererwedung 
und theilweife neue Drganifation der Provinzial Stände, welche 
in den friegerifchen Zeiten eingefchlummert waren, ausgefegt blieb, 
bis die allgemeinen Stände in Wirkſamkeit waren. Die Regie- 
zung glaubte durch die Berufung einer allgemeinen Ständever: 
ſammlung nicht blos ihren Untertbanen eine Wohlthat und einen 
Beweis von Zutrauen zu erzeigen, fondern fie hielt auch jene 
Einrichtung zum Zwecke einer verbefferten Landesadminiftration für 
nothwenbig; und die allgemeinen Stände haben ſich von bem 


*) Actenftüde des prov, Landtags, I. ©. 33. 
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Nuhen und von ver Rothwendigkeit verfelben nicht minder über 
zeugt ). Durch Refcripte vom 19. Octbr. 1818 wurden nun 
zwar bie Provinzial-Stände in jo weit wiederhergeftellt, 
als die Verhältnifie derfelden zu der Berfammlung von De: 
putirten aller Stände des Königreichs verftatten, welche letzte 
das ganze Land zu vertreten und über daſſelbe Beichlüffe zu 
faffen und zu höchſter Prüfung und Entſchließung vorzulegen 
habe 2). 
Allein noch zur Zeit des Staatögrundgefehed waren” bie pro: 
vinziallandſchaftlichen Einrichtungen nicht überall vollendet,. und 
es follten deshalb fowohl, als auch wegen angemefiener Berbin- 
dung bisher getrennter Landſchaften unter Mitwirkung von Abge⸗ 
orbneten ber betreffenden Landestheile Einleitungen getroffen wer: 
den (G.⸗G. 8. 74). Ebenfo ſchrieb das Grundgeſetz vor (8.77), 
daß die fernere innere Organifation der Provinzialstandfchaften und 
insbeſondere der bei denſelben einzuführenden @urien binnen 3 
Sahren auf verfafjungsmäßigem Wege näher feitgeftellt und zu 
dem Ende zwifchen der Regierung und den einzelnen Landfıhaften 
weitere Verhandlung gepflogen werben folle. Uebrigens wurben 
in dem Staatögrundgefege den Provinzial-Landichaften vorbehalten 
diejenigen ftändifchen Rechte, welche nicht auf die allgemeine 
Ständeverfammlung übergegangen find, insbefondere die Zuſtim—⸗ 
mung zu allen provinziellen Abgaben und Leiftungen und zu dem 
wefentlichen Inhalte aller lediglich die fpeciellen Verhältniffe ver 
Provinz betreffenden Geſetze, in fo weit folche nicht blos vorüber: 
gehende Verfügungen betreffen oder in Anordnungen ber Sicher- 
heits⸗ oder Gefundheits= Polizei beftehen (G.⸗G. 8. 78 u. 79. 
Sept die alten Provinzialftände mit allen ihren alten Rech⸗ 
ten und verfchiedenen Drganifationen wieder herzuftellen nachdem 
vie alten und neuen Provinzen lange Zeit die Vortheife eines grö- 
ßeren Gemeinweſens kennen gelernt und vereint jo manche Laften 
in fhlimmeren Zeiten, als Die gegenwärtigen, getragen haben, tft 
eine politifche Unmöglichkeit. Auch würden die beſonderen Freiheiten, 
welche mehrere Landfihaften, 5.3. die oftfriefifchen, voraus Haben, die 


4) Rebberg, a. a. O. S. 140—142, | 

2) Gedr. Eingabe des — zu Ornabruͤct an bie Bumbesvers 
ſammlung. S. 41. 
2* 
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Eremtionen einzelner Stände, z. B. der Ritterſchaft, der großen 
Städte, die mangelhafte Vertretung des Bauerftandes in mehreren 
Provinzen, die &ferfucht der andern Provinzen und Stände beftän- 
dig nähren und zumeift der Regierung jelbit Täftig fein, welche 
mit den nüglichften Geſetzes⸗Vorſchlägen, die ſie an die verſchiedenen 
Landſchaften zu bringen hätte, zuverfichtlich bald da bald dort Anftoß 
erregen würde, ohne das Gewicht ihrer hohen Stellung und den Grund⸗ 
fat des Repräfentativ - Syftems , nur das Wohl und die Rechte des 
Ganzen im Auge zu haben, gegen den Particularismus der zerfireuten 
Ständein die Waagſchale legen zu können. Kurz das große Werk der 
. Vereinigung, woran fchon frühere Fürften, namentlich der erfte Kur- 
fürft Ernſt Auguft, vergebens gearbeitet, würde wieber zertrümmert 
werben, und zwifchen Provinzen, welche längit beftimmt waren, 
‚eine Einheit zu bilden, und an diefe Einheit ſich allbereits gewöhnt 
haben, wieder eine Fleinliche Spaltung erzogen werden, welde in 
der Abficht der gegenwärtigen ze Hannovers unmöglic; lies 
gen kann. 


Wodurch unterfcheidet fih nun aber die von der neuen Regie: 
rung beabfichtigte Einrichtung Hinfichtlih der Provinzialftände 
von der grundgefeglichen? Nicht darin, daß Provinzialftände neben 
allgemeinen Ständen beftehen, denn uch das Grundgeſetz erkennt 
jene an, oder daß die Rechte der erſteren geregelt werden, denn der 
neue Entwurf einer Verfaſſungsurkunde für das Königreich Hanno- 

ver beftimmt über die Rechte der Provinzial-Landſchaften nichts, 
fondern wiederholt nur, daß die Organifation derfelben und die ih⸗ 
nen zuftehenden Rechte auf verfafjungsmäßigem Wege feftgeftelit 
werben jollen, ohne aber zu fagen, welcher Weg der verfafjungs- 
mäßige fei, oder welche Befugniſſe bei dieſer Seftftellung ſchon den 
ProvinzialsLandfchaften zufommen, ob ſolche namentlich dabei eine 
berathende, oder auch eine entfcheidende Stimme haben ($. 59 — 
61). Die Beftimmungen des Grundgefeges über die fünftige Ein- 
richtung der Landichaften, welche auch in dieſer Hinficht als maß: 
gebend betrachtet wurden (G.⸗G. $. 75 — 77), find weggelaflen. 


Aber auch der Wirkungskreis der allgemeinen Stände ift in 
dem neuen Entwurfe einer Verfaſſungsurkunde nicht mit Sicherheit 
ausgefchtenen. Es werden nämlich dahin nur biefenigen Geſetze 
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gerechnet, welche bie Steuern des Königreichs und ſolche Gegen⸗ 
ſtaͤnde betreffen, die, in Gemaͤßheit der Entſcheidung 
des Königs, allgemeiner geſetzlicher Beſtimmung bedürfen und 
daher der Gefeggebung ber einzelnen Provinzial Landfchaften nicht 
fönnen überlaffen werden. Indeſſen fcheint eben dieſe Unbeſtimmi⸗ 
heit von der Föniglichen Regierung beabfichtigt zu fein, welche ſchon 
in dem Patente vom 1. Rovember 1837 als ein Haupt s Deflder 
rium des Königs bezeichnete, daß den Provinzialftänden nad) je- 
besmaliger- hoher Beftimmung, Die geeigneten Gegen: 
fände in größerer Mafle, als dieſes bisher der Fall war, vor: 
gelegt werden follen. Nur Geſetze über Steuern und Abgaben ſoll⸗ 
ten hiernach den allgemeinen Ständen definitiv zur Berathung über: 
wiefen werben (Recrutirungsgefege?), im Webrigen aber das Er: 
meften des Königs über die Eompetenz derſelben zu entſcheiden 
haben. Dagegen fol jener Wirkungskreis, was das Patent vom 


1. November 1837 noch nicht angefündigt hatte, nunmehr na. 


dem Entwurfe der Regierung gegemüber wefentlich befchränft wer⸗ 
den. Mit Ausnahme derjenigen Geſetze, weiche die Steuern des 
Königreichs betreffen, ſollen nämlich die Stände nur ein Recht 
auf Zurathziehung haben, und auch in dieſem auf folgende 
Weiſe eingeengt fein: a) Daſſelbe fol fi nur auf den wefent- 
lihen Inhalt der den Ständen mitgetheilten Gefebes - Ent: 
würfe beziehen. b) Solche Geſetze, weldye ohne Beirath der all- 
gemeinen Stände erlaſſen worden find, alfo wohl die meiften bie- 
herigen Gefege, ſoll der König allein aufheben oder interpretis 
ren dürfen. c) Gejeßes- Entwürfe Fönnen niht, wie nach dem 
Orundgefege, aud) von den Ständen an den König gebracht wer: 
den, fondern nur dieſem fteht die Initiative zu (Berf. - rn 8, 
91). 


Außerdem enthält Der Berfaffungs- Entwurf, wie fchon dag 
Patent vom 1. November 1837 hatte erwarten laffen, die Neues 
rung, daß die allgemeinen Stände nicht jeved Jahr, wie nad) 
dem Grundgefebe, ſondern nur alle 3 Jahre einberufen werden 
folien”). 


- 


*) Die Pröfung dieſer Deſiderien ſ. unten ©. 105 fi 
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8.7. Ständifche Theilnabme an der Geſetzgebung. (Recht der 
Zuftimmung oder Hecht des Beirathst) - 


Zu den uralten Rechten der Stände gehört namentlich, die 
Theilnahme an der Geſetzgebung, d. h. die Befugniß zu all⸗ 
gemeinen Landesgeſehen, insbeſondere Landrechten, Landesordnun⸗ 
gen, die Zuſtimmung zu geben. Zwar giebt es immer noch Schrift⸗ 
ſteller, welche anführen, daß den Ständen überall urſprünglich 


"nur eine Befugniß des Rathertheilens, welche von ſelbſt wieder 





durch das Rathſuchen von Seite des Landesheren bedingt wäre, 
. gugefommen fei?). Diefe Behauptung ift jedoch alles hiftoriichen 
Grumdes entblößt, mag man nun zu den alten Volfsrechten 
zuruͤckkehren, wo bie Volksverſammlung, gebildet durch die freien 
Stände (nobiles et ingenui), den Mittelpunkt aller öffenilichen 
Gefchäfte bildete, und wo es Grundfag war: lex consensu po- 
puli fit .et constitutione regis ?), ‘oder mag man den Zuſtand 
nach Entftehung der Landeshoheit ins Auge fafien, welde 
keineswegs urfprünglich eine geſetzgebende Gewalt in fich fchloß, 
fondern folhe nur von der Autonomie der Volfsgemeinden entleh- 
nen konnte, aus deren Zerfall fie hervorgegangen war. Auch jebt 
noch waren einzelne Ueberreſte der alten Volksrechte übrig geblie- 
ben, und bierunter namentlich das Recht der Mitwirkung der freien 
Landfafien an allgemeinen Landesangelegenheiten auf den fogen. 
Landtagen (placita terrae). Hierauf bezieht fi die Verordnung 
Kaiſer Heinrich's VII. v. 1. Mai 1231, worin mit Einwilligung 
der Fürften feſtgeſetzt ift: 

ut neque principes neque alii quilibet constitutiones vel nova 

iura facere possint, nisi meliorum et maiorum terre con- 

sensus primitus habeatur ®). 


Es ift en häufig auch bloß von einem Rathe in Urkunden 





1) Bemerkungen über die ältere ſtaͤndiſche Verfaffung in Heffen, ©. 48 fı 
— Maurenbrecher, Deutſches Staatsrecht, 5. 155. es 

2) Caroli Il. Edictum Pistense de anno 864. cap. 6, bei Pertz, Monum. 
Germ. Legum, tom. I. p. 490, Vergl. Lex ABA, tit. 41; „‚Sio 
convenit duci et omni populo.““ 


3) Pertz, 1. c. tom. II. p. 283. BVergl. Eichdorn, Deutche u. 
Rechtsgeſchichte, I. II. 5. 204. 











Genasiefe Verfaffungsfragen. 235 


Die Rede, wie 3. B. in dem en Kaifer Rudolph's v. 24. 
März 1287: 
Swaz auch die furfte ‘oder die Iantherren in item Lande mit 
der herren rate fezzent und machent bifem lantfriven zu 
beszerunge vnd zu vefterunge, daz mugen ft wol tun, und da⸗ 
mitte brechen fie des lantfridis nicht ıc. 2). 


Allein „ob der Landesherr bei gewiffen Angelegenheiten biefen 
Rath zu hören, ob er ihnzu befolgen verbunden war, darf man 
“nicht erſt fragen; denn es verftand ſich von felbft, daß, um mit 
Sicherheit auf die Mitwirkung feiner Vaſallen (und übrigen Stände) 
technen zu fönnen, er fie zuvor für feine Abfichten gewonnen haben 
mußte 2).“ 

Allerdings waren es vorzugsweiſe die Lehens⸗ und Dienſtman⸗ 
nen, welche mit dem Landesherrn in unmittelbare Verbindung tra⸗ 
ten und deshalb bei allgemeinen Angelegenheiten mitwirkten °). Allein 
wenn auch die landfafligen Städte, Stifter und Klöfter ſich nicht fo= 
gleich als Theile eines großen Ganzen, der Landesgemeinve, fühl: 
ten, weil jede dieſer Körperfchaften wieder in einem eigenthümlichen 
Berhältniffe zu dem Landesheren ftand, fo waren fie doch ſowohl 
nad) Außen als nad) Innen, theils durch fchriftliche Privilegien theils 
durch das Herkommen ziemlich geſichert, und namentlich im Beſitze 
einer ſehr ausgedehnten Autonomie, gegen welche die heutige Theil⸗ 
nahme an der allgemeinen Gefepgebung faum in Betracht fommen. 
möchte, 

Durch das aufgenommene römifche Recht warb zwar jenes Au⸗ 
tonomierecht, wovon auch die Hannöverfchen Landftände vielfach Ge: 
brauch gemacht haben, mehr und mehr verbunfelt und in den Hin: 
tergeund geftellt. Dagegen haben nunmehr bie repräfentirten Stände 


1) Pertz, 1. c. p. 452. 

2) Eichhorn, a. a. D. 8. 309 a. E. Vergl. Poffe, Ueber das Staatseigen⸗ 
thum u, bas Staatsrepräfentationsredht. Roftod u. Leipzig 1794. ©. 
179. — Fürth, Die Minifterialen. din 1836. $. 106— 112, 

3) Mit Rath und Einwilligung der Minifterialen und Vaſſallen (consilio 
et consensu fidelium) handelten bie Landesherren ſchon im 13 u. 14. 
Jahrh. Schmidt, Vom hohen und niederen Adel, ©. 116 — 122. 
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durch ihr Votum bei provinziellen Landeseinrichtungen und Landes⸗ 
ordnungen mitgewirkt, und dieſe provinziellen Quellen wurden bis 
daher mit fo vieler Schonung behandelt, daß fie noch jetzt vor dem 
Landesrecht und dem Gemeinen Rechte zur Anwendung Tommen 2). 
“ Mebrigens tft nicht zu läugnen, daß manches uralte Recht der 
Stände, insbefondere das der Zuftimmung zu neuen Gefegen, feit 
dem 17. Jahrhundert da und dort in Abnahme gerathen oder wegen 
mangelnder Entwiclung der fogen. landftändiichen Verfaſſung nie= 
mals in den Formen der leßteren zur Ausübung gefommen tft. Doch 
wurde auch von denjenigen, weldhe ald Regel nur ein fogen. Recht 
des Beiraths anerfennen wollten, ſtets zugegeben, daß nadı den 
Grundgeſetzen mehrerer monardifchen Staaten Deutfchlands die 
Landftäinde als Theilnehmeran der gefehgebenden Ge: 
walt betrachtet werden müflen, und daß, wenn ÖStreitigfeiten zwi- 
fhen Landesherrn und Landſtaͤnden über die Concurrenz zur Geſetz⸗ 
gebung entftehen, foldhe ven den Reichsgerichten zu entfcheiven 
feien 2). © 
Was insbefondere die Landftände in den hannöverfchen Provin⸗ 
zen betrifft, fo fand bei denfelben wenigftens theilweife eine ausge- 
fprochene Mitwirkung zur Gefebgebung ftatt, und zwar nicht etwa 
blos in Folge einer jedesmaligen freiwilligen Zurathziehung von 
Seite der Regierung, welche diefe eben fo gut hätte unterlaffen koͤn⸗ 
nen, fondern in Gemäßhelt einer ausdrüdlichen Anerfenntniß ders 
felben, welche jedoch weniger eine befondere Conceſſion zu fein ſchien, 
als vielmehr bereits Beftehendes vorausſetzte; wie es ſich denn in 
ber That von felbft ergeben mochte, daß diejenigen Stände, welche fich 
fonft felbft Gefebe gegeben hatten, nunmehr auch ein Wort mitzu: 
-fprechen haben, wenn es ſich von allgemein, auch für fle verbind- 
lichen Satungen handele, und daß auf dieſelbe Weile, wie die 
Reichsgeſetze der Einwilligung der Reichsſtände, fo Die Landesgeſetze 
des Eonfenfes der Landftände bebürfen. Nicht nur entfpricht daher 
auch die Form der alten Landtagsabſchiede ganz der der Reichstags⸗ 
abfchieve, fondern e8 warb auch den Füneburgifchen Ständen von 
Herzog Ernſt im Jahr 1992 ausdrücklich zugefagt, ohne derfelben 


1) Grefe, Leifaden zum Studium bes hannoͤverſchen Privatrechts, Thl. I. 
G. 21 ff. 
2) Leiſt, Deutſches Staatsrecht, 8. 93. 
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(Räthe und Landſchaft) „Wiſſen und Vollworth“ fonften 
feine neue Gonftitution oder Ordnung machen oder publiciten zu laſ⸗ 
fen »). Und dies iſt bis ſpaͤthin als Regel beibehalten worden 2). 
Eine gleiche, wiewnohl minder beſtimmt ausgebrüdte, Mitwirkung fand . 
im Kalenbergifihen Statt, nach dem Zeugniffe der Landtagsab- 
fhieve von den Jahren 1628 u. 1639). Auch in der neuen hannoͤ⸗ 
verfhen Provinz Oftfriesland, wo Die auf Volfsgemeinden gebaute 
alte Verfaſſung am- längften ſich erhielt, und namentlich durch das 
Recht der freien Satzung oder Willfür auf den allgemeinen Lands 
tagen zu Upftalsboom bei Aurih bis fpäthin fich geltend machte, 
war es, nachdem die Landeshoheit auch dort fich feftgefebt hatte, im⸗ 
mer noch Grundfag, daß neue Verordnungen nur mit Eonfens 
und Vollwort der Prälaten, guten Männer und Häuptlinge zu 
Stande kommen Tonnten *). Bei Beilbnahme Oſtfrieslands von 
Seite Preußens im Jahr 1744 wurde fogar den Landftänden das 
für diefe Zeit außerordentliche Zugeftändniß gemacht, daß Alles, 
was auf dem Landtage in allgemeinen Landesfachen nad) Landtags: 
recht per majora abgehandelt und befchlofien fei, zur Execution ge: 
bracht. und Seine Majeftät ſolches ohne die geringfte Aenderung con⸗ 
firmiren wollen >). 

Wenn wir nun freilidy das Hannöverfche Patent von 1819 für 
ſich betrachten, fo fcheint es, daß die allgemeinen Stände das Necht 
der Einwilligung zu neuen Gefepen nicht haben ſollten, fondern 
blos ein Recht auf Zurathziehung; und obſchon Mauernbrecher 
(Deutſches Staatsrecht, 8.155, Nu. 3) behauptet, daß unter dem 
Rechte des Beiraths verftanven fei: das Recht „alle Geſetze über 
Privat: und Criminalrecht zu begutachten, alfo auch (2) ſolche zu 
verwerfen,“ fo können wir doch dieſer Schlußfolgerung nicht beitreten, 
da unter dem Rechte der Stände, zu Rathe gezogen zu werben, 
wörtlich blos verftanden ift: die Befugniß, Iandesherrliche Geſetzes⸗ 
vorfchläge, welche ihnen jedenfalls vorgelegt werden mußten, für 


1) Zacobi, Sammlung Tüneburgifcher Landtagsabfchiede, Th. I. ©. 341. 

2) Bilderbed, a. a. D. ©. 244. 

3) Pfeffinger, Hiftorie des braunfchweig=lüneburgifchen Haufes, Th. II, 
©. 292 u. 293. 330 u. 332. 

4) Oftfriefifches Landrecht, Gap. 46. Vorbericht bazu von Wicht, $. 52. 

5) Frieſe, Oſtfries⸗ und Harlingerland, I. ©. 83. 
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gut, alſo auch für übel zu achten, nicht aber ſie mit Erfolg zu ver⸗ 
werfen. Gleichwohl haben wir mehrere Gründe, welche uns an 
der Richtigkeit dieſer Auslegung zweifeln laſſen, und wir können 
nicht umhin, auch hierauf aufmerkſam zu machen: 

1) Erweislich haben, wie wir oben gefehen, einzekne, wenn 
auch nicht alle, Provinzialftände in den nunmehr vereinigten hannö⸗ 
verjchen Provinzen das Recht der Zuftimmung wirklich gehabt 
und ausgeübt. Da ed mun nicht Die Abficht der Föniglichen Regie: 
rung war, die politiihen Ereigniſſe feit dem Jahr 1802 zu benutzen, 
und die Rechte ihrer Unterthanen zu ſchmaͤlern, da vielmehr erflärter- 
maßen bie frühere ftändifche Berfaffung beibehalten werden follte, 
jo muß allerdings folgererht angenommen werden, daß mit den 





übrigen ftändifchen Rechten auch Das der Einwilligung zu neuen Ges 


fegen, wenigſtens ben früher diesfalls berechtigten Ständen habe 
vorbehalten werden wollen. 
| 2) Aber auch dafür, daß jenes Recht auf die allgemeine Stän- 
beverfammlung übertragen worden, fpricht Einiges, namentlich die 
wiederholt, auch in dem Batente vom 7. Dec. 1819 ($. 6) gege- 
bene Erflärung, daß die allgemeine Ständeverfammlung „im Weſent⸗ 
lichen fünftig diefelben Rechte ausüben folle, welche früherhin den 
einzelnen Provinzial⸗Landſchaften zugeftanden haben.’ Zu den 
wefentlihen Rechten einzelner früherer ProvinzialsLandichaften ges 
hoͤrte auch das der Theilnahme an der Geſetzgebung, und wollte 
der allgemeinen Ständeverfammlung dieſes Recht nicht mehr geftattet 
werben, jo würden in der That jene Stände hinſichtlich allgemeiner 
Geſetze daſſelbe verlieren. 

3) Zwar iſt unmittelbar in Verbindung mit dem eben Ange⸗ 
führten in dem Patente erwähnt das Recht auf Zurathziehung; 
allein ‚wenn biefer Ausdruck hiſtoriſch auch die Erklärung zuläßt, 
daß dabei ein wahres Einwilligungstecht zu denken ift, jo fpricht 
hiefür noch insbeſondere, daß Die hannöverſchen Bevollmächtigten 
auf dem wiener Congreſſe ein ‚Stimmrecht bei neu zu verfafjenden 
Geſetzen““ für die deutſchen Ständeverfammlungen in Anfprud) nah: 
men, und die Erklärung des Prinzen «Regenten in dem Schreiben 
vom 3. Ian. 1819, die Einrichtung der Fünftigen allgemeinen 
Ständeverfammlung betreffend *), daß es nicht in dem Plane liege, 


) Poͤlitz a. a. ©. 262. 
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- Hauptoeränderungen in der Conſtitution eintreten zu laſſen, nach 


W 


welcher den Ständen das Recht der Steuerbewilligung und der 
Theilnahme an der Gefepgebung zuſtehe. Kann nun freilich 
auch ein Stimmrecht fowohl auf ein confultatives als auf 
ein Decifives Votum bezogen und ebenfo die Theilnahme an - 
der Geſetzgebung als eine mehr oder minder entfernte gedacht werben, 
fo ift Doch gemiß, daß nad) dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
die eben gedachten Ausdrücke mehr befagen, ald ein bloßes Recht 


der Eonfultation oder Berathung, welches dem Landesherrn 
auch geftattete, ganz abweichende Sefepe zu machen und in Ausfüh- 


zung zu bringen. 

4) Was endlich den Gebrauch von 1819 bis 1832 betrifft, fo 
fcheint diefer allerdings dem ftändifchen Rechte der Zuftimmung nicht 
günftig gewefen zu fein, indem die Regierung fowohl in allgemeinen 
als ProvinzialeAngelegenheiten einzelne geſetzliche Verfügungen ohne 
jene Zuftimmung erließ. Allein abgejehen davon, daß felbit dann, 


‚wenn ein ftänbifches Zuwilligungsrecht bei allen und jeden Geſetzen 


angenommen wird, immer noch darüber, was materiell in das 
Gebiet der Geſetzgebung gehört, verfchienene Anfichten moͤglich find, 
fo kann aus der einfeitigen Handlungsweife der Regierung oder auch 
aus dem mehrmaligen Nichigebraudy eines Rechts der Stände nicht 
fhon die Nichteriftenz dieſes Rechts ſelbſt gefolgert werben, 
Vebrigens warb von ber erflen Kammer im Jahr 1821 die Zuftim: 
mung zu allen Gefegen in Anfpruch genommen, und wenn gleich 
diefelbe nachher mit der zweiten Kammer fi) zu dem Beſchluſſe ver⸗ 
einigte, daß nad) der im Patente vom 7. Dec. 1819 enthaltenen, 
auf die frühere Verfafſung ſich gründenden, Föniglichen Erklaͤrung 
ihre ausprüdlihe Zuftimmung und Billigung ohne Zweifel bei 
einem Landesgefege erforderlich fei, Durch welches, wie Durch das 
Militärgefeg vom 14. Juli 1820, den Unterthanen eine Laft aufers 
legt werde *): fo kann doc aud) hieraus (nad) dem Grundſatze: 
unius positio non est alterius exelusio) nicht gefolgert werden, daß 
die Stände auf das Recht, zu Anderen Befeben ihre Einwilligung 
zu geben, verzichtet, fondern nur daß fie das Zuftimmungss 
recht in obigem Falle für unzweifelhaft gehalten haben, 





) Gedrudte Eingabe an die B.⸗V., S. 45, 
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5) War aber das ſtaͤndiſche Zuſtimmungsrecht vor dem Grund» 
geſetze v. I. 1833 auch nur ein zweifelhaftes oder beftritte- 
nes, fo kann man nicht jagen, daß baflelbe durch dieſes Grundge⸗ 
ſetz überall erft in Hannover eingeführt, jondern nur, daß eine zu⸗ 
vor Schon möglide Interpretation des Patents v. J. 1819, 
welche auch durch die Analogie auswärtiger Verfaffungsgefehe jener 
Zeit unterftüßt wird, Die den Ständen ein wirkliches Zuſtimmungs⸗ 
recht eingeräumt haben (3. B. Baiern, Baden, Württemberg), zur 
grundgeſetzlichen oder authentifchen gemacht worden fei. 

Am allerwenigften aber darf man annehmen, ‚daß die königliche 
Regierung Aenderungen an Berfaffungsgefegen, wie nament- 
lich eine Abänderung an dem in dem Grundgeſetze von 1833 den 
Ständen nunmehr definitiv übertragenen Einwilligungsrechte, von 
ihrer Willkür habe abhängig machen wollen; denn noch bevor das 
Grundgeſetz auch hierüber dauernde Normen gegeben hatte, war in 
der auf höchften Befehl erlaffenen Proclamation v. 4. Febr. 1831 
erklärt worden: 

daß Se. Majeftät am allerwenigften geftatten können, daß 
Beränderungen in der beſtehenden Landesverfaffung auf tumul⸗ 
tuarifche Weiſe begehrt werden, da Allerhöchft Ihren Untertha- 
nen nicht unbefannt fein Fönne, wie es zu ihrer eigenen Sicher: 
heit gereiche, daß in den Staaten bes deutſchen Bundes Ver⸗ 
änderungen in den beftehenden Landesverfaffungen nur auf ver- 
faffungsmäßigen Wege, d. b. nad) gehöriger Berathung und 
mit Einverftändniß der Landftände, verfügt werben 
fönnen ?). 


58. Necht der Stenerverwilliguung (Subfidiar -Princip?). 


Das Steuerreht war urſprünglich jo wenig in der Landed- 
‚ hoheit begriffen, als das Recht der Satzung oder Geſetzgebung; 
denn wenn ſchon bie Landesherren feit dem 14. Jahrhundert fidh 
bäufig auf die Landeshoheit als Duelle defielben beriefen 2), und 


1) Hanndv. Geſetzſamml., Nr. 4. ©. 12. 

2) 3. 8. in einer holfteinifchen Urkunde v. 1349 (Westphalen, Monum.): 
Exactiones et petitiones et sorvitia in Villis et terminis, quibus commu- 
nis terra Terrae Domino obligatur. Ebenſo Herzog Albrecht IV. von 
Baiern i. 3. 1488 (bei Sramer, Bair. Landtagsverhandlungen). ' 
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febft in einer Kaifer- Urkunde vom Jahr 4375 anerfannt ward, 
daß das Recht zu Auflagen von der weltlichen Gerichtsbarkeit und 
Oberherrlichfeit abhänge ?), fo ergiebt fich nichts deito weniger 
aus der Gefchichte, Daß Die Landesherren von Unterthanen, bie 
‚nicht zugleich ihre Gutshinterſaſſen waren, urfprüngli nur bitt⸗ 
weife einen Beitrag (Bede) zu den Landeslaften fordern Fonnten, 
der jedoch häufig durch förmlichen Vertrag zu einer fändigen Ab- 
gabe wurde, fo Daß nur noch in außerorventlichen Fällen eine 
- Berwilligung nöthig war 2). Aud ein Regal im alten Sinne, 
d. h. eine von der Königlichen Gewalt abgeleitete Befugniß, war 
die Stener nicht (mit Ausnahme des ZHU8 und des Judenſchutz⸗ 
geldes, welche jedody früher nicht Steuern hießen) ;. denn wenn 
ſchon einzelne Neichsftände fi zu Erhebung von Steuern Tatferliche 
Indulte geben ließen, weil fie die Steuer als ein Regal betrachte 
ten ®), und auch mandye Yuriften diefer Meinung beipflichteten *), 
fo ift doch befannt, daß Der Kaifer feine Steuer für fich ausfchreis 
ben >), alfo auch das Recht hiezu nicht auf Andere übertragen 
konnte. Selbft Reichöftenern, welche übrigens mit den Abgaben, 
welche der Raifer auf den unmittelbaren Reichsgütern erhob, nicht 
zu verwechfeln find ©), konnte der Landesherr nicht geradezu auf Das 
Land repartiren, fondern er hatte fie urfprünglich aus dem Kammer: 
gute zu leiften, und, wenn er je von den Unterthanen einen Beitrag 
wollte, fie dakrum zu „erſuchen“ 7). 

Wie die Reichsftände auf Verlangen des Kaiſers zuweilen zu 
einer Reichsftener fich entſchloſſen, fo die Landſtaͤnde auf Verlangen 


1) Declaration der erzbiſchoͤflichen Rechte gegenüber von der Stadt Koͤln 

v. 3. 13755 bei Luͤnig, Spirit. Ecel,, I. Thl. Fortſ. p. 508. ' 

2) Eihhorn, Deutfhe Staats und Rechtögefchichte, $. 306. 

3) K. H. Lang, Hift. Entwidlung der deutſchen Steuerverfaffung, ©. 109. 

4) Wehner, Observ. pract., V. Schagung. — Rudinger, Observ. Juris 

com., cent. 4. obs. 29. : 

6) Beftph. Frieden, Art. 8. $. 2. — Conring; De praecip. negotiis in - 
eonvent. imp. ordinum, $. 89. 

6) Eichhorn, a. a. D. $. 297. 

7) Reichsabfchieb von 1530, $. 118. Anders nach dem R.⸗A. von 1543, 
$. 24 u, 25, von 1555, 8. 82, und fpäteren Abfchieden, wo ben Unters 
— Beiträge zu ben u. und Kreisfteuern zur Pflicht gemacht 
wurden. 
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des Landesherrn zu einer Landſtener. Der Grund hievon war aber 
nicht ſowohl ein landesherrliches jus colleciandi, als vielmehr vie 
Selbſtbeſteuerung der Stände, analog ihrer Selbſtgeſetzgebung (Au⸗ 
tonomie). Daher auch nicht bloß das Erkenntniß über Die Rothe 
wendigfeit und die Art der Steuer, fondern auch das Recht der - 
Umlage und des Einzugs Häufig entweder ganz oder unter Concur⸗ 
ren; des Landesheren den Landſtaͤnden zukam. Dieß fand naments 
lich felt dem 16. Jahrhundert, ungeachtet jegt erft *) mit der ausge⸗ 
bildeten Landeshoheit auch ein Tandesherrliches jus collectandı und 
subcoHectandi zum Vorfchein Fam, fehr häufig Statt. Während 
die alten pactirten Steuern, welche unabhängig von einer landſtaͤn⸗ 
bifchen Gefanmtverwilligung mit den einzelnen Gemeinden oder 
Hinterfaflen beſonders feftgefegt worben waren und theilweiſe Ab- 
findungen für frühere leibeigenfchaftlihe und vogteiliche Laſten ent- 
hielten, regelmäßig bis in die neuefte Zeit unmittelbar zur landes⸗ 
herrlichen Kammer erhoben wurden, flofjen Dagegen die außerordent⸗ 
lichen Steuern oder Schagungen welche jet Die vereinigten Stände 
bewilligten, häufig in eine befondere ftändifche Steuercafie, um von 
hier aus zu den verwilligten befonderen Zwecken verwendet zu wer: 
ben. Dabei blieb es Grundſatz, daß die Landesausgaben zunaͤchſt 
auf den Kammereinkünften haften, und nicht einmal eine durch⸗ 
gängige ſubſidiaͤre Verpflichtung der Stände zu Dedung ne 
ward angenommen. 

Reichten die Kantmereinkünfte nidyt bin zu Beftreitung der 
barauf ruhenden Haus » und Landesbebürfnifle, fo wurden entweder 
Schulden (Kammerfchulden) gemacht, oder die Stände um einen 
Beitrag (Kammerbeitrag) gebeten, der jeboch ebenjo auf freiem 
Willen berubte, als eine Uebernahme Iandesherrlicher Schulden. 
Kur zu einzelnen Arten von Kammeransgaben: Reichs- und Kreis- - 
ftenern, Kammerzielern, Koften der Bejegung und Erhaltung der 





rinnen 


*) Ludolf, Observatt. forenses, Vol. I. p. 265. Rote 1. „Ante Secalum 
XVI. Collectas subditis imperatas fuisse a-statibus Imperh, probatu 
erit dificile. Non, quod potestate territoriali, quam kodie superiori-. . 
tatem vocant, caruerint, sed quod eis haec potestatis pars nondum 
fuerit aggregsta. — —— Ex prepriis bonis sustentavere plerique Do- 
mini regionum et se et familiam unusquisque pro modo facultatum, 
luxus hodierni feliei ignorantia.” 
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noͤthigen Feſtungen, Plaͤtze und Garniſonen, Geſandtſchaftskoſten 
bei Reichs⸗ und Kreistagen waren die Landſtaͤnde durch Reichsgeſetze, 
und zur Ausſtattung fürſtlicher Fraͤulein (Prinzeſſin⸗Steuer) durch 
ein allgemeines Herkommen zu ſteuern verbunden 9). 

Dagegen wurde allerdings gutwillig von den Ständen weit 
mehr geleiſtet, als wozu ſie verpflichtet waren, gewoͤhnlich aber nur 
gegen die ausdrückliche Verſicherung, daß es nicht aus Schuldigkeit 
geſchehe, und allenfalls gegen wiederholte Anerkennung ihrer ſonſti⸗ 
gen Freiheiten und Abſtellung einzelner Landesbeſchwerden 2). 
Sp geſchah es namentlich in den alten hannoöverſchen Provinzen, 
"wo die Stände, theils um Die reichögefeglichen Hülfen aufzubringen, 
theils um die überfchuldete Kammer in den Stand zu fegen, bie ihr 
obliegerfden Ausgaben zu beftreiten, bald eine temporäre Belegung 
des Viehs (Viehſchatz), bald ein Pflug: oder Scheffelſchatz, bald 
eine allgemeine Conſumtions⸗Steuer von Dier, Wein, Tabaf u. ſ. w. 
bewilligten. Dabei war e8 aber Grundfag und wurde wiederholt 
auch von der Regierung anerkannt, daß die Bewilligung und Exhes 
bung des Schages , welche leßtere dem von den Ständen eingeſetzten 
Schatz⸗ Collegium oblag, ohne Conſequenz und unabbrühig den 
ftändifchen Rechten, gefchehe, und daß namentlid) eine Erweiterung 
deſſelben und ſogar die Aufbringung von Reichs⸗ und Yräulein- 
Steuern von dem freien Eonfenfe der Stände abhänge. Ebenfo 
blieb. e8 Grundfag und ward namentlich durch den ülgner Landtags⸗ 
Abſchied v. 26. Nov. 1592, Art. 3 2) anerfannt, daß Die Koften 
der Regierung, Hof: und Haushaltung der Herzöge in der Hanpt- 
ſtadt und bei den Aemtern, wie auch der Unterhalt der fürfilichen 
Brüder und Schweftern aus dem ordentlichen Einfommen des Lan⸗ 
desheren, d. h. aus den Domänen und Regalien, follen beſtritten 
werden. 


1) Juͤngſter Reichsabſchied v. 1654, $. 180. 181. — Kaif. Refol. v. 1670, 
bei Gerftlacher, Handbuch ber deutſchen Reichögefege, Th. VH. &.993 f. 
— Eichhorn, Deuffche Staats⸗ unb Rechtsgeſchichte, Bb. IV. 8. 547. 

2) Pütter, Beitraͤge zum deutſchen Staats = und Fuͤrſtenrechte, Ip. 1. 
&. 126 f. | 

3) Iacobi a. 0.0. S. 334. — Brgl. Strube, Observ. juris, Nr.IV. 8.12. 
De strieto jure autem status provimciales minime ebligati sunt, prin- 
cipi exhibere tales impensas, quamdiu ex bonis cameralibus sumi 
queunt. 
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Auch in den neuen hannöverfchen Landen trat faft überall daſ⸗ 


felbe Berhältniß ein. Wie in Lüneburg das Schatz⸗Collegium ent⸗ 


ftanden war, jo in Oftfriesland das Adminiftratoren - Collegium, 
Auch Hier und ebenfo in Osnabrüd hatten die erften Steuern zum 
Zwecke, dem Kammer und Tafelgute die Laften der Verwaltung 
zu ‚erleichtern, ſei es durch Uebernahme von Schulden oder durch 
- Beiträge, welche fich zum Theil wieder in Schuldübernahmen ver: 
wanbelten, wie in Oftfriesland , wo die ofterhoutifchen Accordgelder 


auf diefem Wege berichtigt wurden, oder durdy Ankauf von Immo: 


bilien zur Vermehrung des Tafelguts, wie in Osnabrüd 2). 
Allerdings ift das Subſidiar⸗Princip durch Vermehrung 
der Steuern und dadurch, daß eine. Anzahl von Ausgaben bleibend 
auf die Landescafle übernommen werden, etwas verdunfelt worden. 
Allein die Subfiviarität der Steuer fehließt einen großen Betrag der⸗ 


felben nicht aus, welcher vielmehr durch Die relative Größe der 


Staatsausgaben und die daraus heroorgehende Unzulänglicykeit der 
Kammereinfünfte won jelbft bedingt iſt. Auch daß die Steuer, 
welche urjprünglich nur in Nothfällen verwilligt wurde, nach und 
nach eine ordentliche Abgabe von fehr großem Umfange geworden, 
und daß davon folche öffentliche Einrichtungen unterhalten werben, 
wofür fonft die Beden und Vogtrechte ald Gegenleiftungen dienten, 
bie doch gleichfalls meiſt noch fortbeftehen, ift nicht zu läugnen. 
Allein fchon in frühern Zeiten betrugen die öffentlichen Abgaben zu⸗ 
weilen fehr viel, wie denn Spittler 2) berechnet, daß unter Kur- 
fürft Ernft Auguft zu Ende des 17, Jahrhunderts allein die unmit⸗ 
telbaren Steuern einen armen Häusling mit Frau und zwei Kindern 
über 14 Jahren, ohne ben Befit des geringften Stüds Landes oder 
Viehs, jährlich mindeftens 9 Thlr. betroffen, worunter Schuggeld 
1 Thle., Brodfornlicent 3 Thlr., Kopfgeld 4 Thlr. Schwer ber 
greiflich ift es freilich, wie Die Bevölkerung eines Landes, das nicht 
durchaus zu den ergiebigften gehört, bei dem rühmlichiten Fleiße, 

ber feine Bewohner auszeichnet, folde und andere Abgaben neben 
den grundherrlichen Laſten, welche in den alten hannöverfchen Pro- 


vinzen gleichfalls ſehr drückend find ®), lange Kriegsiahre hindurch 


1) Etüve, Ueber die Laften bes Grundeigenthums, S. 48. 
2) Geſchichte von Kalenberg, a. a. O. Th. VI. ©. 275. 
3) Carstens, De success. villicali in Ducatu Luneb. Goett. 1763. $. 17—22. 


% 
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erichwingen konnte. Aber glücklicher Weiſe find diefe nun worüber, 
und wenn Deffenungeachtet immer noch viel von den Unterthanen 
an directen und indirecten Steuern verlangt wird 9), fo tft dieß bie 
natürliche Folge davon, daß auch an den Staat von Innen und 
Außen jetzt größere Forderungen gemacht werben. 

Uebrigens bildete bis zuletzt der ordinaͤre Landesbeitrag ad sta- 
tum militiae 2) die Hauptausgabe der Landescafle, ohne daß jedoch, 
wie vormals mit Bezug auf Die Reichsgeſetze verlangt worden, Die 
- Stände allein den Militär-Aufwand zu beftreiten: gehabt hätten; 
denn auch aus der Domänencafle ward immer noch ein Zuſchuß in 
die Kriegscafle gegeben (von 381,111 Thlr. 13 gGr.), welcher 
theils auf die von Sr. Majeftät dem König Georg IH. nach Beendi« 
gung des fiebenjährigen Kriegs erfolgte Uebernahme, theils auf ein 
der Kriegscaffe überlaffenes meflenburgifches Occupations⸗Capital 
ſich gründet 2). Außer dem Milttäraufwand Tiefen auf dem Bud⸗ 
get der Landescaſſe feit 1815 allerdings auch noch andere — 
für das Landdragoner-Corps, das. Oberappellationsgericht, 

“ Univerfität, Induſtrie-Anſtalten, Waflerbau, welche ihrer hie 
nach die Fönigliche Eaffe oder die Kloftercafle treffen würden. Allein 
auch diesfalls waren theils Vorgänge, theils ausbrüdliche Verpflich- 
tungen zu berüdfichtigen, wie denn ſchon im vorigen Jahrhundert - 
für die Univerfität Göttingen 6000 (1832: 24,000 Thle.), für 
das Oberappellationsgericht 10,396. The, (jest 58,486 Thlr. 16 Gr.), 
für das Hofgeriht 3,760 Thlr. u. f. f. von den Steuern bezahlt 
wurden +. Der ganze Aufwand der allgemeinen Landescaſſe für 
dieſe NebensRubrifen belief fich übrigens im Jahr 1815 nur auf 
93,841 Thle. ®) und 18234: 294,222 Thle,_20 gGr. ©), wäh: 


Luͤnzel, Die bäuerlichen Laften im Zürftenth. Hildesheim, S. 16 f. — 
Stuͤve, a. a. O. ©, 81 f., 119 f. — Heine, Nachweiſungen 3. Rechte 
der Gutsherren und Bauern im K. Hannover, Luͤneb. 1831, ©. 22. 

1) Von 183/43 zuf. 3,319,886 Thlr., 18°%4: 3,073,611 Thlr. Acten⸗ 
ftüädte des Landtags v. 1834, Th. I. ©. 119. 88. 

2) 1,400,000 Thlr. Actenſtuͤcke y. 1832, &. 700. 701. 

3) Actenftüde v. 1834, S. 209. — Eingabe an die B.⸗V., ©. 60. 

4) Spittler, a. a. O. Th. VII. &. 271. 

5) .Actenftücde des prov. Landtags I. S. 151. — Vrgl. Stuͤve, Verthei⸗ 
digung des Staatsgrundgeſ. S. 270. 

6) Actenſtuͤcke vc 1834, S. 344 — 347. 

Zeitſchrift f. d. deutſche Recht. 2,8. 1. 3 
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rend Die Ausgaben der koͤniglichen Generalcaſſe und ber General⸗ 
Salariencaffe für die verfchiedenen Departements, ausſchließlich des 
Militärs, in dem General⸗Etat von 1832 veranfchlagt waren zu 
2,817 ,943 Thle. 21 gGr. 9). 

Auch daß die königliche Caſſe zu dem Militär - Etat nur einen 
„Zuſchuß“ lieferte, Tann darım nicht als ein Abgehen von dem 
Subſidiarprincip angefehen werden, da jchon in dem jüngften Reichs» 
- abfchiede von 1654 ($. 180 u. 181) unter Anerkennung eben dieſes 
Princips die Verbindlichkeit der Unterthanen, zur nothwendigen 
Zandeövertheidigung einen hülflichen Beitrag zu leiften, aner- 
kannt ward 2). Ebenfowenig läßt der Umſtand, daß die Föniglis 
hen Domänen felbft einen auf die Summe von 70,000 Thir..echöhs - 
ten Beitrag zu den von der Landescaffe übernommenen Aus⸗ 
gaben Iteferien, indem fie gleich andern Gütern der Grundſteuer 
unterworfen wurden, darauf fAhließen, daß die urfprünglide Bes 
fiimmung der Domänen, zu den Bedürfniſſen des Landes verwendet 
zu werden, aufgehört habe; vielmehr liegt hierin nur die Anerfen: 
nung, daß diefelben auch denjenigen befonderen Zwecken, wozu die 
Steuern verwendet worben, nicht fremd feien, wie denn foldye 


Beiſteuern des Landesherrn zu den Iandfchaftlichen Ausgaben in an- 


dern Ländern öfters vorfamen und felbft in den Reichsgeſetzen ans 
befohlen worden ?). Nur ergiebt fi) auf der andern Seite von 
felbft, daß, fe mehr Die Iandesherrliche Caſſe für Steuerzwede In 
Anſpruch genommen wird, um fo weniger biefelbe die ihr eigenthüme 
lichen Ausgaben zu beftreiten vermag. Daher werben die hannöver- 
fhen Stände die Bemerkung in dem königlichen Schreiben vom 
28. Dec. 1819 *) gewiß fehr einleuchtend gefunden haben: 
daß der ganze Ertrag der Domänen und übrigen Einnahmen der 
Generalcafie im Lande verbleibe und zum Beften 
‚deifelben verwandt werde, und daß dieſe Einnahmen 
nicht in der Maße, wie folhes gefchehn, zur Verwal⸗ 
tung und zu den Berürfniffen des. Landes würden 


1) Actenſtücke v. 1832, ©, 112 f. 
2) Vrgl. Eichhorn, a. a. DO. $. 7. 
- 3) Mofer, Won der Reichsſtande Banden, ©. 210. — Gönner, Doutſches 
Staatsrecht, $. 450, Note 11. | 
4) Actenftädg v. 1820, S. 77. 
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verwandt werben Fönnen, wenn ber Hof in Hannover an- 
weiend wäre, oder wenn die Mitglieder der koͤnigl. Familie 
aus denfelben unterhalten werden müßten. 
Gleichwie denn auch der ebendafelbft aufgeftelite Unterfchted zwi⸗ 
ſchen Landes- und Domanial-Eaffen in die Augen fpringt: 
daß bei den erfteren, freilich Immer mit nothmendiger Rüd: 
ſicht anf die Steuerfräfte der Unterthanen, zunächft das Be- 
bürniß, alfo die Ausgabe, die Einnahme, d. t. den Betrag 
der zu fordernden Steuern, beflimme, bei den lebteren Hin- 
gegen bie Ausgabe lebiglich nach den vorhandenen Einnah⸗ 
men ſich richten müſſe. 


HU. Sind die Domänen Staats⸗ oder Privateigentbun? 
8 . 1. Anfichten der Schriftſteller und Particular⸗Nechte. 


Während die größere Zahl aͤlterer und neuerer Staatsrechts⸗ 
Ichrer die Kammergüter für Privat: Eigenthum der regierenden 
Familie erklärt, jedoch mit der inhärirenden Beſtimmung, zu 
naͤchſt zur Unterhaltung des Hofflaats und zur Beftreitung der 
Lanbesbebürfniffe verwendet zu werden !), nehmen dagegen Andere 
biefelben al8 Eigenthum der moralifhen Perfon des Staats 
‚in Anſpruch?); Dritte endlich unterfcheiden zwifchen Domänen 
und KRammergütern, indem fie das Eigenthbum an erfteren 
dem Staate, an Ichteren der regierenden Familie zufchreiben >). 





4) Pütter, Institutiones juris publ., 8. 191. — 3. 3. Mofer, Von ber 
Reicheftände Landen, &. 209 f. — Leiſt, Deutfches Staatsrecht, $. 22. 
— Mauernbrecher, Deutſches Staatsrecht, 8. 201 a. S. 

2) Peſſe, Ueber die Sonderung reichsſtaͤndiſcher Staats⸗ und Prioatoer⸗ 
laſſenſchaft. Goͤtt. 1790. ©. 43. — J. R. v. Roth, Staatsrecht deut⸗ 
ſcher Reichslande, Th. II. Frankf. u. Lpzg. 1792. ©. 29. — Floren⸗ 
cours, Etwas uͤber die Natur, die Veraͤußerung und Verſchuldung der 
Kammerguͤter deutſcher weltlicher Reichsſtaͤnde. Helmſtaͤbt 1795. — 
v. Kamptz a. a. O., $. 11 (mo das am Ende ſtehende Wort: Privat⸗ 
vermögen in Staatsvermoͤgen zu verwandeln iſt). — Klüber, Oeffentl. 
Recht des deutfchen Bundes, $. 133. . 

3) Schreber, Bon Kammergütern, 2. Aufl. epz. 1754, 5.4.5. — Hs 
berlin, ‚Handbuch bes deutſchen Staatsrechts, Th. II, ©. 14. — Das 
gemann, Landwirthſchafterecht, . 80-82. in 
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Ebenſo abweichend wie die Schriftſteller find auch die — etz⸗ 

gebungen, welche in neuerer Zeit das Rechtsverhaͤltniß der 
Kammergüter beſtimmt haben. Während in einzelnen Staaten 
diefelben ausdrücklich zu Staatsgütern erflärt worden find, wie 
namentlich in Baiern, im Königreih Sachſen, hat man fie an: 
derwärts als Eigenthum der regierenden Familie anerkannt, je: 
doch fo, daß der Ertrag ausfchließlich oder vorzugswelfe zum Un⸗ 
terhalte des Hofs und der übrigen Yamtlie follte verwendet wer- 
den, 3. B. in Naſſau, Sachſen⸗Weimar, Baden, Sachfen-Ko- 
- burg. Im weiteren Staaten endlich ift ein Mittelweg eingefchlagen 
worden, indem ein beftimmtes Familiengut (Hofdomänen, Haus: 
fhag) von den dem Staate überlaſſenen Domänen ausgefchieden 
und der befonderen Verwaltung des Regenten als Familien-Ober- 
baupts vorbehalten ward, 3.3. in Württemberg und in ben bei- _ 
den. Hefien ’). | 

Diefe Sonderung zwifchen einem Staat$- uich Brivat- 

fammergut tft neuen Urſprungs; denn wenn ſchon auch in den 
legten Jahrhunderten mehrfältig einzelne neu erworbene Güter der 
Regenten von den Kammergütern abgefondert, der Kammer nicht 
ineorporirt wurden, fo war der Grund hievon nicht der, weil‘ 
man ſich Die Kammergäter in den Händen des Staatd dachte — 
“ ein Begriff, der überhaupt dem frühern jus pnblicum fremd ift — ; 
fondern weil der Landesherr gewifje Einfünfte unter feiner unmit- 
telbaren Verwaltung und nicht in rentfammerlicher Verrechnung 
haben wollte. Häufig waren diefe Güter von dem eigentlichen 
Kammergute auch infofern unterfehieven, als fie dem Lande, 
d. h. der Landſchaft, nicht incorporirt waren, was jedoch nur fo 
viel befagte, daß auf Diefelben die landſchaftiich⸗ Steuercaſſe kein 
Contributionsrecht habe, ‚während ein ſolches gegenüber von ben 
Kammerbauern den Ständen allerdings in der Regel zuſtand, und 
jogat die landesherrliche Kammer felbft vertragsmäßig hier und 
ba einen Beitrag zu geben hatte). Dagegen übte der Landes- 
herr auf biefen. Gütern, wofern fie nur. nicht einem andern Lande 


1) Vergl. alüber, a. a. O, 8. 333, Note d. — — a. a. O., 
$. 201, Noteg. 


2) Mofer ‚ Bon der Reichsſtaͤnde Landen, ©, 212 f., 210 £ 
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: angehörten, ebenfowohl die Kandeshoheit aus, wie auf den Kam⸗ 
mergütern, und von bloßen Privatgütern im Gegenſatz zu 
Staatsgütern Fann daher auch in diefer Beziehung fo wenig 
die Rede fein, als, wie Häberlin will, von Domänen qua Staats- 
gütern im Gegenfas zu Kammergütern, ein Gegenſatz, den er fich über: 
haupt erſt gefchaffen hat, da ‚„‚Domaine*‘“ im Franzöſiſchen (domaine 
de la couronne) früher nichts Anderes bedeutete, als unfer deutſches 
Wort: ‚ KRammergut’’ı). Zwar ift fchon im 17. Jahrh. zu Folge 
der Berfihwendung, welche fich manche Regenten mit den öffent 
lichen Einfünften erlaubt haben, in mehreren Reichen, namentlich 
in England und in dem Wahlreich Polen, eine bleibende Tren- 
nung des Staatövermögens von dem Einfommen des Landesheren 
vorgenommen worden; und ebenfo wurden in Sranfreich zu Yolge 
der Revolution die früheren Domänen der Krone zu Staatsgut 
(domaine public, dom. national) erflärt, wobei e8 bis jet ge- 
blieben ift?). Allein in Deutfchland tft dieſe Einrichtung,  wo- 
nach dem Regenten die unmittelbare Berwaltung der Landesein- 
fünfte abgenommen und dagegen’ zu feiner Subfiftenz und zum 
Unterhalte der Gefammtfamilie eine fogen. Civilliſte in Ratu- 
talgenuß und beftimmten Geldeinkünften angewieſen wird, erſt 
feit dem gegenwärtigen Jahrhundert in einzelnen Staaten nach⸗ 
geahmt. worden; und fo nützlich fie fi auch hier für den Staate- 
haushalt und für den Staatscrebit bereits-erprobt hat, fo kann 
man fie Doch, wie aus dem Obigen hervorgeht, derzeit nicht * 
Regel, ſondern nur als Ausnahme betrachten. | 
Auf der andern Seite vermögen wir das Eigenthum an Den 
Kammtergute ebenfowenig für ein bloßes Privat- Eigenthum der 
fürftlihen Familie zu halten; wielmehr feheint e8 uns, Daß der 
Zandesherr als folder von jeher ausſchließlich zur 
Verfügung über das Kammervermögen und die Kammereinfünfte 
berechtigt und nur in der Ausübung dieſes Rechts durch die even: 
tuellen Rechte der Agnaten einigermaßen. befchränft gewefen. Zwar 
. findet ſich dieſe Anficht bei den Schriftftelern nirgends mit folge: 


1) Vergl. Merlin, Repertoire de jurisprudence, V. Domaine de la Cou- 
ronne. 


. 2) Merlin, 1. e. V. Dom. public. 
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rechter Beſtimmtheit ausgeführt, welche ſich vielmehr hauptſaͤchlich 
nur in die beiden Begenfäge: Staatd- und Familien⸗Gut 
theilen. Dennoch ſteht die Mehrzahl verfelben nicht geradezu da⸗ 
mit in Widerſpruch. Die Einen wie die Andern beftreiten nämlich 
Immer nur bie entgegengefebte Anficht, ohne eine in der Mitte 
liegende dritte auszufchließen. So fpriht H. Grotins!) allers 
dings von einem patrimonium populi, cujus fructus destinali 
sunt ad sustentanda rei publicae, aut regiae dignilatis emera, 
welches von ben Königen weder ganz, noch theilweife veräußert 
werben Eönne. Allein unbeachtet ift geblieben, daß Grotius hier 
das römische patrimonium populi im Auge hat und am einer 
andern Stelle 2) von dem Vollksſtaaie den Patrimonialſtaat deut 
lich unterſcheidet, indem er fagt: 

Sicut autem res aliae, ita et Imperia alienari possunt ab eo, 

cujus in dominio vere sunt, i. e. a rege, si Imperium 

in patrimonio habeat: alioguin a populo, sed acce- 

dente regis consensu; quia is quogue jus aliquod habet, 

quale usufructuarius, quod invito auferri non debet. 
PBatrimonialftaaten in jenem Sinne find aber die monar⸗ 
chiſchen Territorien in Deutſchland noch jetzt; denn überall hat 
ber Regent ein eigenes Recht auf die Regierung und felbft ein, 
wenn ſchon hie und da, namentlich jebt duch den Bund, bes 
fehränftes Recht zur Veräußerung des Landes oder einzelner Bes 
Randtheile®).. Wirb aber der Regent ald Landesherre (dominus 
terrae) wenn ſchon nicht im privat⸗, Doc) im ftaatsrechtlichen Sinne 
angenommen, und wird ihm namentlich, wie in obiger Stelle von 
Grotius, das Recht zur Veräußerung. des Landes felbft beigelegt, 
‚fo Tann es wohl feinem Zweifel unterworfen fein, Daß er auch 
Eigenthümer des Kammerguts und als folcher hierüber zu verfügen 
befugt fei. 

Uebereinftimmend hiermit äußert denn auch Leyfer*), uts 
fpränglich feien alle Ianvesherrlihen Güter in Deutichland Patri⸗ 
monialgüter gewefen, worhber der Landesherr ſowohl in Anfehung 


1) De jure belli et pacis, 3 Ik cap. 6. $. u. 
2) 8. 3.1. c. 

3) Vergl. Wuͤrtt. Verf.⸗urk., 2. — Hanndverſches Grundgeſetz, 5 t: 
4) De assentationibus Jurisconsultorum, cap. HI. seet.2; cap. IV. $.3 ey. 
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des Cigenthums als des Gebrauchs habe verfügen können, wo⸗ 
fern er ſich nicht dieſes Rechts durch beſondere mit den Ständen 
und Unterthanen geſchloſſene Verträge” begeben. Hiermit ſtimmt 
num freilich nicht überein, was derſelbe Schriftſteller an einem 
andern Orte) fagt: 

ilietas esse et nullas rerum fisci alienationes, quippe 

quibus rei publicae patrimonium imminuitur. - 

Hiernach jcheint Leyfer 2) gleich Adern das römische Domanial- 
rechtsſyſtem, welches jedoch bekanntlich noch unter Juſtinian eine 
andere Geftalt- erhielt, und niemals eine völlige Unveräußerlichfeit 
ber fiscaliihen Güter mit ſich brachte, auch in Deutichland für 
anwendbar gehalten zu haben, während, wie er felbft in der obigen 
Stelle zugiebt,, ſich hier ein ganz anderes Rechtsverhältniß ſchon 
vor Aufnahme des römifchen Rechts bereits gebildet hatte. 

Indeſſen ward das Streben der Schriftkteler, ein Staats⸗ 
oder {vel) ein Fanilieneigenthum an dem Kammergute Darzuihun, 
hauptfaͤchlich dadurch unterſtützt, daß man dem Landesherrn eine 
freie Beräußerungsbefugniß einzuräumen nicht für räthlich Bielt, 
Mährend daher Einzelne, 3. B. Pfeffinger?), mit der Analogie 
des römischen Dotalfundus die Umveräußerlichkeit des Domaniums 
als einer Staatdausftattung (individua dos reipublicae)gu begrün- 
den ſuchten, beriefen fich Andere auf einen Fideicommiß⸗Nexus, 
wodurd die Verfügung über daſſelbe zu Gunſten der Familie ein⸗ 
‚gejchränft ſei. 

Aber auch ein unbeſchraͤnktes Dispofitionsrecht des Landes⸗ 
herrn wird ald Regel angenommen won Strube*, und J. 3. 
Moſer?) bemerkt nur: „daß das demn Zandesherenprivative 
zu ſtehen de Eigenthum der Kammergüter nicht hindere, daß 
nicht durch Landesvertraͤge oder ein rechtslraͤftiges Herkommen in 
dieſem oder jenem Lande üblich fein könnte, Daß auch die lan⸗ 
desherrlichen Kammergüter zu denen allgemeinen Landes⸗ 
beichwerben das Ihrige mit beitragen müßten.’ 


- 41) De fisco, p. 14. 
2) Vergl. 2. 7 eod. 
3) Vitriarius illustratüs , tom. UI, p. 1353. 
4) Rechtl. Bedenken, Bb. U., Nr. 1. 8. & 
5) Von der Meichöftände Landen, S. 210. 
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Einige Sqhriftſellet ſagen denn auch geradezu, daß der Lan⸗ 
desherr als ſolcher Eigenthuͤmer ſei, z. B. G. L. Böhmer, Prin- 
eipia juris feudalis, $. 60. 

- In Provinciis Germaniae praeter jura territorialia existunt 

bona Gameralia, ad tuendam status imperü, qua talis, 

dignitatem destinata. — — In territoriis secularibus bona 

Cameralia pertinent ad jus proprium status imp. 

eujus est territorium, tum vi infeudationis ab imperio ſa- 

ctae, tum vi alterius cujuscunque acquisitionis, qua bona 
acquisita, accedente incorporatione, Cameralia efficiuntur. 
Ebenfo Selchow, Elem. juris publ. germ., $. 416. 

Bona Cameralia in pleno principum dominio sunt, nec 

probari potest, ea unquam a civibus territorii ad alendos 

principes comparata, et supremum gemimım territorio re- 
servatum esse. 

In allen diefen Schriften ift num zwar die Anſicht von dem 
landesherrlichen Eigenthum der Annahme eines Staatseigenthums 
gegenübergeſtellt; allein nur um die letztere Annahme, nicht aber 
. die eines Privat-Eigenthums auszuſchließen. Was Dagegen 
. ©. Kamptz a. a. O. §. 11 und 12 ausführt: 

-‚daß Die deutfchen reihsftändifchen SKammergüter ein 

Theil de8 Staatsvermögens der reich öfürftlichen Haͤuſer 

ſind, 7) 
ift zwar ganz geeignet, unferer Anficht als Stütze zu bienen, nur 
Darf man nicht außer Augen laſſen, daß unter Staatsvermögen 
hier nicht ein Vermögen des Staats oder Landes, fondern das 
reichsfürftliche Vermögen verftanden iſt, gleichwie unter Landes⸗ 
oder Staatöhoheit nicht das Recht des Staats oder Landes, ſich 
felöft zu regieren, fondery das Recht den Staat zu regieren. 

Sehr richtig beginnt in dieſer Hinfiht Gönner, Deutiches 
Staatsrecht, $. 450: | 

Zwifchen‘ Staats⸗ und Privateigenthum in der Mitte fichen 

die Kammergüter deutfcher Fürften*). 





*) Damit flimmt überein Pütter, Inst. juris publ., $. 190: „sunt jura 
Bonaque Domini territorialis Patrimonialia, yuae nullius 
Privati in patrimonio sunt, quorumgque utilitatem aeque ac priva- 

- tus quilibet bonorum possessor dominus territorialis pereipit. 
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Was er aber.weiter von einem Privateigenthume der regierenden 
Familie bemerkt, fteht tbeild im Widerfpruch mit dem. Voraus⸗ 
geſchickten, theils wird es wenigftens durch Die dafür angeführten 
Beweisgründe, 3. B. Contributionspflicht zum beutfchen Reiche, 
Pflicht des Beitrags zu den Landesausgaben, nicht widerlegt. 
Unter den neueren Rechtslehrern vertreten zwar wieder Klü: 
ber und Mauernbreder (a. a. DO.) die beiden Huuptgegen- 
fäße, Doch ſpricht der Letztere ) unbeftimmt auc wieder von einem 
Kronfindeicommiß und Staatseigenthum zugleih, wos 
duch in der That Teine der möglichen Meinungen ausgeſchloſſen 
ft. Schmalz?) dagegen nennt die Domänen die eigentlichen 
Güter des Landesherrn. Er erklärt ſich zwar hierbei nur da⸗ 
gegen, daß Diejelben in neuern Zeiten durch umngereimte Fiction 
oft ald Nationalgut (Staatsgut) angefehen worden ſeien; 
allein, indem er zugleich jagt, daß fie wahres wirkliches Eigenthum 
der Fürſten feien, und an einer andern Stelle?) alles, was ein 
Souverain befigt, als der Souveratnetät anhängig be 
trachtet, kann er in ber That für eine mittlere Anficht angeführt 
werden, wiewohl er auf der andern Seite Darin wieder zu weit 
geht und fih fogar felber widerfpricht, daß er Dasjenige, was 
ein Souverain von Erfpamiflen, befonders für feine Chatoulle 
zurüdgelegt hat, „nicht minder zum Schabe des Staats’ AI) 
rechnet, und daß er jedes Teftament eines Souveraind nur dann 
gelten läßt, wenn der Nachfolger nach dem Antritte der Regie - 
rung ed anerfenne, während im Uebrigen diefer Nachfolger alle 
-  Berbindlichkeiten feines Vorfahren anzuerkennen verpflichtet fein fol. 
Auch der Verfaffer der einzigen Abhandlung, welche feit Langer 
Zeit dem Gegenftande gewidmet worden, G. Schneider*), glaubt 
„das noch gültige Eigenthumsrecht der deutfchen Fürften an ihren - 
Ländern und Einfünften‘’ außer Zweifel geftelt zu haben, wobei 
freilich zu bedauern ift, daß gerade Die öffentliche Bedeutung 


1) Deutfches Privatrecht, $. 154. 
2) Deutfches Staatsrecht, $. 224. 471. 472. 
3) 4. a. ©. $. 287-289. 


4) Ueber Kammergüter und us Beute Farſten, Leipzig 1831. 
©. 20. 
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des Fürſtenguts 2) und. defſen Belaſtung mit ben Landesausgaben, 
welche die Erklaͤrung deſſelben zu Staatsgut, teop der Abmah⸗ 
nungen des Berfaflers, auch in dem Königreiche Sachen räth- 
lich gemacht bat, nicht mehr als geichehen hervorgehoben worden. 
Zunaͤchſt ſpricht für dieſe Sffentliche (landesherrlihe) Ra: 
‚tur des Kammerguts der gemeinrechtliche Grundſatz, daß Die Lan- 
desausgaben zunaͤchſt aus den Kammereinfünften zu beftreiten, 
und nur fubfiviär allenfalls, d. h. foweit dieſe Einkünfte nicht 
ausreichen, Durch Stenern ber öffentliche Bedarf aufzubringen fei 2) ; 
denn wenn das Kammergut Privatgut der Familie geweien wäre, 
fo würde fi) der jeweilige Inhaber, beziehungsweife die Erbbe- 
rechtigten, Diefer Beſchwerung jederzeit haben entziehen können. 
Ein ‚zweiter Grund, warum die fürftlihen Kammergüter nicht 
nie gewöähnliches Kammergut, fondern ald landesherrlidhes 
Eigentum zu betrachten fein möchten, iſt der, daß nahezu in allen - 
wormaligen Reichsländern wenigſtens irgend einmal ein Mitauffichts⸗ 
recht der Stände und felbit eine Eontrole über Verwendung und 
Beräußerung des Kanmervermögend anerfannt und ausgeübt wors 
deu, wie 3. D. in Württemberg fhon im Jahr 1273 zur ſchen⸗ 
kungsweiſen Abtretung einer Burg von Seite der Grafen der Rath und 
die Einwilligung der Minifterialen eingeholt ward), Berner fpricht 
für die landesherrliche Natur der Kammergüter die Analogie der 
Tatferlichen Domänen, welche „zur Unterhaltung des Reiche und 
der römifchen Kaiſer“ beitimmt waren *), ebenfo das Berfahren, 
welches bei dem Abgange eines Regenten in Sonderung des öf- 


. 9) Daß hier und in dem Folgenden von einer bffentlicyen Natur des 
Kammerguts die Rebe tft, ungeachtet bas Eigentbum an biefem dem 
Landes herrn zugeſchrieben wird, und nicht dem Gtaate, kann nach 
ber Analogie der Landeshoheit nicht auffallen, welche gleichfalls ihrem 
Subjeete nah ein Privatz, ihrem Weſen nach aber ein dffents 
liches Recht ift. 

2) Strube, Obs. juris, Nr. IV, $. 12.— Rechtl. Bebenten, Bb. II. - 
Bedenken 1, 5 4 5. 7. — Leiſt, Deutfches Staatsreht, $. 207 
und 208. j 

3) Sattler, Gefchichte der Grafen von Württemberg, 1. Fortſ., Beilage 
Nr. 4: ‚‚praehabito consilio ministerialium nostrorum et con- 
sensu.‘ 

4) Wahlcapitulation, Art. II, $. 10 u, 11. 
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fentlichen und Privatvernögens beobachtet wird, indem die Kam⸗ 
mexeinfünfte gewöhnlich zu dem erfteren gerechnet werben 2). 

Was uns aber hauptfächlich zu obiger Anficht beſtimmt, ift, 
daß die Kammergüter und Die damit zuſammenhängenden Rechte, 
wie fi) aus dem Folgenden ergeben wird, großentheild auch von 
dem Landesherrn als folchem erworben, oder Doch, mit den eigents 
lich Iandesherrlichen Rechten bergeftalt nermifcht worben find, daß 
ſie deren Natur angenommen haben. 


5.8. Bon der geichichtlichen Natur der deutichen Kammer: 
güter und der bannöverfchen Domänen insbefoudere, 


Die Kammereinfünfte der deutſchen Fürſten beruhten urſpruͤng⸗ 
lich auf dreierlei Gütern: 

1) auf Amtslehen, d. h. alten Reichsguͤtern, welche die Lan⸗ 
desherren als Mitgabe zu dem bekleideten Reichs-, insbeſondere 
Fürſtenamte geliehen erhalten hatten; 

2) auf rechten Reihslehen, wofür fie dem Reiche zum 
gemeinen Lehendienfte verpflichtet waren, und 

3) auf Allodien oder Erbgütern, woran den Befigern das . 
Eigenthum zuſtand, woraus fie aber gleichfalls als Folge der ur⸗ 
fpränglich allgemeinen Eontributiong und Heerbannspflicht zu ben 
auf den Reichstagen verabfhiebeten Reichsabgaben und Reichsheer⸗ 
fahrten verbunden waren. 

Sowohl die Güter Nr, 1, als die Nr. 2 hatten eine öͤffent⸗ 
fiche Beitimmung. Denn das Wefen des herzoglichen oder Für⸗ 
ftenamts beftand gerade in der Befugniß, die in dem Fürſten⸗ 
fprengel‘ gelegenen Reichsgüter als Reichsafterlehen auszuleihen 
und die Belehnten zu des Reich Dienften aufzubieten ). , 

Und diefe Beftimmung blieb auch, nachdem die alten Reiches 
ämter und Reichslehen erblich geworden waren und Die Landes⸗ 
hoheit fich daraus hervorgebildet Hatte. Im Gegentheil Tamen 
jegt noch weitere nubbare Rechte hinzu, welche nicht minder den 


1) v. Kamptz a. a. O., ©. 27. Zuweit geht Schmalz, Deutfches Staats: 
recht, z. 287. &. dagegen Poffe, Weber die Sonderung reichsſtaͤndi⸗ 
ſcher Staats⸗ und Privatverlaftenfchaft. Gott. 1790. S. 145. 

2) Saͤchſ. Landrecht, Buch 3, Art. 52. 58. — Eichhorn, Deutiche 
Staats: und Rechtsgeſchichte, 5. 290. 294. 
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öffentlichen Charakter an ſich trugen, namentlich die Regalien (Mün: 
zen, Zoll, Judenſchutz) und Die ſchutzherrlichen Befugniffe über 
die Landesinſaſſen. Auch mußte dieſer öffentliche Charakter feit 
dem 14. Jahrhundert um fo beſtimmter herwortreten, je mehr man 
fi) daran gewöhnte, den Grund der Iandeöherrlichen Gewalt durch: 
weg in der kaiſerlichen und das Fundament der Reichsverbindung 
in dem Lehensnerus zu fuchen; was zugleich die Folge hatte, daß 
zulegt gewöhnlich das ganze Aggregat von Belitungen eines maͤch⸗ 
tigeren Hanfes zu einem einzigen lehenbaren Fürftenthume zuſam⸗ 
mengezogen ward. 

Die Allodien oder Stammgüter (Nr. 3) waren zwar urfprüng- 
U von dem Amtsgute und von dem Lehen genau unterjchieden ; 
allein feitvem Diefe beiden ‚gleichfalls erblich geworden, Hatte Die 
Sonderung, zumal was ihre Verwaltung und die Verwendung 
ihrer Einkünfte betrifft, weniger Intereffe. Da nämlih ihre Be- 
figer durch die Erhebung zur reichsftännifchen Würde zu größerem 
Glanze und Daher auch zu größerem Aufwande veranlaßt waren, 
fo ergab es ſich fehr natürlich, daß auch die Einfünfte aus den 
Allodien, worüber der jeweilige Inhaber immer beliebig disponiren 
fonnte, hierzu verwendet wurden, und feldft eine Veräußerung des 
Allods zur Erhaltung des Iehenbaren Landes mußte als echte Roth. 
entfchuldigt' werden, da ja in dem Lehen nun gleichfalls die Familie 
fuccedirte und der Glanz, welcher auf das regierende Familien: 
haupt fiel, zugleich auf die Mitglieder der regierenden Familie re- 
flectirte. Wenn daher auch je das binnen Jahr und Tag von der 
Beräußerung an erlöfchende Widerfpruchsrecht des Erben nad 
deutſchem Rechte) zu einem gleichfam unverfährbaren (weil fus- 
pendirten) Revocationsrechte aller und jeder Nachfolger mit dem Feu⸗ 
Diften dürfte gemacht werden 2), fo mochte fich die Familie doch wohl 
nicht entgegenfeßen, wenn das urfprüngliche Privatgut mit dem 
Fürftengute zu einer Maffe verbunden wurde, zumal ba die Al: 
lodialgüter, welche allerdings bei manchen Fürftenhäufern früher 
von großem Umfange geweſen, zum Theil von Schenfungen Fai- 
ferlicher Domänen herrühtten, oder aus Ueberreften alter Herzog: 


4) Saͤchſ. Landr., Buch 1, Art. 52. — Schmwäb. Landr., Art. 312. 
2) Eichhorn, Einl. in das deutſche Privatr., $- 228. 360. 
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thämer und Grafſchaften, welche, obgleich dem Reiche gehörig, 
der. Beſitzer ſich angeeignet hatte, und deren Lehenbarkeit erſt ſpaä⸗ 
ter zuweilen wieder hervorgeſucht wurde, und da auch mit den 
alten Patrimonialguͤtern des Adels gewöhnlich ſchon Immunitaͤts⸗ 
rechte, alfo gleichfalls ſolche Befugnifie verbunden waren, welche 
aus der öffentlichen Gewalt hergeleitet werben. Uebrigens ift aud) 
auf dieſe Allodialgüter der Reichslchens -Nerus in Yolge freiwilli- 
ger. Oblation meift erftredt worden, fo daß zulebt die Allodiali⸗ 
tät nur noch eine Ausnahme bildete. 

Hiernady ift e8 denn nicht bloß Far, was bereits — bemerkt 
worden, daß der Landesherr die Mittel zur Beſtreitung der Landes⸗ 
ausgaben mut in denjenigen Einfünften fuchen Tonnte, welche ihm 
zur Verwaltung des Fürftenamts und zur Beftreitung des Reichs⸗ 
dienfts urfprünglich angemiefen waren, oder fpäter diefe Natur 
annahmen, ſondern e8 ergiebt ſich auch noch weiter, daß die landes- 
herrlichen Einkünfte, mögen fie nun auf Gütern oder nugbaren 
Rechten beruhen, mit der Zandeshoheit mittelbar oder unmittel- 
bar zufammenhängen, wie fte denn auch unter verfchienenen Namen 
. (Rupen, Renten, Güter, hohe und niedere Gerichte, Waſ⸗ 
fer, Straßen, Geleite, Zölle, Sahflüfle, Erz: und Bergwerke, 
Mannrechte, Wildbänne, Münze, Gebote und Berbote, und alle 
anderen Gerechtigfeiten unter und über der Erde) in den Lehenbriefen 
als Zubehörben der Herzogthümer angeführt- und verliehen wurden, 
folglich nur mit diefen und in gleicher Eigenfchaft vererbt werden. 
fonnten‘’ *). 

Dazu kommt, was die fpäteren Een betrifft, daß fie. 
nicht ſowohl durch Anwendung von Privatmitteln als viel- 
mehr Der Landeöfräfte, namentlih wmittelft der im Lande 
anfgebotenen und aus den Landeseinnahmen, insbejondere 
aus den Steuern, unterhaltenen Mannfchaft gemacht wur- 
den, und wenn aud bier und da ein Zuwachs durch Kauf . 
erfolgte, fo wurden doch die nöthigen Summen direct 


) Vgl. Goldene Bulle v. 3. 1356. cap. 20. $. 1: „„quod jus, vox, of- 
ficium et dignitas, alia ‚quoque jura, ad quemlibet Principatam eorun- 
dem spectantia, cadere non possint in alium, praeter illum, qui Prin- 
eipatum ipsum cum terra, vasallagiis, feudis et dominio ac elus 

- pertinentiis universis dignoscitur possidere.““ 
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oder indirert wieder vom Lande anfgebracht. Ebenſo tft auch ſchon, 
was die früheren Jahrhunderte betrifft, befannt, daß in ver Regel 
nicht Die vom Landesheren belohnte Dienerfchaft, fondern das Land 
ſelbſt e8 war, welches ihm feine Herrſchaft und feine Einfünfte zu 
Zeiten der Roth bewahrte oder einlöfte ?). | 
Alles Vorftehende gift nun insbefondere auch von den Domä- 
nen des Königreich8 Hannover. Mit fänmtlichen Landfchaften, 
welche nad und nad an das braunſchweigiſche Haus Tamen, 
waren ohne Zweifel Einkünfte aller Art für den Erwerber verbunden, 
namentlich grund= und lehensherrliche Rechte, vogteiliche Gefälle, 
Beeten u. ſ. w. Der Ertrag dieſer Rechte mag ſchon zu der Zeit (1235), 
als Herzog Dtto, der Enkel Heinrich's des Loͤwen, mit den vereinig- 
- ten braunfchweigslüneburgifchen Landen (Lüneburg, Braunfchweig, 
Kalenberg, Grubenhagen und Göttingen) ımter dem Namen: 
Herzogthum Braunſchweig vom Kaiſer belehnt wurde 2), fehr bes 
dentend geweſen fein. Allein im Jahr 1267 wurden diefelben zwi⸗ 
ſchen 2 Linien, . der braunfchweigifchen und der Tüneburgifchen, 
getheilt und in ber erſtern im Jahr 1286 noch eine grubenhagiſche, 
: in der letztern eine göftingenfche Linie abgefonvert, So kam es, 
daß auf einem Landesbezirke, welcher längſt zu einer Einheit beſtimmt 
war, die Spaltung in veſchiebenẽ Landſchaften heimiſch wurde, weil 
man ſich nicht entſchließen konnte, einzelne agnatiſche Intereſſen ei⸗ 
nem höhern Familien⸗ und Landeszwecke unterzuordnen. Zwar was 
ten dieſe Theilungen der Bedeutung des Fürftenthums entgegen, 
welcher gemäß die Landeshoheit über ein Fürſtenthum vder eine 
Grafſchaft untheilbar Hätte fein follen 5). Allein je mehr fidh 


1) Eihhhern a. a. O. 8.497, &. 374. — Stüve, Vertheidigung des Grunb⸗ 
gefeges, ©. 282, berechnet, daß für die kalenbergiſchen, Lüneburgifchen umb 
hoyaſchen Domänen gegen 3 Millionen an Schulden übernommen worben. 

2) S. bie Urkunde bei Vers, Monum. Germ. Legum, tom. II. p. 318. 
Die Stadt Braunfhweig war hienady zur Hälfte an den Markgrafen 
von Baden, zur Hälfte an ben Herzog von Baiern, als Antheil ihrer - 
Gemahlinnen an dem Welfifhen Erbgut, gelommen und wurde nun 

- vom Kaifer angekauft, um ven Herzog damit zu belehnen. Nur Lüneburg 
ward dem Reiche von Herzog Otto gu Lehen aufgetragen Kal. 
Chreon. Lureburgicum bei €eibnis, Script. tom. IH. p. 178. 

3) Schwäb. Landrecht, Art. 21. „Man mag kein Kürftenamt mit Recht 
zweien Mannen gelihen. Geſihet aber es je, jedweber mag mit Recht 
nit ein Fuͤrſt davon geheiſen noch geſeyn.“ 
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das Andenken des Amtsverhältnißes verlor, und die Erblichkeit ber 
Landeshoheit und deren Zufammenhang mit dem Rande in den Vor⸗ 
dergrund trat , deſto leichter gefchah es, Daß auch Das Amt und die 
Würde ſelbſt, d. h. das Fürftenthum, die Graffchaft, der Theilung 
unterworfen wurden, zumal da, wo das Beſitzthum aus verfchiebenen 
vormaligen Fürftenthümern oder Gtaffchaften zufammengefebt war, 
welche nur wieder hergeftellt zu werben brauchten, um die früheren 
Amistitel nebft Land und Leuten auf mehrere Exben zu übertragen *). 
Sp fam e8, daß das braunfchweig - lüneburgifche Gefammihaus 
wegen feiner alten Lande mit 4 Stinmen in dem Reichsfürftenrathe 
betheiligt war: wegen Zelle, SKalenberg, Grubenhagen, Wolfen 
büttel, aber auch vermöge des Heinen Umfangs diefer Fürftenthümer 
gegen andere jüngere Häufer im Anſehen zurüdtrat, indem es bie 
16, 17. 18; u. 19. Stelle auf der weltlihen Bank einnahm, welche 
je nad dem Alter der regierenden Herren mit einander abwechfel- 
ten 2). Bei alle dent waren es indefien hauptfächlich die Stände, 
welche dazu beitrugen, daß Die verwandten Theile wieder zufammen 
famen. Unter ihrer Mitwirkung wurde Der altlünchurgifche Erb» 
ſchaftskrieg (1369 — 1388) gefchlichtet, und Lüneburg mit Braun- 
ſchweig durch eine Erbeinigung verbunden; mit ihren Mitteln der 
von Brandenburg gefangene Herzog Bernhard nebſt feinen Rittern 
freigefauft, und wichtige Pfandfchaften eingelöft >). 

Auch bei der göttingifchen Linie war Die Roth nicht gering, und 
nur durch Bermittlung der Landftände einem völligen Ruine zuvor: 
zufommen, welchen 1. J. 1435, nachdem Vieles von den Gütern 
verloren gegangen war, Herzog Dtto der Einäugige die Landesad» 
miniftratton überließ, bis Herzog Wilhelm von Braunfchweig fie 
tunen abnahm, welcher dagegen das Erbſchaftsrecht der Tüneburgis 
ſchen Linie anerfennen mußte, bie anderer Seits den göttinger Lands 
fänden (19. Sun. 1463) verfpradh, daß das Fürſtenthum Göttingen 


1) Vergl. Eichhorn, Staates u. Mechtögefchichte, 8. 301. 

2) Gönner, Deutfches Staatsrecht, $. 150, &. 140. 

3) Spittler, Gefchichte des Zürftenthbums Hannover in der Smig. |. Werke 
von Wächter, Bd. VI, G. 54. — Nibbentrop, Beiträge zur Kenntniß 
der Verfaſſung des herzogl. braunfchweigstünsburgs wolfenbättelfdhen 
Theils, Braunfchweig 1787. &. 73. fe — Fichhorn, a. a. ©. 8 
399. 415. 


AB  KReyfcher: 


‚nie geiheilt werden folle 7). Lehteres ift zwar nicht geichehen ; viel⸗ 
mehr ward Odttingen nach dem Ausfterben feines eigenen Regenten= 
zweigs mit Kalenberg vereinigt 2). Aber die Enkel Wilhelm’s des 
Siegreichen, welcher Wolfenbüttel und Kalenberg zulegt vereinigt 
befefien hatte, theilten dieſe beiden Yürftenthümer wieder (1491), 
und, ald auch fpäter der Zufall wollte, daß durch Ausfterben ˖der 
falenbergifchen Linie (1584) unter Herzog Julius Das ganze braun 
fchweigifhe Land zufammenfam, und durch das Erlöfchen ver 
braunfchweigifchen Linie die füneburgifche allein herrſchend wurde 
(1634), ward die Trennung Braunfchweig + Wolfenbütteld von der 
übrigen Landen durch den Theilungsvertrag vom 14. Dec. 1635 
verewigt, welcher dem Herzog Auguft, Stifter des jegigen brayn= 
ſchweigiſchen Haufes, jenes Fürſtenthum überließ ). War num 
freifich diefen Theilungen von Seite der Stände nicht zu begegnen, 
fo halfen doch Prälaten, Ritter und Städte ſtets getreulich mit, um - 
Haus und Land vor dem oft genug drohenden Untergange zu bewah- 
ren, indem fie entweder Rückſtaͤnde der landesherrlichen Kammer be> 
- zahlten, wie 3.3. im Jahre 1614, wo die kalenbergiſchen Stände 
6 Tonnen Golds fürftlicher Schulden übernahmen, oder, indem fie 
den Landesherrn unmittelbar in laufenden Ausgaben, namentlich 
Kriegslaften, unterftügten. So gefihah es denn im 30Ojährigen 
Kriege, daß die Falenbergifchen Stände auf Begehren Des Herzogs 
eigene Deputirten ernannten, welche in dringenden Nothfällen nebft 
Deputirten der wolfenbüttelihen Stände den. fürftlihen Räthen 
beiftehen und die Gefahr mit übernehmen follten 4. Während fo 
auf der einen Seite die Stände mittelfi neu anfgefundener Hülfs- 
quellen den Grundſtock des Landes zu retten und zu erweitern trachtes 
ten, wurden anderer Seits die Landesheren mitunter Durch unvorher- 
gefehene Erwerbungen begünftigt, welche jedoch mehrentheils wieder 
nicht ihre Perſon, fondern ihre Stellung als Reichsvaſallen und 
Nachfolger im Herzogsamte angingen. Dahin gehören namentlich 
die Beftgungen, welche im 14. u. 15. Jahrhundert durch das Aus- 
fterben des größten Theild von dem zahlreichen Herrenftande zwifchen 


1) Spittler, a. a. DO. S. 104 u, 105, Anm. 
2) Spittler, a. a. O. S. 107. 
3) Rippentrop, a. a. . 
4) Spittler, a a. O. S. 318. 
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ber Leine und der Weſer als erledigte Lehen Heimfielen »). Auch 
neue unmittelbare Reichslehen erlangten fie in den Grafichaften 
Hoya und Diepholz, von welchen die erftere im 3. 1501 durch kaiſer⸗ 
liche Belehnung erworben, die letztere aber kraft einer im I. 1518 
erlangten Anwartfchaft im 3. 1985 in Beſttz genommen wurde. Die 
Ausficht auf die nahe Bereinigung geftattete endlich im 3. 1602 Die 
geſammten Länder der zellifchen und falenbergifchen Linie zum Kur⸗ 
fürſtenthume zu erheben 2). 

Auf Lauenburg, welches in Folge einer alten Erbverbrüderung 
im J. 1689 an Zelle gekommen war, erſtreckte ſich dieſe Erhebung 
nicht; ſondern erſt im J. 1716 ward Georg I. damit vom Kaifer 
befonders belehnt, ungeachtet ſchon Kurfürft Ernft Auguft ſich mit 
Kurſachſen wegen feiner behaupteten Anwartfchaft abgefunden hatte, 
Daß die Stände auch hiebei, wie bei den Foftjpieligen Unterhand⸗ 
Lungen um die Kurwürde, ins Mitleid gezogen wurden, ift wahr: 
ſcheinlich; wenigſtens erzählt Spittler a, a. D. ©. 296: „Das 
Geld war bezahlt zu Wien, der Kurfürft noch ungewiß. Kaum 
14Tage nach ausgefertigtem Kurdipfom hatten ſchon Die Falenbergi: 
fchen Landftände 100,000 Thlr. verwilligen follenz; wer weiß wie 
viel Ernft Auguft und Herzog Wilhelm felbft noch aulegten, bis die 
erſte Hauptfumme nad) Wien abgehen konnte.“ 

Auch die Herzogthümer Bremen und Verben waren nicht in der. 
Kurbelehnung begriffen, fondern wurden im 3. 1715 durch Kauf 
erworben, indem Georg I. dafür 600,000 Thlr. an Dänemark und 
überdieß an Schweden im $. 1719 für den Eonjens 1 Million Thlr. 
zu bezahlen übernahm. Aber auch fie waren Reichslehen, und wie 
viel Die Stände an der Kauffunme beitrugen, iſt zwar nicht befannt, 
wohl aber, daß diefelben in dem vorausgegangenen Kriege, welcher 
zu biefen. Grwerbungen, wie zu der der Kurfürftenwürbe den Grund 
legte, dem Herzoge und nachherigen Kurfürften Ernft Auguft lange 
Zeit hindurch ganz außerordentliche Beiftenern bewilligten, und daß 
ebendamals (1686) der befannte Licent eingeführt wurde, von deſſen 
Ertrag allein monatlich 20,000 Thlr. fürdas Militär abgingen, zu 
einer Zeit, wo man ſich an einen miles perpetuus und deſſen 


1) Eichhorn, a. a. O. 8. 415, Note ſ. u. 8. 
2) Mofer, Staatsrecht, Thl. XXXIII. ©, 23 ff, 
Beitfehrift f. d. veutfche Recht, 2. Br. 1. 4 
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Unterhalt durch die Landſchaft anderwaͤrts noch nicht gewöhnt 
hatte °). 

Jener Erwerb von Bremen und Verden iſt auch noch dadurch 
merkwuͤrdig, daß den Herzoͤgen von Braunſchweig⸗ Wolfenbüttel als 
Mitbelehnten ein eventuelles Succefftonsrecht für den Ball des Aus- 
fterbens der Hannöverfchen Linie eingeräumt ward, jedoch mit dem 
Vorbehalte, daß alsdann die weiblichen Defcendenten Der letztern 
wegen der ausgezahlten Sunmte von 1,600,000 Thlr. zu. entfchäbigen 
ſeien, welche Entſchaͤdigung durch das Publications» Patent v. 26. 
Sept. 1833, $. 1 2) auf die Schatulleaffe übernommen worden. 
WVielleicht möchte dieſe Uebernahme als ein Beweis dafür augeführt 
werden, Daß. die fragliche Erwerbung aus Privatmitteln gemacht 
worden. Allein, wenn eines Theils die neue Stipulation überhaupt 
nicht rüdwärts für die Art der frühern. Erwerbung beweiſen Taun, 
zumal da nach) dem Antrage der Stände die eventuelle Entſchädigung 
der Krone obliegen follte, und nur, um einer weitern Berminverung 
der Krondotation zu begegnen, diefelbe Föniglicher Seits auf das 
Privatgut übernommen wurde, fo möchte im Gegentheil gerade in 
der Mitbelehnung der wolfenbütteffchen ‚Linte und darin, daß von 
dem Thronfolger in Gemäßheit der früheren Hausverträge eins 
tretenden Balls Die Entſchaͤdigung geleiftet werden fol 2), ein Merk⸗ 
zeichen dafür gefunden werben, daß die bremen⸗verdenſchen Lande 
felbft nicht als eine Privatbefigung, fondern als ein mit den übrigen 
Landen eng verbundenes Kürftenthum betrachtet wurden; wobei 
dann freilich die jegige Hebernahme auf das Schatullgut, falls nicht 
etwa blos das Priuatvermöägen des vereivigien Könige Darunter 
verftanden, nur alsdann gegenüber von der Yamilie. gerechtfertigt 
wäre, wenn daſſelbe ebenjo wie das Krongut beim Ausfterben bes 
Mannsftammes in Hannover mit auf Die bBraunfchweigifche Linie uͤber⸗ 
gehen würde, folglich in der That alsdann von biefer die Entfchäs 
Digung ausginge, während, wenn dad Krongut folche zu leiſten 
hätte, dieß inſofern unpaſſend erfcheinen möchte, als zunaͤchſt aus 
den Mitteln der landesherrlichen Kammer früher die Erwerbung ge: 


I) Spittler, Geſchichte des Fuͤrſtenthums Kalenberg, a. a. O. IH. VII. ©, 
270, 273. j 

2) Gefegfammlung von 1833, &. 280. 

3) Nibbentrop a. a. O. &. 85 u. 86. 
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macht worben, ſomit Die Krone, als identifch mit der Kammer, wenn 
fie nun nochmals den REUNpenS aufbringen müßte, doppelt belaftet 
würde. 

Die Einkünfte des Landesherrn aus allen dieſen Provinzen 
waren nun freilich fehr verſchiedener Art. Einige derfelben waren 
fhon an und für fih Sffentliher Natur. Dahin gehören bie 
vom Katfer verliehenen Regalien: Münze, Zoll, Bergregal, Juden: 
ſchutz. Auch die Berichtsgefälle, als Ausfluß der Iandesherrlichen 
Gerichtsbarkeit, Fönnen hieher gerechnet werben, ebenfo die Beeten, 
welche urfprünglich nichts Anderes als Steuern find ; desgleichen die 
Ritterdienſte und Ritterpferdsgelder, welche von den Rittergütern, 
und ein großer Theil der Herrendienfte, welche von den Bauern zu 
Teiften find *). Andere Einfünfte tragen zwar die öffentliche Natur 
nicht unmittelbar in fih, wie namentlich die Einnahmen aus jelbft 
bewirthichafteten, oder in gutsherrliher Weile bingeliehenen herr⸗ 
fhaftltchen Höfen, Waldungen, Mühlen und Gewäffern; doch trug 
nicht allein das angenommene landesherrliche Forft-, Jagd⸗ und 
Wafler-Regal, insbefondere das erfte, gegen welches fich die luͤne⸗ 
burgifche Landſchaft ſchon in der Saate v. 3. 1392 zu verwahren - 
für nöthig fand 2), fehr viel zur Erweiterung der urfprünglichen 
gutsherrlichen Rechte bei, fondern es ift überhaupt, um ben Landes» 
heren als berechtigt zu gewifien Einkünften anzunehmen, Teines: 
wegs nothwendig, daß diefe Einkünfte an ſich einen öffentfihen 
Rechtstitel haben, gleichwie auch der Staat, als moralifche Berfon, 
ebenfowohl privatrechtliche als ſtaatsrechtliche Cinnahmsquellen hat, 
Was uns genügen muß, und was wir im Bisherigen nım auch mit 
Beziehung auf die alten hannoͤperſchen Domänen beiwiefen zu haben 
glauben, ift das: daß der Landes herr als folder, wenn auch 
nicht durchaus, fo Doch großentheild die betreffenden Domänen und 
Rechte erworben, und Daß dasjenige, was vorbin fihon da geweſen 
oder fpäter als eine Privatenverbung hinzugekommen, jedenfalls im 
der Folge durch commixtio bie öffentliche Eigenfchaft jener erfteren 


1) Vergl. Eichhorn a. a. D. $. 306, 307. — Luͤnzel, Die bäuerlichen La⸗ 
ften im Fuͤrſtenthum Hildesheim. Hildesheim, 1830. S. 184 f. 146. — 
K. Stüve, Ueber die Laften bes Grundeigenthums, in Rüdficht auf das 
Königreih Hannover. Hannover 1830. &. 37 f. 

2) Jacobi, Lüneb. Landt.⸗Abſchied, Th, I, ©. 51, 52, 
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Güter und Gefälle und der Landeshoheit ſelbſt angenommen hat, 
womit fie feit unvordenflicher Zeit als Theile einer und derſelben 
universitas, des Kammerguts oder Domaniums, vereint geweſen, 
verwaltet und übertragen worden. 

Zwar war aud) die Beftimmung (modus) der heutigen Kammer⸗ 
guͤter und Kammergefälle nicht immer eine und Diefelbe; allein jeden⸗ 
falls war fie feit ihrer Verbindung mit der Landeshoheit Feine andere, 
als die jedes fürftlichen Kammerguts: nebft dem Unterhalte der Fa⸗ 
milie die Laften der Landeshoheit zu beftreiten, fei es nun im Ver⸗ 
hältniß zu dem Reiche durch Leiftung des Reichsdienſtes und Tra⸗ 
gung der Reichsabgaben oder im Verhältniß zum Lande durch Bes 
ſchützung der Unterthanen und die nöthigen Anftalten für den Amts⸗ 
und Gerichtsbienft. 

Was das Bisherige noch hauptfächlich beftätigt, tft die Art 
und Weiſe, wie die Domänen adminiftrirt zu werden pflegten. Wie 
die Tandesherrlihen Einkünfte ohne Unterfchied in eine und 
diefelbe Eaffe flofjen, fo wurden auch für die Verwaltung des landes⸗ 
herrlichen Domintum meift diefelben Beamten (VBögte) verwendet, - 
welche die übrigen landesherrlichen Rechte ausübten, namentlich 
die Gerichtsbarkeit. Ein großer Theil der aus den Domänen flie⸗ 
genden Einkünfte und anderer damit verbundener Gefälle war ſogar 
geradezu den Voͤgten felbft und der unter ihnen vertheilten Dienft- 
mannfchaft als Befoldung überlaffen ?). 

Ebenſo wurde die Aufftcht und letzte Entfcheidung in Kammer: 
fachen nicht von dem Landesherrn privatim, fondern durch die höchſte 
Landesftelle ausgeübt, in Hannover namentlich durch den Geheime: 
rath ). | 

Einen Gegenſatz zur Kammercaſſe bildete allerdings meift die 
fogen. Landes oder Steuercaffe; allein jener Gegenſatz beftand nicht 
in der öffentlichen oder ausſchließlich das Land im heutigen Sinne, 
den Staat, angehenden Natur dieſer Eaffe, ſondern darin, daß 
aus der Kammer die ordentlichen Bedürfniſſe des Landes, ins⸗ 
befondere die Koften der friedlichen Regierung, aus dem Steuer: 


1) Eichhorn a. a. ©. $. 307. 308, 549, 


2) Reg.sReglement v. J. 1680, bei Spittler a. a, O. Th. VII. Beilage 
Nr. 13. S. 426. 
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oder Schagärar dagegen die außerordentlichen Bebtirfniffe zu beftrei- 
ten waren, wohin zulegt namentlich das Diilitär gehörte, ungeach⸗ 
tet die Altefte und hauptfächliche Beftimmung der Iandesherrlichen 
Einfünfte gerade die Tragung des Kriegspienftes war. 


8. 8. SHentiges Hechtsverhältniß der fürftlicden Kammern. 


. An dem Rechtöverhältniffe der fürftlichen Kammern oder Do- 
mänen gegenüber von dem Regenten, haben dann aud) die politifchen 
Ereigniffe diefes Jahrhunderts an und für fich rechtlich nichts geän- 
dert. Zwar hat mit dem deutfchen Reich auch der Lehensnerus zu 
demfelben aufgehört, und die unmittelbaren Reichslehen haben, fo« 
fern ihr Befiger Die Souverainetät erlangte, mittelft Bereinigung der 
oberherrlichen und vafallitifchen Rechte In einer und derfelben Berfon, 
der des Souverains, die Allodial-Eigenfchaft angenommen ). Ale 
lein damit ift nur die Qualität diefer Rechte, nicht aber das Sub- 
ject derfelben verändert worden; vielmehr ift Diefes nach wie vor ber 
Landesherr oder, wie er jegt heißt, das Staatsoberhaupt, der 
Souverain. 

Ebenſo haften auf den landesherrlichen Einkünften, insbefon- 
dere den Domänen, im Zweifel noch immer die früheren Laften, 
nämlich theils Die Bebürfniffe des fürftlihen Hauſes, theild Die 
Landesbenürfniffe, wofern nicht, wie dieß neuerdings in einigen 
Staaten gefihehen, eine Ausfcheidung der Landes und Hofdomä— 
nen Statt gefunden hat, oder ſämmtliche landesherrliche Einfünfte 
und damit audy die landesherrlichen Ausgaben, insbefondere für den 
Hof des Regenten und für den Haushalt der nicht regierenden Fa⸗ 
milienglieber zur Staatöverrechnung überwieſen worden find. 

Es fragt ſich Daher nur: in wie fern etwa den neuen Erwer- 
bungen eine andere Natur zu Grunde gelegen? Im Allgemeinen 
kann man wohl fagen, daß die Acquifitionen, welche Die meiften 
deutfchen Staaten in diefem Jahrhundert gemacht haben, mehr mit 
vereinten Staatskräften begründet worden find, als irgend Erwer⸗ 
bungen früherer Zeitz denn nicht nur ift Die Landesauswahl (Reeru: 
tirung) und die allgemeine Befteurung feit Diefer Zeit überall zur 
Regel geworden, fondern es wurde auch jeder einzelne Landeszu⸗ 


*) Kluͤber, Deffentl. Recht des deutſchen Bundes, $. 537. 
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wachs, ja die fortgeſetzte Exiſtenz der übrig gebliebenen Neichslande 
ſelbſt, theils durch fortgeſetzte militärifche Anſtrengungen, theils 
durch unerhoͤrte Geldopfer, welche den Unterthanen auf directem 
und indirectem Wege abgepreßt werden mußten, theuer erkauft. 
Namentlich war dieß der Fall in den hannoͤverſchen Provinzen, welche 
in dieſem Jahrhundert mehrmals zu einem Regierungswechſel ver⸗ 
urtheilt waren und dadurch ſowohl, als durch ihre Lage bekanntlich 
mehr als andere deutſchen Lande litten, welche jetzt in ungefaͤhrde⸗ 
tem Befige der ihnen zum Lohne verheißenen Berfaffungen ſtehen. 
Das Fürftenthum Dsnabrüd ward noch vor Aufhebung des deut: 
fhen Reihe, nämlich in Folge eines ._._ des lüneviller 
Friedens und durch ein Reichsgeſetz, den Deputations-Hauptfchluß 
v. 3..1803 ($. A) dem Könige von England und Kurfürften 
von Braunfchweig- Lüneburg als Entfehädigung zuerkannt, für feine 
Anfprüche auf die Grafſchaft Sayn-Altenfichen, Hildesheim, Kor: 
ven und Hörter und für feine Rechte und Zuftändigkeiten in den 
Städten Hamburg und Bremen und in deren neugebildeten Gebieten. 
Weitere Erwerbungen (Hildesheim, Goslar, Oftfriesland, Lingen, 
Bentheim u. |. w.) verdanft das nen gebildete Königreich Hannover 
theils einem Staatsvertrag mit Preußen, theils der wiengr Congreß⸗ 
acte (Art. 27), worin die betreffenden Gebiete gleichfalls dem Kö⸗ 
nige von Hannover abgetreten wurden, um durd) Seine Majeftät 
und deren Nachfolger mit den Rechten des Eigenthums und der 
Spuverainetät (en toute propriete et souverainet&) befefien zu wer- 
den. Auch diefe Exrwerbungen beruhen daher auf einem öffentlichen 
Erwerbgrunde, und es Fönnte ſich nur fragen, ob nicht der Staat 
es fei, und nicht der Landesherr, welchen diefelben zu gut gefom- 
men? „Allerdings hat der Staat, mit Inbegriff des Regenten, zu 
biefen wie zu manchen früheren Erwerbungen die Mittel hergegeben, 
und deshalb ift das erworbene Land nebft Leuten dem alten Lande 
hinfichtlich der allgemeinen Landesfchuldigkeiten, namentlich der 
Recrutirungs = und Contributionspflicht, der Landfolge u. f. w. ein- 
verleibt worden. Allein aus demfelben Grunde folgte auch anderer 
Seits, daß die in den Provinzen begründeten fammerlichen Ein- 
fünfte, wofern nicht ausbrüdlich das Gegentheil verordnet worden, 
den landesherrlichen Rechten gleicher Gattung in den frühern Pro: 
vinzen anwuchfen. 
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Auch nicht in dem Sinne Iäßt ſich der Ausdruck Staats ei⸗ 
genthum“ hinfichtlich der Domänen rechtfertigen, in welchem von 
einee Staatsgewalt, d. h. von einer Gewalt des Staats 
(befier: über den Staat), die Rebe iſt; denn wenn man auch anneh⸗ 
men will, das Subject der Staatsgewalt fei der Staat ſelbſt (was 
aber nicht der Fall), jo iſt doc dieſe Fiction keineswegs zuläffig bei 
den Domänen und nugbaren Hoheitsrechten, welche herfömmlid, 
in Deutſchland, wenige Ausnahmen abgexechnet, nicht dem Regen⸗ 
ten im Berein mit den Ständen, fondern bloß dem erften zukom⸗ 
men, wenn gleich derſelbe als Zweckbeſtimmung (modus) die öffent- 
liche Verwendung anzuerkennen hat. So gewiß nım aber das 
Staatsoberhaupt Feinen contzadictorifchen Gegenfag zum Staate 
bildet, ſondern mit Diefem immer zugleich begriffen ift, fo gewiß 
müſſen Doch Herr und Land, oder Landesherr und Unterihanen, 
welche beide den monardifchen Staat ausmachen, immer nody ala 

verſchiedene Subjecte mit verfchienenen Befugniffen betrachtet werben; 
denn nicht Das Volk oder, dinglich ausgedrüdt, Das Land Tann 
nach pofitivem deutfchen Staatsrechte als Inhaber der Hoheitsrechte 
betrachtet werden, fondern nur der Regent oder Landesherr, 
welchem dieſelben Fraft eines eigenen, nicht vom Volke abgeleite: 
ten, Rechts zufommen. lit der Landeshohelt oder mit der Staates 
gewalt ift aber das Kammergüt hiftorifch verknüpft, unter welchem 
Namen daffelbe auch vorfommen mag, und es Tann daher daffelbe 
ebenſo wie die Landeshoheit nur dem Landesherrn als ſolchem zufte- 
hend betrachtet werben. Namentlid, gilt dieß von dem in den neuen 
hannöverfchen Provinzen früher dem Landesherrn zugelommenen 
herrichaftlihen Rechten, fo weit fie nicht eutweber zuvor fehon in eine 
von der landesherrlihen Kammer getrennte Landescaſſe floffen oder 
doch nad) den Einrichtungen des alten Landes, welche für jeden. Zu: 
wachs normirend waren, zu Diefer gezogen werden mußten; und 
hievon kann felbft bei den früheren Bisthümern Osnabrüd und Hil- 
desheim nicht abgegangen werden; denn wollte man die vormalige 
defondere Beftimmung dieſer geiftliden Lande als einen Grund zur 
Abweidhung betrachten , fo hätten die dortigen ftiftifehen und bifchöf- 
lichen Einkünfte, welche übrigens ebenfo wohl wie in anderen geift- 
lichen Landen landesherrliche Einkünfte in fich ſchloſſen, der Kirche 
zurüdgegeben, ober doch ebenſo, wie die in Alt⸗Hannover einft ein⸗ 


56 = Reyſcher: 


gezogenen kirchlichen Güter ), in Vereinigung mit den Ständen 
unter befondere Berwaltung gegeben und nicht in gewöhnliches Kam⸗ 
mergut verwandelt werden müffen. | 
„Ebenfowenig Tann endlich die Beſtimmung der Rheinbundes⸗ 
acte Art. XXVII: 
Les princes ou comies actuellement regnans conserveront 
chacun, comme propriete patrimoniale et privee 
tous les domaines sans exceplions, qu’ils possedent maihte- 
nant, ainsi que tous les droits seigueuriaux et f&odaux non 
essentiellement inherens & la souverainet£ etc. 
einen präjudiciellen Vorgang für das Rechtsverhältniß der Kammer⸗ 
güter der regierenden Häufer in der Art abgeben, daß ſolche nun 
ebenfalls als Privatgüter müffen betrachtet werden; denn daß den 
unterworfenen Fürften und Grafen nebft dem Anfprud) auf Landes- 
hobeit auch ein Recht auf die damit verbundenen Güter und Gefähle 
zufam , Tann nicht bezweifelt werden. Indem alfo die Rheinbundes- 
acte ihnen die erftere nahm, folgte daraus noch nicht, daß ihnen 
nicht ein pertinented Recht, und zwar gerade ein nubbares Recht 
durfte vorbehalten werden, worauf fonft Die Verpflichtung zu Bes 
ſtreitung der Regierungsausgaben gelegen. Uebrigens iſt in eben 
jener völferrechtlihen Urkunde den Mediatifirten noch eine gewiſſe 
Patrimontalgewalt gelafien worben ‚"namentlidy die Gerichtsbarkeit 
- erfter und zweiter Inſtanz, Die Sorft: und Jagdpolizei. 

. Kamm nun die.ausgeführte Anficht, daß die hannöverfchen Do⸗ 
mänen und fonftigen Kammereinfünfte weder Staats - nod) Privat: 
eigenthum find, wie nad) den Anftchten Diefer und jener Schriftfteller 
müßte angenommen werden, fondern landesherrlicdhes oder 
königliches Eigenthum, auch. mit Rüdficht auf Die Staatsverände- 
rungen diefes Jahrhunderts. feinem begründeten Einwande unterlie: 
gen, fo fragt es ſich jet: 

ob etwa durch Die neueren Verfaffungsgefepe dem Domantalgute 

eine andere Natur zu Theil geworden? 
Das Batent v. 7. Dechr. 1819 ließ das Rechtsverhaͤltniß der 
Domänen unverändert. In dem Reglement für die Landdroſteien 
v. 18, April 1823 (Abſchn. I, 8. 11) 2) aber werben zur Wirkfam: 


a: 


1) Landtagsabfchieb v. 1639, 8. 1. — Eichhorn, a, a. O., $. 584, Rote w. 
2) Polis, a. a. O., ©. 271. 
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fett diefer wichtigen öffentlichen Stellen auch gerechnet Die unter der 
Leitung der Königlichen Domänenfammer ftehenden Domänenfachen, 
bei deren Behandlung diefelben als Provinzialfammern fungiren. 
Ebenſo geht aus dem Reglement von demfelben Tage über die Fünf: 
tige Verwaltung und Verrechnung der Domantaleinfünfte 2) hervor, 
daß zwar bie Hebung und Verrehnung der Domänenteveniien in 
der Hauptfache den Aemtern abgenommen und befonderen Rentmei: 
ftern übertragen worden; allein da gleichwohl alle Domanialfachen, 
welche fich auf die Erhaltung der Domanialgerechtfame und auf Die 
Öfonomifche Benutzung der Domanlal-Grundftüde, Gefälle und Rechte 
und die Leiftung der auf ſolchen ruhenden Abgaben beziehen, fort- 
hin der unmittelbaren Aufficht und Leitung der Landdrofteien und der . 
Gefchäftsführung der Beamten vorbehalten blieben, fo geht hieraus 
nur aufs Reue hervor, daß der öffentliche Charakter der Dpmänen 
auch in deren Verwaltung forthin anerkannt blieb. 


8 4. Beitimmungen des hannöverſchen Grundgefekes. 


Das Grundgeſetz v. 3.1833 2) hat nun allerdings die Domänen 
als „Krongut“ erklärt, allein aus diefer Bezeichnung ift auf 
eine Veränderung nicht zu fchließenz; vielmehr ſpricht dieſer Name 
- geradezu diejenige rechtliche Natur vollkommen aus, welche wir oben 
als denfelben anhängend nachgewieſen haben, indem die Krone als 
Sinnbild der Föniglihen Gewalt genommen wird, deren Inhaber ' 
als jolcher neben anderen Rechten auch die Domanialcechte. der Sub- 
ftanz nad) inne hat, wenn_er ſchon in deren Ausübung, wie dies 
nun aud) das Grundgeſetz wieder beftimmt, mehrfach befchränft if. 

Zwar wird der Titel: „Krongut“ oder „Kronfideicommiß“ 
auch für Domänen oder Kammergüter gebraucht, welche nebenbei 
als Staatseigenthum prädicirt find, namentlid in Preußen °). 
Allein aus dieſem Beifpiele möchte vielmehr folgen, daß dort der 
Ausdruck Staatseigenthum uneigentlicd) gebraucht ift, da formell in 


1) Polis, a. a. O., S. 282. 

2) 8. 122: „Sämtliche zu dem Eöniglichen Domanio eos Gegen: 
fände, namentlih Schlöffer, Güter, Gefälle, Forſten, Bergwerke, 
Salinen und Xctivcapitalien machen das feinem Gefammtbeftande nach 
ftet8 zu erhaltende Krongut aus.“ 

3) Allg. Landrecht, II. 14. 8.1. — Klüber, Oeff. Recht 2c., 8.332, Notea. 
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Preußen Staat und Regierung eins ſind, und wenn irgend ein 
Monarch, ſo Friedrich der Große das Wort Ludwig's XIV. (in gutem 
Sinne) auf ſich anwendbar machte: „l'état e'est moi.‘“ Auch die 
Bezeichnung der Kammergüter als Staatövermögen im öftreichifchen 
bürgertichen Geſetzbuche ($. 287) ift nur im Gegenfape zu landes⸗ 
fürftlichem Privatvermögen, nicht aber dahin zu erflären, als eb 
der Staat in corpore baflelbe befäße (vrgl. daf. 9. 289). 

Die Abficht des hannöverfchen Grundgeſetzes war in der That 
auch nicht Die Uebertragung des Eigenthums an den Domänen auf 
das Land oder deſſen Repräfentanten, die Landſtaͤnde, noch auf den 
ganzen ftaatlichen Verein, mit Inbegriff des Regenten (die Staats⸗ 
gefellfchaft), fondern die verfaffungsmäßige Sicherung des Beftandes 
derfelben ; nicht Die Schöpfung einer neuen, von den Domänen g e⸗ 
trennten Ktonausftattung, fondern eine Garantie der bereits in 
denfelben unmittelbar gegebenen reichlichen Dotation, Nur im Ge⸗ 
genſatze zu den Regalien (8.133) feheint der Ausdruck „Krongut““ 
gewählt zu fein, wiewohl unter Krongut allerdings auch wieder 
mehrere fonft zu den regalia minora gerechnete Einkünfte begriffen 
find, 

Sollte übrigens der Sinn jenes Prädicats irgend einem Zwei⸗ 
fel unterliegen, jo würde Derfelbe gehoben durch den beigefügten 
Grundſatz: | 

Dem Könige und deſſen Nachfolgern an der Regierung v er- 

bleiben unter den nachfolgenden Beitimmungen alle diejenigen 

Rechte, welhe dem Landesherrn daran bis dahin zuge: 

ftanden haben. 

Diefe Beftimmungen find im Wefentlichen folgende (8. 124) : 

1° Die Auffünfte des gefammten Kronguts jollen ohne Aus: 
nahme zum Beften ded Landes verwendet werden. 

Wenn mit „Land“ bier der alte publiciftifche Begriff verbun⸗ 
den wäre, fo würbe diefe Beftimmung allerdings den Rechten der 
Familie entgegen fein, welche aus dem Domanium regelmäßig ih- 

ren Unterhalt zu ziehen hat. Allein jener Ausdrud ift für „Staat““ 
gewählt, worunter auch die regierende Bamilie, insbeſondere Das 
Staatsoberhaupt begriffen ift, wie aus der Fortfegung des $. 124 
hervorgeht, wonach die Kroneinfünfte in folgender Ordnung follen 
verwendet werden: a) Zinfe aus den auf dem Domanio haftenden 
Schulden und Quoten zu deren allmäliger Ablöfung. b) Unterhalt 
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und Hofhalt des Könige, der Königin und der minderjaͤhtigen Kin⸗ 
der des Könige. c) Standesmäßiges Auskommen der Königin: 
und Kronprinzeſſtn⸗Wittwe; Die Apanagen und Ausftattungen ber 
Prinzen und Prinzeffinnen aus den Nebenlinien und der Wittwen 
der Prinzen. Erſt der Meberreft der Krongutsreveniien , ſowie der 
bisher mit der Domanialverwaltung vereinigt geweſenen Regelien, 
welcher nach Befriedigung der Anſprüche a— c noch bevor bleiben 
wird, folkte endlich d) zur Beftreitung anderweiter Staatsausgaben 
verwendet werden. 

Man fieht, die Beftimmung des Kronguts zu den Landeslaften, 

welche fonft als eine coordinirte neben den Anjprüchen der Fa⸗ 
milie einherging, tft hier den letztern untergeordnet worden. Es 
kann alfo durchaus nicht behauptet werden, Daß Rechte des Königs 
oder der Familie hier verlept feien. Bielmehr ift auzugeben, Daß. 
mit großer Achtung und zarter Schonung für dieſe Rechte verfahren 
worden, indem die Föniglichen Bedürfniffe vor allen anderen beftie- 
digt werben follen; woraus zugleich hervorgeht, daß jeder öffent: 
liche Bedarf, zu defien Befriedigung die Einkünfte aus ven Domänen 
und Regalien nicht hinreichen, durch Steuern aufzubringen iſt, was 
als eine Verpflichtung des Landes $. 140 nody ausdrüdlich 
anerkannt wird, während nach der früheren Verfaſſung, wenige 
Ausnahmen abgerednet, die Steuerverwilligung eine rein arbi- 
träre Befugniß der Stände war. 

Kann nun in der That nicht daran gezweifelt werben, daß die 
Einfünfte aus den Domänen und Regalien noch bis zum Staats- 
. grundgefege bin Ihrer urfprünglichen Beftimmung für das Fönigliche 
Haus und Land nicht entfremdet und daher um fo mehr in dem 
Staatögrundgefege ihre Verwendung für dieſen gedoppelten Zweck 
in Anſpruch genommen worden, fo fragt es ſich: 

2. ob nicht etwa durch Die weitere Beitimmung des Grund: 
gefeßes, wonach die Fönigliche und die Landescaſſe in eine Gene- 
ralcafſe vereinigt werden follen, agnatifche Rechte verleht feien? 

Der $. 133 Des Grundgefeges, welcher dieſes beſtimmt, fügt 
zugleich bei, daß aus dieſer gemeinfchaftlichen Gafie alle Ausgaben 
beftritten werden follen, fofern dieſelben niht auf der 
Krondotation ruhen. 

Hiernach fchließt Die Vereinigung der. beiden Caſſen noch eine 
andere Anordnung in ſich, nämlich die Ausmittlung einer befondern 
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Krondotation, worüber die 88. 125 ff. des Grundgeſetzes Auf⸗ 
ſchluß geben. Es find nämlich zur Dedung der für den Unterhalt 
und die Hofhaltung des Königs erforderlichen Ausgaben auögefegt 
worden: - | 
a) die Zinfen eines in den Jahren 1784 bis 1790 in den eng- 
liſchen Stods belegten, aus vormaligen Kammereinfünften erwach⸗ 
fenen Capitals von 600,000 Pfd. Sterling *), welches Capital 
unveraͤußerlich und ungertrennlich mit der Krone vereinigt und ver⸗ 
erblich ſein ſoll; 

b) die Domanialgüter, ſowie die zu Dem Domanio gehörigen 
Zehnten und Forften bis zu dem Belaufe eines Nettoertrags von 
500,000 Rthirn. Eonventionsmünze. Diefe Summe kann bei ver 
größertem Bedarf mit Zuftimmung der allgemeinen Stände erhöht 
werden. Zu Verwirklichung derfelben fol von dem König aus den 
Beftandtheilen des Kronguts ein Compler von Grundftüden, Zehn: 
ten oder Forften ausgefchieden und der felbfteigenen Adminiſtration 
deffelben vorbehalten werden. - 

Außerdem bleiben dem Könige und feinen Nachfolgern in der 
Regierung die Föniglichen Schlöffer und Gärten, Die zur Hofhaltung 
beftimmten Föniglichen Gebäude, Ameublements, alle zur Hofhal- 
tung gehörigen Inventarien, die Bibliothef und die Föniglichen 
Jagden im ganzen Umfange des Königreichs. Auch das Vermögen 
der jetigen Schatullcaffe bleibt getrennt von den Staatscaflen und 
zur ausfchließlichen Dispofttion des Könige. 

Durch diefe Beftimmungen ift allerdings das Recht des Königs 
zur Benugung der Domänen befchränkt und es fol die unmittelbare 
Krondotation auf einen Theil derfelben angewiefen werden, während 
früher der König feinen Bedarf beliebig aus Diefer oder jener Ein- 
nahmgquelle der Kammer entnehmen fonnte. Allein eine Verlegung. 
des Nachfolgers kann auch hierin nicht gefunden werden, ba, bie 
Subftanz der Domänen und das Eigenthumsrecht an denfelben 
durchaus unverändert der Krone erhalten und nur in der Ausübung 
feines Eigenthumsrechts, wie der Föniglichen Finanzgewalt über: 
haupt, der Monardy einer Beſchraͤnkung unterworfen worben iſt. 

Daß in der That des verewigten Königs Majeftät unter Hintan⸗ 


*) S. hierüber Stuͤve, Vertheidigung des Grundgeſetzes, S. 299. 
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ſetzung perſoͤnlicher Intereſſen lediglich aus Rückſichten des Gemein⸗ 
wohls in den zuerſt von den Ständen vorgelegten Plan einer Ver: 
. einigung der föniglichen und der Landescaffen eingegangen, zeigt 
fih, wenn es nicht ſchon von felbft klar wäre, aus den Verhand⸗ 
lungen, welche der Aufnahme der betreffenden Beftimmungen in das 
Grundgeſetz vorhergegangen find. In dem Töniglichen Refcripie 
v. 11. Mai 1832 findet ſich diesfalls folgende bezeichnende Stelle ; 
„Was die Finanzen des Königreichs anbetrifft, fo fteht be- 
kanntlich die Dispofition über. die Einnahmen von den Domäs- 
nen und Regalien Uns allein, mit Ausschluß der Stände, zu, 
und es ift davon von jeher, nächft den für den Landesherrn 
und deſſen Familie erforverlichen Verwendungen bei weitem 
der größte Theil der Landesverwaltungsfoften 
nach den alleinigen Beftimmungen des Landesherrn beftritten 
worden. Wenn daher Die vorige allgemeine Ständeverfamm- 
fung darauf angetragen hat, daß Wir Unfere Töniglichen Eafien 
und die Landescafie zu einer einzigen Generalcaffe vereinigen 
möchten, aus einer ſolchen Vereinigung ‚aber unverkennbar eine 
Beichränfung der Iandesherrlichen Dispofitionstechte hernorgeht, 
fo fonnten Wir billig Bedenken tragen, ob diefer Antrag zu 
genehmigen fei, und müflen Uns jedenfalls bis zu einer Une 
ſern landesväterlichen Abfichten entfprechenden Vereinigung alle 
Unfere desfallfigen Rechte vorbehalten, Da indefien nicht zu 
verkennen ift, daß durch die beftehende Trennung der Caſſen 
bie Einführung zwedmäßiger und für das Land wohl- 
thätiger Binrihtungen Häufig gar fehr erfchwert, ja 
ganz unmöglich gemacht wird, und daß befonders bei der Ver: 
waltung nicht diejenigen Erſparungen gemacht werben fönnen, 
welche zum Beften Unferes Königreichs durchaus er- 
forberlich find: jo ertheilen Wir zu dieſer Vereinigung der Caſ⸗ 
fen, jedoch unter den folgenden aus alleiniger Rüdfiht auf 
das wahre Befte des Landes hervorgehenden : Bedingungen, 
hierdurch Unfere Allerhöchfte Zuftimmung.’’ 
Und num folgen ganz diefelben, Die Unabhängigkeit der Thronfolger 
und des Föniglichen Haufes ficherftellenden,, Beftimmungen, welche 
nachher in das Hausgefeh aufgenommen worben find *). Die 


*) Actenftüde v. 1832, ©, 18, 


L 
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Staͤnde erwiederten unter dankbarer Verehrung der huldreichen und 
hochherzigen Art, womit Seine Majeſtaͤt ihren Antrag und deſſen 
Motive aufgenommen, wie ſie mit der Regierung fortwaͤhrend in 
dieſer Maßregel eine ſo weſentliche und nothwendige Vorbedingung 
einer vollkommenen Einheit des Finanzſyſtems, einer angemeſſenen 
Vereinfachung durchgreifender Erſparungen und der Entfernung viel- 
facher Inconvenienzen in den öffentlichen Abgaben und Damit in 
Berbindung ſtehenden Verhältnifien erfennen, daß fle, um zu jenem 
hodywichtigen Zwede zu gelangen, Alles, was nur irgend in den 


. Kräften des Landes ftehe, aufzubieten nicht feheuen zu Dürfen glau- 


ben 9). 

Aber auch das Föniglihe Haus hat durch jene Vereinigung 
keinen materiellen Nachtheil erlitteri; denn abgefehen davon, daß 
In der öffentlichen Verwaltung der Domänen nur eine wünſchens⸗ 
werthe Sicherftellung für die Bethelligten liegt, iſt in der That auch 
die Krone in Vergleich mit ihren frähern reinen Einfürften und mit 
den Dotationen anderer Länder auf eine fehr anftändige Weile auss 


 geftattet. Schon in der Form der Dotation, welche unter Befeiti- 


gung der in andern Staaten neuerdings eingeführten Civilliften auf 
einen Gompler von Immobilien unmittelbar radicirt werben foll, tft 
auf die Selbftftändigfeit und Würde der Krone befondere Ruͤckſicht 
genommen. Aber auch in Hinficht auf den Umfang derfelben er⸗ 
fheint diefe nicht als verlegt. Nach dem Generaletat der koͤnig⸗ 
lichen Generalcaſſe und der königlichen General-Salariencaffe, welche 
t. 3. 1832, aljo während der Verabſchiedung des Staatsgrund⸗ 
gefebes, von der Töniglichen Regierung vorgelegt wurde 2), betrugen 
nämlich die Einnahmen aus diefen beiden Caſſen 3,851,300 Thlr. 
und Die Ausgaben 3,868,700 Thlr. Es ergab fich fomit ein Deficit 
yon 17,200 Thlr. Und doch war der ganze Ertrag. der Domänen 


und Regalien, nebft den Zuſchüſſen aus andern Caffen, kurz Alles 


in Rechnung genommen, was nad) dem Grundgefege nun theile 


zur unmittelbaren Krondotation, theils in die Staatscaffe von: fö- 


niglichen Einkünften übergehen follte. Unter den Ausgaben aber 
war bereits jene Ktondotation in Uebereinftimmung mit Dem nad): 
berigen Grundgeſetz zu 618,000 Thlr., worunter 118,000 Thlr. 


1) Actenftüde v. 1832, &. 1280. 
3) Actenftüde v. 1832, &. 108 ff. 
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an Zinfen aus den englifchen Stods in Anfchlag gebracht. Won 
einer Berfürzung des Monarchen in feinen Einkünften zu Folge der 
Gafienvereinigung kann alfo nicht Die Rede fein. Rod weniger 
fönnen fich die Agnaten und bie übrigen Mitglieder der königlichen 
Gefammtfamilie hierauf berufen; denn diefe bezogen zur Zeit der 
früheren Verwaltung nichts aus den öffentlichen Einkünften in Han- 
nover, während jest für diefelben durch das mit den Ständen ver- 
abichiedete Apanagen-Reglement, welches zugleih einen integriren: 
den Theil des neuen Hausgeſetzes v. 19. Nov. 1836 bildet, auf 
eine threm hohen Stande angemefjene Weiſe geforgt ift ®). 

In der That haben auch bei dieſer Gelegenheit die Stände mit 
einer Umſicht und Sorgfalt die Interefien des Föniglichen Haufes 
erroogen, welche allein ſchon hinreichend Zeugniß geben von ber 
treuen Ergebenheit, womit diefelben die ſtets wohlgemeinten und 
wohl überdachten Anträge ihrer Regierung aufnahmen. 

Wie es übrigens gekommen tft, daß die Föniglichen Caſſen troß 
dem, daß die Fönigliche Familie diefelben nicht für fich in.Anfpruch 
nehmen wollte, fortwährend weniger im Stande waren, bie ihr 
obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen 9), wodurch alddann die 
Stände genöthigt wurden, mehr und mehr auf Die Landescafle zu 
übernehmen, .erflärt fih theild aus den vermehrten Bedürfniſſen der 
Landesadminiſtration, theils aus dem Zuftande der Föniglichen Do- 
mänen, welche die Haupteinnahmsquelle für die fönigliche Regie: 
rung bildeten. 

Während der Kriegsunruhen zu Anfang dieſes Jahrhunderts 
und- befonders unter der franzöfifch-weftphäfifchen Regierung haben 
naͤmlich die hannöverſchen Domänen, welche früher ſehr bedeutend 
gewefen °®), vielfach gelitten; und ungeachtet von ber fpäter wieber 
eingefegten rechtmäßigen Regierung die Handlungen bes aufgedrun⸗ 
genen Zwifchenherrfchers als nichtig anzufechten waren, fo konnte man 
doch wohl die Folgen der flattgefimdenen Verfchleuderungen, na- 
mentlich des Art. 2 der weftphäfifchen Verfaſſung, worin Napoleon 


1) Actenftüde v. 1836, S. 8 f. 642 f., in Vergl. mit Actenftüde v. 1820, 


7. 
2) Ueber den früheren Zuſtand der Domänen ſ. Stüve, u des 
Staatögrundgefeges, S. 252 f. 
3) Erome u. Jaup, Germanien, Bd. IV. ©. 115. 
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fich Die Allodial-Domaänen der einverleibten Fürftenthümer zur Beloh⸗ 
nung für Officiere der Irangöfijchen Armee vorbehalten hatte, nicht- 
ganz befeitigen *). 

Zwar haben ſich * die neuen REN die Föniglichen 
Einkünfte wieder gehoben, und es fonnten deshalb in dem Rech⸗ 
nungsjahre 1836 bis 1837 die reinen Einnahmen aus den Domänen 
und Regalien veranfcylagt werden, wie folgt: 1) Die Rentenein- 
nahınen zu 1,679,040 Thlr.; 2) Ueberſchüſſe von den Bergwerfen 
und Salinen zu 130,000 Thle.; 8) Ueberſchüſſe von den Zöllen - 
‘zu 377,193 Thlr. 16 gGr.; A) Ueberfchüffe von den Poften. zu 
140, 000 Thlr. Zufammen zu 2,326,233 Thlr. 16 gGr. | 

Allein im Verhältniffe zu dem größeren Umfange des jebigen 
Königreich8 und zu den vermehrten Bebürfniffen der Regierung has 
ben die Domanialeinfünfte nicht zugenommen, welche gleichwohl 
ſchon früher eine ſtets gefteigerte ftändifche Beihülfe nöthig gemacht 
hatten. 

Das Anerbieten in dem vorjährigen Verfaſſungsentwurfe (8.107) 
aus den Einfünften der Domänen und Regalien für jept einen jähr« 
lichen Beitrag von 2,300,000 Thlrn. zur Beftreitung der Staats: 
ausgaben, einfchließlih der Bebürfniffe der Nebenlinien des könig⸗ 
lichen Haufes, abgeben zu wollen, fpricht ohne Zweifel für Die 
Geneigtheit Sr. Majeftät, auch ferner jene Staatsausgaben nicht 
ganz durch Steuern aufbringen laſſen zu wollen. Auch haben Höchft- 
diefelben Die Bereitwilligfeit, Ihre Unterthanen Fünftig noch mehr 
zu erleichtern, dadurch beftätigt, daß ſchon in dem Patente vom 
1. Novbr. 1837 ein Steuernachlaß von 100,000 Thlr. verkündet 
wurde, wozu freilih nach altem, wie nach neuem hannöverfchen 
Staatsrechte ftändifche. Mitwirkung erforderlid) gewefen wäre, In—⸗ 
defien je gnädiger die Gefinnungen Sr. Majeftät gegen Ihre getreuen 
Untertbanen find, defto mehr werden diefe erwarten dürfen, daß 
Garantien, welche das Grundgefeg von 1833 für einen georbneten 
und vereinfachten Staatshaushalt und für ſchon früher in Ausficht 


) S. übrigens NRehberg, Zur Gefchichte des K. Hannover, ©, 56, wonach 
von dem landeöherrlichen Gute in den alten Provinzen während der 
feindlichen Regierung nur ein gang unbebeutenber Theil veräußert wor⸗ 
ben. Dagegen berichtet Crome (Germ. IV. ©. 115) im Jahr 1811: 

daß Hannover feit 7 Iahren feine beften Domänen verloren habe, 
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geſtellte nachhaltige Steuererleichterungen dargeboten, nicht werben 
gerftört werden. Eine dieſer Bürgfchaften ift 

3. Die ſtaͤndiſche Mitaufficht über die Venvaltung der bie: 
berigen Eönigliden Einkünfte, fofern diefe num in Die vereinigte Ger 
neralcafie fließen, über deren Bedürfniſſe der allgemeinen Stände 
verſammlung jährlich ein nad den Sauptausgabezweigen — 
tes Budget nebſt ben nöthigen Erläuterungen vorzulegen iſt (G.e G 
$. 139). 

Allerdings haben die Stände an der Verwaltung der Domänen 
niemals dauernden Antheil gehabt; nur vorübergehend wurbe ein- 
mal (1435) von den göttingifchen Ständen die Adminiftration der: 
felben übernommen. Allein von Einräumung eigentlicher Dispofle 
tions » oder VBerwaltungsbefugniffe ift auch jegt nicht die Rede. ‚Biel: 
mehr fchließt das Grundgeſetz ($. 90) jedes Gingreifen der Stände 
in die Verwaltung (alfo auch in die Finanzverwaltung) auf einem 
anderen Wege als dem der ‘Petition ans. Dagegen iſt den Stän- 
Den anzufinnen:: ' 

a) Die Prüfung und Bewilligung ded Budgets über bie 
Ausgaben, weldhe die Verwaltung des Landes und deſſen ſon- 
ftige aus der Generalcafje zu beftreitenden Bedürfniſſe erforderlich 
machen ($. 139). Da den Ständen zugleich die Pflicht auferlegt 
ift, für Die Dedung der nöthigen Ausgaben in fo weit zu forgen, 
-als ſolche aus den Einkünften des Kronguts und der 
Regalien nit beftritten werden können ($. 140), fo 
ergibt fich jenes Recht der Prüfung und Bewilligung des ganzen Aus⸗ 
gaben-Budgets von felbft. Uebrigens ift dieſes fändifche Recht im 
Hannover auf eine Weife befchränkt, welche ſich nicht überall findet, 
Namentlich ift beftimmt, daß der Bedarf für den Militäretat, fowie 
die Grundfäße, welche bei Bewilligung der in den übrigen Haupt- 
Ausgabezweigen begriffenen Gehalte und Penfionen zu befolgen find, 
durch gemeinfchaftlih mit den Ständen feftgeftellte Regulative feft-- 
gefebt werben follen, an welche alsdann die Stände bis zu deren 
verfaffungsmäßiger Revifton gebunden find *), und daß N 


2) Auch in diefer Beftimmung wurbe neuerdings Anftoß gefunden, ’ Sie 
ſcheint billig, rein fmanziell und ungefährlich”; aber „nahe Üegt ber 
Mißbrauch, unter dem Borwanbe gewiſſenhafter Pruͤfung des Perfonal⸗ 
Gehaltsbedarfs ſtaͤndiſcher Seits tief in das innere Getriebe der Ver⸗ 

——— d. deutſche Recht, 2. Bo. I. 5 


66 Reyſcher: 


welche auf beſtimmten bundes⸗ oder landesgeſetzlichen oder privat⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen beruhen, nicht verweigert werden duͤrfen 
($. 140), ferner daß die Anſchlaͤge für die einzelnen Hauptdienſt⸗ 
. zweige als ein Ganzes zu betrachten und Daher nur in biefer Art eins 
zubalten find ($. 141), daß die Erfparungen an dem Militäretat 
bem Kriegsſchatze verbleiben ($. 142), und daß endlich der König 
über einen 3 Procent der geſammten Ausgaben betragenden Referve- 
erebit in außerordentlichen Fällen durch das Minifterium verfügen 
ann ($. 143). 


b) Die Bewilligung der auszuſchreibenden Steuern 
($. 145). Daß dieſes Fein neues, fondern ein altes Recht der 
Stände fei, ift bereits früher bewiefen worden. Neu find dagegen 
mehrere wichtige Beſchraͤnkungen deſſelben, namentlih daß bie 
‚Stände jest verpflichtet find, für Dedung der nöthigen Aus⸗ 
gaben zu forgen ($. 140), daß die Steuerbewilligung an feine dem 
Weſen und ber Verwendung ber Steuern frembartige Bedingung 
geknüpft werden darf ($. 145), daß die für ein Jahr verwilligten 
Steuern im Falle einer Auflöfung der Ständeverfammlung auch noch 
weitere 6 Monate unverändert forterhoben werden dürfen ($. 146). 


0) Die Bewilligung neuer Anlehen der Generalcaffe 
(8. 147). Die Stände hatten diefes Recht fchon früher bei ver 
Landescaſſe ausgeübt, und auch die Belaftung der landesherrlichen 
Kammer mit neuen Schulden ward mehrmals, z. B. in dem Briefe * 
v. %. 1536, von dem ftändifchen Gonfenfe abhängig gemacht *). 
Uebrigens ift für außerordentliche Fälle, wo der ſtaͤndiſche Conſens 
nicht ſollte eingeholt werden können, dem König das Recht einge⸗ 
räumt, bis zu 1 Million Thaler ohne Bewilligung durch das Ge⸗ 
fo, Pinifterium aufnehmen zu laffen ($. 147). 


waltung einzubringen, die unerläßliche Abhängigkeit der Verwaltungs: 
beamten von der hoͤchſten Staatsbehoͤrde zu untergraben und bie Dies 
nerſchaft dem Wefen nach von dem Charakter einer folchen des Königs 
zu entkleiden.“ Allerdings ift jedes Recht der Gefahr des Mißbrauchs 
ausgeſett; auch das Hecht der Budgetsverwilligung, wie anderer Seits 
dab der Befolbung und Penfionirung. Allein eben hiegegen follten bie 
. .. gefeglihen Megulative fhäsen, worin in ber That ebenfo dem fländis 
[den Verwilligungsrechte als der Werwaltung eine Schranke gefegt ift. 
*) Sacobi, Lüneb, Landtagsabfchieb, Wb. I. &, 164. 
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d) Die Zuflimmung zur Berpfändung des Kronguts 
und zur Veräußerung ganzer Domanialgüter oder bedeutender For⸗ 
ſten (8. 123). Auch Diele Zuftimmung ward vormals in den braune 
fchweigifehen Landen gefordert ). Ebenſo ift fie in den neueren 
Derfafjungen anderer Staaten und in den metften Haus» und Landes⸗ 
geſetzen altftändifcher Territorien für nothwendig erkannt 2). Noth⸗ 
wendige oder nuͤtzliche Veraäͤußerungen im Kleinen kann übrigens 
auch jetzt noch der Koͤnig für ſich vornehmen; nur iſt über die Ver⸗ 
änderungen des Grundſtocks den Ständen jährlih Nachweiſung zu 
geben ($. 123). 

e) Die Zuftimmung zur Ausmittlung der (unmittelbaren) Kron« 

ausſtattung (85. 125— 127). Nachdem einmal die Rothwendig- 
feit der Gaffenvereinigung und die Verpflichtung der Stände zur 
Dedung des Deficits anerfannt war, ergab fich von-felbft, daß der 
Umfang der Krondotation nicht bloß von der Krone abhängen durfte. 
War aber diefer Umfang in dem Staatsgrundgefebe mit beiderfeitie 
gem Conſenſe feftgeftellt worden, fo kann es nicht auffallen, wenn 
auch die Firirung der Dotation auf einzelne Domänen und ihre fünf- 
tige Erhöhung von jenem Conſenſe abhängig gemacht ift, zumal da 
ſchon unter der erbländifchen Verfaffung mit den Ständen zumeilen 
Kammerplane gemacht und die Regenten auf ein gewiſſes Bebürfniß 
eingejchränft wurben ®), und da das hannöverfche Grundgefeg ſich 
evon anderen neueren Verfafjungen in jener Hinficht dadurch unters 
ſcheidet, daß die Bewilligung der Krondotation nicht etwa bloß auf 
die Lebensfrift des Regenten, fondern für immer ertheilt und Daher 
ein neuer Conſens nur alsdann erfordert wird, wenn entiveder eine 
Erhöhung derfelben gewünfcht oder der feftgeftellte Gütercompler 
durch Veräußerungen vermindert worben fein folte. Daß ſodann 
die Befchränfungen hinſichtlich der Veräußerung von Krongutss 
beftandtheilen auch auf die Krondotation erftredit worden ($. 129), 
verftand fich von felbft. Ebenſo wird ſich endlich nichts Dagegen eins 
"wenden laflen, wenn bie Koften der Erwerbung und erften Einrich- 
tung koͤniglicher Schlöffer oder ganzer Appartements nur mit Bewilli⸗ 


A 


4) Jacobi, a. a. D., S. 61. 221. — v. Bilderbeck, a. a. D., Cap. IX. 
2) Klüber, Deffentl. Recht, $. 333. Rote b, — Mauernbrecher, Staate⸗ 
recht, ß. 202. Note ©. 
3) Jacobi, a. a. D., ©. 142. 220. 254. 357. 
—— 
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gung ber allgemeinen Stänbeverfammlung aus der General⸗ 

caſſe dürfen aufgewenbet werben ($. 130), da hierin wohl ber 
einzige Weg Ing, um vergleichen von dem Könige gewünfchte 
Arquifitionen und Veränderungen ohne die Mittel der Krondota⸗ 
tion zur Ausführung zu bringen. 


HUN. Inwiefern ift der Machfolger in der Negierung 
aus den Sandlungen feiner Borfabren verbunden? 


81. Grundfag der Geſetzlichkeit. 


Die Meinungen in Beziehung auf unſere Frage waren frü- 
her fehr getheilt. Außer der Anftcht der italtenifchen Praktiker, 
welche den Regierungsnachfolger nad) der Theorie des römifchen 
Erdrechts betrachteten, war im 16. Jahrhundert eine andere pri- 
vatrechtliche Anficht hetrſchend, wonach der Nachfolger, ins⸗ 
beſondere der Agnat, im Gegenſatz zum Deſcendenten, aus den 
Verträgen ſeines Vorgängers nur alsdann verbunden gehalten 
wurde, wenn er deſſen Erbe geworden war?). 

Dieſe Anficht war geſtützt auf die lehenbare Eigenfchaft der 
deutfchen weltlichen Reichslande und auf den Grundſatz des Ion- 
gobarbifchen Rechts 2), daß der Lehensfolger als Singularfucceffor 
die dem Lehen nachtheiligen Handlungen feines Vorgängers wi-* 
berufen fönne, außer wenn das Lehen ein Erblehen, in welchem 
Falle wenigfteng der Sohn fie anzuerkennen, oder wenn der Les 
hensfolger zugleich Privaterbe, in welchem Kalle derfelbe aus Die 
fem Grunde für alle und jede Handlungen des Erblaffers herzu⸗ 
kommen habe. 

Der privattechtliche Geſichtspunkt war ein falſcher, weit 
die Staatsfolge keine bloße Privat-Succeſſion iſt, und wenn ſchon 
die Reichsämter und Regalien früher nach Art der Lehen verliehen 
wurden, dieß doch der Natur jener Rechte Feinen Eintrag that, 
welche nach wie vor Öffentliche, aus der königlichen Gewalt abge: 


1) ſ. v. Kampt, Eroͤrterung der Verbindlichkeit der weltlichen Reichs fuͤr⸗ 
— aus den Handlungen ſeines ie ReusStrelig 1800, 3. 37 ff. 
2) II. 45. 
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leitete Rechte blieben, und daher auch in ihrer Ausübung hiernach 
zu beurtheilen waren. Sehr richtig hatte daher ſchon der Vater 
der Legiſten, Baldus?), die Reichsfurreffion ald eine auccessio 
in dignitate bezeichnet und behauptet, daß, was die Könige nicht 
in ihrem eigenen, fondern in des Reiches Namen thun, das Volt 
und darum auch den Nachfolger in der Regierung von felbft ver: 
Binde, außer wenn bie Handlungen das Reich verlegen, quin 
regni intela est commissa , non dilapidatio. Erſt durch Grotius 
und Puffendorf ward jedoch diefer Unterſchied zwiſchen öffentlichen 
und Privathandlungen und Der Grundſatz: Daß von den dignita- 
is et ofhicii nomine eingegangenen Berbindlichkeiten der Nachfol⸗ 
ger in der Regel fich nicht freimachen koͤnne, weil fie im Namen 
der moralifchen Perſon des Staats vorgenommen worden, welcher 
nicht ſtirbt (Principes mortales, respublica aeterna!), in das all 
gemeine Staatsrecht und von hiee aus in Die reichsgerichtliche 
Praxis und in das pofitive jus publieum verpflanzt. Und au 
jegt noch fehlte es nicht an Gegnern dieſes ſtaatsrechtlichen 
Princips, wie denn 3. B. der Kanzler v. Ludwig in einer ei- 
gens der Frage gewidmeten Abhandlung?) daſſelbe Darum verwarf, 
weil man dem Staate feine Benfur über Die Handlungen feines 
Regenten einräumen Tönne, Ä 

Diefer Einwand iſt fchief und zu viel beweiſend, indem dar⸗ 
‚aus, daß der Regent ald Bertreter des Staats angefehen wird, 
noch nicht folgt, daß dem Belle auch ein su Recht befländiges 
Urtheil über die Regentenhandlungen zufomme, und anbererfeits, 
wollte mon jedes Urtheil des Volts über Regierungshandlungen 
qusſchließen, aͤuch Die befonderen Verfaſſungen, worauf Ludwig 
verweiſt, nicht mehr als verbiudend Fünnten betrachtet werben, 
währen bekanntlich zur Zeit des deutfchen Reichs Pie Unterthanen 
über Augriffe auf ihre wohlerworbenen Medte, als über wahre 
Juſtizſachen, Klage bei den hoͤchſten Reichsgerichten erheben 
durften ?). 


/ 


1) Consilia (ed. 1490) lib. I. — 27; Kb. I. cons. 159, N. 4. 

2) Opusc. Mise., tom. I. p- 539 seq- 

3) Strube, Unterricht von Regierungs⸗ und Juſtizſachen 8. 13. — 
zeift, Deutſches Staatsrecht, $. 86. 
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Mit Recht hat daher ſchon 3 H. Henning ’) wieder. ber 
merft: 


„verior est sententia, — Princeps in negotio expe- 


diendo ipsam rem publicam, quae jus obligandi in ipsum 


transtulit, repraesentet et sic, mediante civitate, etiam 
successorem obligare possit.‘‘ 
Auf der andern Seite aber muß man zugeben, Daß der von dies 
fem ftaatsrechtlichen Geſichtspunkte aus hauptſächlich von den 
" Schriftftelern des 18. Jahrhunderts begründete Satz: 
Der Nachfolger ift, er jet Privaterbe oder nicht, ſchuldig, Dies 
jenigen Berbindlichkeiten feines Vorgängers zu erfüllen, welche 
dieſer als Landesfürft zum Wohle des Landes einges 
gangen, | 
viel Schwanfendes hat, indem darüber: was zum Wohle des 
Landes gereiche, gar verſchiedene Anfichten möglich find. Aller: 
dings muß man. im Zweifel mit dem Fatferlihen Reichshofrathe 
annehmen, daß. ein tegierender Herr ex ratione probabili et lau- 
dabili gehandelt habe), oder, wie Kaifer Franz II. in einem 
Handfchreiben an die Kurfürften geltend machte, 


„ein jeder regierender Fürft hat Die Vermuthung für fi, daß - 


er bei feinen Staatshandlungen alle individuellen Verhältniffe 
reiflich überlege, und die Wohlfahrt bes Landes zum Augen: 
merk habe’’ 3), 

Allein bei diefer laren Rechtsvermuthung fiehten man dann wie⸗ 
der nicht ein, wo die Verbindlichkeit des Nachfolgers ihre Grenze 
haben ſoll. Und doch muß. aud) hierin eine Grenze gegeben fein, 
und zwar in dem Berhältnifie der Handlung zu denfelben Geſetzen, 
welchen gemäß der Staat zu regieren ift, und welchen auch das 
Staatsoberhaupt, fo lange fie nicht abgeändert find, unterwor⸗ 


fen iſt). Die Geſetzlichkeit der Handlung alfo muß all 


4) Diss. de obligatione ex faoto praedecessoris, Vitemb. 1725, 8. 16. 

2) Cramer, Opuscula, tom IV. p. 392. 

3) Häberlin, Staatsarchiv, Sb. II, ©. 27, 

4) Schnaubert, D. de principe legibus suis obligato. Jen. 1793, $. 5 u. 31. 
— Diefe Abhandlung, überfegt von Hagemeifter, 1795, Anm. 34. — 
v. Kamp, a. a. O., 8. 76. — u Deutfces Staaten, 
$. 18 
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den, ob diefelbe, wie für andere überhaupt, fo auch für den Re⸗ 
gierungsnachfolger verpflichtend fei. Daher man dem Kanzler von 
Ludwig. allerdings beipflichten muß, wenn er fagt®): 
ad ea, quae superior princeps fecit juste et legitime ex 
usuque reipublicae ad ea omnia quoque Successor obliga- 
tur cum praestanda tum conservanda. 

- Aus der Verbindung des Baldus-Grotifchen Principe mit dies 
fem Grundfage der Gefehlichkeit (Legitimität) ift diejenige Anficht 
hervorgegangen, welche feit der Mitte des vorigen Sahrhunderte 
gemeine Meinung der Rechtögelehrten geworden: 

daß der Nachfolger durch folhe Handlungen feiner Vorfah⸗ 
ren gebunden werde, welche diefe, in der Eigenfchaft ale 
Negenten, rechtmäßig, d. i. mit Beobachtung der ihnen durch 
allgemeine oder befondere Geſetze auferlegten Pflichten, unter 
nommen haben °). | 
Namentlich war e8 der Minifter v. Kamptz, welcher in feiner 
oben angeführten Schrift ($. 73) jenen Grundfab weiter aus» 
führte und begründete. Jeder Regent hat nämlich gewiſſe Schran- 
ten feiner Macht anzuerkennen. Dahin rechnete Kamptz (1800) 
den Reichsverband und die Unterordnung gegen Kaifer und Reid 
(an deren Stelle jebt der deutfche Bund mit den ihm eigenthüm- 
lichen Verpflichtungen getreten ift), ferner Die mit ben Unter: 
thbanen eingegangenen Staatsverträge und Die da— 
durch der Landesverfaffung gegebene Form und der 
Landeshoheit gefegten Grenzen, ſodann die Vorſchriften 
der Hausgefebe und den Zwed der Lanveshohelt: Beförderung 
und Erhaltung des Staatswohls. Daher der Grundfag: 
„Nur diejenigen Handlungen des Vorfahren Fönnen für den 
Nachfolger verbindlich fein, bei welchen der Vorfahrer inner: 


1) cap. IV, &. 1.1. e. 

2) de Cramer, suppl. Opusc., N. XIII, $. 67. p. 710, $. 68. N. 
93. — Strube, Rechtl. Bedenken, Bd. 1. Nr. 1. — v. Bwiers 
Lein, Nebenftunden, Ih. I, Abb. 3, 8.3 u. 4 — Pütter, Pri- 
mae lineae juris priv. Principum, $. 67. — Weſtphal, Deutſches 
Staatsrecht, &. 158. — Schnaubert, Staatsrecht d. Reichslande, 
z. 126-128. — Reuß, Debuctionss und urk⸗Sammlg., Bd. IV, 
8,263. — Le iſt, Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts, 5. 42. 
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halb der durch dieſe Beſtimmungen ſeiner Macht geſetzten 

Schranken geblieben iſt, und welche dieſen Beziehungen nicht 

entgegen ſind, weil nur dadurch der Staat und ſeine Hoheit 

ſelbſt verbunden werden kann. Hat der Vorfahrer aber ‚au: 

Berhalb dieſen Beſtimmungen over wohl gar gegen dieſelben 

gehandelt, fo ift eine foldhe Handlung ohne Zug und Macht, 

alfo auch der verbindlichen Kraft für den Staat und folglich 

für den Nachfolger entblößt“ 2). 

Als Handlungen, welche der Nachfolger in der Regel zu er⸗ 
füllen habe, führt derjelbe Schriftfteller (S. 224) beiſpielsweiſe 
an: Die mit den Landſtaͤnden geſchloſſenen Vergleiche, die mit 
auswärtigen Mächten eingegangenen Verträge, die von dem Vor⸗ 
fahren als Landesheren gemachten Gefchenfe, Die von Demfelben 
ertheilten Privilegien, die mit den Staatödienern eingegangenen 
Dienftverträge u. f. w. Dagegen bat der Nachfolger nicht anzu⸗ 
erkennen Diejenigen Handlungen feines Vorfahren, welde gegen 
die Staatsgefebe oder gegen die Staatswohlfahrt 
Inufen, ebenfo blos perfönlich oder widerruflih eingegangene Ber 
pflichtungen befielben (5. 213--223). 

Dieß Die Anficht eines Schriftftelleres und hohen Staatsbe⸗ 
amten, von dem man nicht jagen kann, Daß er den Rechten der 
Fürſten etwas vergeben habe, und ber andererſeits durch Die aus⸗ 
gedehntefte Vertheidigung der Lehensfucceffion als einer Singulare 
ſucceſſion genugfam Dafür befaunt ift, daß er auch die agnatifchen 
Rechte zu ſchaͤtzen wiſſe. 

Die obige Anſicht folgt auch nicht nur ganz conſequent aus 
der moraliſchen Perfönlichkeit des Staats und der Eigenſchaft des 
Regenten als Staatsoberhaupt, ſondern es fpricht auch dafür das 
frühere Reihsherfommen 2), Mar jene Anficht aber ſchon begrün- 
det zur Zeit des deutſchen Reichs, fo muß fie noch mehr jegt für 

- die einzig richtige gehalten werden, nachdem mit Auflöfung des 
Reichs nicht blos Der Lehensnerus mit demfelben, unter deſſen Vor⸗ 
wand in früheren Zeiten eine andere. Meinung geltend gemacht wor: 
den, verſchwunden, fondeen auch die geſammte Tönigliche Gewalt unter 





1) v Kamps, a. a. D., 8, 211. 
2) v. Bwierlein, Nebenflunden, Th. 1, &. 79. — Strube, Rechtl. 
Bedenken, 2. 1. Mr. 1. — 9. Kanye, % a. D., $ 61. 
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dem Titel „Souverainetät“ anf die noch übrigen Deutfchen Yürften 
übergegangen iſt. Es flimmen auch alle neueren Schriftfteller dem 
Weſen nach) damit überein), und nur in Hinficht auf die Regie: 
tungshandlungen eines unrehtmäßigen Zwifchenherrichers, nach 
Wiedereinfekung des legitimen Regenten, finden abweichende Mei: 
numgen ftatt, wiewohl auch die Gültigkeit folcher Handlungen von 
Manchen (Zachariä, Behr, Pfeiffer, Rießer) in fo weit in 
Schuß genommen wird, als dadurch bereits Rechte Dritter be: 
gründet find. 

Wendet man nun obige Anfiht an auf das im Frage fies 
hende Grundgeſetz des Königreichs Hannover, fo wird man wohl 
zugeftehen müſſen, daß dieſes, wie e8 auf rechtmäßige Weiſe zu 
Stande gefommen ($. 3—5), auch einer Anfechtung im Allge⸗ 
meinen nicht unterliege. Wenn irgend eine Handlung dem Sub- 
jecte der Staatögewalt als ſolchem zufommt, fo ift e8 die Er 
richtung eined Staatsgrundgeſetzes, fei es in der Eigenſchaft eines 
octroirten oder eines verabjchiebeten Gefehed. Daher werden bie 
mit den Landftänden errichteten oder von ſolchen genehmigten Ver⸗ 
träge und Vergleiche von den Schriftfteleen (v. Zwierlein, v. 
Kampp) vorzugsweife zu denjenigen Handlungen gerechnet, welche 
der Nachfolger anzuerkennen habe. Daher findet ſich insbefondere 
auch in den Privilegien der alten lüneburgiſchen Stände ausge: 
jprochen, daß jeder Rachfolger die ertheilten Zufagen zu halten 
und daß Das Land feinem neuen Kern zu huldigen habe, bis 
foldyer dieſes eidlich verſprochen ). Stand aber die Handlung 
als eine Regentenhandlung dem Vorfahren zu, fo ergiebt ſich 
daraus von felbft, Daß eine vom Nachfolger ertheilte Beftätigung 
höchſtens nur nützlich, nicht aber nothwendig iſt >). 

Gewxyiß wäre aud) jedes Gemeinweſen zu: bedauern, wo foldhe 


1) Namentlich W. I. Behr, Staatswiffenfchaftliche Erbrterungen. Bam⸗ 
berg und Leipzig 1818, Nr. 1. — Klüber, Deffentl, Recht dus 
deutichen Bundes, $. 252. — Schmalz, Das beutfhe Staatsrecht, 
8. 289. — Mauernbredher, Grundzüge bes heutigen deutſchen 
Staatsrechts. 

2) 3. B. die Urkunden von 1367, 1388, 1392, bei Jacobi, Luͤneb. Lands 
tagsabfchiede, 1. Th., S. 6, 16, 22. 

3) Schnaubert, a. a. D., &. 136. — v. Rampe, a. 0. De, 8. 9. 
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Grundfäge nicht anerkannt, und daher Die Staatseinrichtungen 
und ſelbſt die. Regierungsform immer wieder in Frage geſtellt 
würden. Am allermeiften aber würde das Anſehen der Regie- 
rungen darunter leiden, wenn jeder Regent, was er von Regie: 
rungswegen unternimmt, nur mit ber Beforgniß ausführen Eönnte, 
es möchte von feinem Nachfolger für ungültig erflärt, oder. wenn, 
um dieſem vorzubeugen, zuvor Die Gefammtfamilie um ihren Con⸗ 
fens müßte gefragt werben. Letzteres würde die Monarchie ge⸗ 
rabezu in eine Dligarchie verwandeln. Daher haben denn auch 
tegierende Fürften im Sinne der Gerechtigkeit und des confervati- 
ven Principe fi) ganz befonders warm gegen biefe Widerruflich⸗ 
keit erklärt; unter Anderen der rechtliebende Kaiſer Kranz II. -in 
dem fchon erwähnten Handfchreiben an gefammte Kurfürften vom 
dahr 1796. 
„Man überlaͤßt hiebei einem Jeden (heißt es hier) die weit 
ausfehenden Folgen zu berechnen, welche nothwendig in ganz 
- Deutfchland entftehen würden, wenn je die Meinung herr- 
fhend werben follte, daß der Rachfolger in. der Regierung 
an die Handlungen feiner Vorfahren, die fle in ber Eigen⸗ 
ſchaft als vegierende Fürſten DOREEN haben, der Regel 
nach nicht gebunden fei’‘ 2), 

- Auf ähnliche Weife äußerten ſich auch fhon im Jahr 1740 
die Höfe von Wien und Berlin für die Verbindlichkeit des Nach⸗ 
folgers 2). Ebenſo der Borfahr Sr. Mafeftät König Georg’s I. 
von England und Kurfürſt von Braunfchweig-tüneburg im Jahr 
1718, aus Anlaß der Verhandlungen zwifchen dem Herzog Karl 
Leopold von Medlenburg: Schwerin und den medlenburgifchen 
Ständen wegen der von Jenem behaupteten Unverbindlichkeit der 
von feinem Vorfahren mit diefen eingegangenen Verträge, in de⸗ 
ten Bolge fofort der Herzog von dem Reichshoftathe zur Ruhe ver- 
wiefen wurde: 


’ 


1) Häberlin, Staatsarchiv, Bd. II, &. 27. — Bgl. Sententia de 
bonis elericorum decedentium de ao. 1173 (Pertz, Legum tom. Il, 
p- 143): „‚antecessorum nostrorum divorum augustorum facta et. or- 
thodoxorum patrum statuta dignum duximus venerari.‘‘ 


2) König, Selecta juris publici nevissimi, Tom V, 299. sog. 
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„Wir wollen — Euer Liebben — zu erwaͤgen anheimgeben 
(fagte der König und Kurfürft), ob es möglich, daß ein un⸗ 
präoccupirtes, Recht liebendes und chriftlich gefinntes Ges 
“müthe deme Beifall geben und es für wohl gethan achten 
Eönne, daß ein Reichs⸗Stand feiner Vorfahren Hand und Si⸗ 
gel und resp. durch Kayſerliche Confirmationes beftättigte 
pacta, Receſſe und Abſchiede auf einmal umftoßen und ſich 
beren Verbindlichkeit eigenmächtig entreißen, fie für nu und 
unkraͤftig erklären, und, um fi davon vermeintlich loszu⸗ 
maden, die NeichSconstitutiones zum Behelf nehmen und 

allegiren wolle“ 2), 
nd unter den Garanten der altwärttembergifchen Berfaffung. 
nahmen die Könige von England und Kurfürften von Braun: 
ſchweig⸗Luͤneburg eine wichtige Stelle ein, und es iſt naͤchſt den 
Bemühungen des Könige Friedrich von Preußen vorzugsweife 
dem Einflufje St. Majeftät des Königs Georg III., Vater des 
jest regierenden Königs Ernft Auguft, zuzufchreiben, wenn jene 
Berfaffung durch den Erbvergleih von 1770 wieder "hergeftellt 
wurde 2). 

Endlich ift die Entſcheidung, welche in der Streitfahe Sr. 
Durchlaucht des Herzogs Karl von Braunfchweig mit den dorti⸗ 
gen Ständen von ber hohen deutſchen Bundesverfammlung ge: 
alt wurde, ein unverwerflihes Zeugnig dafür, Daß die hohen 
Regierungen Deutfchlande wohlerworbene Rechte der Unterthanen 
gegen Eingriffe zu fhügen nicht abgeneigt find. Vermoͤge Bun- 
desbefchlufles vom 4. Nov. 1830 wurde nämlih Sr. Durchlaucht 
eröffnet, daß nach Art. 54 und 56 der wiener Schlußacte die in 
anerkannter Wirkfamfeit beftehende erneuerte Landſchaftsordnung 
von 1820 von Höchftvemfelben nicht anders als auf verfafjungs- 
mäßigem Wege abgeändert werden könne ?). 

Zwar handelte e8 fich Hier nicht von dem Acte eines eigent- 
lichen Regierungsvorfahren, fondern eines Regierungdvormundes, 


1) 3. 3. Mofer, Bon der Reicheftände Landen, &. 1093. 

2) S. das Schreiben d. d. St. James 21. Aug. 1764, in Fab ers neuer 
europ. Staatskanzlei, S. 67—79. 

3) Klüber, Quellenfammlung zu dem dffentlichen Recht bes > 
Bundes, 1fte Kortf., Erlangen 1833, S. 16. 
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welcher während ber Reichsverweſung auf geſetzliche Weile Ver⸗ 
faffungsänderungen vorgenommen hatte, die fein nachher zur 
Selbſtregierung gelangter Mündel nicht anerkennen wollte ?). 
Allein wenn felbft in dieſem Kalle Die Aenderungen aufrecht er- 
halten wurden, fo Tann man noch weniger bezweifeln, daß dag 
Grundgefeb Hannovers, welches von dem vorigen Monarchen 
Fraft eigenen Rechts gegeben worden, von dem Nachfolger nicht 
einfeitig zurädgenommen werden dürfe, fofern nur daſſelbe auf 
formelt gültige und dadurch für den Stifter des 
GSrundgeſetzes ſelbſt verbindliche Weife zu Stande ge— 
kommen. 


5. 8. Iſt Das Stantögrundgefek vom BG. Seht. 1638 gültig? 


Gründe ber Patente vom 3. Suli und 1. Nov. 1837 wider 
die Gültigkeit, 


Das „Grundgeſetz für das Königreih Hannover’’ iſt zu 
Stande gekommen nad) vorheriger VBernehmung der Wünfche und 
Anträge einer allgemeinen Ständeverfammlung, welche, was bie 
Deputirten des Bürger- und Bauerftandes betrifft, in Gemäßheit 
derfelben Wahlverordnungen *) zufammengefeßt ward, nad) welchen 
Seine jegt regierende Majeftät in Folge der Aufhebung jenes Grund» 
geſetzes eine neue conftituirende Verſammlung einzurufen für gut ges 
funden haben. Die meiften Anträge der Stände waren von der da⸗ 
mgligen hohen Regierung genehmigt und nur in wenigen Punkten, 
wie das Publications = Patent yon 26. Sept, 1833 fi ausdrüdt, 
‚sur Sicherftellung der Iandesherrlihen Rechte und 
zum Beſten der getreuen Unterthbanen, abweichende Be⸗ 
ſtimmungen nöthig gefunden worden. 

Am 26. Sept..1833 erhielt das Geſetz zu Windſor⸗Caſtle die 
Genehmigung Seiner Majeftät des vergwigten Königs Wilhelm IV., 





1) (Straf Münfter) Wiberlegung ber ehrenrührigen Beſchuldigungen, welche 
Sich Sr. Durchlaucht der regierende Herr Herzog von Braunfchweig 
gegen Ihren erhabenen Vormund ſich erlaubt haben. Hannover, 1827. 
— Bbpfl, Die Regierungsvormundſchaft im Berhältniffe zus Landesverfaſ⸗ 
fung 1830, — 3. Weiske, Abhandl. aus Dem Gebiete bes deutſchen _. 
epzg. 1630, Mr. 8. 

2) Vom 2. und 22. Yebr. 1832, 
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und ed ward fofort daſſelbe durch die Gefepfammlung des König. 
teih8 Hannover *) befannt gemacht. In Gemäßheit eben dieſes 
Grundgefeges ift die Ständeverfammlung ohne Widerfpruch von ir- 
gend einer Seite fünfmal verfammelt geweſen und eben fo oft ward 
der Staatshaushalt nad) demſelben feftgeftelt. Die Steuern wers 
den noch im gegenwärtigen Augenblide nach Maßgabe des verabſchie⸗ 
beten Budgets erhoben, und eine Reihe der wichtigften Geſetze, wel- 
he mit Einwilligung der grundgefeglichen Stände erlafien worden 
waren, beftehen in voller Wirkſamkeit und find felbft durch das 
Patent vom 1. Rovember 1837 als gültig und beftehend anerkannt, 

Es kann alfo wohl nicht bezweifelt werpen, daß das Staate- 
grundgefeß und die in demfelben begründete Verfaſſung bis zum 
Regierungs-Antritte Seiner Majeftät des Königs Ernft Auguft in 
anerfannter Wirffamfeit beftanden haben und theilmeife noch jegt 
beftehen. Demungeachtet glaubten Seine Majeftät Gründe zu fin 
den, aus welchen das befagte Staatögrundgefeh nicht zu Recht bee 
ftehen könne. Diefe Gründe find zwar in dem Patente vom 5. Juli 
1837 nicht näher bezeichnet, vielmehr beſchränkte ſich Diefes auf die 
Erflärung, daß Seine Majeftät in dem weder in formeller nod) ma⸗ 
terieller Hinficht für Sie bindenden Staatögrundgefebe eine hinrei⸗ 
chende Gewähr für das dauernde Glück Ihrer getreuen Unterthanen, 
deren Wohl nach den von der göttlichen Vorfehung Ihnen auferleg: 
ten Pflichten möglichft zu fördern, Ihr unabläffiges Beftreben fein 
werde, nicht finden Fönnen. 

Weitere Gründe werben jedoch in dem Patente vom 1. Nov. 
namhaft gemacht. Hier wird hervorgehoben: Das Staatögrund- 
gefeß vom 26. Sept. 1833 fünnen Seine Majeftät ald ein Hoch⸗ 
biefelben verbindendes Gefeg nicht betrachten, da es auf eine völlig 
ungültige Weife errichtet worden. Die allgemeine, durch das Pa- 
tent vom 7. Dec. 1819 entftandene, Ständeverfammlung habe, als 
fie in ihrem Schreiben an das Fönigliche Cabinets-Minifterium vom 
30. April 1831 die Errichtung eines Staatsgrundgefeged bean⸗ 
tragt, den Grundſatz ausgefprochen, daß ein ſolches hochwichtiges 
Werk nur durch einhelliges Zuſammenwirken des Königs und der 
Stände zu Stande gebracht werden koͤnne. Die Regierung habe 


8.3. 1833, 1. Abth. &, 279. 
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dieſen Grundſatz angenommen, und mithin ſei nicht von einer dem 
Lande vom Rönig zu gebenden, fondern von einer vertragss 
maͤßig zwiſchen dem Regenten und feinen Ständen zu errichten» 
ben Verfaffung die Rede gewefen. Allein der Grundfag der ver: 
tragsmäßigen Errichtung fei auf mehrfache Weile verlegt worden. 
Denn mehrere der von der allgemeinen Ständeverfammlung in Bes 
ziehung auf das neue Staatsgrundgefeg gemachten Anträge haben 
nicht Die Genehmigung der föniglichen Regierung erhalten, fonvern 
es ſei dafjelbe mit den von diefer für nothwendig oder für nüglich 
- gehaltenen Abänderungen am 26. Sept. 1833 vom Könige verfün- 
digt worden, ohne daß folche zuvor den allgemeinen Ständen mit: 
getheilt und von ihnen wären genehmigt worden. Dffenbar fehle 
es alfo an dem einhelligen Zufammenwirken des Regenten und 
feiner Stände in Hinficht der in dem Staatögrundgefege enthaltenen 
Beftimmungen, wodurd die bis dahin in anerfannter Wirk: 
famfetit geftandene Berfaffung v. J. 1819 aufgehoben 
werden follte. Offenbar enthalte diefe Errihtungsart des Staats⸗ 
grundgefeßes eine wirkliche Verlegung der beftimmten Vorfchrift des 
Art. 56 der wiener Schlußacte v. 3. 1820. Allein nicht mır un- 
gültig und folglich für Seine Majeftät unverbindlich fei überhaupt 
das Staatögrundgefeb, wenn man: defien Entftehung betrachte, 
fondern e8 enthalte Dafjelbe auch mehrere Vorſchriften, welche fich als 
vollfommen ungültig und für Seine Majeftät unverbindlich aus dem 
Grunde darftellen, weil fie Ihre agnatifchen Rechte tief Fränfen und 
felbft Ihre Regierungsrechte wefentlich verlegen. Der dem Staats- 
geundgefege anklebende Fehler der Ungültigfeit fei aber durch eine 
von Seiner Majeftät erfolgte Anerkennung nicht gehoben worden ; 
‚denn Sie haben Ihren Widerfpruch gegen das Staatsgrundgefeg 
offen zu erfennen gegeben und. Ihre Unterfhrift zu — Mas 
- In verweigert. 


S. 8. Einwendungen wider die formelle Verbindlichkeit des 
Staatsgrundgeſetzes. 


| A. Mangelhafte ftändifche Einwilligung. 
Sondern wir diefe Gründe gegenfeitig von einander ab, fo zeigt 


ſich in der That, Daß mehrere verfelben gegen die formelle, andere 
gegen bie materielle Verbindlichkeit des Staatsgrundgeſetzes gerich⸗ 
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tet find. Zu den erfteren dürften namentlich folgende Einwendungen 
gerechnet werben: 

a) daß das Grundgeſetz gegen die erklärte Abſicht von 
Regierung und Ständen nicht vertragsmäßig zu Stande ger 
fommen; 

b) daß die bis dahin in anerkannter Wirkſamkeit geftanbene 
Berfaffung von 1819 unter Verlegung des Art. 56 der we 
Schlußacte aufgehoben worden. 

Beide Gründe. hängen genau mit einander zufammen; denn 
eine Verlegung des Art. 56 der wiener Schlußacte wird in bem 
Patente vom 1. Nov. eben Darauf geftügt, daß Die neue. Verfaffung 
nicht vertragsmäßig zu Stande gekommen. Gleichwohl können fte 
aud) getrennt betrachtet werden, indem auch abgefehen von der Be⸗ 
flimmung der Schlußacte das Staatsgrundgeſetz in dem Falle als 
unverbindlich erfcheinen müßte, wenn es an den formellen Beding⸗ 
ungen eines folhen Geſetzes fehlte, fo daß alsdann die Verlegung 
der Schlußacte nur als ein accefjorifcher Richtigfeitsgrund fich geltend 
machen würde. Der erftere Grund wäre hienady ein ftaatsrechtlicher, 
der zweite ein bundesrechtlicher. Indeſſen vermögen wir feinen ber» 
felben anzuerfennen. 

Was den erften Grund betrifft, fo ift allerdings zuzugeben, daß 
in dem Schreiben vom 30. April 1831, worin die Stände auf 
Bearbeitung des Staatögrundgefebes antrugen, die Hoffnung auf 
einhelliged Zufammenwirfen Seiner Majeftät des Königs und der 
getreuen Stände ausgebrüdt wurbe. Allein ald Bedingung des 
Zuſtandekommens ward jene Einhelligfeit von den Ständen nicht 
geftellt, noch ift eine ſolche Bedingung von der Föniglichen Regierung 
‚zugegeben worden; vielmehr hatten Sich des verewigten Könige 
Majeftät in der Erwiederung vom 16. Juni 1831 dieendliche 
Entſchließung auf den von den beiberfeitigen Commiffarien zu 
bearbeitenden Entwurf ausprüdlich vorbehalten. Eben fo wenig 
verſtand ſich jene Bedingung von ſelbſt; denn es iſt Feineswegs 
flaatsrechtlicher Grundſatz in Deutfchland, daß zur Begründung ei- 
ner neuen Landesverfaffung ſtets die Einwilligung der Stände noth⸗ 
wendig ſei. - Sehr viele, ja die meiften neueren Berfaffungsgefege 
find geradezu von den eg erlafien worden, fo namentlich 
die naſſauiſche Verfaſſung v. 3. 1814, die Berfaffungsurfunden 
Baierns und Badens v. J. 1818, die Edicte des Königs von 
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‚ Preußen uber Einführung der Provinzialktände von den Jahren 
1823 und 1824. Niemand zweifelt an der Gültigkeit dieſer Geſetze 
aus dem Grunde, weil diefelben nicht auf einem. Vertrage beruhen ; 
und in der That ift auch Fein Grund dazu vorhanden: denn das 
Recht zur Ertheilung von Privilegien iſt ein in der Souverainetät 
begriffenes Recht, und nur infofern bejchränft, als nicht wohler: 
worbene Rechte Dadurch verlegt werden dürfen. Selbſt die hannös 
verfhe Verfaffung vom Jahr 1819, zu welcher jegt wieder zurück⸗ 
gefehrt werden fol, ift eine octroirte, Feine pactirte Verfaſſung; 
denn das Patent vom 7. Der. 1819 ift rein in der Form eines 
Geſetzes, und ohne daß eine vollfländige Vereinbarung zwifchen 
der Regierung und den Ständen Statt gefunden hätte, erlafien 
worden. In vielen wefentlihen Beziehungen war dieſes Patent 
vielmehr den ausgefprochenen Wünjchen der allgemeinen Stände: 
verfammlung entgegen, welche zu dem Berfafjungsentwurfe und 
zu dem Reglement für die Stände in Allem 66 abweichende An- 
träge an die Regierung geitellt hatten, von welchen 16 verwors 
. fen wurden *). Namentlih hielten die Stände den Zwed einer 
wohlgeoroneten ftändifchen Repräfentation und wahren Volksver— 
tretung in dem eingeführten Zweifammerfufteme nicht gefichert, 
und eben fo wenig waren ſie mit der Einführung der Majorat- 
herrn und der Präfidenten des Oberfteuer- und Schad-Eollegiums 
und ber fieben von den Provinzial-Landfchaften zu wählenden 
Schagräthe einverftanden. Demungeachtet haben Seine Majeftät 
der König Ernft Auguſt, Damals Herzog von Cumberland, nie 
mals Einwendungen gegen das Patent vom Jahr 1819 erhoben, 
vielmehr ſolches wiederhergeftellt, und zwar aus dem runde, 
weil das Grundgefet vom Jahr ‘1833 nicht den vollen 
Conſens der Stände für fid) gehabt habe, während, wenn anders 
eine ſolche Einwendung fest zen noch am Plage fein follte, 
diefelbe weit eher ber Berfaffung v. 3. 1819, ald verfenigen v. 
% 1833 opponirt werben Eönnte, weiche [ebtere in allen weſent⸗ 
lichen Stüden, namentlich hinſichilich der ſtaͤndiſchen Organiſation 
den Antraͤgen und Wünſchen der conſtituirenden Verſammlung 
gemäß war. 


*) G. Gedruckte Denkſchrift Aber die Guͤltigkeit des Staatsgrundgeſetzes, 
Beil. zur Eingabe an den Bund, Ar: 5. ©, 43. 
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Rur 18 Anträge der letztern blieben unberüdfichligt, vom 
welchen aber die Regierung behauptete, daß -eine Abänderung der: 
felber zur Sicherftellung der landesherrlichen Rechte und zum 
Beſten der getreuen Unterthanen nothwendig geweſen *). In⸗ 
wiefern, was inbirect zugleich von oben geltend gemacht wurbe, 
eine Zuftimmung der Stände zu den betreffenden Diſſens⸗Punk⸗ 
ten nicht erforderlih und daher die Regierung in 17 68. Abän- 
derungen für fi vornehmen konnte 2), bedarf‘ hier zunächft Feiner 
weiteren Unterfuchung. Doc Fönnen wir. nicht unbemerft laſſen, 
daß einige jener Aenderungen bloße Redactionsverbefferungen 
(G.⸗G. $. 10, 21), andere mehr oder minder erhebliche Zufäße 
enthalten, welche aber den bis dahin beflandenen, oder fpäter 
von den Ständen ausdrücklich zugeftandenen Gefeben und Regie 
rungsbefugniffen vollfommen gemäß waren ($. 31, 34, 40, 53, 
124, 129). Selbft der Zuſatz im 8. 23 bes jebigen Grundge⸗ 
febe6, daß der Regent auch im Grundſyſteme der allgemeinen 
Ständeverfammlung eine Abänderung überall nicht vornehmen 
dürfe, desgleichen der Zufag im $. 163, wonach aud der Ber 
amte, welcher grobes öffentliches Aergerniß gibt, entlaffen werden 
darf, koönnen wohl nur als den ftändifchen Wünfchen entſprechend 
betrachtet werden. Ebenſo unverfänglich find die wenigen Aus- 
laſſungen im redigirten Geſetze, 3. B. Gap. I, 8.7, des ftändifchen 
Entwurfs, da die Dort vorbehaltene Vergütung von Seiner Ma- 
jeftät auf das Schatullgut übernommen worden, und Cap. VII, 
8. 28, des Entwurfs (G.⸗G. $. 149), da der von der Stände: 
verfammlung in Antrag gebrachte Zuſatz, wonach den -von 
den Ständen zur Prüfung der Rechnungen der Generalcaffe auf 
Lebenszeit zu ernennenden Commiffarien die Erhaltung einer 
fortlaufenden Veberfiht über den Bang des Staats: 
haushaltes mit aufgetragen werden folle, durch das Publica» 
tionspatent v. 26. Septbr. 1833, Nr. 12, und das Geſetz v. 30 


» — v. 26. Sept; 1833, in ber hannbuerfchen Geſetz⸗ 
+ fammlung v. 3. 1833, 1. Abth. ©. 279. 

2) ·Puhl.⸗Patent a. a. O. Nr. 1—14, und die Collation in der — 
an bie Bundesverſammlung. S.76 — 80. 

Zeitſchrift f. d. deutſche Recht. 2. Bo. 1. 6 
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ak 183, 5, 10, feine Erledigung erhalten hat ). ie An⸗ 
träge der. Stände im $. 18, Gap. I. (G.⸗G. 8. 22), 5. 3, 
Gay. IH (G.⸗G. 6. 29), $. AB, Gap. VI (8.-®. $. 114), 
Eonnte Die Regierung als bloße Petitionen, unzweifelhaft zuruͤck⸗ 
weiſen. Der 8. 13, Cap. VI (G.⸗G. 5. 83) aber iR van 
der. Regierung in separato zugeftanden worden. 

&in Zweifel darüber, oh Die Regierung bei jenen Aenderun⸗ 
gen Im ihrem, Rechte ſei, koöͤnnte war allenfalls entſtehen hinſicht⸗ 
lich der 56. 34 und 37 des Gruudgeſetzes, mo eines Theils dem 
Könige dag Recht. deſinitiv eingeräumt wird, auf ben Bericht des 
Geſa mnt⸗Miniſteriums die Kompetenz auf eine andere grbentliche 
Gerichtshehoͤrde zu Übertragen, ein. Recht, welches Die Stände 
nur proviſoeriſch bis zur Erlaſſung des betreffenden Gefege einraͤu⸗ 
men wollten, andern Theils die Wiederaufhebung von Verfügun⸗ 
gen der Bermaltungshehörben durch gerichtlichen Spruch mur alo⸗ 
dann zugelaflen wird, menn auf verfaſſungsmaͤßigem Wege ent- 
ſchieden ſei, daß bie in: Frage befangene Angelegenheit aux Compe⸗ 
tea der Berwaltungsbehörde nicht erwachſen geweien, während 
nach dem fändiichen, Entwurfe eine gegen Verfügungen der Ber: 


*) Man ways feinen Augen närht, wenn man’ in deu neueſten Eabineta⸗ 
fehriften die Behauptung, dag hinſichtlich weſentlich er Beſtandtheile 
der früheren Berfaflung, die nur auf dem Wege bes Vertrags zwifchen 
Herrn und Ständen haben feſtgeſetzt werden koͤnnen, bie erforderliche 
Vebereinktunft in dem Staatsgrundgefege ermangelt habe, bamit begrüns 
bet wirb, daß. bie verfaffungsmäßige, auf feäherem Wertrage beruhende 

Mitwirkung der Ennafkänhe. hei deu Zinamzuerwaltung unser Richtach⸗ 

. tung, der fländifchen Anträge durch hen $. 149 des Grundgeſetzes ein⸗ 

feitig von ber Regigzung, geregelt und big bisherige intenfine 

Kraft der Stände gegen ihren Willen bedeutenden Ein- 
trag erlitten habe. ' Atfo ein wohl erworbenes Recht der Staͤnde 

- wäre in ber obigen Omiffion verlegt worden, und der Zwed don @r. 
Majeftät Maßregeln wäre bie Herftellung der „intenfiden’’ Kraft der 
Stände! Hatten benn die Stände vor 1833, abgefehen von der buch 

das Schagcollegium verwalteten Steuercaffe, eine Mitwirkung bei ber 
Sinanzverwaltung? Und ift die Erhaltung einer fortlaufenden 

- Beberficht über den Gang des Staatshaushaltes weſent!licher We 
ftandtheil irgend einer Verfaffung, namentlich ber. von Se. Majeſtaͤt 

» wmeponisten?: Iſt nicht eine. ſobche ueberſicht überhaupt. exft /darch das 
Grundgeſet geſchaffen und non Er. Mqieſtuͤt miebes. vernichtet warden? 
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waftung&behörben gerichtete Klage von den Gerichten ſchon als⸗ 
bann follte angenommen werben hürfen, wenn ber Kläger erweislich 
bei der norgefenten höheren oder höchſten Berwaltungsbehörde bereits’ 
Hulfe gefucht und foldhe Innerhalb un angemefienen Zeitraums 
nicht gefunden habe. 

Müffen wir indefien dahin geftellt fein laſſen, ob dieſe Beſtim⸗ 
mungen als neue, dem beſtehenden Rechte in Hannover zuwiderlau⸗ 
ſende, und daher einer ſtaͤndiſchen Vetabſchiedung bedürfende Geſetze 
dürfen bezeichnet werben: jedenfalls Tann aus der Aufnahme der⸗ 
ſelben in das Staatsgrundgeſetz eine Richtigkeit des letztern im Gan⸗ 
zen nicht gefolgert werden, da in Hinſicht auf alle weſentlichen Be⸗ 
ſtandtheile der neuen Verfaſſung, namentlich in Hinſicht auf die 
ſtaͤndiſche Organiſation, volle Uebereinſtimmung Statt gefunden hat, 
und da eine fehlerhafte Verfügung in Hinficht auf den außerweſent⸗ 
lichen Inhalt eines Geſchafts, namentlich die mangelnde Ucherein- 
ſtimmung der Paciſcenten in Hinſicht auf einen ſolchen Inhalt, der 
Verbindlichleit des Hanptgefchäfbs nichts ſchadet, nach dem bei Aus⸗ 
legung von Rechtögefchäften überall een Grundfatze: ua per 
inutile non vitiatur *). - 

Geſetzt aber aud) ein vouftandiger Conſens der Regierung und 
der Stände habe in Hinficht anf den Inhalt des Staatsgrundgeſetzes 

nicht Statt gefunden, fo wäre ed Dach nicht Seine Mafeftät, welche 
eine Einrede daraus, als aus dem Rechte eines Dritten, zu formi- 
ren hätten; denn nicht ein Recht Sr. Majeftät, fondern ein Recht 
der. Stände wäre Durch Umgehung des ſtändiſchen Eonfenfes verletzt. 
Zwar wird behauptet, daß der König berufen fei, in der fraglichen, 
wie im jeber anderen Beziehung das Necht feiner. Untertbanen zu er- 
halten; allein abgeſehen bavon, dab Der Art. 57 der wiener Schhuß- 
arte, worauf fich dießfalls berufen wird, gar Teine Beziehung hie- 
her leidet, da nicht Die Sicherung der Rechte der Stände, fondern 
* die des Monarchen Zweck deſſelben ift, abgefehen ferner davon, daß, 
hätten Nechte der Stände Bintrag erlitten durch Berfagung einzelner 
ihrer Wunſche, diefelben am heften gewahrt worben wären burdy deren 
nachtraͤgliche Erfüllung, nicht aber durch Vernichtung des ganzen 
i. J. 1833 gewonnenen — ſo kann man doch gewiß 





VD. XXIE. 1. Pr. 20. 26, 29. — XLV. 1. Fr. 1. $..5. — €. VII 56, 
"36 8, 3. — Muͤhlendruch, Lehrbuch des Pandektenrechts, 8. 113. 
6* 
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ſelbſt von dem gewiſſenhafteſten Monarchen im Verhältniß zu den 
Ständen nicht mehr verlangen, als daß er denſelben Gelegenheit 
gebe, ihre Rechte geltend zu machen, nicht aber fle ihnen auſdringe. 
Run bat aber weder die grumdgefepliche, noch die von Seiner 
Majeftät mit Berufung auf das Patent v. 3. 1819 eingerufene 
Ständenerfammlung die Ungältigfeit des Grundgeſetzes wegen ats 
geblich mangelnden Conſenſes behauptet; wielmehr iſt dieſer Man⸗ 
gel, wenn er je nad) dem Angeführten rechtlich in Betracht kommen 
fönnte, durch nachträgliche Genehmigung gehoben worden; Denn 
nicht nur haben die Stände feit Exkaffung des Grundgefeges niht 
demfelben widerfprochen, fondern auch in der Adreſſe vom 17, Der. 
.1833 ausdrüdlih erklärt: 
„Sind audy nicht alle von den Bertretern des Landes ausges 
fprochenen Wünfche erfüllt, das Land und Die getreuen Stände 
fchägen darum Diejenigen Wohlthaten nicht minder, welche fie 
allein der ruhmmwürbigen Feſtigkeit verbanfen, mit der Em. 
Königl. Majeftät das gegebene Wort gelöfet. Unerſchütterlich 
bauend auf Ew. Königl. Majeftät Entſchluß, Die ertheilten Zu⸗ 
tagen offen und redlich zu erfüllen, nehmen auch Die getreuen 
Stände dieſes Staatsgrundgefeh, wie foldhes von Ew. 
Königl. Majeftät publicirt worden, anal Grund⸗ 
lage des Staats, und werden nichts verfäumen, was dem⸗ 
felden Beſtand fhern kann.“ 
Die Berbindlichfeit dieſer ErHärung kann keineswegs etwa aus dem 
Grunde beſtritten werden, weil nicht die conſtituirende Verſammlung 
v. J. 1832, ſondern die conſtituirte Verfammlung v. 3. 1833 
diefelbe abgegeben babe; denn in Hinficht anf Die. Organifation der 
allgemeinen Ständeverfammlung waren Regierung und Stände durch⸗ 
aus einverftanden;z Die Verfanunlung von 1833 Tonnte ſich alfo von 
Rechtswegen ald Nachfolgerin der conftituirenden Stände in ber. 
Landes⸗Repräſentation betrachten und einen mangelhaften Eonfens- * 
berjelben, wenn je ein ſolcher vorhanden, mit Wirkung ergängen; 
denn nicht auf die phyfiihen Perfonen, welde die moralifche Per: 
fon der Ständeverfammlung darftellten, fam es hierbei an, fondern : _ 
darauf, daß folde dem Geſetze gemäß gerufen und zuſammengeſetzt 
ward. „Jedenfalls würde der gedachte Einwand für Die Maßregeln 
St. Majeftät des jehigen Königs wider das Staatsgrundgefeg zu: 
viel beweifen, indem diejenigen Stände, welche en zur 
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Berathung einer neuen Berfaffung einzurufen geruht haben, weder 
Kach Maßgabe des Patents ». I. 1819, noch in Gemäßheit des 
Staatsgrundgefeges vom Jahr 1833 gebildet *), umd gerade Diefel- 


ben Beſtimmungen des Staatsgrundgefehes, welche nach dem Obt- 


gen allein einen formellen Anftand- bilden Fönnten, in den neuen 
Entwurf einer Berfaffungsurfunde ($$. 24 u. 32) von der gegen- 
wärtigen Regierung wieder aufgenommen, alfo ohne Zweifel gleich: 


falls für zweclmaͤßig erkannt worden ſind. 


BB. Der Art. 56 der wiener Sa mnäcte: Br 


Die Schlußacte der wiener Minifterialconferenz v. J. 1820 be- 

ftimmt Art. 96: 

„pie in — Wirtſamleit beſtehenden landſtaͤndiſchen 
Verfafſungen können nur auf verfaſſungsmäßigem 
Wege wieder abgeändert werden.“ 

Eine Verlegung dieſes Artikels wird der früheren Regierung Hanno⸗ 

vers darum Schuld gegeben, weil folche das Batent v. 3, 1819 

nicht auf vertragsmäßigem Wege aufgehoben, oder, um 

mit dem Patente vom 1. Nov. zu reden, weil fie das Staatsgrund⸗ 
gejeb mit den von ihr für nothwendig oder nützlich gehaltenen Ab: 


anderungen am 26. Sept. 1833 yerfündigt habe, ohne daß letztere 


zuvor den allgemeinen Ständen mitgetheilt und von ihnen wären ges 
nehmigt worden. 

Wider dieſe Beichuldigung wird jedoch Se. Mojeftät der höchft- 
felige König, deſſen bundesfreundliche Gefinmungen ohne Zweifel 
ebenfo ſehr wie fein erprobter Rechtsfian noch in allgemeinen dank⸗ 
baren Andenfen bei feinen früheren deutichen Unterthanen ftehen, 


leicht zu vertheidigen fein, Bor Allem Tönnte es zweifelhaft fein, 


+ 


ob vertragsmäßiger ober verfaffungsmäßiger Weg mit 
dem Patente vom 1. Nov. geradezu ſynonym dürfen genommen wer- 
hen, da in dem Art. 36 der wiener Schlußacte keineswegs gefagt 


iſt, Daß der verfaffungsmäßige Weg nur der vertragsmäßige fei. 


Sodann aber ſcheint die Berufung Seiner jegt regierenden Majeftät 
auf das. UNE um J o weniger gerechtſertigt au fein, Se 


9 Vrgl. Actenftüdeser ſechſten allgemeinen Staͤndeverſammlung des Koͤnig⸗ 
=. Hannover, 1. Diät., Heft 1, Ar. ? u. 3. 
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Höchſidieſelben Selbſt ein Verfahren eingeſchlagen haben, welches, 
geſetzt auch die Einwendungen wider das Staatsgrundgefep: wären 
noch fo fehr begründet, den Anforperungen des Art. 56 der Schluß: 
acte keineswegs entfprechen bürfte, indem Se. Majeftät nicht nur 
dieſes in anerfannter Wirkſamkeit befindliche Grundgefeh geradezu 
einfeitig aufgehoben, fondern andy Die vorangegangene Verfaflung 
v. J. 1819, welche dem gemäß um fo gewifjer wieder hätte vollkom⸗ 
men hergeftellt werben ſollen, bei Seite gefegt haben durch Anord⸗ 
nung einer allgemeinen Stänbeverfammlung,, von welcher Die Mit: 
glieder des Schagrollegiums mit ihrem alten, in Dem Patente vom 
Jahr 1819 anerfannten Lanbftanbichaftsrehte zum Voraus ange 
ſchloſſen wurden. 

Zur Sache ſelbſt übergehend müffen wir daran Br daß, 
wie oben bereits gezeigt worden, die Einwilligung Det Stände in 
die neue @rundverfaffung des Königreichs in der That vorhanden. 
- war, und daß nur in einzelnen hiemit zufällig in Verbindung gefebs 
ten Beitimmungen jener Eonfens anfangs fehlte, hintennach aber 
burch ausbdrüdliche und ſtillſchweigende Ratihabition der neuen 
allgemeinen  Ständeverfammlung fupplirt wurde. Insbeſondere iſt 
darauf aufmerffam zu machen, daß jene Einwilligung bei feiner ein» 
zigen Aenderung des Patents v. I. 1819 abging, und daß alfo der 
Art. 56 der Schlußacte, auch wenn hierin die Bertragsform bei 
abaͤndernden Verfafſungsbeſtimmungen durchaus gefordert fein follte, 
in dem Staatsgrundgeſetze volftändig gewahrt erſcheint. 

Wenn wir übrigens unter verfaffungsmäßigem Wege im Sinne 
des Art. 50 der wiener Schlußacte überhaupt denjenigen Weg zu bes 
greifen haben, welchen Die bisher beſtehende Landesverfaſſung vor⸗ 
zeichnet *), fu koͤnnte ſelbſt noch der Zweifel entſtehen, ob Diele 
Ratihabition in Gemäßheit des Batenis v. I. 1819 zur Gäftigkels 
der namen Landesverfaffung nothwendig war. “Da nämlich hierin 
(8. 6) der alfgenteinen Stäͤndeverfammlung außer dem Rechte der 
Steuerverwilligung nur „das Recht auf Zurathzichung bei nen 
zu erlaffenden allgemeinen vandesgeſetzen““ und das Recht , aber Die 
zu ihrer Berathung gehörigen Gegenſtaͤnde Vorſtellungen zu machen, 
eingerämmt ift, und de auch in ber Periode von 1819 Dis 1832 der 

Regierung bei Ausführung des Patents und felbft bei Der Ianbftäns - 


) Mauernbredher, Deutſches Stantörcht, $. 1. . 
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bifchen Organifation, wie 3. B. hinfichtlich der Ausdehnung ber 
Repräfentation des Bauerftändes factifch freie Hand gelaffen worden ; 
fo Fönnte es ſcheinen, als ob Die Regierung überall an Die ſtaͤudiſche 
Einwilligung zu ben einzelnen Beftimmungen des Stantögrundger 
ſeßges, fo wie anderer Geſetze rechtlich nicht gebunden geweſen, und 
jedenfalls der in den Bablicationspatente. von 36. September 1833 
aufgeſtellte Unterfchieb zwiſchen folchen. Punkten, welche ber Zu⸗ 
ſtimmung der Stände bedürfen und andern, wobei dieſe nicht be⸗ 
dürftig, juriſtiſch begründet fei? Allein abgefehen von dem Zweifel, 
ob unter dem Rechte auf ‚„‚Zurdibjichung‘’ bios die, Befugniß zu 
einer unverbindlichen Gonfultation und nicht vielmehr dus usakte 
ſtaͤndiſche Recht der Zuftimmung zu den von dem Landesherrn 
mitgetheilten Geſetzesvorſchlaͤgen verftanden ſei, möchte doch jenes 
beſchraͤnkte Recht Des Beiraths feinen Falls zu beziehen fein auf Yb» 
Anderung einer in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden land: 
ſtaändiſchen Berfafjung, wovon im Art. 56 der Schlußacie 
die Rebe iſt, und wozu ſchon nad) den Grundſaͤtzen des alten Reichs⸗ 
ſtaatsrechts Die vorgängige Stuwilligung der Landſtaͤnde ſtets er⸗ 
forderlich war *). 

Reue Brivilegien fonnten Dagegen den Ständen auch nad) dem 
Art. 56 der Schlußarte ohne ihre beſondere Einwilligung von dem 
Könige verliehen werden; und ebenfo blieb eine weitere Ausführung 


der verabſchiedeten Berfafiung und Die Redaction derſelben der Gefege 


gebung überlaffen. 
Da nun, wie gefagt, an dem Inhalte Des Patents v. J. 1819 


durch das Stantsgrumbgefe lediglich nichts geändert iſt, ohne daß 


die foͤrmliche Zuftimmung der Stände ſchon vor deſſen Promyl- 
nation etfulgt wäre, fo ficht man in bet That nicht ein, wie bet 
Art. 56 der Schlußacte zur Rechtfertigung einer Maßregel herbei- 
gezogen werden morhte, welche lautet als irgend eine andere dieſen 
Artikel geradezu verletzt, inbem fle eine Verfaffung zerſtoͤrte, welche 
in befter Form zu Stande gebracht, ihre wohlihätigen Wirkungen 
täglich mehr beftäftigte, und, was der Prüfſtein jeder Sffentlichen 
Verbeſſerung, bereits im Bolfe ſelbſt lebendigen Boden gewonnen 
Hatte, der ihr nur mühfanı wieder zu entstehen fein Dürfte. 


*) Leiſt, Lehrbüch des beutfähen Staatsrechts. Gottg. 3003. ©. 201. 


E 2. KRenfdher: - 


C. Die neneſten Vorgänge in Hannover. 


Vielleicht iſt es nicht unangemefien, an dieſem Otte Die deage 


zu unterſuchen: 
in wie fern etwa durch die neueften Borgänge i in Hannover. feit 
- Aufhebung des Stantsgrundgefepes dieſes Geſetz elbſ. in den 


Hintergrund getreten und einer anderen gültigen uud — 


Schöpfung Platz gemacht habe? | 

Wir würden diefe Yrage für ziemlich überflüfflg gehalten haben, 
wenn nicht in einem öffentlichen Actenftüde, nämlich in einem. Er⸗ 
laſſe der fönigl; Landdroſtei zu Osnabrüd an den dortigen Magiſtrat 
von 2, Mai 1838 auf allerhöchſten Befehl die Verbreitung non Per 
titionen um Wiederberftellung des Staatögrundgefeged aus. dem 
Grunde als. unzuläffig verboten worden wäre, ‚weil von St. Fönigl. 
- Majeftät die Aufhebung des vormaligen Staatsgrundgeſetzes erſt 
nach langer und forgfältiger Prüfung aller Verhältnifie beſchloſſen, 
die durch das Patent vom 7. Dec. 1819 eingeführte landftändifche 
Verfaſſung für Die rechtsgültige erffärt, und Dies thatſächlich 
vom Lande durch Erwählung und Abfendung der in 
gehöriger Anzahl erfihienenen Depntirten zur gegen- 
wärtigen allgemeinen .Ständeverfammlung aner—⸗ 
fannt worden ſei.“ Hierbei wurde noch als unzweifelhaft er: 
"Härt, daß, nachdem die allgemieine Ständewerfammlung fich ordnungs⸗ 
mäßig conftitwirt und vollgültige Beſchlüſſe gefaßt habe, die durch 
208 Patent vom 7. Der. 41819 eingeführte landſtaͤndiſche Verfaffung 
in voller Wirkſamkeit fei,. und daß den gegen ſolche Verfaſ⸗ 

fung gerichteten Petitionen niemals Folge gegeben werben fünne. 
Hiernach wird von Seite des Föniglichen Cabinets zu Hannover 
angenommen, daß das Staatögrundgefeh v. 3. 1833 ſchon darum 
nicht mehr angerufen werden fönne, weil nicht dieſes, fondern wies 
der das Batent vom 7. Dec. 1819 in voller Wirkfamfeit ſei. Etwas 
an diefer Behauptung ift allerdings fogleich zujugeben: daß das 
Staatsgrundgeſetz gegenwärtig nicht in voller Uebung ſei. Allein 
was it Schuld an diefem Zuſtande? Dod gewiß nur die Maßre- 
gen, wodurch Se. Majeftät ſeit Ihrem Regierungsantritte daſſelbe 
einfeitig feiner bis dahin anerfannten Wirkfamfeit entzogen haben, 
insbefondere das Patent vom 1.Nov. 1837, wodurch geradezu feine 
Unverbindlichleit auf die unumwundenſte Weife erflärt ward; Aller 
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dings kann jeder Staat: vermöge der ihm zukommenden Autonomie 
in Entwicklung feiner öffentlichen. Einrichtungen beliebig vor oder 
rückwaͤrts gehen, und öfters .ift ein ſcheinbarer Rückſchritt eben fo 
gewiß ein Fortfchritt zum: Guten, ald umgefehrt ein feheinbares Barr 
wärtsgehen eine Ruͤckkehr zu demſelben Ziele, von welchem man ande 
gegangen. Auch die hannöverſche Regierung hatte unzweifelhaft 


das Recht , in Uebereinftimmung. mit den rechtmäßigen Ständen den 


Berfaffungszuftand .v..3. 1853 zu verfaffen, und felbft zu der all- 
gemein für umvolftändig und ungenügend gehaltenen Berfaffung 
v. 3. 1819 zurückzukehren, wenn der Wunſch und das Bedürfniß 
des Staats dies erheifchen ſollte. Aber. find diefe Bedingungen ei⸗ 
aer Berfaffungsänderung in gegemwärtigem alle erfüßt?. Hat ſich 
die Nation in irgend, einer Weiſe für die Aenderung erklaͤrt? IR 
eine ſolche Erklärung inshefondere erfolgt, bevor Se. Maieflät den 
entfcheipenden Schritt. en haben? Oder u en etwa nach⸗ 
gefolgt? 

Auf alle dieſe — vermoͤgen wir nur mit Nein! zu Adler 
ten; denn das einzige rechtmäßige Gefammtorgan des Volkes, die 
allgemeine Ständeverfammlung , zufammengefebt und berufen nad 
den Vorfchriften des Grundgeſetzes, haben Seine Majeftät alsbald 
nach Ihrer Ankunft in der Refivenz vertagt, ohne ihr auch nur ein 
einziges Gehör, das fie jo ſehr wünfchte, zu geftatten. Diefelbe 
Berfammlung warb endlich mit der Berfaffung felbft, worauf fie be⸗ 
vuhte, durch das Patent vom 1. Rov. 1837 ganz aufgelöft und ſo⸗ 


mit außer Stand gefebt, über die ohne ihr Zuthun erteilen Schritte 
irgendwie eine Erklärung abzugeben. 


Fragen wir nun: wodurch fol die Anerkennung des neuen Zus 
ftandes bewirkt worden fein? fo antwortet Darauf der landdroſteiliche 
Erlaß vom 2. Mai 1838: 

durch Erwählung und Abfendung der: in geböriger &n- 

zahl erfchienenen Deputirten zur allgemeinen ade 

lung v. S. 1838. 

Es ift wahr, eine Novation Tann nad den Anfichten mancher 
Rechtslehrer auch ſtillſchweigend gefchehen, und wenn gleich in neuerer 
Zeit mit Rüdficht auf die const. ult. Cod. de novationibus et dele- 
galionibus (VIII, 42) wieder behauptet worden, daß nur die aus: 


drücklich erklärte Veränderung eines Obligationd- Verhältniffes zu: 


oe NMecyſchert 


tätig ſei 2), To glauben doch auch wir annehmen: zu mſſen, daß 
unter Umſtaͤnden der eutſchiedene Wille der Intereſſenten, zu ubviren, 
wu aud tontlabenten Thatſachen könne geſolgert werden, zumal 
va bie angefuͤhrte Gefeheoſtelle sur eine durchnus poſttive, auf ge⸗ 
wiſſe foͤrmliche Bnichäfte bezuͤgliche Beſtiammig enthält, Deren Ans 
wendung auf ſtaatstechtliche Verhaͤltniſſe mit Grund zu bezwrifeln 
M. Sind aber ſolche Thatſachen in Hannvver vorgelommen, wor⸗ 
aus auf Die entſchiebene Abſtcht der hannöverſchen Stände, das Pa⸗ 
tent v. J. 1848 wieder am die Stelle bes Stunkögrunbgefepee treten 
au luſſen, koͤnnte geſchloſſea werben? . - 

Die Erwählung und Abſendang von Deyutirien nut 
seen nach jenen Natente eingrrufenen Stänbeserfanmnksag recht⸗ 
fertigen biefen Schluß noch nichtz denn einmal haben dieft Haud⸗ 
Innigen unter Umfländen Statt gefunden, bei weldyen ber animus 
zovandi, d. h. der Wille auf das Stuatogrundgefetz zu verzichten 
und flatt deffen das alte Batent fich wieder gefallen zu laſſen, nicht 
wohl zu vermuthen ift 2), und dann war jene. Eiatufumg nr nad) 


1) Hepp, im Archiv für civ. Praxis, Bd. XV, Ah, il: 
.2) Wie ſchwer es ift, bei Anfechtung bes Staatögrundgefeges, Boden zu 
gewinnen, fieht man aus der von dem koͤnigl. Gabinette in der letzten 
Sitzung ber hohen Bundesverfammlung v. 3. 1838 übergeberien „Aus⸗ 
einanderfegung, daß die Berfaffung v. 3. 1819 in anerkannter Wirk 
ſamkeir ſtehe. Auch hier wird auf die Wahl zu der neuen Wudfäatims 
- ‚ung bad Hauptgewicht gelegt; Allein wenn es wahr fein follte, was 
bffentlige Blaͤtter berichtet haben, daß biefe Wahl an vielen Orten 
nur mit Widerſtreben und mit ausbrüdlichem Vorbehalte des Grund- 
geſetzes erfolgt, daß ferner von Geite bed Cabinets jene Wahl, felbft 
unter Drohungen, beziehungsweife Verſprechungen, befohlen und die 
beigefuͤgten Vorbehalte caſſirt worden, ſo muͤßte es auffallen, wie 
gleichwohl die ſtattgehabten Wahlen jetzt ald eihe Atterkennung bes Pas 
tents mögen ausgelegt werben. Das k. Cabinet gibt Zwar Aue theil⸗ 
weife jene Vorbehalte zu; allein was es hierüber fagt, bedarf eines 
Sommentars: „Die Städte Hannover, Lüneburg und Burtehube, ſo⸗ 
wie die nicht zur Kitterfchaft gehörenden Grundbeſitzer des erften Wahls 
diftricts in der Provinz Lüneburg hatten Anfangs das ihmen zuſtehende 
Bahiredjt dazu zu mißbrauchen gefucht, bei ben Wahlen Vorbehalte 
Hinfichtlich des Aufrechthaltung bes befeitigten Staategrundgeſetzes aus⸗ 
zufprehen. Solche Wahlen, die nicht dazu gesignet waren, 
die Deputirten ald auf den Grund der Händifchen Ver: 
faffung v. 3. 1819 legttimirtt und Biefer gemäß gewählt 
a haben Geine Majsftät eaffſitt.“ 
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einem Geſetze, welches dem Rechte und der That nach nimmer be 
ſtand, eine ungefehliche und darum nichtige Hanblung. Konnte 
hiernach dieſe Handlung ſelbſt Feine rechtlichen Wirkungen äußern, 
fo entbehrte. folcher nicht minder die in Folge derſelben geithehene 
Deputirtenwahl, geſetzt auch, dieſe wäre.überall und unbebingt und, 
wo ſie gefchehen, nicht ſowohl aus Reverenz gegen ben königlichen 
Befehl und aus Rüdficht auf die dringlichen Umſtaͤnde, als — 
aus wirklicher Luſt zur Veraͤnderung vorgenommen worden. 

Uebrigens ſteht der von der koͤniglichen Regierung angenamme 
nen Deutung noch Folgendes enigegen : 

1) Der Zwed einer Deputirtenwahl ik: mistelft der gewaͤhlten 
Deputirten Die Rechte des Volks geltend zu machen, nicht aber ww 
mittelbar durch die Wahl und Abfendung eines Bertroters eine be: 
ſtinimte Meinung auszufprechen. Namentlich) liegt Jenes im Geiſte 
des Repräfentativfnftems und der königlich Hannönerfhen Berfafe 
fung, welche Feine befondere Vertretung und Teine befonderen In— 
ſtructionen der einzelnen Provinzen und Stände in der allgemeinen 
Ständeverfammlung kennt, fondern nur den Ausfpruch der verſam⸗ 
melten Abgeorbneten des ganzen Königreichs in den beiden Kammern 
als den der Landesrepräfentation gelten läßt 9. Die Wabl- und 
Abfendung einzelner Deputisten von den Gemeinden und Bezirken. ift 
Daher für die Frage, von welcher es fih hier handelt, ein: völlig 
bebeutungslofer Act, denn nicht durch dieſe aber jene Handlung in- 
nerhalb einer einzelnen Eommune. oder eines beſtimmten Diftricte 
fonnte dem Staate Hannover der Anfpruch auf das Staatsgrunds 
geſetz vergeben werben, fondern lediglich durch die Ihätigfeit Der 
grundgeſetzlich verfammelten Stände felbft, und zwar mittelft eines 
auf zwei nach einander folgenden Diäten gefaßten Befchluffes , wo- 
bei in jedes Kammer der Ständeverfammlung wenigfiens drei Vier- 
tel der zum regelmäßigen Erfcheinen verpflichteten Mitglieder anwe⸗ 
fend geweſen und wenigftens zwei Drittel der Anweſenden für 2 
Veränderung geftimmt haben müffen 2). 

2) Die Formen der Berfammlung nach dem S 


1) Staatsgrundgeſet, $. 107. — Vrgk. Patent v. 7. Dec. 1819, 5. 1.2.8, 
— Gröffnungäsebe vom 28. Dec. 1819, bei Polis a. a. D., S. 265 
. und 266. 
2) S. ben Schluß des Staats grundgeſetzes. 
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and nach: dem Patente von 1819, besiehungsweife. den Wahlregle⸗ 
ments v. 3. 1882 find zwar vielfach übereinftimmend. Die Wahlen 
namentlich werden auf dieſelbe Weife eingeleitet. Deffenungeachtet 
war die Ständeverfamminng v. 3. 1838 nicht competent, über die 
Aufhebung oder Abänderung des Staatsgrundgeſetzes zu entſcheiden; 
denn abgefehen: davon, daß in der Zufammenfegung ber beiden 
Rammern das Staatsgrundgefeb Doch einige bedeutende Veränderun- 
gen getroffen hat (wie fie denn 3.3. die Mitglieder des Schaßcolle: 
giums nicht zuließ), ward jene Verſammlung ſchon darum eine 
geſetzwidrige, weil: fie nicht in Gemäßheit des Grundgeſetzes, viele 
mehr ausdrücklich unter der Borausfegung berufen wurde, daß dieſes 
Vrundgeſetz nicht mehr beſtehe; weil’ferner die Beamten der beiden 
Kammern nicht wie das: gefeglich. verabjchienete Reglement ) vom 
M;. Sept. 1833 vorſchreibt, auf das Staatsgrumdgefeh eidlich ver: 
pflichtet wurden, und weil endlich die berufene Berfammlung auch 
nicht nach der Berfaffung v.3. 1819 als Repräfentation des Landes 
angejehen werden konnte, Da einfeitig vom Könige, wenn ſchon ans 
nähernd den grundgefeplichen Beitimmungen , in der früheren ſtaͤndi⸗ 
schen Bertsetung Abänderungen vorgenommen worden waren. Go 
war zwar die Berufung der Deputirten vom Bauerftande allerdings 
der Verordnung vom 22. Febr. 1832 gemäß, allein da die ftändifche 
Zuftimmung hierzu nur für den im Jahr 1832 berufenen und 1833 
aufgelöften Landtag im Voraus extheilt worden war, fo feheint jene 
Erweiterung der Repräfentation auch im Verhältniffe zu dem Patent 
9.3. 1819 formell nicht gerechtfertigt zu fein. Auf der andern Seite 
wurde das. Schagcollegium, deſſen Repräfentationsrecht noch im " 
Batente von 1819. anerfannt war, nicht eingerufen, ungeachtet eine 
Berufung in der That fehr leicht geivefen wäre, da von den früheren 
9 landſtaͤndiſchen Mitgliedern nur eines seither mit Tod abgegangen 
ift, und auch Diefes abgegangene Mitglied durch N fogleich wies. 

der hätte erfegt werben Fönnen 2). 


41) Sammlung ber Geſetze, Berorbnungen und Ausfchreiben für das Koͤnig⸗ 
reich Hannover v. 3. 1833, 1. Abth. S. 347. 349. 

2) In der von bem Gabinet ber hohen Bundesverfammlung übergebenen 
„Auseinanderſetzung““ wird angeführt, daß das Schagcollegium darum 
nicht habe berufen werden konnen, weil es in ber That nicht mehr vors 
handen ſei; allein wenn bas Grundgefeg, wie von dem k. Cabinet 
behauptet wird, nichtig ift, fo ift es auch die Werorbnung v. 30. Juli’ 
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3) Auch die alfo ganz nad den Wunſchen des Eabinets eins 
gerichtete Berfanmmiung konnte nicht umhin, ihre Competenz in Zwei⸗ 
fel zu ziehen. Zwar macht es bie Heimlichkeit, worin die Verhand⸗ 
lungen derfelden gehalten wurden, unmöglich, Genaueres hierüber 
zu erheben; auch ſcheint es, Daß die zweite Kammer anfangs, als 
jie noch in ſchwacher Anzahl verfammelt war, weil ein großer Theil 
der Wahlcorporationen gar nicht wählte, oder weil ihre Deputirten - 
wegen des ihrer Wahl angehängten Vorbehalts des Staatsgrund- 
geſetzes zurüdgefchicdt worden waren, eine ſehr unfidhere Stellung 


dadurch einnahm, daß fie fih gleichwohl auf Berathung des vor: 


gelegten Berfafjungsentwurfs einließ. Indeſſen haben dem Ber 
nehmen nad) die beicheidenen Zweifel, weldye die Kammer ſchon 
Anfangs in einem an Seine Majeftät gerichteten Schreiben hinficht- 
lich ihrer rechtlichen Eriftenz geäußert, allmälig , je weiter das Bes. 
tathungswerf vorrüdte, mehr an Feftigfeit gewonnen, und, nach⸗ 
dem es niemalen gelingen war, eine reine Mehrheit zu Gunften ber 
Aufhebung des Staatsgrundgefeges zu erlangen, ward endlich von 
der zweiten Kammer am 25. Juni 1838 auodrücklich erflärt: ' 
„Stände wollen Die Verfafjung, welche ihnen von Sr. Ma- 
jeftät vorgelegt ift, berathen, fie müfjen indeß der Anficht fein, 
daß dadurdh diejenige Berfaffung, welde vor 
. dem Antritte der Regierung Sr. Majeftät recht—⸗ 
mäßig beftanden, nicht anders befriedigend auf: 
gehoben oder abgeändert werden könne, als 
wenn die nad dem Staatsgrundgefege begrün- 
dete Repräfentation, ſowie die Provinzialftände 
dazu ihre Zuftimmung ertheilen *); 





. 1834, weburd das Schageollegium zu Kolge befjelben. aufgehoben wors 
den. . Ebenfowenig ftihhaltig iſt die Behauptung, daß die dermalige 
Ständeverfammlung felbft den Mangel der Schagräthe in ihrer Mitte 
ihrem RepräfentativsCharakter ‚nicht für nachtheilig erachtet habe; denn 
angenommen auch, bie Berfammlung hätte dies wirklich erklaͤrt (bie Er⸗ 

laͤrung ber zweiten Kammer, daß fie überhaupt incompetent fei, ſcheint 
ihr zu. wiberfprechen) : fo würde daraus nichts folgen, da eine Abaͤn⸗ 
berung ber Berfaffung, wie das Gabinet felbf zugibt, nur durch fdrms 
liche Bereinbarung und zwar mit ber verfafiungsmäßig componirten 
Staͤndeverſammlung moͤglich iſt. 

) S. Nachtraͤgliche Ueberreichung des Magiſtrats und der Alterleute der 
Stabt Dönabräd an bie. habe deutſche Bundesverfammlung, ©. 4: 
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werauf eine plögliche Reriagung eintrat. Seither ſind zwar bie 
nenen Stände auf den 15. Febr. 1839 wieder einberufen ?), allein 
da bie zweite Kammer nicht in beſchlußfaͤhiger Anzahl zu —* 
kam, abermals anf ———— —— worden Da 


41), Dad an bie wicher verſammelten Staͤnde gerichtete koͤnigl. Schreiber 
vom 15. Febr. 1839 enthält zwar nochmals bie Behaupfung, daß das 

. Yatent vom 7. Dec. 1819 wieder in anerkannte Wirkſamkeit getreten 
fei, allein ohne neue Gründe dafür‘ anzuführen. Wichtig ift indeffen 
für die Würdigung bdiefer Behauptung bas Eingeftänbniß jenes Schrei⸗ 
ben, daß Seiner Majeſtaͤt es nicht Habe unbekannt bleiben koͤnnen, 
wie bie Aufhebung bes Gtaatögrundbgefeges bei manchem Ihrer. getreuen 
Untertbanen Bedenken ersegt, daß die Mothwenbigkeit dieſes Schritte 
nicht allgemein anerkannt und die Wiedereinführung des Grundgeſetzes 
für möglich, ja für wünfchenswerth gehalten worden, daß diefe Betrach⸗ 
tung bie Vorlegung eines Verfaſſungsentwurfs an’die neue Ständevers 
ſammlung zur Folge gehabt habe, heffen ferner! Beratbung aber nach 
dem, was vorgekaemmen, nicht mehr gefkattet werben koͤnne, indem 
Se. Majeſtaͤt quf dem kuͤrzeſten Wege ben Erwartungen entſpre⸗ 
‚hen wollen, welche man nad) den von Ihnen offen dargelegten Anſich⸗ 
ten zu begen berechtigt fei, und „ausdrüdlih wiederholen’, 
daß Sie durchaus keinen Zweifel barüber zulaffen koͤn⸗ 
nen, baß eine andere Verfaffung in dem Königreiche rechtlich beftehe, 
aba diejenige ; welche in dem k. Patente v. 7. Dec. 1819 ihren weſent⸗ 

. lichen Grund habe, Wie mag man in bemfelben Augenblide, ba auf 
folche Weife Stillfchweigen auferlegt wird ‚aus dieſem Stillſchweigen 
auf Einwilligung ſchließen? 

2) Gewiß iſt es Pflicht eines Deputirten, entweder an den ſtaͤndiſchen Ge⸗ 
ſchaͤften Theil zu nehmen, ober feine Entlaſſung einzugeben; denn es 
iſt nicht fein Recht, das er ausübt, ſondern ein fremdes (ein Volks⸗ 
reiht); allein ein poſitives Zwangsmittel geben unſere deutſchen Ver⸗ 
faſſungen nicht: Mohl, Wuͤrttemb. Staatsrecht, I. S. 510); aus ben 
allgemeinen Grundſaͤtzen des Mandats folgt aber nun, daß der Auftrags 
geber, d. 5. das Moll im Ganzen (von welchem der Deputirte nad) 

- dem Syſtem ber Bolkavertretung bad Mandat abzuleiten hat) — nicht 

» ven befündere Wahlbezirk das Maadat widerrufen kann. Daß Namens 
des Bolfa die allgemeine Stuͤndeverſammlung in Gomeinſchaft mit der 
Megiezung biefes, wie andere Volksrechte ausüben kann, babei: habe 

. 6b keiner Anftand, aber er verftcht fih, nur bia competente Stände: 

: ‚yerfammiung. ‚Ebenfo kann auf bemfelben Wege, auf melchem bie Ver⸗ 
faffung überhaupt abzuändern ift, audy einer Koͤrperſchaft ihr Wahlrecht 

entzagen werben ...nicht aber einfeitig von ber Regierung. Wenn nun 
freilich eins Standeverſammlung nicht zu Stande korumt, fo bann auch 
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4). Man konnrte nun zwar nerfucht fein, aus der im Lande alle 
wärtd vorgenemwmienen Huldigung und aud der von eben erwaͤhnter 
Ständeverfanunlung ausgegangenen Steuerverweilligung , wie uͤber⸗ 
haupt aus der forigeſehten geiseuen Erfüllung der Untenthonenpilich- 
ten im Lande Dannover auf eine ſtillſchweigende Geuehrihaltung 
der yon derdortigen Regierung porgelehrten Schritte wider dag Stasts- 
grundgeſetz zu. ſchließen. Allein was die Huldigung beteift, ja kann 
hierin auf einen zu Recht beſteherden Verzicht. auf Bas Onunbgeieh 
wieder darum nicht geſchloſſen werben , weil ſo wenig Dusch Rewerft 
Einzelnen, als in Ferm yon Uryerfammlungen eine Abänderung der 
Stnatenerfaffung rechtlich möglich iſt, ſondern einzig und allein auf 
dem oben beuerkten Wege eimer wiederholten fkämetichen Beſchluß⸗ 
faftung. Uebrigens ſteht Die dem Könige eidlich zugelagte Dienf- 
pfliche, wenn auch Dabei des Staatsgrundgeſehzes nicht erpaͤhnt 
worhen, mit ber Berbindlichleit zur Aufrechthaltumg dieſes Geſetzes 
keineswegs im Widerſpruch. Vielmehr können beiderlei Plichten 
neben einander beſtehen, und aus Der Iguoritung ber einen oder Der 
andern folgt daher fo wenig eine Entbindung von derſelben, als qus 
der einmaligen Nichtausübung eines Rechts nothwendig ein Verzicht 
‚auf dieſeo Recht ſelbſt. 

3) Sp wenig yon der. Huldigung ber Magiftente und koͤ— 
nigliden Diener ober auch von Auer allgemeinen Landeshuldi⸗ 
gung die Werbindlichkeit Der Untenikeum zu ftaatsbürgerfichem- 
Gehorſam gegen des mern rechtmäßigen Landesherrn ahhaͤngt, 
fo. wenig hindert auf der andere Seite bie Verweigerung des Rex 
gierungseides von Seite. eines Nnchfelgers Die Foridauer einen 
zuvor beſtandenen Verſafſung. Obgleich vun der gegenwaͤrtige 
Monarch in Hannover unterlaſſen hat, feirem Autrittopatanto 


ein Beſchluß der chen angekührden Yat. nicht: au Stande kommen; in⸗ 
beffen wird in einem Staate, wo bie Volksrechte geachtet werben, die⸗ 
fer Kalt nicht leicht eintreten. Was übrigens den vorlitgenden Fall 
betsifft, fo find die Waahlbegechtigten ip rine traurige Altermatige gefstts- 
denn wenn fie wählen, fo nimmt des Gabinsk au, daß fir. auf das, 

Gyrundgeſetz verzichten wollen, wählen fie nicht, ſo werben fie. des Wis 
derftandes befchuldigt und mit dem Verluſte des Wahlrechts bebroht. 
Unb body. bleibt den GSorporationen kaum etwas Anberes Abrig, als von 
ihrem Wahlrechte Leinen Gebrauch zu machen, ba fie baffelbe nur has 
ben für eine wach dem Gkainbgeikäe: eingenufene Verſammlung. 
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die in dem 5. 13: des Stantsgriindgefepes vorgeſchtiebene Ber- 
fiherung. der -unverbrüchlichen: Feſthaltung der Landesverfaſſung 
beizufügen, nad) welcher erft verfaffungsmäßig bie Huldi⸗ 
gung erfolgen fol, fo werden doch Seine -Majeftät fo wenig auf 
die eine Handlung als auf die Unterlaſſung der andern ein recht⸗ 
liches Gewicht zu legen gemeint fein. 

6) Was dagegen die Steuerverwilligung betrifft, fo ift es 
allerdings wahr, daß die von St. Königlidyen Majeſtaͤt nach dem 
Patente von 1819 berufene Ständeverfammlung das Budget von 


18375, auf Ein Jahr im folle prorogirt*), mithin eine Handlung 


vorgenommen bat, welde nur den grundgeſetzlich conftituirten 
Kammern zugelommen wäre; doch ſpricht au dieſe Handlung, 
wenn fie je bei dem mangelhaften RepräfentatissCharakter der da⸗ 
maligen Stände gefegliche Wirkungen äußern fönnte, nicht fowohl 


gegen als für die Foridauer des Grundgeſezes, da die grund⸗ 


geſetzlich geprüften und verwilligten Steuern es find, weldhe nach 
jenem Beſchluſſe noch 1 Jahr fort erhoben werben fellten. Ebenſo 
ift endlich 

7) das ruhige Verhalten der hannöverfchen Unterthanen bei 
den Angriffen auf das Theuerfie, was einem Volke zufommt, 


feine Berfaffung, nur ein Beweis mehr für die treue Anhäng- | 


lichkeit derfelben an ihr rechtmäͤßiges Yürftenhaus und für ihre 
Bereitwwilligkeit, auf frieblichem Wege einen betrübenden Streit 
zu endigen, der für die öffentliche Ruhe allerdings gefährlich wer 
den Fönnte, und ſchon jegt Die Vernichtung der äußern Griftenz 
mehrerer Öffentlichen Diener zur Folge gehabt hat, welche es ge- 


wagt haben, Widerſpruch gegen die einfetig — des 


Grundgeſetzes einzulegen. 


8. 4 Einwendungen wider die materielle Verbindlichkeit 
des Staatsgenidgefenes. - 


Sind nad dem Bisherigen die Einwendungen wider die for⸗ 
melle Gültigkeit des Staatsgrundgeſehes nicht für begründet zu 


halten, ſo fragt es ſich weiter: 
inwiefern etwa in materieller Hinſicht daſſelbe einer en 


tung BaNeaDEBEN 
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"Sicher gehören folgende Gründe, wovon: der eine in dent Pa- 
tente vom 5. Juli, der andere in dem Patente vom 1. — 
1837 geltend gemacht wrden. 

a) das Staatsgrundgeſetz gebe keine hinreichende Gewahr 
für das dauernde Glüäd von Sr. Majeflät Runecchasen 
deren Wohl Ihr unabläffiges Beftreben ſei; 

b) daffelbe enthalte mehrere Beftimmungen, welche die agna- 

‚tiihen Rechte tief ie und fogar die Regierungsrechte ver- 
leben. 

Man flieht wohl, dieſe Gründe find von. ganz verfchiedener 

Art. Der erſte findet in dem Orundgefege das Glüd. des Bolfs, 
der zweite die Rechte des Könige gefährbetz beiden zu lieb follte 
die Verfafiung aufgehoben werden. Es Tönnte fogar- jcheinen, 
daß in Diefer Verbindung zweier verſchiedener Fundamente ein 
Widerſpruch liege; fofern damit gefagt fein follte, daß einerfeits 
die Rechte des Regenten durch Das Grundgeſetz zu Gunften bes 
Volks allzufehr gefehmälert worden, währen doch gleichzeitig bes 
hauptet wird, daß dafjelbe nicht zu feiner Wohlfahrt gereiche. 
Allein. diefer Widerfpruch ift Doch wohl nur ein ſcheinbarer. Es 
laßt ſich nämlidy allerdings’ denken, daß die Rechte eines Staats- 
oberhauptes und damit zugleich die eventuellen Rechte des Thron: 
folger8 .auch zum Nachtheile des Volks gefchmälert werden, wel: 
dein eine zu weit gehende oder zu unpaſſend vertheilte Freiheit 
nicht zufagen moͤchte. Die Aufgabe der_verfafiungsmäßigen Ein⸗ 
herrſchaft befteht ja eben darin, die Rechte der Regierung und 
der Unterthanen in ihrem Einflange zu zeigen, das Wohl des 
Volks und das der regierenden Familie mit und: Durdyeinander zu 
erſtreben. Warum follte alfo nicht eine Benachtheiligung des .eis 
nen Theils den andern mittreffen fönnen? Doch müflen wir be- 
zweifeln, daß eine ſolche wechfelfeitige Benachtheillgung in dem 
Orundgefege des Königreih$ Haunoper flattgefunden habe, wel- 
des die verfchiedenartigften Anſprüche der jetzt sum erſten Dale 
fefter vereinigten, Pryeinzen md. Btände ‘zu. befriedigen fchien. 
War ja bafjelbe ug, Tagen ‚Seite; des audern aufgebrungen, noch 
übereilt,, ſondern Dg4 -I ah, einſt. jangen, ruhigen, von bei⸗ 
den Seiten, wãlüg freien Berathung, ‚nicht ein vereinzelt flehen- 
des Machwerf zu Befriedigung theoretifchen Sinus sder des Rei- 


358. der Neuheit, ſondern - Glich weiber in der ——— 
Zeitſchrift f. d. deutſche Recht, 2. Br. 1 
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gegebener Zuſtande, und wenn gleich berüdfchtigend die brin- 
genden Anforderungen der Gegenwart, fo Doch nicht minder zu⸗ 
fammenhängend mit ber Vergangenheit und dadurch Buͤrge einer 
guten Zukunſft. 

Auch von den durchlauchtigſten Agnaten des königlichen Hau⸗ 
ſes ſchien ein Widerſpruch nicht gefürchtet werden zu müſſen; war 
ja in dem Cap. II des neuen Geſetzes ihren bisherigen Rechten 
eine neue Gewaͤhr und in dem 2. Abfchnitte des VI. Capitels 
eine neue wichtige Befugniß, die des Sitzes und der Stimme in 

der erſten Kammer, Tinzugefügt worden, und war dad Grundgeſet 
felbft unter den Auſpicien und amter Mitwirkung eines dem Throne 
fehr nahe ſtehenden Töniglichen Prinzen entftanden, und gehörten 
endlich Seine jeßt vegierende Mazeftät ſelbſt eiirer hohen Familie 
an, welche niemals öffentlichen Inſtitutionen abgeneigt, fonbern 
an weit ausgebehntere Bolförechte in einem andern gropen Koͤnig⸗ 
reiche gewoͤhnt worden war. 

Zwar wird in dem Patente vom 1. Nov. verſichert, Seine 
Majeſtät haben Das Grundgeſetz niemals anerkannt, fondern offen 
Ihren Widerſpruch zu erkennen gegeben; allein wenn einerfeits 
hiervon öffentlich nichts verlautete, fo mochten amdererfeitd Die 
Einwohner des Staats Hannover fi um fo ruhiger Dem Ver⸗ 
temen auf den gewonnenen Rechtszuſtand hingeben, als bereits 
in vielen andern Staaten die öffentlihe Berfaffung auf ähnliche 
Weiſe geordnet worden war, und als die einzelnen Provinzial: 
Tandf&haften in Hannover, fo "wie in den neu erworbenen Landes⸗ 
theilen früher zum Theil gleiche, wo nicht weitergehende, Rechte 
bergebracht Hatten. Auch was nad Erfeinung des Grundgefehes 
in Sande Hannover geſchah, giebt nur Zeugniß für die. durch 
vafielbe befärberte Ruhe, Cinigkeit und Staatswohlfahrt, wich⸗ 
wend Zerwürfniſſe, sie fie jetzt eben dort flaftfinden nnd zu Be- 
ſchwerden bei dem Bande: Aſchrten, wer dem Staatsgruudgefetze 
nicht erhoͤrt worden. IHREN Rt. 

Indeſſen haͤtte: alles RW HE SEM eRtät-Hein juriſtiſcher 
Abhaltungsgruud fein Tönnck, uni THE! begründete Ausſtellnn⸗ 
‚gen wider DaB Sianusgrundgeſeh ik eye Drke vorzubringen, 
und won ſelbſt verſteht ſich, daßwokn thohlerwbrdeneragnatiſche 
Mechte Sr. Majeſtuͤt durch diefes ISA genomimen werben ſollten, 
hirezu IE vor Allem Hätte gefuchi werben tollen; wo⸗ Wr 
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gegen andererſeits ein'wefentficher'Schler des Grundgefehes, insbefon⸗ 
dere eine Deteriorirung der Staatsgewalt wider ihren Begriff und 
Zwedl nicht ‚gehoben worden wäre durch jene Einwilligung. 


A, Berleguug, insbefsubere des Gemeinwohls. 


Daß eine Handfmg zum Beften des regierten Landes von 
dem Nachfolger in der Regierung nicht dürfe angetaftet werben, 
Darin waren alle älteren und neueren Schriftfteller einverfanben, 

Da aber der Begriff des Gemeinwohls fehr unbeftimmt ift, To 
hat man ſich zugleich nah rinem andern Entſcheidungsgrunde 
umgeſehen, und dieſen zuletzt darin gefunden, daß die Handlung 
des Borfahren, wenn dadurch umviverruflihe Rechte Dritter auch 
gegenfiber von dem Nachfolger follen begründet werben, der Ver: 
faffung und überhaupt denjenigen Einfchränfungen gemäß fein 
‚müfje, welchen der betreffende Regent unterworfen fet. Inter 
diefen Einfchränfungen hat ſich nun allerdings bei den Rechts— 
lehrern tanguam unum ex pluribüs auch wieder das Gemein: 
wohl geltend gemacht? Allein da in diefer Hinficht nicht darauf 
geſehen werden folle, vb der Endzwe der Handlung erreicht wor- 
den oder nicht, fofern nur derfelbe für ſich zur Zeit des Beginns 
fen nachtheiliger geweſen 2), und da zugleid, jeder Fürſt die Ver- 
muthung für fih hat, daß er feinen Pflichten gemäß zum Wohle 
feines Landes gehandelt habe: fo ergiebt ſich von ſelbſt, daß aus 
dem Grunde der Gemeinſchaͤdlichkeit allein eine Regentenhandfung 
wicht leicht anzutaften fein dürfte, zumal in eingefchränften Mon- 
archien, wo bei widjtigen Handlungen gewiſſe ſchuͤtzende Formen 
zu bevbachten find. Jedenfalls iſt Die behauptete Gemeinſchäd⸗ 
lichkeit, wie jede andere Pflichwidrigkeit, wegen welcher Der Nach⸗ 
folger eine frühere Regierungshandlung antaften will, erft zu be- 
weifen, bevor wohlenworbene Rechte Dritter datum geßeugt wer⸗ 
den ſollen?). Könnte. nämlich der bloße Wunſch, Andere glüd: 
Th zu machen, oder die Rüdfiht auf Das, was ein Einzelner 
- oder was Mehrere für fich erftreben möchten, einen vechtlichen 
Beftimmungsgrund dafuͤr abgeben, in den Rechtszuftand Dritter 





1) v. Zwierlein, a. Us D., $. 18, 
2) v. Kamptz, a a. Du %. 47, 
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oder bes Ganzen einzugreifen, fo -würbe das Ziel aller Gutger 


ſinnten im Staate, öffentliche Sicherheit, niemals erreicht wer⸗ 


den. Ebenſo würde, wenn ohne Rüdfiht auf die im Staate 
nöthigen Formen die beftehende Ordnung der Dinge . einer’ fub- 
jectiven Anficht vom Gemeinwohl zu Liebe von einzelnen Unter 
thanen oder von dem Regenten felbft dürfte umgekehrt werben, 
jenes Gemeinwohl jchlecht berathen fein. 

Das Wohl des Staats oder dad Gemeinwohl ift überhaupt 
nicht zu verwechfeln mit dem Wohle ber. einzelnen Unterthanen, 
oder gewiſſer Claſſen derſelben. Die Glüdfeligfeit oder auch nur 
die Zufriedenheit Aller ift Fein Staat und Feine Regierung zu bes 
-wirfen im Stande. Schon der Begriff von Glüdfeligfeit bringt 
dieſes mit ſich; denn wenn hierunter verftanden ift Die Befriedi⸗ 
gung aller unferer Neigungen und Wünfche, fo wird dieſes Ziel 
als ein Ideal von feinem Menfchen erreicht werden, am wenig: 
ften abet von einem Geſammtweſen für feine einzelnen Mitglieder. 
Auch nur ein gewiſſes Maß jener Befriedigung kann, da hier: 
Alles von fubjertiver Empfänglichfeit abhängt, welche fich 
Niemand für einen Andern geben kann, nicht von der Staats: 
gewalt unmittelbar Namens der Einzelnen erfttebt oder den⸗ 
ſelben aufgedrungen werden, ed müßte fonft ein für Diele fehr 
läftiger Beglückungszwang entftehen und in deſſen Folge geradezu. 
der Gegenfag von dem, was man Gefühl der Glüdfeligfeit oder 
individuelles Wohl nennt. Es wird daher der Staat jedem Ein⸗ 
zelnen überlaffen müffen, auf feine Weife glüdlich zu fein, wo⸗ 
fern er nur durch feine Glüdfeligfeitsplane nicht in bie. Rechte 
Anderer eingreift oder gewiffe für bindend gehaltene Regeln. der 
Sittlichkeit und des öffentlichen Anftandes verlegt. 

Indeſſen läßt fi dem Grundfage: ‚‚salus publica suprema 
lex esto“%, der leicht zur gefährlichften Waffe des Despotismus 
‚werben fann d), auch eine richtige Bedeutung abgewinnen, wenn er 
nämlich bezogen wird. auf das Wohl des Staats als einer Ges 
fanmtheit. Diefes Gefammtwohl aber befteht in der Erreis . 
Hung des Staatszwecks, welcher weſentlich zu fegen ift in den 
Schub der Rechte Aller). So weit mit diefem Ziel auch das 


4) Jordan, Verſuche über allgemeines Staatsreht, ©. 139 f. 
2) v. Groß, Raturrecht, $. 289. — Zachariaͤ, 40 Bücher vom Staat, 
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Wohl der Einzelnen indirect gefördert wird, oder eine directe Be: 
fürderung des Einzelnwohls ohne Verlegung der Rechte der Ande⸗ 
ten möglich ift, hat allerdings die Regierung auch das individuelle 
Wohl der Unterthanen zu beforgen; aber immer muß Die Staats: 
aufgabe zunächft geftellt werben in die Handhabung der Gerech⸗ 
tigfeit und fomit der hauptfächliche Beruf einer Staatsregierung _ 
in die Anerkennung und Vollziehung der Grund» und aller übris 
gen Geſetze. Diefe Vollziehung kann für Einzelne unter Umftäns 
den läftig fein; aber dennoch ift fie nothwendig um der Ruhe und 
der Rechte aller Uebrigen willen. 

Rad dieſem wird man wohl nicht annehmen können, daß 
der bloße Wunſch Sr. Majeftät, Ihre Unterthanen glücdlich zu 
wifien, und die ſubjective Anficht, daß das Glück der letzteren 
durch Handlungen Höchftihres Vorgängers nicht gefichert fei, 
bie einfeitige Aufhebung des Staatsgrundgefeges, rechtfertigen ; 
denn. hatten Höchftviefelben hierbei einzelne unzufriedene Unterthäs 
nen im Auge, welche, wie überafl, fo auch in Hannover, gefun⸗ 
den werden mögen, fo ftanden deren Berüdfichtigung die Rechte 
aller Uebrigen aus diefem Grundgefege im Wege, Nahmen aber 
Se. Majeftät das Geſammtwohl zum Ziele, und hielten Ste dies 
ſes durch die eingeführte Verfaſſung gefährdet, fo durften Sie 
doc, letztere nicht für Sich ändern, fondern es war dazu die Mit- 
wirfung der Stände nöthig, und zwar gerade in berjenigen Form, 
welche das Grundgefeh. vorfchreibt. 


B. Verlegung von Negierungsrechten. 


. Auf die Nachfolge in der monarchiſchen Regierung und zwar 
- gerade in der durch Hausgefege und Bamilienherfommen beſtimm⸗ 
ten Ordnung. hat jeder fähige Agnat ein eigenes, durch bie Ab- 
flammung vom erften Erwerber begründete und nicht erft aus 
der Perſon des verftorbenen Vorgängers herzuleitendes Recht. Ex 
fann alfo auch verlangen, daß ihm daſſelbe eintretenden Falls der 
Subftanz nad ungefährvet überliefert "werde, So würde ein 


Bd. J, ©, 212-229. — Schmid, Lehrbuch des gem, beutfchen Staats: 
rechts, 1. a 56. — Jordan, Lehrbuch des allg. u. deutſchen 
—— Abth., 8. 37. 
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Agnat allerdings ſich beſchwert halten loͤnnen, wenn die Pole 
tungefolge zu feinem ee geändert, aber. wenn ein: weſent⸗ 
liches Hoheitsrecht, 3. B. die Geſebgebung, von der Regierung 
getrennt und dadurch hie Monarchie in eine. andere Staatsform 
verwandelt warden wäre. Wenn indeffen außerordentliche: Um⸗ 
fände, wie die Gafchichte behrt, je zuweilen felbi ein. Abgehen 
von dieſem Grundſatze (Princin der Legitimität) haben entſchuldi⸗ 
gen. laffen, fa wird man. um fo gewiſſer, um. dergleichen aͤußer⸗ 
fien. Hallen zuvorzufommen und andererſeits die Staaten nicht zu 
einem ewigen Stillftande zu verurtheilen „ von dem Rachfolger im; 
der Reggerung verlangen fönnen, daß er Beichränfungen m Aus- 
übung derfelben, weihe anf verfuffungsmäßigen Wege getrefs 
fen ind und dem Begriffe des Monarchie wicht widerſprechen, als 
geſetzliche Einrichtungen anerkenne und ihnen gleichfalls fih füge. 
Hiermit ſtimmen auch überein die Art. 55 ut 57 der wiener Schluß. 
acta, wonach den ſouverainen Fürften den Bundesſtaaten überlaffen 
ift, den Art. 13 der Bundesacte, die Einführung einer landſtändi⸗ 
ſchen Verfaſſung betreffend, mit Berhäfichtigung ſowohl. her frü⸗ 
herhin, geſetzlich beſtandenan ſaͤndiſchaen Rechte, als her gegenwaͤr⸗ 
ug ohwaltenden Verhaͤlmiffe, zur Vollziehung zu bringen, wobei 
jedoch dahin zu ſehen iſt, daß die geſammte Staatsgewalt im dem 
Oberhaupte des Staats vereinigt bleibe und. der Sonverein nur 
in der Ausübung. beftimmter Rachte an die Muwirlung ber 
Stände gebunden werde. 

Nun finden fih zwar im dem hannöverfchen Grundgeſetze 
einige Beſtimmungen über bie Thronfolge; allein dieſelben 
ftehen durchaus in Uebereinftimmung mit dem bisherigen Rechte 
des Guekfiſchen Hauſes und mit dem gemeinen Rechte. Neu er- 
ſcheinen nur die ausführlichen Beftimmungen. über Die Regent⸗ 
ſchaft 8. 14-—25). Allen, wenn man bedenkt, zu welchen Ver: 
wickelungen die Unentfchlevenheit ber hier eingreifenden. Fragen 
- führen kann und in dem braunfchmeigifihen Haufe ſchon geführt 
hat, fo wird man ed dem Höchftfeligen Könige nur Dank wiffen, 
daß er als Oberhaupt des Töniglichen Gefammthaufes mögliche 
fünftige Säle in Mebereinftimmung mit den getreuen Ständen auf 
die gefchehene Weife vorgefehen hat. Rechte der Agnaten find 
dadurch nicht verlegt worden; denn Das vorzugsmeife Recht ders 
‚felben zur Führung und ſubſidiär zur Einfegung der, Regierungs⸗ 
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Vormundſchaft ift anerkannt, eine gewiſſe Mihvirfung der Stände 
findet aber auch nad) anderen Verfafiungen und fand namentlich 
nach dem alten braunfchweigiichen Fürftenrechte ſatt. Ueberdieß 
find die geumdgefeglichen Beitimmungen über Die Regestichaft m 
unbebeutenden Abweichungen, zum Theil wörtlich in dem neuen, 
von St, Majeftät proponirten Verſafſungsenwurf ($. 12-19 
übergegangen. 

Die Regierungsform, wie fie in dem Grandgefepe feſt⸗ 
geſtellt worden, iſt Die monarchiſche, mit Beſchraͤnkungen im Sinne 
des ſog. Repraͤſentativſyſtems, wie ſolches in den meiſten deut⸗ 
ſchen Stanten beſteht und durch den Art. 13 der Bundesacte ge- 
wiffermaßen als gemeine Regel voransgefebt iſt. Der König ver- 
einigt in fich Die gefammte Staatdgewalt ($. 6). Er verteilt 
das Königreich in allen Beziehungen zum deutſchen Bunde und 
zu eingelnen auswärtigen Staaten ($. 7). Ebenſo geht un In⸗ 
nern alle Regierungsgewalt von ihm ans. Kein Landesgeſeg 
teitt in Gültigkeit, bevor es vom Könige verlündigt if. Abm 
ſteht die Kirchenhoheit zu, und die bewafinete Macht ift: allein 
vor ihm und feinen Befehlen abhängig ($. 8). Er ift ferner 
die Duelle aller Gerichtöharkeit im Lande und übt das Aboli⸗ 
tions und Begundigungsreht aus ($. 9. Auch können mır 
von ihm Rang, Titel und Würden verliehen und Standeserhöh⸗ 
ungen vorgenommen werden (9. 10). 

Was die Beichränfungen des Monarchen betrifft, fo darf 
Diefer den Lauf der Rechtspflege nicht hemmen ($. 9); er. ift in 
Aufhebung, Abänderung und authentifcher Erflärung von Geſetzen 
an bie ſtaͤndiſche Zuſtimmung gebunden ($. 79,85); er darf nament⸗ 
lich keine Steuern ohne ſtändiſche Bermilliging auflegen, und 
feine Truppenaushebung ohne vorgängige Verabſchiedung beſehlen 
($ 86). Doch iſt auch in dieſen Bepehungen bie köntgliche 
Praͤrogative, zum Theil mehr nad) als anderwaͤrts, gewahrt. 
Die ſaͤndiſche Zuſſimmung arſtredt fi nur auf den weſentli— 
han Inhalt Der Geſeze. Der König hat ein abfolntes Veto 
in Geſetzesſachen; er kann die Geſetge in Uebereinſtimmung mit: 
dem venabſchiedaten Grundſaͤtzen auf dem. Wage der Verordnung. 
näher bearbeiten und ausführen laſſen. Verfügungen über das 
Heer, deſſen Formation, Disciplin und Dienſt, mit Ausnahme 
der Aushebungs⸗ und der militäriſchen Strafgeſetze, koͤnnen von 
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dem Könige allein 'erlafien werden (8.85 — 87). Auch Bere 
träge mit Auswärtigen fann der König für fich abfchließen, und 


nur, wenn deren Ausführung die Bewilligung von Geldmitteln 


vorausfegt oder eine Einwirkung auf die innere Geſetzgebung da⸗ 
durch hervorgebracht wird, bedarf. e8 der ftändifchen Mitwirkung 
zu ihrer Ausführung ($. 9). Beſchlüſſe der Bundesverſamm⸗ 
fung werden für das Königreich verbindlich, fobald fie. vom Kö⸗ 
nige verfündigt find, unter derſelben Modification ($. 2). Ei⸗ 
genthümlich ift der 8. 88 des Grundgeſetzes, wonach auch Die 
Stände nicht bloß auf Erlaffung neuer oder abändernder Geſetze 
überhaupt antragen, fondern auch fogleih zu diefem Ende Ge⸗ 
feßesentwürfe der Regierung vorlegen können. Allein da gleich- 
zeitig auch der letztern das Recht der Initiative eingeräumt iſt 
und ohne Zuftimmung ded Königs kein Geſetz promulgirt oder 
publicirt werden kann, fo dürfte Hierin ein Grund zur Beichwerde 
um fo weniger zu finden. fein, als auch in der alten Ständever- 
faffung ein bloß der Regierung zukommendes Recht der Geſetzes⸗ 
vorfchläge nicht ausgefchieden war. Außer der Theilnahme an 
der Geſetzgebung hat die Ständeverfammlung das Recht der Bitte 
und Beichwerde und das Recht zur Controlirung des Staats⸗ 
haushalts ($. 90, 139. Ein weiteres Eingreifen in Die Ber: 
. waltung fteht ihr aber nicht zu($. 90 a. E.). Auch iſt fie 
verpflichtet, für Dedung der zum öffentlichen Dienft nothwendigen 
Ausgaben in fo weit zu forgen, als ſolche aus den Ginfünften 
des Kronguts und der Regalien nicht Tönnen befttitten werben 
($. 140). Endlich kommt der Ständeverfammlung, wie anders 
wärts zu das Recht und die Pflicht, wegen abſichtlicher Ver 
letzung des Staatögrundgefebes den yerantwortlihen Minifter bei 
dem Oberappellationsgerichte anzuflagen ($. 151, 152). 

Man fieht, die Föniglihe Regierung Hannovers ift auch 
nach dem Grundgeſetze noch im Beflge aller weientlihen, fowohl 
allgemeinen als befonderen Regierungsrechtes und wenn fie in. 
deren Ausübung fich mehrfach befchränft hat, fo ift dieß nicht 
in der- Abſicht gefchehen, fich oder dem Lande dadurch einen Nach⸗ 
theil auzufügen, fondern zum Wohle des Ganzen, und in An⸗ 
erfennung Der bereits früher den Provinziallandſchaften zugeloms: _ 
" menen, theilweife noch bedeutenderen, Rechte, deren Exhaltungbens _ 
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felben verfchiedentlich, zuleßt noch in dem Patente v. 7. Der, 
1819 ($. 6), zugefagt worden war. 

Was namentlich diejenigen ftändifhen Befugniffe betrifft, 
welche bei Seiner Majeftät, dem gegenwärtigen Könige, beſonde⸗ 
ren Anſtoß gefunden haben, fo wird fich Teicht beweifen laſſen, 
daß eine Kraͤnkung agnatifcher Rechte oder eine Verlegung des 
monarchiſchen Princips darin nicht enthalten iſt. 

- Das Patent vom 1. Row. 1837. bezeichnet nämlich folgende 
Grundfäge der neu zu berathenden Berfaffung, welche auch in’ 
dem den Ständen v. 3. 1838 mitgetheilten Entwurfe fich wies’ 
berfinden und allerdings das grundgeſetzliche Syſtem en. ver: 
ändern würden: 

1) Die allgemeinen Stände follen nur alle 3 Jahre berufen 
werden und deren Sipungen der Regel nad) nicht über 3 Mo⸗ 
nate dauern. | 

2) Der Birkungstrcis der Provinzialftände folle erweitert 
werben, indem zwar foldhe Geſetze, welche Steuern und Abgaben 
des Koͤnigreichs betreffen, von der allgemeinen Ständeverfamm- 
fung zu bewilligen, rückſichtlich anderer Geſetze es aber von der 
Königlichen Entſcheidung abhängen fol, ‘ob foldhe an die Provin- 
ztal- oder die allgemeinen Stände zu bringen. 

3) Aus den Einfünften der Domänen follen nur Zufchüffe 
zu den Staatsbebürfniffen erfolgen, welche jedoch dem Volke die 
Ueberzeugung gewähren, werden, daß Seine Majeftät nicht ge⸗ 
meint ſeien, Die Laften der Unterthanen zu vermehren. 

Diefes dritte Defiderium wird nachher befonders geprüft wer⸗ 
den. Was dagegen den erften Punkt betrifft, jo fehen wir 
nicht ein, inwiefern durch die abweichende Beftimmung des Grund- 
gefeßes eines der hohen Negierungsrechte follte verkümmert fein. 
Das Patent v. I. 1819 hatte allerdings Feine feften Landtags⸗ 
perioden angeordnet, und infofern war bie Seftfegung jähr: 
licher Landtage in dem Orundgefebe neu. Allein wenn man 
zurüdgeht auf die Rechte der alten Provinzialftände, welche ja nad) 
jenem Patente im Wefentlihen übergehen follten auf Die allges 
meinen Stände, fo feheint in diefer Hinficht eine wahre Neues 
rung in dem Grundgefege nicht enthalten zu fein. Abgefehen da⸗ 
von, daß bie. alten Landſtände in Deutichland ohne landesherr⸗ 
liche Gonvocation jederzeit zufammentreten fonnten, war es her» 
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koͤmmlich, daß Die lünchurgiſche Laudſchaft jaͤhrlich zweimal ragel⸗ 
mäßig ſich verſammelte, weil die Contribution nur von 6 zu 
6 Monaten verwiliigt wurde. Das Anfinnen der Herrſchaft, daß 
die Landſchaft wur einmal im. Jahre fi verſammeln und ' die 
Stenem auf Has ganze Jahr verwilligen folle, war non Kiefer 

abgelehnt worden. Auch der größere Ausſchuß ber 
kalenbergiſchen Stände yflegte jährlich einmal zuſammenzukom⸗ 


mm. Es iſt möglich, daß dreijaͤhrige Landtagsperioden jetzt 


ia Hannover ebenſo gemügen- würden, wie dieß in anderen Stans 
tew dev Falk iſt; allein daß eime rechtliche Beſchwerde für Seine 
Majefbit den König in der Anordnung jährlicher Landtiage Liege, 
‚wird man durchaus in Abrede ziehen müſſen. 

Mas foraen zu 2. den Streit um Provinzial oder — 
meine Stände betrifft, fo laͤßt ſich Manches für Die einen wie 
für die anderen anführen. - Der preußifche Staat kennt auch 
jegh nur Provinzialftaͤnde, wie dieß früher im Kurſtaate Hanno⸗ 
wer. der Fall war. Allein man darf nicht mißkennen, Daß Die 
provinziellen. Verſchiedenheiten in der preufifchen Monarchie beveu- 
tender find, als Die im Köonigreiche Hannover; und wenn 
die königlich preußiſche Regierung bis. jebt nicht für gerathen ge⸗ 
funden bat, ihren Unterthanen eine gemeinſame ſtändiſche Ver⸗ 
tretung einzuraͤumen, ſo kann dieß nicht für Hannover enticheiden, 
wo vor des koöͤniglichen Regierung ganz ſpecielle Verpfkichtungen 
dießfalla eingegangen ſind. 

Wie ſich nun aber die nom des neuen Regierung beabſichtigte 


u Enrichtung hinsichtlich der Provinzalſtaͤnda von Der grundgrfegli- 


ben wnteujcheide und. inwiefern tie Regierung namentlich Den 
Wirkungskreis der allgemeinen Stände befejränfen wolle, darübar 
if. bereits oben Seite. 20 und: 21 das Nötkige gefagt worden. 
Dergleichen Aenderungen können, wie ſich von ſelbſt verſteht, den 
grundgeſetzlichan Ständen, von Des königlichen Regierung jederzeit 
yargeihlagen 'merden, Allein ſo lange Diefalben nicht in ga⸗ 
hoͤriger Form auf zwei mach einander folgenden Landtagen verah⸗ 
ſchiedet ſind, haben fie mach dem Grundgeſetze (ſ. Schluß) Feine 
Geſetzesklraft. Auf den amdens. Seite konnen die angefochtenen 
Beltinmungee des Staatsgrundgeſetzes bis dahin, daß etwas 
Anderes an ihre Stelle getreten, nicht wohl eutbahrk werben, 
deun ein Grund, in. diefer Beziehung die Verfaſſung v. J. 1849 
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wiederherzuſtellen, ift nicht gegeben. Allerdings räume biefe den 
aligenteinen Ständen mr ein Recht auf „Zurathziehung“ Bei 
neu zu erlaffenden allgemeinen Landesgeſetzen ein, und «8 fcheint 
fomit die königliche Gowalt ſich Dusch das Grundgeſetz weiter bes 
fdwäust zu haben, als die früher der Kal war, indem daſſeibe 
den. ganzen: weientlichen: Inhalt des neuen Geſetzes non: der ſtaͤn⸗ 
diſchen Zuftimmung abhängig macht, Allein, abgefehen davon, 
daß das Patent v. J. 4819 auch eine andere, ben. Ständen 
günftigere, Auslegung zuläßt (f den Aufſatz Nr. 1,5.6), fo würde 
in dem Grundgeſetze aush in jener Hinficht noch Feine Läflon, 
und daher auch. fein. Rekitutiondgmmd für den Nachfolger liegen, 
welcher vermöge des Princips der Legitimität wur ein Recht auf 
die gefekmäßige Surceffton in der: Regierung nicht aber auch auf eine 
beſtimmte Form in Ausübung der legtern bat, bie vielmehr vom 
der. jeweiligen Berfaffung und Geſetzgebung abhaͤngt, wobei bie 
Agnaten nur in fo weit zu coneweriven. haben, als ihnen verfafs 
fungemäßig, in einer der ſtändiſchen Kammern ein Mitwirfungs- 
racht eingeräumt, oder als einen derſelben von dem Inhaber ver 
Regierung zur verfafjungsmäßigen Mitregierung berufen ift. 

Was ſodann diefenige Entwarfsbeſtimmung betrifft, wouach 
die Gompetenz ber allgemeinen Stäwbe gegenüber von den Pro⸗ 
vinzialſtuͤnden in Gefeggebungsfachen. in der Regel von des fönig- 
lichen Entſcheidung abhäugen folk, fo würde dieß zwar materiell 
dem Grundgeſetze keinen Eintrag: thun, da andy nach biefem die 
Entſcheidung, welche Geſetze den allgemeinen oder beſonderen 
Staͤnden vorgelegt werben. ſollen, zuletzt dent Könige vorbehalten 
bleibt. Dennoch dürfte der beſtimmte Ausſpruch des eundge⸗ 
ſetzes (d. Bar: 

‚Weber alle das: ganze Königreich oder ben Bezirk mehrerer 

Provinziallandſchaften gemeinſchaftlich und nicht lediglich fpe- 

cielle Verhaͤltniſſe der Provinzen betreffenden, zur ſtändiſchen 

Berathung gehörenden Gegenſtände wird nur mit der allge⸗ 

meinen. Staͤndeverſammlung des Konigreichs verhandelt‘ 
tn formelle Hinficht den Vorzug vor dent Entwurfe verdienen, 
und ed war um: fo weniger Urſache vorhanden, das Grundgeſetz 
in Diefer Beziehung anzufechten, als. aus. ber. erweiterten Wirk: 
ſamkeit der Provingialfiände auf Koften dee allgemeinen 
bie gehoffte Zeiterfparnig in der That nicht hervorgehen dürfte, 
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da natürlich, je Fürzer die Sitzungen ber allgemeinen Stände 
dadurch würden, um fo länger a verſchiedenen Provinzial⸗ 
verſammlungen dauern müßten. 

Eine Beſchwerde für Seine Majeät Tiegt ferner auch nicht, 
wie neuerdings behauptet wird*), in der Beftimmung des &. 13 
des Grundgeſetzes, wonach die Erbhuldigung bei dem Regierungs- 
antritte eined neuen Königs von der Erlaſſung eines Patents ab- 
hängig gemacht ift, in welchem bie unverbrüchliche Feſthaltung 
der Landes⸗Verfaſſung verfichert wird. Diefe Verficherung kann 
nämlich feineswegs als eine dem Regierungsredhte fremde DBe- 
dingung betrachtet werden; denn zur Aufrechihaltung der Verfaſ⸗ 
fung iſt jeder Regierungsinhaber von, felbft verpflichtet; die aus⸗ 
drüdliche Uebernahme diefer Verpflichtung von Seite des Nachfol⸗ 
gers aber ift nur eine Form, von deren Erfüllung nicht: das 
Recht zur Nachfolge, fondern nur die Beobachtung einer ent- 
fprechenden Sormalität von Seite der Unterthanen abhängig ge= 
macht wird. Schon in dem alten Rechte, das in dem Landes⸗ 
verbande, wie in dem Lehensnerus nicht blos ein Verhältniß ein⸗ 
feitiger, ſondern gegenfeitiger Treue erfannte, war bie 
Berfiherung der Landesfreiheiten bei dem Regierungdansrikte des 
Landeöheren etwas ganz Gewoͤhnliches; und insbefondere wird in 
mehreren Tüneburgifchen Landesverträgen und Landesabſchieden Dies 
felbe ald Bedingung der Huldigung geforbert. 

Eine- andere Ausftellung ift endlich neuerdings wider ben 
Grundſatz der minifteriellen Verantwortlichkeit und die 
damit zufammenhängende Gontrafignatur der Töniglichen Er⸗ 
laffe gemacht worden. SHerausgehoben ift auch dieſer Punkt nicht 
unter den Einwendungen und Anträgen St. Majeftät in dem 
Patente vom 1. Ro. 1837. Dagegen ift den grundgefehlichen Be⸗ 


*) „Exp ofition zur Vertheidigung des Patents vom 1. Rov. der deut⸗ 
Then Bunbeöverfammlung in der letzten Sigung bes Jahres 1838 übers 
seit, ald „eine Arbeit einiger Staatsbiener Sr. Majeſtaͤt.“ Nicht 
zu verwechfeln mit einer. gleichzeitig als „Erklärung bes Königs’ über- 
gebenen „Auseinanderfegung, daß bie Berfaffung v. 3. 1819 in 
anerkannter Wirkſamkeit ſtehe.“ Beide Aetenftüde, welche dem Verfaffer 
biefes aus dem Hanndverichen mitgetheilt worden, bürften wohl nicht 
unberüdfichtigt gelaflen werben. 
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flimmungen in jener Hinficht der 8. 128 des neuen Berfaffungs- 
Entwurfs jubftitwirt, worin e8 heißt: 
„Die Minifter find, jeder in Hinfiht des ihm angewiefenen 
Wirfungskreifes, allein dem Könige für die Vollziehung 
ber Geſetze und Verordnungen und der Föniglichen Befehle 
verantwortlich.’ 
Sollte hiermit ausgedrückt fein, daß die Königlichen Minifter wer 
gen Verfaſſungs⸗ und Geſebes⸗ »Berlegungen nicht, wie andere 
Beamte und Unterthanen, den Gerichten zu Rede zu ftehen haben, 
fondern blinde Werkzeuge des Regenten feien: fo würde dieß dem 
gemeinen Rechte widerfprechen, wonach Fein Untertban, auch der 
höchfte nicht, von dem Geſetze ausgenommen, und jeder öffentliche 
Diener wegen Dienftvergehen in Unterfuchung zu ziehen und ftraf: 
bar if. Dagegen ift allerdings das Fünftliche Schugmittel der 
neueren Berfaffungen, wonad jede Regentenhandlung nur 
gültig, wofern der betreffende Departementsvorftand durch 
“ Beifügung feiner Unterfehrift die bürgerliche Verantwortung der⸗ 
felben übernommen, in dem Orundgefege erft für — ge⸗ 
ſchaffen worden. 
Eine Verletzung der Rechte St. Majeſtät liegt aber anch in 
dieſer Beſchraͤnkung“) nicht, welche in der That nur ein Heiner 


) „Die Beflimmung führt (wird behauptet) auf die Sheilung ber 
böhften Staatsgewalt zwifhen dem Könige und feis 
nen Miniſtern.“ In der That eine neue Behauptung ! Nachdem 
die Theorie von ber getheilten Staatögewalt felbft für England, wo 
man fie fonft verwirklicht glaubte, verworfen worden, ſoll diefelbe in 
dem hannoͤverſchen Grundgefege durchgeführt fein, und zwar im 
Verhältnig zu ben Miniftern, weldhe im Namen und im Aufs 
trage bed Königs handeln und von ihm jederzeit entlaffen werben 
Tonnen !? „Sie (die Beſtimmung) mag geeignet fein für fog. conſti⸗ 


tutionelle Staaten, in denen bas Staatsoberhaupt dem Namen nad) 
herrſcht, aber nit regiert. In deutſchen Monardien findet fie, ' 
nach den Principien Sr. Majeftät des Könige, Leine Anwendung.’ 


Alſo die Lehre einer franzbfifchen Fraction: „le roi regne, mais il ne 
gouverne pas‘‘ wäre wirklich wahr in Anwendung auf fog. tonſtitu⸗ 
tionelle Staaten, namentlich auf England? Daß fie nicht Anwendung 
findet auf Deutfchland , ift fiher. Giebt es denn aber nicht auch cons 

 fitutionelle Monarchien in ——— und regieren er die 
Regenten nicht ? 
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Erſutz IR für das vormalige Recht der Unterthanen, gegen bie 
Fürften felbft bei den Reichögerichten Mage zu führen. 
Veberhaupt if die Souverainetät der Fürften und ihre dar⸗ 
aus abgeleitete Heiligkeit umd Unverantwortlichfeit ein neues, in 
den Staatsverfaffungen und nicht in dem alten Privatfürftenrechte 
gegründetes Recht. Selbſt der einzige Souverain im Reiche, der 
Kaifer, Kand unter dem Färftengerichte!). Wenn daher ber Bor- 
fahr St. Majeflät ein Begengersicht wider Diefe neue Präroga- 
tive in der Anerkennung einer minifteriellen Verantwortlich⸗ 
Felt gefunden bat, So kann Se. Majeftät hierin um je weniger 
Grund zut Beſchwerde finden, als dieſe Einrichtung, wie we 
. Aömgft in dem braunſchweigiſchen Streite anerkannt worden, dem 
Fürften wie dem Lande zum Vortheile gereicht. 
‚Die Contrafignatur““ — ſo heißt e8 in der Graf Münfter’- 
schen Widerlegung der Beihuldigungen Braunſchweigs ) — 
‚hätt den Fürſten wie den Unterthanen gegen Berfälkhun- 
gen und tft in allen wohlgeorbneten Staaten im Gebrauch ; 
amd obwohl fie in England und Frankreich gefeblich beſteht, 
fo halten fich doch die Könige diefer Reiche für nicht weni« 
ger unabhängig, ald ed der Herzog von Braunfchweig if. 
Daß dadurch den Unterthanen auf feinen Fall zu viel ein- 
geräumt worben, haben Se. Durchlaucht am beften felbft 
bewieſen, da wir fehen müflen, wie wenig es Sie Eoftet,- 
. Räthe zu finden, die ihren Namen zu ſolchen Verordnungen 
und Klagen hergeben, wie Die, womit wir uns hier befchäf- 
tigen. Männer, deren Leben bis dahin rein und achtungs- 
werth gewefen, haben bie harte Wahl gehabt, entweder ihr 
Brod zu verfieren, oder ihren Nomen unter Verordnungen 
zu fegen, die fle nit anders als mißbilligen Fonnten.”‘ 


©. Berlegung agnatifcher Nechte an den Domänen. 


Der wichtigfte Einwand wider das Staatsgrundgefeß betrifft 
ohne Zweifel das Rechtöverhältniß der Domänen. In dieſer Be: 
3iehung will das Patent vom 1. Nov. 1837, daß aus den Ein- 
künfien Der Domänen nur Zuſchüſſ ſe zu ben Staats bedurfniſſen 


1) Schwaͤb. —* — $. 124 (Straßb. Ausg.). 
2) Hannover 1827, ©. 77. Londoner Ausgabe, S. 68. 
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folgen ſellen, während in dem Grundgeſeze 15. 122-124) 
fämmtliche zu Dem Töniglichen Domanio gehörigen Gegenflände 
für Krongut erklärt find, deſſen Einfünfte zum Bellen des — 
verwendet werden ſeuen. Hiernach ſcheint Se. Wajeſtaͤt, 
König Ernſt Auguſt, wie auch ans dem neuem — 
wurfe ($. 103.) hervorgeht, die Domänen bes Köntgreiche als Fami⸗ 
liengut in Anspruch nehmen und Der Krone wieder entziehen zuwollen. 

Sofern vor dem Grundgeſetze Die Domänen (oder unch ihrer 
althiiterifehen Benennung: Kammergüter) Privateigenthum der res 
gierenden Familie geweten fein follten, müßte man allerdings an- 
nehmen, daß in jener grundgeſetzlichen Beftimunung eine wahre 
(qualificirte) Veräußerung: liege, wozu Der jeweilige Regent nicht 
für ſich berechtigt, zu deren Anfechtung vielmehr der Nachfolger, 
falls fie nicht mit feiner Einwilligung noch aus Pringender Roth 
oder zum Belten des Landes geſchehen, allerdings befugt if. 
Sp wenig nämlich die deutſchen Stammguts⸗Grundſähe auf Die 
Wirkſanckeit wahrer Regentenhandlungen von Einfluß fein Tönuen, 
and fo wenig daher Die Beitätigung ſolcher Handlungen an dem 
Beſtande derſelben überall eawas ändern kann, da nur die Ges 
ſetzlichkeit derſelben über ihren Werth oder Unwerth entſcheidet, fo 
ſehr maß man doch andererſeits da, wo des Regent nicht in Die 
fer Eigenſchaft, ſondern lediglich als Familienhaupt Handelt, Die 
eventuellen Rechte der Agnaten gegen ER Verfuͤgungen 
defſelben ia Schutz nehmen. 

Die Vorfrage if nun freilich Die: 

welche Rechte überall an den Kammergütern den Nachgebor⸗ 

‚nem zukommen, und wer als Subiect des Cigenthums an 

ö benfekben zu betrachten fei? 

Denn, je nach Dem dieſe Frage beantwortet wird, muß fich auch 
das Verfuͤgungsrecht des Landesherrn über bie Domänen verſchie⸗ 
den geſtalien; und neun ſchon Die meiſten Schriftſteller geradezu 
Die Veraͤußerung von Kanımergütern dem Widerrufsrechte Dex Agna⸗ 
‚ten unterwerfen, und hieruwter ſelbſt ſolche, welche ſonſt den Uns 
terſchied zwiſchen öffentlichen und Privathandlungen der Regenten 
feſthalten und die Kammerguͤter als Staatsvermoͤgen betrachten): 


3.8. v. Kamph, a. a. S., B. 738. 
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ſo ſieht man doch nicht ein, warum jener Unterſchied gerade da 
verlaſſen werben ſoll, wo er zunaͤchſt praktiſch werden koͤnnte, oder 
warum im Widerſpruch mit dem Princip der Geſetzlichkeit der 
Regent nicht auch bei Ausübung von Vermögensredhten entweder 
als öffentliche "oder als Privatperfon betrachtet werden fol, je 
nachdem er über Staats» oder Privat-Vermögen disponirt. 

| Nachdem wir gefunden. haben, daß die Domänen landes⸗ 
herrliches Eigenthum find (oben Nr. ID, follte der Ratur der 
Sache nad) der Landesherr über diefelben wie ein anderer Ei⸗ 
genthümer disponiren Fönnen. Allein fofern die Domänen mit 
der Landeshohelt eng verbunden find, und dieſe der Subftanz 
nad gegenüber von den Agnaten für unveräußerlich zu achten ift, - 
kommen die eventuellen Succeſſionsrechte der letzteren nothwendig 
infofern in Betracht, als wenigſtens eine Total-:Beräuferung ber 
Domänen für unzuläffig gehalten werden muß. Auch hat Die 
‚ Theorie und Praris zur Zeit des deutſchen Reichs jederzeit der 
Familienrechte und der gemeiniglich coincidirenden reichslehens⸗ 

‚herrlichen Rechte fi) angenommen‘); und wenn fchon die lep- 
tere Rüdficht jebt weggefallen ift, und manche Schriftfteller, theils 
mit Rüdfiht auf das von ihnen als Regel angenommene Staats: 
eigenthum an den Domänen 2), theils mit Rüdficht auf das un⸗ 
:antaftbare Recht der Spuverainetät*) dem Nachfolger auch im 
‚obigen Balle Feine Einfprache geben, fo find wir Doch ‚nicht. be⸗ 
rechtigt in dieſer Beziehung den Standpunft des alten Reichs⸗ 
rechts zu verlafien, da, wie wir gejehen haben, die Staatseigen- 
ſchaft der Domänen nur eine Ausnahme, der Begriff der Sou⸗ 
verainetät aber an fi) auf die agnatifchen Rechte ohne Einfluß 
it); wie denn felbft ſolche Schriftfteller, weldhe das Dogma 
der fog. Bolksfouverainetät mit dem Weſen des erbmonacdhifchen 
Syſtems vereinbar halten (3. B. Boiſſy D’Anglas, Aretin, Murr⸗ 
bar), nicht umhin Fönnen, anzunehmen, daß die urfprünglich 
vom: Volke ausgehende Gewalt nicht blos einer einzigen Perfon 
Pr | 


1) v. Kamp, a. a. O., ©. 234 u. 235. 

2) Klüber, Oeffentl. Recht, $. 333. 

‚3) Schmalz, Deutfhes Staatsrecht, $. 289. 

4) Bon dem Einfluffe der Souverainetät auf bie Geltendmachung jener 
Rechte gegenuͤber von der Geſetzgebung ſiehe weiter unten. 
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(dem Monarchen), ſondern auch deren rechtmaͤßigen Nachkommen 
verbindlich übertragen ſei). 

Ein ſolches agnatifches Recht ift denn auch, zwar nicht in 
einem Urvertrage mit dem Volfe, wohl aber in den Yamilienges 
feßen des braunfchweigifchen Haufes, namentlich in dem Erbver⸗ 
gleihe v. 3. 1639 und in dem brüderlichen Vertrage von 1636 
(Art. 9) anerkannt, welche zugleich Die Unveräußerlichkeit der Do⸗ 
“ mänen ausdrüdlich feſtgeſetzt haben ). Gleichwohl glauben wir, 
dag der Inhalt des Staatsgrundgefepes auch in diefer Beziehung 
ſich werde rechtfertigen laſſen. Daffelbe beftimmt $. 122: 

„Sämmtliche zu dem Föniglichen Domanio gehörenden Ge 

genftände, namentlich Schlöffer, Güter, Gefälle, Forften, , 

Bergwerke, Salinen und Activcapitalien machen das feinem 

Gefammtbeftande nad) ftets zu erhaltende Krongut aus,” 
Eine Berlegung agnatifcher Rechte würde in diefer Erklärung nur 
alsdann enthalten fein, wenn diefelbe eine Veräußerung involvirte, 
d.h. wenn dadurch dem Koͤnige oder feinen Rachfolgern an der Regie- 
tung das Domanium entfremdet worden wäre. Allein nad) dem, 
was wir bereits früher ausgeführt haben; kann hievon nicht Die 
Rede fein; vielmehr ift das Eigenthum des Landesherrn und 
das eventuelle Suceeffionsrecht der Agnaten lediglich unangetaftet 
gelafjen und nur Hinfichtlic der Verwaltung und Berwendung bag 
Eine und Andere angeordnet worden. 

Indeſſen kommt man, was den vorliegenden Fall betrifft, 
ganz zu Demfelbem Refultate, mag man die Domänen als Staats- 
als Familien⸗ oder als Iandesherrliche Güter betrachten. Im er- 
fteren Sale verfteht fich die Adminiftration derfelben durch die 
verantwortlichen Staatsbehörden und die Beftimmung ihres Er- 
trags. zu den Staatdausgaben ; wie folde in dem Grundgefebe 
angeorbnet worden, von felbfl. Im jiveiten Falle 'aber müffen 
diefe Beltimmungen aus dem Grunde aufrecht erhalten werden, 


1) Vgl. Murrhard, Die Vorniſouverainerit im Gegenſatz der ſog. Legiti⸗ 
mitaͤt. Kaſſel 1832, ©. 339 f. 

2) Spittler, Geſch. Kalenbergs, a, a. O., Bd. VI, Bl. Nr. 7, ©. 384. 
— Nibbentrop, Beiträge, I. ©.-7, 81, 143 f£ Damit ftimmen über 
ein die fürftlichen Teftamente, namentlich des erften Kurfürften Ernft 
Auguft v. 3. 1686 Vertheidigung des Staatsgrundgefeges “ 
Königreichg Hannover, &. 248). 

Zeitfchrift f. d. deutſche Recht, 2. * I. 8. 


114 on Reyſcher: 


weil, wie früher gezeigt, dieſelben zum Beſten des Staats und 


des tegierenden ‚Hanfes. getroffen worden, in weldyent "Falle die 


älteren vote bie neueren Rechtslehrer eine Veräußerung der Kam⸗ 


mergäter jedenfalls auch für den Nachfolger verbindlich Halten. 
Standen enblid, die Domänen, wie oben bewiefen worden, ſchon 
zuvor im Iandesherrlichen Eigenthum, fo if} durch das Grund» 
gefe.in der Perfon des Eigenthümers lediglich nichts verändert, 
fondern nur diefe duch das Prädicat „Krongut“ näher bezeichnet 
und nebenbei die Verwendung der Domantaleinfünfte auf eine den 
bisherigen Rechten des Landesherrn und der m Familie 
il Weiſe feſtgeſetzt worden. 


S.5. Rechtsmittel des Nachfolgers wider die ne 
des Vorfahreit. 


ie eine.beftehende Landesverfaffung oder ein — 
geſetz einſeitig von ihm aufgehoben werden?) 


Wir haben oben bei Prüfung der Einwendungen Sr. Mas 
jeftät des Königs von Hannover wider das Grundgefet die formellen 
und materiellen Einwürfe unterfchievden. Derfelbe Unterſchied tritt 
auch hier wieder hervor. Wie nämlic) bei jedem Rechtsgeſchaͤfte in 
Betracht fommt Die Form und der Inhalt, und aud) ein in Hin- 
ficht auf erftere ganz verbindlich, eingegangenes Gefchäft gleichwohl 


noch wegen des leßteren einer ganzen ober theilweifen Nullität oder 


Refeiffibilität unterliegen kann, jo läßt e8 fich denfen, daß aud) ein 
Geſetz und insbefondere ein Verfaſſungsgeſetz, wenn ſchon in 
flaatsrechtlicher Form zu Stande gefommen, Doc in Hinficht auf 
feine wefentlichen oder zufälligen Beſtandtheile einer Anfechtung durch 
die Betheiligten ausgeſetzt ſei. 

Zwar tft durch Verbindung der vormaligen Reichshoheit mitt 
der Landeshoheit in den nody übrigen Territorien (Staaten) eine 
vollfommtene politifche Gewalt (Staatsgewalt) entftanden , welcher 
auch, die füritlichen Kamiliengliever unterworfen find. Allein daraus 
folgt nicht, daß die Gefeggebung jener Staaten aller natürlichen 
Örenzen, insbefondere_der Rückſicht auf die wohlerworbenen Rechte 
ber Agnaten überhoben ſei. Auch die gefebgebende Gewalt, mit 
Inbegriff der verfaffunggebenven, hat, wenn fie nicht in Defpotie, 
und zwar die allergefährlichfte, weil unwiderſtehliche, ausarten will, 
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gewiſſe Schranfen anzuerkennen, und wiewohl man nicht mit Voll⸗ 
graff *) gewiffe Rechtsobjerte innerhalb des Staats 
geradezu für ‚‚gefegunfähig”‘, d. h. für untauglich, durch Geſetze 
beftimmt zu werden , erflären darf, fo ift es Doch Iegislatives Prin⸗ 
cip, erworbene Rechte (jura quaesita) gegen den Willen der Berech⸗ 
tigten nur alddann aufzuheben, wenn das Geſammtwohl dies wirf- 
lich erheiſcht, und auch in diefem Falle nur unter möglichfter Entfchä- 
Pigung 2). Zu diefen Rechten gehört nun auch das Thronfolgerecht 
zuerft der männlichen und dann ber weiblichen Mitglieder des durch 
Exhverbrüderung verbundenen braunfchweigifchen Gefammthaufes 
und ebendamit die Anwartfchaft auf das Eigenthum und den Genuß 
der königliden Domänen. | 

Wir haben bereits ausgeführt, daß feines diefer Rechte im 
Grundgeſetze verlegt worden. Indeſſen Se. Majeftät der König von 
- Hannover fcheinen anderer Meinung zu fein, und es fragt ſich da⸗ 

- ber: weldje rechtliche Mittel ftehen Denfelben zu Gebot, dieſe Mei⸗ 
nung durchzuführen? 

Staͤnden wir noch in der Epoche des deutſchen Reichs, ſo würde 
die Frage ſich einfach löſen laſſen, da beſtrittene Rechte zwiſchen Re⸗ 
genten und Unterthanen als wahre Juſtizſachen vor die Reichsgerichte 
erwachſen waren, und nicht ſelten Fälle vorgekommen ſind, wo Acte 
der landeshoheitlichen Gewalt nach gepflogener Verhandlung im 
Namen kaiſerlicher Majeftät aufgehoben oder durch vorläufige Man⸗ 
date in ihrer Wirkſamkeit fuspendirt wurden °). Die Stellung der 
fatferlichen Gewalt und das Mittel der Neichsgerichte machte diefe . 
Hülfe insbefondere möglih, wenn, was ‚zuweilen vorfam, durch 
landesherrliche Verfügungen Rechte der un oder der Agna⸗ 
ten gefränft worden waren. " 

Allein dieſe Reichsgerichte nebft ihrer Quelle, der kaiſerlichen 
Gewalt, ſind nicht mehr; vielmehr iſt die landesherriche Gewalt 
eine dem Weſen nach unabhängige geworden, indem fte die Rechte 
der Reichsgewalt, fo weit fie noch auf die Territorien wirkte, mit 
ſich re und namentlich die Rechte der Geſetzgebung und 





1) Die hiſtoriſch⸗ ſtaatsrechtlichen Grenzen moderner Geſetzgebungen. Mar⸗ 
"burg 1830. 8. 23. 


2) Kluͤber, Oeffentl. Recht, 8. 550. — Maurenbrecher, Staatsrecht, 8.181. 
3) Cramer, Wegtllarſche Nebenftunden, Th. 15, ©. 21. — — 
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Gerichtsbarkeit als unveraͤußerliche Hoheitsrechte auoͤſchließlich für 
ſich in Anſpruch nahm. Bei dieſem Standpunkte der öffentlichen 
Gewalt in den einzelnen deutſchen Staaten, insbeſondere der geſetz⸗ 
gebenden müffen wir es als durchaus unzulaͤſſig erkennen, daß ein 
Landesgeſetz durch eine andere Inſtanz, als die geſetzgebende Gewalt 
ſelbſt, aufgehoben werde, da ſonſt die Souverainetät dieſer Gewalt 
rein, {luforifch wäre. Alto nur eine Reftitution, und zwar durch 
die Factoren der Geſetzgebung, d. h. Die Regierung in Verbindung 
mit der grundgefehlich eingerufenen Ständeverfammlung, ift das Mits 
tel, wodurch ein mittelſt Geſetzes an Einzelnen verübtes materielles 
Unrecht wieder aufgehoben werden kann, und wodurch auch Seine 
Majeftät einzig und allein Ihre materiellen Einwendungen wider Das 
Grundgeſetz rechtlich durchzuführen hoffen Fönnen, während, wenn 
daffelbe in ungültiger Form zu Stande gefommen wäre, Sie daf- 
felbe allerdings als nichtig und dem Begriffe nach nicht vorhanden, 
wie jeder Andere, betrachten dürften. Inſofern unterſcheidet ſich 
alfo allerdings das Geſetz des Staats und namentlich ein Vertrag 
zwifchen dem Regenten und dem Volfe von einem Privat-Rechtsge- 
fhäfte, als Niemand, der dem Staate angehört, alfo der Geſetzes⸗ 
form unterworfen ift, fich der Geſetzeskraft aus Innern Gründen ent- 
ziehen, das Geſetz ale Nicht-Gefeg betrachten kann, felbft wenn das 
behauptete materielle Unrecht das Weſen feines Inhalts und nit 
blos einen Nebenbeftandtheil deſſelben ausmachte. Dieß ergibt ſich 
auch, abgefehen von dem Begriffe des Geſetzes, welches hier als 
Duelle und Gegenitand zugleich in Betracht fommt, aus der Natur 
der Staatseinrichtungen; denn wer follte, falls irgend ein Unter: 
than behaupten wollte, er fei durch ein Geſetz verlegt, hierüber ent⸗ 
ſcheiden? Der Richter innerhalb des Staats iſt nicht competent, 
denn dieſer fleht, wie jedes andere Organ der vollgiehenden Gewalt 
unter, nicht über dem Geſetze, das er in- Anwendung zu bringen 
hat; er hat alfo,. bevor er fich mit dieſer Anwendung befhäftigt, 
blos zu prüfen, ob die Geſetzesform erfüllt, d. h. ob ein Gefeg var- 

handen ſei, nicht aber, ob das Geſetz felbft aus Rüchſichten der 
Zweckmäßigkeit, der Billigfeit, der Gerechtigfeit feinem Inhalte nach 
ihm gut duͤnke; denn dadurch würde er in das Gefchäft des Geſetz⸗ 
gebers eingreifen, und, fofern jeder Richter im Staate hinfichtlich je⸗ 


ner Fragen wieder eine andere Meinung haben kann, den Zwed der 


Gefeggebung, die Rehtsanwendung zu erleichtern und die Einheit 


* 
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und Ordnung im Staate aufrecht zu erhalten, geradezu unmöglich 
machen. 

Hiermit ſtimmt auch überein das hannöverfche Grundgefeh 
8. 37, worin hinfichtlich der Verlegung wohl erworbener Rechte un⸗ 
terfihieben wird, ob foldhe von der Berwaltungsbehörde oder 
von der Geſetzgebung ausgegangen. Im erften Fall fteht dem 
Verletzten der ordentliche Gerichtsgang offen. Iſt aber die Verlebung 
durch einen Staatsvertrag oder durch ein verfaffungsmäßig erlaflenes 
Geſetz bewirkt, fo kann Diefelbe nicht zum Gegenſtande eines Rechte- 
anfptudyes gegen den a oder gegen VBerwaltungsbehörben ges - 
macht werden. 

Noch weniger in ein Staatsangehöriger, und 'ftehe er auch 
auf einer noch fo hohen Stufe der Geſellſchaft, Das Geſetz diefer Ge⸗ 
ſellſchaft felbft beugen, fi an die Stelle des Gefebgebers und Rich⸗ 
ters zugleich feßen, wenn nicht die Orbnung im Staate und ber 
Werth jeder öffentlichen Einrichtung blosgeftellt werben fol. Auch 
das Verhaͤltniß Sr. Majeftät ald Regierungs-Nachfolgers begründet 
hierin keinen Unterfchied; denn agnatifche Rechte, weldhe in Ihrer 
Perſon verlegt worden fein follen, find nicht mehr wohlenvorbene 
Rechte, als andere Rechte, und fo gewiß die gejeßgebende Gewalt 
‚mit befonderer Rüdficht für jene Rechte zu verfahren hat, fo wenig 
fönnen doch foldhe von der Gefeßgebung überall ausgenommen fein; 
vielmehr ift e8 gerade das Geſetz (Princip der Legitimität), 
welchem Se. Majeftät das Recht der Sucreffton verdanfen,, welches 
Sie daher, indem Sie fuccediren und zur Theilnahme an der Geſetz⸗ 
gebung Sic) berufen fühlen, um fo mehr aufrechthalten und aner- 
fennen, nicht aber feinem Weſen nad) vernichten oder in Abrede 
ftellen werben, 

"Zwar haben Seine Mafeftät Ihren Widerſpruch gegen das 
Staatsgrundgeſetz nicht ſchon als Agnat, fondern erft öffentlich. er- 
hoben, nachden Sie die Regierung angetreten hatten. Allein da 
Diefelben aus Ihrer agnatifchen Eigenjchaft das Recht zum Wider⸗ 
fpruch herleiten, und Sie in dieſer Eigenfchaft dem Gefege Gehor- 
fam ſchuldig waren, fo folgt aus jenem Umftande für den Erfolg 

Ihres Widerſpruchs lediglich nichts. Will man aber auch hiervon 
abjehen und ebenfo davon, daß der Regierungsantritt Sr. Majeftät, 
als nicht in der verfaffungsmäßigen Form (unter Anerkennung des 
Grundgeſetzes) erfolgt, ftreng genommen Feine rechtliche Wirkung 
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Außern konnte, fo bleibt nichts deſto weniger daſſelbe wahr. Auch 
das monarchiſche Staatsoberhaupt in der conſtitutionellen Monarchie 
ſteht naͤmlich unter dem Geſetze; denn es iſt nur einer der Factoren 
dee Gefepgebung *) und hat ald Inhaber der Vollziehungsgewalt 
jevem Geſetze, fo lange es ift, durch die verfaffungsmäßigen Bea 
börden, namentlich durch die Gerichte Achtung zu verfchaffen. Dies 
gilt namentlich in Hannover ebenfowohl nach dem Batente vom Jahr 
1819, ald nad) dem Grundgeſetze v. I. 1833. Ueberdies handelt 
es ſich bier von Abänderungen in der Verfafiung, wozu «8 nad) 
dem conftitutionellen Staatsrechte und insbeſondere nad) dem Staats⸗ 
rechte Hannovers noch befonderer Formen bedarf. 

Ein anderes Princip, wonach der Regent jeden Angenblick das 
Geſetz brechen oder ſich an bie Stelle des Richters ſetzen duͤrfte, wäre 
in der That für das Anfehen und die Wirkſamkeit des Monarchen 
felbft nicht wünichenswerth. - 

Les lais sont les yeux du prince ; il voit par elles ce qu’ il ne 





” 


”, Wenn in der „Erpofition’‘ einiger Staatödiener Sr. Majeſtaͤt ſich 
berufen wird auf eine hoͤchſte „Machtvollkommenheit“, aus wel- 
cher das Srundgefes aufgehoben worden, fo ift hiegegen nur zu bes 
merken, baß eine plenitudo potestatis in biefem &inne, db. h. eine 
defpotifche Willkür, welche Geſetze und Verträge für nichts achten bürfte, 
in dem deutſchen Staatsredhte nicht anerkannt wird, und dem Art, 56 
der wiener Schlußacte auf's Beftimmtefte widerfpriht. Zwar foll zu 
biefem d. von Hannover der Zufag beantragt worden fein: „ausgenom⸗ 
men in folchen Punkten, die der Bundesacte und den neuen organifchen 

Geſetzen des-Bundes entgegenfteher möchten.” Allein auch diefe Aus⸗ 
nahme würde, wäre fie aufgenommen worden, nicht zu einfeitiger Aufs 
hebung des Grundgefeges berechtigen, welches den Bundesgeſetzen auf 
keine Art entgegen ifl; Wenn fobann am Schluffe der Erpofition als 
Grund, warum nicht erft der verfaffungsmäßige Weg eingefehlagen wors 
den, ausgehoben wird, daß derfelbe der umftändlichere (2) gewefen wäre, 
ſo möchte diefe Rüdficht kaum auch nur politifeh, geſchweige rechtlich, " 
entſcheiden, da allzu raſche Aenderungen des Beftehenden, zumal einer 
ganzen Berfaffung , ſich nicht empfehlen und ber „von Anbrgian ſicher 
nieht geringe Eindrud beö träftigen und confequenten Auftretens der 
neuen und rein vaterlänbdifchen Herrfchaft‘’ gewiß ein noch erfreulicherer 
gewefen wäre, wenn mit der Kraft und Eonfequenz die Achtung vor 
dem Grfege ſich verbunden, und die Reihe eigener hanndverfcher Schnige, 
Katt mit Vernichtung, mit Belräftigung und Verbeſſerung vaterlaͤndi⸗ 
ſcher Einrichtungen begonnen hätte, 


— 
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pourrait pas voir saus elles. Veut al faire la fonction des 

trıbunaux, il travaille non pas pour lui, mais pour ses se- 

duelteurs contre lui *). 
Am wenigften aber werden Seine Majeftät König Ernft Auguft ein 
ſolches deſpotiſches Princip anzurufen geruhen, da Sie ja eben über 
eine vermeintliche Willkür Höchftihres Vorgängers in der Regierung 
Klage führen, welche durch eine neue willfürliche Handlung nicht 
gut gemacht werben Fönnte. 

Es bleibt alfo für Seine Majeftät nichts Anderes übrig, ale 
ben verfaffungsmäßigen Weg einzujchlagen, um bie behauptete Ver⸗ 
letzung Ihrer agnatifchen und Regierungs-Rechte geltend zu machen, 
d. 5. eine Stänbeverfammlung- nad) den Beftimmungen des Grund⸗ 
geſetzes einzurufen, welche, wie wir nicht zweifeln, den vorgebrach⸗ 
ten Befchwerden alle ſchuldige Aufmerkſamkeit zuwenden wird. 

Insbeſondere gilt dies von der Behauptung Sr. Majeftät, Daß 
pas Grundgeſetz dem Gemeinwohle entgegen fei, Daß daſſelbe Die 
Eöniglichen Regierungsrechte verlege, und daß die agnatifchen Rechte 
an den Domänen nicht geachtet werden. 

Nur eine Frage bleibt bier noch übrig: ob nämlich Se. Mar 
jeftät nicht etwa durch Berufung auf den deutfchen Bund die ob- 
ſchwebende Angelegenheit zu einer rechtlichen Erledigung bringen 
könnten ? | 

Nach der deutſchen Reihsverfafiung wären, wie gejagt, bie 
Reichsgerichte in einem ſolchen Falle competent gewejen, und es 
kam je zuweilen vor, Daß auch die Landesherren felbft, nicht blos 
ihre Stände, bei denſelben Hülfe gefucht haben. Auch nach ber 
heutigen Bundesverfaffung können Streitigfeiten zwifchen einer Re⸗ 
gierung und ihren Unterthanen ausnahmsweiſe zu einer Entſcheidung 
durch den Bund fich eignen. Doc, hatten die Stifter des Bundes 
nicht ſowohl eine Beſchwerde der Landesregierungen gegen*ihre reſp. 
Unterthanen, als vielmehr den Fall im Auge, daß die Unterthanen 
eines Landes ſich durch Maßregeln ihrer Regierung beſchwert halten. 
Zwar iſt nach der Schlußacte (Art. 57) der deutſche Bund, abgeſe⸗ 
hen von einer übernommenen beſonderen Garantie, au. noch in 
dem Falle bei Streitigkeiten zwifchen Regierung und Ständen als zu= 
fländig auzunehmen , wenn der Souverain eined Landes durch cine 


— — 





*) Montesquieu, Esprit des lois, liv. VI, ch. 5. 
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landſtaͤndiſche Verfaſſung nicht blos in der AuUusübung beſtimmter 
Rechte gebunden, ſondern wenn ihm die Subſtanz des einen oder 
andern Regierungsrechts, z. B. die Geſezgebung, entzogen worden 
wäre, ebenſo nach Art. 61 in Verbindung mit Art. 26 und nach 
den Bundesbeichlüffen vom 28. Juni 1832, wenn bie Streitigkeiten 
zwifchen Regierung und Ständen in Widerſetzlichkeit der Unterthanen 
gegen die Obrigkeit übergehen, oder die Stände der Erfüllung bun- 
desverfaffungsmäßiger Verbindlichkeiten ihrer Regierung hinderlich 
fein würden. Auch die Geſetzgebung ber Bundesftaaten darf 
nad) Art. 3 der ebengedachten Bundesbefchlüffe in dieſen Beziehun⸗ 
gen dem Bundeszwede nicht entgegen fein *). Allein einer Diefer 
Fälle liegt in dem hannöverfchen Grundgeſetze vor, welches weder 
das monardifche Princip verlegt, noch den König in irgend einer 
Beziehung außer Stand fegt, den obhabenden Bundes» und Regen 
tenpflichten nachzufommen. Ebenſo wenig bat das Betragen der 
hannöverfchen Unterthanen bis daher eine gefährliche Nuheftörung 
befürchten laſſen. Wenn aber ein Grund zu dieſer Befürchtung vor⸗ 
handen fein follte, jo möchte derfelbe jedenfalls nur darin gefunden 
werben, daß ein anerkannter öffentlicher. Rechtszuſtand einfeitig von 
Sr. Majeftät geändert worden; was dem hohen Bunde allerdings 
Beranlafjung geben Fönnte, von Amtswegen auf Befeitigung biefer 
Maßregel, als einer Quelle von Mißbehagen und Unzufriedenheit 
nicht allein für Hannover, ſondern auch für das übrige —— 
bei Hoͤchſtdenſelben anzutragen. 

| Alſo könnte nur etwa in fohiedsrichterlicher Eigenfchaft die Bun⸗ 
desverſammlung zur Entſcheidung über die Beſchwerden Sr. Mas 
jeftät zuftändig werden, und möchte e8 in Diefer Beziehung fcheinen, 
als ob in dem am 30, Oct. 1834 vom Bunde eingeführten Schieds⸗ 
gerichte das paſſendſte Mittel zur Erledigung der obwaltenden Strei⸗ 
tigfeiten gegeben fei, indem nad) Art.1 des in Frage. ftehenden Bun- 
desbeſchluſſes jenes Gericht gerade für den Hall geordnet iſt, daß in 
einem Bundesftaate zwifchen der Regierung und den Ständen über _ 
die Auslegung der Verfaffung oder über die Grenzen der bei Aus» 
übung beftimmter Rechte des Negenten den ‚Ständen eingeräumten 
Mitwirkung Irrungen entſtehen ſollten. Allein der Fall, wovon es 
fich zu Hannover handelt, tft doch weientlich ein anderer, als der⸗ 


ie 





*) Repfcher, Publitiſt. Verſuche, & 204. 
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jenige, welcher hier vorausgefeßt wird. Es ift nämlich nicht blos 
eine der Berfaffung v. 3. 1833 gegebene verfchiedene Auslegung 
oder überhaupt. eine gewiſſe ſtaͤndiſche Wirffamfeit in Folge diefer 
Berfaflung von Seite Föniglicher Majeftät beanſtandet, jonbern die 
Verfaſſung felbft aufgehoben worden, ohne audy nur Die Meinung 
der verfafjungsmäßigen Stände hierüber zu hören. Berner find die . 
verfaffungsmäßigen und mit den Geſetzen vereinbarlichen Wege 
‚zur Befeitigung der Irrungen feineswegs verfucht worden, wie 
gleichwohl der genannte Art. 1 vorausfegt, indem die von Sr. Ma- 
jeftät einberufenen Stände weder der Verfafſung v. I. 1819 noch 
der v. 3. 1833 gemäß zufanmengefegt waren. Sodann kann das 
Bundesſchiedsgericht nach Art. 3 des Bundesgefebed und nad) der 
Natur einer Eompromißbehörde nur eingefegt und wirkſam werden, 
in Folge einer „ „Vereinbarung“ beider Theile, d. h. einer übers 
. einftimmenden Entfchließung der Regierung und der competenten 
Stände. Nun find aber die von Sr. Mafeftät berufenen Stände 
nicht das verfäffungsmäßig competente Organ des Landes, alfo auch, 
wie jolche felbft angenommen haben, nicht geeigenfchaftet, eine 
Handlung als Stände vorzunehmen oder Das angefochtene Grund- 
gejeb in irgend einer Weife zu vertreten. Die competenten Stände . 
fönnen vielmehr nur eingerufen werden nad) Maßgabe des Grund: - 
geſetzes; alfo müßte dieſes, wenn je eine Vereinbarung hinfichtlic) 

des Compromiffes zu Stande kommen foll, erft von St. Majeftät 

‚anerfannt und das zum vom 1. November 1837 zurückgenommen 
werben, 


$. 6. Was würde. gelten, wenn die Einwendungen wider das 
Staatsgrundgefek begründet wären ? 


- Die bisherige Ausführung hat gezeigt, daß weder die formel: 
len noch die materiellen Einwürfe St. Majeftät des Königs 
wider die rechtliche Gültigkeit der Verfaſſung v. 3. 1833 gegründet 
find. Zu den erfteren rechneten wir namentlich Die Einrede der man⸗ 
gelnden Vertragsform, die Berufung auf den Art. 56 der Schlußacte 
und den Einwurf der Novation. Zu den letzteren die Einrede der 
- Berlegung, insbefondere des Gemeinwohls und der agnatifchen 
Regierungs= und Domanialrechte. Nehmen wir num aber aud) eine 
Weile an: diefe Einwendungen wären ebenfo gegründet, als fie es 
nicht find, fo würde darum Doch nicht Das ganze Grundgeſetz, fons 
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dern nur ein Theil deſſelben, gegen welchen bie Cinwendungen ges 
richtet find, der Anfechtung ausgeſetzt fein, der übrige Theil aber 
ungefährbet fortbeftehen *). Doch fegen wir ſelbſt den Außerften Fall: 
das ganze Grundgeſetz wäre wegen unheilbarer Mängel nichtig und ohne 
Wirkung, was wäre bie Folge davon? Doch keineswegs eine völ⸗ 
lige Verfaffungsloſigkeit oder ein Zuftand, wie ihn die Handlungen 
Str, Majeftät vorausſetzen, welche zwar in dem Patente ». 1. Nov. 
1837 die Berfaffung v. J. 1819 als Die einzig rechtmaͤßige anerfannt, 
aber gleichwohl auch Diefe nicht wieberhergeftellt,, vielmehr zu ihrer 
Berbefierung eine allgemeine Ständeverfammlung eingerufen haben, 
welche weber der alten noch der neuen Berfaffung entſprach. 
Nach dem Patente v. 3. 1819 gehörte zur allgemeinen Stände 
verfammlung von Amtswege dad vormalige Schagcollegium, eine 
ans fieben auf Lebenszeit von den Provinzialftänden erwaͤhlten De⸗ 


putirten und aus ben beiden Generalfeeretäten der allgemeinen ' 





*) In der „„Erpofition’! wird gefagt: „Die Geſchichte ber Entfichung bies 
fer Verfaffung ſchloß die rechtliche Möglichkeit ihrer theilmeifen Auf 
hebung aus.’ Allein der Vorbehalt ber endlichen Entſchließung in dem 
koͤnigl. Referipte v. 11. Mai 1832 follte ohne Zweifel nur eine theil- 
weife Acceptation ber koͤnigl. Zugeftändniffe von Seite der Stände, nicht 
aber eine fpätere partielle Anerkennung berfelben von Seite der Tönigl, 
Regierung ausſchließen. Wichtiger wäre es, wenn bie Stände 
von ber Erfüllung einzelner‘ unberüdfichtigt gebliebener Wuͤnſche die 
Verbindlichkeit des Ganzen abhängig gemadıt hätten; allein dies fcheint 
nicht gefchehen zu fein; denn die Erklärungen einzelner Mitglieder der 
Berfammlung , worauf die Erpofition hinmweift, machen noch Eeinen Be⸗ 
ſchluß und haben überdies bereits entfchiedene und erledigte Diſſens-, 
nicht aber diejenigen Punkte im Auge, wegen welcher zulegt noch Mei⸗ 
nungszwieſpalt war. 

Mären freilich die materiellen Beſchwerden des jetzigen konigl. 
Cabinets gegruͤndet, und wuͤrden ihnen zu Folge die betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen geradezu aus dem Grundgeſetze entfernt, ſo wuͤrde eben⸗ 
bamit auch einer Reihe anderer Beſtimmungen, wo nicht dem geſamm⸗ 
ten Grundgeſetze, das vertragsmaͤßige Fundament entzogen; allein wie 

wir geſehen haben ſind auch jene Beſchwerden ungegruͤndet, und waͤren 
fie gegründet, fo dürfte darum doch das formell gültige Grundgeſetz 
nicht einfeitig angetaftet, Tondern es müßten erſt auf verfaffungsmäßi: 
gem Wege bie nothwendigen Aenderungen eingeleitet werden, und hier 
binge es num allerdings von den Ständen ey ob fe — 
in das Uebrige conſentiren wollten. 
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Stänpeverfannulung unter dem Borfige eines von dem König er; 
nannten Präfiventen beftehende Behörde, deren Aufgabe ed war, 
die Aufficht über Die General:Landescaffe und die in folche fließenden 
Steuern zu führen und die in dieſer Hinficht, ſowie in Beziehung 
auf das Landesichuldenwefen mit landesherrl. Genehmigung gefaß: 
ten ftändifchen Befchlüffe zu vollziehen. Diefes Schagcolleginm ift 
in Folge der durch das Grundgeſetz v. J. 1833 angeordneten Ders 
einigung der Föniglichen und der Landescaſſe Durch Verordnung vont 
30. Juli 1834 aufgehoben und im Hinblid hierauf ſchon in dem 
Grundgefege nicht mehr berüdfichtigt worden. Bel Wiedereinru⸗ 
“fung der alten Ständeverfammlung hätte nun aber das Schagcoller 
gium nothwendig wieder eine Stelle in der Landesrepräfentation fins 
den ſollen, indeſſen heißt es dießfalls in der Proclamation ; 
„Da das Schaprollegium aufgehoben worden ift, fo koͤnnen 
defien Mitglieder, welche nicht nach dem Patente vom 7. Der. 
1819 fowohl in der erften als in Der zweiten Kammer der all- 
gemeinen Ständeverfammlung Sig und Stimme hatten, als 
ſolche zu der allgemeinen Ständeverfammlung nicht weiter zu⸗ 
gelafien werden.“ | 
Es verfteht ſich aber von ſelbſt, Daß wenn die grundgefegliche Orga⸗ 
nifation der Stände nicht mehr anerfannt wird, um fo gewifler bie 
frühere wieder einzutreten hat, und nicht nah Willfür Einiges von 
dem Grundgeſetze beibehalten, Anderes entfernt werden Darf, da, wenn 
das Örundgefeg nichtig ift, daſſelbe ebenſowenig ald Duelle der Auf: 
hebung wie des Beftands von Einrichtungen angezogen werben darf. 
Auch die Organifation der Staatsverwaltung, wie fie das 
Ediet vom 12. October 1822 *) geſchaffen Hatte, ift von Seiner 
Majeftät willfürlich verlaffen, das Cabinetsminifterium von dem 
Staatsminifterium getrennt und das Wichtigſte, was von Regie⸗ 
rungsanordnungen feither ausging, namentlich das Patent von 
1..Rov. 1837 durch das erftere erlaflen worden. Vielleicht hält 
man und entgegen, Daß jene Organifation nicht mit der Verfaffung 
zufammenhänge, fondern Sache der Gefebgebung fei; allein auch 
in diefem Falle durfte doch nach dem Patente v. 3. 1819 der ſtän⸗ 
diſche Beirath nicht umgangen werden. Insbefondere iſt es höchſt 
widerfprechend, daß Se. Maäjeftät, nachdem Sie die frühere Bers 





2) Polis, Europ. Verfaffungen, Bd. 1. ©. 267. 
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faffung als einzig — betrachtet, gleichwohl weder das alte, 
auch noch im Grundgeſetze aufrecht erhaltene Geheimeraths Colleglun 
als hoͤchſte Auffichtsbehörde, namentlich über Verwaltung der Do⸗ 
munen, noch Das vormalige Schatzcollegium nebſt der beſonderen 
Landescafſe als fortbeſtehend anerkannt haben. 

Allerdings, wenn man die Einwuͤrfe wider die formelle Guͤl⸗ 
tigkeit betrachtet, ſo laſſen dieſe ſich eben ſowohl der Verfaſſung vom 
Jahr 1819 als der v. J. 1833 entgegenſetzen; denn auch jene iſt 
nicht mit vollem Conſenſe der damaligen Stände, noch unter Mit⸗ 
wirfung der Agnaten eingeführt worden, Alsdann befteht aber in 
dem Königreich Hannover von Rechtöwegen zwar feine allgemeine 
- ftändifche Verfaffung, wohl aber eine Anzahl provinzialftändifcher 
Einrichtungen, deren fortvauernde rechtliche Eriftenz fchon vor dem 
Patente v. 3.1819 wiederholt von der königlichen Regierung aner- 
kannt worden war, und welche nur Darum auch nad Diefem Patente 
nicht in eine umfaffendere Wirffamfeit getreten find, weil Die widh- 
tigſten altlandfchaftlichen Rechte, namentlih das der Theilnahme 
an der Geſetzgebung und die Steuerbewilligung faft ausfchlieglich für 
die aldgemeine Ständeverfammlung in Anſpruch genommen wurden. 

Wollte man einwenden, daß‘ die allgemeinen Stände dieſe 
Rechte nur in precärer Weiſe ausgeübt haben, fofern nämlich) das 
Palent ebenfo wie das Grundgeſetz als nichtig denfelben keine Rechte 
haben geben können, ober fofern das erftere als Privilegium zu be- 
trachten und Daher dem Widerrufe (2) ausgefebt fei, fo würde auch 
hieraus nichts gegen den rechtlichen Beftand, beziehungsmeife das 
Wiederaufleben der alten Provinzialverfaſſungen folgen, da, wenn 
die beiden gemeinſchaftlichen Verfafſungen von 1819 und 1833 nichte 
gelten würden, auch die Meberttagung einzelner Rechte in denfelben 
auf Die allgemeinen Stände wirkungslos wäre. Alſo felbft went 
das Grundgefeh v. 3.1833 und das Patent v. 3. 1819 als recht⸗ 
liche Thatfachen dürften geläugnet werden, fo würde zwar feine all- 
gemeine ftändifche Berfafjung in Hannover beftehen, wohl aber ein 
Syftem von Provinzialverfaffungen,, Das freilich noch ſehr des Ord⸗ 
nens und Läuterns und wahrfcheinlich wieder aller derjenigen Durch 
gangspunfte bebürfte, welche v. J. 1815 bis z. J. 1833 gefunden 
worden. find. 

Sollten nun aber diefe alten Provinzialverfaffungen, bei wel⸗ 
chen, wie Se. Majeftät vorausſetzen, die alten Lande fich fo fehr 
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wohl. befunden haben, den Anſichten Allerhoͤchſtderſelben cher zuſa⸗ 
gen, als die neue allgemeine Verfaſſung? Es ſcheint allerbings, 
daß jene Berfaffungen, deren Wefen wir oben fennen gelemt has 
ben (S. 5 f.), zu ihrer Zeit ganz tauglich geweien, das Wohl 
der Unterthanen zu fördern, zumal bei dem guten Willen der kur⸗ 
fürftlichen Regierung, biejelben aufrecht zu erhalten und zum Ses 
gen für das Volk werden zu laſſen. Allein wir haben bereits 
bemerkt (S. 19 und 20), daß die völlige Wiederherftellung der 
Provinzials Stände in den alten und neuen Landen mit Rüds 
fiht auf die veränderten Zeit-Verhältniffe und Zeit: Berärfniffe 
ſtaatlich unmoͤglich ſei. Es kann alfo, gefegt auch die Wünfche 
einzelner Provinzen und Stände wären auf eine Derartige Res 
ftauration gerichtet, diefe um des Ganzen willen nicht bucchges 
führt werden. Vielmehr gebietet der Staatszweck und die Rüd- 
fiht auf das Wohl der verfhiedenen Beſtandtheile des Königs 
reihe, die politifhe Einheit, zu der fie jetzt verbunden find, 
Durchzubilden und zu benugen zu gemeinſchaftlicher Foͤrderung der 
gemeinfchaftlichen Interefien mittelft einer das Ganze umfaſſen⸗ 
den und daher auch das Ganze bindenden Verfaſſung, Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung. Es ſcheint auch auf Feine Weile, daß 
die feparaten Beftrebungen, weldye nad Aufhebung des Grund⸗ 
gefebes wieder erwacht find, mit den, Tendenzen des Cabinets 
völlig im Einflange ftehen, oder daß dieſes die Vortheile der 
Staatseinheit, insbefondere die Einrichtung einer allgemeinen Stäus 
de-Berfammlung, welche man früher nicht Fannte, mit dem Grund⸗ 
gefebe habe aus den Händen geben wollen. 


Wenn es nun aber nicht das Daſein allgemeiner Stänbe 
it, worin Seine Majeftät eine ſchaͤdliche Neuerung gefunden 
haben, fo fehen wir in der That nicht ein, was Höchſtdieſel⸗ 
ben durch die Rückkehr zu den erblänbifchen Verfaſſungen, wel⸗ 
hen die alten Provinzialverfaffungen der neu erworbenen Lande 
mit gleichem Rechte fich zur Seite ftellen dürften, an Unabhän» 
gigfeit von ftändifchem Einfluffe gewinnen follten, Die ſtändi⸗ 
{he Zuſtimmung zu Oefegen würde dadurch nicht umgangen 
werben; denn dieſes Recht befaßen, wie wir gejehen haben, 
wenigſtens einige Provinziallandfchaften ſchon früher. Eben fo 
wenig und aus bemfelben Grunde das ftändifche Recht der 
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Steuerverwilligung, welches überdieß auch von der jeßigen 
Regierung anerfannt iſt. Eine wichtige Aenderung des Grunds 
geſetzes war allerdings Die Bereinigung der Domänen und der 
Landescaſſe; allein auch in diefer Beziehung würde die Wie 
derherſtellung des alten Rechts Seiner Mafeftät feinen Vortheil 
bieten, und namentlich die beabfichtigte Erleichterung der erſte⸗ 
ten Caſſe nicht erreicht werden, da die Folge Davon nicht wäre, 
wie »orausgefeht wird, daß die Regierungsausgaben ihr abe 
genommen und nue Zuſchüſſe zu bdenjelben in bie Lan⸗ 
descaſſe zu ‚geben fein würben, vielmehr, daß jene Ausgaben - 
wieber, wie vormald, prinsipaliter auf der Domänencaf e 


fafteten. 


Während das Patent. vom 1. November 1837 und der Ent. 
wurf von 1838 in Diefer Beziehung, angeblih um das Alte 
wiederherzuftellen,, dieſes Alte geradezu auf den Kopf ftellen, ins 
dem fie davon ausgehen, die Regierungsausgaben liegen der 
Steuercaffe ob, und die Domänen haben nur Zufchüffe zu ges 
ben: foU nad dem föniglihen Schreiben vom 15. Februar 1839 
nun zwar eine Theilung berfelben eintreten *), aber immer wies 
der unter der Borausfegung, daß die Staatslaft auf den Steuern 
‘ zube und daher der Beitrag der Domänencaffe zu den Koſten 
der Landesverwaltung fi von felbft mindere, vefpert. ber Beis 
trag der Landes» (Steuer«) Caſſe ſich mehre, wenn die Hof: 
ausgaben, 3. B. für die nichtregierenden Mitglieder des koͤnigli⸗ 
hen Haufes (jonft hatte Das Land nur bei der Bermählung ei⸗ 
ner Prinzeffin die fogenannte Prinzeffinfteuer von etwa 40,000 
fl. zu geben), für die Schloßbauten (welche fonft das Land 
gar nichts angingen), ſich erhöhen. Eine generelle Verpflichtung 
Des Landes zu Dedung der Regierungsausgaben hat, wie hier 
wiederholt gejagt werben muß, früher nicht Statt gefunden, 
fondern nur eine finguläre oder ausnahmsweife DVerpflich- 





*) Nach welchen Grundfägen getheilt werben foll, fieht man daraus, daß, 
nah dem Poſtſcriptum zu obigem Schreiben meift folche Ausgabepds 
ſten, welche ein Wachsthum verfprechen, der Steuercaffe gelaffen wer 
den und nebenbei die ganze Deomonialſqhuld mit einem ri von 

-  4,2100,000 — 
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tung zur Beftreitung einzelner vertragsweiſe Ubernommener Ausgaben. 
Das Grundgeſetz ift hierin nun allerdings weiter gegangen, aber 
nur unter gewiffen Garantien (Cafienvereinigung und Budgets⸗ 
Einrichtung). Nach dem neuen Vorfchlage des Cabinets würde 
dagegen die grundgefeglih ſubſidiaͤre Verpflichtung der Stände 
zu Dedung der Regierungsausgaben acceptirt, aber ohne die bei⸗ 
gefligten Bedingungen. Alfo doch das Grundgeſetz, aber mır fo- 
weit e8 dem Cabinet nüglih, nicht auch fofern es ihm Täftig iſt! 
Daß die frühere Einrichtung unpaffend und daß vie Kräfte der 
Domänencaffe unzureichend, wird nicht .beftritten; aber eben darım 
fhien die Vereinigung der beiden Caffen nothwendig, und, da 
auch die Steuerfräfte zu berüdfichtigen find, Die Heberzeugung von 


‚der Rothmwendigfeit der Steuern, welche gewonnen wirb burch 


fändifche Controle. Unbiliig iſt e8 unter allen Umftänden, 
den Ständen Namens des Landes Verwilligungen anzufinnen, ohne 
die gewonnene Einfiht von ihrer Nothwendigkeit. Betrachten 
wir aber die Sache bloß juriſtiſch, fo hat das Cabinet, falls 
das Grundgefeg. ungültig fein ſollte, nicht Die Wahl, wie weit ber 


Zuſtand vor demfelben herzuftellen, fondern es hat fi) ganz an 


dasjenige gebunden zu halten, was Damals Rechtens geweſen, bie 
es auf verfafjungsmäßige Welfe abgeändert ift. 


- Zu diefen vorgrundgefeglichen Einrichtungen gehört nament: 
ih auch das Schageollegium, welches nun nach den k. Schrei: 
ben v. 15. Febr. 1839 zwar wiederhergeftellt werben fol, aber - 
erft wenn die Caſſentrennung vollftändig ausgeführt ift. "Auch 
diefe Zufage genügt nicht; denn abgefehen davon, Daß zur Aus: 
führung diefer Trennung an ſich ſchon die Wirkfamfeit jenes Col: 
legiums erwünfcht fein müßte, bedarf es unter Borausfegung der 


Richtigkeit der grundgefeglichen Einrichtungen nicht erft einer neuen 


Herftellung des früheren Zuftandes, fondern dieſer Zuftand befteht 
vielmehr noch jest vehtlih fort. Wie alfo Die Domänencaffe 
und die Landescaffe von felbft wieder in ihre alten Rechte und 
Berbindlichfeiten eingefegt find, fo ift dem Schagcollegium, wie 
vormals, die Landescafle anzuvertrauen, und nur eine Abrechnung 
wegen ber mehrjaͤhrigen gemeinſchaftlichen Verwaltung zwiſchen 
der Kammer auf der einen, and dem Schaprollegium auf der an⸗ 
dern Seite erforderlich. 


ı >> Be | Reyſch er: 
8. 2. Nechtlche Schntzmittel wider deu Machfolger. 


Die bisherige Ausführung Hat gezeigt, Daß das. Grundgefeg 
des Königreihs Hannover v. 26. Sept. 1833 noch jest formell 
zu Recht beftehe, und daß die materiellen Einwendungen St. 
Majeftät des Königs wider daffelbe nur quf verfafiungsmäßigem 
Wege, d. h. in Mebereinfunft mit den grundgefeglichen Ständen 
eine rechtliche Erledigung finden Tönnen. 

Seine Majeftät haben diefen Weg bisher nicht eingefchlagen, 
fondern, nachdem Sie glei bei Uebernahme der Regierung die 
Anerkennung des Grundgefeges verweigert hatten, eine aus mehs 
reren Eöniglichen Dienern beftehende Immediat-Commiffion zur Prü- 
fung deſſelben niedergefegt und in Folge des von diefer erftatteten 
Berichts, welcher jedoch nicht zur Deffentlichkeit gelangt ift, Sich 
unmittelbar Recht dadurch verſchafft, daß Sie. mittelft Patents 
vom 1. Nov. 1837 das Grundgeſetz _ohne Weiteres aufhoben, 
und einen Zuftand einführen, von dem Sie behaupteten, daß er 
der frühere und einzig rechtmäßige ſei. 

Wir Haben bereitd oben bemerkt, daß dieſe von St. Maje: 
ftät beabjichtigte Gelbftreftitution keineswege im vollen Sinne 
auch nur eine factiſche Reſtitution zu nennen iſt, indem wich⸗ 
tige Einrichtungen, welche die vorgrundgeſetzliche Verfaſſung und 
Geſetzgebung in ſich ſchloß, wie z. B. das Schatzcollegium, nicht 
wiederhergeſtellt worden ſind, und es war deshalb die Bitte des 
osnabrüder Magiſtrats in ſeiner Eingabe an die Bundesverſamm⸗ 
“ lung vom 19. März 1838 ſubſidiär dahin gerichtet, daß, wenn 
auch das Grundgeſetz jelbft nicht wiederum in Wirkfamfeit follte . 
gefegt werden Eönnen, alsdann wenigſtens die Berfafjung vom 9. 
1819 in voller Integrität zurüdgegeben werde, bevor Verhand- 
lungen über Die nene Verfaffung des Königreichs zugelegt werben. 
Allein auch diefe Bitte ift mit dem auf Schutz im Befike des 
Grundgeſetzes gerichteten Hauptgefuche durch Beſchlüſſe der Bun⸗ 
desverſammlung vom 6. Sept. 1838 deshalb abgewieſen worden, 
weil in dem vorliegenden Falle ihre Legitimation zur Beſchwerde⸗ 
führung in den Beſtimmungen der deutſchen Bundes⸗ und der 
Schluß⸗Acte nicht: begründet ſei. Ebenſo wenig hatte eine von 
dem osnabrüder Magiftrat ſchon früher bei Sr. Majeftät gezier 
mend vorgebracdhte Bitte, dem hohen Bunde die Enticheidung in 


- 
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der Berfafiungsfache zu überlaffen, Gehör gefunden, noch haben 
Seine Majeftät feither in Folge der von den verfchledenften Seis 
ten zu-Gunſten des Grundgeſetzes Taut gewordenen Bedenken und 
Wünſche ſelbſtwillig eine Aenderung in Ihren Maßregeln ge⸗ 


troffen. 


Der —— öffentliche Rechtszuſtand im Königreiche 
Hannover iſt ſomit, ſoweit er auf den Maßregeln St. Majeftät 
gegen das Grundgeſetz beruht, ein rein willfürlicher, und es ift 
nicht mehr die Stage: ob derfelbe auf rechtlichen Werth Anſpruch 
zu machen habe? welche Frage nad) dem Obigem nur verneint 
werben Tann, fondern: welche rechtlihe Mittel ftehen den Unter: 
-thanen jenes Königreichs und den fie vertretenden Magiftraten zu 

Gebot, um ſich im Befite des Grundgefebes zu-fchügen? 
| Es ift wahr, die heutigen Berfaffungen haben weniger Bürg» 
haften für fi, als die alten, weldye geftügt auf eigentliche 
Stände,. insbefondere auf eine Anzahl vielfach felbftftändiger Cor⸗ 
porationen, ohne deren freiwillige Beihülfe nichts Erhebliches 
ausgeführt werden konnte, den Landesherrn von ſelbſt in einer 
gewiſſen Abhaͤngigkeit erhielten , während bie heutigen Stände, 
einer eigentlichen ftändifchen Grundlage entbehrend - blos durch 
das fogen. Repräfentativ:Princip eine Bedeutung erhalten, die fie 
aber einzig und allein in der vom Landesherrn einberufenen und 
entlaßbaren Berfammlung geltend machen können. Die alten 
Stände hatten ferner einen häufig wirkfamen Schuß zu erwarten - 

- bei den ReichSgerichten, während das Befchwerberecht der heutigen. 

‘ Stände am Bundestage, auch fo weit ſolches anerkannt ift, vom 
Landesherrn jederzeit dadurch unwirkſam gemacht werben kann, 
daß. er die Ständeverſammlung als das Organ des Landes auf 
löft und nicht wieder einberuft. 

Dennoch dürfen die Unterthanen gegenüber. von dem Regen: 


ten nicht als rechtlos oder fchußlos angefehen werben; vielmehr 


fommen denſelben immer noch mehrere Schugmittel zu flatten: 
1. find e8 die Staatsdiener, welche ebenfo ‚wie die al- 
ten Minifterialen ihnen in gewiſſer Beziehung ſchuͤtzend zur Seite 
zu ftehen haben, indem fie dem Lande dafür verantwortlich find, 
daß die Verfafiung eingehalten werde *). Namentlich liegt eine ' 


*) Hanndv. Grundgefeg, $. 161. er 
Zeitſchrift f. d. deutfche Recht. 2.2. 1. 9 
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ſolche Verantworilichkeit ob den hoͤchſten Beamten des Staats, 
den Miniſtern °). Zwar kann auch das dieſer Dienſtpflicht cor⸗ 
reſpondirende Recht der Stände auf Anklage verfaffungswidrig 
handelnder Departements - Borftänbe 2) nicht ausgeübt werben 
ohne das Vorhandenfein einer Elagenden Ständeverfammlung. 
Allein dadurch, daß eine Klage gegen die öffentlichen Diener mög- 
licher Weife vereitelt werden Tann durch eine neue verfaffungswi⸗ 
drige Willfür, wird die Pflicht und das Recht diefer Diener zur 
Aufrechterhaltung der Verfaffung ſo wenig aufgehoben, ald durch 
die einfeitige Handlung des Staatsoberhauptes, wodurch Diefer 
die Berfaffung für nichtig und die Staatsdienerfchaft ihres Eides 
auf diefelbe für entbunden erklärt. Das Grundgeſetz des König- 
reih8 Hannover vom 26. Sept. 1833 iſt daher noch jeßt, wie 
vor dent Batente vom 1. Rov. 1837, Duelle verfchtenener Rechte 
und Pflichten, wie für Seine Majeſtät den König felbft; fo auch 
für Höchftverfelben und Ihres Landes Diener und Obrigfeiten. 
Insbeſondere kann nach demfelben fein Cisilftaatsdiener feiner 
Stelfe willfürlich entfegt und die völlige Entlaffung vom Richter- 
amte nur Durch Urtheil und Recht verfügt -werden ?) (8. 163). 

2. Auch der ftaatsbürgerlihe Gehorſam (obsequium 
eivile) ift feine unbedingte, fordern eine durch die Verfaffung bes 
bingte Pflicht (verfaffungsmäßiger Gehorſam), und wenn ſchon 
dies das hannöverſche Grundgeſetz nicht, wie 3. B. die württem- 
Bergifche Verfaſſungsurkunde, ausdrücklich hervorhebt, fo verfteht 
es ſich Doch von felbſt, da jedes Recht, alfo auch das auf Ges 
horſam, nur gedenkbar ift, nnter der ihm zur Seite ſtehenden 
Berpflichtung , die Rechte Anderer zu achten, und niemand ver- - 
bunden fein kann, der nicht felbft auch Rechte hat, insbeſondere 
gegen denjenigen, der ihn verpflichtet. Endlich 

3. iſt man wohl anzunehmen berechtigt, daß auch der — 





1) Mehi, Die ne der Minifer, Tuͤb. 1837. 

DH Scundgefed, $. 161, 38% 

3 Dex nme Verfeflungsentwurf, 5. 163, beſchraͤnkt den Tegteren Grundſat 
auf ſolche koͤnigliche Diener, welche lediglich ein Richteramt. beklei⸗ 
den. Damit wäre derfelbe für die untere Inſtanz, wo die Trennung 
ber Juſtiz von ber Spaltung, noch nicht durchgeführt iſt, unanwend⸗ 
bar gemacht. 
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welchen Die Bundes geſetz e den beſtehenden Landesverfaffungen 
zuſagen, nicht blos von der allgemeinen Ständeverſammlung, ſon⸗ 
dern auch von den Provinzial⸗Verſammlungen, einzelnen Körper⸗ 
ſchaften und Unterthanen angefprochen werden darf. Zwar ift in 
nenefter Zeit von dem bannöverfchen Babinet die Competenz bes 
"Bundes in ber dortigen Berfaflungsfache überhaupt in Zweifel 
geftelt worden; allein mit Unrecht; benn wenn auch der Art. 
56 der Schlußacte diefelbe nicht unmittelbar ausſpricht, fondern 
nur den allgemeinen Sag aufitelt, daß eine in anerlannter Wirk: 
famfeit beftehende Landesverfaffung nur auf verfafjungsmäßigem 
Wege wieder aufgehoben werden fönne: fo erhält doch die Auf- 
nahme diefes an ſich unzweifelhaften ftaatsrechtliden Grundſatzes 
in ein Grundgeſetz des Bundes nur Bedeutung in der Voraus⸗ 
fegung, daß die Anerkennung deffelben zur Bundespflicht 
- babe gemacht werden wollen. Dieß wird denn auch beftätigt durch 
die Verbindung, in welcher der Art. 56 mit den vorangehenden 
Art. 54 und 55 und mit den nachfolgenden Art. 37—62 fteht. 
Alle diefe Artikel haben, wie namentlich aus dem Eingange des 
Art. 62 hervorgeht, Die Vollziehung des Met. 13 der Bundes: 
acte zum Gegenftande, wonad in allen Bundesſtaaten landftän- 
diſche Verfaſſungen ftattfinden follen; und wenn fhon nach Art. 
55 den fouverainen Fürften überlaffen ift, Diefe Innere Angelegen- 
heit mit Berüdfichtigung forwohl der früherhin gefeglich beitande- 
nen ftändiichen Rechte, als der gegenwärtig obwaltenden Berhält: 
nifje zu orbnen, fo fügen doch die Art. 56—59 mehrere Be- 
fhränfungen, theild zum Schuge wohlenworbener verfaffungsmä- 
iger Rechte, theils zur Aufrechthaltung des monarchiſchen Prin⸗ 
cips und der unmittelbaren Bundeszwecke hinzu, in welchen Be 
ziehungen affo den Landesfürkten nicht freie Hand gelafien ift. 
Ergäbe e8 ſich nun and nicht von felbft, daß die Bundesper⸗ 
ſammlung über Vollziehung dieſer wie anderer Bundesbeſtimmun⸗ 
gen zu wachen habe*), fo müßte dieß doch aus dem Art. 5% 
jener Urkunde, weicher den bie Entmidlung bes Art. 13 der 


*) Art. 31 der Schlußacte. Vexgl. Prov. Competenzbeſtimmungen der 
Bundeöverfammlung v. 12. Juni 1817, 8. 4, Ne, 3 (bei Klüber, Quels 
Ienfammlung, 3. Aufl, &. 237); Ereentionsordnung, Art. 1 (Klüber 
©. 297). ’ 2 

2 g* 
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Bundesacte betreffenden Beſtimmungen voranſteht, gefolgert wer⸗ 
den, worin der Bundesverſammlung ausdrücklich zur Pflicht ge- 
macht ift, über Vollziehung jenes Artikels zu wachen; ebenfo 
aus Art. 61 der Schlußacte, worin außer dem Balle der über- 
nommenen befondern Garantie eine Einwirfung der Bundeöver- 
fammlung in landſtaͤndiſchen Angelegenheiten namentlich zum Zweck 
der Aufreghthaltung der über den 13. Artifel der Bundesacte hier 
(Art. 54— 59). feftgefegten Beftimmungen geftattet if. Zwar 
könnte es fcheinen, daß bei diefer Auslegung der Art. 60 der 
Schlußacte feine Bedeutung verliere, wonach die Bundesverfamm- 
lung durch Uebernahme der befonderen Garantie für eine land- 
ftändifche DVerfaffung die Befugniß erhält, auf Anrufung der 
Betheiligten die Verfaſſung aufrecht zu erhalten und die über Aus- 
legung oder Anwendung derfelben- entftandenen Irrungen beizu⸗ 
legen. Allein zwilchen der allgemeinen Garantie, welche 
nad) den Bundesgefegen jede Iandftändifche Verfaſſung zu genießen 
hat, und dem befonderen Schuge, weldhen die Bunbesver- 
fammlung vertragsmäßig übernimmt, befteht immer noch der Un- 
terſchied, daß im lebteren Falle die Bundesverfammlung auf Er- 
fordern die garantirte Verfaffung unmittelbar auszulegen und in 
allen ihren einzelnen Beftimmungen aufrecht zu erhalten hat, 
während im erfteren Balle nur Die Bundesgefege unmittelbar 
zu volgiehen, und demgemäß bei Gtreitigfeiten über Ausfe- 
gung einer Zandesverfaffung nicht zu interveniren iſt. Für folche 
Fälle dient jet im Falle der. Vereinbarung das Bundesfchiebs- 
gericht. | 

Wann und aus welcher Beranlaffung von Bundeswegen 
einzufchreiten ſei, ergiebt fi aus Art. 53 der Schlußarte, worin 
zwifchen den im erften und ben im zweiten Abfchnitte ber 
Bundesacte enthaltenen Beftimmungen unterſchieden ımb in Be- 
ziehung auf letztere, wohin namentlich auch der Artikel 13 der 
Bundesacte gehört, der Bundesverfammlung auferlegt ift, die 
Erfüllung der dadurch von den Bundesregierungen übernommenen 
Berbindlihfeiten zu bewirken, wenn fih aus hinreichend 
begründeten Anzeigen der Betheiligten ergebe, daß 
diefelbe nicht ftattgefunden habe. Wird nun aber ven 
Betheiligten ein Befchwerderecht wegen mangelnder Vollziehung der 
Bundesarte eingeräumt, fo ift daſſelbe ohne Zweifel auch hinficht« 
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lich "der Ergänzungen und Erläuterungen zu behaupten, welche 
diefer Artikel duch Die Schlußacte erhalten hat. 

Wer unter ‚‚Betheiligten‘’ zu verftehen ift, wird in der 
Schlußacte nicht gefagt. Ebendarum darf aber dieſes Wort nicht 
befchränfend, jondern dem gemeinen Sprachgebrauch gemäß aus⸗ 
gelegt werdet. Betheiligt (Intereffent) tft bei einem Verfafſungs⸗ 
zuftande nicht blos Die Gefammtheit des Landes, welche durch 
die allgemeine Ständeverfammlung vertreten wird, fondern auch 
die einzelnen Provinzen, Eorporationen und Unterthanen , weiche 
fämmtlidy theils allgemeine, theil8 befondere Rechte aus dem 
Grundgeſetze geltend zu machen, theils wenigftens eine Garantie 
ihrer Rechte in dem verfafjungsmäßig geficherten Rechtszuſtande 
zu fuchen haben. Wenn ſchon daher da, wo Rechte des Landes 
von der Regierung gefährdet find, die allgemeine Ständeverfamm- 
fung das natürliche Organ ift, tm diefelben geltend zu machen, 
fo ſchließt dieß doch ein Beſchwerderecht der einzelnen ‘Provinzen 
und Eorporationen nicht aus, wofern entweder befondere Intereſſen 
diefer verlegt oder allgemeine Stände gar nicht vorhanden. find. 
MWäre diefes nicht anzunehmen, fo gäbe e8 da, wo der Art. 13 
noch nicht vollzogen ift, gar Fein Beſchwerderecht, und anderer: 
feit8 hätte, wo eine ftändifche Verfaffung befteht, die Regierung 
ihren Widerfpruch mit den Bundesgefegen nur auf das Aeußerfte 
zu fleigern, indem fie diefelbe aufhebt, um gegenüber von dem 
Bunde gefichert zu fein. Daß ein ſolcher Wiverfpruch nicht im ' 
Sinne der Bundes» und der Schlußacte liege, bedarf feines Be- 
weifes. Auch Hat die hohe Bundesverfammlung nicht nur im 
Allgemeinen in den proviforifhen Competenz-Beſtimmungen vom - 
12. Juni 1817), fondern auch, in mehreren befonderen Faͤllen?) 


D $. 5, Ne. 1 (Klüber, a. a. D., ©. 239): ‚‚Infofern bie Bundes⸗ 
oder Gorngreßacte für Einzelne, für Corporationen oder ganze 
Elaffen Beflimmungen und Hinweifungen enthält, deren nähere volls 
kommene Entwicdlung der Bundesverfammlung vorbehalten ift, fo has 
ben diefe allerdings ein wohlbegründetes Recht, deren Berichtigung bei 
dem Bundestag in Anregung zu bringen, fowie Anträge und Vor⸗ 
[läge desfalls zu übergeben.’ Vgl. $. 4, Nr, 5. 

2) 3+ B. bei dem Geſuche einiger Prälaten. und Ritter bes Herzogtums 
Holftein um Wieberherftellung der landſtaͤndiſchen Verfaſſung v. J. 1823. 
Kluͤber, Quellenſammlung. 


- 454 Reyſcher: 


ihre Zuftändigkeit in dergleichen Verfaffungoſtreitigkeiten auf den 
Grund des Art. 61 der wiener Schlußacte und die Competenz 
einzelner Betheiligten zur Beſchwerde in ſolchen Faͤllen anerkannt. 


EV. Wie weit gebt die Pflicht des Gehorſams, bezie⸗ 
hungsweiſe das Necht des Widerſtandes gegen bie 
Stantögewalt? 


8.1. Von dem Unterthauen⸗Gehorſam. 


A, Von den Grenzen des Gehorfams und Widerftaudes der 
Unterthauen im Allgemeinen. 


Wie der Staatszweck und die verfaffungsmäßigen Befugniſſe 
der Obrigkeit ihre Grenzen haben, jo auch der Gehorſam der Un: 
terthanen, welche in diefer Eigenschaft nicht aufhören Menſchen 
und Staatsbürger zu fen. Zwar meint Schmalz), daß, wenn 
ſchon die Regierung des Staats nur Geſetze geben und befehlen 
könne in Dingen, die den Zwed des Staats angehen, doch auch 
ein Unrecht, weldyes der Souverain einem Unterthan zufüge, . 
diefen von der Pflicht des Gehorfams nicht entbindes; allein fo 
allgemein ausgebrückt würde diefer Sa wieder zu dem von Hob⸗ 
bes?) gelehrten Defpotismus führen, wonach, der Unterthan’ felbft 
den unbefugten Mord der nächſten Angehörigen ſtill dulden 
müßte, fofern er nur von oben geboten wird; und doch ft aud 
Hobbes genöthigt, in einem Kalle den Ungehorfam zu geftatten: 
wenn nämlich von dem Unterthan verlangt werde, felbft Hand 
an fich oder feinen Vater zu legen. Die Hobbes'ſche Theo⸗ 
tie hat längft ihre Widerlegung gefunden, unter Anderen in P. 
J. A. Feuerbach); und wenn Schmalz aus ber Pflicht gegen die 
nbrigen Staatsbürger, welche bach nothwendig gleichfalls ihre 


1) Das deutfhe Staatsrecht, 8. 318 u. 319. 

2) De cive, cap. VI, $. 13. 

3) AntisHobbes, oder über bie Grenzen ber hoͤchſten Gewalt und das 
Zwangsrecht dev Vuͤrger gegen ben Oberhertn. Gießen 1197. — Bol. 
Ir. Murrhard, Ueber Widerſtand, Empbrung und Bwangsäbung 

- dee Gtaatöbürger gegen bie — Staatsgewalt. Briaunſchweig 
1832, S. 126 f 
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Grenzen bat, einen unbegrenzten Gehorfam ableitet, fo hat er 
bamit eben jowohl das Rechtsgebiet verlaffen, ald wenn Hobbes 
mit der Pflicht chriftlicher Duldung (ire ad Christum per — 
rium) denſelben herſtellen will. 

Auf der andern Seite gehen diejenigen zu weit, welche, wie 
R. Mohl?) Unbotmäͤßigkeit und äußerſten Falls ſeibſt thaͤtigen 
Widerſtand gegen jeden verfaſſungs-oder geſetzwidrigen 
Befehl der Obrigkeit, ohne Unterſchied des bedrohten Guts, eine 
räumen und fogar behaupten: die Befolgung eines ſolchen Bes 
fehls fei nicht nur nicht Pflicht, fondern fogar Verbrechen 
gegen den Staat. Ein Berbrechen könnte der Gehorfam nur dann 


ſein, wenn der Beamte einen Bürger zum Mitfehuldigen an eie 


nem Angriffe auf den Staat oder die Rechte Dritter machte; nicht 
aber, wenn materiell blos der gehorfame Bürger felbft darunter 
leidet. Aber auch das Recht zum artiven und paſſiven Wider: 
ftande darf nicht jo umfaflend gedacht werden; denn wenn ohne 
Unterfihied jede gefegwidrige Handlung der Obrigkeit zum 
Widerſtande berechtigte, fo würde, da gejegwidrige Handlungen bee 
Beamten auch im beiten Staate nicht felten vorfommen, gar häus 
fig die vor Allem nöthige Ruhe und Ordnung, alfo der Zweit, 
wozu Alle vereinigt find, von Rechts wegen gefährdet werden. 
Die meiften Staatshandlungen find nun aber von einer foldyen 
Befchaffenheit, daß der gewöhnliche Bürger deren Gründe nicht 
zu würdigen weiß. Wollte man diefem geftatten, fein unzuver⸗ 
lälfiges Uxtheil dem competenten Urtheile der Obrigfeit auf die 
Gefahr einer Fünftigen Unterfuchung bin entgegenauftellen, fo wür⸗ 
den felbft vollkommen gefegmäßige und gemeinnügige Handlungen 
der Staatsgewalt Gefahr laufen, an dem Widerſtande Einzelner, 
die ſich in ihren Rechten gefränft halten, zu feheitern. Das Recht 
des Widerftandes kann alfo fchen aus dieſem Grunde nicht um _ 
bedingt zugegeben werden), Aber nicht blos eine oberflächliche 
politiiche Betrachtung führt zu der nothwendigen Beichränfung Des 
Widerſtandsrechts der Unterthanen, fondern auch die allgemeinen 
Grundfäge von der Nothwehr, wie fie In der Praris gehandhabt 


1) Württembergifches Staatsrecht, $. 66. 
2) Reyſcher, Publiciſtiſche Werfuhe, ©. 285. 


— 


136 | Reyſcher: 


werden. Hiernach wird es allerdings für erlaubt gehalten, un⸗ 
erlaubte Angriffe auf Perſonen und Güter, zu deren Abwendung 


die Aufforderung obrigkeitlicher Hülfe unmöglich oder unzureichend - 
ift, duch Privaigewalt abzuwenden; aber Die Anwendung der 
leßteren in anderen Kühlen, namentlih dann, wenn fie zur Ber: 
theidigung nicht nothwendig ift (weil noch ein leichteres Mittel zu 


Gebot ſteht), wird nicht entfchuldigt, fondern beſtraft. Ebenſo 


wird zur. Begründung des Außerfien Rechts der Nothwehr von 
Manchen geforbert, daß die Gewalt angewandt werde zur. Erhal- 
tung eines erjeglichen oder wenigftend ‚leicht wieder erbringlichen 
Guts ); während allerdings die Meiften Feinen Unterfchiev ma⸗ 
hen, und annehmen, daß es auf den Inhalt des angegriffenen 
Rechts nicht anfomme, und insbefondere auch zum Schube bes 
Eigenthbums die Nothwehr zuläfiig ſei ?). 

Die Praxis des württembergifcdhen Obertribunals bat jene 
Limitation der Privat-Nothwehr angewandt auf das Recht des 
Staatsbürgers zum Widerftande, und erkennt ein ſolches Recht nur 
in den beiden Fällen an, wenn der verlangte Gehorfam entweder 
ein unzweifelhaftes Verbrechen involviren oder einen großen uners 
jeglichen Schaden für venfelben zur Folge haben würde ?). 

Allein ſelbſt mit dieſer Beichränfung wird man das Recht 
zum Widerftande gegen Die Obrigkeit mit Rüdficht auf den Staatg- 
zwed, welchem ja auch in fonfligen Fällen Privatrechte zu opfern 
find, nicht zugeben fönnen. So bevroht 3. B. ein auf ungenü- 
genden Verdacht Hin ergangener Berhaftbefehl des Richters ein 
unerjegliches Gut, die Freiheit, und Doch muß man annehmen, daß 
in einem Galle, wo auf Seiten des Bürgers fo leicht Täufhung 
möglih, ein Verzug in Vollziehung des obrigfeitlihen Befehle 
aber unzuläffig, dem Einzelnen Widerſtand nicht geftattet -fein 
tönne*), daß aljo derſelbe, wofern er fich widerſetzt, ſchon darum 
ftrafbar jei, weil er fich widerfegt, wenn gleich als mildernd das 


sbrigfeitliche Verſehen allerdings in Betracht Tommen wirb. 


3) Feuerbach, Lehrbu des gemeinen peinlichen Rechts. 12te Ausgabe. 
von Mittermaier. Gießen 1836, $. 38. — Entwurf eines hanndver: 
[hen Strafgefegbuchs, Art. 92 (verbefferter Entwurf Art. 90). 

3) Wächter, Strafrecht, Theil J. S. 88, wo auch weitere Kiteratur. 

3) Knapp, Württernb, Criminalrecht, II, &. 204. 

4) Reufhher, a. a. O., S. 286. 
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Ueberhaupt iſt das Verhaͤltniß der Unterthanen zur Staats⸗ 
gewalt ein anderes, als das der Einzelnen unter ſich. Inden 
der Einzelne der Staatsgewalt ſich unterwirft, untergiebt er ſich 
zugleich den Anordnungen diefer Gewalt, ohne fich eine befondere 
Prüfung oder Genehmhaltung derfelben von feinem Stand» 
punfte aus vorzubehalten. Richtig fagt daher Feuerbach 2): 

„Sollte erft das Urtheil der Unterthanen über die Gültig- 
feit oder Ungültigfeit der auf die Wahl der Mittel zum Staats- 
zweck gerichteten Willensbeftiinmungen des Oberherrn entfchei- 
den, fo wären die Unterthanen über dem Oberherrn, und 
es wäre fein Wille vorhanden, welcher die geforderte Ein- 
heit in den Willensbeftimmungen der einzelnen Geſellſchafts⸗ 
glieder bewirken könnte,’ = ,,Wollen demungeachtet diefels . 
ben fich feinen Befehlen und Verfügungen entziehen, oder 
gar mit Gewalt der Waffen ſich denſelben entgegenfegen,, fo 
handeln fie als Beleidiger der höchften Gewalt, al8.Rebellen 
gegen den Unterwerfungs⸗Vertrag und büfen wie Rebellen 
geftraft und gezüchtigt werden.’’ 

Hieraus folgt, daß, wofern nur nicht gegen die Verfäffung 
oder offenbare Geſetze, wodurch die regierende Macht felbft 
ihre Beftimmung erhält, gehandelt worden, der einzelne Unter 
than jene Macht nicht in ihrer Wirkſamkeit aufhalten oder ihr 
den Gehorfam. weigern darf, daß aber der Regent, wenn er den 
in der Berfaffung und in beftimmten Geſetzen des Staats übers 
nommenen Berbindlichkeiten entgegenhandelt, in Beziehung auf 
diejenige Handlung, wodurch er dieſe Verlegung begeht, auf: 
hört Regent zu fein, wenn er gleich bei anderen rechtmäßigen 
Handlungen wieder als Oberhaupt des Staats anerkannt und 
geachtet werben muß 9%. Unter den Begriff einer Gefegesverles 
bung fällt zwar auch eine Gefehesüberfchreitung durch die Res 
gierung; denn auch, wenn das Organ der Gefegesvolgiehung 
Die ihr vorgezeichnete Grenzlinie nicht einhält, Handelt fie gegen 
das Geſetz; nur wird man, da amdererfeitS der vollziehenden. 
Gewalt möglichft freier ae zu a ift und ihre aa 


1) AntisHobbes, S. 56. 58. 


2) Bol. Feuerbach, a. a. O., &. 92 f. — Voß, vandbuch der allgem. 
Staatswiſſenſchaft, Th. I, &. 478. 
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lungen nicht von dem ſubjectiven Urtheile einzelner Betheiligten 
abhängig gemacht werben dürfen, zweifelhafte Geſetzes⸗Ueber⸗ 
tretungen, insbeſondere bloße Fehler in dem ihr eigenthümlichen 
Geſchaͤfte der Subſumtion unter das Geſetz, nicht als Motive des 
Widerſtandes gelten laſſen dürfen. 

Und ſelbſt bei Haren Verfaſſungs⸗ und Geſetzesverletzungen 
ift die Vertheidigung der eben dadurch ‚verlegten Rechte des Staats 
unter Repräfentativeinrichtungen zunächft der dafür vorhandenenen 
Bolförepräfentation, der Ständeverfammlung, zu überlaflen, und 
erſt, wenn dieſe nichts ausrichtet, oder in Unthätigfeit verſetzt 
it, oder wenn Gefahr auf dem Berzuge haftet, erwacht in dem 
Einzelnen wieder dad Recht zur Selbftyertheidigung, das er aber 
jeberzeit nur in den Grenzen der. Nothwehr (moderamen incul- 
patae tulelae) ausüben darf. | 

Dafielbe Recht der Selbfthülfe, welches die Einzelnen haben, 
fommt auch den Körperfchaften zu ). 

Mit al’ dieſem flimmt das pofitive Strafrecht überein. 
Gemeinrechtlich wird zum Begriffe des ftrafbaren Ungehorfams 
und der Widerfehung gegen die Obrigfeit wefentlich gefordert, 
dag die obrigfeitliche Anordnung, welder man fid) widerfegt, 
für den Widerfependen verpflichtend, folglich wenigftens formell 
rechtmäßig geweien fei-®). 

Andere befchränfen zwar den Begriff der Widerfegung nicht 
auf dieſe Weiſe; allein auch ſie geben zu, daß der Ungehorſam 
unter Umftänden rechtlich ſei: wenn nämlich der obrigkeitliche Be⸗ 
fehl ein offenbares Unrecht enthalte). 

Ebenſo der jept verabfchiedete Entwurf eines württembergifchen 
Strafgeſetzbuchs, welcher zwar in ber Ungefeglichfeit der voraus⸗ 
gegangenen obrigfeitlihen Verfügung nur einen Milperungs-, Tei- 
sten Straf⸗Aufhebungs⸗Grund findet *), gleichwohl aber, wie aus 
den gedruckten Motiven hervorgeht, die Fälle der Nothwehr ent- 


1) 


i— Voß, a. a. O., S. 508, 513. 

2) Klein, Grundfäge des peinlihen Rechts, $. 516. 

3) Zittmann, Handbud ber Strafrechtäwiffenfchaft, d. 254. 256. — Gbhn⸗ 
ner, Recditöfälle, Bd. I, ©. 458. 464. 471. 

4) Der feühere Entwurf hatte Iegteren bei offenbarer ne 
angenommen. 
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ſchuldigt, wie namentlich, wenn eine obrigfeitliche Berfon ſich ſoweit 
vergefien follte, daß ſie einem Umtergebenen durch eine ungerechte 
Berfügung einen ‚umerfegfichen moralifchen uder phyſtſchen Schaben 
zufügen würden). Welcher Schaden unerſetzlich fei, kann fueis 
‚lc im einzelnen Falle zweifelhaft fein. Indeſſen erkennt ſowohl 
ber württembergifche 9), als der hannoͤverſche Entwurf eines Strafe 
. gefegbuches?) ausdrücklich an, daß auch Gewaltthaten, weiche nuf 

Beſchaͤdigumg, Hinwegnahme oder Bernichtung des liegenden ober 
beweglichen Eigenthumsrechts gerichtet find, unter Umſtaͤnden cbenſo 
Sehr zur Rothwehr berechtigen können, als aubere, mit Geſahr für 
Leben, Geſundheit, Freiheit oder Ehre verbundene Angriffe auf bie 
Perſon felbft +). 
Hiernach möchte das Recht des Widerſtanded auf belzade 
Weiſe zu beſchraͤnken ſein: 

1) daſſelbe findet nur ſtatt im Falle einer Verletzung der Be» 
faffung oder einer fonftigen offenbaren Geſetzes-Ueber⸗ 
* tretung von Seite ber Staatsgewalt oder einer in ihrem Aufs 
trage handelnden Behörde; aber au in biefem Sale wur dann, 
wenn dadurch 
| 2) ein unerfegliches oder Doch wahrfcheinlih unwider _ 
bringliches Recht für ‚den Widerſtehenden bebreht oder ange⸗ 
griffen wird. Dieß ift auch ber Fall, wenn dem Unterthan eine 
zechtlich oder moralifch unerlaubte Haudlung zur Pflicht gemacht 
wird. Endlich wird vorausgefekt, 

I) daß ber Bedrohte ober Angegriffene Durch ein anderes Mit 
sel, 3. B. Beſchwerde bei der hoͤheren Behörde, ſich in ſeinem 
Rechte nicht zu ſchüßen vermöge. 
„Unter diefen Vorausſetzungen muB aber mad allgeneinen 
Grundſaͤtzen ebenſowohl thaͤtiger Widerſtand, nis bloßer Ungehor⸗ 
* dem Betheiligien geſtattet fein, falls näuuich legterer allein 


J Entwurf des wuͤrttemb. ee Art. 163, — Motive der Bie- 
- sierung, S. 151. 

- 2) Art, 96 ımb 97. 

8) Berbeſſertet Enkwurf, Wet. oo. ' 

i > — Bauer, ge gu dem — Suter, 1 
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wm Schutze nicht austeichen ſollte, wie namentlich; wenn bie 
geſetzwidrig anferlegte Handlung mit Gewalt von der Obrigfeit 
erzwungen werden ſollte, durch Abwehrung dieſer Gewalt. Gleich⸗ 
wie aber der Widerſtand überhaupt nur in dem Außerften Falle als 
ein. Rothübel geftattet iſt, fo Hat auch der Unterthan, wenn er 
in diefen extremen Fall verfegt wird, Immer das fanftere Mittel - 
vorzuziehen, und er überfchreitet die Grenzen des erlaubten Wider 
Standes, wenn er der rechtmäßigen Staatsgewalt da, wo fie ihm 
ein Unrecht zufügt, flatt bloßen negativen Ungehorſams ohne Roth 
poſttive Bewalt entgegenfegt, oder wenn er wegen eined an ſich 
und: unter den concreien Umſtaͤnden leicht wieder erbringlichen 
Guts, das ihm die Obrigkeit nehmen will, aldbald und ehe nody 
son ber Obrigkeit jelbft Gewalt hiezu angewandt worden, angrei- 
fend zu Werke geht und dadurch unerfegliche Güter Anderer, und. 
jedenfalls den. Frieden und die Ordnung in de Gemeinde in Ge⸗ 
fahr bringt. 


B. Auwendung auf die gegenwärtigen VBerbältuiffe in 
KHanuover. 


Das Grundgefeg vom Jahr 1833 — wie wir geſehen 
haben, rechtlich noch in voller Kraft. Daraus folgt aber zu⸗ 
naͤchſt, daß die Behörden des Koͤnigreichs Hannover nad) wie vor 
dafielbe 'zu beachten haben, und daß ſie durch eine Handlung, 
welche die Vernichtung des grundgefeglichen Zuftandes zum Zwecke 
hat, ſich großer Berantwortung ausfegen würden. ine foldhe 
Handlung koͤnnte nach dem gemeinen Strafredhte und insbeſondere 
nad) dem hannöverfchen Entwurf eines Strafgeſetzbuches (Art. 137) 
ſelbſt unter den Begriff des Hochverraths fallen; denn einem An⸗ 

göffe auf wie verfönliche Sicherheit des Staats - Oberhaupts oder 
auf die Selbfifländigfeit des Staats wird hier, wie anderwärts, 
gleichgeftellt ein Angriff auf die Berfaffung des Staats, ſei es 
daß folhe ganz oder in einzelnen Beſtimmungen durch gewaltfame 
Mittel geändert werden wollte. Das Verbrechen des Hochver⸗ 
raths aber ift nad) dem hannöverfchen Entwurfe, womit auch Das 
bisherige Recht übereinftimmt, mit gefchärfter Todesſtrafe zu ahn⸗ 
den. Ja ſchon eine Herabwürdigung der Staatsverfaffung, ſei fie 
mündlich vor einer EHEN ober ſchriftlich mittelft nung 
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gedruckter Auffäge in bösticher Abſicht erfolgt, fol nach dem Ent 
wurfe (Art. 156) mit gefchärftem Gefängnifie von 2 bis 3 Monaten, 
oder, wenn der Thäter ein Staatsbeamter ift, mit EUREN 
oder Dienftentfegung beftraft werden. 

Einzelne Unterthanen Sr. Majeftät begehen aber ohne Zweifel 
feinen Hochverrath,, wenn ſie das von Höchfidenfelben wiederher- 
geftellte Batent v. 3.1819 als nicht beftehend betrachten; denn darin 
haben fie nach den Ausgeführten vollfommen Recht; wohl aber 
winden fie jenes Berbrechens ſich alddann fchuldig machen, wenn 
fie eine dem Grundgeſetze feindliche Ueberzeugung, fel es mit oder 
ohne den Monarchen, durchzuſetzen fuchen follten. 

Die eigentliche Frage ift übrigens diefe: Tönnen die Unterihanen 
des Königreih8 Hannover den ſchon oben ausgeführten Maßregeln 
zur Ausführung des Patents v. 3. 1819, oder eines anderen, nicht 
grundgefeglichen Zuftandes, mit Fug ſich entziehen? 

Oder iſt eine Obrigkeit in jenem Koͤnigreiche berechtigt, Maß⸗ 
regeln jener Art mit ihrem Anſehen, ihrer Hülfe, nöthigenfalls ſo⸗ 
‚gar mit Gewalt zu unterftüßen? 

Es fcheint allerdings, daß die beiden Theile dieſer Frage zu⸗ 
ſammenfallen; denn wenn die Unterthanen das Recht haben, jenen 
Maßnahmen zu widerſprechen, ſo kann deren Obrigkeit nicht befugt 
oder verpflichtet ſein, ſie denſelben zu unterwerfen; vielmehr würde 
ſie, wenn ſie ſolches gleichwohl thäte, etwas Unerlaubtes beginnen, 
alſo in demſelben Maße pflichtwidrig handeln, in welchem die Un⸗ 
terthanen in ihrem Rechte find. Umgelkehrt aber, wenn dieſe ein 
Recht des Widerfpruch haben, darf man wohl annehmen, daß die 
ihnen vorgefeßte Obrigkeit zum Mindeften feine Veranlaſſung zur 
Ausübung deffelben geben dürfe. 

Allein näher betrachtet ift dieſes Correlat doch nicht. vollftän- 
dig begründet. Nur der zulebt angeführte Say flieht feſt. Nach 
den oben ausgeführten Grundfäßen ift es nämlich allerdings denk⸗ 
‚bar, daß die Befehle Sr. Majeftät des Könige oder der von Den- 
ſelben aufgeftellten Staatsbehörden von den Unterthanen reſpectirt 
werden müſſen, obgleich fie bei genauerer Unterſuchung fich nicht als 
in den Rechten begründet ergeben, und in diefem Kalle wäre fowohl 
eine Obrigkeit im Königreiche Hannover als die dortige Einwohner 
Ihaft im Unrecht, falls fie Denfelben entgegenhandelten, unerach⸗ 
tet die befohlenen Maßnahmen nicht als rechtmäßig können bes 
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zeichnet werden. in folcher Ball wäre 3.8. vorhanden, wenn 
Se. Majeftät frühere Privilegien einzelner Stände oder Landfchaften 
(4.8. Oſtfrieslands) Hinfichtlich Der Befteuerung nicht anerfennen 
wollten, unter Berufung darauf, daß folche feit langer Zeit außer 
Uebung gefommen, während die früheren Privilegirten behaupten 
würden, daß diefelben in Folge der Aufhebung des Grundgeſetzes 
von felbft wieder aufgelebt feien. Hier würden Se. Majeftät, ob⸗ 
. gleich die Einrede aus dem Grundgeſetze Ihnen wohl nicht zufäme, 
‚allerdings befehlen können, daß auf jene Privilegien zunächft feine 
Rückſicht genommen werde, weil diefelben durch den Verlauf der 
Zeit und andere Geftaltung ber Dinge jedenfalls zweifelhaft gewor⸗ 
denfind. 

Allein andere verhäft e8 fich in dem Sale, worüber hier zu re 
den if: Hier handelt es fih von einer offenbaten Berfaf- 
ſungs⸗Verletzung. 

Zunächſt könnte es ſcheinen, als ob ein Recht des Wider⸗ 
ſtandes ſchon darum begründet ſei, weil Se. Majeſtät der König 
nicht in der verfaſſungsmäßigen Weiſe die Landesregietung ange- 
treten haben. In dem Grundgefege $. 13 heißt es Diesfalls: 

„Der König wird den Antritt feiner Regierung durch ein Pa- - 

‚tent zur Öffentlichen Kunde bringen, worauf nach den von Ihm 
fir das ganze Land gleichmäßig zu ertheilenden Vorfchriften die 

— erfolgt.“ 

Im Patente, welches in Urſchrlft unter des Könige Hand 
un Siegel demnächſt im ftänbifchen Archive nieverzufegen ift, 
verfihert der König bei Seinem Königl. Worte 
die unverbrüchliche Feſthaltung der. Laudesver⸗ 
faſſung.“ | 

Nun tft bekanntlich ein derartiges Patent von Sr, Majeftät nicht 
ausgeftellt werben; vielmehr haben Höchftviefelben Ihren Regie⸗ 
tungsantritt damit eröffnet, daß die Ständeverfammlung von Ihnen 
vertagt und bie formelle und materielle.Unverbindfichkeit des Grund⸗ 
gefebes in dem Patente vom 5. Juli 1837 behauptet wurde. 

Nach der Bertragstheorie, welche in Ablegung Des Rem. 
gierungseides, ald dem fürmlichen Beitritte zum Staatövertrage, 

- eine wefentliche Bedingung des Regierungserwerbs findet *), würde 


*) R. Mohl, Württemberg. Staatsrcht, 8. 27. — Fr. Murrhard, Die 
kurheſſiſche NWerfaffungs-Urkunde, 1. Abth., ©. 158. 
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Se, Majeftät allerdings noch gar nicht als zur Regierung gelangt zu 
betrachten fein und eben daher jede Handlung, welche Diefelben in 
Megenten-Eigenfchaft vorgenommen haben, und vor Allem das Bas 
tent vom 1. Nov. 1837, wodurch das Grundgefeg aufgehoben wors 
den, fowie die Berfügungen vom 29. Juni und 30, Detbr. deffelben _ 
Jahres, wodurd die allgemeinen Stände vertagt, beziehungsweife 
aufgelöft wurden, ſchon darum nicht als zu Recht beftehend angefe- 
ben werden können, weil fie nicht von dem rechtmäßigen Oberhaupt _ 
ausgegangen. Ein Widerftand, welcher Höchftvenfelben entgegen: 
gefeßt werden wollte, würde jomit als Privat-Rothwehr gegen einen 
rechtswidrigen Zwifchenherrfcher erfcheinen und nicht nur eine Obrig⸗ 
feit im Königreiche Hannover: den Befehlen Sr. Majeftät in feiner 
Weiſe zu gehorchen die Pflicht Haben, fondern es müßte fogar nach. 
den angeführten Schriftftellern die Weigerung Sr. Majeftät, die 
gedachte Erklärung zu geben, als Verzicht auf den Thron und folge- 
weife als unbefugte ADEUNGEAHRAP ING und Hochverrath erklärt 
werden. 

Indeſſen die Bertengstheorie ift, namentlich in dieſer Anwens 
dung, fehr beftritten, indem behauptet wird, daß die erbmonar: 
chiſche Regierung ipso jure, alfo unabhängig von einem fürmlichen 
Pegierungsantritte, erworben werde *), und fo wenig fich auch be: 
haupten läßt, daß das Erbſchaftsrecht des Regenten ex pacto et 
providentia majorum mit der Nothwendigkeit einer Erklärung ber 
angeführten Art als einer conditio sine qua non im Widerſpruch 
ſtehe, da Schon die alten Haus » und Landesgefebe dergleichen ver⸗ 
. Tangen, fo möchte doch gerade, weil die Frage beftritten ift, ein 
Widerſtandsrecht nicht fowohl aus vem Mangel der Anerfennung, 
als vielmehr aus der ausgeſprochenen Vernichtung a Grund- 
geſetzes herzuleiten ſein. 

Wenn wir nämlich auch von der ſogenannten Vertragstheorie 
abſehen und einzig und allein anf die Erbenqualitaͤt das Recht des 
Nachfolgers zur Regierung gründen, fo folgt Daraus och keineswegs, 
daß Diefer Nachfolger am die won feinem Borgänger gegründete Vers 
faffung des Staats nicht gebunden ſei; vielmehr befteht dieſe Ver⸗ 
pflihtung unabhängig von irgend einer Formalitaͤt des Regierungs⸗ 

) Kluͤber, Deffentl, Recht, d. 246. — Maurenbrecher, Deutſch. Staats⸗ 


recht, d. 242. — Weiß, Syſtem des öffentl. Rechts des Großherzog⸗ 
thums Heſſen, J. S. 218. — 
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antritts von ſelbſt. Iſt nun aber Se. Majeſtaͤt verpflichtet, das 
Grundgeſetz anzuerkennen, und Sie handeln dieſer Verpflichtung ent⸗ 
‚gegen, fo entſteht hierdurch Das Recht der Stände und Unterthanen, 
ſich im Befige der angegriffenen Rechte zu ſchützen und dies um fo 
mehr, als ſolche auf dem Fundamentalgefege des Staates beruhen. 
Jeder Staat nämlid), ſei er nun Patrimonialſtaat oder fogenannter 
Rechtsſtaat wird gebildet (conftituirt) duch feine Verfaſſung, d. h. 
duch Die Summe von Rechten und Pflichten, welche von Regierung 
und Bolf gegenfeitig übernommen worden, wobet e8 übrigens nicht 
- darauf ankommt, ob diefe Verfaffung nur herkömmlich anerfannt 
oder in einer schriftlichen Urfunde niedergefchrieben if. Wird nun 
aber diefe Berfaffung von dem einen oder anderen Theile aufgehoben, 


fo ift ebenbamit der Staat felbft vernichtet, und es kann dem anderen 


Theile nicht zugemuthet werben, ‚feiner Seits allein verpflichtet zu 
bleiben oder zu erfüllen, während der andere Theil in feiner Erfül- 
fung nicht nur ſaͤumig ift, fondern geradezu Die Duelle jeder gegen= 
feitigen Verpflichtung in Abrede zieht. Durd) Aufhebung des Grund⸗ 
geſetzes haben ſonach fireng genommen Se. Majeftät Ihre Unter 
thanen aller Pflichten gegen Diefelben entbunden , und es beſteht für 
diefe aud) Die Verpflihtung des Gehorſams nicht mehr. Vielmehr 
ift e8, wenn audy unter Umftänden traurige, Pflicht der Gegen- 
wart, dieſes Geſetz, als Die Quelle des Glücks, der Ruhe und 
Zufriedenheit eines ganzen Volks und der zur Regierung deffelben 
beftimmten Regentenfamilie der Zukunft zu erhalten und a über 
einmal zufammenfinfen zu laffen. 
Mas Mohl*) über ähnliche Fälle bemerkt, wird, wie wir hof⸗ 
fen, niemals auf Hannover Anwendung finben. 
„Allerdings“ — heißt e8 hier — „gibt es einzelne Fälle, in 
welchen ein gewaltfamer Widerftand gegen Staatsmaßregeln 
erlaubt und ſelbſt rechtlich und fittlich geboten iſt. Wenn die 
Inhaber der Staatsgewalt die von ihnen zu ſchützenden Rechte 
Einzelner oder Aller beharrlich mit Füßen treten, die zu fördern⸗ 
den Intereſſen nicht nur vernachläffigen, fondern ihnen fogar 
ſchaden; wenn fie aus ihrer gefeglichen Stellung ganz heraus: 
treten, nur auf Gewalt vertrauend; wenn mit einem Worte 


% 


*) Spftem ber 2 PriventiveFufti oder Rechtspolizei. Zub. 1834. S. 126. 
Note. | 
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der Angriff auf die Staatsverfafiung und die gefeglichen Rechte 
der Bürger von ihnen ausgeht: daun wird Gehorſam zum Vers 
brechen, Widerftand zur Rechispfliht. Der Bürger in einem 
Rechtsſtaate ift nur verfaffungsmäßigen Gehorfam ſchuldig, 
und find die ruhigen gefeplihen Mittel. gegen 
Unrecht erfchöpft, oder von der Gewalt verfchloffen, fo mag 
er auch, allein oder gemeinfchaftlich mit andern ebenfalls Bes 
drohten, zum offenen Wiverftand fchreiten, wenn er einen Er: 
folg für möglich hält, oder Verzweiflung ihm nur diefen Auss - 
weg läßt. Es iſt ein furchibarer, aber kein unzechtlicher Zu⸗ 
ftand , und die Nothwendigkeit, dieſes Recht zur Anwendung 
zu bringen, kann unter allen Formen der Regierung vor 
5 kommen.“ 

Wie geſagt, wir hoffen nicht, daß die kuͤnftigen Entwidlungen ber 
Berfaffungsfrage in Hannover jemals ſolche äußerfte Schritte recht. 
fertigen werden; aber e8 ſcheint nicht überflüffig zu fein, die Räthe 
. Sr. Majeftät an die große Verantwortung zu erinnern, welche fie 
durch weitere extreme Maßregeln auf fich laden würden. 

Die eben angeführte freimüthige Aeußerung , deren Wahrheit 
in einem conftitutiönellen Staate nicht bezweifelt werden follte, ift 
indeß nicht blos Xehrmeinung einzelner Schriftfteller, ſondern fie hat 
auch Beifpiele aus älterer und neuerer Zeit für fih, wo Kaiſer und 
Reich, fonveraine Regierungen und eine hohe Bundesverfammlung 
die Anwendung derfelben gebilligt haben ). Hierbei darf übrigens 
nicht vergefien werden, daß jeder Widerſtand der Bürger gegen den 
ihnen beſtimmten Herrſcher darum ein ‚öffentliches Unglüd ift, weil 
im Gedraͤnge deffelben gar leicht wirkliches Unrecht verübt wird, ober, 
mit andern Worten, weil Exceffe der Nothwehr bei jenem Wider: 
ftande nicht leicht vermeiblich find. Obſchon daher ein Fürft aufhört, 
der Repräfentant des Staats zu fein, wenn er deſſen Verfaffung zer: 
flört oder mit ganzer Macht den Untergang deſſelben beförvert 2), 
fo darf doch ein Volf fo wenig als ein Einzelner, im Falle bebrohter 


1) Klüber, a. a. O., &.255, Note d. — 2, Hoffmann, Die ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen Garantien, oder die wirkſamſten Mittel, Throne gegen Empoͤrun⸗ 


gen und die Buͤrger in ihren Rechten zu fihern. £pz. 1830, Bd. II. 


Cap. 1. 
2) v. Kamp, a. a. O., ©, 217. 
Zeitſchrift f. d. deutſche Reit, 2. Bd. 1. 10 
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oder verlehter Rechte ſogleich zur Außerften Wehr ſich ſehen, — 7 — 
xs hat, wenn dies nur immer möglich iſt, erſt eine friedliche Aus⸗ 
gleichung zu verſuchen, um der oͤffentlichen Ordnung und um der 
fittlichen Beſtimmung des Staates willen. Daher haben auch aus⸗ 
wärtige Regierungen, welche der Vernichtung des obrigfeitlichen 
Anfehens, gehe fle aus fittlicher Verderbniß der Untetthanen oder 
der Regierung’ hervor, nirgends gleichgültig zufehen können, den 
Gebrauch der Gegenwehr von Seite eines unterdrüdten Volks meift 
nur ungern gefehen; und felbft unter den gegenwärtigen Berhält- 
niffen in dem Königreiche Hannover, fo fehr die Gerechtigkeit eine 
Abhülfe verlangt und fo fehr die Souveraine Deutſchlands felbft da⸗ 
bei. betheiligt find, daß Gründe, wie ſie Se, Majeftät, Der gegen- 
wärtige König, wider das Grundgeſetz geltend gemacht haben, nicht 
pofitio werben, iſt eine Unterflügung von Seite des hohen deutſchen 
Bundes für einen thätigen Widerftand gegen bie SEIEN De 
Mapregeln Sr. Majeftät nicht zu erwarten. 


©. Bon dem Nechte der Stenerverweigernng. 


Aber es handelt fich auch in dem jegigen Augenblide jo wenig 
als jeither von pofitiver Gegenwehr zum Schuge der gefährdeten Ver⸗ 
faffung, fondern blos von einem paffinen Widerftande, von eis 
nem Weigerungsrechte, welches felbft Diejenigen zugeben müf- 
fen, die fonft ein Recht des Widerftandes gegen Die Obrigkeit nicht 
einräumen. Die Befchränfung, welche Maurenbrecher *) beifügt: 
fal8 nämlich der Regent wider Vernunft und Staatszwed Hand: 
lungen gebieten follte, läßt freilich, je nachdem man den Staats⸗ 
zweck fest und dabei die mehr oder minder entfernten Bedingungen 
befielben mit hereinzieht, vielfache Deutungen zu. Indeſſen wird 
man mit dem Staatszwecke jedenfalls als nächftes Mittel hierzu bie 
Aufrechthaltung der Verfaſſung für noͤthig halten müſſen und, ſofern 
alſo im Widerſpruche mit der Verfaſſung etwas befohlen wird, auch 
im Sinne der eben bemerften Anficht dem Unterthanen geftatten müf: 
fen, den Gehorfam zu verweigern, und, wenn fofort zur Erzmingung 


der nicht ſchuldigen Handlung von Seite der Behörde Gewalt au: 


gewandt werden follte, unter Abwehrung biejer Gewalt auf feinem 
Weigerungsucchte zu beharse, 


) Staatsrecht, 85. 54. 56. 
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Hierher gehört nun insbeſondere auch das Stener:-Berwei- 
gerungsrecht für den Fall, daß eine Regierung die verfaffungs⸗ 
mäßige Bahn überhaupt verlafien oder nicht gefeblich verabfchiebete 
Abgaben einforhern follte. Nah dem vormaligen Reichsrechte konnte 
daſſelbe in dieſen Fällen nicht befteitten werden, denn nicht nur hing 
Die Steuerverwilligung, mit wenigen Ausnahmen, lediglich 
von dem guten Willen der Stände ab, ſondern es wurde auch dieſe 
‚Berwilligung ganz gewöhnlich) von Erfüllung einzelner fländifcher 
MWünfhe, namentlid) Abftelung von Landesbeſchwerden, Anerken⸗ 
nung ftändifcher Rechte, abhängig gemacht. Daher heißt es in ver 
veichöhofräthlichen Erläuterung des württembergifchen Erbvergleichs 
v. 3.1770, Th. 1, $. 3: 

„Kein Reichsſtand kann von feinen Untertbanen einen andern 

als reichsverfaffjungsmäßigen Gehorfam fordern und, imo 

Compactata vorhanden, tft Er fo gut als die Untere 

thbanendarangebunden, kann ihnen mithin wider 

ihren Willen gegen diefelben nichts HMRINER 

oder befehlen’ 9. 

Zwar werden in den neueren DVerfaffungen die Stände verpflichtet 
‚gehalten, die nöthigen Steuern zu bewilligen, und es foll Diele 
Dewilligung an Feine Beringung gefmüpft werden, Die nicht das 
Weſen oder Die Verwendung der Steuer ımmittelbar trifft ). Ins⸗ 
befondere beftimmt dies das hannöverfche Grundgeſetz $. 140 und 
145. Allein daraus folgt nicht, daß die Regierung auch für ſich, 
unabhängig. von ftändifhem Zuthun, Steuern auszufchreiben be= 
rechtigt fei, oder daß fie, flatt durch die zuftändige Ständeverfamn- 
long, durch einen Andern Das Budget prüfen und die Steuern ver⸗ 


1) Paulus, Haupturkunden berwürttemb. Landes⸗Grundverfaſſung, 2. Abth., 

©..37. 108. 

2) Die Frage: inwiefern den (competenten) Ständen ein Steuerverweis 
gerungssecht zulomme? welche von P. Pfizer (Das Recht der Steuer: 
verwilligung. Stuttg. 1836) und einem Ungenannten (Ueber ben Umfang 
und bie Grenzen bes ftändifchen Steuerverwilligungsrechts. Stuttg. 1836) 
verſchieden beantwortet wird, koͤnnen wir hier füglich zur Seite laſſen. 
Nur ift zu bemerken, daß eine Einrede aus ber obigen Beftimmung 
des Grundgeſetzes dem koͤnigl. Cabinet nur unter der Vorausſetzung zu⸗ 
kommen duͤrfte, daß das Grundgeſetz ſelbſt von ihm würde anerkannt 
werden. 

10* 
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willigen laſſen darf. Bis jetzt iſt auch nicht einmal ein Verſuch 
gemacht worden, von den verfaffungsmäßigen Ständen den 
erforderlichen Conſens zu verlangen; es fehlt alfo durchaus an dem, 
was das Grundgeſetz bei jeder Steuerforderung vorherſetzt; folglich 
tft dieſe Forderung unbegründet und verfaffungswidrig. 

Auch das Bundesrecht ift Diefer Anficht nicht entgegen 5 denn 
wenn nad) Art..57 und 58 der wiener Schlußarte der Souverain 
durch eine Tandftändifche Verfaffung mur in der Ausübung 
beftimmter Rechte an bie Mitwirkung der Stände gebunden und ins⸗ 
befondere nicht in der Erfüllung feiner bundesmäßigen Pflichten ges 
hindert oder befchränft werden foll, und wenn hieraus in dem Bun⸗ 
desbefchluffe vom 28. Juni 1832 gefolgert wird, daß wenn ftän= 
difhe Berfammlungen die Bewilligung der zur Führung der 
Regierung erforderlichen Steuern auf eine mittelbare ober unmittel⸗ 
bare Weife durch die Durchſetzung anderweiter Wünfche und Anträge 
bedingen wollten, dies unter die Fälle von Widerfeplichkeit der Un- 
terthanen zu zählen fei, in welchen die Bundesverfammlung nach 
Art. 25 und 26 der Schlußacte unter Umftänden einzufchreiten be⸗ 
zufen tft: fo ſetzen auch diefe Beftimmungen voraus, daß Die come 
petente Staͤndeverſammlung zunächft wenigftens um bie erforderlichen 
Mittel angegangen, nicht aber daß Diefelbe, bevor ihr noch das 
Anfinnen geftellt, von der Regierung aufgelöft fel. 

Wohl kann auch die Steuerverweigerung durch die Unter: 
thanen zu inneren Friedensſtoͤrungen führen ‚welche die Schluß» 
acte vorgefehen hat; allein wenn jene Weigerung eine rechtmaͤßige, 
durch Bundes » und verfaſſungswidrige Willkuͤr der Regierung hervor⸗ 
gerufene iſt, fo kann nur dieſe Darum angeſehen werden, deren Auf⸗ 
gabe es iſt, die öffentliche Ruhe zu erhalten, nicht aber fe mittelbar 
oder unmittelbar felbft zu ftören. 

Zwar hat-die von St. Könige. Majeftät ſcheinbar nach) dem 
Patente v. 3. 1819 eingerufene Verfammlung das Budget von 1837 
bis 1838 auf Ein Jahr in folle prorogirt, mithin die Steuern bis 
zum 1. Juli 1839 bewilligt, und es ift hiernach unter dem 9. Juni 
1838 das Steuerausſchreiben unter Beziehung auf dieſe Bewilligung 
erfolgt. Allein da jene Verſammlung eine verfaſſungswidrige war, 
und zuletzt ſelbſt erflärte: daß keine ihrer Handlungen rechtlich Sül- 
tiges zu bewirken im Stande fei, „daß vielmehr dazu die 
Zuftimmung einer auf bie vor dem Regierungen an⸗ 
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tritte Sr. Majeſtät rechtmäßig beſtandene Verfaſ- 
ſung gegründeten und in Gemäßheit derſelben beru— 
fenen und componirten Ständeverſammlung erfor—⸗ 
derlich ſei:“ ſo kann jene Prorogatidn nicht als eine verbindliche 
angeſehen werden, und es iſt ſomit jede Steuer, welche ſeit Ablauf 
des Finanzjahrs 18274, erhoben worden, als eine nicht verwilligte 
und. daher nicht verfaffungsmäßige anzufehen. Auch der $. 146 des 
| Grundgeſetzes fon hieran nichts ändern, Denn dieſer bezieht fih nur 
auf eine ſtillſchweigende oder geſetzliche Steyerverlängerung für den 
Sal, daß bei Auflöfung einer Stänbeverfammlung die erforderliche 
Bewilligung nod) nicht erfolgt. fein follte; in dieſem Falle hat die 
Regierung das Recht, die beftehenden Abgaben, ſoweit fie nicht zu 
einem vorübergegangenen Zweck ausgefchrieben waren, noch 6 Mo- 
nate nad) Ablauf der legten Bewilligungszeit fortzuerheben... Hätte 
mit Rüdficht auf dieſe Beftimmung die Steuer noch nad} dem 1. Jul. 
1838 forterhoben werben wollen, jo wäre in dem Steuerausfchreiben 
vom 9. Juni 1838, wie das Grundgefeh vorfchreibt, ausdrücklich 
darauf Bezug zu nehmen gewefen, was aber nicht gefchehen ift und 
nicht gefchehen fonnte, da, wenn Se. Majeftät dad ganze Grund» 
gefeb für nicht beftehend erklärt haben, Sie nicht wohl aus jenem 
einzigen $. ein Recht geltend machen können. Jedenfalls fönnen 
aber auch) nach jenem $. vom 1. San. 1839 an, wo die halbjährige 
Frift abgelaufen, die Steuern nicht mehr gefordert werden, bevor 
eine grundgefegliche Ständeverfammlung diefelben bewilligt hat. 
Sollte daher aud) nicht ſchon ein Widerftandsrecht des geſamm⸗ 
ten Volks zum Schuge feiner Berfaffung überhaupt gegründet fein, 
jo müßte daſſelbe Doch um fo gewifier in der Form eines Steuerver- 
weigerungsrechts angenommen werden; denn hier handelt es ſich 
von Nichtanerkennung einer Forderung, welche die Unterthanen ſchon 
aus dem Grunde beſtreiten dürfen, weil ſie nicht den beſonderen ver⸗ 
faffungsmaͤßigen Vorausſetzungen gemäß iſt. Wohl darf eine recht⸗ 
mäßige Steuer von den Unterthanen niemals verweigert werden; 
allein wofern die geforderte Abgabe nicht rechtmäßig, Feine Steuer 
im rechtlichen Sinne ift, erfeheint die Verweigerung derſelben nicht 
allein als Nothwehr zum Schutze des verfaffungsmäßigen Rechts 
ver Steuerbewilligung (welche Nothwehr dem Einzelnen wie dem 
Ganzen zufommt, da dieſes gewiſſe Rechte nur ausübt für bie Ein- 
zelnen), fondern auch als überall erlaubte verweigerte Erfüllung 
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einer derzeit rechtlich noch nicht begrämbeten Obligation. Wie naͤm⸗ 
lich der Verzug der Zahlung (mora solvendi) vorausſetzt eine wirk⸗ 
liche Verſchuldung in Erfüllung einer vollkommen begründeten Ver⸗ 
bindlichkeit, fo der Verzug der Steuerzahlung insbeſondere eine 
- porangegangene (verfaffungsmäßige) Steuerbewilligung, welche in 
Hannover feit 1837 nicht mehr erfolgt, ſondern einzig und allein 
darum unterblieben iſt, weil Die Fönigl. Regierung die ordentlichen 
Stände einzuberufen verfäumt hat. Die Schuld ift alfo nicht.auf 
Seite der hannöverfchen Unterthanen, wenn fie nicht zahlen, fonts 
dern auf Seite der fönigl. Regierung, welche daher auch alle daraus 
erwachſenden unangenehmen Folgen nur fich felbft wird zur Laſt 
legen fönnen. 
3war werden durch die Steuerforderung nur Vermoͤgensrechte, 
alfo an fih erfegbare Rechte, In Anfpruch genommen; allein 
wenn, wie wir gefehen haben, aud) ein Angriff auf wahrfchein- 
lich unerbringliche, wenn fhon an fi) erfegbare, Rechtsob⸗ 
jerte zur Rothwehr und zum Widerftande berechtigt, fo fönnen wir 
dieß unter den obmwaltenden Umftänden bei den Steuer-Eontribuen- 
ten Hannovers um fo gewiffer annehmen, als die Erfahrung feit 
Aufhebung des Grundgefeges gezeigt hat, wie fehwer es ift, mit 
dem offenbarften Rechte gegen einen factiichen Regierungszuftand auf- 
zufommen, und wie wenig alfo Ausficht vorhanden, eine nicht ſchul⸗ 
dige Abgabe aus dem königlichen Schatze zurüdzuerhalten, der jetzt 
ohne alle öffentliche Controle gelafien iſt. Uebrigens ift es nicht 
allein der größere oder kleinere Steuerbeittag, welcher hier in Die 
Waagſchale fommt, fondern aud) das in gewiſſer Hinficht allerdings 
unerfegbare Recht der Steuervenwilligung, das nur in beflimmten 
Formen ausgeübt Werth-Hat, in Diefen Formen aber nun eben von 
der gegenwärtigen Regierung nicht anerfannt ift. 


8: 8. Don dem beſonderen Gehorſam der öffentlichen Diener. . 


Wenn das Staatsdienftverhältniß, wie jeßt allgemein zuge⸗ 
geben wird *), ein freiwilliges iſt, fo kann nur Vertrag als 
Entſtehungsgrund deffelben gedacht werden, wobei die Regierung 


*) Heffter, Beiträge zum Staats» und Fürftenrechte, I. ©. 131. — Maus 
renbrecher, Staatsrecht, 8. 161. — Buddeus in Weiske's Rechtslexikon, 
Bd. 1. S. 746. | | a 


[2 
J 


Hannoͤverſche Verfaffungsfragen. 451 


die Stelle anbietet, der zu Bedienftende fie annimmt, oder umge: 
kehrt der Candidat feine Dienfte offeriert und der Staat fie arreptirt. 
Daraus folgt. aber nicht, Daß der Staatspienft felbfi privat- 
rechtlicher Natur ſei; denn auch Die Staatöverfafiung kann auf 
einem Vertrage beruhen, und Doc, gehört fie dem Öffentlichen Rechte 
an. Da die Rechte, welche der Etaatsdiener im Namen des Ne 
genten ausübt, Feine Private, fondern Hoheitsrechte find, fo können 
diefelben nur au8 ber Berfaffung und ven Gefegen des Staats beur⸗ 
theilt werden. Ebenfo die Pflichten des Staatsdieners, namentlich 
Die Pflicht des Gehorſams (Diernft-Gehorfams). Auch in diefer 
. Beziehung ftehen,, wie bei dem Unterthanen-Gehorfam fich zwei An- 
fichten gegenüber: eine ftrengere, welche dem Beamten nur allenfalls 
geftattet, Vorftellungen gegen einen rechtswidrigen Befehl des Obern 
zu machen, nicht aber denſelben, falls Diefer gleichwohl darauf be» 
harrt, unvollzogen zu laffen, fo namentlih Gönner, welder dem 
Beauftragten in dieſem Falle nur die gloria obsequii läßt ), und 
eine andere Anficht, wonach der obrigfeitliche Diener einem gefeß« 
widrigen Befehle feine Folge zu leiften hat, ſondern ftrafbar ik, 
‚wenn er ihn befolgt, ohne ſich durch Berufung auf einen höheren 
Befehl befreien zu fünnen 2). Einen Mittelmeg haben die neueren 
Berfaffungen eingefchlagen, wonad die Staatsdiener bei eigener 
Vexantwortlichkeit nur die ihnen in ordnungsmäßiger Zorm 
zufommenden Anweifungen zu beobachten haben ). 

Die Berantwortlichkeit der Behörden wird auch in diefem Zalle 
vorausgeſetzt, dagegen ſind die untergeordneten Stellen durch die 
ordnungsmaͤßige Bo rm Des ihnen zufommenden Befehls gegen Ver⸗ 
‚ antwortung gefichert, indem fie in dieſem Falle ſolche übertragen auf 

die befehlende Behörde. Doch wird man mit der württembergifchen 
Berfaffungsurfunde ($. 53) annehmen müffen, daß der beauftragte 
Staatsdiener, wenn er hinfichtlich der Competenz der befehlenden 
Stelle Zw eif el hegt, darüber bei der ihm vorgefegten Behörde an- 


1) Gönner, Vom Staatsbienfte, F. 79, 90, wo auch weitere Literatur. 

2) Leyser, Meditationes ad Pand. spee: 571, med. 20; — Schmid, Deuts 
fches Staatsrecht, 8. 58. — Pfeiffer, Prakt. Ausführungen, Bd. III, 
©. 376. 

3)3. 8. bie wuͤrttemb. Verf.⸗Urk. von 1819, 8. 53. — Lurheſſ. Verf.⸗ 
Urkunde von 1834, 8. 61, 108. 
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zuftagen, desgleichen wenn er bei dem Inhalte einer Höheren Ver⸗ 
fügung Anftände findet, ſolche auf.geziemende Weife und unter 
Bermeidung jeder nachtheiligen Zögerung der verfügenpen Stelle 
vorzuttagen,, im alle eines beharrenden Beſcheides aber die Ber: 
fügung zu befolgen habe, 

Können aber die öffentlichen Diener fich jener Einrebe auch be⸗ 
dienen, wenn bie befehlende Behörde offenbar incompetent if, 
ober wenn ber höhere Befehl ein not oriſches Unrecht enthält? 

Keineswegs! Die Staatsregierung kann auf die ihr unter: 
georbneten Diener nicht mehr Rechte übertragen , als fie felbft hat. 
Iſt nun aber diefelbe nicht befugt, den Unterthanen eine rechtswi⸗ 
drige Anmuthung zu machen, fo kann fie auch die Beamten oder 
Magiftrate nicht dazu verpflichten; denn wenn ſchon das Dienft- 
. wie das Unterthanen-Berhältnig mit fih bringt, dem höheren Be» 
fehle im Zweifel zu folgen und namentlicdy über die J3wedmä- 
ßigkeit einer Maßregel dem Untergebenen fein zu Recht beftändiges 
Urtheil zukommt, To kann doch auch der öffentliche Diener nicht ei⸗ 
ner Verfügung gegenüber als verpflichtet angefehen werben, die ges 
gen klares Recht, alfo an ſich nichtig und ohne Wirkung ift, ohne 
daß e8 einen Unterſchied machte, ob dieſe Verfügung von dem vor⸗ 
geſetzten verantwortlichen Miniſterium oder dem Dberhanpte der Re: 
gierung felbft ausgeht. 

Allerdings geht aus der gefeglichen — eines Befehls zu⸗ 
nächſt eine Vermuthung dafür hervor, daß derſelbe auch dem In⸗ 
halte nad rechtmäßig ſei. Allein wenn bie Rechtswidrigkeit des 
Inhaltes offenbar ift, fo Fann jene Vermuthung dem untergeordne⸗ 
ten Beamten nicht mehr genügen; und wenn jelbft der militärifche 
Gehorſam eine Ausnahme leidet, falls der Vorgeſetzte ein offens 
bares Verbrechen'anorbnet *), fo wird man noch weniger einen 


7) Wuͤrttemb. allgem, Kriegsbienftordnung, Bd. I. 8. 59. Ein bekanntes 
Beifpiel ift die Antwort bes Vicomte d'Ortes, Commandanten zu Bays 
onne, auf ben Befehl Karl's IX, Königs von Frankreich, bie Proteſtan⸗ 
ten in ber Bartholomöusnacht zu ermorden: Sire, j’ai communique le 
commandement de V. M. à ses fideles hahitans et geus de guerre de 
la garnison. Il n’y ai trouv6 que bons citeyens et fermes soldats, 
mais pas un bourreau. C'est pourguoi eux et moi suppliens tr&s 
humblement V. dite Maj. vouloir employer en choses possibles, quel- 
quo hazardenses qu’ elles soient, nou bras et vies; comme &tant, 
autant qu’ elles durerent, Vos tres humbles ete. 


% 
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Civildiener für ſchuldig oder berechtigt halten Fönnen, eine Hand» 
lung jener Art auf ven Befehl eines hierzu jedenfalls nicht berech⸗ 
tigten Vorgefegten zu unterftügen 2). 

Hierbei ift nicht einmal in Betracht gezogen bie befondere Stel⸗ 
lung, welche den öffentlichen Dienern in dem neueren conftitutionel- 
len Syfteme eingeräumt worden. Wenn nämlih ſchon nad dem 
älteren Rechte, welches den Beamten ald Tandesherrlidhen 
Diener (ministerialis) betrachtete, das eben Angeführte zugugeben 

ift, fo muß folches noch mehr nad) dem neueren Verfaffungsrechte 
behauptet werben, das in demfelben einen Staats diener fieht und 
in der Erftredung des Dienfteivs auf die Berfaffung eine Gewähr 
für die Volfsrechte findet. Indeſſen fcheint hierdurch weſentlich im 
Berhältniffe der öfferitlichen Diener nichts geändert zu fein, da ſchon 
in früheren Verfaffungen, 3.8. in der altwürttembergifchen, eine aus⸗ 
drüdlihe Verpflichtung der öffentlichen Diener auf Die Landesver- 
träge 2) vorfam, und wo Died auch) nicht der Fall war, es ſich von 
felbft verftand, Daß, wenn fogar der Landesherr felbft wegen Miß- 
brauchs der fürftlichen Gewalt den Reichögerichten verantwortlich 
war, er hinwieder auch feinen Dienern feinen andern als reichs⸗ und 
Iandeöverfaffungsmäßigen Gehorfam auferlegen fonnte, und anderer 
Seits die jetzt fogenannten Staatsdiener nichts defto weniger zunächft 
herrſchaftliche Diener geblieben find, da fie nur aus Auftrag des 
Regenten und im Namen defjelben, nicht .aber (die landfchaftlichen 
Bedienten ausgenommen) auch im. Namen der Stände thätig find. 

Sehen wir nun, wie es fich in Hannover verhält. In dem 
Grundgejege $. 151 wird bie Verantwortlichkeit gegenüber dem Kö- 
nige und dem Lande zunächft nur den Miniftern und Departements⸗ 


_ 


UV Vrgl. Schmid und Pfeiffer, a. a. O. — v. Brevern, Das Verhaͤltniß 
der Staatsverwaltungsbeamten im Staate. Lpzg. 1855. ©. 222, 223. 
— Mohl, Die Verantwortlichkeit der Minifter, ©. 57. 

2) Württemb. Erbvergleih von 1770. Cl. I, Grav. 1, $. 3, bei Reyfcher, 
‚Sammlung ber württemb. Gefege, Bb. II, &, 552. Vrgl. deſſ. int. 
in.die Staatsgrundgefege, daſ. Bd. I, 58. 269, 275, 311. — Befonders 
wurbe noch das Hofgericht auf die Landesverträge und Abjchiede hinges 
wiefen im J. 1660, daſ. 8. 287. Nach Aufhebung der erbländifchen 
Verfaflung wurde zwar am 1. Ian, 1806 die Verpflichtung auf dieſelbe 
weggelafien, daſ. Bd. II, S. 240, darum war aber bie Treue doch 
feine unbedingte. %s 
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Vorſtaͤnden zur Laſt gelegt, gegen welche einzig und allein auch eine 
foͤrmliche Anklage durch die allgemeine Ständeverfammlung möͤglich 
it. Allein fo wenig durch die letztere Beſtimmung eine Unter:. 
fuhung und Beſtrafung von Dienfivergehen untergeordneter 
Staatsdiener ausgeſchloſſen ift, fo wenig kann auch der won ges 
fammter Staatödienerfchaft auf das Grundgeſetz abgelegte Dienſt⸗ 

eid als illuſoriſch betrachtet werden. 

Vielmehr find nach $. 161 des Grundgeſetzes „alle Civil: 
ftaatsdiener, mögen fie vom Könige oder defjen Behör- 
Den ernannt, oder von einzelnen Berechtigten und 
Eorpsrationen erwählt, präfentirt oder ernannt 
fein, duch ihren auf die getrenliche Beobachtung des Staats⸗ 
gruündgeſetzes auszudehnenden Dienfteid verpflichtet, bei allen von 
ihnen ausgehenden Berfügungen dahin zu fehen, daß fie Feine 
Berlegung der Verfaffung enthalten.’ Diefem iſt bei- 
gefügt: „in gehöriger Form erlaffene Befehle vorgeſetzter 
Behörden befreien fie (die Staatsdiener) von ber Verantwortung 
und Aibertragen diefelbe an den Befehlenden.“ Indeſſen drängt 
ſich die Frage auf, wie verhält fich dieſer Zufag zu der vorange⸗ 


ſtellten Regel? Daß er mur eine Ausnahme (und Feine coordie * 


nirteRegel) gebe und geben wolle, und aljo jene Regel beftehen laſſe, 
wonach perfönliche Verantwortung der Staatsdiener ftattfindet, geht 
nicht blos aus der allgemeinen Faſſung des Hauptfages unfers &., ſon⸗ 
dern auch aus der adminiculirenden Form des Zufabes hervor, welcher 
nicht als felbfiftändiger Sag, auch nicht als Gegenſatz zu der vorherge⸗ 
henden Beriobe, fondern lediglich als einfchränfende Bemerkung anzu⸗ 
fehen iſt. Eine Gegenüberftellung Fönnte nämlich nur allenfalls darin 
gefunden werben, daß in dem 8. zuerſt von Berfügungen bie 
Rede iſt, weldhe von den einzelnen Civilftaatsdienern ausgehen, 
während ſodann gefprochen wird von Befehlen der vorgefepten - 
Behörden. Allein auch Verfügungen, welche von oben befohlen 
find, wie 3. B. Steuer- Ererutiond: Mandate, gehen darum nicht 


. minder von ber unteren Stelle, wenn ſchon mittelbar zugleich von 


der vorgefegten, aus. Diefe Verfügungen find Daher, namentlich 
fofern der Staatsdiener auch bei Ausführung höheren Befehls 
einen Mißgriff begehen kann, an fich gleichfalls unter der Regel 
des 8. begriffen; aber fie find infofern ex post von Derfelben 
ausgenommen, als ber beauftragte Staatsdiener erceptionsweife 
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den höheren Befehl zu feiner Entichulbigung anführen und fo Die 
obliegende Verantwortung, falls nur der Befehl felbft gültig und 
von ihm nicht überfehritten worden, auf den Vorgeſetzten zurück⸗ 
‚ übertragen kann. 

Damit fcheint num freilich nicht gefagt, Daß der Beamte den 
erhaltenen Befehl auch nothwendig vollziehen müffe, ſondern nur, 
daß er, falls er diefes thue, von der Verantwortung befreit 
ſei, daß er alfo ihn vollziehen dürfe, ohne einer perfönlichen 
Refponfabilität deshalb ausgeſetzt zu fein. In Diefem Falle Eöunte 
eine Obrigfeit in Hannover, falls ihr die Beihülfe zu Eintreibung 
einer verfaffungswidrigen Steuer von ber competenten Behörve 
förmlich befohlen würde, den Gehorſam allerdings verweigern, 
‘aber auch leiften, ohne Gefahr, deshalb rechtlich in Anfpruch ge⸗ 
nommen zu werden, Obwohl diefe Auslegung für jene Obrig- 
feit vielleicht Die nüßlichfte wäre, weil fie ihr geftattete, je nadh 
Umftänden fo oder anders zu handeln, fo glauben wir doch die⸗ 
felbe nicht aufrecht erhalten zu koͤnnen; denn wenn überall eine 
Handlung entweder. nur erlaubt oder unerlaubt fein Taun, und 
wenn vor Allem eine obrigfeitliche Stelle nur fo weit ein Recht 
hat zu handeln, als fle dazu verpflichtet ift, jo kann es auch 
für einen untergeordneten Beamten Teine tndifferenten Handlungen 
geben, vielmehr ift derfelbe entweder dem höhern Befehle zu fol⸗ 
gen verpflichtet, oder er iſt verpflichtet, ihm nicht zu folgen. 

Das Erftere ift nun allerdings nad) $. 161 des Grundgeſetzes 
‚anzunehmen, wenn der höhere Befehl in ‚‚gehöriger Form’! 
erlafien worden. Allein fofern nah $. 145 deſſelben Geſetzes 
zur Form des jährlichen Steuerausfchreibens gehört, Daß Der ftän- 
difhen Bewilligung darin befonderd erwähnt worden, fo _ 
fragt es fih: ob dieſem Erforderniß in dem früher erwähnten 
Ausfchreiben vom 9. Juni 1838 genügt fei? 

Auch hier haben wir erft den $. 161 einer Interpretation zu 
unterwerfen, Es fragt ſich nämlich: find unter gehöriger Form 
etwa die gebräuchlichen Curialien in Ueberfchrift, Eingang und 
Schluß, nebft Kanzleiformat u. |. w. begriffen, worin die Regie⸗ 
rungserlafie zu ergehen pflegen, oder wollte Damit etwas Wefent- 
liches, mehr Innerliches, bezeichnet werden? Wir glauben das 
Lebtere annehmen zu müfjen, denn Formen, welche an und für 
ſich auf. den Beftand eines Gefchäfts Teinen Einfluß haben, ſollten 
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ohne Zweifel auch einen bei Staatöhandlungen erhalten, und 
insbefondere wollte zäverläffig die wichtige Stage über Gehorſam 
des Staatödieners nicht von bloßen Aeußerlichfeiten abhängig ge: 
macht werden. Zur weientlihen Form eines Regierungsbefehls 
. gehört nun, daß berfelbe von dem betreffenden verantwortlichen 
Departements-Chef contrafignirt oder unterfchrieben fei 2). Sollte 
daher der Befehlende bloß behanpten, er fei Departements-Chef, 

ohne es wirklich zu fein, oder ohne eine verfaffungsmäßige Ver⸗ 
antwortlichfeit für feine Handlungen anzuerkennen, fo würde der 
Beamte ihm nicht zu gehorchen haben, und wäre auch ausdrück-⸗ 
lich dabei auf höchften Befehl fich berufen. Ebenſo gehört zur 
Form eines Gefebes Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfamm: 
lung, und es iſt diefer Zuftimmung im Eingange des Geſetzes 
zu erwähnen 2). Gnthält daher ein Geſetz diefe Erwähnung, es 
ift aber. befannt, daß Feine Art von Verabſchiedung vorausgegan⸗ 
gen, fo kann der bloße Buchſtabe, worin jene grundloſe Bezieh⸗ 
ung genommen worden, zur verfaffungsmäßigen Geſetzesform nicht 
genügen. Zwar iſt dem Koͤnige ausnahmsweiſe in dringenden 
Fällen geſtattet, geſetzliche Verfügungen, welche ihrer Natur 
nach ſtaͤndiſcher Zuſtimmung bedurft haͤtten, ohne dieſe Zuſtim⸗ 
mung zu erlaſſen; doch darf auf dieſem Wege nicht das Grund⸗ 
geſetz ſelbſt abgeändert werden; auch muß eine ſolche Verfügung 
im Geſammt⸗Miniſterio beſchloſſen und, daß dieſes geſchehen, 
darin ausgedrückt werden 2). Dieſe Drei Requiſite betreffen vie 
Form der ausgehenden Verfügung, und ohne diefelben ift bie 
Form einer einfeitig vom König ausgehenden „geſetzlichen 


WVerfügung“ nicht ‚gewahrt. Der Beamte hat daher nicht blos 


darauf zu fehen, wie in andern Fällen, daß ein verfaffungsmäßi- 
ger Minifter contrafignirt habe, fondern er muß nod) weiter prü⸗ 
fen, ob auch das Grundgeſetz nicht verlegt worden, ob ferner das 
Staats⸗Miniſterium gehört worden, und wenn er fchon Leßteres 
im Zweifel daraus zu entnehmen hat, daß der Befchlußnahme im 
Staats: Minifterium Erwähnung gefchehen, fo würd? doc der 
Umftand, daß notorifch blos von dem Babinets-Minifterium aus 
gehanbelt worden, Bedenken bei ihm erregen müffen. 





1) G.⸗G. $. 151. 
2) 8.6, $. 85, 
3) ©. $. 87.. 
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Diefer Auslegung fteht auch nicht entgegen der s 89 des 
Grundgeſetzes, wo es am Ende heißt: 

„Sollten Zweifel darüber entfliehen, ob bei einem gehörig 
verfündigten Gefebe die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stän- 
de hinreichend beobachtet fei, fo fteht es nur dieſen zu, An⸗ 
traͤge deshalb zu machen.“ 

Hier hat das Grundgeſetz nur den ſehr leicht moͤglichen Fall 

im Auge, wo es zweifelhaft iſt, ob die ſtaͤndiſche Zuſtimmung 
hinſichtlich des ganzen weſentlichen Inhalts eines Geſetzes⸗ 
entwurfs, wie der $. 85 vorſchreibt, ftattgefunden, nicht aber auch den 
Tall, daß eine Ständeverfammlung gar nicht gehört worden, ober, 
wie Dies jebt in Hannover- vorkommt, daß Feine grundgefehliche 
Ständeverfammlung mehr eingerufen wird. Ebenſo verhält es 
fi) mit dem jährlich erforderlichen Ausichreiben der Steuern. 
Auch zu deffen Form gehört nothwendig ftändifche Verwilligung. 

Auch ift dieſem Erforderniß feheinbar in dem Steuerausfchreiben 
vom-9. Juni 1838 genügt, indem auf fländifhe Verwilligung 
darin Bezug genommen worden *). Gleichwohl halten wir dafs 
ſelbe im Sinn des Grundgeſetzes nicht für erfüllt; denn abgeſe⸗ 
hen von allen andern Zweifeln, namentlich hinſichtlich der Ver⸗ 
antwortlichkeit des ausſchreibenden Chefs, welche jetzt von dem 
Gabinet geläugnet wird, Tonnte es 

1) Thon nicht in der Abficht der Föniglichen Regierung Ties 
gen, durch Beziehung auf eine vorangegangene ftändifche Bewil- 
ligung dem grundgefeglidhen Erforberniffe zu entfprechen, zu 
derfelben Zeit, da fie die Eriftenz des Grundgeſetzes überhaupt in 
Abrede flellte, und die Bewilligung einer fogen. Etändeverfanms 
fung eingeholt Hatte, welche von ihr ausdrücklich mit Beziehung 
auf das Patent v. I. 1819 eingerufen worden war. 

2) Gefest aber auch, die. Regierung hätte durch jene Bezie⸗ 
hung am eine grundgefegliche Bewilligung erinnern wollen, was, 
wenn es gefchehen wäre (wie wir jedoch nicht annehmen), nur 
auf Selbfitäufchung ober auf einem unerlaubten Berfuche der Taͤu⸗ 
fhung Anderer beruhen könnte, fo dürfte dieſer fubjectiven 
Deutung doch Fein objectiver Werth beigelegt werben, weil es 
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zir Zeit des Ausſchreibens allgemein, ſogar officiell, in Hanno⸗ 
ver bekannt war, nicht nur daß Seine Majeſtät der König das 
Grundgeſetz felbft gänzlich aufgehoben haben, fondern auch daß 
die verkündigte Steuerverlängerung feine ftändifche im grundge⸗ 
ſetzlichen Sinne, fondern nur durch fogen. Stände vorgenommen 
war, welche aber weder nach der alten, angeblich wiederhergeſtell⸗ 
ten, noch nad) der neuen, thatfächlich vernichteten Verfaffung hie 
für zuftändig erfcheinen Tonnten. Es verhielt ſich alfo mit jener 
ausdrücklichen Beziehung auf ftändifche Einwilligung nicht- anders, 
als wenn gar Feine ſolche Einwilligung eingeholt, und ftatt der 
Stände bloß ein Collegium von Näthen oder gar niemand ges 
fragt worden wäre, denn eine Einwilligung unzuftändiger 
Stände ift nicht befier als Feine fländifche Einwilligung, und fo 
wenig man einem Staatsdiener, welcher doch nicht bloß maſchi⸗ 
nenartige oder Topflofe Dienfte, fondern vor Allem geiftige Arbeit 
(operae liberales) dem Staate zu leiſten verfpriht, und welcher 
daneben ald rechtſchaffener Mann (vir bonus) zu vermuthen ift, 
Der getreulichh und ohne Gefährde (bona fide) diefelben zu volls " 
bringen beabfichtigt, wird zumuthen können, bei hellem Tage nicht 
zu ſehen, oder fich mit Bewußtſein, ſei es auch von einem Vor⸗ 
geſetzten, täufchen zu laflen, fo wenig faun man von ihm erwars 
ten, einen Buchftaben, welcher der offenen That wiberfpricht, und 
allenfalls auch eine andere Auslegung zulaͤßt, für jene That an- 
zunehmen, ja man wird ihn nicht einmal für berechtigt zu 
einer folchen widerjprechenden Auslegung halten fönnen, da jeder 
Handlung, wo möglich, ‚eine folche Deutung zu geben ft, wos 
nach fie als erlaubte, nicht auf Täuſchung berechnete, erfiheint. 

Angenommen übrigens auch, die „gehörige Korm’ im 
Sinne des $. 161 wäre in dem Ausfchreiben vom 9. Juni 1898 
ſub⸗ und objectiv vollftändig erfüllt, fo müßte diefelbe doch hier 
ons dem runde für unzureichend gehalten werden, weil Seine 
Majeftät oder Ihr Cabinets-Minifterrum nicht aus dem Grund . 
geſetze eine Einzede entlehnen können, das Sie Selbft aufgehoben 

haben, und weil anderer Geits, wenn man dieſes Geſetz ad 
fortdauernd gültig betrachtet, befagtes Ausfchreiben ein notorifches 
Unrecht, d. h. eine wirkliche Verfaffungswidrigfeit, enthält, in wel- 
chem Falle nach obiger Anfiht, und wohl auch im Sinne des 
Grundgefeges, die Form des Befehls und felbft Das Beharren ber 
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vorgeſetzten Stelle auf demfelben den untergeordneten Diener nicht 
. entfchuldigen kann, wenn er zum Mitieäuldigen feines Vorgefehten 
wird, und einen Befehl ausführt, hinfichtlich deffen bie öffentliche 
Stimme, wiefeine eigene, ihm gleichzeitig fagen werben, daß ſolcher 
dem Grundgefege nicht gemäß, vielmehr dazu beftimmt fei, einen 
aus deſſen Bernichtung hervorgegangenen factifhen Zufland aufrecht 
zu erhalten, 


V. Kann eine Adminiſtrativ⸗Vehörde wegen verfaffungs« 
oder gefegtwidriger Handlungen gerichtlich in Ans 
fpruch genommen werden? . 


8.1. Suftändigkeit der Gerichte in Derwaltungse, insbefoudere 
Steuerfachen. 


Iſt eine Behörde nicht verpflichtet, den Untertanen eine ver: 
faffungswidrige Anmuthung zu machen, fo iſt fie auch nicht dazu 
berechtigt; vielmehr verlegt fe ihre Pflicht, wenn fie Jenes thut, 
ohne durch das Subordinations-Verhältniß, wie wir gefehen haben, 
deshalb entſchuldigt zu fein. 

Wenn nun aber die Behörbe fo wenig als der Einzelne eine 
rechtswidrige Handlung vornehmen darf, fo muß, falls fie dennoch 
einer ſolchen fich ſchuldig macht, dem Verlegten ein rechtliches Mittel 
dagegen geftattetfein. Auch von Staatswegen Darf in die Rechte der 
Einzelnen nicht eingegriffen werben, benn das hannöverfche Grund» 
geſetz beftimmt : 

‚pie Staatsverwaltung hat feinen Anſpruch an das Eigenthum 

und die Gerechtfame von Einzelnen oder Corpvrationen, ala 

and allgemeinen Gefegen, oder defondern Privatrechtstiteln‘t). 
Wenn nun aber dennoch, ein Eingriff geſchieht, fo fragt es fich, wo 
hat der Befchänigte Genugthuung zu fuchen? Dieß führt uns auf 
die gemeinrechtliche Streitfrage über Die Compentenz der Gerichte im 
— überhaupt, Während Einzelne 2) die Ger 


1) Hanndv. Grundgefes, 5. 35. 

2) Mittermaier, im Archiv für civ. Praxis, Bd. IV, &.305 fs B. XH, _ 
8.393 f.5 Bd. XVIl, 8,138 f.— Pfeiffer, Prakt. Ausführungen, Bd. 
IN, ©. 181 fe — Minnigerode, Beitrag zur Beantwortung bez Frage: 
was ift Zuftiz, und was ift Adminiſtrativſache. Darmſtadt 1835. 
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richte über jede Rechtsverlezung, gehe fie auch von den Verwaltungs⸗ 
behörben aus, entiheiden laſſen, wollen Andere 3) die Verwaltung 
anch in der Beziehung unabhängig geftellt wiſſen, daß fie beftrittene 
und verlegte Rechte, fofern folche pas Subjectionsverhältniß betreffen, 
oder, mit andern Worten, „die aus Handlungen der Staats: 
und obrigfeitlihen Gewalt abzuleitenden Rechte‘ nicht unter den 
Schuß der Juſtiz ſtellen. 

Gehen wir vom poſitiv⸗rechtlichen Standpunkte aus, welcher 
zumal von der letzteren Partei von Schriftſtellern nicht eingehal- 
ten worden, ſo konnte es wenigſtens nad) dem früheren Reichs: 
techte nicht zweifelhaft fein, daß Weberfchreitungen der Hoheits⸗ 
rechte als wahre Juſtizſachen von den Unterthanen bei den Reichs» 
gerichten Elagbar gemacht werben durften 2), und wenn dieß auch 
unter perfönlicher Belangung der Reihsftände nur dadurch möge 
lich war, weil dieſe als im Unterthanenverhältniffe zum Reiche 
fiehend betrachtet wurden, fo folgt aus der feither eingetretenen 
Beränderung, insbefondere aus der Erlangung der Souverainetät 
Durch die Regierungen doch nicht, daß Handlungen der Iebteren 
jegt gar Feiner gerichtlichen Gognition mehr unterliegen, Nur die 
Perſon des Regenten ift unantaftbgr geworden auch für die Ger 
richte, nicht aber Die Regierungsthätigfeit, namentlich in der ver: 
antwortlichen Staatsdienerfchaftl. Wie daher Dienftsergehen der 
hoben und niederen Beamten, wodurch fie ihre Amtsbefugniffe 
überfchreiten, insbefondere Berfaffungsverlegungen, vor das Forum 
der ordentlichen Strafgerichte, wo nicht eines befondern Staats: 
gerichtshofs, gehören, fo find anderer Seits dergleichen oBrigfeit- 
liche Handlungen, fofern fie in Die Privatrechte der Bürger, ins⸗ 
befondere deren Vermoͤgensrechte, eingreifen, auf ordnungsmäßige 
Klage dem Zorum der Civilgerichte untergeordnet. Wenigfteng 
liegt in der Natur der Hoheitsrechte, woraus Weiler und Andere 
fehließen, Kein Grund, das Gegentheil anzunehmen, und aud) die 


4) v. Weiler, Ueber Verwaltung und Juſtiz. 2. Ausg. Mannheim 1830.,— 
G. v. Pfizer, Ueber die Grenzen zwifchen Verwaltungs⸗ und Civiljuſtiz. 
Stuttgart 1828. — Funke, Die Verwaltung in ihrem Verhaͤltniſſe zur 
Juſtiz. Zwidau 1838 (wo auch ©. 2 f. eine Veroleichuns der uͤbrigen 
Meinungen), ſ. beſonders S. 67. 

2) Vergl. Wahlcapitulation, Art, 19, $. 6 u. 7. 
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neuere Gefeßgebung und Praxis in den deutfchen Bundesſtaaten, 
wen ſchon ihr Beſtreben dahin gegangen ift, die Ausübung Der 
Souverainetätsrechte von gerichtlihem Einfluffe unabhängig zu 
machen, und namentlich die Entfcheivung von Competenzfragen 
zwifchen Juſtiz- und Regierungsbehörden der höchften Landesbe⸗ 
hoͤrde vorzubehalten, find doch keineswegs durchgehends für Die 
* definitive Erledigung der fogen. abminiftrativcontentiofen Sachen 
duch die Verwaltungsbehörden 2). 
Auch der Begriff von Juftisfachen, wie er von eltern und 
Neuern, 3. B. Steube?), Pfizer (a. a. O. ©. 63), gegeben wird, 
‘wonach derfelbe nämlich dann vorhanden fein fol, wenn Rechte 
der Einzelnen zur Sprache Tommen, tiber deren Berlegung Be: 
ſchwerde geführt wird, ift nicht gegen jene Competenz; nur darf 
. man nicht überfehen, daß Rechte der Einzelnen (jura singulorum) 
und Daher auch Rechtsverletzungen an Einzelnen nicht. bloß ge- 
genüber von andern Kinzelnen, fondern auch gegenüber vom 
Staate zu denfen find, fofern nämlich über den Staatszweck und 
die Staatsverfaffung hinaus auch im Namen des Staats nichts 


7 


geboten oder verboten werden darf, und daher der Unterthan, ſo⸗ 


fern dieß gleichwohl gefchieht, nicht als Staatsmitglied, ſondern 
als Privatperfon in Betracht fommt. Zwar zieht v. Weiler (a. 
a. O. $. 28) die Zuftändigfeit der Gerichte bei Beſchwerden ber 
Privaten gegen Staatsbehörden oder Staatsdiener wegen Befchä- 
Digung durch widertechtliche Amtsführung in Abrede, wenn Die 
Berrichtungen, woraus die Beſchädigung abgeleitet wird, Ausflüſſe 
des öffentlichen Rechts find, indem fie Deshalb blos von. den hö⸗ 
heren. Verwaltungsbehörben zur - Verantwortung koͤnnen gezogen 
werden. Allein wenn der obrigfeitliche Beamte den öffentlichen 
Wirkungskreis ütberjchreitet, handelt er nicht mehr Fraft öffentlichen 
Nechts, fondern Fraft angemaßten Rechts, und ſelbſt der Zweck⸗ 
mäßigfeitägrund: daß die höhere Verwaltungsftele im Zweifel 
befier den Fehler technifch zu beurtheilen verfiche, dürfte, wenn 
er auch immer wahr wäre, Doch nicht gegen das Princip der 
Nechtöpflege enticheiden, daß niemand, alſo auch nicht der Staat 
oder die fein Geld⸗Intereſſe wahrnehmende Beamten⸗Hierarchie ſich 
ſelbſt Recht ſchaffen koͤnne. 

BY Vgl. Pfeiffer, a. a. ©. S. 436. — Funke, a. a. O. ©. 147 f. 


2) unterricht von Regierungs⸗ und —— ee 1753. & 7. 
1 F 


IST v. deutſche Recht, 2. ich 


‘ 
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Hienach iſt die. Zuſtaͤndigkeit der Choilgerichte, falls durch 
eine Adminiſtrativbehoͤrde Rechte der Unterthanen verletzt werden, 
nad) gemeinem Rechte nicht ausgeſchloſſen; denn eine ſolche Ver- 
Tegung iſt nur möglich, indem die Verwaltungsbehörbe durch Ue— 
berſchreitung ihrer Befugniffe in die Rechte der Einzelnen eingreift. 
Daher beitimmt das hannöverfche Grundgeſetz $. 37 fehr richtig: 

„Jedem, der fi) von einer Verwaltungsbehörde durch Über- 

fchreitung ihrer Befugnifle in feinem wohlersorbenen Rechte 

verletzt erachtet, fteht — der ordentliche Gerichtsgang offen.“ 
Hienach muß allerdings nad) hannöverfihen Rechte angenom= . 
men werben, daß gegen eine obrigfeitliche Verfügung, wodurch 
den Untertbanen verfaffungswidrige Anmuthungen hinſichtlich der 
directen oder indirecten Steuern (auch) die letzteren find in der 
jährlich erforderlichen Steuerbewilligung begriffen) gemacht werben, 
eine gerichtliche Hälfe möglich fei. Nur Verlegungen durch 
einen Staatsvertrag mit Auswärtigen oder durch ein verfaffungs- 
mäßig erlaffenes Gejes find von jener gerichtlichen Berfolgung . 
ausgenommen. Dagegen begründet nad) $. 37 des G.e G. bie 
unrichtige oder, umbefugte Anwendung von Staatsverträgen 
oder Gefehen einen Rechtsanfpruh, „ſobald in einer Ueber 
fchreitung der Befugniffe der Behörden außerdem bie 
Erforderniſſe einer Entſchaͤdigungsverbindlichkeit nad) gemeintechte 
Hchen Orundfägen anzutreffen find,’ umd der Kläger nachgewie- 
jen hat, daß er bei der vorgefeßten höhern oder höchften Verwal: 
tungsbehörde bereits Hülfe gefucht, und ſolche innerhalb eines 
angemefienen Zeitraums nicht gefunden habe, 
| Ramentlich gilt dieß von Uebergriffen der Steuerbehörden. 
Zwar behauptet Pfizer (a. a. O. 8. 67 u. 68) daß über Die 
Steuerpflicht, insbeſondere über die Frage: ob und in weldem 
Umfange Ste Statt finde, ihrer Natur nad) die Werwaltungsftellen 
zu entfcheiden haben; allen, wenn ſchon die Steuern ein rein 
hobeitliher Gegenftand find, indem Das Ausſchreiben und bie 
Erhebung derſelben bedingt ift durch die Staatsbenärfniffe, und 
daher zunächft nut Die Steuerbehörben mit jenen Geſchaͤften im 
Großen und Kleinen ſich abzugeben haben, fo Fönnen Doch auch 
biefe, ebenjo wie andere Staatöbehörden, bei Musführang ihrer 
Thaͤtigkeit in privatrechtliche Streitigkeiten werwidelt werden, ua 
mentlich wenn ein Untertfan die Geſetzwidrigkeit einer Sa 


⸗ 
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oder die unrichtig geſchchene Anwendung Des Geſetzes behamptet, 
worüber als einer litigiofen Sache nicht Diefelbe oder eine andere 
Berwaltungsftelle als Partei entfcheiden kann, fondern einzig und 
allein die richterliche Behörde 2), welche inſofern unabhängig 
von der Staatsregierung tft, als fie nicht, wie eine untergeordnete 
Berwaltungsftelle, im Zweifel nur die höhere Anfiht, fondern 
lediglich ihre eigene unabhängige Ueberzeugung von dem Rechts: 
verhäftniffe der Parteien auszuſprechen hat 2). 

Jenes iſt auch in einem herzoglich meiningenſchen Geſetze 
v. 16. Juni 1829 anerkannt, wonach (Art. 2) das Recht, die 
angebliche Geſetzwidrigkeit einer verlangten Steuer auf gerichtli-⸗ 


chem Wege auszuführen, gegen die Stantscaffe in dem Falle gel- 


tend gemacht werden kann, wenn die Abgabe zwar von der an 
fi) competenten Behörde ausgefchrieben worden und in Die 
Staatscaſſe gefloffen ift, aber behauptet wird, daß das Ausfchrei- 
ben felbft verfaffungswidrig, 3. B. ohne Zuftimmung der 
Stände gefchehen ſei, wonebft auch noch gegen die einzelnen 
Beamten und Stellen, welche ſich eine ſolche eigenmächtige Aus⸗ 
ſchreibung zu Schulden bringen follten, die Anklage wegen Er: 
prefiung und Concuffion, und, wenn diefe auf hoͤhern Befehl ge- 
handelt haben, eine Anflage der Stände gegen bie mungen 
Vorgeſetzten eingeleitet werden Tann. 

Diieſe Beftimmung paßt, was die Competenzfrage im Allge- 
meinen betrifft, ganz auf die gegenwärtigen. Steuerverhältniffe im 
Königreich Hannover. Sie ift aber auch) in dieſer Hinfiht nicht 
bloß particnlarrechtlichen Inhalts, fondern hervorgegangen aug 
der vormals reichsgefeglichen und noch jegt gemeinrechilichen An- 
fiht von der Nothwendigkeit einer gerichtlichen Entſcheidung bei‘ 
verlegten und flreitigen Rechten, beruhen folche auf einer verſchie⸗ 
denen Auslegung ‘des öffentlichen oder Privatrechts, weiche beide ja 
den Richtern, als Theile einer und derfelben Jurisprudenz, gleich» 
mäßig bekannt fein follen. Auch das hannöverſche Grundgeſetz 





4) Pfeiffer, a. 0. O. S. 325. — Minnigerode a. a. O. ©, 182. 


2) 3.6. Kluͤber, Die Selbſtſtaͤndigbeit des Richtevamts. Frankf. a. M. 1882. 
— Meiſterlin, Die Verhaͤltniſſe der Staats diener nach vechtlichen Grund⸗ 
ſaͤtzen. ne en e. 124. 

11* 


IN 
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iſt, wie wir geſehen haben, von dieſer Anſicht ausgegangen, welche 
übrigens ſchon zuvor in Hannover anerfannte Praxis war ). 


8. 8. Entfcheidung von Eompetenz: Eouflicten. 


Daß die’ obrigfeitlichen Stellen ſich den gefegmäßigen Auf: 
forderungen der Gerichte zu fügen haben, Tann nad) $. 156 des 
Orundgefeged keinem Bedenken unterliegen. Entſtehen jedoch 
Zweifel über die Competenz der Gerichte, und Fönnen fidh die ‘ 
Verwaltungsbehörden hierüber nicht mit denfelben vereinigen, fo 
hat hierüber eine Section des Geheimrath-Eollegiums zu entfchei- 
den, welche durch Verordnung vom 14. Nov. 1833 2) gebildet 
worden iſt. Auch kann nad) dem Grundgeſetze ($. 37) die Wie: 
deraufhebung von Verfügungen der Berwaltungsbehörden durch 
richterlichen Spruch nur in dem Falle ftattfinden, wenn auf eben 
diefem Wege entfchieden ift, daß eine in Frage befangene Ange- 
legenheit zur Competenz der Verwaltungsbehörbe nicht erwachſen 
geweſen ſei. 

Da indeſſen auch dieſe grundgeſetzlichen Einrichtungen von 
St. Majeftät nicht anerkannt worden, fo fragt es ſich: kann, tm 
Falle eine obrigfeitliche Stelle die gerichtliche Kompetenz in einem 
vorkommenden Balle in Abrede ftellen, und die höchſte Verwal: 
tungsbehörde dieſe Anficht beftätigen follte, der ordentliche Gerichts: 
gang aufgehalten werden? 

Wäre dieſe Frage zu bejahen, ſo ftünde es factifch bei Sr. 
Majeftät, die Juſtiz in Sachen der Verwaltung jederzeit unmög- 
lich und dadurch das Grundgeſetz auch in den Diesfälligen zweck⸗ 
mäßigen Beftinnmungen unwirffam zu machen. Und doch fcheint 
einer Berneinung der Frage der Umftand entgegen zu ftehen, 
daß die Gegenftände der fogen. Verwaltungsjuftiz in dem Grund: 


1) Spangenberg in feiner Ausgabe von Strube's „Rechtl. Bedenken,’ 
Bd. II, Nr. 670, Anm. +, eitirt mehrere Verorbnungen,. wonach in 
allen Steuer: Gontraventiond= Sachen ein gerichtliches Verfahren flatt- 
findet. Ebenfo bezeugt Hagemann „Prakt. Erdrt.” Bd. VO, ©, 15, 
daß es den abminiftxativen Behörden eben fo wenig geftattet fei, fi 
ſelbſt Recht zu ſchaffen und Selbſthuͤlfe zu — als — 
ſonen und Unterthanen. 

2) Geſetzſammlung v. 1833, Abtheil. 1, S. 385. 
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geſete felb nur ——— Weiſe ae Ghoitiufti an 
fen find. 

Gleichwohl — wir uns für dieſe Verneimmg entfchels 
den zu müflen, weil eine Beringung, deren Eintritt Durch denje⸗ 
nigen, welchem daran liegt, daß fie nicht erfüllt werde, zu ver- 
hindern gefucht wird, nach allgemeinen Rechtögrumdfägen für er- 
füllt anzunehmen ift Y), und weil, gleichfalls nach allgemeinen 
Regeln, damit, daß ein Theil von einem Gefege oder Rechte weg- 
genommen wird, das Webrige nicht von felbft verloren geht, wor 
fern es nur für fich beſtehen kaun 2). 

Wenn daher auch ein Theil der Verfaffungsbeſtimmungen, 
und zwar gerade der für die Einil-Juftiz befchränfende Theil da⸗ 
durch für den Augenblid unwirkfam gemacht worden ift, daß die 
Bompetenz.Gonflicte nicht mehr wie früher von der erften Section 
des Geheimraths entſchieden werden, weil diefer Geheimrath von 
St. Majeftät aufgehoben worden ift, fo folgt Daraus noch nicht, 
daß auch der übrige Theil, und zwar gerade der die Anerkennung 
ber gerichtlichen Competenz betreffende Theil, unwirkſam geworden 
ſei; vielmehr muß jene Competenz um fo gewiſſer, unabhängig 
von einer vorausgehenden, derzeit unmoͤglichen, geheimraͤthlichen 
Entſcheidung angenommen werden, als ſonſt auch die Competenz 
der Verwaltungsbehörden in allen zweifelhaften Fallen ausgeſetzt, 
fomit ein wahres Justitium eingetreten wäre, was in der Abſicht 
Str. Majeftät felbft niemalen gelegen fein Tann, 

Geſetzt übrigens auch, man hätte hierin von den grundgefeß- 
lichen Beftimmungen ganz abzufehen, weil in der That Seine 
Majeftät Das ganze Grundgefeb als nicht beftehend annehmen, 
fo würde man doch, was die Competenz der Gerichte in Verwal: 
tungsſtreitigkeiten betrifft, zu Teinem anderen Ergebniffe gelangen, 
da dDiefelbe auch im gemeinen und im früheren hannöverfchen 
Rechte anerfannt ift, und, abgefehen von particulärer Beftimmung, 
überall die Gerichte felbft über den Umfang ihrer Gompetenz zu _ 


N D. 1, 17, (de reg. juris) fr, 161.— Muͤhlenbruch, Pandektenrecht, $. 109, 

2) D. 1. e. fr. 21, 113, 147, 148. — 6. Erllärung ber hannbuerfchen 
Gefandtfchaft am Bunbeag v, 10. Juli 1823. Bundes⸗Prot. Bd. XV, 
©. 395. 
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entſchelden, nicht aber folche von außergerichtlicher Entfcheldung, 
zumal einer nicht verfaffungsmäßigen Stelle (des ſebigen Stais⸗ 
Raths) abhangig zu machen haben ?). 


8,3. Adunen bie Gerichte eine Hegierungs : Berordbunug im 
Anſehnug ihrer formellen Gültigkeit präfen? 


Daß die Gerichte innerhalb der Grenzen ihrer Gompetenz 
felbftftändig find und daher unabhängig von etwaigen Einwir- 
fungen höherer Behörben nur nad) dem Rechte zu entichelden ha- 
ben, ift allgemein anerfannt. Insbeſondere ergiebt fich ans dem 
hannoͤverſchen Grundgeſetze ($. 9), daß dieRichter durch Eabinets- 
Einmifhung fih in Handhabung gerichtlicher Orbmung auf feine 
Weiſe hindern und Iren Iaffen dürfen 2). Indeſſen entfteht die 
Frage: in wie fern find die Gerichte überhaupt befugt, das. Hecht 
des Landesheren zur Erlaffung einer Verordnung im Verhaͤltnifſe 
‚iu dem Yandftändifhen Mitwirfungsrehte ihrer Prüfung und 
Entſcheidung zu unterwerfen und alfo eine Regierungs-Maßregel, 
wie 3. B. das fragliche Steuerausfchreiben, aus dem Grunde für 
nicht verpflichtend zu erklären, weil ſie zu ihrer Gültigkeit der ver: 
faffungsmäßigen Zuftimmung der Kammern bedurft hättet Ber: 
neint wird die Frage von Mittermaier ®) und Linde ). Bejaht da- 
gegen von Schmid 5), Jordan 6), Feuerbach 7), Pfeiffer ©), 
Zaharid °) und Brinfmann 20). Wir können uns mit Rüdficht 
auf die oben bemerkte Grenze zwiſchen Recht und Verwaltung, 
und in Rüdficht auf die Natur der richterlichen Thätigfeit, welche 


1) Pfeiffer, a. a. ©. ©. 262. — Mittermaier, im clio, Archiv, Bd. XVI, 
S. 306, f. 
2) Vgl. Pfeiffer, a. a. O. $. 19. — Minnigerode, a. a.O. S. 167 —- 170. 
3) Im Archiv für civ. Praxis, Bd. IV, ©. 334. 
4) Daſ. Bd. XVI, ©. 303 ff., und in der Zeitſchrift für Civilrecht und 
Proceß, Bd. VII, ©. 49, f. 
5) Deutfches Staateregt, 8. 75 u. 76, 
6) Im Archiv für civ. Praris, Bd. VII, ©. 214. 
7) Die Gerichtöverfaffung eines conftitutionellen Staates, Bann fie durch 
Verordnungen abgeändert werben? Nuͤrnberg 1830. 
8) Praktifche Ausführungen, 8b. IN, &. 279 f. 
9) Im Archiv für civ. Pr., Bd. XVI, &, 165, f. 
10) Wiſſenſchaftlich prakt. Rechtskunde, Bd. L, ©. 1. 
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überall ein Geſetz im weiteren Sinne, d. 5. eine gültige 
Rechtsnorm vorausſetzt und in Anwendung zu ‚bringen hat, 
nur der legtern Anficht anfchliegen. Die Gründe gegen die Com— 
petenz der Gerichte, wie fie von den Gegnern, namentlich Linde 
geltend gemacht werden, find hauptfächlich folgende: — 

1) weil noch fein allgemeiner Begriff von Gefek im Gegen: 
fa von Berordnung aufgeftelt fei._ Diefer Grund beweift zu 
viel; denn auch Die Begriffe von Recht und Verwaltung find bie 
jetzt bloß wiſſenſchaftlich aufzuftellen gefucht worden, und doch 
muß diefen Begriffen praftifche Folge gegeben werben, namentlich) 
bei Ausfcheidung ber gerichtlichen Zuftändigfelt. ' 

2) die Rechtswiſſenſchaft habe die Ausprüde: Geſetz und 
Verordnung häufig gleichbedeutend gebraucht. Diefer Einwand be- 
weift wenigftens nichts für Diejenigen Staaten, wo zwifchen beiden 
verfaffungsmäßig unterjhieden wird, wie z. B. in dem hannöver: 
ſchen Grundgefege $. 85 — 89. 

3) wenn nad) der Repräfentativ-Verfaffung eines Landes 
Gelege nicht ohne Zuftimmung der Stände erlaffen werben bür- 
fen, fo fet dadurch den letztern Feine gefeßgebende Gewalt, noch 
ein Antheil an dieſer zugefprochen, fondern nur eine befehränfenbe 
Form der’ Geſetze feftgefegt worden, Allein die Form ift bei et= 
nem Gefege nicht Nebenfache; das Geſetz ift vielmehr nur durch 
feine Form (Geſetzesform); und daß die ftändifche Verabſchiedung 
in Beziehung auf den ganzen wefentlichen Inhalt eines allgemei: 
nen Gefebes, insbefondere aber zur Ausfchreibung einer Steuer 
nothwendig fei, ift in dem hannöverfchen Grundgefege $. 85 und 
145 mit Haren Worten ausgefprochen. 

4) das Gefchäft der Richter beftehe nur in‘ Subfumtion des 
Factums unter das Geſetz. Allein wo Fein Gefeg ift, kann aud) 
von einer Unterordnung unter daffelbe nicht die Rede fein. Die 
Borfrage für den Nichter bleibt daher immer die: ift eine gültige 
Rechtsbeftimmung vorhanden oder nicht? Und in jehr vielen Päl- 
len von Rechtsftreitigfeiten tft die hauptfächliche Prüfung bes 
Richters gerade darauf gerichtet: Was ift Geſetz? 

5) der Richter greife in Die Souverainetät ein, indem er 
‚ die Befugniß des Souverains zur Geſetzgebung in’ Zweifel ziehe 
und ſich über feine Verordnungen ftelle; allein auch die Prüfung 
einer Verordnung aus dem verfafjungsmäßigen Standpunfte ift 
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eine Subſumtion unter das Geſetz, naͤmlich unter das Verfaſ⸗ 
ſungsgeſetz, und wenn der Richter, wie er ſchuldig iſt, dieſe vor⸗ 
nimmt, und in deſſen Folge eine Verfügung, die nicht Geſez iſt, 
ale Nichtgefeb betrachtet, maßt er ſich Feine Souverainetät an, 
fondern er hält ine Gegentheil dieſe in on wichtigſten Rechte, 
dem der Gefepgebung, aufrecht. 


8.4. Welche Klagen ftehen den Untertanen gegen eine nes 
fegwidrig bandelude Obrigfeit zu? 


Sept nad) dem eben ($. 5) Ausgeführten eine Obrigkeit fich 
durch verfafiungswidrige Thätigfeit insbefondere durch Beihülfe 
für Eintreibung einer verfaffungswidrigen Steuer allerdings einer. 
gerichtlichen Verfolgung aus, fo fragt es fih nun: welche Klage ' 
würde fie in dieſem Falle zu beforgen und welcher Schugmittel 
gegen diefelbe würde fe fich zu verfichern haben? 

Wir laſſen bier bie Berfolgung auf dem ftrafgerichtlichen 
Wege, welche im Falle von Dienftverlegung oder Dienftwidrigfeis 
ten Remotion oder Dienftentlaffung des fchuldigen Dieners zur 
Folge haben kann, insbejondere den Ball einer Anklage durch Die 
competente Ständeverfammlung, welche jedoch einzig und allein 
gegen den die Steuer ausfchreibenden Departements-Vorftand zu= 
läffig ift, bei Seite, und reden nur von dem cioilrechtlichen Wege, 
welchen die durch unbefugte Steuerbefchreibung und Steuererhe- 
bung unmittelbar in ihren Bermögensrechten beeinträchtigten 
Staatsunterthanen wählen koͤnnen, um im alle geleifteter Zah⸗ 
fung oder durch die Steuet-Eperntion erlittener jonftiger Beſchaͤ⸗ 
bigung ſich zu regreſſiren. 

Daß. die Eivilgerichte die Ausführung obrigfeitlicher Befehle 
unmittelbar hindern können, müſſen wir, obgleich ed gemein- 
rechtlich zweifelhaft ift, nad) Hannöperfchem Rechte *) beftimmt in 
Abrede ziehen. Wenn es nämlich gleich confequent wäre, anzu: 
nehmen, daß in Fällen, wo auf dem Staatsverbande beruhende 
Rechte und Pflichten der Staatsregierung nicht vorhanden find, 
durchaus nur ein privatrechtliches Verhältniß ftattfinde, in wel- 
Hem die Staatögewalt nicht unmittelbar in Wirffamfeit gefebt, 


en 





9 G.⸗G., $ 37, Abſatz 4. 


— 
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fondern die Anwendung oder Beihülfe derfelben nur in dem Wege 
verlangt werben kann, welder dem Staate für privatrechtliche 
Berhältniffe aberhaupt vorgezeichnet iſt, wie namentlich, wenn 
ein Staatödiener den ihm von der Regierung ertheilten Auftrag 
überfchreitet, oder wenn die Regierung felbft dem untergeordneten 
Diener einen ihr nicht zuftändigen Auftrag ertbeilt 2), oder Daß 
doch wenigftens unmittelbarer Schug gegen eine unerlaubte polis 
zeiliche oder finanzielle Verfügung, gleichfam als eine reine Privat⸗ 
handlung , bei dem ordentlichen Richter zu fuchen fei: fo ift doch 
in dem Hannöverfchen Grundgeſetze beftimmt ausgefprochen: bie 
Berichte Fönnen in ſolchen Fällen die einftweilige Ausführung 
von Berfügungen der Berwaltungsbehörden nicht hemmen. Nur ber 
Strafrichter fönnte allenfalls einen folchen Erfolg mittelbar dadurch hers 
beiführen, daß er den öffentlichen Diener wegen eines verfaffungswidri⸗ 
gen Beginnend der angeführten Art, als einer Dienftverlegung in 
Unterſuchung und Strafe zieht; dagegen kann der Cwilrichter Die 
Handlungen der ihm coorbinirten Adminiftrativ:Behörde nicht aufs 
halten, oder wie dieß von den Reichögerichten zuweilen geſchah, 
Inhibitorien dagegen erlaffen. Aber es bleibt dem dadurch tm ſei 
nen Rechten verlegten Staatsbürger der Recurs an den Richter 
auf Entſchäädigung und Wiedererſtattung 2). 

Zweifelhaft fcheint e8 auf den erften Anblid, gegen wen 
diefe Entſchaͤdigungsklage zu richten fei, ob gegen die Perſon bes 
obrigfeitlichen Dieners, ob gegen die betreffende Behoͤrde als Be 
he oder gegen bie Staatscaffe? , 

Richtig fagt Gönner 2): 

„In Dienftfachen handelt der Staatsdiener nicht als * 
vatmann, nicht in ſeinem Namen, ſondern aus Auftrag der 
Staatsgewalt.“ 

Woraus folgt, daß” der Staat den angeſtellten Diener in 
Anfehung feiner Amtshandlungen zu decken, zu vertreten hat. 
Aber auch Gönner, welcher den Beamten nichts vergibt, fügt bei: 


N Meifterlin, a. a. O., S. 79 u. 80. 

2) Grundgefeg, §. 37, — ———— a. a.O. ©. 182. — Meiſteruin, o. 
a. a. O. ©. 84. 

3) Vom Staatsdienſte, 8. 90. 


n 
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„in ſoweit, als ex feiner Inſtruction ober feiner Dienſtpflicht 

nicht nachlebt, Tanner verantwortlich fein. “ 
Und diefe Modification fcheint allerdings nothwendig, ſowohl nach 
allgemeinen Grundfägen, als auch nad) dem hannöverjchen Grund: 
gefehe. Bereits oben ift bemerft worden, Daß der öffentliche Die- 
ner, Welcher feinen Wirfungsfreis überfchreitet und gegen Die Ver⸗ 
faflung oder offenbare Gefege handelt, damit aus dem öffentlichen 
Rechte heraustrete umd perfönlich verantwortlich werde. 


Die flimmt auch mit den civilrechtlichen Orundfägen des 
Mandass überein, wonadh dad Staatödienftverhältnig häufig 
beurtheilt wird. Cine unfittliche oder den Rechten Dritter entgegen- 
ftehende Handlung fan nämlich nicht Gegenftand der Bevollmaͤch⸗ 
tigung fein; denn hierzu ift der Bollniachtgeber felbft nicht befugt, 
er kann alfo auch einen rechtlich wirffamen Auftrag Dazu erthei- 
len; und verrichtet der Beauftragte dennoch die Handlung und 
wird er dafür in Anfpruch genommen, fo hat er feine Mandats⸗ 
flage gegen den Auftraggeber, ſelbſt wenn dieſer denfelben für 
jeuen Tal ausdrücklich zu entfchäbigen verfprochen hätte 2). Dem 
Staate aber, deſſen Gefege durch einen folchen Auftrag (mandatum 
‚rei turpis) übertreten worden, find beide Theile zur. Strafe, und 
dem Dritten, welcher dadurch verlegt worden, zur Entſchädigung 
in solidum verbunden. Es fteht daher in der Wahl des Dritten, 
den Auftraggeber oder den Beauftragten zuerft zu belangen ). 
Wäre hiernach im Namen des Staats eine Handlung vorgenom:- 
men, für welche in den Geſetzen defielben Feine Ermächtigung zu 
finden ift, fo koͤnnte Die Verantwortung nicht auf die. moralifche 
Perſon des Staats überwälzt werden. Alfo würden rechtswidrige 
Schadenszufügungen im Amte immer nur eine Veranhvortlichkeit 
nes Staatspienerd in feiner Perſon begründen und der Staat 

bliebe dießfalls ganz außer dem Spiele. Dieß nehmen auch als 


1) J. II. 17. (de mandato) $. 7. — D. XVII. 1. (Mandati) fr. 6. $. 3. 
fr. 22. $. 6. — XLVI. 1. (de fide jussoribus et ınandatoribus) fr. 

70.8.5. 

2) D. XLIM. 24. (quod vi ant clam) fr. 5. $.14.— D, XLVII. 10. (de 
‚iojurüs) fr. 11. $. 3. fr. 15.8.8. — C. IX. 2, (de accusationjbus) 
const. 5. — Gluͤk, Erläuterung der Pandekten, Wh. XV. $. 953. 


Hannoͤverſche Verfaffungsfragen. 474 


Kegel an Mittermaier %) und Heffter ). Allerdings wenn | 
man auch den Grundſatz annimmt, welcher nicht bezweifelt wers 


den follte 2), daß wenn der Beamte in amtlicher Eigenfchaft hans 
delt, der Regent, beziehungsmeife der Staat felbft, durch feine des 
Beamten Berfon thätig fei und deshalb jeden von demjelben ger 
ftifteten Schaden erfegen müfle: fo folgt daraus noch nicht, daß, 
wenn der Beamte feinen amtlichen Wirfungsfreis überfchreitet und 
die ihm anvertrauten Hoheitsrechte mißbraucht, der Staat gleiche 
falls dafür einzuftehen habe. Bielmehr wird der Beamte, indem 
er biefes thut, ſtrafbar, und auch um die Entſchaͤdigung der Vers 
lebten aus der ihm fremden Handlung hat der Staat, falls 
man die Mandatsgrundfäge hierher bezieht, ſich nicht zu beküm⸗ 
mern. Auch wenn man die Lehrfäge von den Gemeinheiten (uni- 


versitates) anwendet, fommt man zu demfelben Refjultate, indem 


durch die Gefchäfte der Gemeinheitsworfteher, falls fie dem Auf⸗ 
trage der Gemeinheit nicht gemäß find, das Ganze ausnahmsweiſe 
nur infofern verpflichtet wird, als eine Nutßzanwendung zum Bes 


ſten defielben erwiefen werden kann *). Indeſſen zeigt ſich die- 


firenge Anwendung dieſer Grundfäte, wonach dem Beſchädigten 
ein Recurs an den Staat in den meiften Fällen von Amtsverle⸗ 
tzungen abgefchnitten wäre, unbillig und unpaffend fchon in det 
Hinfiht, weil der Einzelne der materiellen Gewalt des Staats; 
auch wenn fie ihn verlegt, nicht immer fich entziehen Tann und 
darf, und weil, falls der Beamte, wenn auch unter Vieberfchreir 


tung feines Bereichs, mittelft feiner Amtsgewalt (vi oflicii) Ein« 


zelne beichädigt, eben Ddiefe ihm von dem NRegenten Ramens des 


Staats verliehene Gewalt wenn auch nicht de jure, doch de facto 


der Grund oder das Medium ift von der Beſchädigung. Man 
wird daher, wenn es überall nothwendig ift, privatrehtliche Ana- 
Iogten zu gebrauchen, nicht ſowohl die allgemeinen Grundfäge vom 
Mandat, als vielmehr die befonderen Grundfäge von. der exer- 
eitoria und institoria actio , aus welchen auch jene theilweiſe ab- 


1) Civ. Archiv, Bi IV. ©. 321. 

2) Beiträge zum beutfchen Staats» und Fürftenrecht, 1. rg. ©. 162. 

3) ©. jedoch Heffter, a. a O. 

4) D. IV. 3. (de dolo malo) fr. 15. $. 1. — Xil. 1. (de rab. ——— fr. 
27. — XLill. 16. (de vi et vi arm.) fr. 4. 


4 
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gezogen find, zur Hülfe nehmen müffen, wonach es Dritten ge: 
ftattet iſt, auch im Falle unerlaubter, nicht im Auftrag liegender, 
Handlungen des Schiffs- oder Geſchaͤftsführers (magister navis, 
institor) fich jener Rechtsmittel gegen den Herrn zu bedienen, wos 
fen die Handlungen mur bei Ausübung ihres Geſchafis be⸗ 
gangen worden 2). Hiernach würde die Klage gegen den Staat 
aus factis illicitis des Staatsdieners oder eines, Staatshoheits⸗ 
rechte wahrnehmenden, Corporationsdieners in bem- Falle geftattet 
fein, wenn biefer ſich Diefelben bei Ausübung feines Amtes und 
unter der Auctorität deſſelben fchuldig gemacht hat, und man fäme 
fomit auf den Grundſatz zurüd: factum ministri faclum principis, 
wonad der Staat für die von feinen Dienern von Amtswegen 
begangenen Berlegungen dem Berlegten Erfah zu leiften hat, ohne 
daß hierbei der höhere oder geringere Umfang der ihnen eingeräums 
ten Gewalt oder der Umſtand in Betracht kaͤme, ob diefelben vom 
Regenten unmittelbar oder durch einen andern hierzu ermächtigten 
Staatöbeamten beftellt oder beftätigt worden 2). Nur wird man, 
wie einer Seits der Staat allerdings die Pflicht bat, die Hand» 
tungen feiner Diener gegenüber von Dritten zu vertreten, die da⸗ 
durch unfchuldig in Schaden gelommen find, hinwieder demfelben 
das Recht geben müflen, ſich an feinen Dienern zu regreſſiren, 
falls nicht etwa ein befonderer Verpflichtungsgrund für ihn vor: 
handen fein follte, wie namentlich, wenn der Beamte ex jussu 
gehandelt oder in rem versio hinzugefommen if. Daß im erften 
Falle der Staat durchaus, im lebteren aber in.fo weit hafte, als 
die Berwenbung gefihehen (in quantum ad rem publicam pervenit), 
wirb- felbft von denen anerfannt, welche re. die Verpflichtung des 
Staats fehr befchränfen ?). 


- Die Golgerungen aus dem Siherhzen für bie vorliegende 
Frage find folgende: 

1) Die Civilklage, welcher eine Obrigfeit im Königreiche Han: 
nover durch Beihülfe für Erhebung verfaffungswidriger Steuern 
gegenüber von den zu Folge diefer Beihülfe leiſtenden Eontribuens 


1) Glaͤk, a. a. O., 8b. XIV. ©. 193. 47. 
2) Pfeiffer, Prakt. Ausführungen, Bd. U. ©. 368, f. 383. 
3) Mittermaier, a. a. O. — Heffter, aq. % O., S. 163. 
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ten ſich ausſetzt, iſt eine von der Thatſache der Verletzung herge⸗ 
leitete perfönliche Klage auf Entſchädigung (actio in factum), 

2) Object diefer Klage ift voller Schadenerfad oder das 
ganze Intereſſe des Verletzten (id quod interest), alſo zunächſt der 
rechtswidrig entzogene Steuerbetrag ſelbſt. Ebenfo werben die 
Stenerpflihtigen, falls fie durch obrigfeitliche Verfügungen fonft 
an ihren Rechten einen fchäßbaren widerrechtlihen Schaden (dam- 
num injuria. datum) erleiden follten, namentlich in Folge obrigfeits 
licher Executions-Mandate, mit demfelben Rechtsmittel oder nach 
Umftänden mit der Klage exlege Aquilia diefen Nachtheil einfors 
dern können. 

3) Die Steuerpfliditigen oder deren effionare Tönnen eben 
fowohl folidarifch gegen den Staat (Staatscaffe, fiscus), als ges 
gen die verlegende Verwaltungsbehörde ihre Klage richten, Letzteres 
jedoch nur in fo lange, als der betreffende Beamte im Amte ift, 
da für den Nachfolger als ſolchen Keine Verbindlichkeit vorliegt, 
unerlaubte Handlungen feines Vorfahren zu vertreten. Die Klage 
wider die verlegende Verwaltungsbehörbe trifft nämlich effectiv die⸗ 
jenigen obrigfeitlichen Diener, welche dieſelbe befleiden, alfo wenn 
gegen den Magiftrat zu Osnabrüd geflagt wird, die Mitglieder 
diefes Magiſtrats, und es unterfcheidet ſich fomit diefe Klage nicht 
wejentlid) von einem gegen die Perfon der Diener felbft gerichteten 
Rechtsmittel, wiewohl die Kläger allerdings Gründe haben können, 
diefe Diener in ihrer Amtseigenfchaft, worin fie gefehlt haben, 
zu belangen, und nicht. in ihrer SPrivateigenfchaft, fei ed auch 
nur um die Paffiv-tegitimation zu erleichtern. Daher wird au 
in dem Grundgefeße ($. 37) blos unterfchieden zwilchen einem 
Rechtsanſpruche gegen den Staat oder die DD ullangabehorDEn, 


8.5. Welche Schugmittel ftehen einer Obrigkeit wider 
gerichtliche Klagen ber Unterthauen au ? 


. Was bie rechtlichen Schupmittel beirifft, wodurch Die belangte 
Obrigkeit gegen die vorgebradhten Klagen fich zu verfichern vers 
möchte, fo können wir folgende anführen: 

1) Wenn die Untergebenen nicht in Folge einer Beihülfe Bir 
ihnen zunaͤchſt vorgefegten obrigfeitlichen ‘Behörde, fondern aus 
eigenem Antriebe (proprio motu) dem höheren Befehle Folge lei⸗ 
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ſten, z. B. die bisherigen oder neu ausgeſchriebenen verfaffungs- 
widrigen Steuern bezahlen, ſo kann nicht jene, ſondern nur die 
höhere Behoͤrde regreßweiſe deshalb in Anſpruch genommen wer⸗ 
den. Doch würde die Obrigkeit, wenn ſie einmal für die betref⸗ 
fende Steuer thätig geweſen, jene Thatſache als ihre Exception 
zu beweiſen haben, indem theils nur unter Vorausſetzung jener 
rechtswidrigen Beihülfe Die Steuererhebung möglich geweſen, theils 
wenigſtens die Vermuthung dafür iſt, daß im Vertrauen auf die 
vbrigkeitliche Mitwirkung und unter Rüdficht auf das obrigkeitliche 
Anſehen die Steuer bezahlt worden. 

2) Wenn die Steuer in die öffentliche Caſſe gefloſſen if, fo 
fteht es nicht in der Willfür der Zahlenden‘, die Staatscaſſe oder 
die Steuerbehörde oder die mitwirkende Ortsobrigkeit zu belangen; 
vielmehr können die beiden letzteren vermittelt der Einrede der 
Borausflage (exc. excussionis) verlangen,‘ daß erft die Staats» 
cafe angegangen werde, und nur fofern die Klage wider Diefe 
fruchtlos oder außer ber rechtswidrig abgeforderten Steuer noch 
ein anderer Schaden durch die Obrigkeit principaliter geftiftet fein 
ſollte, wäre ſolche als Haftend zu betrachten. Dagegen würde bie 
Obrigkeit aus dem höheren Befehle zur Vornahme der Steuerges 
Ichäfte, insbeſondere zur Steuerbeitreibung, Feine rechtliche Einrede 
haben, fofern das Stenerausfchreiben nach dem früher Ausgeführs 
ten nicht in verfaffungsmäßiger Form erlaffen, alſo auch für die 
untergebenen Beamten ohne Wirkung fein ſollte. 

3) Endlich fragt es ſich, können Schritte, welche die betreffende 
Dbrigfeit zum Schuße der Verfaſſung geihan hat, insbejondere Vors 
ftellungen bei der höheren Behörde wider Den verfafſungswidrigen 
Befehl, derſelben zur Entſchuldigung gereichen, falls ſie nachher 
dennoch dieſem Folge geleiſtet? Allerdings würden jene Schritte, 
falls es ſich von einer Strafanklage wegen Dienſtvergehen han: 
delte, den Quärenten zu Statten kommen, indem Daraus hervor⸗ 
geht, daß ſie weder doloſer noch culpoſer Weiſe zu Vernichtung 
des Grundgeſetzes oder zur Aufrechthaltung des auf: dieſe Ver⸗ 
nichtung gegränbeten verfaſſungswidrigen Zuſtandes mitgewirkt, viel⸗ 
mehr in ihrer Sphäre Alles gethan haben, was ven einer recht⸗ und 
friedliebenden Obrigleit erwartet werben konnte. LAllein, um gegen 
eine Civilklage einzelner Beſchaͤdigten gedeckt zu ſein, dazu würden, 
falls fie eine verfaſſungswidrige Handlung durch ihre positive Mit⸗ 





——— — — 
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wirkung nunterftüßten, weber ihre Vorſtellungen bei Töniglicher Ne» 
gietung, noch ihre Schritte bei Dem deutſchen Bunde hinreichen, ins 
dem, wenn auch ungerechte Handlungen der Obern von den Unter 
geordneten nicht zu verhindern find, doch Diefen wenigftend nicht eine 
directe Mitwirkung zu offenbar geſetzwidrigen a oder Deren 


Wollziehung geftattet fein kann. 


Auch daß die Stemerbefchreibungen in Hannover noch bis Ende 
bes Juhrs 1838 nach dem Geſetze nom 21. October 1834 vorgenom⸗ 
men worden, kann heran nichts ändern, da, wenn fon vom 
4. Juli 1838 an Feine verfaffungsmäßige Steuer mehr in Hannover 


- bewilligt war, gleichwohl durch einzelne obrigfeitliche Handlungen 


der Anfpruch der Untertbanen auf das Staatögrumdgefeh und das 
Widerſpruchsrecht derſelben gegen eine verfaffungswinrige Steuer . 
nicht verloren gehen konnte. 

Ebenfo ergibt ſich aus dem früher Angeführten von felbft, daß, 
wenn aud) Die im vorigen Jahre umd neuerdings wieder bernfene 
Berfammlung von fogenannten Ständen abermals zufammıentreten 
würde, Diefe fortgefebte Verſammlung fo wenig wie bei ihrer erfien 
Zuſammenkunft verfaffungsmäßige Steuern verwilligen oder an dem 
forthin gültigen Grundgeſetze Abänderungen rechtöfeäftig genehmigen 
fönnte, da eine unzuftändige Ständeverfammlung eine fländifchen 
Rechte Hat oder ausüben kann, alfo auch nicht Diejenigen Rechte, - 
welche das Grundgefeg den gültigen Ständen verleiht, zu deren Aus- 
übung vielmehr einzig und allein die grundgefeglichen Stände be 


rufen find. 


Das Rechtsverhaͤltniß des Ortsvo tftehers ober feines Stell⸗ 
vertreterd gegenüber von Dritten ift in der Hauptfache Fein anderes, 
als das jedes obrigfeitlichen Beamten. Indem er Rechte der Staats: 


gewalt für fich allein auszuüben hat, fteht er als Ortsvorſteher ein, 


wenn er fie auf gefeg = oder verfaffungswidrige Weife handhabt. 
Indem er aber diefelben in Gemeinfchaft mit dem Drtsmagiftrate aus⸗ 
zuüben hat und ausübt, theilt er die Veranwortung mit den Dit: 
gliedern des Magiſtrats, welcher in diefem Falle als Ganzes (colle- 
gium) in Betracht kommt, wenngleidy für unerlaubte Handlungen 
des Eollegiums Diejenigen Mitglieder zulegt nicht einzuftehen haben, 
welchen feine Schuld dabet zur. a fallt *). — die rechtlichen 


*) Thibaut, Pandektenrecht, $. 134. 
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Vertheidigungsmittel des Ortsvorſtehers find ganz dieſelben, wie 
die eines andern öffentlichen Dieners, und wenngleich nicht zu vers 
kennen ift, daß die moralifche Verantwortlichkeit Doppelt groß anf 
demjenigen- haftet, welcher mit dem Volle in unmittelbarer Berüh- 
. zung fteht, und duch) fein Anfehen und feinen Einfluß bei einer 
großen Gemeinde viele Handlungen Einzelner in feiner. Gewalt hat, 
die weniger gewohnt find, felbft zu prüfen, ald gewiffen Autoritäten 
zu folgen, fo Fünnen wir Doch auch ihm nicht anders rathen, als 
was Leyſer *) von der Pflicht des Staatsdieners fagt: 

„quamdiu spes aliqua adest, fore, ut monita sua apud prin- 

cipem pondus habeant,, timor offensionis et morlis quoque 

negligendus est.” | | | | 
Und wenn aud) feine Hoffnung vorhanden fein follte, der mit 
wenigen Ausnahmen wohl allgemein in Deutfchland gehegten Ueber⸗ 
zeugung von der Gültigkeit des Staatögrundgefehes und der Unftatt- 
haftigfeit feiner einfeitigen Aufhebung apud principem Eingang zu 
verichaffen, fo kann e8 doch unter Umftänden Pflicht des Beamten 
nicht nur gegen fich felbft, fondern auch gegen das Gemeinweſen fein, 
die befleivete Stelle, obgleich Duelle vieler Unluft und Kränkung, 
beizubehalten, ftatt fie, wie er bei beharrlicher ungeſetzlicher Zumu⸗ 
thung allerdings befugt wäre, nieberzulegen, und ſich jene Ruhe zu 
gönnen, welche der wohlnerdiente Lohn Langer Anftrengungen iſt. 





) Spesim. 570. med. 15. 


Ueber 
dominium directum und utile. 


Bon 


Dr. Ludwig Duncker, 
Syndicus der Univerfität Marburg. 


I. Berfchiedene Anfichten. 


8. 1. " 


Die deutfchen Juriſten find von jeher von der Anficht ausge: 
gangen, daß das Eigenthum dem vaterländifchen Rechte ftets be- 
fannt, und daß das deutſche Eigenthum von dem römifchen im 
MWefentlichen nicht verſchieden geweſen ſei. Die Anmwendung der 
tömifchen Grundfäbe fiber Eigenthum fand in Deutfchland daher 
um fo weniger eine Schwierigfeit, als man ſchon im römifchen 
Rechte die Unterfcheldung in dominium directum und utile bei der 
Emphyteufe zu finden glaubte ?), nach welcher Analogie man die 
urfprünglich deutſchen Inftitute der Lehen- und Colonatgüter unbe- 
denflich beurtheilte. Zwar wurde ſchon früh von dem Standpunfte 
des römifchen Rechtes aus jene Unterfcheidung von den ausgezeich⸗ 
netften Suriften verworfen 2), allein von der Mehrzahl fortwährend 
feftgehalten, ungeachtet e8 nimmer gelingen wollte, über Die Natur 
diefes getheilten Eigenthums zu einer Klaren Anficht zu gelangen °). 


1) Voet, Comm. lib; 6, tit. 1, $. 1. — Lauterbach, Coll. theor. pr. 
lib. 41, tit, 1, 8. 4. 

M Thibaut, Verfuche, Th. 2, Abh. 3, im Anf. 

3) Bei der Afterbelehnung reicht die einfache Eintheilung nicht aus, es 
wird vielmehr eine Potencirung des dom. dir. und utile nothwendig; 
ber Oberlehensherr hat naͤmlich das dom. dir. proprium (dom. dir. ma- 
Jus), der erſte Vaſall diefem gegenüber das dom, ut. superius und dem , 

Zeitſchrift f. d. deutſche Recht. 2.8. 1. 12 
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Da die Erfolglofigfeit des gegen die Spaltung des Eigenthums in 
“ein dominium directum und utile erhobenen Widerfpruches in der, 
wenig gelungenen Begründung zu liegen fihien, jo unternahm es 
TIhibaut, einen befferen Beweis als feine Vorgänger zu erbringen, 
indem er nicht nur die Unverträglichkeit diefer Eintheilung mit den 
Grundfägen des römifchen Rechtes, fondern auch die Entftehung 
derfelben aus einer mißverſtandenen Terminologie dei Gloſſatoren 
darthat. Darin wird nun Thibaut auf die Beiftimmung aller 
. Suriften rechnen Tönnen, daß vom Standpunkte des römischen 
Rechtes, aus, die herrſchende Anſicht über dominium directum und 
utile nicht gerechtfertigt werden kann, aber ebenſo gewiß ift es, daß 
damit noch nicht Die Frage entfchieden ift, ob nicht in dem heutigen 

"Rechte jene Eintheilung beftehen fönne ). Thibant geht nämlich 
von der Borausfehung aus, daß das römifche Recht in der Lehre 
vom Eigenthum unverändert bei ung recipirt ſei. Sowie aber das 
römische Recht in vielen Materien durch die abweichenden Anfichten 
des einheimifchen mancherlei Abänderungen erlitten hat, fo ift es 
auch wenigſtens nicht unmöglich, Daß die Eintheilung in dom. dir. 
und utile im deutfchen Recht wohl begründet geweſen fei, und ſich 
gegen den Widerfpruch des römifchen um fo eher behauptet habe, 
als gerade. diejenigen Verhältniffe, bei welchen eine Theilung der 
im Eigenthume enthaltenen Rechte angenommen wird, dem roömiſchen 
Rechte, mit Ausnahme der Emphyteuſe und Superficies, fremd find, 
Um bei-diefer Streitfrage zu einem für das heutige Recht brauchbaren 
Refultate zu gelangen, tft daher zu unterfuchen, ob das einheimifche 
Recht das Eigenthum in einer andern Bedeutung, als das römifche 
Recht, aufgefaßt, und nad feinem Begriffe eine Theilung in dom. 
dir. und utile zugelaffen habe, worauf erft, wenn ſich dieſes ergibt, 
die weitere Frage zu beantworten bleibt, ob fich dieſe Eigenthümlich 
feit des deutfchen Rechtes dem tömifchen sale erhalten habe, 
oder nicht. 


Aftervafiilen gegenüber das dom. dir. improprium (dom. dir. minas 4. 
subalternatum) ; der Aftervafall bat das dom. utile inferius. (Schil- 
ter, Cod. jur. feud. p. 118, $. 3 u. p. 204; de Puchoitz, De 
feudis Bohemieis, dies. 2, $, 12 u. oonel. 75 bei Jenichen, Thes, 
"Jia. Tand. ©. 3, p. 596, 323.) Bei jeber weitern a u ver⸗ 
viecfaͤltigt ſich nen auch das getheilte Eigenthum. 
Befeler, Erbverte. = 1,8 75 fı 
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Dieſer Weg tft zuerft von Bollgraff eingeſchlagen worden, 
und hat denfelben zu dem Refultate geführt (5.40), daß die Deut⸗ 
ſchen vor Einführung des römischen Rechtes Feinen Begriff vom rö⸗ 
miſchen Eigenthum gehabt hatten 2), und daß ihr geſammtes Sa⸗ 
chenrecht (wen man anders dieſen Ausdruck hier gebrauchen dürfe,) 
auf verbürgtem (gewährtem) Befig beruht, alfo an der Perfon 
geklebt habe. Zur Begründung feiner Behauptung führt Boll 
graff viele Stelfen- des fächftfchen und ſchwäͤbiſchen Landrechts an, 
aus denen folgende Refultate und Beweiſe hervorgehen ſollen: ’ 

a) das Wort Gewere bedeute zunächft und vorzugsweife nichts 
als Förperlichen Bells (S. 49); 

b) diefer fei zugleich die naͤchſte Schugwehr (Gewähr) alles. 
Beſitzthums; er fei gewifiermaßen als heilig betrachtet worden, und 
habe die Stelle des fehlenden Staatsſchutzes vertreten; 

c) bei Beräußerungen von Gütern habe man ftetS nur feinen 
förperlihen Befig auf den Andern ‚übertragen. Bei Streitig- 
feiten über Beſitzthümer feien nur die nächtten Anlieger und Dorf: 
bewohner als Zeugen zugelafien worden, weil nur fie Zeugniß über 
die Thatſache des Befibes hätten geben können. Ein SBetitorium 
habe man nicht gefannt, fondern das Poſſeſſorium habe über das 
Ganze entfchieven; 

d) durch die bloße Beſitzübergabe * den Beſitz der Sache bin⸗ 
nen Jahr und Tag ohne Widerſpruch der Erben ſei die Sache zur 
eignen geworben; . 

e) mit diefer dem Befiße beigelegten Wichtigkeit ftehe das [chwär 
bifche Landrecht, nach welchem es bei Orundftüden, die man durch 
tichterliches Erfenntniß oder Erbrecht erwerbe, der Uebergabe nicht 
bebürfe, nicht im Widerfpruche, da im erften Falle die gerichtliche 
Einweiſung genügt habe, und im zweiten die Gewere des Erblafjers 
dem Erben zu Statten gefommen fei. 

Berner behauptet Wollgraff (S. 92 f.), der alte Ausdruck 
Eigen ſei irrthümlich für Eigenthum geuommen worden und mit 
dominium und proprietas für identiſch erklärt; ans Dem — und 





1) Reviſion verſchiedener teutſch⸗rechtl. Theorien, Veilagenheft zum 9. 80. 
des Archivs f. d. civ. Praxis. 
S. auch Zacharia, Der Kampf des Grundeigenthums gegen die Grund⸗ 


hertlichkeit, ©, 16 f 
12* 


4180 | Duncker: 


ſchwab. Landrecht gehe aber hervor, daß das Wort Eigen weiter 
nichts als ein abgeleiteter Begriff von der Gewere (Garantie, Per: 
tretung) fei; denn alles liegende But heiße Eigen, deſſen eigenet 
Gewähre man fer, fobald man e8 entweder Jahr und Tag in ruhi⸗ 
gem Befige gehabt habe, oder ale nächfter Erbe den Beſitz des Erb⸗ 
laffers daran fortfege. Die ausgedehnte Benupungsbefugniß , weldye 
im deutfchen Eigen gelegen babe (denn das Beräußerungsrecht fei 
wenigftens bei allen Erbgrundftüden fo gut wie verboten gewefen), 
fei nicht Ausflug eines bereits herausgebildeten Begriffes son domi- 
nium, fondern ‚lediglich Folge jener charakteriſtiſch-deutſchen Frei⸗ 
heitögrundfäge, jener Gefeglofigkeit, Undefchränftheit und Unge⸗ 
bundenheit gewefen, worin Die Deutichen von jeher ihre wilde Frei⸗ 
heit erblickt, und begreifficher Weiſe zunächft auf Die Benutzung ihres 
Befisthums fibertragen hätten. Darin liege nun die Wohlthat der 
Einführung des römischen Rechtes, daß es in Deutfchland ein Eigen- 
thum gefchaffen Habe, deffen Ausübung nicht von der Berfönlichkeit, 
dem Range und Stande des Inhabers abhängig, deſſen Veraͤuße⸗ 
rung nicht an die Zuftimmung der Erben gebunden fet. 

Bollgraff unterfucht darauf, welche Rechte der Leihemann 

an dem ihm geliehenen Gute gehabt habe, und gelangt (8.95 f.) 
zu dem Refultat: 
1) „daß nichts irriger und unlogifcher fein fonnte, als die Rechte - 
eines, bloß mit einigen wenigen Nutzungsrechten Belichenen mit 
dem Ramen eines dominii utilis zu belegen, theils weil die Teutfchen 
bis in's 16. Jahrhundert gar nichts von einem römifchen dominio 
oder von proprietas gewußt haben (denn man wat wohl unume 
fchränfter Nugnießer des Eigen, aber über die Subftanz hatte man 
feine Beräußerungs-Befugniß), theils weil ein widerrufliches und 
noch dazu befchränftes Nutzungsrecht doch unmöglich auch nur ana⸗ 
logiſch mit römiſchem dominio in Parallele geſtellt werben kann, 
ſo wenig wie die Klagen, welche einem Pachter zum Schutz feiner 
Pachtrechte zufommen, es geſtatten, aus biefen Klagen nun anf 
ein dingfiches Recht an oder zu dem Pachtgute zu folgern; 

2) daß mithin nicht allein deshalb, weil dieſes dominium utile 
ein bloßes Hirngefpinnft war, Der correlate Gegenſatz befielben, näm- 
(ih. das dominium directum wegfällt, ſondern hauptfächlich deshalb 
ganz reſſirt, weil die Teutſchen gar fein römiſches dominium 
bis zur Einführung des römiſchen Rechtes kannten und vermöge der 
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obigen Ausführung Tennen konnten.” Das Verhälmiß Des Leihe⸗ 
mannes zu dem ihm gelichenen Gute fo Iebiglich das eines Pach⸗ 
ters fein. - 

Im Allgemeinen ift hiergegen Folgendes zu bemerken: 

Mit dem Begriffe der Perſon ift auch deren Herrfchaft über die 
Außenwelt gegeben. Die Perfon ift nicht denkbar ohne dad Recht, 
in jede Sache ihren Willen zu legen und fie dadurch fid) anzueignen, 
fie zu ihrem Eigenthum zu machen. Die Formen aber, unter wel: 
chen das Eigenthum bei den einzelnen Völfern ſich zeigt, find ver: 
fchievden, indem fie durch die Individualität des. einzelnen Volkes 
bedingt werden, und daher wanbelbar, da auch dieſe nicht zu allen 
Zeiten diefelbe. bleibt. Das Ewige und Unwandelbare im Eigen: 
thum ift nur ſeine Nothwendigkeit. Man kann daher nicht die Grund» 
fäge über Eigenthum , wie fe ſich im römifchen Redyt gebildet haben, 
. als den Normaltypus anfehen, und jedem andern Herrſchaftsver⸗ 
hältnifje über Sachen, welches ſich abweichend hiervon bei einem 
andern Volfe gebildet hat, den Charakter des Eigenthums abfpres 
Gen. Die Unterfuchung über das Eigenthum bei einem Bolfe 
braucht deshalb nicht mit Beantwortung. der Borfrage anzuheben, 
ob es in der That ein Eigenthum gefannt habe, fondern wird durch 
die Darftelung der Natur ꝛc. eines vorauszufegenden Eigenthums 
vollſtändig erſchöpft. Wenn daher auch zugegeben werben Tann, 
daß der Begriff des römischen Eigenthums dem deutfchen Rechte 
urfprünglich fremd fei *), fo folgt daraus noch nicht, Daß man in 
Deutfchland das Eigenthum überhaupt nicht gefannt habe. Voll: 
graff’s Unterſuchung konnte aber fchon deshalb ihren Gegenfland 
nicht. erſchoͤpfen, weil fie nur auf das fächf. und ſchwäb. Landrecht 
Rüdfiht nimmt; denn die formelle Ungültigfeit der Volksrechte 


und Capitularien, welche zur Zeit diefer Rechtsbücher freilich fchon - 


längft vorhanden war, Tann das Zurüdgehen auf dieſe älteften 
Duellen bei der Darftelung der urfprünglichen Natur und genetifchen 


*) Ich weiß nicht, warum Wollgraff die Bekanntſchaft mit dem Bes 
geiffe des romiſchen dominium erft in das 16. Jahrh. fest, indem, ab⸗ 
gefehen davon, daß das rbmifche Recht ſchon feit dem 14. Jahrh. ein 
entſchiedenes Webergewicht über das einheimifche zu gewinnen begann, 
das römifche Recht in den germanifchen Reichen von jeher. belannt ge- 
weſen iſt. v. Savigny, Geſch. d. roͤm. R., ab. % 
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Entwickelung eines Inſtitutes nicht überflüffig — Juſonderheit 
kann die Bedentung des Rechtes, welches: der Leihemann an dem 
geliehenen Grundftüde hatte, aus jenen Rechtsbüchern durchaus 
nicht erkannt werden, da der Umfang dieſes Rechtes, welches ur⸗ 
fprünglicdy von der Gnade des Leiheheren abhängig war, anf feiner 
allgemeinen Regel beruhte, weshalb auch jene Rechtsbücher daſſelbe 
nicht abhandeln, ſondern gerabezu-erflären, e8 wegen feiner großen 
Berfchienenheit bei den einzelnen Herren übergehen zu müſſen *). 
So wenig man fih alfo der Mühe überheben darf, auf die älteften 
Neihtöquellen zurückzugehen, ebenjowenig darf man glauben, mit 
der Darftellung der Eigenthumsverbältniffe, wie fie in jenen Rechts» 
bächern vorkommen follen, die Unterfuchung befchließen und Das 
aus ihnen gewonnene Refultat mit den Grundſaͤtzen des römifchen 
Rechtes vergleichen zu Fönuenz vielmehr iſt gerade die Darflellung 
der Entwidelung der Eigenthumsverhäftniffe, wie fle fich nad) den 
Hofrechten ergibt, der unentbehrlichſte und folgenreichſte Theil 
der ganzen Unterſuchung. 

- Waͤhrend Eichhorn ?) die Anſicht, wonach man ſich das 
Eigenthum zwiſchen dein dominus directus und utilis getheilt denke, 
als dem Weſen des Eigentums widerſprechend verwirft, und die⸗ 
jenigen Berhältniffe, welche die Neuern unter Dad dominium utile 
ftellen,, nur als eine dem deutichen Rechte eigne Art des jus in re . 
gelten lafien will, halten Mittermaier?) und Maurenbredher*) 
dieſes durch einen entfchiedenen Gerichtsgebrauch eingeführte - 
getheilte Eigenthum, bei welchen zwei Perfonen ald Eigenthümer 
derſelben Sache betrachtet werden, im Anfehung welcher ſich ihre 
Brogrietätstechte wechjelfeitig befchränfen, für unfer heutiges Recht 
unentbehrlich 5 Das geiheilte Eigenthum Toll nad) den Grundſatzen 


. vom Eigenthum beurtheilt werden. 


Da der Widerfpruch,, in weichem das getheilte Bigenthum mit - 
den Grundſuͤtzen des römiſchen Rechtes fteht, jept allgemein zuge⸗ 


1) Vet. auct. de benef., c. 1, $. 131. Saͤchſ. Landr., Bud 3, 
Art, 42. Schwaͤb. Lehenr,, Gap. 115, 53. Schwäb, Landr., 
Gap. 48, 8. 45 Gap. 54, % 5 (ed. Senck.). 

2) Einleitung ıc., $- 160. ' 

3) Deuftſch. Privatrecht, 5. 156, 

4) Lehrb. des gem. u Rechts, $. 188. 
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geben wird, fo war der Verſuch vorausuſehen, für jenes eine 
folche Grundlage zu gewinnen, welche es moͤglich machte, Theorie 
und Praris in Einklang zu bringen; denn Der Zwiefpalt zwifchen 
beiden tft Doch gar zu auffallend, da das getheilte Eigenthum ber 
Praris Dem theoretifchen römischen Eigenthume in feinem innerften 
Weſen widerftreitet, und zur Erflärung Diefes Widerfpruches weiter 
nichts angegeben werden kann, als daß die Praris die unzureichende 
Theorie auf diefe freilich gar feltfame Weife vervollſtaͤndigt habe. 
Diefer Verfuch ift von Phillips ) gemacht, und hat das Refultat - 
geliefert, daß das Weſen des deutſchen Eigenthums von dem des 
römifchen verjchieden geweſen fei, und Daß fich bei den urfprünglich 
-beutichen Eigenthumsverhältniffen das einheimifche Recht erhalten 
habe. Da die von Phillips gegebene gebrängte Entwidelung 
diefer Anficht nicht wohl noch mehr zufammengezogen werden kann, 
fo mag es Entſchuldigung finden, wenn id) Diefelbe meift mit deſſen 
eignen Worten bier wiedergebe. ‚Diejenigen Rechtsverhältniſſe, 
‚ welche man gegenwärtig mit dem technifchen Ausdrude Eigenthum 
bezeichnet, beruheten in dem älteren Rechte ſaͤmmtlich auf dem Prin⸗ 
cip der Öewehre, d. h. auf derrechtlichen Herrfchaft eines Men- 
fen über eine Sache. — — Dieje Herrfchaft konnte aber. von ver: 
fhiedenem Umfange, fie konnte unbefchränft oder befchränft fein, . 
fie Fonnte einer oder mehreren Perſonen zuftehen, Die entiveder ge- 
meinfchaftlich eine gleiche Herrfchaft au derfelben Sache hatten oder 
zu dieſer in dem Verhältniffe ftanden, daß jede von ihnen eine Herr: 
{haft von verſchiedenem Umfange daran ausübte.’ (Wenn der bis- 
herige Befiger eines Grundftüds zu Gunften einer andern Perfon 
gerichtlich einzelne Rechte aufgegeben , alfo gleichfam eine Theilung 
der ihm zuftehenden Rechte, eine Theilung der Gewere vorgenom: 
men, fo habe das Gericht Diefes nen entftandene Berhäftniß eben- 
falls anerkannt. Die Wirkung der gerichtlichen Auflaffung fei hier 
die, daß nunmehr zwei PBerfonen neben einander eine Herrfchaft von. 
vaichiedenem Umfange an demſelben Grundſtück ausgeübt hätten. 
Die deutſche Rechtsſprache, gewohnt, jede Herrſchaft auf das Prin⸗ 
cip der Gewere zurückzuführen, habe daher auch dem Empfänger jener 
Rechte eine Gewere beigelegt, die ſie nach Verſchiedenheit des Um— 
fanges der übertragenen Rechte verſchiedentlich bezeichnet habe, z. B. 





) Deutſch. Privatrecht, x. 4, S. 520 ff. (2te auſi). 
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Satzungs⸗, Zins⸗, Lehens-Gewere). Der Ausdruck dominium, 
wo er im weiteren Sinne genommen werde, beyeichne einen der 
Gewere verwandten Begriff; es umfafje nicht bloß das Eigenthum 
im eigentlichen Sinne, fondern überhaupt ein vechtlihes Gewalt⸗ 
oder Herefäjaftsverhäftniß zu einer Sache, weshalb auch Das Recht 
des Ufufructuars und anderer Servitutberechtigten in den Quellen 
dominium genannt werde. “Denn analog fei es zu verftehen, wenn 
in dem äftern deutfchen Rechte folche verſchiedene rechtliche Gewalt: 
verhältniffe Gewere genannt würden. „Aber audy in einem andern 
Punkte tritt eine große Achnlichkeit zwifchen beiven Begriffen hervor, 
nämlich in Betreff der Klage. Bei den dinglichen Rechten des Ro- 
mifchen Rechtes entfpringt Diefe eben aus dem Dominium, und ed 
tft ihrer Natur nad) Die rei vindieatio — — gar feine andere Klage, 
al8 die confessoria actio, beide haben ein und daſſelbe Fundament ; 
fo ift e8 auch im Altern Deutfchen Rechtes es gibt nur einen Klag- 
grund, nämlich die Gewehre; nur wegen Verlegung dieſer wird 
geklagt.” Im römifchen Rechte habe fich der Begriff des dominium - 
im engern Sinne oder der proprietas als eines Rechtes gebildet, 

welches das nächte Verhältniß einer Berfon zur Sache ausdrücke, 

und daher die Einwirfung Anderer völlig ausfchließge. In Deutfch- 
Iand hingegen habe ſich eine folche fchroffe Abftraction der proprietas, 
in ihrem Charafter völliger Ausfchließlichkeit auf dem Gebiete der 
Gewere nicht entwidelt, obfchon in den Rechtsbüchern der Ausdruck: 
eigentliche Gewere und Eigen zur Bezeichnung. eines, der Broprietät 
ähnlichen Begriffes vorkämen. Durch Die eigenthümlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe und Bedürfniſſe hervorgerufen, hätte ſich in Deutſchland ein 
Gewaltverhältnig Mehrerer über dieſelbe Sache gebildet, und der 
dem germaniſchen Rechte überhaupt inwohnende organiſche Lebens⸗ 

trieb habe die Mittel an die Hand gegeben, das ſcheinbar Wider⸗ 
ſprechende zu verſöͤhnen, indem die Bande der Treue und des Eides 
die beiden verfehiedenen Gewalten, weldye an der nämlichen Sadje 
Statt finden konnten, vereinigt Hätten. Ein ſolches Verhältniß ſei 
freilich nach der der tömifchen proprietas inwohnenden Ausſchließ⸗ 
lichfeit ganz undenkbar und unbegreiflich, „Wir haben nun in 
Deutſch land den Römiſchen Begriff Proprietas recipitt. — — Ganz 
indeſſen bat derſelbe doch nicht obgeſtegt, indem neben ihm auch 
mehrere jener Germaniſchen rechtlichen Gewaltverhältniffe, die dem 
Römifchen Rechte fremd waren, beftehen geblieben find. — — 
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Eigenthum wäre alſo jept, wie ehedem Gewehre, dasjenige Wort; 
welches Alles, was die Roͤmer Proprietas oder Domininm und Die 
Deutfchen Gewehre nannten, fo viel fi Davon noch erhalten hat, 
mit beigefügter: ſpecieller Bezeichnung des Herrfchaftswerhältnifies 
umfaffen follte. Theorie, Prarts und Geſetzgebung haben aber nur 
wenigen dieſer Verhältniffe den Namen Dominium oder Eigenihum 
beigelegt, weshalb die übrigen aud) heute zu Tage davon auszu⸗ 
fhließen find. Demgemäß bedeutet Eigenthum bei uns nicht bloß 
bie fttenge ausfchließliche Römifche Proprietas, fondern umfaßt noch 
mehrere andere Berhältniffe, bei denen nach älterm Rechte eine Ge: 
fammtgewehre oder eine Thellung der Gewehre Statt gefunden hat; 
deshalb ift dem heutigen Rechte der Begriff von Gefammteigen 
thum und getheiltem Eigenthum nicht fremd. Es sffens 
bart ſich ferner der Unterſchied zwiſchen dem heutigen Eigenthum 
und der Römifchen Proprietät darin, daß diefe nur an einer förpers 
lichen Sache vorfommt, das Deutfche Eigenthum aber an bloßen 
Rechten beftehen Fann. Es Tann 3.3. Jemandem fehr wohl das 
Jagdrecht eigenthümlich zuftehen, ohne daß ihm der Grund und 
' Boden gehört, auf welchem er jagen darf; ein jedes ſolches Herr- 
fhaftsverhältnig kann demnach Gegenftand des Eigenthums, daher 
auch der Veräußerung durch Kauf oder Verpfändung fein.’ 

Nach diefer Auseinanderfegung des Wefens des deutſchen Eigen» 
thums fpricht fich Phillips (8. 87) über Das getheilte Eigenthum 
dahin aus, Daß die Vermittelung zwifchen dem deutfchen Rechte, 
welches das gethellte Eigenthum gefaunt, und dem roͤmiſchen, wels 
ches daſſelbe verworfen, durch die Schule der Gloffatoren bewirkt 
ſei. „Da Stalien feit dem fünften Jahrhundert allmälig eine zahl⸗ 
reiche Germanifche Bevölkerung in ſich aufgenommen hatte, fo fonute 
nicht ausbleiben, daß mit den bis dahin anf der Halbinfel here: 
fihenden Rechtsanfichten fich auch Germanifche Ideen amalgantirten: 
Bor Allem war es aber das feinem Urfprunge nach durchaus Germa⸗ 
nifche Lehnsinſtitut, welches in Italien feit der Herrfchaft der Lon⸗ 
gobarden zu einer großen Ausbildung gelangt war und eigentlich 
alle Lebensverhältniffe ducchdrungen hatte. Es mußten daher die 
dem Lehnsinftitute zum Grunde liegenden Principien nothwendig 
einen großen Einfluß gewinnen, da dieſe aber durchaus auf die 
Theilung der Gewehre zurüdführten, fo mußte Diefes ein den Gloſ⸗ 
fatoren ganz geläufiger Begriff werden. Sie bezeichneten nun jedes 
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der Hierbei Statt. findenden rechtlichen Herrſchaftsverhaͤltniſſe weit 
dem Austrude Dominium, da im der That Fein anderes paſſendes 
Wort gewählt werben konnte. Gab es nun eine getheilte Gewehre, 
fo gab es aljo zunächft beim Lehen ein getheiltes Dominium. So» 
bald aber einmal diefer Begriff, auf Anfichten beruhend, in welchen 
“Die Gloſſatoren gleichjam jelbft anfwuchfen, fich feftgeftellt hatte, 
wurde er auch bald auf andere Inftitute übertragen, bei welchen fich 
ähnliche Verhältniffe antreffen Liegen. Dazu erfchienen befonders 
drei Inftiturte Des canoniichen Rechtes, welches hierin von ®ermanifch- 
rechtlichen Einflüffen nicht ganz mmabhängig war, die Locatio ad lon- 
gum tempus, der Contractus libellarius und die Precaria geeignet, 
aber and, zwei des Römifchen Rechtes wurden, allerdings auf Grund 
eines Mißverftändnifjes deſſelben, in gleicher Weife aufgefagt, Em⸗ 
phyteufe nämlich und Superficies. Die Gloſſatoren gaben in allen 
dieſen Fällen mit Einſchluß des Lehnsverhältnifies demjenigen, zu - 
Gunſten deſſen die Thellung von Rechten vor ſich gegangen war, 
die Klagen des Eigenihümers utiliter, und bezeichneten demnach das 
Herrſchaftsverhaͤltniß jelbft mit Dem Ausdrucke Dominium utile, im 
Gegenſatze dazu nannten fie die Herrfchaft defien, der die Ueber- - 
tragung von Rechten vorgenommen hatte, Dominium direotum. 
Es beruht demgemäß die Eintheilung felbft auf dem Einfluſſe Gers 
manifcher Rechtsprincipien, die Bezeichnung der Durch die Theilung 
entftehenden Verhaͤltniſſe auf der Unterſcheidung des Römiſchen Rech⸗ 
tes zwifchen Actiones directae und utiles. Dieſen legten Umſtand 
hat man indeſſen bei der Reception des römifchen Rechtes nicht ges 
hörig im Auge behalten, indem man bei Dem Domintum utile nicht 
an die Actio utilis, fondern vielmehr an das Uu ſchlechthin dachte, 
und daher jenen Ausdruck mit Nutzeigenthum überfegte. Wäre man 
dieſer Anficht laͤnger gefolgt, fo würden wiederum noch mehrere an: 
dere Germaniſche Rechtsverhältnifie unter den Begriff des Dominium 
ptile geftellt worden fein; man gab indeſſen dieſen Gefihtspunft 
auf und ſchloß fh an den Sinn der Gloſſe an, weshalb Der 
Begriff des Dominium utile eben nur anf Die oben genannten ſechs 
Inſtitute anwendbar iſt.“ 
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IE. Bon beutfchen Eigenthum. 


8, B. Termin ologie. 


Die älteften Rechtsquellen haben für Eigenthum die Ausdrüde 
proprietas ?), proprium 2), dominipm ®), dominatio*) 
‚und dominicatio 5); die im Eigenthum liegende Herrfchaft wird 
mit dominare °) und dominicare ?) bezeichnet 2). Der 
 Eigenthümer heißt dominus, ohne Rüdficht darauf, ob der Ges 
genftand des Rechts eine bewegliche oder unbewegliche Sache ift °). 
Daß für das deutſche Eigenthum dieſelben Ausprüde vorkommen, 
welche für das römifche gebraucht werben, iſt nicht zufällig, und 
laͤßt auf eine Gleichartigfeit des deutihen und römifchen Eigen» 
thums in feinen Grundbeftandtheilen. deshalb ſchließen, weil das 
römifche Recht in den germanifchen Reichen ſtets befannt gewefen 
it, und man ohne eine wefentliche Uebereinftimmung der Eigen- 
thumsverhältniffe in beiden Rechten, Die Terminologie des römis 
ſchen nicht angenommen haben würde. Die fpätern Rechtsquellen 
gebrauchen in der Regel diefelben Ausprüde auch in Verbindung, 
3. 8. dominium et proprietas, proprietatis domi- 
nium. Sn den deutfch gefchriebenen Quellen findet fih am häu⸗ 
figften Eigen, feltener Eigenſchaft und Eigenthum, jedoch 
fommt der erfte Ausdruck ſchon in Urkunden des dreizehnten »°) 
und der legte im Anfange des vierzehnten Jahrhunderts vor 22), 


1) L. Alam., tit. 84 (85). 

23) C. 1. an. Si2,c. . 

3) L. Burg., tit. 24, $. 4. 

4) Marc., form. lib. 1, n. 33 et 35. App. Marc. .,n. 28. 

5) du Cange, gloss. h. v. 

6) Marec., form. 1, 31. 

7) du Cange, h. v. 

8) Dominare wird aber auch im weitern Sinne von dem bloßen Innehaber 
‘gebraucht, app. Marc., n, 42. 

9) L. Sal., tit. 13, $. 2; tit. 26, $. 1; dit. 29, 8.6. L. Burg, add. 1, 
tit, 2, 

40) urk. v. J. 1296 (in Schilteri, gloss. p. 543. Haltaus, gloss. h. 
v. p. 285). 

11) Url. v. 3. 1315 — dedimus proprietetem dietam.E gen dom super qui- 
busdam bonis (de Westphaleä, mon. ined. t. 3, p. 578). urk. v. 3. 


188 Dunder: 


5.8. Weſen des Eigenthums. 


Als charakteriftifches Merkmal des Eigenthums wird Die Be- 
fugniß bezeichnet, den Gegenftand deſſelben willfürlich zu behan- 
dein. Im der Formel über einen Tauſch bei Marculf (I, 30) 
heißt es: ille ipse hoc habeat, teneat atque possideat et suis 
posteris ad possidendum relinquat, vel quicquid inde facere 
voluerit ex nostra commutatione liberam habeat potestatem ?). 
In der über Cigenthumsübertragungen aufgefesten Urkunde iſt das 
her diefes Recht des Eigenthümers in ber Regel ausdrücklich her 
vorgehoben ?), und durch Angabe der im Einzelnen darin enthal- 
tenen Befugniffe genauer bezeichnet 3). In einem Diplom Karl’s 
des Dicken über eine Schenfung mehrerer Villen v. 3. 877 heißt 
es: — i ‚ ut haec omnia supradicta in pröprietate 
habeat, — habeatque potesiatem habendi, donandi, vendendi, 
commutandi et quiequid inde facere voluerit, sicut lex et 
justitia de proprietate concedit habendum *). Kaiferrecht _ 
Th. 2, Cap. 90. Wellichem man god hot gegebin eygen gut 
Der sal wissen Daz he med syme gude mag thun wazhe 
wel 5), 

Das Recht des Widerſpruchs gegen Veräußerungen, welches 





1322 — plenam proprietatem quae vulgariter dicitur Eghendam 
(daf. t. 2, p. 8%). Wr, v. 3. 1323 (daf. p. 91). Url. v. 3,1347 
(ab Erath, cod. dipl. Quedlinb., n. 267, p. 475). ®rgl. Haltaus, 

. 1 e., v. Eigeathum. 

4) 16. 1,17; 11, 4. 6. 11. 19. 20.23. 24. Form. Sirmond. 16. Form. 
Lindenb. 50. Form. Andegav. 4. - 

2) Ur, v. 3. 678 (bei Mabill., de re dipl. lib. 6, n. 40); v. 3. 760 
und 778 (b. Schoepfl., Als, dipl. I, n. 32 u. 55). Dipl. ded Königs 
Dtto II. v. 3. 974 (ab Erath, cod. dipl. Quedi., a. 21, p. 16); v. 

8. 978 (daf. n. 24, p. 18). Dipl, Heinrich's III. v. 3. 1043 (Mon. 
Boic. t. 24, p. 313). a 

3) Form. Andeg. 9. 

4) Neugart, cod. dipl: AL I, n. 305. Brgl. Schenkungsurf, des Königs 
Arnulf v. 3.888 (Mon. Boic., t. 31, p. 1, n. 60, p. 127; ferner daf. 
n. 63, p. 132, a. 891). In einem Diplom Karl's bes Dicken v. 3. 880 
(Neug. l. c., n. 519) heißt der Schluß wohl irrthuͤmlich: sicut lex 
et industria nnicuique de proprietate sua concedit hebendum. 

5). urk. v. 3. 1315 (Mon. Boic., t. 18, p. 78). 


> 
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fidy beſonders im ſpätern Rechte 1) zu Gunſten der  nächiten 
Erben ausbilbete, Tann nicht dafür angeführt werden, daß das 
deutſche Recht Fein Eigenthum gefannt habe, denn das DVeräuße: 
rungsrecht iſt als ein wefentlicher Beftandiheil des Cigenthums 
nicht anzufehen, fo daß dieſes ohne jenes nicht, beftehen koͤnne; 
daher findet auch das römifche Recht, wiewohl es eine freie Ber: 
Außerungsbefugniß als regelmäßig im Eigenthum enthalten anſieht, 
darin feinen Widerſpruch mit dem Begriffe defielben, wenn deſſen 
Unveräußerlichfeit durch Geſetz, Teftament oder richterliche Sn 
fügung ausnahmsweife feſtgeſetzt tft. 

Diefes deutſche Eigenthum kann man aber nicht einen ges 
währten Befit nennen; denn es Fonnte daffelbe an Grundftüden 
nur durch ein feierlich abgefchloffenes Rechtsgefchäft erworben wer- 
den, ohne daß es hierzu noch der Ergreifung des Befiges bevurft 
hätte 2). Aber wenn: auch diefelbe zur Erwerbung bes Rechts 
für nöthig gehalten wäre, eine Anficht, von welcher einige fpä= 
tere Rechtsquellen allerdings ausgehen, indem fie fogar noch eine 
gewiffe Dauer des Beſitzes (von drei Tagen und Nächten) ver= 
langen 3), jo würde daraus dennoch nicht folgen, Daß das über: 
tragene Recht nur ein gewährter Befig und fein Eigenthum ſei. 
‚Snfonderheit aber feht es die aus dem beutfchen dominium her: 
vorgehende Klage und der dabei zu führende Beweis außer Zweifel, 
daß daſſelbe al8 ein wahres Eigenthum angefehen werden mäfle. 
Der dominus hat nämlich; gegen jeden, welcher ihm den Beſitz 
der Sache vorenthält, eine Klage auf Herausgabe, und der vom 
Kläger zu führende Beweis ift nicht auf eine widerrechtliche Ent: 
. ziehung des Beſttzes, fondern auf das ihm zuſtehende Recht felbft 
gerichtet ). Die Verhandlungen über einen Eigenthumsproceß 
aus dem J. 748 mögen hier einen Platz finden: Cum resedissit 


1) Befeler, Erbv. &h.1, 8. 5. 

2) Cap. 1. Ladov. Ptli a. 819, c.6. Albrecht, Gew. 8. Befeler, 

a. a. O., 8. 4. 

8) Mon. Boi ic., 1.6. n.1,p.9 zwiſchen den. Sahren 1008 u. 1017). 
tradirt Semand ein Grundftüd an das Klofter Tegernſee, quod — 
monium fiscalis Advocatus P. manu sua cum accepisset, trid uana 
sessione legitime peracta, in Jus Abbatis vendicavit. Albrecht, 
a. a. O., ©. 75. 

— —* tit. 16. c. 1, 82; tit. 17. c. 2. 


490 | Dunder: 


— bippinn⸗ Major domus — in palatio publico ad universorum 
causas audiendas — ibi veniens femina aliqua G. nomine ho- 
minem aliquem nomine H. advocatum sancti Dionisii — inter- 
‚pellabat, repetens ab eo, qued casa sancti Dionisii — haberet 
res suas malo ordine in loco qui dicitur in M. casam et man- 
sum et vineas et maneipia. Sed ipse H. in praesenti adstabat 
et taliter dedit responsum, quod instrumenta haberet, qualiter 
ipsas res W. — ad ipsam casam sancli Dionisii condonasset. 
Unde et, de praesenti ipsum instrümentam ante nos ostendit 
relegendum,, et nos ipsa instrumenta invenimus veracia. Et 
posten ipsa GC. instrumentum ipsum visa fuit receredidisse (als 
ächt anerfennen). — Proinde nos — visi fuimus judicasse, ut 
quia praefata G. ipsum insirumentum visa fuerat recredidisse et 
nos ipsa invenimus veraeia — propterea jubemus, ut ipse H. 
mansum — contra Ü. in causa sancti Dionisii omni tempore 
habeat evindicatum *). In diefem alle war von Dem verflagten 
Befiber das Recht des Klägers nicht blos geleugnet, fondern 
überdies die Behauptung aufgeftelt, daß ihm felbft das Eigen- 
thum zuftehe (contravindicatio), und auch gleich der Bewets des 
Erwerbs des Nechtes geführt. Auf gleiche Weiſe findet- 
fich der Eigenthumproceß im ſchwaͤb. Landrecht, Gap. 121: Rlagent 
zwen mann auf eyn gut und sprechen es habs inen jr herre 
oder eyn ander man zu eygen geben oder ze lehen gelihen —. 
In (ihnen) sel der richter -eynen tag geben das sy: beyd ire 
geweren bringen. 

Einen poffefforifchen Proreß im Gegenfab des petitorifchen 
Im heutigen Sinne fdjeint das ältefte Recht nicht gekannt zu has 
ben, und bei der Schnelligfeit, mit welcher Die Rechtöfkteitigeiten 
eniſchieben wurden, da das einfache Beweisverfahren in der Regel 
mit der Anſtellung der Klage und der Vertheidigung Dagegen ver⸗ 
bunden wurde, war auch ein noch fchnelleres Poſſeſſorium durch⸗ 
aus überflüffig. ‘Der Eigenthümer war aber keineswegs genöthigt, 
gegen denjenigen, welcher ihm den Bett wiberrechtlid entzogen 
hatte, mit der Eigenthumsklage aufzutreten, vielmehr beftimmt bie 


)Y Mabill., de te dipl. lib. 6, n. 37. Mehrere hierher gehörige proceſ⸗ 
fualifche Verhandlungen find abgedrudt in den Beilagen zu: Buchner, 


2 öffentl. Gerichtsverfahren. 
% 


4 
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lex Bajuv., tit. 16, 0. 1, $. 1, daß ber, welcher has Grund⸗ 
ſtuͤck eines Andern eigenmächtig in Beſttz nimmt, daſſelbe wieder 
räumen und eine Buße von 6 Solidi bezahlen fol >). 


8. 3. Subject des Eigeuthums. 


Die Möglichkeit Eigenthum zu haben, war an ſich an feinen 
befondern Stand gefnüpft. Der Stand hatte nur Einfluß auf 
die befondere Art des Eigenthums, die durch defien Verfolgbarkeit 
in den verfchievenen Gerichten bedingt war. “Der Unfteie war 
nämlich von der Theilnahme an den. Volksgerichten, und daher 
in ihnen von ber Verfolgung des Eigenthums in eigner Perfon 
ausgefchloffien. Der Herr defielben erfhien bier aldö der wahre 
Eigenthümer. Innerhalb des Gebietes des Hofrechts dagegen, 
d. h. in allen Verhältniffen, in welchen der Unfteie feinem Herrn 
oder andern-Unftelen vdeffelben gegenüber fteht, kann er fein Eigen: 
thum im Hofgericht verfolgen 9). Die Altern Rechtsquellen Iegen, 


‘ x 


1) In den geiftlihen Gerichten, in welchen. das römifche Recht immer ges 
golten bat, tft der poffefforifche ProceB wohl ſtets in Uebung gewefen. 
Der ältefte mir bekannte Streit. über ben Beſitz tft ein zwiſchen bem 
Biſchof Albert von Freifmgen und den Grafen Berthold von Tyrol und 
Arnold von Greifenftein über den Beſitz eines Neubruchzehnten um das 
J. 1170 gefuͤhrter, und von dem Biſchof Albert von Trident, auf den 
Grund von Zeugenausſagen, entſchiedener Proceß (Meichelb., hist. 
Fris. pars instr. n. 1348, p. 562). Bemerlenswerth ift eine Entfcheis 
dung des Domcapiteld zu Regensburg in einer Befisftreitigteit über 
Zehnten v. 3. 1275. — Tandem quia nebis anditis Juribus utriusque 
partis eoastitufis evidenter cunctis juris Solemnitasibus observatis, 
quod praedietus Abbas Monasterii in P. super dicta possessione deci- 
marum — per ipsum Chunradum Decanum — per violentiam faerat 
destitutus, Nos ipsum Abbatem — ad eandem possessionem duximus re- 
stitnendum Justitia mediante, quam de facto amiserat, non de Jare, 
servata tamen quaestione proprietatis parti adversge, 
si quando jus suum contra ipsum Monasterium duxerit prosequendum. 
(Mon. Boic. t. 15, p. 185; vrgl. ein anderes Urtheil v. 3. 1289 daf. 
t. 16, p. 297.) Erſt mit der: Verbreitung bes roͤmiſchen Rechtes ging 
das Poſſeſſorium auch in die weltlichen Serichte über, In bem in das 
15. Jahrh. geſedte Gerichtsbüthlein (Sonckenb., & j. G. t.1, p. 2, 
pag. 151) wird ſchon spolium, pessessorium und petitorium unters 
fchieden. 

2) Albrecht, » a. O., 8. 26. 


% 


302 win BDuer: 20. 


auch ausdrucklich dem Unferien iEigenthumsrechte bei. Nach einet 


Bonftitution Otto's J. u. I. v. 8..969 >») fol jeder Servus zum 
Zeichen feiner Unfreiheit feinem Herm. jährlidd einen Denar geben; 
darauf heißt e& c. A: quod si aliquis servus ‚aecelesiae hoc 
nostrum edictum servare negloxent, emnium bonorum suo- 
rum. medietate mulctetär; und nach einer gegen das Jahr 1140 
aufgefegten Urkunde ?) übergibt ‚Jemand einen servus omnemgue 
ejus proprietatem einem Klofter. 

Diefes Vermögen des Unfreien beftand nicht etwa blos aus 
beweglichen Sachen, ſondern auch Grundftüde fonnten N 
zu Eigen a Hofrecht) zuftehn. 

Urk. v. J. 933 (bei Neugart, cod. d. Al. 1, n. 721): 
Ego — abba monasterii S. Galli. In notitiam' venire de- 
sidero quod quidam servus S. Galli nomine P. ex studio 
suo et labore unam hubam in S. acquisivit, nec non 
in R. qnorundam hominum proprietatem comparayit, insu- 
per etiam XXX agros in T. sitos acquisivit, quae utique 
omnia uobis in soncambium tradere curavit. 
Urk. v. J. 1163 (b. Günther, cod. Rh. M. 1, n..179): 
— notum esse volumus — qualiler homines quidam curie 

‚nostre que est in W. attinentes vir unus et due mulieres 

— vineam satis utilem obtalerint. ea’ videlicet. ratione. 

ut a seryili conditione emanciparentur. et cere censuales 


ecclesie nostre conslituerentür, Nos autem communicato - 


eonsilio cum ecelesia et hominibus et ministersalibus nostris. 
qui fruetum vinee magis curie expedire judicabant, quam 
pensionem irium capitum defectui succumbentium. dee 
eorum anmuimus °). 


Was infonderheit die Minifterialen anlangt, fo ift für dieſe 
das Recht, Eigenthum nady Hofrecht zu haben, ao De — 


einem Zweifel unterworfen. 


1) Pertz, mon. t. 4, p. 34. 

2) Mon. B., t. 1. n. 21, p. 38, 

9 Narh der: L: Bajuv. tit. 15, c.-7, kann fi ber unfeeie it feinem ei⸗ 
genen Vermoͤgen nicht freikaufen, ein Grundſatz, der in England noch 
zu Ende des 12. Jahrh. galt. (Glanvilla, tract. de legibus lib. 5, 
c.5, $.2. Potgiesser, de statua servorum, p. 534.) 


en TAT, 
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Cap. Car. M. 1, a. 812, e. 5: 2 | 
De bominibus — episcoporum et abbatam, qui vel bene- 
fiia vel propria habent. 

Ausspruch im Fürftengericht zu Augsburg unter Dtto IV. im J. 

1208 (Pertz, mon. t. A, p. 215). 

Item quaesivit (Tridentinus episcopus) #%a sentenlia si aliquis 
ministerialis alicujus ecclesie de bonis suis sive patri- 
monialibus sive feudalibus aliquid possit alienare — 
sine manu et domini sui licentia? Et dietatum est in sen- 
tentia quod hoc fieri non possit, quia sic ecclesia ad nimi- 

‘ am pauperlatem redigeretur. 
Urk. v. J. 1250 (Mon. B. t. 1, p. 202): 
isteriali i jure pro- 
prietatis justo titulo possederat, pro remedio — anime 
Ecclesie O. — legavit ?). 
Gegen diefes dem Hofhörigen und Minifterialen zuftehende Eigen- 
thum läßt fich nicht einwenden, daß der Herr das Recht gehabt habe, 
diefelben mit ihrem ganzen Vermögen zu veräußern *), und daß nach 
dem fächfifchen (B. 1, Art. 35) und fhwähifchen Landrecht (C. 47) 
der Dienſtmannen und eignen Leute Eigen wegen Bergehen derjelben 
nicht confiscirt werben, ſondern ihrem Herrn verbleiben ſolle, wes⸗ 
halb man Dielen vielmehr für den Eigenthümer anjehen müſſe. 
Durch Die Verfügung über den Unfreien nämlich verfügte der Herr 
auch über defien Vermögen; der Unfreie wechfelte aber hierdurch nur 
den Heren,, dem es keineswegs geftattet war, das Vermögen deſſel⸗ 
ben auch außerdem als das feinige zu behandeln; nur über Die Örenze 





des Hofrechts hinaus galt der Herr als der Eigenthümer der Habe 


des Unfteien ®). Ferner ergibt die oben angeführte Konftitution _ 
Otto's I. u. II. v. 3. 969, daß eine Confiscation des Vermögens 
des Unfreien allerdings eintreten konnte; und wenn gleich fpäter der 
in dem Ausſpruch des Fürftengerihts v. 3. 1208 (|. oben) angege⸗ 





1) Url, v. 3. 1261 (Mon. B. t. 22, p. 221). Url. v. J. 1236 (Ried, 
cod. dipl. Ratisb. t. 1; n. 393). — Albrecht, a. a. O., ©, 310. 

2) Herrgott, gen. dipl. gent. Habsb. II. n. 3, p.3, a. 74; 0.7, p.5, ° 
a. 758; n.9, p. 6, a. 764; n. 12,7 6, a. 765. —Neugartl.c. n.- 
70, a. 778. 

3) Albredt, a. a. 5: &. 306. 

Beitfehrift f. d. deutſche Recht, 281. J.. 13 


104 0 Dunder: 


bene Grund die Beranlaffung gegeben haben mochte, zu Gunften ber 
geiftlichen Sorporationen eine Ausnahme eintreten zu laſſen, welche 
auch auf die weltlichen Herren von Unfreien in der Folge ausgedehnt 
wurde, fo konnte doch immer nur auf den Grund eines bejondern 
Privilegiums das dem Unfreien wegen eines Verbrechens abgejpro- 
chene Vermögen von dem Herrn deſſelben in Anjprucd genommen 
werden. Privilegien diefer Art mochten freilich wohl fo häufig er- 
theilt fein, daß die Verfaſſer der Nechtsbücher den Anſpruch des 
Herrn als die Regel anfehen Fonnten; aber daß ſich dieſes Recht des 
Herrn nicht von ſelbſt verftand, ergibt ji daraus, daß nit nur 
folchye Privilegien fpäter noch ausdrüdlich ertheilt find ), fondern 
daß auch) in einzelnen Fällen die Eonfiscation wenigſtens eines Thei⸗ 
les des Vermögens des Unfreien ausprüdlic vorbehalten wurde 2). 


8. 5. Gegenitand des Eigenthums. 


Gegenſtand des Eigenthums waren nicht blos körperliche Sa⸗ 
chen, ſondern auch Rechte, jedoch nur ſolche, die auf Grund und 
Boden radicirt find. Dieſes gilt 3. B. vom Zehntrecht. In 
einer Urk. v. 3. 1229 ift die Rede von ‚‚dominium decimarum‘“ ®), 
in einer andern v. 3. 1315 von ‚‚Aigenschaft des Zehenten‘‘ 4), 
Ferner von Örundrenten:; 

Urk. v.%.1282 (b. Haltaus, gloss. v. eigen, p. 282): 
— decem Marcarum Redditus de nostris bonis in V. jure 
proprietatis possessos — 

Urt. v. 3.1338 (Mon. B. t. 23, n. 68, p. 107): 
(Ich befenne, daß ich) Dritzehn schilling Auspurger pfenning 





1) Priv. des Herzogs Ulridy von Kaͤrnthen für die biſchöfl. Kirche in Frei⸗ 


‚ fingen v. 3. 1260 (Meichelb., hist. Fris. t. 2, p. 2, pag. 64). Pr. 
ber Herzöge Dtto, Ludwig und Etephan vor Baiern für das Kloflee 
Raitenhaslach v. 3. 1295 (Mon. B. t. 3, p. 180). 

2) Pr, bes Herzogs Heinrich von Baiern für das Klofter Alderspach vom 
J. 1288 (daſ. t. 5, p. 387). Beſtaͤtigung dieſes Priv, durch ben Her⸗ 
309 Otto v. 3. 1295 (daſ. p. 403), 

3) Wende, Hei. Landesgei., B. 2, Urk. n. 111. 

4) Mon. B, t. 18, p. 79; vrgl. ferner daf. t. 21, n. 60, p. 437, a. 1387; 
n. 154, p. 540, a. 1464; t. 22, n. 78, p. 285, a. 1337; n. 151, p. 431, 
a. 1419; n. 153, p. 438, 8. 1426. 


N 
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gelts, die ich ze rechtem Aigen iaerlichen gült gehabt — 
verkauft — han — ze rechtem Aigen 2 
von. der Bogtei: 
Urk. v. 3. 1282 (de Falckenstein, l. c., n. 79): 





dictam advocatiam tonavit et transtulit in — Dominum 
-Episcopum — titulo proprietatis sive Dominii perpetuo pos- 
sidendam. 


Urk. v. 3.1416 (Mon. B., 1.22, n. 144, p. 41): 
(Wir befennen, daß wir) Vnser — vogteye vnd vogireht 
vff des 'Gotzhawss hof — als wirs — von recht oder ge- 
wonbait mangew Jar mit nulz mit gewer vnd in stiller 
gewer herbraht — vnd rehts aigen gewesen ist für ein 
freys — gut vnd für rehts aigen — verchaufft — haben ®), 


vom Batronatredt: 
Urk. v. 3. 1302 (de Falckenstein, l. c., n. 133); 


— dictus miles — Jus Patronatus ejusdem Ecclesiae jure 
proprietatis et Dominii, quod ipsum — possidebat, in n0s 
— transtulit. 


Urk. v. 3: 1308 (Mon. B., t. 24, 0.29, p. 31): 
— die Chirchensätze di sin rechtez aigen waren — °). 
von der Gerichtsbarkeit * u. f. w. 


III. Bon dem fogenannten getheilten Eigenthun. 


8. 6. You dem Bei nad Lehenrecht. 
Das deutſche Eigenthum enthielt in der früheften Zeit die voll- 
ftändigfte Herrſchaft über die Sache, welche durch die Ausdrücke 
dominium, dominatio, rem dominare fehr pafiend be⸗ 





4) Vrgl. de Falckenstein, cod. dipl. Nordg. n. 177, a. 1313.— Mon. 
B. t. 18, n. 293, p. 338, a. 1417; t. 26, n. 444, p. 634, a. 1478. 

2) Meichelb., 1. c. t. 2, p. 2, p. 39, a. 1253.— Mon. B., t. 22, 0 
156, p. 445, a. 1430; t. 23, n. 77, p. 127, a, — 02, n. 73, p. 
91, a. 1343, 

3) de Falckenstein, ]. c. n. 144, a. 1304. —Mon. B., u. 8, 1. 55, 
p. 225, a. 1330; n. 56, p. 230, a. 1331. e 

4).Günther, cod. Rh. M. t. A, n. 236, a. 1451. 
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zeichnet wird. Der Eigenthümer konnte die Sache auf jede mögliche 
Art gebrauchen, da die der Staatsgewalt ald Regalien zugemtefenen 
Nugungen der Grundftüde erft fpätern Urfprunges find ?), gleich: 
wie die Befchränfungen in der freien Befugniß der Veräußerung. 
Eine unwiderrufliche Uebertragung der Benugung auf einen Andern 
war dem Altern Rechte fremd, indem das Lehen anfänglich einen ganz 
precären Charafter hatte (beneficium) 2). Dafielbe fonnte daher in 
feinem Urfprunge durchaus Feine Veranlaffung zu der Anficht geben, 
daß ein Theil der Eigenthumsrechte auf den Lehensmann übergegan- 
"gen ſei; und wenn derfelbe auch fpäter ein lebenslängliches, nur aus 
beftimmten Gründen widerrufliches Recht am Lehen erlangte >), zu 
weichem im Verlauf der Zeit die Erblichfeit hinzukam *), fo trat 
Doch, ungeachtet die freiefte Benusung auf den Vaſallen überge: 
gangen war, das dem Lehensheren verbleibende Recht der Konfoli- 
dation als der eigentliche Kern des Eigenthums charafteriftifch genug 
hervor, um welchen die auf den Vafallen übertragenen Rechte nach 
deren Erlöfchung fich wieder anfammeln. 

Die longobardiſchen Lehenrechtsbücher Iprechen es auf 
das Beftimmtefte aus, daß der Vaſall Fein Eigenthum habe, ſon⸗ 
dern daß dieſes — Andern zuſtehe. 

Il, F. 8, $. 2: Quoniam enim possessio per beneficium 

(Gewere nach Xehenrecht) ad eum (vasallum) perlineat, u 

men proprietas ad alium spectat °). 

Daher wird auch in II, F. 8 pr. vom Vafallen gefagt, ut tan- 
quam dominus a quolibet possidente possit sibi quasi.vindi- 
care, wobei fich in der Glofle auf die dem Emphyteuten und Super- 
ficiar zuftehende rei vindicatio utilis bezogen wird. 

Auf gleiche Weife wird in den deutſchen Rechtsquellen der 
Gegenſatz zwifchen Lehen und Eigen ſtets ausprüdlich hervorgehoben. 
Ehe ich. auf diefe Nachweiſung übergehe, ift Die Bemerfung voraus⸗ 
zuſchicken, daß Eigen bisweilen alles das bezeichnet, was Jemand 
fein Vermögen nennen Tann, und in diefer weitern Bedeutung kann 
daher ein Lehengut ebenfowohl ein eignes des Lehensheren ald des 


186 | Dunder: 


1) Eihhorn, R. G. $. 58. 

2) Daf. $. 26, 27. 

3) Daf. $. 119, 201, 205. 

4) Daf. $. 141, 234 a., 259 Note b. u, e. 
5) II. F. 23, $. 2. 
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Bafallen genannt werden *). Wenn aber von dem Verhältniß zwi- 
ſchen dem Rechte des Lehensheren und des Vafallen am Grundftüde 


bie Rede ift, fo wird immer nur das erſte Eigen genannt: 


Urk. v. 3. 1295 (6. de Falckenstein, 1. c., n. 111): 
Curiam sıtam ın F. quam — O. de R. et fratres sul a 
nobis jure possident ac titulo feudali — nec non dmnia 
et singula alia seu feuda per ipsam Villam F. constituta: 
quorum proprietas et Dominium ad nos spectare di- 

. gaoscilur, eidem Domino Episcopo — donavimus. 


Urk. v. 3. 1302 (daſ. n. 130): 


Partem curie — quam — C. — titalo feudali tenuit et 

possedit a nobis,, quoad jus proprietatis et dominii 

nobis competens in eadem — in Dominum Episcopum trans- 

—— | 
Urt. v. J. 1378 (daf. n. 273): Zu 

Ich — fin chunt — daz ich den — Grafen zu ÖOetingen 

vfgeben han — alle die Gut — die. mein rechte aygene 


Gut bisher gewesen sint, vnd von meinen obgenanten 
Herrn von Oetingen wider zu Lehen empfangen han — 
die alle fürbaz Lehen sint vnd nit mer aygen. 
Bibrauer Weisthum v. J. 1385 (bei Grimm, a R.⸗A., 
S. 502): 
Wir wisen uf unsern eid Biger mark, walt, wasser und 
weide — den merkern zu rechtlichem ei gen u. han die 
von niemand ze lehen — dan sie ir rec ei- 
gen ist. 


Diefer Sprachgebrauch zeigt fich befonders dann, wenn Rechtöge- 


. fehäfte befchrieben werben, durch welche ber Rchensherr fein Recht 


entweder zu Gunften des Vafallen oder eines Dritten, an welchen 
der Vaſall das Lehen verkauft Hat, aufgibt, und alfo das bisherige 
Lehen in der Hand des Vafallen oder des Käufers in EIER 
verwandelt wird. \ 
Auf den erſten Fall beziehen ſich folgende Stellen: 
Urk. v.3.1145 (beiWenck, Heſſ. Landesgeſch. B.2, Urk. 67): 
Reddidit enim nobis (dem Abt zu pas) idem Comes (von 


” Schilter, cod. jur. feud. c. 64, §. 43 in glossar. p. 258. ee 
gloss. v. eigen. p. 283. 3. 


408 Dunder: 


Henneberg) quatuor mansos in W. posilos, quos ipse be- 
neficiario jure ab Eoclesia nostra habuerat, ea videlicet 
eonditione, ut eosdem mansos — ıpsi et heredibus ejus in 
proprietatem perpetuam legiümam traderemus. 
Ur. v. 3. 1409 (Mon. B. t. 21, p. 62): 

(Wir befennen) das wir verchauft vnd vergeben baben H. 
H. vnd allen seinen erben Vnser lebenschaft die wir 
gehabt haben auf seinem gütel. — Also aigen wir (bie 
Lehensherren) Im vud sein erben das egenant gütel vnd 
4 sy auch der egenanten lehenschaft quit ledig vnd 


U, 0.3 J. 140 (daaf. t. 18, n. 308, p. 359): 
Wir Ernst vod Wilhalm von gotz genaden Pfallzgrauen — 
Bekennen — vmb die Zway gut — die L. R-- von vous 
ze lehen gehabt hat, daz wir Jam — der lehenschaft 
der obgenauten gut — vertzigen vnd die Jm vn seinen 
erben übergeben vnd geaigent haben ae 
Huf den zweiten Ball: 
Ur. 0.3.1297 (Mon. B. t. 18, n. 26, p. 27): 
Wir Rudolf von gots gnaden phalnzgrave ze dem Rein — 
tvn chvat — daz vnser getriwer Diener N. N. hat ver- 
chauffet mit vnser gunst — den frawen sant Chlaren Or- 
dens ze Munchen zwen Höf — vnt an (eitte) Mül — vnd 
die selben Hoef hat es (leg. er) in (ihnen) geben für ein 
vreiez eigen, So geben wir in (ihnen) eigenschaft an 
der Mül die vor (vorher) leihen von vns ist gewesen. Die 
zwei Höfe, welche im Eigenthum des Berfäufers waren, wur⸗ 
den als ſolches übergeben; die Mühle aber war Lehen, und: 
daher exflärt ber Lehensherr, daß er den Kanfetn gleichfalls 
Eigenthum an derſelben übertragen wolle. | 
Ur. v. J. 1310 (daf. n. 65, p. 69: 
Wir Rudolf vnde Ludweich von gots genaden pfallenzgra- 
fen bei: dem Rein — tuon chunt — wan Agnes — iren 
Hof ze M-— den si von vns (ze) Lehen het, hat gegeben 
dem Chloster vnd den vrawen sant Chlaren ordens .ze 





— — 


*) Daſ. n. 362, p. 418, a. 1838 5 5. 378, p. 436, 0. 1446, 
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Munchen — haben wir den selben vrawen diu aigen- 
Schaft dez selben hofs gegeben. 
Urf. v. 3. 1326 (daſ. t. 23, n. 39, p. 38): 

(Der Lehensmann gibt hier fein Lehen an ein Kloſter und bewegt 
den Zehensheren, auch fein Recht zu Gunſten Defielben aufzuge⸗ 
ben) do gaben wir (derXehensherr) den vorgenanten Herren 
von sant' Ulrich — die Aigenschaft — vnd verzihen 
vos — aller der rechten, die- wir — haben möhten — 
ez si von Aygenschaft oder Lehenschaft ?), 

In den vorftehenden Urfunden wird das Recht des Lehens- 
herrn am Lehen Eigenfchaft oder Zehenfchaft 2) genannt, 
und zeigt fih darin als das ausfchließliche Eigenthum, dag nur 
"vom Lehensheren, wenn er zu Gunften des Vafallen oder des 
Käufers darauf verzichtet, gejagt wird, daß er die Lehenfshaft 
eigne, daß er Eigenſchaft an dem Gute übertrage. Die 
Herrichaft, welche dem Lehensheren und dem Vaſallen über die⸗ 
felbe Sache zufteht, ift daher für beide nicht ein fich gegenfeitig 
befchränfendes Eigenthum. Wenn die entgegengejehte Anficht 
die richtige wäre, fo würde, wenn der Vafall fein Recht am Le: 
ben veräußert, und der Lehensherr zu Gunſten des "Erwerbers 
auf fein Obereigentbum verzichtet, alfo beide das ihnen gegenfei- 
tig auftehende Eigenthum übertragen, in den Quellen nothwendig 
die Wendung vorfommen müffen, daß beide das Lehen dem Er- 
werber geeignet hätten; allein ftatt Deffen Heißt es ſtets, daß der 
Vaſall fein Lehen verkauft oder verſchenkt, und daß der Lehens- 
herr dafjelbe dem Käufer oder Schenker geeignet habe. 

Daraus nun, daß nur dem Lehensheren Kigenthum beigelegt 
wird, erffärt es ſich auch, daß die Rechtsquellen dieſes Eigenthum 
mit einem befondern Brädicate nicht bezeichnen, denn der Ausdrud 
inwert aigen, welcher das Obereigenthum bezeichnen fol >), 


1) Daf. t. 18, p. 23, a. 12965 p. 112, a. 13255 p. 118, 0. 13275 p. 131, 
a. 13315 p. 280, a. 1404. t. 21, p. 392, a. 1305. t. 22, n. 63, p. 265, 
a. 1330. 

2) Din. und wieder heißt auch das Recht des Vaſallen Lehenſchaft (Mon. 
B. t. 5,n. 27, p. 483, a. 13445 t. 23, o. 51, p. 77, a. 1331. — 
Haltaus, gloss., v. lebnsehaft); eine gleiche doppelte Bedeutung hat 

der Ausdrud Lehnsgewere (Albrecht, a. a. O., S.7 f.). 

3) Grimm, Deutſche R.⸗A., ©. 562, Note”. — Schmeller, 

Bayer. Woͤrterb., Th. 4, G. 161. 


00 Duncker: 


hat wahrſcheinlich eine ganz andere Bedeutung). “Der een | 
heißt daher ſchlechthin Eigenherr 2). 


1) Haltaus, v. inwarts eigen, erflärt e8 durch bona propria incorporata, 


welchem Phillips, Deut. Priv.:R., S. 325, Note 14, beizuftimmen 
ſcheint, indem es fo viel ald eingewehrtes Eigen bedeuten foll; 
Dieß Scheint die richtige Anficht, ſofern diefe Ausdrüde ein ſolches Grund⸗ 
fü bezeichnen follen, welches in einer beftimmten Feldmark (Hofmark) 
liegt, und einem beftimmten Gerichte unterworfen iſt. Es kommt hiers 
bei nichts darauf an, ob dem Gerichtöhern das volle oder nur das 
Obereigenthum, ober einem Dritten bad volle ober nur das Untereigen⸗ 
thum zufteht. Die Unterwerfung unter ein beflimmtes Gericht hat die 
Folge, daß ein ſolches Gut unter ber Auctorität diefes Gerichtes uͤber⸗ 
tragen und der neue Erwerber in das Gut eingewert werden muß. 
(Haltaus, v. einwaeren). Urk. v. 3. 1256 (Meichelbeck, I. c. t. 
2, p. 25 instrum. pag. 21): Notum esse eupimus, quod Uto de Sal- 


‚manskirchen nec non A. uxor ejusdem existentes de familia Ecclesiae 


Frisingensis possessiones suas in eadem villa sitas et utrique jure 
proprietario portionaliter pertinentes — quae possessiones sitae in 
villa praedieta semper et sine lite faerunt de possessionibus Frisia- 
gensis Ecclesiae, quod vulgo dieitur in Wertsaigen, dederunt in 
remedium animarum sgarum. Das Grundftüc gehörte ale Eigenthum 
einem Minifterialen ber freifing. Kirche und lag in ber Hofmark ber 


. Billa Salmanskirchen. Urk. 0.3.1295 (Mon. B. t. 3, n. 78, p. 181): 


Ist aber, ‚dass man des Gotshans man ainen anspricht um aigen und 
um Lehen,.und dass dasselb aigen, und Lehen des Mannes ist, dem 
‚nan darüber anspricht, und nicht das Gotshaus, der sol das Recht 
von unsern (ded Herzogs von Baiern) Richtern tün und nicht von den 
Abbt; an (ausgenommen) die Leut, di des Gotshaus inwertz aigen 
habent, das sol der Abbt — selber richten. Diefe Stelle fcheint von 
ber Verleihung der Hofmark⸗Gerichtsbarkeit verſtanden werben zu muͤſ⸗ 
fen, wie fie oft, z. B. in dem Hofmarks⸗Recht bed Kloſters Rot (ge⸗ 
gen 1400), vorkommt: Es hat das Gotsbaus in Wer Hofmark zu richten 
umb Grupd und Poden erb und eigen was darein und darzu gehört 
so ver und weitt der Pfiueg und die Sänsen derselben Hofmark Gründt 
und Poden raicht (Mon. B. t. 2, p. 101). Bene, fowie mehrere an= 
dere von Schmeller angeführte Urkunden koͤnnen auf das Obereigen⸗ 
thum nicht wohl bezogen werben, befonhers fpricht.aber gegen biefe 
Deutung eine Url. v. 3. 1400 (Mon. B. t. 2, n. 227, p. 56): Ich 
C — (und) D. mein wirtin veriehen daz wir vermacht und geai- 
gent haben unser Gut zy R. das einwaerts aigen ist des Gots- 
haus ze Rot zu rechter heurgts gut Hainrich dem Taenner und unser 
lieben Basen, — denn es wirb bier das volle Eigenthum übertragen. 


Mon. B. t. 25, n. 170, p. 396, a, 1481; n. 211, p. 489, a. 19) 


n. 249, p. 565, a. 14975 n, 179, p. 422, a. 1485. 


⁊ 


Meber dominium directum und utile, 2 


8.7. Von dem Befik nach Hofrecht. 


Der Beſitz nach Hoftecht beruhete, gleichwie der nad) Les 
henrecht urfprünglih auf der Gnade des Herrn). Eine fefte 
Sitte trat aber bald an die Stelle der Willffür, und der Hof: 
mann erlangte ein Recht am Gut, welches auf Die Erben über- 
ging ). Am früheften kommt ein Erbrecht in dem Falle vor, 
wenn bei einer an die Kirche gefchehenen Tradition dieſes ausbe- 
dungen wurde®). Aber fchon feit dem 9. Jahrh. bilvet fich nad 
und nach die Regel, daß der Hofhörige am Hofgut ein erbliches 
Recht habe; und nur aus beftimmten Gründen, vornehmlich wenn 
er mit den jährlich zu entrichtenden Leiftungen im Rüdftand blieb, 
fonnte er durch das Urtheil der Genoffen im Hofgericht des 
Gutes entſetzt („enterbt““) werben *). 

Lehenbrief vom Jahr 1136 (b. Günther, Cod. Rh. M. t. 
4. 2. 111): 
Ego Godefridus gratia Dei prepositus in domo sancti Petri 
Treviri — notunm esse volumus. qualiter uineam unam 
salice terre — in villa G— cuidam homini ejusdem curie 
Rezelino uidelicet suisque heredibus colendam concessimus 
— ea scilicet ratione. ut diligenter eam colant. et fratribus 


1) Zeitſchr. f. geſch. Rechtsw., Th. J, S. 163 ff. — Eichhorn, Rechtsg., 
$. 62 a, 
2) Die Erinnerung an die urfprünglich precäre Natur des hofrechtlichen 
Befiges hat fi, auch nachdem derſelbe ſchon Längft erblich geworben 
war, in dem bafür vorkommenden Ausdrud Gnade erhalten. Mon. 
B. t. 15, n. 52, p. 335, a. 1437, wo ein Hofmann „dy gnad vad 
pawrecht‘‘, die er auf einem Hof gehabt, bem Leiheheren verkauft; 
vgl. baf. n. 30, p. 302, a. 1367. 
urk. v. 3. 789 (b. Schoepflin, Als. dipl. t. 1, n. 63). — v. J. 
798 (bei Neugart, cod. dipl. Al. t. 1, n. 135). — vom 3. 776 
(Herrgott, geneal. dipl. gent. Habsb. t. 2, n. 15,8. — v. J. 
779 (daf. n. 17, p. 9). 
Diplom des Kaifers Heinrich III. vo. 3, 1056 (ab Hontheim, histor. 
Trevir. dipl. t. 1, p. 399). — Diplom bes Kaifers Heinrih IV. v. 3, 
1065: Si propter census negligentiam vel ob quamlibet etiam culpam 
mansus aut possessio alicujus hominis in placito abbatis pablicatum 
sive dominicatum fuerit (baf. p. 409). — - Mel, v. 3. 1135 (daf. 
p- 527). 


3 


ur 


4 


— 


u Dunder: 


' , dimidiam partem uini tribuant. dimidia parte sıbi retenta. 
Et ne cuiquam preposito uel canonico qui fuerat predicte 
uille procuratlor eandem curiam illis auferre liceat, nisi 
vel solitudinis uel fraudıs conuincantur. et judicio pa- 

rium suorum ab hac heredilate alienentur. hanc cartam 

sigilli saneti Petri impressione signauimus,. 

Schon in Urkunden des 10. Jahrhunderts wird bei einzelnen 
Höfen die Erblichkeit der Leihen als etwas ſchon längft Beitehen- 
des erwähnt). Aber nicht überall trat dieſes günftige VBerhält- 
niß für die Hinterſaſſen ein, indem ſich hin und wieder der ve 
care Charakter ihres Befigrechtes erhielt 2). - 

Wenn nun die Praris dem Leihemann ein dominium atile 
beilegt, ſo ift Diefes nur won dem Balle zu verfiehen, wo berjelbe 
das Gur mit erblihem Rechte inne hat. Da aber der Vafall, 
welcher fein Recht am Lehen nicht blos vor dem Lehenhofe feines 
Heren, fondern felbft in den ordentlichen Gerichten verfolgen Fonnte, 
in feiner Beziehung als Eigenthümer anerfannt wurde, jo läßt 
fi) erwarten, daß ein Eigenthumsrecht noch viel weniger dem 
Hofhörigen an feinem Leihegut zugeftanden ſei, da er zur Ver: 
theidigung feines Rechtes nur im Hofgericht auftreten Tonnte. 
Diefer Umftand hinderte freilich nicht, daß dem Hofhörigen Ei: 
genthum nach Hofrecht zuftehen Fonnte, allein e8 wird in ben 
Rechtsquellen das Eigen des Hörigen von deſſen Lehen immer 
ausbrüdlich unterfchieden 9), und in Bezug auf das Lehen nur 
dem Herrn das Eigenthum zugefchrieben *). 





9 Verfiherungsbrief des Erzbifch. Theodorich von grier fuͤr die Erbbe⸗ 
ſtaͤnder in Pillich zwiſchen 965 und 975 (bei Günther, Il. c. t.1, 
n. 22): Nouerit — — qualiter ego Theodoricus — hominibus seili- 
cet famulis saneti Petri in potestate Pilliaco manentibus cartam con- 
firmationis prediorum suorum et hereditatum quae habuerunt et 
possederünt jure hereditario ab auitis temporibus — scribere 
juberimus quod et fecimus eo rationis tenore ut — — possideant 
fauste, sucoessoribus quandoque relinquant et liberam habeant po- 
testatem de predictis inter se donandi vendendi commotandi. 

2) Maurenbredher, Deutſch. P.⸗R., 8. 673, Note g. 

3) ©. ©. 208, Rote 1. — Xbgebrudte Urk. v. 3. 1295 im Anf. 

4) In ber im Text zuNote‘) &. 197 angeführten weitern Bebeutung wird der 
Leihemann auch wohl Eigener genannt, z. B. in dem Recht des Hofes 
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Urk. v. 3. 1293 (bei de Falkenstein, I. c. n. 104): 





pro me et heredibus meis recepimus jure ac titulo cen- 
suali, cum ad ipsum et Eoclesiam sum Dominium et 
proprietas pertineat earundem ; ipsi Domino Episcopo — 
12 denarios et unum pullum — nomine census annis sin- 
gulis — exsolvere tenebimur. 

Kaiferreht 2, c. 101 (de Senckenb., e. j. G- t. 1): 
Der gut bestet czu erbe ume eynen czins — enmag oueh 
vorbaz keynen man med dem gude geerbin daz er feste 
domede sicze Ez geschy den med dez hant.dez daz gut 
eygen ist. 

Weisth. des Dorfes Smweinheim aus der Mitte des 15. Jahrh. 

(b. von Fihard, Wetteravia B. 1, 9.1, ©. 150): 
Zu den erften ift eyn Apt und eon Convent des egenanten 
Cloiſters eyn rechter gruntherr des Dorffs Sweynheim 
und Im gehorent zu walt waſſer und weyde zu rechter Ey— 
genſchaft, und wer — etwas beſitzet, das beſitzet er 
zu rechtlichem erbe' von In und von Irem cloiſter us 
— zyns pacht und gulde. 

Urk. v. 3. 1471 (Mon. B. t. 17, n. 41, p. 357): 

“Ich Bekenn fur mich mein eliche Hausfrawen all vnser 
erben vnd nachkummen — das wir — zu ainem rach- 
ten erb — vererbt haben — die gerechtigkait ?) so .wir 
an vnserm Hof des aigenschaft Hanns Z. Innhat — 
„ „gehabt haben — dem beschaiden H. B. 
Urk. v. 3. 1496 (daſ. n. 69, p. #9): 
(Wir ‚haben verfauft) vnsere aygen Hub — die itz Stephan 
W. pavet vnd zu Erbe Innen hat, alles für freys le- 
digs vnbekumerts aygen >). 





J 





zu Weſthofen, $. 7 und 9 (bei Senckenb., c. j. G. mant. doc., 
p. CXVN. a 

4) Mon. B. t. 4, ». 61, p. 391, a. 1480; t. 2, p. 427, a. 1440. 

2) Schmeller, Bayer, Wbrterb., Ih. 2, S. 436, hält frei, Tedig 
(Lauter), eigen für gleichbedeutend mit ludeigen, welches derfelbe 
©. 441 durch ganz eigen, allodialis erlärt, fo bag es alſo den Ge- 
genfag eines gelichenen Gutes bezeichnet. Dieſe Bebeutung bommt als 


DA Dunder: 


Deseript. Honor. monasterii Michelfeld a. 1500 (daſ. t. 25, 
n. 250, p. 569): 

Alle obgeschriebene dorffer mit iren Zuegehorungen — 
sindt mit grundt vnd poden vnsers Closters aigen — 
das erbe der gepauern !), 

Daher wird auch une der Leiheherr Orundher r2) oder®rund- 
und Eigenthbumsherr ?) genannt, und fein Recht am Grund 
und Boden dem des Leihemannes, welches in der Regel jus 
hereditarium, colonarıum, Erbrecht, Baurecht heißt, 


enigegengejeßt. e 
Wenn nun nad) dem Bisherigen das erbliche Recht des 
Hofmannes +) als Eigenthum nicht angefehen werden kann, fo 


lerdings vor, tft aber nit bie einzige, wie dieſe und mehrere andere 
Stellen (Mon.B. t. 18, p. 353, a. 14195 t. 25, p. 149, a. 1361) be⸗ 
weifen, in welchen das Eigenthum, obwohl es durch das erbliche Recht 
» des Leihemannes befchränkt ift, ein freies lediges Eigen genannt 
wird. Die regelmäßige Bedeutung ift vielmehr die, daß freies lediges 
Eigen ein Grundftäd bezeichnet, welches nicht mit Reallaften befchwert 
ift (Mon. B.t. 17, n. 66, p. 414, a. 14955 n. 67, ej.a.;t.18, n. 475, 
- p. 562, a. 14735 t. 21, n. 25, p. 322, a. 1474; n. 32, p. 333, a. 
14795 t. 22, no. 102, p. 324, a. 1352). Daher wird aud ein Lehen 
ein Iediges freies genannt (daf. t. 18, p. 177, a. 1350; t. 21, p. 92, 
a. 1429; t. 24, p. 517, a. 1401), wenn neben ber eonracttchen Les 
henspräftation feine Reallaften darauf liegen. 
:4) Mon. B. t. 7, n. 4, p. 232, a. 1330. 
2) Srenzhaufer Weisth. aus dem 15. Jahrh. (bei de Senckenb. e. j. 
G. t. 1, p- 2, n. 9). Auszug aus einem Weisth, zu Oberhirzenach v. 
IJ. 1451 (Günther, cod. Rh. M. t. 4, n. 236). Pillerfeer Hof: 
marksrecht, v. J. 1466 (Mon. B. t. 2, p. 103). Recht des Ktofters 
Aspach (daſ. t. 5, p. 220). Url. v. J. 1480 (baf. t. 4, n. 61, 
p- 391). 
3) Crumbacher Weisth. aus bem 15. Jahrh. (bei de —— n h., l. 
n. 10). 
4) In den Hofrechten wird die Erblichkeit des Rechtes in der Regel aus⸗ 
druͤcklich anerkannt: Ryckshof Brackel Gerechtigkeit v. J. 1299 (Soms 


mer, Handb. über d. baͤuerl. Rechtsverh. Th. J, B.2, S. 54). Recht 


und Privilegien bes Haves Weſthaven, $. 11, v. J. 1322 (da ſ. S. 38). 
Jura colonorum in Ammergau v. J. 1330 (Mon. B., t. 7, p. 232). 
Hofrechte des cölnifchen Hofes zu Schwelm zwifchen ben Sahren 1363 
und 1359, $. 4 (Sommer, a. a.D., 66). Redit des Hofes Stockum 


. 
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fragt es fich, welchen andern Rechten daſſelbe zur Seite zu flellen 
ſei. Dem Begriffe nach liegt Fein Widerfpruch darin, daß das 
erbliche Nutzungsrecht an einem Orundftüde ein perfünliches, 
alfo im Ganzen ein auf die Erben übergehendes Pachtverhaͤltniß 
ſei. Allein das deutfche Recht hat dieſen Gefichtspunft nicht aufs 
gefaßt, wie jet an mehreren Befugnifien des Leihemanns gezeigt 
werden fol, weldye fein Recht als ein dingliches daritellen. 
Dahin gehört die Befugniß des Leihemannes, fein Recht am Gut 
mit Einwilligung des Herrn zu veräußern’), weldhe jenem in 
den Hofredhten und Leihebriefen regelmäßig eingeräumt if. Wenn 
nun aber die Veräußerung ohne Conſens unerlaubt und mit - 
Verluſt des Rechtes bevrohet war, fo fand es doch nicht in ber 
bfoßen Willfür des Herrn, feine Einwilligung zu verweigern, 
fondern nur aus gewiffen Gründen, vornehmlich. wenn der neue 
Erwerber zur Bewirthichaftung des Gutes untüchtig und Fein Ge⸗ 
nofje des Veräußerer war, konnte der Herr feinen Widerfpruch 
durchſetzen, worüber die Genofjen zu enticheiden hatten 2). Man 
fönnte freilich dieſe Webertragung des ‚erblichen Beſitzrechtes mit 
einer Aftermiethe vergleichen, wenn man unpaffenden Analogieen 
des römifchen Rechtes auf dem Gebiete des deutfchen Raum gön- 
nen dürfte. Daß dem Leihemann nicht blos ein perfönlicher An- 
fpruch gegen den Leiheherrn auf Fortſetzung des Leiheverhältniffes, 





v. 3. 1370, 8. 3 (daf. ©. 156). Jura praepositurae Köztingensis c. 
a. 1400 (M.B., t.2, p. 111). Instrumentum de juribus curtis in Dur- 
sten, a. 1401, art. 7 (Sommer, ©. 201). Aöpeler Hofsrcht v. I. 
1499 (daf. 59). Rechte des DOberhofes Eichel erneuert gegen 1500, 8. 
19, 20 u, 23 (daf. ©. 76 u. 77). 

1) Membrana Meinbardi abbatis de juribus Maurimonasterii c. a. '1144 
(Schoepfl., Al. dipl. t. 1, n. 265, p. 226). Recht des Haves zu 
Wefthoven alten Kluhtengerichts, &. 9 (Sommer, a, a. D., ©. 36). 
Hofrechte des Tölnifchen Hofes zu Schwelm 8.5 (Sommer, ©. 67). 
Scoplenberger Hovesrechte und Gefege (d aſ. S. 32). Saalbuch des 
Kloſters Ebersheim v. I. 1320 (b. Schilter, cod. jur. feud., p- 
367). Großenheimer Hofrecht (daf. &. 369). Ausſpruch des Fürftenges 
richte zu Ravenna im 3. 1232 (Pertz, mon. t. 4, p. 294). Url, v. 
J. 1361 (Mon.B. t. 25, n. 49, p. 149). Deögl. oben ©. 204, Rote il. - 

2, Weisth. der Wogtei Stumm v. 3. 1440 (Mon. B., t. 2, p. 428). 
Chiemfeer SGotteshausreht v. 3. 1462 (daf, ©. 523 u. 525). Jura 
praepositurae Köztingensis c. a. 1400 (daf. p. 110). 


206 | Dunder: 


fondetn ein Recht am Gute ſelbſt zuftand, ergibt ſich ferner daraus, 
daß bei einer Veräußerung von Seiten des Leiheherrn der neue Erwer: 
ber das Recht des Leihemanns anerkennen mußte, und denfelben 
daher ebenfowenig des Gutes entjegen: konnte, als dieſes dem Ver⸗ 
leiher felbft geftattet war. Der Grundfag: Kauf bricht Miethe 
galt alfo bei den erblidhen Leihen nicht). Es war Diefes fo 
wenig einem Zweifel unterworfen, daß man es nicht für nöthig 
hielt, bei Veräußerungen von Seiten des Keiheheren, dem neuen 
Erwerber die. Anerfennung des Erbrechts des Leihemanns zur 


- Pflicht zu machen. Wenn dieſes aber dennoch hin und wieber 


⸗ 


geſchehen iſt?), jo kann daraus nicht der Schluß gezogen werden, 
daß es dem neuen Erwerber allerdings freigeſtanden, den Leibe: 
mann abzutreiben, wenn eine ſolche Bedingung nicht gefeßt fei. 
Zur Beitimmung der Natur ded Rechtes des Hofmannes ift end» 
lich der Umſtand entfcheivend, daß demjelben an dem Hofgute eine 
Gewere (mad) Hofrecht) zuftand, Die Belehnung mit dem Gute 
gefhah nämlich im Hofgeriht?), und gewährte nad) Ablauf von 
Jahr und Tag Sicherheit gegen die Anfprüche Dritter: 
Schoplenberger Hovesrechte und Geſetze (bei Sommer, 
a. a. O., ©. 32: 
Item, fete vid eyn Hovedmann in eynen Hovesgube Jar 
und Dag funder einige rechte byfprade und na Sar und 
Dage eyn queme und mafede eme dat byfprede, fo fal und 
mag bey belende Man nemen eynen beneden ſich ſyner Na: 
ber und enen boven fd, geſchworner Hoveslyde, und fal 
dan ſyn Gud neger fon to behalden, dan epmant to eme 
in to gan oder af to fegen ®). 
Der Hofmann hatte daher das Recht, fein Hofgut als Klä- 
ger und ——— tm Hofgericht?) und ſpaͤter, als die Hofver- 


1) Solmsſches Landrecht (1571) Th. 2, Zit. 7, 5. 3. 

2) Url. v. J. 1429 (Mon. B., t. 25, n. 3, p. 27). 

3) Schoplenberger Hovesrecht und Gefege (Sommer, a. a. O. ©, 32). 
Hofrecht des koͤlniſchen Hofes zu Schwelm, $. 2 u. 3 (daf. ©. 66). 
Saalbuch des Klofters Ebersheim (bei Schilter, l. c. p. 367). Augs⸗ 
burger Statut 341 (Walch, Th. 4, ©. 329). 

A) Hofsrecht des Tölnifchen Hofes zu Schwelm, 5.9 (Sommer, ©. 67). 
Statute und Rechte des Hofes tho Herbide, $. 8 (daf. S. 62). 

5) Daf. $. 2, Recht des Kiofters Aspach (Mon.-B. t, 5, p. 220). 
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faffung immer mehr verfiel, im RER 1) auf eigene Gefahr 
und Koſten zu vertreten. 


IV. Reſultat. 
8 


An die im Vorftehenden verfuchte Entwidelung der Grund: 
fäße des deutſchen Rechtes muß fich nunmehr die Beantwortung 
‚der Stage fuüpfen, was fih davon im MWiderfpruch mit dem rö- 
mifchen erhalten habe. Hier bedarf es Feines Beweiſes, daß der 
Gegenfab des Altern Rechtes im Eigenthbume nah Volfsredt 
und Hofrecht mit der Veränderung der frühern Gerichtsverfaſ⸗ 
fung untergegangen ijt, und daß wir ſchon lange nur ein von 
dem Stande der Perfon ganz unabhängiges Cigenthum haben. 
Ebenſo unzweifelhaft ift ed, daß die Anficht des deutſchen Rechts, 
welches auch ein Eigenthum an unförperfihen Sachen zuließ, ſich 
nicht erhalten Hat); die Verhältniffe, in welchen daſſelbe ange: 
nommen wurde, haben je nach ihrer verjchiedenen Natur im Sy: 
ſtem ihre Stelle gefunden, 3. B. die Grundrenten als Reallaften 
bei den dinglichen Rechten an einer fremden Eadhe. 

KRücfichtlich des fogen. getheilten Eigenthums aber ift 
zwifchen dem beutfchen und römifchen Rechte fein Widerſpruch, 
beiden ift e8 gleichmäßig unbefanntz denn daß das Eigenthum 
“auf dem Princip der Gewere beruht habe, und daß daher da, 
wo diefe vorhanden gewefen fei, aud) jenes angenommen wer: 
den müffe, widerfpricht den Quellen geradezu. Das Borhanden- 
fein der Gewere bezeichnet nur die derſelben zum Grunde liegen- 
den Rechte ald dinglihe, läßt aber niemals den Schluß auf die 
materielle Gleichartigfeit Diefer Rechte zu. Die von Phillipg 
weiter aufgeftellte Behauptung, daß die Gewere ein den Glofia- 


4) urk. v. 3. 1408 (Mon. B. t. 27, n. 455, p. 417). Url. v. 3. 1551 
(daf. o. 478, p. 449). 

2) Im preuß. Landr., ZH. I, Tit. 8, $. 2 („Alles, was einen ausſchließ⸗ 
lichen Nutzen gewaͤhren kann, iſt ein Gegenſtand des Eigenthums“), 
und in dem oͤſterreich. Geſetzbuch, $. 353 („Alles, was jemandem zu⸗ 
gehört, alle feine Eörperlichen und unkörperlichen Sachen heißen fein 
Eigenthum’’) dat fid) Be Begriff des Eigenthums in den des Vermoͤ⸗ 
gens aufgeldſt. 


* 
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toren geläufiger Begriff gewejen fei, und Die doppelte_ Gewere 
beim Lehen “te veranlaßt habe, hier ein auf gleiche Weife ge- 
theiltes Eigenthum anzunehmen, welches nachher auf ähnliche 
Berhältniffe übertragen fei, findet in der Gloſſe Feine Beftätigung. 
- Abgefehen davon, daß die ganz römifche Form, in welche die 
j Lehensgewohnheiten von den Sammlern gebracht find, keine Ver: 
anlaffung gab, auf germanifche Rechtsſätze zurüdgugehen, ift es 
befannt genug, wie die gelehrten Juriſten, mit den Gloſſatoren 
an ihrer Spige, nur das römifche und kanoniſche Recht überall 
gelten laſſen wollten. 

Da das dominium utile fih als Eigenthum nicht geltend 
machen kann, fo ift es auch unftatthaft, die von dieſem gelten> 
‘den Grunbfäge bei jenem Direct zur Anwendung zu bringen. 
Die praftifchen Folgen hiervon zeigen fich nicht blos bei der Be- 
antwortung der Trage, ob der Lehensherr als Eigenthümer einen 
Anſpruch habe auf den auf dem-Lehengute gefundenen Schatz, 

‘oder die entftandene Slußinfel. Schon die Gloffe zu $. 39, T. 
‘de divis. rer. 2. 1.) verb. suo und zu L. 1, C. de thes. (10, 
14) verb. nam in suis läßt den Vafallen und Emphyteuten ben- 
ſelben erwerben, welcher Anficht die Mehrzahl der Juriften gefolgt 
iſt; während e8 doch wohl confequenter wäre, die dem Eigen- 
thümer zufallende Hälfte zwifchen dem dominus directus und utilis 
zu theilen 2); denn der von Zoeſius) angegebene Grund: nam 
licet non habeat plenum dominium, habet tamen utile, cujus 
respectu omnis rei utilitas, sive in fructu sit sive non, spectat 
ad emphyteutam, non ad dominum fann die Ausfchliegung des 
Obereigenthumers doch wahrlich nicht rechtfertigen. Daß der Les 
hensmann ꝛc., wenn man defien Eigenthum am Lehen verwirft, 
feinen Anſpruch auf die Flußinſel und nur als Finder Theil am 
Schab hat, verfteht ſich von felbfi?). Der Ball aber, welcher 
gerabe der Prüfftein fein muß, ob das dom. utile ein wahres 
Eigenthum oder nur ein jus in re aliena fei, zwingt die Ver- 
theidiger des getheilten Eigenthums zu einer argen Inconfequenz. 
Wenn nämlich der Obere und Untereigenthümer Antheil an der 


4) S. unten ©. 212, Note 3. 
2) Comm. ad Dig. lib. 19, tit. 2, n. 71. 
9) v. Vangerow, Leitfaden zu Pand,=Borl., Th. 1, $. 302 Anm. 
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Vroprietät haben, und alfo beide ald wahre Eigentümer geftet 
ſollen, fo ift nicht einzufehen, warum das Conſolidations⸗— 
recht, welches auf Seiten des eriten bei. dem Erlöfchen des Rech⸗ 
tes des lebten Statt findet, nicht auch im umgefehrten Falle ein: 
treten follte, Beim Lehen geſchieht dieſes nad) ausdrücklicher Ber: 
fügung ver Gefege *) in der That dann, wenn der Lehensherr 
eine Selonie begeht. In den übrigen Fällen Hingegen, in welchen 
das Recht des Lehensheren erlifcht (3. B. wenn berfelbe unbeerbt 
flirbt) und bei- den andern Arten des getheilten Eigenthums wird 
allgemein angenommen, daß das Aufhören des Rechtes des Ober: 
eigenthümers dem Untereigenthümer nicht zu Gute Tomme, fein 
. bisheriges bejchränftes Eigenthum daher nicht in volles verwan- 
delt werde. Diefe Inconſequenz wird dadurch nicht befeitigt, 
daß man annimmt, bei dem getheilten Cigenthume finde eine Zer- 
fplitterung des Kigenthbums in zwei ungleichartige Theile 
Statt ?), denn nur auf der Seite deffen, weldjem der das Con⸗ 
ſolidationsrecht begreifende Theil zugefallen, ift Eigenthum ®). 
Obwohl Mittermaier und Maurenbreder die von 
dem Standpunft der Theorie, aus gegen das getheilte Eigenthum 
zu machenden Einwendungen als gegründet anerfennen, fo haben- 
fie dennoch daflelbe deshalb nicht aufgegeben, weil es durch den 
Gerichtsgebrauch, das Juriſtenrecht und bie fpätere Ge⸗ 
ſetzgebung volftändig befeftigt- fei. Allein es würde traurig. 
um unſere Wiffenfchaft ausfehen, wenn wir alle Irrthümer, welche 
die Vorzeit und überliefert hat, blos deshalb, weil fie durch das 
Alterthum geheiligt find, der befferen Erfenntniß nicht zum Opfer 
bringen bürften. Der Gerichtsgebrauch enthält nur eine Anwendung 
der Theorie, erklärt und ergänzt diefelbe, und ſteht daher der Gel: 
tendmachung einer als richtiger anerkannten Theorie nicht im Wege *). 
Aber auch die Reihsgefege°), auf welche die zur Zeit ihrer Ab- 


1) IL, F. 26, 8. 9; H, F. 47. - — 
2) Maurenbrecher, Deut, P.⸗R., 8. 188. 
3) v. Vangerow, a a. O., 8. 295, Anm. 1. 

4) Jordan, im Arch. f. db. civ. Pr., B. 8, ©. 238 ff, 

5) Kam.⸗Ger.⸗Ord. v. J. 1521, Tit. 32, 8. 2: „nd ob fi ye u’ 
zeiten begebe, daß ainer — ben andern entfegt — fol dee entfeger da⸗ 
durch directum dominium das aigenthbumb oder hauptgeredhtigkait der 

guͤter oder gerechtigkait — verlorn haben, Wo aber. biefelpigen guͤter 
tZeitſchrift f. d. veutſche Recht. 2. 8b. 1. — 
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faffung hertfihende Anficht nicht ohne Einfluß geblieben if, koͤnnen 
jener Praris Feine Stäge geben, da in dieſelben nur Die Ansdrücke 
übergegangen find, mit: welchen das dingliche Recht des Leiheherru 
und Leihemannes damals Funftnäßig bezeichnet wurde; man kann 
daher nicht annehmen, daß durch den bloßen Gebrauch dieſer Tet⸗ 
minologie aud) die über jenes Rechtsverhältniß überhaupt geltende 
Theorie eine geſetzliche Sanction erhalten habe. | 
Ebenſowenig kann zur Rechtfertigung des Gerichtsgebrauchs 

auf die Particulargeſetzgebung Bezug genommen werben, 
indem bie äftere fich mehr oder weniger an Die oben entwickelte An⸗ 
ficht des deutſchen Rechts Hält, Die neuere aber einen ganz andern 
Begriff vom Eigenthum, als day gemeine Recht, aufftelt, Die 
ältern württemb. Landesordnungen von 1536, 1552 und 1567 
fennen die Cintheilung in dominium direetum und utile niit, Der 
Leiheherr wird hier „Etgenthums herr“ genannt und dem Reihe: 
mann eine „nießliche Gerechtigkeit“ zugefchrieben 2). Der: 
felbe Sprachgebrauch findet ſich auch in dem Landrecht von 1610, 
Th. 2, Tit.9, 8.45 9. In der ſolmsſchen Gerichts- und 
Landesordnung (1971) Th. 2, Tit. 5, 8. 3 heißt es von der Exb- 
+eihe: „da gleichwohl der Eigenthumb bei dem Verleiher, 
dem Erbbeftender aber und feinen Erben der Gebrauch vnd 
die Beßerung baran bfeibt, erblich und unwiderruflich, fo lang: fe 
den Exrbzin oder Pfacht ausrichten, vnd ſich fonft gebührlich halten. 
Bud heift folche Erbleyhe im Latein Einphyteusis.’’ Und nad) Tit.6, 
8. 5 „Soll der Beſtender — die Erbzins oder Pfächt dein Eigens - 
thumb 6= Heren gütlich außrichten.“ "Auch in den fächſiſchen 
Conſtitntionen (8572) wird der Sprachgebrauch des deutfchen Rechts 
beibehalten, und Fleichfam Kur. zur Gklänternng deſſelben die wiſſen⸗ 
ſchaftliche: Terminologie hinzugefügt. Nach gemeinem Kayſerlichen 





ober gerechtigkait gedachtem entſetzer mit yrem aigenthumb nit zugehd⸗ 
ren, fol er derſelben werth dem entſatzten, nach ordnung gemainer 
recht, zu geben ſchuldig ſein.““ (Mrgt, L. 7, C. unde vi). Just. pac. 
Osnabr. art. 11, .$. 12: „Item: quoque Majestas Suedide roslitdat 
Domino Elestori — reliquam Poweraniarh -- . plöno: jure, ta "quad 
‚Dominiam wtile quam directum.“ Brgl. art. 5; 8:27.35 att.-18,-8. 3. 
» Bädter, — des: wärttemb, Priv. — — N. a 164, 
‚Rate: 268. — 
2. Ein: er, RL. — ©; [u 7 vote no — 
I — — 
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Recht ik ein Vnuderſcheib zwiſchen Erb⸗ und ſchlechten ginſen. Dann 
von wegen ſchlechter Zinsgfiter bona censitica genannt macht fich 
der Zinsmann des Gute nicht verlufttg, wann er gleich die Zins 
davon gebührlich nicht entrichtet, welches In den Erbzinsgütern ges 
ſchicht. Zu bem, fo wird allein die erbliche Nutzbarkeit des 
Guts, utile dominium, in den. Erbzinsmann Emphytentam ger 
wandt und behält der Lehnherr dvarauff den Grund @igenthumb 
directum dominium, Aber folches beydes, nemlich direcium et utile 
dominium, hat ein teglicher ſchlechter Zinsmann in allen folchen ſei⸗ 
nen Gütern’ (P. 2, c. 39). "Die Aufnahme der Kunftausbrüde 
in das Gefeg war aber hinreichend, der gangbaren Theorie über 
das getheilte Eigenthum auch eine gefegliche Grundlage zu geben, _ 
und die das Recht des Leiheheren und des Erbzinsmannes am Gute 
ganz anders darftellenden deutfchen Ausdrücke wurden weiter nicht 
berüdfichtigt. Daher fpriht auch Carpzov ©) datt Bafallen und 
. Emphyteuten, weil fie das dominium utile hätten, den auf dem Leihe⸗ 
gut gefundenen Schaf zu. 

. Die neuere Particular: Öefehgebung Dagegen hat die Theorie 
über das getheilte Eigenthum fhon mehr. oder weniger ausführlich) 
aufgenommen. Hierbei ift aber nicht zu überfehen, daß diefe Ge— 
feßgebungen an die Stelle des gemeinrechtlichen Begriffes des Eigen- 
thums einen andern gefeßt, und dadurch den die Theorie des gemei- 
nen Rechts treffenden Vorwurf vermieden haben, mit fich felbft im 
Widerſpruch zu ftehn. Hierher gehört zuerft ver codex Maxim. 
Bav. civil. (1756). In dem vom Eigenthum handelnden 2. Cap. 
des 2, Buches heißt e8 8. 1: „Das Eigenthum ift eine Macht und 
Gewalt mit dem Seinigen nady eignen Belieben frey und ungehindert 
fo weit zu disponiten, als Gejeg und Ordnung zulaßt.’ Ein fols 
ches Eigenthum läßt fich ſehr wohl in ein dominium directum und 
utile zerlegen, welche Eintheilung im $. 2 erflärt wird „wann die 
Sad) mehr Herren hat und einem Davon die Grund=Herrfchaft, dem 
andern aber nur das nugbare Eigenthum — zugehört 2). 


1) Defin. for., p 2, 0: 53; def. -& 

2) Bei den Enwerbungsarten Bed Gigentpunrs (8: 2, &.3) wirb rüdfichte 
lich des Schages ($. 4) beftimmt, daß 3 dem Fifeus und 4 dem domi- 
nus ulilis (und dem Finder) mit Ausflug des dominus irectus zus 
fallen follen. Ueber das dem Emphyteuten- und Vaſallen zuftchende 
dom. utile ſ. B. 4,6. 7 u 18. 
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Nach dem weiten. Begriff, den das preuß. Landrecht und das 
öfterr, Geſetzbuch über das Eigenthum aufftellen 2), enthält die 
Eintheilung deſſelben in dom. dir. und utile gleichfalls nichts Wi⸗ 
derfprechended. Jenes beftimmt Th. 1, Tit. 8, 8.16: „Das Eir 
geuthum einer Sache ift getheilt, wenn die Darunter begriffenen ver⸗ 
ſchiedenen Rechte verfchiedenen Berfonen zukommen“ 2), und dieſes 
&. 357: ‚Kommt aber Einem nur ein Recht auf Die Subftanz dar 
Sache; den Andern dagegen, nebft einem Recht auf die Subſtanz, 


Das ausfchließende Recht auf derfelben Nugungen zu, dann ift das 


Eigenthum getheilt und für beide unvollſtaͤndig“ °). 


1) &. Note 2, ©. 207. " 

2) Rach Th. 1, Tit. 9, 8. 94 ff. Toll der Schag dem nugbaren Eigenthümer, 
mit Ausſchluß des Obereigenthuͤmers zufallen. Als Einleitung zu ber 
Lehre vom Lehen und ben Erbzinsguͤtern enthält Sp. 1, zit. 18, 113 _ 
die Theorie des getheilten Cigenthums, 

3) Der Schag, foweit er nicht dem Zifeus (3) und dem Finder (3) zufaͤllt, 

ſoll zwifchen dem Ober» und Nugeigenthümer getheilt werden ($. 399). 
Von dem getheilten Eigenthum wird weiter 2 den Erbpachtgütern 
(88. 1123 — 1151) gedandelt. - 





Dend von Beeitlopf und: Härtel in Leipzig. 


! 


| Die Verforgung der Wittwen und 
Kinder bei ftandeswidrigen Ehen 
des Deutfchen hoben Adels, 


Bom 


Heren Geheimen Oberrevifionsratb Dr. Heffter in Berlin. 


Noch immer eine gangbare und für Viele nicht zweifelsfcete 
Trage! Es ift unfere Abficht, ihre Beantwortung aus den Quel⸗ 
len des deutſchen Privatfürſtenrechts, welche fich hier faſt lediglich 
auf Herfommen und auctoritas prudentum befchränfen, anders 
ausgedrüdt, foweit fich die Rechtsidee in geſchichtlichen Vorgängen 
und in der Auffaffung und Behandlung der Frage durch die Organe 
des Rechts ausgeprägt hat, übrigens ohne alle Rüdficht auf einen 
beftimmten Fall zu verfuchen. Wir fehließen ung hierbei an bie 
ſchon andern Orts vorgetragene Theorie in Betreff der Ebenbürtig- 
feit und Mißhetrathen *) an, ohne daß jedoch hierdurch die Rich⸗ 
tigfeit der gegenwärtigen Abhandlung weſentlich bedingt ift. 

Zur fchärferen Feſtſtellung der Frage felbft ift porerft daran zu 
erinnern, daß fih überhaupt folgende Arten ftanbeöungleicher Ehen 
nad) deulſchen Rechten unterſcheiden laſſen: 

1) Ehen unter Perſonen ungleichen Standes, unter denen 
nach unzweifelhaften allgemeinen oder beſondern Familienrechten 
keine Ebenbürtigkeit Statt findet, und daher auch die auf Eben⸗ 
bürtigkeit beruhenden Wirkungen der Ehe nicht Platz greifen koͤn⸗ 
nen: — notoriſche Mißheirathen. 


*) Beiträge zum deutſchen Staats- und Fürſtenrecht No. J., womit noch 
verglichen werden kann: Votum eines N. D. Publiciſten zu J. &. Klübers 
nachg. Schrift : bie ehel. Abſtamm. des fürſtl. Hauſes Löwenſt. Wertheim. 
Halle, 1838. ©. 64 ff. 
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2) Ehen unter Berfonen von zwar ungleihem Stande, wobei 
jedody ein Mißverhältnig in Beziehung auf die von Ebenbürtigfeit 
abhängigen Wirkungen der Ehe rechtlich nicht feitfteht: — blos 
ftandeswidrige Heirathen. 

Reben beiven liegt die vertragsmäßige ungleiche, oder morga⸗ 
natifche Ehe, d. h. jede Art ftandesungleicher ?) Ehe Tann durch 
ein fogen. morganatifches Pactum vor oder bei ihrer Eingehung 
als vine ſtandesungleiche anerkannt und zugleich eine nähere Be⸗ 
fiimmung wegen der Rechtsverhaͤltniſſe der ſiandesungleichen Ge- 
mahlin und Defcendenz, oder auch blos wegen der Einen oder der 
Andern getroffen werden, obſchon nur innerhalb derjenigen Örenzen, 
welche der Bertragsfreiheit überhaupt, fo wie den bei Dem morgana⸗ 
tifchen Pactum Concurrirenden insbefondere gelaffen find; fo daß 
alfo auch der Grundſatz der Ebenbürtigfeit, dem Recht der Familie 
gegenüber, ohne deren Conſens nicht verlegt werden darf. Was 
nun in einem ſolchen Vertrage oder in der lex matrimons nicht bes 
ſtimmt ift, oder vermöge jener Grenzen nicht beftimmt werden Tonnte, 
ift lediglich aus dem Rechte der Ehe an ſich und der Familie zu er- 
gänzen. Yür den allgemeinern juriftifchen Gefichtspunft, den wir 
hier feftzuhalten haben, ift Daher vornehmlich die Frage zu erörtern : 
Weiche Rechte erwirbt nach gemeinem deutſchen Recht bei einer wah⸗ 
ren Mißheirath, wo Ebenbürtigfeit nicht Statt findet, die Angebeis 
rathete und deren eheliche Deſcendenz in Beziehung auf ihre fünftige 
- Berforgung? . Ausgefchloffen bleibt aber jede nähere Unterfuhung 
darüber, was für Ehen nach allgemeinem deutfchen Herfommen für 
notoriſche Mißheirathen zu erachten feien 2), oder ob überhaupt der 
obige Unterfchied zwiſchen nototifchen und nicht netorifchen Mißhei⸗ 
rathen zu rechtfertigen fei, worüber man fid) anderweitig verfländis 
gen muß, endlicy auch, in wie weit die Umwandlung einer Mißhei⸗ 
rath in ein rechtsvollklommenes Matrimenium gefchehen könne? 


Die geſchichtlichen Ergebniſſe für unfre Frage find Diefe. 


1) Ob auch an fich flandesgleiche Ehe? wie mandje annehmen, muß hier 
“gänzlich dahingeftellt bleiben, 
2) Nach des Verfaffers Anficht gehören dahin nur die Ehen unter Perfos 
nen aus dem hohen Adel und Bürgerftande. 


- 
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In den Zeiten der Hechtsbücher, jenem Abſchnitt des Mit- 
telalters, wo ſich die Abftufungen der Stände durch den Geiſt 
des Lehnweſens und. Friegerifcher Ehre auf das Genauefte aus- 
geprägt und abgefchloffen hatten, ftand auch der Grundſatz un⸗ 
widerlegbar fe: daß nur das ebenbürtige Kind feines Vaters 
Erbe nimmt; einer befondern Abfindung der nichtebenbürtigen 
Kinder gefchieht Feine Erwähnung *). Die Ebenbürtigfeit aber 
beftimmte fih nad den Standesverfchiedenheiten der Semper⸗ 
freien, oder des höchften Adels, der Mittelfreien oder Ritters 
bürtigen, der gewöhnlichen Freien und der Unfreien. Völlig unbe: 
gründbar und ungefchichtlih ift jedoch, daß fich dieſe Abſchließung 
‚der Stände und das damit in Verbindung ftehende Princip der 
Ebenbürtigfeit fammt feinen Folgen felbft nur für die Kreife des 
nachherigen hohen (reichsftändifchen) Adels mit ungefchwächter 
Kraft erhalten habe. Die vormals weientlich von der Geburt ab: 
hängigen Standesrechte Eonnten nad) der ſchon im 13ten Jahrhun: 
dert entftandenen und in Ausübung gebraditen ftaatsrcchtlichen An 
fiht vermöge der dem römtfchen Kaifer zugefchriebenen Machwoll⸗ 
kommenheit auch durch Faiferliche Standeserhöhungen und Privile⸗ 
gien erlangt werden; dem einheimifchen genoffenfhaftlichen Rechte 
zur Seite erhob ſich ein gemeines Faiferliches Recht und die Autono- 
mie des Landesherrn; neben dem herrfchenden und reichsftändifchen 
Adel entftand noch eine zweite Adelsclaſſe durch das Ritterthum, 
welches beide Claſſen nach gleichen Geſetzen unter fi} vereinigte; — 
wie konnte dieß Alles ohne Einfluß auf das Recht der Ehenbürtigfeit 
bleiben! | 

‚ Stellt man die thatfächlichen Vorgänge bei den ungleichen 
Chen des deutfchen hohen Adels für die Zeit des ausgehenden Mit: _ 
telalter8,, vornehmlich vom 13ten bis 16ten Jahrhundert ohne alle 
- Schminfe und vorgefaßte Meinung zufammen, fo tritt darin der 
rechtliche Gevanfe hervor: der ftandesungleichen Gemahlin und 
ihren Kindern gebührt in jedem Falle eine billige Abfindung aus 
dem Vermögen des Mannes und Vaters; ja Fraft der Fatferlichen 
und geiftlichen Rechte ftehet den Kindern fogar ein vollfommenes 


« 


*) Bol. Sachfenfp. 3, 72 u. 733 1, 51. Eichhorn, deutſche Staats: 
und Rechtsgeſchichte IL. 6. 373, &. 737 f., Ausg. 2., und bie fehon ange⸗ 
führten Beitr. 3 d. Staats⸗ und Fürftenreht I. ©. 7. 


1 * 
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Erbrecht zu, und es tft dieß felbft in Beziehung auf Stammgüter 
unwiderſprochen geblieben und durchgeſetzt, oder doch eventuell auf 
den Hall des Abganges aller ebenbürtigen Agnaten auerfaunt, oder 
auch eine Abfindung dafür felbft ans Stammgütern gegeben wor⸗ 
ben, regelmäßig dann, wenn die Mutter aveligen Herkommens 
war. Die Abfindung ber Ehegattin iſt aber entweder ganz nad) 
Gutfinden, oder nad) Art einer ftandeägleichen Wittwerverforgung 
regulirt worden. ae geſchichtliche —— mögen die ſeaenden 
dienen: 


1) Graf — der Aeltere von — beſaß im 13ten 
Jahrhundert die Grafſchaften Querfurt, Hardegſen und Mansfeld, 
ſo wie die Burggrafſchaft Magdeburg. Bei ſeinem Ableben hinter⸗ 
ließ er zwar drei Söhne, Burchard, Poppo und Gebhard; weil 
jedoch ihre Mutter nur aus niederm Adel oder dienſtmänniſchem Ge- 
ſchlechte war, fo erhielten fie bLo8 die Herrſchaft Schraplau, wo⸗ 
von fie fih auch Freih errn ſchreiben und nennen laſſen durften ). 


2) Markgraf Heinrich der Erlauchte von Meißen, welcher be: 
teitd von einer ftandesgleichen Gemahlin zwei Söhne hatte, war 
ums Jahr 1270 mit Elifabeth von Maltitz aus ritterbürtigen noch 
dazu dienftmännifchen ©efchlechte zu einer neuen Ehe gefchritten. 
Die hierin gezeugten Kinder, Friedrich und Herrmann, welche fammt 
ihrer Mutter durch ein fpäteres Eaiferliches Diplom von 1278 von 
jedem Meinifterialitätsnerus befreit und für völlig legitim erflärt 
worden waren, erhielten zwar von der väterlichen Verlaſſenſchaft 
feinen gleichen Theil mit ihren ſtandesmäßigen Altern Brüdern, 
. wohl aber wurden ihnen nicht unbedeutende Barcellen des Meipner 
Landes bei der von Heinrich felbft noch veranftalteten Theilung fei- 
ner Länder angewiefen. Namentlih empfing Friedrich das Amt 
Dresden und Schloß Radeburg ?). 


3) Vom Landgrafen von Hefien, Otto I. (+ c. 1328), wird 
folgende Aeußerung berichtet, die er gegen ſeine bereits 5 vorhandenen 
ebenbürtigen Söhne nn ſoll: 


1) Leuber, Catal. Comitam, Baronum et Toparch. cire. Sax. sup. n. 39. 
Bei Mencken, Script. R. Germ. Ill. p. 1934. 

2) Pütter, Mißheirathen, S. 35 folg. Hiloke, Ticemannus. Lips. 1751. 
p. 114 seq. Fabrieius, Origg. Saxon. VI. p. 586. .. 
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wär's Sache, daß. feine Hausfrau Adelheyd (Gräfin von Ra: 
vensberg) Todes halber abginge,, fo er dann feinen Wittwers 
ftand keuſchlich nicht halten könne, fo wolle er feines Fürften 
oder Grafen Tochter nehmen, damit durch zweierlei Kinder 
das Land nicht vertheilt würde, fondern er wolle eine fromme 
Jungfrau aus feiner Ritterfchaft zur Ehe nehmen, Die wolle er. 
mit Gelde und Lehnſchaft und andern Gütern wohl 
verſorgen, daß die Fürftenthümer bei einander 2 1). 
Alſo nur eine reiche Morgengabe und Abfindung ! | 
4) Als Kurfürft Sriedrih von der Pfalz, mit.dem Beinamen 
der Siegreiche, in der zweiten Haͤlfte des funfzehnten Jahrhunderts 
ein münchner. Hoffraͤulein gegen das feinem Neffen, Adoptivſohn 
und Nachfolger gegebene Verſprechen, fich nicht zu verheitathen, ges 
ehelicht hatte, fo wurde diefer Gemahlin ſammt den mit ihr erzeug⸗ 
ten zwei Söhnen nicht nur im Jahre 1473 unter Zuftimmung des 
gedachten Neffen eine Gapitalverforgung von 18000 fl. ausgeſetzt, 
fondern es errichtete auch noch Kurfürft Friedrich im Sahre 1476 
auf den Grund der ihm von Senem: gemachten Eomceffionen ein 
förmliches Teftament, wodurch er feinem damals allein noch übrigen 
Sohne Ludwig, unter Beftätigung aller ſchon früher gemachten 
Schenfungen an Gütern und Capitalien, noch mehrere zur Pfalz 
theil8 von ihm, theils von den Vorfahren erworbene Aemter und 
Herrfhaften überwies, namentlich Medmühl, Weinsberg, Neuftadt 
am Kocher, Löwenftein, Umftadt und Obberg, wovon wenigſtens Die 
Grafſchaft Löwenftein dem jungen Ludwig von Baiern nebft der ihm 
fchon früher übereigneten Herrſchaft Scharfened und einigen Heinern 


Lebhen und Gapitalien verblieb, als feine Bormünder und fpäterhin 


auch er felbft nad) dem Tode des Kurfürften genöthigt wurden, Al- 
les Uebrige dem Ffurfürftlichen Nachfolger, Pfalzgrafen Philipp, zu: 
rüczugeben. Auch wurde von Ludwig nur zu Gunften des Kur: 
fürften Philipp und feiner männlichen Nachkommenſchaft auf fein 
vaͤterliches Recht verzichtet, fein agnatifches Recht an fich nie beftrit- 
ten, und felbft von römifchen König Marimilian 1. feine fürftlihe 
Standeseigenfchaft förmlich anerfannt 2). 


1) Schminke, Monim. Hass. II. p. 452. Mofer, Famil. St. R. II. 62. 
2) Die befondern Eigenthümlichkeiten biefes Falles, worauf es Hier nicht 
näher ankommt, find bargeftellt in folgenden Schriften : 
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5) Seiner zweiten, nicht ſtandesgleichen Gemahlin, Katharina 
von Brandenftein, verfchrieb der Herzog Wilhelm von Sachſen im 
Jahre 1463 ein Heirathsgut von 20,000 fl. und eben jo viel an 
Widerlage, fo daß fie ein jährliches Wittthum von 4000 fl. em⸗ 
pfing !). 

6) Ein ferneres Beifpiel von ber Ebenbürtigleitöpraris des 
15ten Jahrhunderts kann von dem uralten, reichsfreien, turnir⸗ und 
ftiftsfähigen Gefchlechte der Biengenau (aud) Bienzenau und Püntze⸗ 
nau geheißen) in Baiern hergenommen werden ?), welches zwar 
keine Landeshoheit erlangt bat, jedoch ohne Zweifel dem alten Her⸗ 
renſtande angehörte, in welchem, nach Peter von Andlau's Zeugniß 
aus jener Zeit, die alten Grundfäge der Ebenbürtigfeit noch immer 
fireng aufrecht erhalten wurden. 

Zufolge der jchiedsrichterlichen Entſcheidung eines Herzogs von 
Baiern vom Jahre 1489 hatte nämlich einer der Gebrüder Bientze⸗ 
nauer fih mit einer Bürgerlichen, Margarethe Volgerin, ehelich 
verbunden und mit derſelben mehrere Kinder, auch Söhne, erzeugt. 
Diefen beftritten nach dem Tode des Vaters defien Brüder die Eben: 
bürtigfeit, und der Ausfall der herzoglichen Entfcheidung ging das 
bin, daß zwar die hinterlaffenen Familiengüter den conteftienden 
Brüdern, den gedachten Kindern aber doc, einige Theile des väter: 
lichen Erbes angewiejen wurden, unter wechfelfeitigem Verzicht auf 
fernere Beerbung ?). 

7) Im braunfchweig = üneburgifchen Haufe vermählte fich 
‚Herzog Otto, Altefter Sohn Heintich’8 des Mittlern von Brauns 
fchweig-Züneburg, im Jahre 1527 mit Mechthild von Campen, wo⸗ 
bei ihr mittelft eined Receſſes der drei fürftlichen Brüder zur More 
gengabe und Leibzucht auf Zeitlebens 400 fi. verfprochen wurden. 


Widerlegung einiger in neuerer Beit verbreiteter falfcher Nachrichten in 
Bezug auf den Urfprung des hochfürftt. Hauſes Löwenſtein Wertheim. 
Werth. 1831, — Klüber, bie ehel. Abſtamm. bes fürftl. Haufe Ld« 
wenftein Wertheim (Frankf. 1837), und in dem ſchon mehrmals angef- 
Votum, 

1) Mofer, Staater. XXI ©, 74. Pütter, Mißheir. ©. 61. 

2) Dan fehe beshald Bürgermeifter, Graven und Nitterfaal (Frankf. 
1721) ©. 498, und Nobilitas Ecclesiae Mogunt. 1614. in Catal. sub Otto 
‚de Benzenow ; auch Lip ow oky Agned Bernauerin (Mündy. 1800) im Anh. 

3. .Monumenta Boica. t. VI. p. 318. 
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Jedem Sohne folkten zur gänzlichen Abfindung 3000, jeder Tochter 
zur Cheftener 1500 vollwichtige rheiniſche Goldgulden verabreicht - 
werden; auch follte den Nachkommen auf den Fall des Abganges 
der beiden fürftlichen Brüder und ihres —— alle gebuhr⸗ 
liche Gerechtigkeit vorbehalten ſein. 

Dieſe Stipulationen verwandelten ſich nachmals durch einen 
Vergleich im Jahre 1560 in die Ueberlaſſung zweier Aemter nchft 
dem Vorbehalt der Succeffion nach Abgang des luͤneburgiſchen 
Mannsftammes ). | 

8) Als Erzherzog Ferdinand von Defterreich ſich ohne Zuftim- 
mung des Föniglichen Vaters mit Philippine, aus dem altadeligen 
Geſchlechte der Welfer zu Augsburg vermäblt hatte, wurde durch 
eine vom Kaifer am 13ten Septbr. 1561 beftätigte Urkunde, unter 
Ratihabirung der Ehe, allen daraus gebomen ober noch geboren 
werbenden weltlichen Söhnen ein jährl. Einkommen von 30,000 fl. 
und jeder Tochter ein Heirathsgut von 10,000 fl. fanımt ehelichen 
Fertigung zugefichert. Zugleich wurde den männlichen Nachkonmen 
die Succeffion in alle oͤſterreichiſche Etblande nach Abgange des 
ganzen (übrigen ebenbürtigen) Mannsſtammes vorbehalten, dem 
Erzherzog Ferdinand auch freigeftellt, eigene Erſparniſſe und Erwer- 
bungen feinen Söhnen. mit Titel und Wappen zuzuwenden. De 
Bemahlin wurden für den künftigen Wittwenſtand 3000 fl. jäbrl. 
angewiefen, die bei ihrem Ableben wieder den Kindern zu Gut fom- 
men follten. Vergleichsweiſe ward fpäter im Sabre 1608 der Vor⸗ 
behalt wegen der eventuellen Succeffion allerdings wieder aufgeho⸗ 
ben, Dagegen aber dem einzigen, weltlidy gebliebenen Sohne Ferdi⸗ 
nands und Philippinens, Namens Karl, die MarfgrafichaftBurgauı 
für ſich und feine ehelichen Mannserben als öfterreichtiches Afterlehn 
überlaffen 2). 

9) Um die nämliche Zeit beinahe wurde auch in dem Haufe 
Baiern eine bürgerlihe Ehe zwifchen dem Herzog Ferdinand von 
Baiern und Marie Bed, eines Hofpieners Tochter, geſchloſſen (fm 
Jahre 1588). Dabei findet fi das Befondere, daß den Söhnen 
aus diefer Ehe durch brüderlichen Vertrag, unter kaiſerlicher Beftäti- 
gung, nicht blos jährlich 2000 fl. und der künftigen Wittwe eben fo 


1) Strube, Nebenft. V. 244. Pütter, Wiihheiach. S. 93. 
2) Pütter, S. 103. 
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-  Diel. anögefept wurden, fondern auch noch.-jenen ein Suceeſſtons⸗ 
- recht auf den Abgang des Wilhelminifchen Mannsſtammes zuge 
fihert warb ?). 

10) Nachdem Markgraf Eduard Zortunat von Baben tm Sabre 
1591 Marie von Eiden geheirathet und fi) 1993 im Mat förm⸗ 
lich. mit Ihr Hatte trauen laſſen, verfchrieb er derfelben am 21. Ju⸗ 
nius 1593 als Wittthum bie: Summe von jährlid 3000 Fl. nebft 
mehreren andern - Gebührnifien. Früher ſcheinen ſogar 5000 Fl. 
verabredet geweſen zu fein?). Doch war jenes der. damals im 
Haufe Baden übliche Wittthumsbetrag9). 

Die in jener Ehe erzeugten Söhne erlangten bekanntlich durch 
günftige Verkettung ber Super ein Bolmandige> Succeſſions⸗ 
recht. 

11) Daſſelbe erreignete ſich F graͤflichen Hauſe Dettingen 
Walkrftein, wo Graf Wolfgang ein bloß adeliges Bräulein Jo⸗ 
banne von Molle geheirathet und fogar eivlich auf Die Stamm 
erbfolge verzichtet hatte*). | 

Bon bieran, d. h. etwa feit dem Ende des 16. Jahrhunderts, 
wird das Beftreben immer fichtbarer, das &benbürtigfeits - Briucip 
von feinem gänzlichen Verfall zu reiten. Die Hausgeſetze über die⸗ 
fen Punkt werden immer häufiger); ungleiche Chen werden von 
fürftlichen Perfonen meiftens ausdrücklich morganatiſch gefchlofien, 
und von bloß ungleihen Ehen, die durch agnatifchen Conſens in 
die Reihe vollgiltiger fürftlicher Ehen übergingen,, finden ſich feit- 
dem nur feltene Beiſpiele. Ausprüdlich ward auch durch Die Wahl- 
capitulation feit dem Jahre 1658 vorgefehen: daß der Kaijer „zu 
Praͤjudiz oder Schmälerung eines alten Haufes oder Geſchlechts, 
defielben Dignität, Standes und üblichen Titels Keinen , wer ber 
auch fei, mit neuen Prädicaten, höhern Titeln oder Wappenbriefen 
begaben ſolle.“ Im Jahre 1742 aber wurde beigefügt: daß ber 
Kaifer den aus unftreitig notorifcher Mißheirath erzeugten Kindern 

eines Reihsftandes zu Verkleinerung des Hauſes die väterlichen 


1) Mofer St.-⸗R. XIX. u. Pütter 150, 

2) Vergl. Mofer Staater, XXI. 264—272, Hütter, a. a. . O. S. 129. 
3) Moſer Staatsr. XIX. S. 376. 

4) Neumann in Welfsf. Jus prine. IX. p. 55. 58. 

5) Pütter ©. 196. 
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tel, Ehren und Würden nicht beilegen, vielweniger diefelben zum 
Nachtheil der wahren Erbfolger und ohne deren befondere Einwilli- 
gung für ebenbürtig erklären folle, bei Strafe der Nichtigkeit; was 
feit 1790 auch noch auf die gleid) Anfangs morganatiſch eingegan- 
genen Ehen ausgedehnt ward. 

Damit war zwar nicht entfchieden, was notorifche Mißheira⸗ 
then ſeien; aber wenn die Stelle irgend einen Sinn haben ſollte, ſo 
war jedenfalls damit auf das Herkommen verwieſen, d. h. ſowohl 
auf das allgemeine, wie auf Das befondere eines jeden fürſtlichen 
Haufes 2). Jenes aber ftellte fich wenigftend dahin feft, daß Die 
eheliche Verbindung eines beutichen Reichsſtandes mit einer Bürs 
gerlidhen eine Mißheirath fei, felbft wenn. eine kaiſerliche Standes⸗ 
erhöhung zum Zweck der Ehe erfolgte, fo lange nicht bie Agnaten 
darin conjentirten 2). 

- Durdblidt man nun die Familien: und Hausgefebe der vorge: 
dachten neuern Zeit, welche Etwas über die rechtlichen Anſprüche 
der ſtandesungleichen Gemahlin und Deſcendenz enthalten, ſo gibt 
ed einige, welche nur ein Recht auf Abfindung und Alimente, ans 
‚dere, welche eine modificirte Succeffion, 'wenigftens nad) Abgang 
des ebenbürtigen Stammes anerkennen, umd noch andere, welche 
die Mißheirath an dem ebenbürtigen Famitiengliebe felbft fchon mit 
Berluft des Erbrechis ftrafen, eine Beftimmung, deren Zulaͤſſigkeit 
in neuerer Zeit bezweifelt wurde, die ſich aber doch in einem Würs 
tembergifchen Brüdervergleich von 14892), in dem Teftament des 
Grafen Johann von Naflau aus dem Jahre 1597 *), ferner in 
‚ dem gräflich Leiningenfchen Hausvertrage. von 1614 °) und in dem 
Waldeckſchen Hausgefege von 1687 6) vorfindet. 

In dem graͤflich Königseckſchen Stammvertrage von 1588 
ward Dagegen feftgefebt: daß, wofern Einer ded Stammes und Na- 
mens ſich ohne der Andern Wiften und Willen ſtandeswidrig vers 


1) Bergl. Eichhorn, über die Ehe Sr. königl. Hoh. des Herzogs von 
Suffer (Berl. 1835) ©. 134. Des Verf. Beitr. 1. S. 21 folg. 

2) Ebendaf. S. 26 folg. 

3) Mofer Fam. StR, II. 67. 

4) Ebendaſ. 97. 

5) Ebendaf. 107: 

6) Mofer StR. XIII. 365, 174, 378. 
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heiraten würde, deſſelben Kinder bloß den dritten Theil. der 
väterlihen Habe und Güter genießen follten ). 

Ein gräflich Limburgiſches Hausftatut von 1604 beftimmte 
im Art. 9, daß die ohne agnatifchen Conſens gebeirathete bürger- 
liche Chegattin bloß auf Herausgabe ihres Heirathögutes, der Wir 
derlage und Morgengabe Anfpruch haben folle?). 

In dem brandenburgifch « hohenzollernſchen Hausvertrage von 
1695 heißt ed: daß wenn ein Yürft von Hohenzollern eine flaue 
deswidrige Heirath gegen die bisherige Obſervanz contrahiten würde, 
defien Kinder vom Titel und Namen der Hohenzollern, ſowie von 
der Succeſſion, jedoh gegen Verordnung eines jährlir 
hen Deputats zu ihrem Unterhalte, ausgeichlofien fein 
sollten ®). 

Die gräflich Witgenfteiniche Erbeinigung vom 22, November 
1607 ſchloß die Kinder aus einer ftandeswidrigen Ehe nur bis 
zum gänzlihen Abgange des ebenbürtigen Manns: 
ſtammes von jeder Erbgeredhtigfeit und Sucreffion aus, und 
fiherte ihnen ein gewiſſes, zu ihren Alimenten noth⸗ 
wendiges.Deputat nad) der Sachen Gelegenheit und Vermö«. 
gen ber Berlafienichaft zu *). 
| Ganz diefelbe Verordnung findet fi) im graͤflich Leyenſchen, 
vom Kaiſer Leopold beftätigten Hausverttage von 1661 3). 

‚Yın Sabre 1717 ward zwiſchen den Häufern Sachſen und 
Anhalt eine Convention errichtet, wonach alle Ehen unter dem 
xeihsgräflichen Stand für morganatifch erklärt wurden, jedoch mit 
Borbehalt der Succeffion nad Abgang des ebenbürtigen Stam- 
mess). Herzog Ernſt Ludwig von Sadıjen » Meinungen aber be- 
fimmte in einer eigenen Hansorbuung v. Jahre 1721 unter kai⸗ 
ferlicher Beftätigung, daß die aus einem folhen Matrimontum 
erzeugten Kinder bloß für Edelleute geachtet, und ihnen zufammen ’ 
lediglich eine jährliche Revenue abgegeben, oder ihnen hierzu ein 
gewiffes Gut angewiefen werben jolle. 





1) Mofer Famil. St.:R. II. 102, 
2) Mofer Staatör. XIX. 223, 
3) Ebend. 201. 
4) Ebend. ©. 76. 
5) Ebend. S. 103. 

6) Ebend. ©. 236. 
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Eine ähnliche Beſtimmung enthielt die Primogenitir- Conftt- 
tutton des. Grafen Kranz von Erbach-Erbach v. 25. Junius 1783, 
8.5, welcher jedoch, wegen der beigefügten Erflärungen, was für 
eine ftandedgemäße Berbindung gehalten werden folle, die kaiſer⸗ 
liche Beftätigung verfagt ward). 

Soviel hiernächſt die wirkliche Anwendung dieſer Hausgeſetze, 
ober in Ermangelung berfelben, des allgemeinen Reichsherkom⸗ 
mens betrifft, fo find vorzüglich folgende Bälle anzumerken. 

Als im J. 1692 der Herzog Iohann Adolph von Sadyfen Wei- 
Benfels in feiner Wittwerſchaft fi) entfchloß, das Fraͤulein Ehriftiane 
Wilhelmine von Bünau zur ehelichen Gemahlin zu nehmen, ver 
fhrieb er derfelben 6000 Thaler zur Morgengabe und zum Witi⸗ 
thum jaͤhrlich 3000 Thaler nebft Holz, Wohnung und andern Be- 
Dürfniffen. Wegen der Kinder (dergleichen aber nicht erfolgten) 
warb befondere Verordnung vorbehalten. Weber die Leiftung des 
Wittthums ward demnächſt ein befonderer Vergleich mit dem Lan⸗ 
Deöfolger im Jahre 1697 geichloflen ®), wodurch die hinterlaſſene 
Wittwe nicht viel meniger, als ihr ausgeſetzt war, erhielt). 

Den vom Herzog Leopold Eberhard yon Würtemberg Moͤmpel⸗ 
gard mit zwei ſtandesungleichen Gemahlinnen erzeugten Kindern ward 
vergleichöweife im Jahre 1758 von dem regierenden Herzoge von 
Würtemberg eine jährliche Rente von 14,000 Fl. ausgeſetzt *). 

Prinz Leberecht von Anhalt:Bernburg vermählte fh im Witt- 
weritande 1702 mit einer Baronin von Wrede, und erft im Jahre 
1703 ward ein Vertrag errichtet, wornach ihr und ihren Kindern 
ber Freiherenftand und als Abfindung eine Summe von 45,000 
Thalern zugefagt wurde ®). 

Beſonders erheblich erjcheint folgender Fall in demſelben fürſt⸗ 
lichen Haufe. Im Jahre 1715 Hatte der Erbprinz Karl Friedrich 
von Anhalt» Bernburg insgeheim eines Anhalte Harzgerodiichen 
Kanzleiraths Tochter, Namens Wilhelmine Charlotte Nüßler gehei⸗ 
rathet. Obgleich Died von dem Vater des Erbprinzen laut gemißbil- 
ligt war, ſo bewirkte dennoch nad) des Vaters Tode der nun zur 


1) Pütter a. a. O. ©, 308. 
2) Ebend. ©. 172, 

3) Mojer Familienflaatsr, Il, 667. 
4) Ebend. ©, 182. 

5) Ehend, ©. RI 20T. 
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Regierung gelangte Herzog Karl Friedrich 1719 eine hkaiſerliche 
‚Etandeserhöhung feiner ehelichen Gemahlin zur Gräfin von Ballen- , 
ſtedt. Derfelben ward fpäter zwar im Wittwenſtande 1722 der Ge- 
brauch des fürftlichen Titeld ausdruͤcklich durch den Reichshofrath 
unterfagt, ihren Söhnen aber ward durch ein Faiferliches Diplom 
vom 12. Junius 1723 das Prädicat Grafen von Bärenfeld 
ertheilt ). Schon vorher und.nod) bei Lebzeiten des Fürften Victor 
Amadeus war durch ein Reichshofrathsreſcript vom 3. Auguft 1717 
verfügt worden: daß bie angeheirathete Frau nebft den mit dem 
Erbprinzen erzeugten und nod) fünftig zu ergeugenden Söhnen und 
Töchtern, gleih aus ungleiher Ehe gebornen Kindern, 
mit nothwendigem Unterhalt verjehen und Fünftig ver- 
fehen werden möchten. Auch hatte ſich der im Jahre 1718 zur Re- 
gterung gelangte Fürft Karl Friedrich von feinem Erfigebornen und 
Nachfolger aus ftandesmäßiger Ehe, Victor Friedrich, im Jahre 
1720 verfprechen laſſen, daß der hinterlafienen Gemahlin, Gräfin 
von Ballerſtedt 5000 Thaler als jährliche Leibzucht und Wittihum, fo 
wie jedem ber. beiden Söhne derfelben ebenfontel ald Apanage aus 
ben bereiteften Einkünften affignirt werden follten. Und als hierüber 
Weiterungen entftanden, fo war dennoch der Erfolg der, daß den 
zwei aus Diefer Ehe. vorhandenen Söhnen und ihrer Mutter jähes 
liche 8000 Thaler durch den Reichshofrath im Jahre 1722 zu- 
gejprochen und aus ur Kammer in Bernburg angewiefen 
wurden ?). 

Ein ähnliches, wenn auch nicht ganz fo beftimmtes Beifpiel 
findet fich im Fürſtlichen Haufe Anhalt» Deffau. Hier hatte fich der 
Erbprinz Wilhelm Guftav 1726 heimlich mit der bürgerlichen Io» 
hanne Sophie Herr zu Kledwig ehelic, verbunden, weldye ihm bis 
1735 ſechs Söhne und zwei Töchter gebar. Der fürftliche Vater 
des Erbprinzen ward davon erft kurz vor des legtern Tode, 1737, 
unterrihtet5 er nahm ſich aber der Nachgelaffenen an, wieß ber 
Wittwe und den Kindern zu Kledwis einen beftimmten Unterhalt 
an, und. unter dem Leopold Mar wurden Diefe Vortheile 


1) Hütter ©. 251 —233. 
2) Lenz, Becmantus enucleat. supplet. p. 765. J.J. Möser, de legitima 
stat. J. liberor. $. 24. p. 41. Deſſ. Staatsr. XXI. ©. 252 f. XXIL 
S. 302 f. Famil. Staatör. IL. 852. Pütter, Mißh. 251 — 255. 
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noch vermehrt durch ein Haus in Deffau, fo wie durch eine beim 
kaiſerlichen Hofe bewirkte Standeserhöhung ?). 

Ein Herzog von Zweibrüden, Guftav Samuel Leopold, ver: 
mählte fih im Jahre 1722 mit Dorothea Hofmann, die er abeln 
und im Jahre 1724 vom Kaifer zur Oräfin von Hofmanıt erflären 
ließ. Die Ehe war offenbar ungleich und von den Agnaten nicht 
genehmigt. Aber am 25. Auguft 1725 conftituirte der Herzag dies 
fer. feiner Gemahlin dennod ein fehr bedeutendes Witthum von 
jährlich 6000 Fl., 30 Fudern Wein, 100 Maltern Gerfte, ebenfoviel 
Korn und Spelz, 300 Maltern Hafer und fonftigen Naturalien. 
Nach dem Tode des Herzogs ward Dies vom Landesfolger angefoch⸗ 
ten; der Kaifer aber refoloirte am 9. Mai 1736. „Werden der 
- Gräfin von Hofmann zu ihrem Unterhalt provisorie jährlid, 3000 
Fl. und eine Wohnung auctoritate caesarea ausgeworfen.“ Im 
Uebrigen ward die Sache zum gütlichen Vergleich gezogen 2). 

Intereffant wäre es zu wiffen, welche Rechte den vom Herzog 
Anton Ulrich zu Sachen: Meiningen in erfter.aber ftandeswidriger _ 
Ehe mit Bhilippine Schurmann (die zu fo viel Streit und zu der obi- 
gen Stelle der Wahlcapitulation von 1742 die näͤchſte Beranlaffung 
gab) erzeugten Kindern, nachdem ihnen Ebenbürtigfeit und Succefs 
fionsfähigfeit abgefprochen worden war, eingeräumt find. Es wird 
jedoch darüber nichts Näheres berichtet, Moſer fagt davon im 
Staatsrecht Bd. XIX, ©. 83, „das befte Temperament fchiene zu 
fein, wenn diefe jungen Herren einen andern Namen annähmen, 
hingegen ihnen und ihren Erben ſoviel aus der fachfen=meiningens 
ſchen Sucreffion an Land und Leuten eingeräumt würde, als unge: 
fähr gemeiniglich die Apanage eines nicht regierenden herzoglichen 
ſächſiſchen Prinzen zu betragen pflegt.” Wahrſcheinlich ift auch 
etwas der Art geſchehen; die ganze Nachfommenfchaft ift aber in 
der erften Generation ausgeftorben. 

Um nun aus den vorausgefchickten Thatfachen eine: noch an⸗ 
wendbare Theorie zu gewinnen, mögen ſchließlich über die vorlie- 
gende Frage die Meinungen deuticher Publiciften und En 
ger angeführt werben, 





4) Pütter 259, 
2) Mofer Staatsr. XXI. 239 f. Famil. St.⸗R. II. 510 f. mitte a. 
a. O. ©. 263 f. 
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Eine vorzgigliche Gelegenheit zu deren Aeußerung gab ber oben⸗ 
erwähnte Ball im Haufe Anhalt» Bernburg und Sachſen-Meinin⸗ 
gen aus dem Anfange des vorigen Jahrhunderts. Die erfte Stelle 
unter den darüber befragten Rechtsgelehrten gebührt, wenigftens der 
Zeitfolge nah), dem Kanzler Johann SBeter von Ludewig, welcher 
deshalb zwei Bedenken verfaßte, von denen ſich das hauptfächlich 
bier einfchlagende in des Verfaffers Erläuterung der Goldn. Bulle 
Th. II, ©. 1359 f. der Zten Ausgabe von 1752 befindet, und ein 
Auszug bei Mofer im d. Staatsr. XIX. S. 282. Die Anſicht Lu⸗ 
dewig's und der hallifchen Fakultät ging im Wefentlichen dahin: 

1) eine Bürgerliche, welche einen Fürften heirathe, verbleibe in 
dem angebornen Stande, und felbft die Faiferliche Standeserhöhung 
könne die von einem angebornen Stande abhängigen Rechte der 
Ebenbürtigkeit nicht geben. 

2) Zu der Frage, ob nicht bei folchen ungleidyen Ehen die Ehe⸗ 
genoffin ſowohl als auch derfelben Kinder mit einem dem Adels oder 
freiherrlichen Stande gemäßen Unterhalt ſich befrienigen Laffen müſ⸗ 
fen? wird bemerkt: daß dieß vollkommen billig und gerecht fei, Inte 
dem in den uralten deutfchen Zeiten fogar die aus gleicher Ehe er- 
zeugten fürftlichen Kinder außer dem Regierenden bloß mit adeligem 
Unterhalt verfehen worden wären , während bie eigentliche Apanage 
auch fürftlichen Stand und Titel erfordere; indem auch bei morga⸗ 
natifhen Ehen höchftens mur ein adeliges Tractament und Gehalt 
von den Bätern verlangt werde, die Grundfähe von einer Legitima 
. aber auf die Landesfolge gar nicht anwendbar ſeien; das Land felbfl 
brauche dafür nicht aufzukommen, weil man hier nur denjenigen 
fürftlichen Kindern Etwas fchufdig fei, die einmal zur Succeffion 
gelangen fönnten. Der Betrag hange übtigens, falls nichts Naͤ⸗ 
heres beftimmt worden, mehr von ver Güte und Barmherzigkeit des 
Landesfolgers ab, als fich dabei ein wirfliched Recht gegen das Lamb 
‘oder den cegierenben Herrn nachweiſen laffe. 

Weniger bedenflih waren jedoch die hallifchen Juriſten in dem 
anhalt= bernburgifchen Falle, indem ſie ſchlechthin für die Giltigkeit 
des Pactums von 1718 refpondirten, wornad ber von Bärenfelb 
und ihren zwei Söhnen jährlid 15,000 Thlr. gezahlt werden fol 
ten, wenn aud) angeführt würde, daß foldyes das richtige Maß 
weit überfteige, und ohne daß es darauf ankomme, ob zur Zeit jenes 
Pactums die von Bärenfeld fchon eine höhere oder nur geringere 
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Dignität gehabt habe ). J. J. Mofer nennt dieß zwar eines der 
allerunbilligften und widerrechtlichften Reſponſorum, die er jemald 
gefehen habe ?), auch mag in den Gründen Manches vorfommen, 
was mit dentfcher Gefchichte und Rechtsverfaffung nicht genugfam 
harmonirtz die eigentliche Grundlage war jedoch das 1718 abge: 
fehloffene Pactum, und aus diefem Gefichtspunft das Gutachten 
nicht fo gar verwerflich; fo wenig als der Reichshofrath Tadel ver- 
dient, wenn er fich in feiner Entſcheidung an das Pactum nicht ges 
bunden glaubte, indem er nad) Bewandtniß der Umftände ex aequo 
et bono die ftipulirte Abfindung faft auf Die Hälfte herabſetzte. 
Was Mofer’s eigene rechtliche Anficht betrifft, fo macht derſelbe 
. binfichtlich des Wittthums allerdings einen Unterſchied zwifchen 
einer flandesgleichen und ftandesungleihen Ehe, indem er bemerkt: 
„auch eine legitim vollzogene Ehe berechtige die Wittwe noch zu Feis 
nem ihres Gemahls Stande gemäßen Wittthpum, wenn e8 
eine juridice ungleiche Ehe wäre; denn wie fich eine folche Ehegats 
tim weder bei ihres Gemahls Leben, noch nach deſſelben Tode feine® 
Standes und (feiner) Würde anmaßen dürfe, fo könne aud) dieſer 
Stand und Würde nicht die Regel fein, wonad das 
Wittthum proportionirt würde, fondern fie müffe ſich 
begnügen, wenn Ihro Alimente gereicht würden, die eines Theils 
nad) dem Stand, den fie führen dürfe, und andern Theile nad) ih» 
tem eingebrachten Heirathgut ausgemeflen wären ?). | 
Was hingegen die Kinder aus ftandesungleicher Ehe betrifft, 
fo hat er denfelben eigene Abfchnitte und Unterfuchumgen gewidmet. 
Zuerft ftellte er darüber in der ſchon angeführten diss. de legitima S. 
R. J. Statuum Liberor. Fref. 1735 folgende Säße auf: 

8. 24. Liberis Statuum legitimis quidem , ast ex impari matri- 
monio natıs, ratione Patris ex bonis immediatis sive feudali- 
bus sive allodialibus, Legitima non competit, sed alimenta 
tantum illis debentur ex iisdem, sive Pater liberos ex ae- 
quali matrimonio habeat, sive non, tum sive matrimonium ad _ 
meorganaticam initum sit; sive non. 


In den Roten wird dabei Bezug genommien auf den Wuͤrtem⸗ 


1) Mofer XXI. ©. 252. XXIT. 302, 
2) %. 0. O. ©, 303, 
3) Staatsr. XXH. ©, 26, $. 23, Famil. Staater, II. ©, 673. 
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berg = nrümpelgardfchen und Anhalt = bernburgfchen Fall und die 
darin ergangenen teichögerichtlichen Entſcheidungen, mit der. Bei⸗ 
fügung:: 
Certum talium alimentorum quantum determinari negnit 5; 
sed pro ratione circumstantiarum e. g. Status et Patris et 
Matris, et Liberorum, facultatum quoque paternarum etc. ex 
aequo et bono mox augetur, mox minuitur vel a Partibus, 
vel a Judice. 

In den folgenden Paragraphen fpricht Mofer ſodann dergleichen 
Kindern fogar die Succeffion in väterliche mittelbare Privatleben, 
fowie in das Allodium ab, wenn ebenbürtige Kinder da find, Alles 
auf den Grund des Lehnstextes 2. f. 29, der doch lediglich auf aus⸗ 
drüdlich morganatifche Ehen mit dem Bactum ber Nichtfucceffign 
geht. Indeß hat Moſer fpäterhin feine Anficht geändert, _ 

In dem deutfchen Staatsreht Bd. XXH. ©. 299, 8.1, 4 bis 
11 und $. 13—15) fagt er darüber Folgendes: ‚Kinder aus 
ungleichen Ehen feien ehelihe Kinder und nur quoad effectus civi- 
les gehörten fie nicht ganz zu ihres Vaters Haus und Familie. Gie 
feien daher 1) weder des Namens nod) des Wappens ihres Vaters 
fähig; eben fo wenig 2) des väterlichen Standes, fondern nur des 
mütterlichen, nad) der Zeit der gefchloffenen Ehe theilhaftig, wenn 
nicht Standeserhöhung erfolgt ſei. Sie feien 3) von der Succeſ⸗ 
fion in die väterlichen unmittelbaren Reichslande und incorporirte 
Stammgüter nebft Stamm - Kleinodien, überhaupt von allem, was 
zum Stamm und Lande gehört, ausgefchlofien. Dagegen aber ge= 
bühre ihnen ein ihrem angebornen Stande gemäßer Unter: 
halt aus dem Lande, und zwar simplieiter, nicht bloß in subsidium, 
der Vater möge ihnen aus feiner Privat-Erbfchaft ſoviel hinterlaſſen 
haben, als er wolle; doch dürfe nicht etwa das Land deshalb befon- 
ders befteuert werden, fondern e8 fei nur ein Regierungs-⸗Onus und 
aus der landesherrlihen Kammer zu beftreiten., Moſer beruft ſich 
dabei vornämlich auf Die Analogie der Grundfäge von der Ausftene: 
rung der Töchter, da fie doch auch eigentlich nicht zur Bamilie oder 
zum Stamm gerechnet würden. Unter dem angebornen Stand will 
er den Stand der Mutter bei angetretener Ehe verftanden 
haben, ungeachtet einer nachher erfolgten Standeserhöhung! Sonft 


1) Und faft gleichlautend im Famil.-St.-R. II. S. 848. - 
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gebühre dieſen Kindern auch noch das vÄterlich wicht incorporirte 
Privatgut, es fei Lehn oder Allod (wodurch alſo die Meinung in 
der diss. de legitima ſchon verbeffert ward) 2); ferner alles Gold⸗ 
und Silber: Service, fo wie alle Koftbarkeiten, die nicht bei dem 
‚Haufe bleiben müßten; endlich die mrütterlidhe, brüderlihe und 
fehwefterliche Privaterbfchaft, und zwar fo, Daß nach Abgang der 
einen brüberlichen Linie in dabio und extra casum pacti auch das 
mit einem Rüdfall an das regierende Haus Behaftete an die überles 
benden Linien fo lange falle, als fle dauern. 

In UÜebereinftimmung damit und unter Berufung auf Mofer 
hat ſich in neuerer Zeit auch Eihhom ?) dahin geäußert: 

‚Wegen Mangels an Ebenbürtigfeit tritt bei einer Mißheirath 

die Frau nicht in den Stand des Mannes, fondern darf, fowie 

die in einer folchen Ehe erzeugten Kinder, nur die ihnen befon- 
ders beigelegten Titel und Wappen führen; den Kindern fehlt 
das Recht ver Succeffton in Lehn (2) und Stammgut, und an 
die Stelle der Anfprühe auf einen dem Stand des Mannes 
und Vaters angemeflenen Unterhalt, Wittthum und Apanage 
tritt, wa von Jenem freiwillig ausgefegt und feinen Erben 
auferlegt ift, und allenfalls ein Recht auf Alimente aus dem 

Stammgut, welche dem beigelegten Stande angemeflen find.’ 

Diefe Erklärungen Eichhorn's dürften auch im Ganzen die 
richtige Formel für die befprochenen Verhaͤltniſſe enthalten, nur 
etwa mit einer Modiftcation in Betreff der Lehnsfolge, wie nun 
noch näher dargelegt und befeftigt werden fol. 

I. Was das Wittthum einer nicht fürftlichen Gemahlin ans 
langt, fo darf man e8 ohne Frage als einen Grundſatz des deut⸗ 
fhen Privatfürftenrechts betrachten, daß jeder Fürft, jedes Mit⸗ 
glied des deutſchen hohen Adels für den anftändigen Unterhalt 
feiner hinterlafjenen Wittwe zu forgen hat; und zwar felbft dann, 
wenn fie fein Helrathögut eingebracht haben follte. Allgemein 
fpriht den Sag Pütter In feinen prim. lineis jur. priv. princ. 
$. 68 dahin aus: 

(pristini Germanerum) mores potissimum adhuc inter illu- 

stres conspicui sunt, dum in quolibet matrimonio illustri par- 


| 1) &. auch perſönl. Staatsr. II. 412. 


2) Einl. in das deutſche — $. 290. (1. Ausg.) u. fig. 
Zeitſchrift f. d. deutſche Recht. 2. Br. 2 2 
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tes praocipue marili sunt, prospiciendi uxori tum ea, quae 
durante matrimonio ei praebenda sunt, tum vidualitinm in 
casum viduitatis ei constiluendum, 2 tanquam BIONG pro 
dignitate familiae mariti vivere passit. 
" Ludolf, de jure feminar. illastr. I, 2, $. 5, bemerft: 
Si dos non constituta, vel non illata, viduis illustribus nullum 
dehetur dotalitium, sed alimenta, fürftmäßiger Unterhalt, 
quae alimenta, cum ex arbitrio successoris determinenter, 
et facile fiat, ut viduarum »on tantus sit.favor, hinc faotum 
aliquando, ut princeps ipse dotem constituerit (wie Herzog 
Wilhelm von Sachſen der Katharine von Brandenftein). 
— in der juriapr. her. P. IH, cap. IH, $. 18 ſagt: 

Dotalitia (das Wort wird dort in der weitern Beirentung ge⸗ 

nommen) cum ob causam constituuntur, ut uxor mprie ma- 

ritı vidua facta, vitam pro dignilate. possit sustingre. Inde 

dotalitium debetur, sive uxor sit dotata, sive indptata. Utro- 
que enim casu marito interest, ne uxor vidun facta, alimen- 

tisque destituta necessarıis, sibi sit ignominiae*). 

Ganz derfelben Meinung ift auch) de Neumann in. Wolßsfeld 
reale Princip. jur. $. 745, wofelbft mehrere Beifpiele eines öhne 
Heirathsgut verſchriebenen Wittthums angeführt find, während er 
im $. 740 ausprüdlich behauptet: daß es ipso jure und citra pa- 
clum geleiftet werden müffe. 

Auch Mofer, der es bei dieſer Materie fehr genau lei; 
und ſich nicht einmal ganz von den Befangenheiten ber ältern 
‚Theorie über das dotalitium loszureißen vermochte, muß dennoch 
eingeftehei, daß eine uxor indotata ald Wittwe zwar in quali et 
quanto das nicht erlangen könnte, was einer gereicht wird, Die 
Hotem inferirt, auf welche das Witithum in regula feinen respe- 
ctum mit habe; indefien fei ed doch der Analogie der. von unfes 
ren deutfchen großen Herren von denen Alteften Zeiten her geheg- 
ten Grundprincipien zumwiber, daß fie nichts befonmmen oder. gar 
Mangel leiden follte; fondern es komme Alles auf das aeqnum 
et bonum an, was nad benen Kräften Des successoris und dem 


°) Bergl. $. 32 u. 33 ibid. Selbſt dem niebern Adel ift diefer Grund⸗ 
fag nicht fern. Wegen bes A Ritterrechts — Aalen: 
Obs. * 22. 


Die Verforgung der Witwen und Kinter u.f.w. 19 


Stand der Witwe derfelben Alimentorum loco ausgeworfen wer⸗ 
den folle*). 

Auch nicht der entferntefle Grund ift vorhanden, die Pflicht 
und das Recht zu einer folchen Wittwenverſorgung, man nenne 
fie Wittthum, oder irgend wie fonft, bei der nicht ebenbürtigen 
Gemahlin eines deutſchen Fürften Ieugnen zu wollen, wiewohl es 
ſich von felbft verfteht, daß manche Wittthumsgebührnifie nur einer 
ebenbürtigen fürftliden Gemahlin competiren, und baher auch aus⸗ 
brüdtich durch Bamiliengefege nur den ebenbürtigen Gemahlinnen 
zugefichert fein können, wovon fich ein Beifpiel bei Mofer im deut: 
fhen Staatsr. XXI. ©. 456, 8. 35”, findet. Derfelbe Grund 
aber, welcher eine anftändige lebenslängliche Verforgung der fürfte 
chen, ſelbſt unausgeftatteten Wittwe dem Gemahl und feinen 
Nachfolgern zur Pflicht machte, nämlich die. Ehre des fürflichen 
Hauſes (jenes überall in den Rechtsinftituten des Deutfchen hohen 
Adels und Kürftenftandes hervortretende Prinetp), welche nicht ges 
ftattet, Perfonen, die in nähern natürlichen Beziehungen zu Mit: 
gliedern deſſelben flehen oder geftanden haben, hilflos oder dar⸗ 
ben zu laſſen, — dieſelben Gründe ſtreiten auch für die ſtandes⸗ 
ungleihe Gemahlin. Ste iſt immer eine rechtmaͤßige Gemahlin, 
und hat diefelben natürlichen Anſprüche, wie bie ebenbürtige Ehe⸗ 
genoffin. Iſt es ja auch dem hohen Adel nie verfagt gewefen, 
einer morganatifch angeheiratheten Frau einen beftimmten Unter: 
balt zuzuſichern; wie follte dieß im Mangel eines morganatifchen 
Pactums verfagt fein? Doch es bedarf Darüber feiner weitern Aus: 
führung , da die oben gegebenen Beifpiele aus den Familiengefe- 
pen und aus der Geſchichte der deutfchen Fürſtenhaͤuſer, ja felbft 
reichögerichtliche Judicate keinen Zweifel deshalb übrig laflen, daß 
bie ftandesungleidhe Gemahlin, fogar wenn ihr Nichts ausgeſetzt 
it, dennoch eine ihrem Stande angemefiene Verforgung fordern 
faun, womit fich fchließlich Die fchon angeführten Meinungen von 
Mofer und Eichhorn vollkommen vereinigen. Es ift übrigens nicht 
einmal ein hinreichender Grund vorhanden, warum einer derarti⸗ 
gen Wittwenverforgung der Name und die Rechte des Wittthums 
verweigert werden follten. Denn wenn es auch, Fein fürftliches iſt 
and fein darf, fo iſt e8 ober darf es wenigftens ein adeliges fein, 


) Mofer’s Familien⸗Staatsr. U. S. 687, vergl, mit 678- folg. 
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da die Ehe eines Hocadeligen ſelbſt mit eine Bürgerlichen we⸗ 
nigftend Doch immer fo viel wirfen muß, ald die Ehe eines Man» 
ned von niederm Adel mit einer Bürgerlichen, wo nach der An- 
fücht des neuern deutfchen Rechts auch die äußern Rechte und Prä⸗ 
togative des Adeld der Frau mitgeiheilt werden, 

Was die Verbindlichkeit der Nachfolger für eine folche Witt 
wenverforgung betrifft, fo hat es font nicht an Rechtslehrern ger 
fehlt, welche eine derartige Verbindlichkeit we nicht ganz leugne⸗ 
ten, doc von verfchledenen Bedingungen abhängig machten und 
möglihft befehränften, worüber man die verfhiedenen Meinungen 
bei Mofer im deutfchen Staatsr. XXH. ©. 53 f., $. 46, aufge⸗ 
zeichnet findet. Indeß hat fchon derſelbe Schriftiteller, wie bereits 
vor ihm von Berger mit feiner befannten Biederfeit, Offenheit und 
Gründlichkeit auszuführen gefucht, daß jeder Regierungsfolger für 
das conftituirte Wittthum jedenfalls in fo weit hafte, als zu einem 
nothdürftigen ftandesgemäßen Unterhalt gehört, wofern nicht nad 
Bamilienfagungen oder nach Verhaͤltniß des Einbringens ein Mehr 
reres gegeben werden müfle*). Theils Die ſchon oben hervorgeho⸗ 
benen Motive der. fürftlichen Ehre, theild die im Verhältnifle des 
Weibes zum Manne an fich liegenden find e8, welche jenen Grund» 
fat gebieterifch heiſchen; fie leiden aber eben- fowohl Anwendung 
auf die ftandesmäßige wie auf die ftandesungleiche Gemahlin, was 
auch von Mofer in der bereits angeführten Stelle nicht verfannt 
if. Das Gegentheil würde ſich nur behaupten lafjen, wenn dem 
Regenten jede ftandesungleidhe Vermählung unterfagt wäre; fo 
lange ihm jedoch die Freiheit der Wahl nicht befchräuft ift, wie 
folhe auch dem geringften Unterthan nicht befchränft werden darf, 
fo lange bleiben die gedachten Rüdfichten unabweisbar ftehen. Je⸗ 
ber Zweifel an der Richtigkeit diefer Anfichten muß übrigens ver- 
ſchwinden, wenn man erwägt, daß vormals ſogar reichögerichtliche 
Sudicate die Verbindlichkeit fucredirender Agnaten für die ſtan⸗ 
desungleichen Gemahlinnen ausgeſetzten Wittwenverforgungen feft- 
geitellt haben, wie befonders in dem anhalt- bernburgifchen: Falle 
gefchehen if. Man kanın endlich nicht behaupten, daß die Con⸗ 
- ftituirung eines derartigen Wittthums den Negierungsfolger bloß 
ſubſidiariſch betreffen und verpflichten koͤnne, falls nämlid die 


*) Deutfces Staatsr. XXI. S. 78, $. 79. Fam.⸗Staatsr. U. 69 f. 
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Witwe feldft nicht ſchon hinreichendes Vermögen zu ihren Aus⸗ 
fomnien befigen ſollte; vielmehr liegt es in der Natur einer jeden 
Borausverforgung einer Wittwe, ihr unter allen Umftänden ein ges 
fihertes Ausfommen , unabhängig von den Zufälligfeiten zu ver 
ſchaffen, welche den eigenen Vermoͤgensbeſitz treffen können, und 
ohne daß fie erft in den Ball gefegt wird, fich tiber ihr Bebürf- 
niß auszuweifen. Daher erklärt Mofer unbedenklich die Verab⸗ 
reihung des Wittthums für eine Landes- oder Staatsausgabe 
(d. 5. ohne Zweifel in dem Sinne, worin Mofer das Wort Staat 
in feiner Zeit begriff und gebraudyte, und wonach e8 immer einen 
wefentlichen Bezug auf die Perfon des Regenten und feiner Fa⸗ 
milie hat, diefen Familienſtaat alfo mitbegreift), wozu folglich der 
Regierungsfolger einen Theil der Landes: oder Staatseinkünfte zu 
verwenden habe*). Auch die oben angeführten Familiengeſetze fehen 
die Abfindung der flandesungleichen Gemahlinnen als eine unbe⸗ 
dingte Kamilienpflit an. Indeß mag nicht geleugnet werben, daß 
bei Beftimmung der Summe auf das eigene Vermögen der Withwe 


billige Rüdficht zu nehmen fe. 


1. Bei den Kindern aus ungleichen Ehen kommt in Betracht: 
1) ihr (ftaatsrechtlicher) Stand; ; 
2) ihr Bamilienftand. 

Bon dem erftern läßt fich fehwerlich behaupten, Daß dabei die 
Pegel des Altern Rechts noch anwendbar fei: das Kind folge der 
ärgern Hand, eine Regel, die ohnehin wohl nur eine gemeingil: 
tige in dem Gegenſatz der Freien und Unfreien war. In Hinficht 
auf-den niedern Adel ift es ſchon längft ein andgemadhter Grund: 
faß, daß der adelige Vater felbft mit einer bürgerlichen Frau adelige 
Kinder zeugez follte nun ein Mann aus hohem Adel in rechtmä—⸗ 
figer Che nicht auch wenigftens Kinder von niederm Adel zeugen, 
da doch der hohe Adel nur eine Präeminenz, ein höherer Grab bes 
Adels ift, alfo auch gewiß alle Brärogative des nievern Adels an 
fi trägt? Schon Hallfeld war in der von ihm herausgegebenen 
Jarisprud. heroica v. Struv, P. IH, p. 127, diefer Meinung: 
Quoad jura nobilitatis simplieiter talia omnino expeditum est et 
longo usu confirmatum, liberos a patre nobili cum matre plebeja 
progenitos inferiorem a patre nobilitatem participare et inde eo 


) Famil.⸗Staatsr. 11. 688. $. 57. 
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magis liberi a patre illustri ex matre plebeja editi privilegiis uo- 
bilitatis erunt capaces inferioris. Ast ad nobililatem avitam et jura 
inde oriunda consequenda non sola patris sed matris quoque nobi- 
litas desideratur, welches Letztere fich freilich ganz von felbft vers 
ſteht. Moſer bezweifelt zwar im Staatsr. XIX., S. 362, die Rich: 
tigkeit der Hallfelv’fchen Behauptung, daß eines Fürften Kinder mit 
einer Bürgerlichen allegeit ipso jure Edelleute feien, weil Die Unter- 
ftellung, ald wenn ein Edelmann mit einer Bürgerlichen edle Kin» 
der zeuge, nicht simpliciter wahr fei, fondern bloß dann, wenn die 
Frau nicht ex faece plebis ſei; zweitens: weil der Schluß von den 
Wirfungen einer gleichen Ehe einer an Stande niedrigen Berfon 
auf eine ungleiche Ehe einer höhern zweifelhaft fei, wenigftens der 
Leugnende eben fo viel für fich habe, als der Behauptende, Der erfte 
Einwurf enthält jedoch nur eine Beſchraͤnkung der Regel, oder eine 
Ausnahme, und der zweite Einwand ift an fich felbft fo zweifelhaft, 
daß er eben Feine Rüdjicht verdient. Die Praxis felbft ift der hier 
mit Halfeld angenommenen Meinung gewiß fehr günftig. So heißt 
es in dem ſchon oben angeführten Teftament des Herzogs Ernſt 
Ludwig von Sachjen- Meiningen von 1721, daß wenn fich einer. 
der Nachfolger unterftehen follte, eine adelige oder bürgerliche 
MWeibsperfon zu heirathen, feine Ehe hierburd in Kraft dieſes pro 
malrimonio ad morganaltıcam declarirt und eo zpso die Daraus ers 
zeugten Kinder vor Edelleute geachtet werben follten. So ward 
auch in dem Bertrage von 1588 wegen der Ehe des Herzogs Ferdis 
nand von Baiern mit Marie Bed ausgemadt, daß die Kinder 
(nachherigen Grafen von Wartenberg) mit adeligem Stande zufries 
den fein ſollten. Allerdings hat man zur Befeitigung jedes Zwei⸗ 
felö in früherer Zeit kaiſerliche Beftätigungen oder Standeserhöhuns 
gen in eine höhere Adelöclaffe Hinzutreten laſſen; doch ift hieraus 
noch Feine rechtliche Nothwendigkeit zu folgern. — Hmnfichtlich des 
FSamilienftandes ift ald Regel aufzuftellen, daß den Kindern aus 
ungleichen Ehen alle Rechte ordentlicher Ehekinder gebühren, welche 
nicht durch die Ebenbürtigfeit mit dem Vater bedingt find, und fo 
weit nicht auch hierin Durch einen morganatifchen Vertrag engere 
Grenzen gefegt find. Es gebührt ihnen daher, wie ſchon oben aus 
Mofer vermerkt worden ft, 

a) die Erbfolge in alle freie Güter, nicht bloß des Vaters und 
der Mutter, fondern überhaupt aller Blutsverwandten, fo weit fie 
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nicht zu Gunſten der ebenbürtigen Familienglieder vinculirt find. 
Denn daß die Abkümmlinge aus ungleichen Ehen jedenfalls eogna⸗ 
tifche Rechte haben, wird von Niemandem in Zweifel gezogen *). 

b) die Lehnserbfolge, und zwar nicht bloß in Die mütterlichen 
Lehen, fondern auch in die väterlichen, foweit fie nicht Ebenbuͤrtig⸗ 
feit oder den Stand des hohen Adels vorausfegen. Denn daß in fo 
weit dergleichen Defrendenten auch agnatifche Rechte haben, laͤßt 
ſich mit feinem auch nur ſcheinbaren Grunde in Abrede ſtellen; wies 
‚ wohl zugegeben werben muß, daß bejonders bei feudis propriis, bie 
einer Perſon von hohem Adel geliehen find, eben auch Seitens des 
Lehnsheren die Bedingung ber Ehenbürtigkeit zur Lehnsfähigkeit zu 
unterftellen fei. Dagegen Tann die Vorfchrift des Lehnbuches in II. 
f. 26, 8. 15, und II. f. c. 29, welche fich nur auf ausdrückliche Bere - 
träge bezieht, den ohne morganatifchen Vertrag erzielten ungleichen 
Ehekindern nicht entgegengeftells werben. 

c) eine ftandesgemäße Subfiftenz, ein Alimentendeputat, wel⸗ 
ches nicht bloß von dem Bater, fondern auch von deſſen ebenbürti« 
gen Rachfolgern im Stammgute geleiftet werben muß. “Der fittlidhe 
Grund für Legteres ift im Allgemeinen wieder die Familientugend, 
bie der Familie im Ganzen obliegende Sorge für die Ehre des Hau⸗ 
fes in feinen gegenwärtigen, vormaligen und zukünftigen Mitglies 
dern, womit fich nicht vereinbaren laffen würde, die aus einer ere 
laubten ehelichen Berbindung eines Bamilienglieves herſtammenden 
Familien⸗Anverwandten darben zu laffen, fo wie bie natürliche Bil⸗ 
ligfeit, den Abfömmlingen einer Ehe, welche die frühere Sucrefiton 
anderer Familienglieder in das Familiengut veranlaßt und herbei- 
führt, eine Vergütung zu gewähren. Rechtliche Beftätigung haben 
diefe moralifchen. Motive durch ein allgemeines deutſches fürjtliches 
Herkommen erhalten, — bekanntlich eine noch immer giltige Rechts⸗ 
quelle für die Rechtöverhältnifie der jeßigen fouverainen Häufer, ine 
fofern nämlich dafjelbe zugleich in das eigenthümliche Familienher⸗ 
fommen der einzelnen deutfchen Fürftenhäufer mit aufgenommen ift; 
und jenes Herkommen wird Dargethan 

1) durch die oben gelieferten Beifpiele aus den Haudgefepen und 
fperiellen Vorgängen beutfcher erlauchter Häufer ; 
2) durch die ebenfalls nachgewieſenen veichägerichtlichen ‚in com- 


*) Bergl. Wolfart, de watrim. ad morgen. Danau 1736. 
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tradietorio ergangenen Entſcheibungen, namentlich in Bezug 
auf das Haus Anhalt Bernburg; 
3) durch die hieranf geftügten Meinungen angefehener Rechtsleh⸗ 
rer, vorzüglich Mofer’s und Eichhorn's. 
Indeſſen dürfte die hiernach vorliegende unzweifelhafte Verbind⸗ 
lichfeit der Nachfolger für eine ſolche alimentarifche Subvention 
nach der zuvor angegebenen Billigfeitsgrundlage auf Die ungleichen 
Ehen derjenigen Familienglieder zu befchränfen fein, welche fich be⸗ 
reits im Genuß des Yamilienguted oder eines Theiles davon befun- 
den haben, fonft aber erft für Diejenigen Nachfolger eintreten, wel⸗ 
hen dad Dafein nicht ebenbürtiger Deſcendenz zu einer frühern 
Surceffion verhilft. Daß übrigens auch hier, wie bei dem Witt 
thum der ftandesungleichen Wittwe, die Verpflichtung des Nachfol⸗ 
gers für eine unbedingte, nicht bloß fubfidiarifche bei Ermangelung 
anderer Subjiftenzmittel, zu halten fei, hat bereits Mofer bemerkt, 
da es ſich nicht bloß von einem nothdürftigen Unterhalt, fondern 
von einer ftandesgemäßen und für die Hauptfamilie ehrenhaften 
Sicherftellung der Eriftenz eines Nebenzweiges handelt. Jedenfalls 
ift aber die Abfindung nur Einmal zu geben; fie wird freied Ber» 
mögen der Abgefundenen, wenn nicht ein befonderes Geding hier 
über gemacht fein follte*). Die Beitelung muß arbitrio boni viri 
geſchehen, oder im Falle des Uebermaßes Darauf redurirt werden. 
Hierbei ift einerſeits auf die Größe und Bedeutung des Familien⸗ 
Erbes, anderfeits auf den Stand, welcher dem Abzufindenven bei- 
gelegt ift, Rüdficht zu nehmen. Zwar. behauptet Mofer, daß es 
lediglich auf den Stand anfomme, den die Mutter zur Zeit ihrer 
Ehelihung hatte, fo daß 3. B., wenn die Mutter zur gedachten Zeit 
nur bürgerlih war, auch nur eine bürgerliche Suftentation zu vers 
abreichen wäre; es ift indeß fchon oben ausgeführt worden, Daß 
Kinder aus der ungleichen Ehe eines Fürften, wenn leßtere nicht 
eine ausdrücklich morganatifche ift, Immer Doch nur adelig geboren 
fein koͤnnen, indem ein deutfcher Fürft, er fei regierender oder nicht, 
zufolge des noch für den höchiten Adel fortbeftehenden Ebenbürtig- 
feitö : Geſetzes feinen Kindern allerdings die Ebenbürtigfeit mit 
jenem nicht verleihen fann, wohl aber alle fonftigen adeligen Rechte 
mittheilen muß, die dem hohen Adel nicht ausfchließlich zuftehen, 


) Bergl. Mofer Kamil. : Staatör. IL. 803%, $. 73 a. ©. 
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angefehen, daß Er felbft auch die niederen Adelsrechte in feiner Per⸗ 
fon vereinigt, von einem adeligen Vater aber nach der Regel des ges 
meinen deutjchen Rechts felbft mit einer bürgerlichen legitimen Mut⸗ 
ter abelige Kinder gezeugt werden. Es iſt indeß noch weiter zu gehen 
und mit Eichhorn zu behaupten, daß bei diefen Kindern nicht bloß 
die unterfte Stufe der Adelstitel und des Adelsranges in Betracht 
zu ziehen ſei, fondern diejenige, welche ihnen zur Zeit der conftituire 
ten Berforgung oder eventualiter zur Zeit des väterlichen Ablebens 
ftaatsrechtlich beigelegt war, indem regelmäßig die Alimentationde _ 
pflicht fich nach denjenigen Verhältniffen regulirt, welche zur Zeit 
des eintretenden Bebürfniffes beftehen, insbeſondere nach den jedes⸗ 
maligen Standesverhältniffen, fofern fie nur nicht wider Willen des ' 
Berpflichteten auf eine unerlaubte Weife verändert werden *), was 
befonders von einem Souverain, der feinen Kindern Adelstitel ere 
theilt, nicht gefagt werden fönnte, Der von Mofer gebrauchte, der 
Wahlcapitulation entnommene Grund, daß naͤmlich Standeserhö- 
hungen nicht in praejudicium der Agnaten gefchehen dürften, bezieht 
fich bloß auf die Rechte der Ebenbürtigfeit, ohne in anderer Art dem 
Souverain Schranken zu feßen; und auf feinen Fall laͤßt fich fagen, 
daß höhere Adelstitel legitimer Kinder aus ungleihen Ehen der 
Ehre des fürftlichen Haufes, wenn fle dieſem felbft nur nicht gleich 
geftellt werden, Eintrag thun würden. 


Thibaut Pand. 8. 243. 
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Erſter Abſchuitt. 


Entwickelung der Nechtsanſicht über den Quafibefig bei 
deutfchsrechtlichen Inſtituten. 


Einleitung. 


Die willfommene Aufnahme, welche das römifche Recht in 
Deutſchland gefunden hat, und die große Vorliebe, mit welcher es 
hier fortwährend, wie in feinem andern Lande, gepflegt wurde, 
mußte das deutiche Recht in feinem eignen Baterlande zu einem we: 
nig beachteten Fremdling machen. Allein das mit der Nationalität 
des Volkes auf das Junigfte verwachfene Recht deffelben hatte feine 
Wurzeln zu tief In den vaterländifchen Boden gefchlagen, als daß 
deſſen völlige Ausrottung hätte gelingen Fönnen. Wenn aud) unter 
dem" Einfluffe des römifchen Rechtes der Stamm des deutfchen ver- 
fümmern mußte, feine Wurzeln blieben gefund und Fräftig, und 
trieben immer neue und ftärfere Keime, und fo erhielt fi) neben dem 
römifchen Recht ein großer Reichthum deutich = rechtlicher Elemente. 
Es behielten, was man von jeher auch anerfannt hat, nicht nur 
viele eigenthümlich deutſche, dem römifchen Rechte gänzlich fremde 
SInftitute, als felbftftändige Erzeugnifle des deutfchen Rechtes 
lebens, ihre fortwährende Geltung, fondern auch Diejenigen deut⸗ 
fhen Inftitute, welche mit verwandten des römifchen Rechts vers 
ſchmolzen, gingen in diefen nicht fpurlos zu Grunde; vielmehr blie⸗ 
ben audy bier abweichende Anftchten des deutfchen Rechtes immer tm 
Gebrauch, fo daß das römifche niemals zur ausfchlieglichen Herr- 
fhaft gelangt ift *). Aber ven Urfprung diefer Abweichungen vom 
römischen Rechte und ihren Zufammenhang mit dem frühern Rechts⸗ 
zuftand in Deutfchland überfehend, erblidten die Altern Juriſten 
darin nur eine zeitgemäße Fortbildung, einen usus modernus, des 
römifchen Rechtes. Das in neuerer Zeit erwedte, auf die Quellen 
zurüdgehende Studium deſſelben mußte für diefen usus modernus, 
der in vieler Beziehung auf Mißbrauch und Mißverftänpniß be: 


*) Bergl. dieſe Zeitſ. B. 1. S. 6 u 7. 
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ruhte, hoͤchſt gefüͤhrlich werden, und es lonnte nicht ausblefben, daß 
die glänzenden Ergebniſſe einer gediegenen Forſchung die Stelle ſei⸗ 
ner Irrthüͤmer einnahmen. Aber nicht alle-Rechtsfäbe, Die vor 
einer richtigen Auslegung der römiſchen Quellen nicht beftehen koͤn⸗ 
nen, find. als ſolche Irrthümer zu verbächtigen; das Verdammungs⸗ 
urtheil kann nur Die in der That auf einem Mißverfländniffe des 
römischen Rechtes beruhenden, nicht auch die dem dDeutfchen 
Rechte angehörenden Nechtsfige treffen, welche man aber, weil ihr 
Urfprung durch die genaue Verbindung, in welche fie mit einem 
römischen Inftitute getreten find, verdunkelt ift, gleichfalls für foldye 
Irrthümer zu halten, leicht in Gefahr geraͤth. Die nächftfolgende 
Darftellung Tiefert hierzu einen Beleg. 


8§. 1. 
Verſchiedene Anſichten. 


Es iſt von jeher die herrſchende Anſicht geweſen, daß ein 
Quaſibeſitz nicht blos in den Faͤllen, in welchen das römiſche 
Recht ihn zuläßt, ſondern auch in mehreren andern dem deutſchen 
Recht eigenthümlichen Verhältniffen Statt finde und des richter 
fichen Schuges genieße. Die ältere Doctrin hat es aber nicht ver- 
ſucht, die einzelnen Fälle, in welchen, über die Beftimmungen des 
römifchen Rechtes hinaus, ein Quafibefig anzunehmen fei, auf ein 
feftes Princip zurüdguführen; wir finden vielmehr unter den ältern 
Juriften, die durch einzelne Ausſprüche des Tanonifchen Rechts irre 
geleitet waren, ein wahrhaft bewundernswürdiges Streben, die 
Fälle dieſes Duafibefiges zu vermehren, und fi) bierbet in unbes 
greiflichen Abgefchmadtheiten zu überbieten. Schon Baldus 9) 
hatte mit Beziehung auf c. 24. X. de elect. (1. 6.) die Behauptung 
aufgeftellt , daß der Pachter ein Spoltum begehe, wenn er die Ent- 
richtung des Pachtgeldes verweigere ?), und nad) diefer Auctorität 
war ed ganz confequent, auch bei dem Darlehnsgläubiger einen 
duch Empfang der Zinfen begründeten Quaſibeſitz anzunehmen, 


1) ad L: 25. C. de loc. et cond. (4. 65.) 
2) Bartol. ad L. 2. D. quorum bon. (43. 2.) leugnet Dagegen, daß — 
den Empfang perfönlicyer Leiſtungen ein Beſit begründet werde. 
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und in der: Bermweigerung der Zinfen ein Spollum zu erblicken »). 
Selbſt noch Hommel 2) erfkärt geradezu, ex fehe nicht. ein, warum 
nicht ein Arzt, den man zu brauchen aufhere, im jüngften Beſitz ge⸗ 
ſchirht werden muͤſſe; ich fühle mohl, fügt Hommel hinzu, Das 
dem Arzt eine foldye Klage nicht zufteht, aber ich kann, felbit wenn 
man mir mit dem Tode droht, einen Grund dafür nicht angeben. 
&o war man durch leere Abftxartionen dahin gefommen , bei der 
Ausübung eines jeden Rechtes einen durch den Richter zu fchägen- 
den Quaſibeſitz anzımehmen ?),. alſo auch bei rein obligatorifchen 
Rechten *), und allen möglichen Yamilten- ) und ‚Standesverhäkt 
niſſen 6). tagt man nun aber, in welchen Verhältniffen denn ein 
Quaſibeſitz nit Statt finde, fo erhält man darauf die Antwort, 
in denjenigen, wo durch die Ausübung des Rechts eine fündhafte 
Handlung begangen werde, daher werde 3.3. der Uuafibefig einer 
Goncubine nicht gefchüßt 7). 

Bor ſolchen Verirrungen ſichert uns freilich die heutige Theorie 
des Beſitzes; es findet jedoch namentlich darüber, in welchen dem 
deutſchen Recht eigenthümlichen Verhaͤltniſſen ein Quaſibeſitz anzu⸗ 
nehmen, wie derſelbe erworben und verloren werde, und durch 
welche Rechtsmittel derfelbe zu fchüßen fei, eine große Meinungs⸗ 
verfchiedenheit Statt. Wenn daher ſchon aus diefem Grunde eine 
neue Prüfung diefer Lehre nicht überflüffig fein dürfte, fo liegt gerade 
jest eine bejondere Aufforderung dazu in dem Umftande, daß der 





1) Gratiani discept, for. c. 311. n. 17 segg. Mevius, p. 2. d. 298. 
n.1. Fleck, comm. binae de interd. unde vi et remed. spol. p. 98 Bedg. 

2) Rhap. obs, 489, 

3) Sa, Martini (de jure censuum s. annuor. redit. c. 8. n. 113 aqg.) 
geht fo weit, die Frage, ob der Nentenverkäufer das Recht, die verkaufte 
Rente wieder einzulöfen, durch Verjährung verlieren könne, aus dem 
Grunde zu verneinen, weil derfelbe im Befige des Wiedereinlöfungds 
rechts fei! 

4) Gratian. 1. c. n. 13. Postil tract, mandati- de manulenendo ebs. 
10. n. 62. 

5) 3. B. Beſitz fowohl der Berwandtfchaft und Schwägerfchaft aberhaupt, 
als eines beſtimmten Grades derſelben, der Legitimität u. f.w. (Postius, 
l. e. n. 60.) 

6) Eine Spur davon findet fi fi fchon in der gl. ad L. 7. C. de fide instr. 

. (4. 21.) verb. Si aliis. ; 

7) Postius, I. c. n. 91. Menachits, de retin. poss. — 3. n. ‚455. 
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Geſichtspunkt, ums welchem dieſe Prüfung unternommen werben 
muß, durch Die Darftellung eines neuern Juriſten gänzlich verrüdt 
zu werden droht, und wir ung, wenn wir deſſen Anſicht folgen, auf 
geraden Wege befinden, In. das 'entgegengefeste Extrem zu fallen, 
dv. 5. jeden poflefforiichen Schutz in den. dem deutſchen Recht eigen. 
thümlichen Berhältnifien zu leugnen, fo weit derfelbe nicht durch die 
Analogie des römifchen Rechtes ſtreng gerechtfertigt werden kann. 
| Zur Entfheidung der Frage naͤmlich, im wie.weit ein poſſeſſo⸗ 
riſcher Schuß bei Ausabung der eigenthümlich deutſchen Dinglichen 
- Rechte Statt finde, bahnt ſich Heerwart*) den Weg. dur) eine 
Unierficchung darüber , in wie weit das römische Recht bei Servitu⸗: 
ten einen ſolchen zulaſſe. Nach feiner Anficht fol bei denjenigen 
Rechten, die mit Orund und Boden verbunden. find; 
wie Die Landeshoheit, Diöcefan- und Parodhial »Verhältnifie, ‚Die 
regelmäßig mit dem Befite einer Kicche zufammenhäugen, und wo⸗ 
bei fir fomohl eine Störung, als eine wahre Dejection/ denken 
laſſe, das interdictum uli possidetis und unde vi aualog-angewene 
det werden ($. 35.). Was dagegen Jurisdictions⸗ und. Parochial⸗ 
Bereditigungen, wenn die legten nicht an eine gewiſſe Kirche ge⸗ 
knüpft find ($. 36.), jo wie Die ber Reallaſt gegenüherfichende Ber 
rerhtigung anbelangt, jo ſucht derfelbe ($, AL.) nachzuweiſen, daß 
die in der Regel angeführten Stellen des Tanonifchen Rechts und 
der Reichsgeſetze den verichtedenen von den Juriften aufgefteliten 
Anfichten nicht zur Stüge dienten, und gelangt ($. 43.) zu dem Res 
juktate, daß ein pofjefforifcher Schuß bei diefen Rechten überhaupt 
nicht Statt finde, weil es an wirklich paflenden Analogien gänzlich 
fehle; überdieß fei ein folcher auch durchaus Fein praftiiches Bebürf- 
niß ($. 14.), da. das Poſſeſſorium in der Regel. eben fo lange als 
das Petitorium dauere, und weil.der Bortheil des Schubes im Bes 
fige Förperlicher Sachen, daß nämlich der im Poflefforium uͤberwun⸗ 
dene Gegner das Petitortum anftellen, und den Beweis . feines 
Rechts übernehmen müſſe, bei dem erlangten Schupe im Beſitze 
eines Rechts nicht Statt finde, indem nach der richtigen Anficht 
dem Beſitzer hier nichts. defto weniger der Beweis feines Rechts 
obliege, wenn ber Gegner mit der Negatorienklage auftrete ($. 4.). 
Solle aber dennoch um allen Preis ein poffefforifches Rechtsmittel 


*) Beitf. f. Cwilr. u. PB. 12. Re 6. u. 9. 


/ 
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beſchafft werben (6. 43.), fo bieibe nichts Auderes übrig, als die 
Analogie der für Weges und Waffergerechtigfeiten gegebenen Inter⸗ 
dicte, weil der Beſit bei Reallaften, Jurisdictions⸗ und Parochtals 
Berechtigungen ($. 36.), fo wie der an Privatperfonen überlafjenen 
Regalien ($. 37.) wegen der Unterhrochenheit der Ausübung mit 
dem Beſitze der Weges und Waflergerechtigfeiten die meifte Achns 
lichkeit babe. Als allgemeinen Grundſatz ſtellt Heerwart den 
Say auf, daß der richterliche Schup bei der Ausübung biefer 
Rechte nur dem gewährt werden koͤnne, welcher diefelben in dem 
Jahr von Zeit des ausgebrachten Interdicts an rüdwärts gerechnet 
wenigftiend einmal in gutem Glauben ausgeübt habe; bie 
dreißigtägige Ausübung fei als eine eigenthümliche Beſtimmung bei 
bem interdietum. de itinere actuque privato”) hier nicht nothwen⸗ 
Dig. Set das Recht von der Art, daß es nur in einer Hälfte des 
Jahres ausgeübt werbe, fo genüge es, daß es in einer der beiden 
Gebrauchszeiten, welche der Anftellung des Interdictd voransgehen, 
ausgeübt fei (Arg. L. 1. 6.29. 33— 36. de aq. quot.). Diefex 
Grundſatz auf den Beſitz der der Reallaft gegenüberſtehenden Be⸗ 
rechtigung angewandt, fo ergebe ſich, daß derjenige, welcher in dem 
Genuffe des Rechts geſchützt werden wolle, ohne Unterfchieb zwi⸗ 
ſchen bloßer Nichtleiftung und beftimmier Berweigerung, zwiſchen 
gänzlicher und theilmeifer Nichterfüllung Klage erheben müfle, che 
die erwähnten Zeiten abgelaufen felen ($. A3. ©. 323.). Zur Wie⸗ 
dererlangung des Duafibefibes ſoll e8 aber gar fein Rechtsmittel 
geben, weil fidh eine wahre Dejection bei einem Rechte nicht den⸗ 
fen lafie, und daher fowohl das interd. unde vi, als die Spolien⸗ 
Hage unftatthaft fein (8. 42. ©. 320.). 

Es ergibt fih, daß Heerwart bei feiner Unterfuchung von 
dem Geſichtspunkte ausgegangen ift, daß wir uns lediglich an Ana⸗ 
logieen des römiichen Rechts halten müßten (S. 312), nach welchen 
dann freilich der poſſeſſoriſche Schutz nur in der angegebenen fehr 
beſchraͤnkten Weiſe Statt finden fann. Es wird ſich aber Jedem hier 
die Frage aufprängen, worin es denn wohl feinen Grund habe, 
daß die Juriften von jeher ganz einftimmig einen poffefiorifchen 


*) Diefed Exforberniß ift durch die Ausführung Althof’8 (dad interd. de 
itia. actug. privato, vergl. von Bangerow Leitfaben w Pand.⸗ 
Vorleſ. Th. 1. ©. 715) ſehr zweifelhaft geworben. 
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Schuß. bei mehreren dem deutſchen Recht eigenthuͤmlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen in einem viel weitern Umfange ganz unbedenklich zugelafien 
haben, und wie fich eine dem römifchen Rechte durchaus fremde 
Rechtsanſicht fo allgemein.habe verbreiten köͤnnen. Zur Beantwor- 
tung diefer Srage laſſen fid) nur zwei Gründe angeben. Entweder 
muß man annehmen, daß die gelehrten Juriften von jeher die An- 
ſicht gehabt hätten, daß der Quafibefig und. der demfelben. zu gewäh- 
rende Schuß in der von ihnen angenommenen Ausdehnung im röm;- 
ſchen und Fanonifchen Recht anerfannt fei, oder wenigſtens durch 
“eine ganz in deſſen Geifte gefihehenvde analoge Anwendung gerecht⸗ 
fertigt werden könne, oder fie hätten in der älteſten Praxis einen 
auf einer eigenthümlich germanifchen Grundlage mihenden poflefjori- 
fhen Schuß vorgefunden und dieſen den Beftimmungen der recipir 
‚ten Rechte anzupafien gewußt. Da ver erfte Grund deshalb der 
richtige nicht fein kann, weil die hierbei unterftellte Anficht der Ju⸗ 
tiften nur aus einer. unbegreiflicjen Verblendung derſelben hervorge⸗ 
gangen fein könnte, fo dürfen wir nur in dem zweiten eine gend: 
gende Erklärung finden, und die Nachweiſung, daß der in 
mehreren eigenthümlich deutſchen Berhältniffen. su 
gewährende poffefforifhe Schutz keineswegs aus 
dem römiſchen oder fanonifhen Recht abgeleitet wer— 
den könne, ſondern ein eigenthümliches Inſtitut des 
einheimifchen Rechtes und ſpäter nur auf das reei— 
pirte, nach der den Altern Juriſten geläufigen Be— 
handlungsart des einheimiſchen Rechts, zurückge— 
führt ſei, bildet die EEE der. ame, UFER Unter- 
: Bonn, 0 
Er J . 2. en RS 
— * Geuudfäge des dentſcheu Nechts über. den. 
der Gewere zu ertheilenden gerichtlichen Schutz. 
Durch die Reception des roͤmiſchen Rechtes wurde freilich der 
bisherige Rechtszuſtand in Deutſchland durchaus verändert; allein | 
die durch eigenthümliche Verhältniffe und Rechtsanſichten hervorger 
rufenen Inftitute erhielten fich dennoch zum großen Theil, jelbft . 
ſolche, die mit dem römiſchen Rechte geradezu im Widerſpruch ſtan⸗ 
den. Dieſe Inſtitute konnten natürlich nur nach den urſprünglich 


deutſchen Rechtsnormen, wie ſie ſich im Verlauf der und ſpäter 
Zeitſchrift f. d deutſche Recht, 2. Br. 2. 


\ 
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unter dem Einfluffe des römifchen Rechtes gebildet hatten, beurtheilt 


werden, wiewohl man ftatt deffen nicht felten eine in Mißbrauch 


ausartende Anwendung des roͤmiſchen Rechts zuließ. Die Aufgabe 
der Theorie kann aber nicht darin beftehen, Diejenigen auf deutfche 
Verhältniſſe fich beziehenden Rechtsſätze, welche in dem römifchen 
Rechte keine Stüge finden, ſchon deshalb als irrig zu verwerfen, 
fondern nur darin den ganzen Rechtsitoff, wie ihn Die verſchiedenen 
Rechtsquellen, und zu diefen gehört auch die Praris, überliefern, zu 
einem harmonifchen Ganzen zu verarbeiten. Wenn fih daher nach⸗ 
weifen läßt, daß der poflefiorifche Schuß, weldyer bisher mehreren‘ 


‘dem deutjchen Recht eigenthümlichen Berhältniffen gewährt ift, ur: 


ſprünglich dem Gebiete des einheimifchen Rechts angehört, fo kann 
eine Darüber aufzuftellende Theorie nur auf demfelben Wege gemon- 
nen werden, welcher jet zur Konftruirung des deutfchen Privatrechts 
überhaupt als der richtige anerfannt wird ). Es iſt Daher zu un 
terfuchen, in wie weit das einheimifche Recht einen pofjefforifchen 
Schuß zugelaffen, und wenn deflen Grundlage und Umfang nachge- 
wiefen worden, ift weiter anzugeben, welchen Einfluß das römifche 
Recht auf die Umgeftaltung der urfprünglich deutfchen Rechtsanficht 
gehabt hat. 

Der Gegenſatz zwiſchen dem Poſſeſſorium und Petitorium, wie 
ſich derſelbe im römiſchen Rechte ausgeprägt findet, 
iſt dem deutſchen Recht urſprünglich fremd. Bei der Schnelligkeit 
des Verfahrens war durchaus kein Bedürfniß vorhanden, blos den 
Beſitz zum Gegenſtande eines vorläufigen Streites zu machen und 
dann die Entſcheidung über den Rechtspunkt darauf folgen zu laſſen. 
Aber das ſich von felbft verftehende und daher in jeder Gefeßgebung 
anzutreffende Verbot der Selbithilfe begegnet und auch in den Alte: 
ften Quellen des germanifchen Rechtes. Der aus dem Befig Ges 
jeßte war hiernach keineswegs genöthigt, dem Dejirienten gegenüber 
ftet8 den Beweis feines Nechts zu erbringen, um den Beſitz wieder 
zu erlangen, fondern bei einer widerrechtlihen Beflsflörung und 
Dejection war der Thäter nicht nur verbünden, den Beſitz ſo⸗ 


*) Weber bie abweichende, neuerdings wieder im deflen de auctoritste pru- 
dentum prulusio academica vertheidigte Anfiht Maurenbrecher's ſ. 
infonderheit Puchta in Richter's und Saraner 8 Erit. Jahrb. 
Sahrgang 1839, ©. 728 ff. 
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fort zu reftituiren, ki, verfiel außerbem noch in eine Geld⸗ 
buße. 


Pact.. leg. Sal. ti. 18. $.1. 

Si quis villam alienam adsalierit (eingedrungen im, MCC. 
den., qui faciunt solidos XXX., culpabilis judicetur. 

8. 2. Si quis villam adsalierit alienam et ibidem ostia 
fregerit, canes occiserit, aul hominem plagaverit, vel in 
carro (Karren) aliquid exinde duxerit, YIIIM den. ., qui fa- 
ciunt sol. CC., culpabilis judicetur. 

$. 3. Et quidquid inde abstulit, in locum restituat. 

Tit. 64. $. 1. Si quis alteri de manu aliquid per vim 
tulerit et raubaverit aut expoliaverit, MCC. den., qui fa- 
ciunt sol. XXX, culpabilis judicetur et rem pro capitale 
resliluat. | 

Lex Bajuv. tit. 10, c .1: 0 
Si quis in curtem alterius per vim contra legem intraverit, 
cam tribus solidis componat. 

C. 2, 8.1. Si autem in domum per- vielenliam intra- 
verit, et ibi suum nihil invenerit, cum sex solidis componat. 

$.2. Nemo enim ingrediatur alienam domum, quia hoc 
scandalum generat. _ 

Tit. 16. c.1. $.1. Si quis homo. pratum vel agrum vel 
exartum (Rottland) alterius contra legem malo ordine in- 
vaserit et dieit suum esse, propter praesumlionem cum 
sex solidis componat et eweat. 


Die Ausmitteling des Thatbeftandes machte ein 1 gerichtfiches 
: Verfahren nothwendig, welches lediglich die widerrechtliche Störung 
oder Entziehung der Gewere *) zum Gegenftande hatte, fo daß man - 
hierin die erften Anfänge eines Poſſeſſoriums finden Tann, welches _ 
fi) ganz unabhängig vom römifchen Rechte ausbildete. 


Nach den Rechtsbüchern des Mittelalters findet Die Gewere als 
ſolche, alſo auch das bloße factiſche Innehaben (Detention), den 


*) ‚Die Gewere heißt in den’ latelnifeh gefchriebenen Quellen srisina, bie 
Verlegung berfelben disseisina, mag fie in bloßer Störung ober Ent⸗ 
fegung (Entwerung, disseisina im eigentlichen Sinne) beſtchen. Ranulphi 
-de Glanvilla tract. de legib. lib. 13. e. 32 segg. 
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"Schub des Richters >); ſelbſt derjenige, welcher mit Unrecht dieſelbe 
erlangt hat, kann nur durch ein gerichtliches Verfahren daraus ver« 
trieben‘ werben 2); wer der Gewere wiberrechtlich beraubt wird, 
braucht nur die Entwerung darzuthun, und wird dann, ohne daß 
über das Recht verhandelt würde, in den Beſitz wieder eingefebt >). 

- Die Anfiht, Daß die Gewere an ſich des richterlihen Schupes ge- 
nieße,, findet fich nicht blos in deutfchen Rechtsquellen, fondern zum 

- Theil noch beftimmter in den Altern normannifchen, englifchen und 

franzöfifchen, wie Mittermater *) bereits nachgewieſen hat. 


Diefer Schuß, welcher der Gewere zu Theil wurde, trat nicht 
nur dann ein, wenn Diefelbe Eörperlihe Sachen zum Gegenitande 
hatte, fondern in allen Fällen, in welchen überhaupt eine Gewere 
angenoınmen wurde, alfo auch dann, wenn 3.3. Leiftungen den 
Gegenftand derfelben ausmachten 5). Jede gegen die Gewere aus- 
geübte Gewaltthätigfeit hatte Daher nicht nur die Verbindlichfeit zur 
Reftitution und Schabenerfag, fondern auch noch eine Strafe zur 
Folge, welche, nach der Art der angewendeten Gewalt, bald in einer 
Geldbuße beftand, bald die Strafe des Friepbruches war, und auch 
. bier machte e8 feinen Unterfchied, ob die Gewere einer Förperlichen 
oder unkörperlihen Sache (Zinsgewere) verlegt war ©). 


Diefe zunächft in den weltlichen Gerichten befolgten Grundfäte 
tonnten auf die geiftlichen Gerichte, obwohl in diefen von jeher das 
römifche Recht die Hauptentfcheidungsnorm geweſen war, nicht ohne 
Rüdwirkung bleiben. Im Allgemeinen zeigt ſich dieſes darin, daß 
man in den geiftlichen Gerichten nicht bei denjenigen Fällen ftehen 
blieb, in welchen das römische Recht einen, poffefjorifchen Schuß an⸗ 
erkannte, fondern denſelben auch in den dem. deutfchen Recht eigen- 
thuͤmlichen Verhältnifien, wie in den weltlichen Gerichten, zuließ. 


1) Albrecht, Gewere ©. 5. 

2) Albrecht, Gewere $. 3. 

3) S. befonders die bei Albrecht, a. a. O. ©. 15, Note 41, abgedruckte 
Stelle des baier. Landrechts. 

4) Der gem. deut. Proceß, Veit. 4. S. 197 f. Vergl. noch Les assises de 
Jerusalem e. 63. (Die erfte Aufzeichnung: derfelben fällt in das > 1099, 
die fpätere Bearbeitung ift von 1250.) 

5) Albredt, a. a. O. ©, 17, Note 47. 

6) Albrecht, a. a. O. S. 16 ff. 
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Wenn gleich die Abfaſſung einzelner der angeführten: Rechts⸗ 
quellen in eine Zeit faͤllt, wo der Gebrauch des römifchen Rechtes 
fhon ‚allgemeiner zu werben begann, fo wird man: deshalb doch 
nicht behaupten können, daß die in jenen enthaltenen Beftimmungen 
aus dem römifchen Recht entlehnt feien, denn diefer Schup iſt noch 
in den fpätern Rechtsquellen an fo eigenthümliche Bedingungen ges 
Enüpft (f. unten $. 17. a. E.), daß fein germanifcher Urfprung nicht 
nur nicht zu verfennen iſt, fondern durch den Zufammenhang, in 
welchem diefer Schuß mit der in allen germaniichen Rechtsquellen 
der Gewere (als deren Mittelpunkt Haus und Hof eines Jeden ers 
ſcheint) beigelegten ‚Heiligkeit fteht, ganz außer Zweifel gefebt wird. 


$. 3. 


Weitere Fortbildung der dentfchen Nechtsauficht unter dem 
Einfluffe des römischen Nechts. | 


Der poſſeſſoriſche Schug, welchen das beutfche Recht gewährte, 
erſtreckte fich viel weiter, als derfelbe Im römifchen Recht anerkannt 
it. Im Allgemeinen kennt diefes nur Schubmittel für den (jurifti- 
ſchen) Beſitz Förperlicher Sachen und einzelner Servituten; nad 
den Grundſätzen des deutfchen Rechtes dagegen wurde die Gewere 
überhaupt vom Richter geſchützt, alfo bei körperlichen Sachen die 
bloße Deteution, und die Ausübung alfer- Rechte, welche 
die Gewere zu ihrer Grundlage hatten. : Die Wirkung, : weiche Die 
Anwendung des römischen Rechts auf die Umgeftaltung des Redyts: 
zuſtandes in Deutichland überhaupt gehabt hat, daß nänslidy; fo oft 
ein Inſtitut dem fremden wie dem einheimischen Recht befannt war, 
die Grundſaͤtze des einen oder andern nicht eine ausschließliche Gel⸗ 
tung erlangten und in ihrer umvermifchten Reinheit iſich erhielten, 
fondern daß vielmehr aus der Verfehmelzung det Grundſätze beiver 
Snftitiste ein neues hervorging , in deſſen beftimmter ausgeprägter 
Gornt der wifienfchaftliche Charakter. des römiichen Rechtes vor: 
herrſchte, in deſſen Inhalt aber. die: deutſchen Elemente erfennbat 
blieben ‚- trat: auch in ber Lehre. vom Beſitz gleichmäßig ein. :Die 
Berfehmelzung: ging durch. Die Rechtsanwendung vor fih, ungeachtet 
ber großen Deinungsverfchiedenheit, welche fich zwiſchen den Lehrern 
des römischen und Fanonifchen Rechts geltend machte. Diefe Mei⸗ 
nungsverichiedenheit Liefert vielmehr Den Beweis, Daß die Grundſaͤtze 
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des römifchen Rechtes nie vollftändig durchgedrungen find; denn 
während die Legiften in der Regel den poſſeſſoriſchen Schuß auf das 
römische Recht zurüdführten, Tießen die Decretiſten denfelben auf 
den Grund einzelner Stellen des kanoniſchen Rechtes noch in vielen 
andern Fällen zu. Beide gingen aber in ihren Anfichten zu weit. 
Daß das römifche Recht nie vollftändig zur Aumendung gekommen 
ift, zeigt fi) befonders in der von den Derretiften vornehmlid, auf 
den Kanon Redintegranda gebauten Theorie des Beſitzes, in wels 
her die Rachwirfung germanifcher Grundfäge auf das Vollſtaͤndigſte 
bervortrittz; denn indem fie aus demfelben auch die Beftimmung ab⸗ 
leiteten,, daß bie bloße Detention des richterlichen Schuges genieße, 
vertheidigten fie unbewußt die oben erwähnte germanifche Anficht, 
daß jede Gewere vom Richter geſchützt werde; aber auch fie gingen 
zu weit, indem fie e8 gänzlich überfahen, daß das kanoniſche Recht, 
wenngleich e8 in den Beftimmungen über den Befig, wie in den 
meiften das Privatrecht berührenden Vorfchriften, auf germaniſchem 
Boden fteht, dennoch von dem Einfluffe des römtfchen Rechtes nicht 
frei geblieben tft. 

Fragt man nun aber, wie ſich unter dieſen verfchiebenen Anſich⸗ 
ten die Theorie des Beſitzes in Deutſchland geſtaltet habe, ſo kann 
darauf nur dieſe Antwort gegeben werden: die ganze wiſſenſchaft⸗ 
liche Form der Lehre iſt einzig und allein auf das roͤmiſche Recht 
geftügt, allein der Stoff ift durch deutfches Recht dadurch erweis 
tert, daß ein pofjefjorifher Schug in der Ausübung mehrerer eigen: 
thümlich deutfchen Rechte fortwährend anerfannt wurde, Juſonder⸗ 
heit find die Rechtsmittel, durch welche der Beſitz gefchüst wird, 
lediglich aus Dem römifchen Recht entlehntz denn ein neues ift in 
dem Fanonifchen nicht gegeben, vielmehr enthält daſſelbe nur eine 
Anwendung der römifchen INN auf die eigenthümfich deut: 
ſchen Berhäftniffe *). 

Durch die Ausdehnung des Beftges auf die dem deutſchen Recht 
eigenihümlichen auf der Gewere beruhenden Rechte tft der Begriff 
des Befiges, wie wir ihn im römischen Rechte ausgeprägt finden, 
durchaus nicht verändert; er befteht auch jegt noch in der Ausübung 
eines dDinglichen Rechtes; denn die dem deutfchen Rechte eigen- 
thümlichen Befuguiffe, welche Die Gewere zu ihrer Grundlage has. 


) Ueber dad Verhältniß der Spolienklage zu bem interd. de vi f. unten $. 17. 
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ben, gehören nach der aus dem römifchen Rechte entlehnten Elaffifi- 
cation der Rechte zu den.dinglichen. Nirgends finden wir aber im 
deutfchen Recht eine Andeutung, daß bei der Ausübung der an Fa⸗ 
miliene und Standesverhältnifie gefnüpften Befugniffe oder bloßer 
Forberungsrechte eine Gewere angenommen fei. Dieſe Anficht 
des deutſchen Rechts ift freilich von den Altern Juriften durchaus 
nicht beachtet, und fo Fonnten fie durch leere Abftrartion zu den in 
ber Einkeitung erwähnten Refultaten gelangen, durch welche Die 
gänzliche Vernachläfigung der Gejchichte bee deutſchen Rechts ſich 
bitter an ihnen gerächt hat. 


g. 4. 


Urkundliche Nachweiſung, daß bei mehreren urſprünglich 
deutſch⸗rechtlichen Verhältniſſen ein Quafibeſitz von jeher 
angenommen und vom Michter geſchützt iſt. 


Der Beweis, daß nach der Anſicht des deutſchen Rechts bei 
mehreren demſelben eigenthümlich angehoͤrenden Verhaͤltniſſen ein 
von dem Richter zu ſchützender Quaſibeſitz angenommen ſei, kann 
aus dem kanoniſchen Recht und den Reichsgeſetzen nur ſehr unvoll⸗ 
ftändig geführt werden, da dieſe Lehre in den genannten Rechtsquel- 
len nicht ihren Sitz hat, deren einzelne Entjcheidungen vielmehr 
nur eine ſchon vorher durd) die Praris begründete Rechtsanficht an- 


“erkennen. Dagegen enthalten die Urkunden ein fehr reiches, faſt 


noch gar nicht benußtes, aber zur Erklärung der hierher gehörenden 
Stellen des Fanonifchen Rechts und der Reichsgeſetze ganz unent- 
behrliches Material. Ich habe’es daher’ verfucht, die deutfche Rechts— 
anficht in den über einzelne Rechtsgefchäfte aufgefegten Urkunden 
aufzufuchen, und durd) diefes, aus der unmittelbaren Rechtsanwen- 
dung abgeleitete ent die Geſetzgebung zu erflären und zu ers 
gänzen. 


Ich laſſe jetzt mehrere Auszüge aus Urkunden folgen (deren 
Inhalt bei den weiter unten folgenden Unterſuchungen genauer be— 


nutzt werden wird), und zwar zunächſt ſolche, welche darthun, daß 
. bei mehreren dem deutſchen Recht eigenthümlichen Verhältniſſen ein 


durch die Ausübung begründeter Quaſibeſitz ( Gewere) angenommen 
worden ift, 


I. In einer über ein beſtritienes Patronatrecht gepflogenen Ver⸗ 
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gleichsberhandlung v. 3. 1200 (Mon. Botca, i. 10. n. 13. 


p- 461) kommt folgende Stelle vor: 
Cumque ialiter predictum cenobium ejusdem juris Bau: 
natus diülina possessione gauderet — — 


U. Urk. v. 3.1222 (ab Erath., cod. aipl. guedlmm. n. 31. 


p- 140). 

Sophia Dei gratia Quidilingeburgensis Ahbatissa —. No- 
tum igitar esse volemus, — quod ecclesia in Lapide Saneti 
Michaelis — ex usibus ihelonei civitalis nostre, qui de 
sale proveniunt, ab ecclesia nostra ÄXX solidos annualim 
libera possessione tenuit et quieta. Nos ulique diligenter 
super eo discutientes et considerantes, personis religiosis 
et spirilaalibus — iheloneares non expedire proventus, h- 


‚ cet jam dicta ecclesia multorum annorum spatio prescri- 


ptos redditus possederit — predicti loci fratres omnia, que in 
pretaxato tenebant theloneo — nobis preeipimus resignari *). 


. Urk. v. J 1245. (Günther, cod. Rh. Mos. t. 2. n. 109.) 


— — quas decimas — — et ipse eustos et antecessores 
sul — — quiele receperint, ei in pacifica fuerint Posses- 
“_ söone —. Et Henricus miles — — custodem — — in 


_ Possessione decime sue pacifica impedivisset — 


I. Ulf, v. 3. 1280. (Daf. t. 2. n. 299. p.A2. 


Cum progenitores nostri — — hactenus a tempore cujus 


‚non ®xtal memoria, jus häbuerint et in possessione vel 
| quasi Juerint Juris percipiendi decimam de universis bo- 


nis seu terris sitis in villa B. 


V. Schiedsrichterlicher Spruch zweier Canonici der Kirche zu 





Coͤln v. J. 1293. (WM ürdtwein, nova subsid. dipl. t. A. 
n. 25. p.70.) 

— Növeritis,. quod cum inter venerabilem virum Domi- 
num C. Prepositum et Archidiaconum prediete Colon. Ec- 
clesie ex una parte et discretum viram P. Decanum Ec- 
clesie $. Marie ad Gradus Colon. exorta fuisset maleria 
questionis super institutionibus et destitutionibus ecclesin- 
rum in oppido Tremoniensi et Decanatu ejusdem. consi- 
stentiuni, 'nec non excessuum correctionibus in- Clero ‚et 





*) Wieberholt in einer Ur, v. 3. 1229. Daf. a. 47. p. 149. 
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pöpulo, jarisdictione et his similibus infra terminnm et di- 
strietum dieti Decanatus Trremoniensis, que ommia dietns 
Prepositus et Archidiaconus ad se spectare dicebat, dicto 
Decano :contrarium asserente, immo ad se omnia et Sin- 
gula premissa pertinere pleno jure .dicente de eonsuetudine 
prescripla a tempore, cujus memoria non exiabat, et quod 
ipse Deeanus et sui- Antecessores. a tempore , quo sanctus 
Anno ecelesiam sancte Marie ad Gradus fundavit, sit et 

_ fterint in:possessione juris vel quasi instituendi et exer- 
cendi premissa et his similia infra limites: Decanatus Tre- 
moniensis etc. 

VI. U. v. J. 1302. (Günther, L. — n.12. p. 106.) 
—— Conradus — dominus de T. notitiam veritatis. Li- 
cet venerabiles viri decanus et eapitulam -eeolesie Monaste- 
riensis in: Eyflia et predecessores eorum sint et fuerint a 
tempore- cujus memoria non existit, in: Dossessione quieta 

“ ed.'perceptione pacifica decimarum novalium — in parochiis 
de V. et de S. — ita quod nullus temporibus. patris no- 
'stri, aviietiproavi possessionem dictarum decimarum et per- 
ceptionem pacificam turbaverit, impediverit seu inquietave- 
rit ulla causa tamen nos opinantes — jus circa dictas no- 
'valum decimas habere seu ad nos pertinere, dictorum de- 
cani et capituli possessionem quielam et perceplionem pa- 

.cificam hartemus possessam et habitam turbavimus et inguie- 
tavimus dietos decanum et ren super dielis .novalium 
desimis impugnando. Ä 

VII. U. v. 3.1425 (Harenberg, antig. Gandorah. p. 884). 
— — vnde wy antwordet one den teghenden ouer de— houe 
— in ore vpnemende brukende hebbende .ruweliken were, 
‚also. dat se den alle iar vpnemen vnde bruken sohullen. 

VIH. Url, v. J. 1451 (Dafı p. 434) 

— — mit dem:iiegeden to B — wen wi den in weren 
vnd vpname hebben. 

IX. Urk. v. 3. 1454. (Entdeckter Ungrund der Einwendungen 
gegen des teut. Ritterordens alle Heften — Imme dietaͤt — 
Beil. N. 11.) 

— — Brenget ‚der, erfame her Martin — zu als recht if, 

. mit alden. unverlegten Regiſtorn, daß der Probſt — pflichtig 
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und fchuldig fin zu geben achte Schillinge phenige — und ſeß 
Keſe und die in offhebendiger Gewere herbracht han 
und bezahlet fin’). 

X, Urk. v. 3. 1434. (Mon. Boica, t. 23. p. 397.) 

— haben wir (die Verkäufer) yn (den Käufern) den obge- 
nanten zehanten mit aller zugehorung ubergeben auss vnn- 
ser nulz und gewer vnd sy des eingeseczt in ir rechte nulz 
vnd gewer®), 

XI. Auszug aus einer procefiualiichen Verhandlung zwifchen dem 
Abt zu Ettal ald Kläger und dem Abt zu Fürftenfeld v. J. 
1488. (Daf. t. 7. n. 54. p. 302 fig.) Der Kläger bringt 
vor: wie er ein Gericht zu M. in der Grafschaft D. das 
hette er bisher berublich in stiller Nutz und Gewer — in- 
gehabt, darin ihete Im der von Furstenfeld Irrung vermei- 
nende, dass er sein Hindersassen daselbs zu M. und nit 
der von Etal als Gerichts Herr zu straffen —. 

XI, Urk. v. 3. 1506. (Äreysig, dipl. et script. ad hist. - 

: ‚ Germ. t. 2. p. 675.) 

— Setze auch sie des Zehens ‚halben In stile nutzliche 
gewerde vnd gebrauch den Innen zu haben zu gebrauchen 
vod zu geniessen?). 

Diefer Quafibefig wurde, wenn er widertechtlicher Weiſe ver⸗ 
letzt oder entzogen war, durch den Richter geſchützt. 

XIII. Urtheilsſpruch gegen das J. 1170, (Meichelbeck, histor. 
Frising. t. 1.. pars instr. n. 1348. p. 562.) 

Ego Alb. Sanctae Tridentinae Ecclesiae Episcopus visis 
ei auditis allegationibus Domini Alberti Frisingensis Epi- 
scopi super lile, quae vertebatur inter eum et Gomiiem Per- 
toldum de Tyrale et Gomitem Arnoldum de Grifenstain de 
possessione decimationum novalium —. Et cum saepe in- 
terrogati non contradicerent, et per plures testes cogno- 
vissem, Ecelesiam de Cella horum novalium decimationem 


1) Hultaus, iss: v. aufheben. 

2) Vergl. Mon. B. t. 9. p. 605. a. 1320; t. 12. p. 263. a. 1468; t. 15. 
p. 491. a. 1397; t. 23. p. 140. a. 1346; p. 142. ej. a., p. 165. a. 
1350 ; p. 170. a. 1351. Beugenrotul aus dem 14. Jahrh. in: Gründ- 
Tiche Ausführung der Reichsſtadt Lindau, S. 527 ff. 

3) Vergl. Areysig, I. c. p. 673. a. 1505. Mon. B.t. 23. p. 699. a. 1497. 
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possedisse, Comites ad restituendam eam partem posses 
sionis decimationum ıstorum novalium, quam ipsi tenent, 
eondempno !). 

XIV. Urtheil des Domcapiteld zu Regensburg v. 3. 1275. 
(Mon. Boica, t. 15. n. 16. p. 185.) 

Nos A. Praepositus, V. Decanus totumque Ratisb. Eccle- 
siae Capitulum — volumus esse notum, quod cum Chunra- 
dus — Abbas in Prüel nomine sno et Monasterii sui Chun- 
radum — veram Pastorem in Schönaich et Fridericum Pro- 
visorem ejasdem Ecclesiae coram nobis traxisset in causa 
dicens et proponens in figura judicii contra eos, quod eum 
et Monasterium in Prüel Possessione duarum partium De- 
cimae wmajoris.et minutae in Schönaich — et tertia parte 
in Haimpuch — quas ipse et amtecessores sui nomine Mo- 
nasterii Prüellensis multis annis et: temporibus possederunt 
pacifice et quiete, contra. Deum et Justitiam indebite spo- 
Aassent. Tandem quia nobis auditis Juribus utriausque par- 
tis constitulis evidenter cunclis juris Solemnitatibus obser- 
vatis, quod praedietus Abbas Monasterii in Prüel super 
dieta Possessione Decimarum, quae superius sunt expositae, 
per ipsum Chuaradum Decanum verum Pastorem in Schön- 
aich et per Fridericum Provisorem ejusdem Ecelesiae per 
violentiam fuerat destitutus, Nos ıpsum Abbatem et Mo- 
nasterium in Prüel ad eandem possessionem duximus resti- 
tuendum, Justitia mediante, quam de facto amiserat non de 
jure., servata tamen quaestione proprietatis®) parti ad- 
‚versae, si quando jus.suum contra ipsum Monasterium du- 
xerit prosequendum. 

AV. Urk. v. J. 1279. (de Falckenstein, cod. dipl. Nordg. 
n. 69.) 

Nos Hildebrandus Dei gratia Eystettensis Episcopus et 
nos Ludwigus Senior de Öttingen profiiemar —, qued sı- 
pra causis centroversis et discordus inter nos habitis de 
Jure patronatus in S — —. Nos arbitros elegimus — qui- 
bus damus —— amicabiliter componendi si poterunt, 


1) Vergl. auch XX. u. xxi. 
2) Vergl. — deſſelbe⸗ Gerichts v. J. 1280. Daſ. t. 16. p. 297. 
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si autem non poterunt, per- viam:sirieti arbitrii tam peti- 
torium quam possessorium. terminabuntar. . 

XVI. Urtheil in einem über den Beſitz des Patronatrechts ges 
führten Proceffe v. J. 1256. (Mechelbeck, 1. c. t. 2 pars 
instr. n. 181. 1. p. 117.) ı .: I 
— — Et meritis ipsius eansae eb- — — consi- 
deratis et receptis testibus — habite sapientum consilio di- 
etum procuratorem praefati Episcopi — in possessionem ju- 
ris patronatus Ecolesiae in P. restituimus. 

XVII. Urk. v. 3. 1304. (Mon. B. t. 12. n. 46. p. 153.) 

Nes C. Praepositus, C. Decanus toiumque Capitulum Ra- 
üsponensis Ecclesiae, quia Domino GC. — Abbate de Obern- 
altach et Conventa suo agenlibus contra — Dominum A. 
Vicarium in Haybach et peientibus quod oum idem Vica- 
rius 005 possessione vel quasi tertie partis decimarum in — 
O — spoliaverit, restilueretur ad decimas supra dietas et 

- perseplionem: earuin - et.idem- Abbas ei Gonventus pos- 
‚sessienem hujusmodi et dgjeotionem se obtulerunt probatu- 
ros, idem Vicarius--spolistionem hajusmodi:non negavit, 
ipses Abbatem et Gonventum .restituimus ad omnes deci- 

mas supradictas et perceplionem plenarıam earundem. 
- AV. GEntfcheibung des Bapfles Urban. V. in einem. Streite 
zwiſchen dem Abt Gotſchalk zu Begau und Bürgermeifter und 

Rath daſelbſt über gewiſſe Hoheitsrechte v. 3. 1393... (de 
Ludevig. rel. manuse. t. 2. n. 82. p. 317 fi) : 
Petitio dilectorum ſiliorum Gotschalei abbatis:et conuentus 
monasterii Pigauiensis — Merseburgensis diodesis nobis ex- 
hibita continebat, quod licet supremum dominium ia opido 
Pigauiensi dicte diocesis ac emolumentorum: rätione. hujus- 
modi dominii prouenientium perceplio, nec non procensulis 
et: consulum dioli opidi, dum ad progonsalatus et eonsula- 
‚taum offiesa: de. nouo assumuntur:, confirmatio: 20 iuramen- 
torum per ipsos proconsulem et consules ac scäbinos et no- 
taries predieti opidi prestandorum receptio, nec.non etiam 
-eujusdam oensus annui vigisti marcharum argenti ipsis ab- 
bati et conuentui in dicto opido et ejus suburbiis debiti per- 
ceptio ad dictos abbatem et conuentum perlinerent, prout 

.pertinest, .et tum. iidem Gotschalcas abbas:.el conuentus 


ö— —— — — — 
« 
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quam :predecessores sorum fuissent et tuno eliam existerent 
in pacifica possessione wel quasi dominii pereipiendi emo- 
lumenia et censdm huyusmodi, confirmandi proconsulem et 
consules et recipiendi: iuramenta predicta a tempore cujus 
centrarii memoria nen existebat. Quia tamen proconsul, 
eonsules , scabini et uniuersitas dicti opidi eodem abbatem 


et conuentum dominio .et emolumente prediotis possessione 


 sen:quasi confirmandi proconsules — — et etiam censu pre- 


dioto contra. iustitiam spaliarunt, — prefati abbas et con- 
uentus — prefatos proconsulem, consules, -scabinos et uni- 
uersitatem requisterust, ut. eisdem abbati et cenuentui pos- 
sessionem uel quasi predioti supremi dominii, pereipiendi 
emolumenia et censum — dimitterent. — — Nachdem die 
Sache auf dem Wege der Berufung an den Papft gefommen 
war, erfolgte bie nachſtehende Entſcheidung: spoliationem pre- 
dictam fuisse et esse temeratam, illieitam et iuiquam, ac 
de facto temere, indebite ac inique altemptatam et quale- 


nus de facto provessit, reuocandam fore -— ipsosque abba- 


tem et conuentum ad possessionem uel qnasi supremi do- 


. minil, iuramenti fidelitatis, confirmationis proconsulis consu- 


lum ac iuramentorum inde secutorum et annui census pre- 
dietos ‚ad statum suum pristinum reducendos, restituendos 
et.redintegrandos fore. 


AIX. Procefjualifche Verhandlung vom J. 1491 (Mon. Boica, 


t. 16. on. 217. p. 511 seq.). 

— — Sindicus dicti monasler# ponit- et dieit,- quod mona- 
sterium in vnderschoenfeldt fuit en possessione vel quasi 
percipiendi unam libram piperis ex bonis situatis in H. — — 
item quod Jictus A. T. reus, qui possidet hujusmodi bona 


‘in H. — animo et:iatentiane- dielum monasterium sua pa- 
ciſfioa et quieta possessione privandi et spoliandi-— dictam 


libram piperis distulit ac solvere recasavit — item quod, 

licet-reus ad solvendam dietam libram piperis sepius amice 
requisitus fuerit, )pse tamen semper reeusavit —. Quare — 
petit Sindicus — quatenns — possessienem diete libre pi- 
peris violenter ablatam fuisse et esse restituendam —. Nos 
tunc judices ‚prefati — promulgamus definitivam sententiam, 
talis modo sub tenore: — pronuncievimus —- Abbatissam 
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monastern in Schoenfeldt inferiori — et ejus monasterium 
actricem in possessione vel quasi pereipiendi annuatim a 
reo unam libram piperis — ipsamque dominam actricem pos- 
sessione hujusmodi per decennium proxime preteritum ob 
non solulionem ejusdem libre piperis spoliatam et destitutam 
esse; quocirca eandem dominam abbalissam in pristinam 
possessionem libre piperis annui census restituendam et 
reintegrandam fore, ac restitulmus et reintegramus. 

Auf das Recht ſelbſt kam es dabei nicht anz die Entfcheivung 
darüber bildete ein befonderes Verfahren, und wurde meift in dem 
den Beſitzſtreit endigenden Erfenntniß vorbehalten. Außer der unter 
No. XIV. mitgetheilten Urkunde gehört hierher : 

XX. eine Derretale Habrian’s IV. zwiſchen 1154 und 1159. 
(Antiquae coll. decretalium, coll. 1. [Bernhardi Papiensis] 
lib. 3. tit. 26. de decimis c. 19.) 

Hadrianus monachis de sancto Lav. Sicut vobis vestra iura 
integra vultis illibataque servarı: sic et aliis justitiam suam 
subtrahere nequaquam debetis. Audivimus autem, quod de- 
cimas ecelesiae de Colligran cum ea, in qua solvi debe- 
bant integritate, antequam fundus ad vestrum dominium per- 
veniret, non solyitis. Unde quoniam indecens et inhone- 
stum vobis valde existit, ut aliis damna praesumatis im- 
ferre, quae vobis nullatenus :irrogarı velletis, universi- 
tati vesirae per A. s. m. et m. prae. qua.!) praedictas 
decimas memoratae ecclesiae sine deminutione aliqua et cum 
ea integritate, in qua antiquitus solvi solebaut, solvere non 
differatis. — Verumtamen si quid juris ibi vos habere con- 
fiditis in praesentia ven. fr. nostri wingorniensis Episcopi 
et dilecti fili nostri Decani Gicestrensis oc. et ap.?) re- 
mota, ordine iudiciario .experiamint, quod ipsi inter vos et 
partem alteram duxerint statuendum firmiter suscepturi et 
inviolabiliter. servaturi. 

XXI. Decretale Alerander’s III. zwifchen 1159 u. 1180. (Daf. 
c. 22.) 

Alexander Ill. Lundon. et Wig. Episcopis. Deferente ma- 


“IT. e. Apastolica seripta mandamus el mandando praecipimus quatenus. 
2) 1. e. occasiose et appellalione. 
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gistro N. latore praesentiam nobis innotait, quod hospita- 
larıi de A. decimas de nutrimentis animalium suorum et 
decimas quarundam terrarum, quae ad jus ejusdem eccle- 
siae spectare noscuntur, solvere contradicunt, et injuste 
detinere praesumunt. Inde est, -quod praecipiendo m. qua.. 
praedictes hospitalarios inducatis, ut praescriplas decimas 
tam majores quam minores, aut earum destimationem me 
morato N. sine diminutione restituant et de solyendis nul- 
lam inferant molestiam, aut in praesentia vestra ap. re. 
exhibeant justiliae complementum ‘) nullo munimento juri 

N. praejudicium faciente. Quod si ad admonitionem vestram 

neutrum horum adimplere voluerint, ipsos ad alteram efh- 

ciendum ecclesiastica districtione compellatis. 

Diefe bis in das 12. Jahrhundert Hinabreichenden Urkunden 
enthalten eine weitere Beftätigung der oben vertheidigten Anſicht, 
daß die Ausübung derjenigen Rechte, welche die Gewere zu ihrer 
Grundlage hatten, eines, von den Beftimmungen des römifchen 
Rechtes ganz unabhängigen, poſſeſſoriſchen Schutzes genofien habe. 
Die bekannte Anficht der mit dem römischen Rechte vertrauten Juri⸗ 
ften über die Bedeutung des einheimifchen Gemohnheitsrechts, und 
das daraus hervorgehende Streben, die eigenthümlich deutfchen In: 
ftitute auf jenes zurückzuführen, oder wenigftens an daffelbe anzu: 
lehnen, tritt aber auch in einzelnen der mitgetheilten Urkunden, be- - 
ſonders in der aus dem römifchen Rechte entlehnten Terminologie 
(quasi possessio) hervor. 

Nehmen wir jetzt Rüdficht auf die gefeglichen Beſtimmun⸗ 
‚gen, fo ergibt fi, daß das kanoniſche Recht des Quaſibeſitzes bei 
Ausübung mehrerer eigenthümlich beutfchen Rechte erwähnt. So tft 
die Rede von einer possessio juris parochialis 2), von dem Quaſt⸗ 
beſttz des einer geiſtlichen Corporation zuſtehenden Wahlrechts ), 
von einer quasipossessio Juris patronatus*), von einer possessio 
affictuum et pensionum ®) und ' vom Beſitz des Zehntrehts®). 


1) Diplom bes Papftes Innocenz 11.0. 3. 1132. (Mon. Boica,t.1.n.5.p. 358.) 

2) C. 2. X. ut lite non contest. (2. 6.); c. 17. X. de rest. spol. (2. 13.) 
„90 3.X. de causa poss. et propr. (2. 12.) 

4) C. 24. X. de elect. (1. 6.); c. 19. X. de jure patron. (3. 38.) 

5): c. 19. X. de rest. spol. 

6) C. 6. 19. de praescript. (2. 26.) 


48 Ä Dr. Dunder: 


Allein man würde irren, wenn man in diefen Stellen ben. Grund 
der deutfchen Rechtsanficht finden wollte; das kanoniſche Recht hat 
fich vielmehr an die ſchon vorher beftehende Rechtsanſicht angefchlof- 
fen und diefelbe feinen Entfcheidungen zu Grunde gelegt. 

Auch in den Reichögefepen begegnen‘ wir vielen Ausfprüchen, 
welche einen vom Richter zu ſchützenden Quaſibeſitz gewiſſer Rechte 
annehmen. Es mögen hier nur folgende Stellen eat werden: 

Reichsabſch. v. 3. 1548, 8. 59. 

— — vo ſich befinde, vos ein ausgezogener Stand. — - hätte 

. dem heiligen Reid getenen und an das .. in. en 
possessione wäre —. | — 

Instr: pac. Osnab. art. 5. $. 46. 

Illi vero reditus, census, decimae, pensiones, — quae sta- 
tibus Augustanae confessionis — e!Catholieorum provinciis 
debentur , quorumque in possessione vel quasi percipiendi 

‘ anno 1624 die 4. Januarii fuerunt. Ibid. 8 47: - - :-.; 
$. 48. —- Ad consequendos lamen reditus, census, deci- 
mas, pensiones in iis Augustanae confessionis statuum -ditie- 
nibus ubi Catholici — in possessione vel ee 

Jurisdictionis Eeslesiasticae fuerunt —. 11 un pr. 
Unmgekehrt wird-in dem Sale, wo ein Beſitz des Reben nicht 
vorhanden tft, eine: ee übertatis auf Seiten des er 
‚angenommten”). " 

Weit entfernt alſo, daß die deutſche Rechtsanſicht — das 
römiſche Recht verdrängt worden wäre, tritt dieſelbe noch in einer 
Zeit, wo dieſes über das einheimiihe im Allgemeinen fchon:-Längft 
den Sieg davon getragen hatte, auf das Unzweidentigfte- hervor. 
Befonders wichtig find in diefer Beziehung mehrere reichsgeſetzliche 
Beftimmungen, in welchen der possessio und der Gewere an förner- 
lichen Sachen utid s — ll der — — —— 
chert wird. 

Landfrieden v. J. 1548, Eing. $. 1. 

— — Daß au) feiner den andern feiner Possession, Inha⸗ 
bens oder. Gewehr, es weren Schloß, Städt, Dörffer, Kir- 
hen, Klöfter, Elaufen Zinß, Gülden, Zehenben, liegend 


”) Re, v. 1576, $. 20 u. 104; v..1567, $. 52; u. 1594, $. 16. ©. 
unten 8. 18. a 
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und fahrend Haab und Güter, Regalia, Jurisdiction, Gericht, 
Hoc und Oberkeiten, Geiſtlicher und Weltlicher Zoͤll, Waſ⸗ 
ſer, Weyde und aller anderer Gerechtigkeiten, nichts auß⸗ 

genommen, mit gewehrter Hand und gewaltiger That neu 
lich entſetzen. 

Reichsabſch. von Trier und Cöln v. J. 1512, Th. 1. zit. 
4.8.12. 

Und nachdem fid) oftmals im Reich begiebt, daß der ſtreitigen 
Possession oder Gewehr. halben Spän und Irrthum — ent⸗ 
ftehen, haben wir demfelben zu begegnen, geordnet —: Ob 
hinfüro zween oder mehr — irrig oder ftreitig würden um 
oder Possession eines Guts oder Gerechtig— 
feit x.) 


| 8.5. 
Feitftellung derjenigen Nechte, deren Ausübung einen 
Quaſibeſitz begründet. 

Roshirt?) will aus den Worten der L. 14. D. de servit. 
(8. 1.): ‚‚Servitutes praediorum rusticorum, etiamsi corporibus 
accedunt, incorporales tamen sunt‘‘ ein allgemeines Kriterium für 
die Beantwortung ber Frage ableiten, in welchen Berhältniffen ein 
Dnafibefib anzunehmen fei. Das accedere corporibus drüde naͤm⸗ 
lic) „die Beziehung auf eine förperlihe Sache, als die Grundlage 
des Dinglichen Rechtes, welches fich nur da denken läßt, woran Eis 
genthum möglich iſt,“ aus. Die Rechte nıin, welche diefe Eigen: 
haft haben, follen auch einen Quaſibeſitz zulaſſen, denn dieſes cor- 
poribus accedere ſei nicht eine Eigenthümlichkeit der Rufticalfervi- 
taten, fondern gelte eigenflich für alle Dinglichen Rechte, und nur bei 
ſolchen könne ein Befig vorkommen. Abgefehen davon aber, daß 
bei diefer Anficht. von der (wenn gleich ganz richtigen, $. 3), Vor: 
ausfegung ausgegangen ift, daß der Begriff des Beſitzes durch 
beutfch-rechtliche Grundſätze nicht verändert ſei, ſo kann doch aus dem 
römifchen Rechte niemals die Frage entſchieden werden, auf welche 


1) Berg, R,=%. von Worms v. 331521, Tit. 32, 8.1. K.⸗G.⸗Ord. v. 
1555, Ih. 2. Tit. 21. Diefe Stelle ift auch in das Concept ber K.⸗G.⸗ 
Ord. v. 1613, Th. 2. Tit. 22. übergegangen. 

2) Ach. f. d. civ. Pr. B. 8. ©. 27 u, 49 ff. 

Zeitfehrift f. d. deutſche Recht. 2. Br. 2. 4 


so Dr. Duncker: 


einzelnen Reibte Das acnedere corperibus Anwendung leide. Wir 
müflen daher im deutfchen Recht ein Prinrip aufluchen, nach wel- 
chem entfchieden werden kann, in welchen VBerhältniffen ein Quaſi⸗ 
befis anzunehmen ift. Diefes Princip ift folgendes: Ein Quafi- 
befig wird durch die Ausübung aller Rechte begrün— 
det, anwelden nad) den Grundſätzen des ältern Rechts 
eine rechte Gewere Statt fand, oder weldhe, wie man 
fich jegt aus drückt, auf Grund und Boden radicirt 
find. Hierher gehören nicht nur Die Rechte, welche ſich auf ein 
einzelnes Grundſtück als verpflichtete Subject beziehen, fondern 
auch diejenigen, welche fich über einen ganzen Bezirk, über ein gan- 
368 Territorium, erftreden und daher gegen jeden Bewohner deſſel⸗ 
ben. geltend gemacht werden können. Welche Rechte im Einzelnen 
diefen Charakter haben, läßt fich nur aus dem Altern Recht nachwei⸗ 
fen. Mehreren verjelben wird dieſe Eigenjchaft in den Altern 
Rechtsquellen gerapezu beigelegt; namentlich wird bei den durch den 
Rentenfauf auf ein Grundſtück funbirten Zinfen °), dem Zehnten 2) 
und andern Grundzinfen?), Die daran ftattfindende Gewere ausdrüd- 
lich erwähnt; ferner wird in einer Urk. v. 3. 1313 *) dem Patron 
eine rechte Gewere am Patronatrecht zugefchrieben. Es 
käßt fich aber ein allgemeines Merkmal angeben, nad) weldyen es 
feine Schwierigkeit hat, Diejenigen Rechte, welche in dieſe Kategorie 
gehören, zu beftimmen. Die Regel des longobardiſchen Lehenrechts 
nämlich in I. F.1. 8. 1: Scieadum est autem, feudum sive be- 
neficium non nisi in rebus soli, aut solo cohaerentibus, aut in 
lis, quae inter immobilia connumeranlur — posse .consistere, 
entjpricht der Regel des deutfchen Rechts, daß ein Lehen im eigentli- 
hen Sinne nur an ſolchen Sachen beftellt. werden fünne, an wel: 
hen eine rechte Gewere jtattfindet®); ‚naher können wir bei allen 
Rechten, welde als fähig zur Infeudation im äftern Recht angefes 
hen wurden, was bei dem häufigen Vorkommen des Lehensnerus 
niemals zweifelhaft ift, fchließen, daß fie auf Grund und Boden 


1) Meine Reallaften $. 16. 

2) Daf. $. 53. und die oben Nr. VIT., VIH., X. u, al. oe Stellen. 

3) In ber oben Rr. IX. abgebr. Stelle, 

4) Würdtwein, subsid. dipl. t. 6. n. 23. p. 129. 

5) Shwäb, Lehenr. 100, $ 6: len one gewer ist nit lan; 107. $. 
8: — alles len one gewer ist aureeht len. Albrecht, Gew. ©. 282 ff. 
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radicirt ſeien. Diefe Rechte find es auch, welde in den am Ende 
des vorhergehenden Paragraphen abgedruckten Stellen der Reichs⸗ 
geſetze Gerechtigfeiten genannt werden, womit aud) der heutige 
Sprachgebrauch; übereinftimmt. | 

Nach der gemeinen Meinung tft aber das Fanonifche Recht hier: 
bei nicht fiehen geblieben, und geftügt anf einzelne Etellen deſſelben 
ließen die Altern Juriſten, wie in der Einleitung erwähnt ift, einen 
pofiefforifchen Schug auch noch in andern Berhältniffen zu. Diefe 
in der neuern Zeit von v. Sanlgny?) flegrekh bekaͤmpfte Anficht 
ift jegt wieder von Geiger?), nur mit der Beichränfung in Schuß 
genommen, daß durch Ausübung eines Forderung sſrechtes Fein 
Duafibefig begründet werde. Soviel: tft bier zunaͤchſt außer Zweifel, 
Daß nach ausprädfichen Stellen des kanoniſchen Rechtes die Aus⸗ 
übung des Didrefans und Barohialrehts?®), fo wie infon« 
derheit die Concurrenz bei der Belegung geiftlicher Pfründen als 
einen Duafibefig begründend angefehen wird, namentlich die Aus⸗ 
übung des Patronatrechts“) und des einer geiftlichen Eorporation 
zuftehenden Wahlrehts®). Allein das Princip ift auch hier feſtge⸗ 
halten worden. Die Staatsgewalt im Ganzen nämlich, fo wie Die 
einzelnen in ihr enthaltenen Hoheitsrechte‘) find in Deutfchland von 
jeher als ein Iehensfähiges Object angefehen worven, alfo als 
Rechte, die auf Grund und Boden radicirt find; eine analoge An- 
wendung dieſes Grundfages auf die Kirchengewalt und bie einzel: 
nen darin begriffenen Befugniſſe lag daher nicht fern, zumal ba, 
gleichwie Die Grafihaften und Herzogthümer, fo auch die Abteien 
und Bisthümer von dem Kaifer zu Xehen gegeben wurben?). Der in 
diefer Beziehung zwifchen diefem und dem Papſte geführte und durch 
das Goncordatum Calixtinum verglichene Streit zerriß den Lehens⸗ 
nerus nicht, denn wenngleich, fortan der Kaiſer die Bifchöfe nur mit, 
den Temporalien belehnen follte®), fo trat Dafür das dem Papft 


1) Befis 8. 49. 
2) Zeitſch. f. Civilr. u. Pr. B. 13.8.2738 ff. 
3) C. 17. X. de restit. spol. (2. 13.) 
. 4) C. 24. X. de eleet. (I. 6.) 
5) €. 3. X. de causa poss. et propr. (2. 12.) 
6) S. z. B. g. 4. X. 
7) Eichhorn, R.⸗G. $. 190. 
8) Daſ. 8. 232. 
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ſchon durch die Altern Kirchengefege eingeräumte Recht, dem Biſchof 
die Spiritualien zu ertheilen, in Ausübung; und daß hierbei 
die Idee eines zwifchen dem Papſt und den Biſchöfen beftehenven 
Lehensnexus immer feftgehalten wurde, ergibt die bei der Conſecra⸗ 
tton der Bifchöfe übliche, der Belehnung mit weltlichen Gütern nad)= 
gebifdete Korn, fo wie der ſchon feit Gregor VAL. in einen wahren 
Bafalleneid verwandelte frühere Eid des kanoniſchen Gehorfams: ). 
&o wie alſo die Hoheitsrechte des weltlichen Regenten auf ein be= 
ſtimmtes Territorium radicirt waren, fo exftredten fid) die fpirituel- 
ken Rechte des Kirchenobern über die einzelnen kirchlichen Sprengel. 
Daher konnte man nad) der oben angeführten Urk. v. I. 1313 von 
einer rechten Gewere am Patronatrecht fprechen , fo wie von einem 
Beſitz des Rechts, eine Pfründe zu befegen. Hierher gehört-die oben 
unter V. abgebrudte Urk. v. 3. 1293, wo von einer possessio juris 
vel quasi institaendi (parechum) die Rede iſt. Auf dieſelbe Weife 
verhielt e8 fich bei der Beſetzung weltlicher Aemter: 

Auszug aus einem zwiſchen dem Biſchof von Worms und der 

Stadtgemeinde bafelbft geführten und im Eaiferlihen Hofge⸗ 

richt 1494 entfchiedenen Proceſſe (Schanzat, hist. ep. Worm. 

t. 2. n. 276). Der Bifchof bringt bier vor: 

Wiewohl sein vorfarn Bischove zu Worms und Er eins, 
zeben, zwenizig, dreyzig, viertzig, oder ye so viel jare 
als zu recht genug seye, in ruhigem beses oder quasi 
possess nul2 und gewere gewest weren, Burgermeister, 
Schultheissen, Rathe, Richter: und Grefien in der stat 
Worms — zu besetzen — 
Hiermit iſt die unter XVIII. miigetheilte Urk. v. J. 1393 zu vere 
gleichen, wonach der Abt. zu Pegau in dem Beige des Rechts ges 
fhüst wird, den Stadtrath Dafelbft zu confirmiren und fich den 
Huldigungseid leiften zu laſſen. 

Es ift daher irrig, wenn Geiger?) das Recht der Befebung 
geiftlicher Pfründen für ein perfönliches hält, und daher be- 
hauptet, daß das kanoniſche Recht einen Beſitz aud) bei Ausübung 
perfönlicher Rechte annehme. 


1) Daf. $. 316. Kirchenrecht Ih. 1. ©. 588 ff. Vergl. auch Th. 2. S 
743 (beneficium bedeutet Lehen und Pfründe). 
2) A. a. O. S. 277. 
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8. 6. 
Die Ausübung von Forderungss oder Familieurechten 
begründet feinen Quafibefik. 

Soweit iſt alfo das Princip feftgehalten, daß nur die Aug, 
übung folder Rechte, die als auf Grund und Boden radicirte gel 
ten, einen Quafibefig begründen faun. Nun wird aber nad) der 
ältern gemeinen Meinung, die nody jebt ihre Vertheidiger hat, au) 
bei andern Rechten, die Diefer Eigenfchaft gänzlich entbehren, ein 
Befig angenommen, namentlich bei der Ausübung von Yorbes 
rungs⸗ und Samilienrechten, weshalb diefe Anficht hier noch einer 
Prüfung zu unterwerfen ift. 

Die Annahıne der ältern Juriſten, daß durch Die Ausübung 
eined Forderungs rechtes ein zu ſchützender Quafibefig begründet 
werde, entbehrt fo fehr eines jeden haltbaren Grundes, und wirp 
jebt fo allgemein als irrig verworfen, Daß eine Wiverlegung ale 
ganz unnöthig angejehen werden muß. Es genügt bier, wor. einem 
Irrthum zu warnen, welcher durch die Statihaftigfeit des Beſitzes 
bei Ausübung der einer Reallaft gegenüberftehenden Berechtigung 
erzeugt werden Eönnte. Wenngleich nämlich die Ausübung einer 
ſolchen Berechtigung mit der Ausübung eines reinen Forderungs⸗ 
echtes (3. B. der Annahme von Zinfen eines ausgeliehenen Gapi- 
tals) Darin ganz übereinftimmt, daß von einem Dritten eine Lei- 
flung vorgenommen wird (eine Aehnlichkeit, Die zu der Anficht Ver: 
anlaſſung gegeben hat, die Reallaften als dingliche Obligationen, 
oder jubjertiv Dingliche Rechte zu behandeln !)), fo ift dabei doch zu 
erwägen, Daß die von dem Inhabey des belafteten Grundſtücks zu 
beſchaffende Leiftung gar nicht zur Erfüllung einer obligatorifchen 
Verpflichtung, fondern zur Anerfennung des dem Berechtigten an 
dem belafteten Grundſtücke felbft zuftehenden Rechtes gefchieht). 

Dagegen ift auf die Frage hier nod) näher einzugehen, ob nicht 
bei Samilienverhältniffen ein zu ſchützender Belt anzuneh: 
men ſei, da diefe Anficht in einzelnen Stellen des kanoniſchen Rech— 
tes, wenigftend in Beziehung auf die Ehe, eine Stüße zu finden 
jheint, und auch neuerdings von Geiger?) wieder vertheidigt ift. 

1) Meine Real, $. 8— 10. | 


2) Daſ. & 15. 
3) Zeitſch. f. Civilr. u. Pr. B. 13. ©, 277 ff. 
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Nach dem Fanonifchen Recht fol nämlich der Ehemann, wenn die 
Frau ihn verläßt!) und dieſe, wenn jener fe vertreibt, als ſpoliirt 
angefehen?) und der auf diefe Weife das eheliche Beifammenleben 
aufhebende Ehegatte vom Richter zu deſſen Fortfegung angehalten 
werden, wenn bdiefelbe nicht als fündlich (z. B. wegen zu naher 
Verwandtſchaft?)) oder wegen der Rohheit des Mannes als lebens⸗ 
gefährlich für Die Frau *) angefehen werden muß. Diefer dem eheft: 
hen Berhältniß zu gewährende Schub kann aber, wie von Sa⸗ 
vignys) nadjgewiefen hat, nur ald eine proviforifhe Maß: 
regel, die mit dem Beſitz durchaus nicht in Verbindung fteht, ange- 
fehen werben. Auch beweifet fiir die gemeine Meinung ber Umſtand 
nichts, daß in c.13. eit. der Ehemann und die Ehefrau in den eben 
angeführten Fällen spoliatus und spoliata genannt werden; denn 
diefer Ausdruck kommt auch in einer weitern ganz unjnriftifehen dem 


deutſchen berauben entfprehenden Bedeutung, weldhe er bei den 


fateinifchen Claffikern hat, auch noch fpäter vor; fo wird 3.3. in 
einer vom Bischof von Regensburg ausgeftellten Urk. v. J. 1296 °) 
von denfenigen, welche die der Kirche vermachten Legate nicht aus⸗ 
zahlen, gefagt, daß fie den Teftator feines Seelenheiles beranbten 
(‚‚salutis remedio spoliantes‘*). Daß spoliare in diefem weitern 
Sinne im ec. 13. gebraucht tft, muß man aber deshalb annehmen, 
weil die engere und juriflifche Bedeutung, in welcher e8 die Entzie⸗ 
hung des Befttes bezeichnet, hier ganz ohne Sinn tft. 

Mit mehr Schein könnte man ſich mit Geiger auf eine andere 
Aeußerung dieſes c. 13. beziehen. Der Fall tft folgender: Eine 
Frau hatte ihren Mann verlaffen und auf Eheſcheidung geklagt, 
weil fie mit demfelben in einem indispenfabeln Grade verwandt fei. 
Der Mann verlangte dagegen, daß die Frau vorerft wieder zu ihm 
zurüdfehre. Papft Innocenz III., an welchen fi der Richter, bei 
dem bie Sache anhängig war, mit der Bitte um Belehrung gewen- 
det hatte, refrribirte, daß über diefen Fall verſchiedene Anfichten 


| herrſchten. Bon Einigen werde nämlich, behauptet, es müffe zuerft 


1) GC. 8. 13. X. de restit. spol. “ = 
2) C. 10. X. eod. 

3) C. 10’°et 13. X. eod. 

4) C. 8. c. 13. in fin. eod. 

5) Belle 49. ö 

6) Mon. Boica, t. 26. n. 43. p. 37. 
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bie Reſtitution erkannt und dann die Eheſcheidungsſache verhandelt 
werben, wofür ſich eine Dectetale des Papſtes Lucius anführen 
laſſe (c. 10. X. de rest..spol.); Andere jeien Dagegen der Mei- 
nung, daß zuerft der Eheſcheidungsproceß entfchieden werden müffe, 
wegen der Gefahr des Inceſts, wenn vorher die Reftitution erfannt 
werbe, und für biefe Anficht fpreche eine Derretale des Bapftes Cle⸗ 
mens (c. 1. X. de ordin. cagnit. 2. 10.): „Nos autem, fagt 
darauf Innocenz, ad praesens nullam de praedictis sentenliis re- 
probamus,, neo cuiquam earum aliquod praejudicium ex nostra 
responsione volumus generare, quamvis praescriptum Lucii pa- 
pae mandatum ad possessorium respunsum vero Clementis ad 
petitorium referatur. Um dem Scheine zu begegnen, ald wenn 
die Entfcheidungen der Päpfte Lucius und Clemens mit einander 
im Widerſpruch ftänden, läßt Innocenz die Bemerkung mit einflie- 
Ben, daß Die eine Eutſcheidung auf das Poffefforium‘, die andere 
auf das Petitorium zu beziehen ſei. Mit jenem Ausprud foll das 
Reftinstionsverfahten, mit Diefem der Eheſcheidungsproceß felbft 
bezeichnet werden, wobei aber durchaus nicht anzunehmen ift, daß 
beide Ausprüde in der techniſchen Bedeutung gebraucht feien, und 
das Reftitutionsverfahren als ein wahrer Befigftreit dem Ehe: 
ſcheidungsproceſſe als dem Streite über das Recht entgegenge- 
feßt werde. 5— 

Eben jo wenig läßt es ſich durch das c. 14. eod bemeifen, 
daß: das eheliche Beifammenleben die Rechte des Befiges begründe, 
Sn dem hier erzählten Kalle war ein junges Mäpchen von ihrem 
Oheim einem noch nicht fiebenjährigen Knaben zur Ehe beftimmt 
und in das Haus des Vaters beffelben gebracht worden; nachdem 
aber das Mädchen mannbar geworden war, wollte e8 den Wunſch 
des Oheims nicht erfüllen und erbat fih vom Biſchof des Wohn- 
. 9146 die Erlaubniß, einen Andern heitathen zu dürfen. Papſt In: 
nocenz III. entſchied nun folgendermaßen: Quia igitur non credi- 
mus ambigendum, quin ipsa mulier, quamvis minor, causaın pos- 
sit malrimonii per procuratorem lractare, ac pars alia, quae mu- 
hieris restitutionem sibi fieri prius postulabat, restitui nequaquam 
debeat, utpote nullo juris seu possessionis commodo destituta, 
cum per solam traductionem, quam non praecesserunt sponsalia 
vel consensus legitimus, nec fuerunt etiam subsequuta, nullum 
inter eos obligatorium vinculum sit contractum. — Man fchließt 
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nun ſo, daß, wenn die Ehe wirklich geſchloſſen iſt, der 
das eheliche Beiſammenleben eigenmaͤchtig aufhebende Ehegatte zu 
deſſen Fortſetzung gezwungen werden koͤnne, weil er den andern 
bed possessionis commodum beraubt habe. Allein daß dieſes pas-. 
sessionis commodum von einem, wenn die Ehe in giltiger Form 
geichlofjen ift, Durch das begonnene gemeinfchaftliche Leben begrün- 
‚deten juriftifchen Beſitz des ehelichen Verhältmiffes nicht verftanden 
werben kann, ergibt fi) Daraus, daß jened possessionis commo- 
dum nur Daun angenommen werben joll, wenn eine formell 
giltige Ehe eingegangen ift, d. h. alfo, wenn jeder Ehegatte 
das Recht hat zur Fortſetzung des ehelichen Lebens. Für ben Bes 
fig an fi ift aber das Recht dazu ganz irrelevant. 

Eine ſolche, man kann nicht fagen Erweiterung, ſondern gänz⸗ 
fihe Vernichtung des Begriffes des Beſitzes, wie fie aus den an- 
geführten Stellen des Fanonifchen Rechtes abgeleitet wird, Tann 
aus ſolchen beiläufigen Aeußerungen nimmer gefchloffen werden. 
Diefe Methode der Interpretation, wobei einzelne Aeußerungen 
gar nicht im Zufammenhange mit dem Rechtsſyſtem im Ganzen 
erklärt, fondern als felbitftändige, nur aus ſich felbft zu erlaͤuternde 
gefepliche Verfügungen behandelt werben, führt noch zu weit felt« 
fameren Refultaten. Da 3. B. nah dem angeführten c. 14. ein 
possessionis commodum nur Dann angenommen wird, wenn bie 
Ehe in geſetzlicher Form eingegangen war, fo Eönnte man daraus 
auch folgen, daß der Beſitz nur dann gefchügt werben Dürfe, 
wenn man ein Recht dazu habe, Wenigftens Fönnte man auf 
den befannten Sat des Fanonifchen Rechts: omne quod non ex 
fide est, peccatum est, die Behauptung ftüben, daß nur ein im 
guten Glauben ausgeübter Befig des richterlichen Schutzes 
theilhaftig werden fönne, zumal da Ddafjelbe eine Anwendung dies 
ſes Satzes in der Beſtimmung enthält, daß derjenige, gegen wel- 
hen ein Spolium begangen worden, auch. gegen den dritten Be⸗ 
ſitzer, welder, um das Spolium wifjend, die geraubte Sache an 
fi) genommen, auf Reftitution Flagen nn weil auch deſſen 
Seele in Gefahr fei*). 


) e. 18. X. de rest. spol. (2. 13.) 
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Zweiter Abſchnitt. 
Erwerb des Quaſibeſitzes. 


d.7. 
Erwerb des Quaſibeſitzes im Allgemeinen. 

Der nicht blos für Servituten, ſondern für alle dinglichen 
echte. des römischen Rechtes geltende Say, daß fle nicht im 
Thun beftehen können), bringt ed mit ſich, daß nach der Natur 
diefer Rechte die Ausübung derſelben ſich nur darin zeigen kann, 
. daß der Berechtigte beftimmte Handlungen vornimmt, oder derje⸗ 
nige, gegen welchen das Recht ausgeübt wird (wie bei ven ne- 
gativen Servituten den Inhaber des dienenden Grundftüds), be⸗ 
fiimmte Handlungen unterläßt. Das römtfche Hecht kennt daher 
nur einen ſolchen Quaſibeſitz, welcher, der Ausübung biefer Rechte 
entfprechend,, durch die Vornahme beftimmter Handlungen von 
Seiten des Berechtigten oder die Unterlaffung verfelben 
von. Seiten eines Dritten begründet wird. Diefem ganz entge- 
gengefebt kennt aber das beutfche Recht eine Reihe von dinglichen 
Rechten, welche nur durch die vermittelnde Concurrenz eines 
Dritten, welcher feinerfeits beftimmte pofitive Hand: 
lungen vorzunehmen hat, ausgeübt werden fönnen. Der 
Beſitz dDiefer Rechte kann daher auch nur dadurch erworben wer⸗ 
den, daß die nenfelben entjprechenden Handlungen von dem Drit- 
ten vorgenommen werben. 

Diie Vorausſetzungen, welche den Erwerb des Quaſibeſitzes 
bedingen, find im Allgemeinen dieſelben, unter welchen der Beſitz 
überhaupt erworben wird, alfo corpus amd animus 2). Die erfte 
Borausfepung iſt vorhanden, wenn der, welcher den Befig erwer⸗ 
ben wi, fidy in der Ausübung des Rechtes befindet, alfo wenn 
ihm die auf dem Grundftüde ruhenden Dienfte geleiftet und bie 


1) von Buchholtz, Verfuche NR. 14. ©. 164. Büchel, civilx. Erört. 
Abh. 3. ©. 5 

2) Innocen#. IV. comm. ad c. 5. X. de rest. spol. n. 7. Rospiet, im 
"Archiv f. d. civ. Pr. B. 8 S. 66 ff. 


38 er Dr. Dunder: 


Abgaben entrichtet find. Der Beftberwerb des Grundſtuͤcks, auf 
„welches das Recht radicirt iſt, und des Rechtes felbft haben nichts 
gemein; daher wird 3. B. der Bett des Zehntrechts nicht erwor⸗ 
ben durch Einführung des Zehntberechtigten in das zehntpflichtige 
Grundſtück ). In den oben unter IU., IV., VI., VII. u. VII. 
abgedrudten Urkunden wird der Beftt darin gefest, daß ber Zehnte 
eingefammelt (aufgenommen, aufgehoben) ift. Bergl. IX. Hier: 
mit ſtimmt das Fanonifche Recht, 

c. 31. X. de decimis (3. 30.): | 

— probibemus, ne fratres hospitales praesumant witerius 
impedire, ne deeimas perc’pias memeratas et pacilice pos- 
stdeas in futurum — 

und die Reichögefehe, — 

Reichsabſch. v. J. 1548, 6. 59: 

— wo ſich befinde, daß ein ausgezogener Stand innerhalb 
Menſchengedenken eines zwei oder mehrmal hätte Dem heil. 
Reid, geſteuert und alſo das Reich in quasi posas- 
sione wäre — (vergl. $. 62.) 

überein, 

Einmalige Leiſtung iſt zur Begründung es factiſchen Ver⸗ 
haͤltniſſes natürlich hinreichend, wie auch der angeführte 8. 59. 
ausdrücklich beftätigt ®). Die entgegenftehenve auf L. 1.8.2. D. 
de itin. act. priv. (43. 19;) geftüste Anſicht Biener’s®), daß 
ber Beſitz derjenigen Rechte, deren Ausübung durch die Vornahme 
unabhängiger Handlungen gefchehe (und viefes iſt bei allen hier- 
ber gehörenden Rechten der Fall), nıtr dann erworben werde, wenn 
diefe Ausübung an 30 Tagen fortgefegt fei, beruht offenbar auf 
einer Verwechſelung zwiſchen dem Erwerb des Befipes mit den 
Borausfesungen, unter denen der Beſitz geſchützt werden ſoll. 
Denn obwohl die Statthaftigkeit bes interd. de itin. actuq. pri- 
vato an die Bedingung gefnüpft tft, daß mehrere einzelne Befitz⸗ 
handlungen (nad der gemeinen Meinung an 30 verfihiedenen Ta- 
gen) vorgenommen find, fo folgt daraus doch nicht, daß auch ein 
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1) /anocent. |. c. a. 6. u. 12. 

2) Post. tract. mand. de manuten. obs. 18. n. 26.; ibiq. eitt. Meine 
Real. Rote 145. 

3) System. proc. jud. t. 2. $. 265 (Kuss. v. 1835); 
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Erwerb des Beſttzes erft nach diefer mehrmaligen Ausübung an- 
genommen werden koönne. Der Befig der Wegegerechtigfeiten wird 
vielmehr durch einmalige Ausübung fchon erworben ?), und dieſer 
Beſitz zeigt fich auch bei der Verjährung wirkſam, indem nicht ge 
leugnet werben Tann, daß biefe Gerechtigkeiten durch Ausübung in 
10 oder 20 Jahren auch dann erworben werden fönnen, wenn bie 
Ausübung in jedem Jahre nur einmal gefchehen if. Nach Bie⸗ 
ner’s Anficht würde in diefem alle noch gar fein Beſitz erwor- 
ben und daher aud) die Verjährung ausgefchlofien fein. 

Bon der Regel, daß der Befitz durch einmalige Ausübung 
erworben werde, machen einzelne Iuriften folgende Ausnahmen. 

1) Die einmalige Ausübung fol nur unter der Vorausſetzung 
binreihen, daß eine mehrmalige nicht oft gefchehen könne; lafle 
dagegen Das Recht ‚feiner Natur nad) eine öftere Ausübung zu, 
fo werde zur Erlangung des Beſitzes auch die Vornahme mehre- 
rer Handlungen erfordert). Diefe Anſtcht wird auf c. 17. X. 
de rest. spol., welches folgenden Ball enthält, geſtützt: Zwifchen 
dem Abte des Klofters der heil. Genovefa zu Paris und dem Bi⸗ 
ſchof dafelbft war ein Streit entflanden über den Befit des Pa⸗ 
rochialrechts über bie parochia de Monte; der Biſchof behauptete, 
diefen Beftg dadurch erlangt zu haben, daß er Die Ercommunica- 
tion über die Gemeindeglieder ausgefprochen, und dieſes Beſitzes 
dann duch den Abt entjegt zu fein. Innocenz HI. entfcheivet dar- 
auf, daß dadurch allein, daß ſich die Gemeindeglieder ver fragli- 
hen Parochie aus Furcht vor der ausgefprochenen Ercommunica- 
tion einige Tage Der gottesbienftlichen Handlungen enthalten hät- 
ten, der Biſchof den Befig des Parochialrechts nicht erlangt habe, 
weshalb ihm auch derfelbe nicht reſtituirt werben Fönne, da nicht 
vorliege, daß er fpolittt fei. Gonzalez Tellez erklärt dieſe 
Entfcheidung nun fo, daß der Bifchof deshalb durch Die einzige 
Handlung der Excommunication den Beflg nicht erworben habe, 
weil Die Ausübung des Parochialrechts duch mehrere Handlungen 
geihehen könne. Allein der Grund, weshalb der Biſchof Durch 


Ausfprehung der Ercommunication den Befib des Parodhial: - | 


rechts nicht erworben hatte, iſt vielmehr der, daß das Recht zu 


1) v. Savigny, bef. ©. 584 ff. 
2) Gonz. Telles ad e. 17. de rest. spol. verb. ipsius seutentia. 
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ercomnumiciren ein Ausfluß der biſchöflichen Jurisdiction 
und nicht des Parochialrechts iſt, da der Pfarrer freilich in Folge 
feiner auf den Beichtſtuhl ſich beziehenden jurisdietio interna Ein⸗ 
zelne von den Sacramenten ausfchließen (excom. minor), nicht aber 
die ganze Gemeinde, wie ed im vorliegenden Falle gefchehen, mit 
dem Interdict belegen Tann. Da alfo in dem Ausſprechen einer 
ſolchen Ercommunication durchaus nicht eine Ausübung des Pa⸗ 
rochialrechts enthalten ift, fo Fonnte der Bifchof dadurch den Be- 
fig defielben auch nicht erworben haben. 

2) Eine andere Ausnahme fol dann vorhanden fein 1), wenn 
die einzelne Beitghandlung von einem Mächtigern ausgeibt wor- 
‘den, weil bier angenommen werben nrüfje, daß derjenige, welcher 
einem folchen Dienfte und Abgaben geleiftet, diefes gezwungen ge- 
than habe. WIN man eine folhe Vermuthung gelten Iaffen, fir 
welche übrigens durchaus fein Grund vorhanden ift, fo ift nicht 
einzuſehen, weshalb fie nur bet der erften Befighandfung flatthaft 
fein ſoll; die Confeguenz nöthigt vielmehr zu der Annahme, daß 
ein jeder derartige Duafibefig eines Mächtigern (wobei dann aud) 
Die Frage zu beantworten ift, wer darunter zu verftehen ſei) von 
vornherein als ein fehlerhafter angejehen werden müfle. 

Die Anertennung des Rechts von Seiten des Dritten, 
‚und feine Zufage, die demſelben entfprechende Handlung zu ihrer 
Zeit vornehmen, 3. B. die Orundabgabe demnächſt am VBerfalltage 
entrichten zu wollen, kann den Erwerb des Beſttzes nicht bewir- 
fen 2), weil hierin Die zur Begründung des factifchen Verhäftnifies 
nothwendige Ausübung des Rechts nicht enthalten tft. 


$. 8. _ 

Genauere Beftimmung des Factums der Apprehenſion. 
Es fragt fi, ob die Ausübung des Rechts, durch welche der 
Befig erworben werden foll, nothwendig auch die wirflide Bor- 
nahme ber Handlungen, welche den Inhalt des Rechtes ausnia- 
Ken, vorausfege. Ein von Chaſſenaͤus?) angeführtes Beifpiel 
mag den ©egenftand diefer Frage genauer bezeichnen. Ein Zins: 


1) de Lyneker, cons. resp. 113. n. 87. 
2) Roßhirt, a. a. O. ©. 70. 71. 
3. Ad ennsuet. Burgund, rubr. XI. $. 1. verb. amende. 
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pflichtiger hatte den Zins nicht wirklich geleiftet, fondern auf eine 
Schuld des Zinäbereihtigten mit deinfelben abgerechnet. Chaf- 
fenäus if mit Recht der Anſicht, Daß von dem Moment der Ab» 
rechnung an der Beſitz des. Zinsredhtes erworben ſei. Hiergegen 
läßt fich nicht einmwenden, daß die Abrechnung freilich rechtlich 
die Wirkungen: der. Leiftung felbft habe, allein es koͤnne doch die 
Abrechnung die Stelle Der Leitung in dem Falle nicht vertreten, 
wo dieſelbe eben deshalb geichehen müfle, um ein factifhes 
Berhältnig, wie es zur Erlangung des Beſitzes nöthig fei, ‚zu bes 
gründen; denn die Abrechnung ift nur möglich unter der Voraus: 
fegung, daß der Pflichtige das Recht des Andern anerkennt, welz 
ches Daher in der That durch die Abrechnung ausgeübt wird. Eher 
fünnte e8 zweifelhaft fcheinen, ob der Beſitz auch dann erworben 
werde, wenn dem Pflichtigen, der fich bereit erflärte, Die Leiſtung 
vorzunehmen, diefelbe von dem angeblich Berechtigten erlafjen 
wurde; denn Die Erklärung deſſelben, fein Recht nicht ausüben zu 
wollen, kann doch als eine Ausübung deſſelben nicht angefehen mer: 
den. Dennoch wird man aber auch in dieſem Falle den Beſitz als 
erworben annehmen müſſen. Es wird daher nöthig, den Begriff 
des corpus noch näher zu beftimmen. 

Der Beſitz derjenigen Rechte, deren Ausübung durch eine 
Handlung des Berechtigten und eine diefer entfprechende Handlung 
des Dritten gefchieht, it erjt dann erworben, wenn dieſe beiden 
Handlungen wirklich vorgenommen find. Der Beſttz ded Pas 
tronatrechts 3. B. iſt daher erft dann erworben, wenn dem vom 
Patron präfentirten Candidaten die Pfründe, zu welcher er prä= 
jentirt war, verliehen ift; auf gleiche Weife kann der Beſitz der 
Gerihtsbarfeit nur durch wirkliche Vornahme von Jurisdictions- 
handlungen erworben werden, 3. B. durch Erlaffung einer Ladung, 
welcher der Geladene auch Folge leiftet. Die unberüdfichtigt ges 
bliebene ‘Präfentation oder die nicht befolgte Ladung kann den Be⸗ 
fit nicht verfchaffen, da in dieſer Handlung des Berechtigten nicht 
die Ausübung des Rechtes felbft, fonbern nur ein Verſuch dazu 
enthalten ift. 

Bei denjenigen Rechten dagegen, welche die von einem Drits 
ten zu befchaffende auf Grund und Boden radirirte Leiftung zum 
Gegenſtande haben, kann man die wirkliche Annahme der Leiftung 
zur Erwerbung des Beſitzes nicht für nothiwendig halten. _ Die 
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Kegel nämlich, daß der Beſitz Förperliher Sachen nicht nur durch 
das wirkliche Ergreifen derfelben oder das Betreten des Grundſtücks, 
fondern auch dann ſchon erworben wird, wenn Die phyfifche Moͤg⸗ 
lichkeit vorhanden ift, diefes unmittelbare Verhältniß zur Sache her- 
zuftellen, findet bei Rechten diefer Art vollftändige Anwendung; da- 
her ift die wirkliche Bornahme der Leiftung von Sekten des Befibers 
der belafteten Sache umd Annahme derfelben von Seiten des Be- 
rechtigten zur Erwerbung des Beſitzes nicht erforderlich; es genügt, 
wenn es von dem Willen des letzten abhängt, dieſe unmittelbare 
Ausübung des Rechts vorzunehmen. Das corpus ift Daher vollſtäͤn⸗ 
dig vorhanden, wenn der Beſitzer des belafteten Grundſtücks fich be⸗ 
reit erklärt, die Zeiftung alsbald zu befchaffen, obwohl dieſelbe 
nach dem Willen des Berechtigten unterbleibt*). 

Der Beſitz des Rechts gilt nur in dem Umfange für erworben, 


*) Die in bem ältern deutfchen Recht übliche fymb ol. Tradition hatte bie 
Wirkung, das Recht, welches auf den Empfänger übergehen follte, zu 
übertragen ; bie Erwerbung bes Befiges konnte aber nur durch eine folche 
Handlung, in welcher fich die Ausübung des Rechtes Fund gab, vermittelt 
werden. (Befeler, Erbvert, T. 1. ©. 28 f.) Noch weniger Eonnte das 
ber, als fpäter die Anwendung der Symbole feltener wurde, durch Uebers 
gabe der über bie vollzogene Auflaffung aufgefesten Urkunde eine Ueber⸗ 
tragung bes Befiges bewirkt werden, Sch ermähne biefed nur deshalb, um 
einem aus den Worten älterer Urkunden leicht abzuleitenden Irrthum vor⸗ 
zubeugen; 3. B. in einer Urk. v. I. 1472 (de Ludeurg, relig. manusc. 
t. 5. n. 143. p. 210) heißt es: Ich — bekenne — dass ich — ver- 
koufft habe — dem Herra E — drie — guede Jerlicher tzinsse an 
vud vss mynem husse — vnd ich habe sie (die Käufer) sulcher tzinsse 
ia eine gerugliche nützlieke vnd habende geweher geseiz vnd seiten 
sio auch dar in erafft dieser briues. (Bergl. ib. n. 129. p. 179. a. 
1473; n. 140. p. 203. a. 1422; n. 142. p. 208. a. 1472; n. 144. p. 
313. ej. a.; t. 1. n. 328. p. 489. a. 1502); unter Gewer ift bier aber 
das Recht felbft verſtanden. Dagegen findet fich in einer Urk, v. 3. 1267 
(Schoepflin, Als. dipl. t. I. n. 645. p. 459. ,„Nos — assignamus et 
presenti acripto damus redditus valontes annuatim viginti marcas — 
priori et fratribus in L — in dotem ecclesie sue - videlicet decem 
marcas infra baunum ville de L. et quinque marcas in baono ville de 
M. ac quinque marcas in banno ville de O. Tradentes eisdeui fratri- 
bus per presens insirumenlum corporalem. possessionem omnium pre- 
dietorum“*) die Anficht, daß der Befitz des Rechte durch Uebergabe der 
ſich darauf beziehenben Urkunde erworben werben Eönne. 
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in welchem die Ausübung bisher gefchehen iſt; wer 3. B. das Recht 
zu haben behauptet auf eine jährliche Realabgabe von 10, aber bis: 
her nur 5 empfangen hat, hat auch nur in Diefem Umfange den Be⸗ 
fig erworben*). Eben fo bei Dienften, ohne Rüdficht auf den Um- 
fang des in Anfprudy genommenen Rechts; fo pflegt 3. B. das 
Maß der Dienfte, ‚welche als Baufrohnden geleiftet werden, nicht 
anf. eine gewiffe Anzahl von.Tagen befchränft zu fein, die Dienfte 
müflen vielmehr jo lange geleiftet werden, bis das wirthichaftliche 
Gebäude vollendet ift. Wenn daher bei den zulegt erbauten Fleinern 
Gebäuden nur wenige Wochen die Dienste geleiftet find, und die. 
Pflichtigen diefelben auch mur.in dieſem Umfange bei einem größern 
Baue leiften wollen, fo fragt e8 fi), ob der Bauherr den Befig uns 
gemejfener Bauftohnden durch Die vorhergehenden Leiftiingen er 
worben habe. Ich glaube diefe Frage verneinen zu müflen, da nad) 
der factifchen Natur des Belibes ein Erwerb deffelben nur in 
dem Umfange, in welchem er ausgeübt ift, angenonmen werden 
kann, indem für diefen Erwerb an fich das angeblich oder wirflich 
zuftändige Recht ganz gleichgiltig ift. In der Annahme der Kleinften 
Präftation zeigt fi eine volle Ausübung des Rechts, da für das 
Maß der Reiftungen, welche Gegenjtand defjelben fein Fönnen, 
feine allgemeine Regel befteht, und es ift Daher auch Fein Grund 
vorhanden, den Beftg über die Grenzen. der bisherigen Ausübung 
hinaus ald erworben anzırfehen. 

Mehrere der hierher gehörenden Rechte, deren Ausübung einen 
Quafibeſitz begründet, enthalten verſchiedene einzelne Befugniffe, fo 
daß die Ausübung diefer Rechte in verfchienenen Formen gefchehen 
kann. Es enifteht Daher die Frage, ob, wenn das Recht nur in 
einer Beziehung ausgeübt ift, der Befib des Rechts im Ganzen 
dadurch erworben werde, Die Beantwortung muß-nad) der verfchie> 
denen Natur diefer Rechte verfchieden ausfallen. Bei denjenigen 
Rechten nämlich, die in fo fern untheilbar find, als die einzel« 
nen darin enthaltenen Befugniffe als nothwendige Ausflüffe des 
Rechts im Ganzen anzufehen find, die für fich allein als felbftftän- 
dige Rechte niemals vorkommen Fönnen, muß die Ausübung einer 
jolchen einzelnen Befugniß den Erwerb des ganzen Rechts zur Folge 


haben, weil die Vornahme der einzelnen Handlung wegen ihrer 


) Post. 1. c. obs. 73. n. 169. Gratiun: disceptai. forens. c. 626. u. 1. 
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nothwendigen Beziehung auf das ganze Recht une als deffen Aus⸗ 
übung aufgefaßt werden kaun. Wer z. B. den Beſitz der Gerichts⸗ 
barkeit erwerben will, braucht nicht alle Handlungen vorzunehmen, 
durch welche möglicher Weiſe eine Ausübung derſelben geſchehen 
kann, ſondern es genügt eine einzelne Jurisdictionshandlung, eiwa 
das Erlaſſen einer von dem Geladenen befolgten Bitatton ). Es 
folgt dieſes aber nicht, wie mehrere Juriften ?) annehmen, daraus, 
dag bei Rechten dieſer Art der Grund der Ausübung derſelben ein 
allgemeiner ſei, und es daher mehr auf dieſen Grund ber Aus- 
übung als auf den einzelnen Act derſelben ankomme. Wenn dages 
gen ein Recht mehrere einzelne Befugnifle enthält, die zum Begriffe 
defielben nicht nothwendig gehören, fo kann ein Erwerb des Beſitzes 
(ungeachtet des allgemeinen Titels) nur jo weit angenommen. wer⸗ 
den, ald Das Recht wirklich ausgeübt iſt; aus dem Beſitz eines fol- 
hen Rechts in einer Beziehung folgt Daher nicht der Beſitz des 
ganzen Rechts. Das Patronatrecht z. B. enthält mehrere einzelne 
Befugnifle, die Häufig Damit verbunden zu fein pflegen, Die aber un« 
beichadet des Begriffes defielben Davon getrennt werben koͤnnen; Die 
Ausübung einzelner diefer Befugniffe kann daher den Erwerb des 
Befipes der übrigen nicht zur Folge haben; aus dem bisher ausge- 
übten Präſentationsrecht kann man daher 3. B, nicht den Er⸗ 
- werb des Befipes des dem Patron häufig zuftehenden Rechts, im 
Kirchengebet erwähnt zu werden, ableiten. Sind daher unter dem 
Gattungsbegriff des Rechts verſchiedene Arten. deffelben. enthalten, 
die als felbftftännige Rechte vorfommen, jo kann nod) viel weniger 
der Erwerb des Beſitzes einer Art den der andern nad) fich ziehen; 
demnach kann von dem Beſitz der Civiljurisdiction fein Schluß auf 
den der Criminaljurisdiction,. und umgekehrt, gemacht werden. 

Das verfteht ſich Übrigens von felbft, daß der Beſitz fich nicht 
anf die Vorausſetzungen befchränft, unter welchen derſelbe bisher 
ausgeübt ift, fondern fich auch auf andere erftredft, unter denen eine 
gleiche Ausübung möglich if. Daher findet z. B. Schug im Beſitz 
des Präfentationsrechts Statt bei Erledigung der Stelle durch Re⸗ 


1) Tiraguell. de jure primogeo. 9 39. n. 2. (in opp. t. 1.); de retr. 
lign. $. 36. gl. 3. n. 12. (in opp. t. 4.). — Berger, suppl. ad elect. 
dise. for. p. 2. tit. 5. c. 22. elect. proc. poss. c. 19. 

2) Post. I. e. obs. 73. o. 130 sg. Gratian. |]. c. c. 425. n. 19. 
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fignation, wenngfeich bisher nur foldhe Fälle der Ausübung vor 
gekommen find, wo die Pfarrei durch ben Tod des Sa va⸗ 
cant geworden war 2). 

Wenn ferner das Recht ſich exten ſiv weiter erftvesft; ale defe 
fen bisherige Ausübung, fo ift der Befis gleichfalls nur fo weit er⸗ 
worben, als er bisher ausgeübt wurde. Die Altern Juriſten?) find 
auch hier der Anficht, daß der Befig in einen weitern Umfange ere 
worben werde, wenu Das Recht auf einem allgemeinen Titel 
beruhe; der Bfarrer erwerbe daher den Befit des auf dem Paro⸗ 
chialrecht beruhenden, von einem Andern nicht befeffenen Zehnts 
rechts innerhalb der ganzen Parochie, wenn, er es auch nur auf ein: 
zelnen Grundftüden ausgeübt habe, Ja, dieſer Beſitz des univer⸗ 
ſellen Zehntrechts wird fo weit ausgedehnt, daß er den bisher noch 
gar nicht gezogenen Rovalzehnten umfaflen fol). Allein auf die 
Allgemeinheit des Titeld kann es deshalb nicht anfommen, weil es 
ſich um die Begründung eines beftimmt begrenzten facti— 
hen Verhältniſſes handelt. Das römifche Recht, deſſen Ana⸗ 
Iogie hier vollftändig paßt, beftimmt, daß der Erbe, welcher einzelne 
Erbſchaftsſachen in Befis nimmt, dadurch noch nicht. den Beſitz aller 
andern erworben habe, und dennod) ift fein Titel ein allgemeiner, 
alle Erbichaftfachen umfaſſender. Der Befib des Zehntrechts auf 
jedem einzelnen innerhalb der Barochie liegenden Grundſtück ift 
ein felbftftändiger, deffen Erwerb und PVerluft Daher ohne Einfluß 
ift auf den Befig des Zehntrechts auf den übrigen Grundftüden. 
Daffelbe gilt von andern Reallaften, auf welche das Recht fich über 
einen ganzen Diftriet erftredt, wie Diefelben als Weberbleibfel ver 
Vogtei auch jet noch öfters vorkommen; wer daher 3. B. von. eins’ 
seinen Grundbeflgern eine Rauchhuhn erhalten hat, Hat dadurch den 
Befig den übrigen gegenüber, welche Die Abgabe bisher nicht entrich- 
tet haben, nicht erworben*). Die von vielen Juriften 5) für den 


1) Post. I. c. ubs. 73. n. 144. F a9 

2) Post. 1, c. obs. 73. n. 154. segg. ibig. eit. var Erpen, jus eccl. 
univ. t. 2. p. 826. (ed. Colon.) 

3) ‚Post. I. e. n. 85. van Espen, 1. e. 

4) Kind, quaest. for. t. 2. c. 3. (ed. 2.). 

5) Berger, elect. proc. poss. c. 20. suppl. ad'eleet. disc. for. p. 2. tit. 
5. e. 11. Strube, rechtl. Bed. Th. 4. N. 186; 2. 3 N. 10. (de 
Cramer, obs. jur. univ. t. 3. obs. 963. ' 

Zeitſchrift k. d. deutſche Recht. 2. Bo. 2. 5 
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Ball gemachte Ausnahme, daß nämlich der Beſttz auch den Uebrigen 
gegenüber dann erworben werde, wenn, Das Recht gegen den Ein⸗ 
zelnen nicht als folchen, fondern als Bewohner des Diſtricts 
ausgeübt worden und diefes den Uebrigen zur Kenntniß — 
ſei, läßt ſich nicht rechtfertigen. 

Die äußere Handlung, durdy welche ſich die Ausübung Des 
Rechtes Fund gibt, bedarf aber noch einer nähern Beftimmung, ins 
dem das einfache Factum der Ausübung den Begriff des corpus 
nicht erfchöpft. Es iſt nämlich außerdem nöthig, daß die von dem 
Dritten vorgenommene Handlung in der Abfiht gefhehen 
fei, dem wahren oder angeblichen Rechte des Andern dadurch Ges 
müge zu leiften. Die Entrichtung von Reallaften muß alfo in ver 
Abficht unternommen fein, die auf dem Grundſtück ruhende Laft das 
durch abzuführen. Die Rothwendigfeit diefer Geſinnung ift mit 
Roßhirt aber nicht daraus abzuleiten, daß bei den Reallaften 
„der Gegenkand des Rechts in einem Thun von der einen Seite 
und in einem Entgegenfommen von der andern nach der Natur der 
Obligationen befteht, und alfo deshalb auch die Gefinnung in zweien 
Berfonen fich äußern muß’’ ®), da zwifchen dem Befiger des belaſte⸗ 
ten Grundftüds und dem Empfänger ein obligatorifcher Nerus nicht 
befteht ), und auch, wenn ein folcher vorhanden wäre, die Leiftung 
gerade in der Abficht gefhieht, um denfelben aufzulöfen. Die Rothe 
wenbigfeit jener Geſtunung läßt fich aber. auf einem andern Wege 
nachweifen. Die Annahme. einer Leiftung kann nämlich nicht an 
fih, ſondern nur dann die Rechte des Beſttzes begründen, wenn 
darin die Ausübung eines Dinglichen Rechtes enthalten if. Die 
Abſicht des Beſitzers des belafteten Grundftüds, durch die Leiftung 
eine auf demfelben haftende Laft abzuführen, tft daher deshalb nothe 
. wendig, weil eben hierdurch die Leiftung ihre Beziehung auf das 

Grundftüd erhält, durch welche die Annahme ben Charakter der 
nn eines dinglichen Rechtes annimmt *). - 


1) A. a. 8. 8. 71 f. 

2) L. 3. D. de obl. et act. (44. 7.\— non satis autem est, dantis esse 
nummos et fieri aceipientis, ut obligatio nascatur, sed etiam hos animo 
dari et accipi, ul obligatie eonstitaatur. 

-3) Meine Real. $. 16. 

A4) Daf. S. 9. 100. 
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uUeber den animun. 

Das weite Erforderniß zur Erwerbung bes Beſitzes, der ani- 
mus, ift bei dem Ouafibefig eben fo, wie bei dem Beſitze koͤrper⸗ 
licher Sachen zu. beftimmen; die Handlung, in welcher fich Die 
Ausübung des Rechts ausfpriht, muß daher von dem Berechtig⸗ 
ten in der Abficht vorgenommen werden, um ein ihm zuftehendes 
Recht dadurd auszuüben‘). Wer daher die ihm geleifteten Real: 
abgaben annimmt in der Meinung, daß Ihm damit ein Gefchenf 
gemacht werden folle, hat den Befig des Zinsrechtes eben fo wenig 
erworben, als derjenige den Befit des Patronatrechts, welcher dem 
Collator einer Pfründe einen Candidaten präfentirt in der Abficht, 
defien Beförderung zum Amt als einen Freundſchaftsdienft anſehen 
zu —— 2), 


Ey 1’. 
Erwerb des Befites durch Stellvertreter. 


Daß der Beſitz durch einen Dritten, felbft Durch den, welcher 

denſelben bisher in eigenem Namen ausübte, erivorben werden 
kann, bringt die Analogie des: Beflgerwerbes an förperlihen Sa- 
Ken mit fih. Wenn der bisherige Befiger fein Zehntrecht verkauft, 
und dann daffelbe vou dem Käufer wieder pachtet, fo erwirbt die⸗ 
fer den Befig, wenn der Pachter Das Zehntrecht ausübt. Es Liegt 
auch gar nichts. Auffallendes darin, daß der Beſitz duch den Pflich- 
tigen jelbft erworben werde. Es behauptet 3. B. Jemand dem 
Befiger eines Grundftüds gegenüber, daß ihm ein Recht auf ge⸗ 
wiffe Dienfte und Abgaben daran zuftehe, der Befiger beftreitet die- 
fes Recht nicht, Eommt vielmehr mit Jenem überein, das Recht von 
ihm zu pachten, fo erlangt der Verpachter zu der Zeit, wo die Lei⸗ 
ftung fällig wird, den Beftg des in Anfpruch genommenen Rechts. 
Freilich Fönnte es fcheinen, daß der Verpachter in diefem alle des- 
halb den Beſitz des Rechts nicht erwerben fönne, weil, da der 


Pflichtige nicht an ſich felbft Teifte, eine Ausübung des Rechts gar 


nicht vorfäme; allein gerade in diefer Unterlaffung, zu welcher der 


1) Menoch, de. arbitr. jud. quaest. cas. 160. Roßhirt, a. a. O. ©, 69. 
2) Innocent. IV. comm. ad c. 3. de causa poss. ęt propr. (2. 12.) na. 5. 
* 5. * 
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Pachter durch den Pachtcontract berechtigt tft, zeigt fih die Aus- 
übung. Hierher gehört aud) der von Roßhirt?) angeführte Fall, 
wo der Zehntberechtigte fein Recht, den. Zehnten rauh zu ziehen, 
ausüben wollte, und zu dieſem Zweck das Recht den Zehntpflichti= 
gen felbft verpachtete; der Zehntberechtigte hatte auf. diefe Weiſe den 
Beſitz des Naturalzehnten erworben, wenngleich vor der Verpach⸗ 
tung deffelben von den Pflicdjtigen ein Surrogat (Sadzehnte) ent- 
richtet warz denn indem diefelben von dem Berechtigten den Nat u— 
talzehnten pachteten, gaben fie den Befig der Freiheit von dieſem 

Zehnten eben fo auf, wie der Berpachter feinen ehengen Beſitz 
des Sadzehnten. 


§. 11. 
Erwerb des Befitzes eines Banurechts. 


Die von der Natur der bisher erwähnten Rechte ganz verfchie- 
dene Natur der Bannrechte, macht eine befondere Erwähnung der: 
felben nothwendig. Das Bannrecht gibt nämlich nicht die Befugniß, 
von dem Dritten die Vornahme, beftimmter Handlungen jedenfalls zu 
verlangen, fondern enthält nur ein durch ein Verbot zu realificendes 
hypothetifches Zwangsreht. Wer z. B. eine Bannmühle hat, 
Tatin von den Bewohnern des dem Banne unterworfenen Bezirks 
nicht verlangen, daß fie bei ihm mahlen laſſen, fondern er kann ih: 
nen nur verbieten, diefes bei einem Andern zu thun, weshalb die 
Bannpflichtigen nur unter der Vorausfegung, daß fie überhaupt 
mahlen laffen wollen, die Bannmühle befuchen müſſen?). Mit 
Recht ift von jeher angenommen, daß auch die Ausübung dieſer 
Rechte, als auf Grund und Boden radicirten, einen zu ſchützenden 
Quaſibeſitz begründe, und die gegen dieſe Anficht von Heerwart?) 
aus dem Standpunkte des römifchen Rechtes vorgebrachten Gründe 
dringen deshalb nicht durch, weil baffelbe hier Die Entſcheidungs⸗ 
norm nicht abgeben kann. 

Daß der Umſtand allein, daß man bisher gewiſſe Lebensbe⸗ 
dürfniſſe bei einem Dritten angefauft oder bei demſelben fich hat zu⸗ 
bereiten Allen, feinen —— des Bannrechts begründet, wird allge⸗ 


24 2.090.873. | 
2) Heerwart in ber $. 1. eitirt. Abhandl. S. 28% 
3) A. a. O. ©. 299 
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mein zugegeben 2); es iſt vielmehr nöthig, daß Diejenigen, Die Dies 
ſes bei einem Andern thun wollen, fich bei dem dieferhalb von dem 
Berechtigten an fie ergangenen Verbot beruhigt haben. Heer: 
wort?) tadelt ganz mit Recht die Unbeitimmtheit, mit welcher die 
Suriften von diefer Beruhigung fprechen, ohne anzugeben, worin 
diefelbe zu erfennen fei. Um die Frage zu vereinfachen, ift Kolgen- 
des als unbeftritten auszufcheiden: Wenn z. B. ein Müller ein über 
einen gewiffen Bezirk fich erftredendes Bannrecht zu haben behaup- 
tet, den Eingefeflenen das Befuchen einer andern Mühle unterfagt, 
und diefe dem Verbot in der Art Folge leiften, daß fie bei jenem 
wirklich mahlen laffen, fo erwirbt derfelbe unbezweifelt den 
Beitk des Mühlenzwangs 3). Der von Heerwart'a.-a. D. ges 
machte Einwand, daß derjenige, an weldyen das Verbot ergangen, 
nicht fowohl um: diefem zu genügen, fondern aus andern Gründen 
die Mühle befucht haben könne, 3. B. weil fie ihm näher liege, bef- 
feres Mehl liefere u. ſ. w., ohne darum doch die Abficht zu haben, 
fie auch dann befuchen zu wollen, wenn dieſe Umftände fidy ändern, 
ift deshalb ganz irrelevant, weil Die Wirkung des auf vorausgegan⸗ 
genes Verbot erfolgten Befuces der Mühle durch eine folhe Men- 
talrefervation nicht abgewendet werben kann; Diefes kann nur durch 
eine offene Broteftation gefchehen, alfo dur) die Erffärung, daß 
man die Mühle nicht in der Abficht befuche, das angenLde Bann: 
recht dadurch anzuerkennen. 

Zweifelhaft dagegen ift, ob der Beſitz bes Bannrechts auch 
dann erworben ſei, wenn diejenigen, an welche das Verbot ergan⸗ 
gen, weder eine andere Mühle, noch die des Verbietenden befucht, 
fondern fi) das Mehl oder das Brod gekauft Haben. Heerwart*) 
erklärt fich mit Recht gegen die Behauptung Leyfer’s (a. a. ©.) 
„Sed et ante biduum facta prohibitio, si prohibitus adquievit, 
id operätur, ut prohibens in possessione constitutus saltem, quam- 
diu judicıo possessorio contenditur, victoriam reportet ,‘‘ denn 


1) Mart. Müller (pr. Pet. Müller), diss. de molend. in genere et in spec. 
polissimum de bannariis sect. 3. e. 9. Leyser, sp. 462. med. 3. 4. 5: 
‚Rave, doct. de praesc. $. 84 segg. 

2) 4% 0. O. ©, 299. | a 

3) de Cramer, obs. jur. univ. t. 2. obs. 12. Kind, et Be ch 
e. 64. (ed. 2.) 
) A. 0. D. ©. 300. 
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das Unterlaflen des Befuchens einer Mühle überhaupt fteht mit dem 
Verbot in Feiner ſolchen Beziehung, daß man annehmen müßte, daß 
jenes in diefem feinen Grund habe. Das Berbot ift in dieſem Falle 
eine ganz gleichgiltige Handlung „ und es tft daher auch gar nicht 
nöthig, daß Diejenigen, gegen welche daſſelbe gerichtet ift, eine Pro⸗ 
teftation einlegen müßten, um fi) im Befige der Freiheit gu erhals 
ten. Die hier vollftändig paſſende Analogie der negativen Sewitu⸗ 
ten bringt diefes mit fich. Ich erwerbe 3. B. den Beſitz der servitns 
altius non tollendi dadurch noch nicht, daß ich meinem Nachbar 
verbiete höher zu bauen, und Diefer ſich bei dem Verbot beruhigt, 
ſondern nur dann, wenn verfelbe wirflich ven Anfang machte 
höher zu bauen, dann aber auf mein Berbot davon abftand:). 
Nach diefer Analogie fcheint man aber behaupten zu müffen, daß der 
Defig des Mühlenbannes wenigftens dann erworben fei, wenn 
denjenigen, welde bisher eine andere Mühle beſucht 
hatten, diefes verboten und fie fich Dabei beruhigt haben, Al: 
lein ob in dem Verbote feldft in dieſem Falle ein hinreichendes 
Apprehenfionsfartum liege, und Dafjelbe daher zur Erwerbung des 
Befiges hinreichend fei, hängt davon ab, ans welchem Geſichtspunkt 
man die Ratur des Bannrechts betrachtet. Daß ein Bannrecht fein. 
abſolutes jus cogendi gibt, ift allgemein anerfannt; aber es fragt 
ſich weiter, ob daſſelbe nur ein einfaches jus prohibendi in ſich be⸗ 
greife, wie die negativen Servituten; iſt dieſes der Fall, fo ift es 
auch nicht zu bezweifeln, daß die Durchfegung des Verbots in der 
angegebenen Weiſe die volle Ausubung des Rechts enthalte, und 
daher auch) den Erwerb des Befites zur Folge haben müfje. Während 
nun die gemeine Anficht die tft, daß in dem Bannrecht ein wahres 
jus cogendi liege®), heben einige Juriften, wahrſcheinlich um dem 
Mißverſtaͤndniß vorzubengen, daß das Bannrecht die Befngniß - 
gebe, Die Anfhaffung der fraglichen Lebensbevürfnifle jedenfalls zu 
verlangen, die DIN Natur Diefes Zwanges dadurch ganz be⸗ 


1) v. Savigny, beſ. S. 602. 

2) Beyer, delin. jur. Germ. lib. 2. 0. 7. 6.253 Heineceius, elem. jur. 
Germ. t. 1. lib. 2. tit. 5. $. 138; Schmidt, pricip. jur. Germ. lib. 2. 

“it, 26. &. 4; de Selchew, elem. jur. Germ. $. 567 2eqq. ; Zisenkardt, 
institut. jur. Germ. lib. 2. tit. 6. $. 5; Pütter, elem. jer. Germ. $. 

: 637; Goede, jus Germ. $. 181; Runde, teut. P.⸗R. 8.2785 Keüll, 

Brut: P.⸗R. 5.1945 Repfcher, württ. P.⸗R. Ih. 3. $. 281. 
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ſonders hervor, daß fie als Inhalt des Bannrechts ein bloßes Ver⸗ 


bietungsrecht angeben‘), und Eichhorn?) ſagt geradezu: „das 


Charakteriſtiſche der Bannrechte iſt die Befugniß, einen Andern 
wegen des Beſitzes einer Sache, eines Subjectionsverhältniſſes oder 
Incolats in dem Gebrauch feiner natürlichen Breiheit zu handeln gu 
beichränfen, befonders ihm die Anſchaffung oder Zubereitung eines 
Bedürfnifies bei einem Andern als dem Berechtigten zu unterfar 
gen.’ Maurenbreder?) verbindet beide Anfichten: „Jedes 
Zwangss und Bannrecht enthält die beiden Stüde: 1) ein Berbier 
tungsrecht, was die natürliche Gewerbefreiheit des Baunpflichti⸗ 
gen beichränft, und 2) einen pofitiven Zwang, wodurch der Ver 
pflichtete zur Abnahme der Bannprodurte des Berechtigten genöthigt 
wird.“ In dem Bannredht liegt jedoch nicht blos ein einfaches Ver⸗ 
bietungsrecht. Bei den negativen Sewituten wird durch Die Reali⸗ 
firung des Verbotes allein dem herrfchenden Grundftüd immer ein 
Bortheil gewährt, nicht fo bei den Bannrechten. Durch das, wenns 
gleidy durchgeſetzte Verbot, 3. B. in einer andem Mühle nicht zu 
mahlen, wird dem Berechtigten kein Nugen gebracht, ſondern nur 
den andern Müllern, welche num nicht befucht werden, durch Ent 

ziehung des Mahlgelves geſchadet. Wollte man alfo bei den Bann⸗ 
rechten das Verbietungsrecht ald das Charafteriftifche anſehen, fo 
hätten wir in ihnen ein fonft ganz beifpiellofes Rechtsinſtitut, wel- 
ches, ohne den mindeften Vortheil für den Berechtigten, Tediglich 
den Nachtheil eines Andern bezwedte. Das reine Verbietungsrecht 
kann daher das Wefen der Bannrechte nicht ausmachen. Die Ein- 
führung derfelben läßt darüber feinen Zweifel, Daß dadurch zunächft 
dem Berechtigten, wie biefes der Zived eines jeden Rechts ift, ein 
Vortheil zugewendet werden follte, indem nur bei ihm bie dem Bann 
unterworfenen Berfonen fich die Befriedigung gewiſſer Lebensbeduͤrf⸗ 
niſſe verfchaffen durften. Ein directer Zwang iſt hierbei aber un- 
möglich. (Wie, wenn die Bewohner eines vom Bierzwang beftrid- 
ten Diſtricts gezwungen fein follten, täglidy eine gewiſſe Duantität 
Bier bei dem Berechtigten zu Faufen?) Das Baunredht kann daher 
nur durch einen indirerten Zwang ausgeübt Ben indem es Den 





9 Glück, Comm. — 10, ©. 8. Mittermaier, deut. PR 4754 
3) Deut. P. ‚R. . 183, 184. 
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Bflichtigen. unterfagt iſt, anderswo die Lebensbeduͤrfniffe ſich anzu: 
ſchaffen. Das Verbietungsrecht braucht man aber deshalb nicht als 
einen eigenen Beſtandtheil des Bannrechts, wie Maurenbreder 
thut, ‚anzufehen; jenes folgt nämlich aus ver eigenthümlichen Na⸗ 
tur, dieſes. Ganz ähnlich verhält es ſich mit dem Vorkaufsrecht, 

welches dem Berechtigten die Befugniß gibt, von dem Verpflichteten 
zu verlangen, falls diefer Die fragliche Sache verfaufen will, fie. ihm 
. vorher anzubieten. Es wirb aber Niemand daran denfen, bie hieraus 
hervorgehenve Befugniß des Berechtigten, vor diefem Angebot den 
Verkauf der Sache an einen Andern zu unterfagen, als einen befon- 
bern Beftanntheil des Vorfaufsrechts hervorzuheben. Der Vortheil 
des Bannberechtigten iſt nicht ein blos zufälliger, da der Verbrauch 
der Lebensbedürfniſſe, weiche bei vemfelben angefchafft werden müſ⸗ 
fen, von den Bewohnern des Bannbezirks niemals gänzlid) vermie- 
den werben kann, und diefelben fich nur felten in der Lage befinden, 
ſich ſelbſt dieſelben zubereiten zu können. Wenn es aber richtig iſt, 
daß die Bannrechte zunaͤchſt ven Vortheil Des Berechtigten besweden, 
- fo. fan die eigentliche Ausübung derfelben auch nur in der Vor⸗ 
nahme der Handlungen beftehen, durch welche die Erreichung dieſes 
Vortheils möglich wird, alſo darin, daß die fraglichen Lebensbe⸗ 
hürfniffe bei dem Berechtigten wirklich angefchafft oder zu⸗ 
bereitet werden; das bloße, wenngleich befolgte Berbot kann 
daher den Beſitz des Bannrechts nicht geben. Die Altern. Juriſten 
find auch weit entfernt, dem Verbote dieſe Wirkung allgemein beizu- 
legen; diejenigen, welche fich genauer auf Diefe Frage eingelaflen, 

haben außer dem Verbote 3. B. eine andere Mühle zu befuchen, 








noch einen andern Umſtand im Hintergrunde, welcher der Beruhi⸗ u 


gung derjenigen, an welche das Verbot ergangen ift, einen ganz an⸗ 
dern Charakter zu geben ‚fcheint. In dem von Strube?) erzähl: 
ten Falle war gegen Diejenigen, welche eine andere Mühle beſuch⸗ 

ten, ‚von dem Amte (welches Die Gerechtfame ber herrſchaftlichen 
Banumühle wahrzunehmen hatte) .eine Strafe erfannt worven, 

und in dem Falle bei von Eramer.2) hatte. der Bannmüller diefel- 
ben gepfändet. Allein felbit dieſe Handlungen Tönnen, wie ich 
glaube, dein Beſitz des Bannrechts nicht verſchaffen; denn jenes Er⸗ 


1) Rechtl. Bed. Th. 4, N. 186. 
2) Oba. jur. univ. t. 3. obs. 963. 
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- Zenntniß, wenn man es auch als ein auf ein verhandeltes Poſſeſſo⸗ 
rium ergangenes anfehen wollte, kann den Befig nicht geben, weil 
dieſer durch ein richterliches Urtheil niemals erlangt wird, und eben 
fo wenig kann der Beſitz durch eine ſolche Pfändung erworben wer- 
den, da in ihr Feine Ausübung des Rechtes ſelbſt enthalten ift. 

In Urkunden und Gefegen wird das Weſen des Bannrechts in 

‚ber Regel darin gefegt, daß die Gebannten bei. dem Berechtigten 

die fraglichen Lebensbedürfniſſe anſchaffen oder zubereiten Lafjen 


müjfen. 
Urk. v. J. 1225. (Carpentier, glossar. novum v. molendi-. 
nare.) 


Dicti tenentes 'praedictäatum mäsurarum (Hofftätten) ad mo- 
lendinum nostrum ienerentur molendinare. 

Urk. v. 3. 1258. (du Fresne, gloss. v. secta moutae.) 

Cum lis et controversia moveretur inter me — et omnes 

. ‚homines illos de parochia de R. — a quibus petebam se- 
ctam moutae (Beſuch der Mühle), sicut bannarii molendini 
mei de E. Tandem — pax et concordia facta fuit inter 
nos — in: hunc modum, quod — ipsi tenerentur de cae- 
tero frequentare dictum molendinum, sicut bannarii. 

Ur, v. 3. 1369. (de Ludewig , ret. manusc. t. 5. n. 7%: 

p. 100.) 
Nos Joannes dei gratia prepositus — recognoscimus in his 
scriptis, quod nos omnem dissensionis et controversie ma- 
teriam inter — G. prepositum Novi operis ex una et com- 
mendatorem domus sancte Konegundis prope Hallis parte 
ex altera subortam amicabiliter sedavimus in hunc modum, 
quod commendator dicte domus, qui pro tempore fuerit in 
molendino G. de cetero -molere debebit. 

Fürftl. fächf. Landesord. v. 3. 1653. P. 2. C. 3. Tit. 46. 
Alle Mahl: Gäfte, die über Rechts » verwährete Zeit bei einem 
Müller zu mahlen fhuldig und gezwungen, Die fol- 
len bei derfelben Zwang- Mühle bleiben. 

Fürſtlich hefl. Grebenordnung vom 6. Nov. 1739 (im 

viierten Theile der Gefepfammlung), Tit. 38. 8. 1. 
- Sämmtliche Mahl-Gäfte, welche in gewiffe Mühlen ge 
bannet, müflen fih an ſolche halten und dörffen anderwärts 
nicht mahlen. | j 


’ 
! ⸗ 
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Das in diefem legten Geſetze ausgefprochene Verbot, eine andere 
Mühle zu befuchen, ift eine unmittelbare Folge des beftehenden- 
Zwangsrechtes, und wenn hin und wieder nur dieſes Verbot er- 
wähnt wird, 3. B. in einer Urk. v. 3. 1410): 

Furni et molendini villaram praedictarum Bananen nostri 

erunt, Zia ut nec coquere nec molendinare alias poterunt — 
jo darf man ſich dadurch nicht verleiten laſſen, Ban vu Weien des 
Bannrechis zu erbliden. 


Dritter Abſchnitt. 
Verluſt des Quaſibeſitzes. 


$. 12, 
Verluft durch animum. 


Der Duafibefig wird wie der Befig förperlicher Sachen verlo- 
ten, alfo entweder mit dem Willen des bisherigen Beſitzers, oder 
wenn das fartifche Berhältnig aufgehört hat, und nicht wieder will- 
fürlich reproducirt werden kann. Der erfte Fall bietet feine Schwie-⸗ 
tigkeit dar, fofern der Beſitzer die beftimmte Abficht hat, den Beſitz 
aufgeben zu wollen. Es ift daher hier nur Die Frage zu berühren, 
ob diefe Abficht nicht aus der bloßen Unterlaffung der Aus- 
übung gefolgert werben kann. Rückſichtlich des Beſitzes eines 
Grunpftüds beſteht Die gefepliche Vermuthung, daß der Befiger Den 
Beſitz habe aufgeben wollen, wenn er daffelbe eine Reihe von Jah: 
ten („‚longo tempore‘‘) nicht benupt hat), eine Vermuthung, deren 


1) Carpentier, 1. e. 


2) L. 37. $. 1. D. de usurp. (41 3.) $. 7. T. de usuc. (2. RR von 
Savigny, Befis S. 424 ff. Die von Geiger a. a. O. S. 245 f. 
verfuchte Interpretation dieſer Stellen, welche nur ben Sas enthalten fols 
In, daß man ohne Gewalt Beſitz von einem fremden Gute nehmen 
könne, welches durch Nachläffigkeit oder Abwefenheit des Eigenthümers 
leer ftche, keineswegs aber, daß burch Abwefenheit der Beſitz verloren 
worden fei, iſt gänzlich verfehlt. Zu den von v. Savigny a. a O. 
Note 1, angeführten Gründen kann noch der hinzugefügt werden, daß ber 


% 
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Anwendung auf den Quaſibeſitz nichts im Wege fteht. Die Länge 
der Zeit aber, innerhalb weicher der Beflger die Ausübung des 
Rechts unterlafien darf, ohne den Befig dadurch zu verlieren, läßt 
fich nad) beftimmten Sahren nicht angeben, und es ift ganz willfürs 
lich, wenn die Altern Juriften, wegen ber in den angeführten Stel: 
Ien des römifchen Rechts vorkommenden Worte longo tempore, 
einen Berluft des Befiges ſowohl an Grundftüden 2) als des Rechte 
auf jährliche Gefälle durch Nichtausübung innerhalb 10 Jahren ans 
nehmen?). Mit Recht läßt es vie Gloſſe?) von dem richterlichen 
Ermefien abhängen,‘ ob nad) den Umftänden des einzelnen alles 
der Beſitz durch Nichtausübung verloren fe. Bei dem Quaſibeſitz 
find daher vornehmlich die Zwifchenräume zu berückſichtigen, inner: 
halb welcher das Recht feiner Ratur nad) ausgeübt werden kann; 
indem der Beſitz eines jährlich ausznübenden Zehntrechts in einer 
viel fürzern Zeit durch Nichtausübung als aufgegeben. anzufehen 
ift, als der Befi der in größern Zwifchenräumen zu leiftenden Bau- 
dienſte. | | 

- Aus demfelben Gefihtspunfte ift auch der Verluft des Beſitzes 
derjenigen Rechte zu betrachten, die als Privilegien einzelner Grund⸗ 
ftüde häufig vorfommen, und dem Befiger derſelben die Befugniß 
geben, gewiſſe Gewerbsrechte auszuüben. So fommt e8 3.8. oft 
vor, daß mit einzelnen Häufern das Recht verbunden ift, nad) einer 
gewiſſen Reihefolge Bier zu brauen; wer im Befige Diefes Rechts 
ift, und daſſelbe das eine oder andere Mal, wenn ihn die Reihe 


Fall, wo der Beſitzer „‚longo tempore‘‘ abwefend gewefen, dem gang gleich 
behandelt wird, wo berjelbe ohne Hinterlaffung eines Erben geflorben war; . 
mit dem Tode bed Befigers hört aber der Beſitz unbezweifelt auf. Eben 

fo wenig enthalten, wie Geiger meint, L. 25. $. 2. D. de acq. velem. _ 
poss. (41. 2.) u. L. 1. $. 25. D. de vi (43. 16.), den Sag, daß durch 


Ablauf einer langen Zeit, während welcher der Befiger abweſend ift, der - 


Befig nicht verloren werde, fondern fagen nur, daß das bloße Verlaffen 
eines Grundftüds, ohne die Abficht, den Beſitz aufzugeben, den Verluſt 
deffelben nicht zur Folge habe (animo retinetur possessio); wenn aber 
bee Abwefende fich längere Zeit um das Grundſtück nicht befümmert, fo ift 
‘anzunehmen, baß er ben Beſitz habe aufgeben wollen. 
1) Post. I. e. obs. 58. n. 1. Menoch. recup. poss. remed. 15. n. 426. 
2) Post.-1. c. n.7 u. 8. Rotae Rom. decis. a Postio coll. d. 86. ibig. eitt. 
3) Gl. ad L. 37. eit. verb. vel longo; gl. ad $. 7. T. I. ec. verb, pro- 
nter absenliam. - 
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trifft, nicht ausübt, hat deshalb den Beſitz noch nicht verloren, 
welche Bolge aber, wenn die Ausübung — Zeit unterbleibt, 
eintreten kann!). 

Das verſteht fich übrigens von ſelbſt, daß die Nichtausubung 
immer nur dann den Verluſt des Befipes nach ſich ziehen kann, 
wenn fich Die Gelegenheit zur Ausübung des Rechts wirklich darge: 
boten hat; wenn daher 3. B. auf bem berechtigten Gute in 30 oder 
‚mehreren Jahren nicht gebaut worden tft, fo kann von einem Ver⸗ 
Iufte des Beſitzes des Rechts auf Baufrohnden nicht die Rede fein. 


$. 13. 


Neber den Verluft des Quafibefites durch Aufhören des 
factifchen Verhältniſſes im Allgemeinen. 


Das Aufhören des fartifchen Verhältniffes und die Unmöglich- 
keit, daſſelbe willfürlich zu reproduciren, muß den Verluft des Qua⸗ 
fibefißes gleichfalls zur Folge haben; allein nach der Natur der hier- 
her gehörenden Rechte, ‚bietet die Beantwortung der Frage, wann 
diefer Fall eingetreten fei, ganz befondere Schwierigfeiten dar. Ei⸗ 
nen fihern Anhaltspunkt bietet uns hier die Analogie des Verluftes 
des Befiges körperlicher Sachen. Der gegen diefe analoge An- 
wendung von Heerwart?) vorgebradhte Grund, daß die posses- 
sio corporis und bie Leiftung von Dienften ic. zu verfchiedenartig 
wäre, dringt deshalb nicht Durch, da diefe Verfchiedenheit ſich mur 
in der Form der Ausübung zeigt, aber auf Die allgemeinere Frage, 
wann die Ausübung überhaupt nicht mehr Statt habe, ohne Ein- 
fluß ift. Der Befit einer Förperlichen Sache zeigt fih nun in der 
Möglichkeit, über die ganze Sache unbefchränft zu verfügen; wenn 
daher diefe Möglichkeit nur nad) einer Seite hin entzogen wird, fo 
ift eine Störung des Beſitzes, Dagegen eine Entziehung deflelben 
erft dann vorhanden, wenn dieſe Möglichkeit in Bezug auf die ganze 
Sache ausgefchloffen ift. Diefes auf den Quafibefig angewendet, 
ſo ergibt ſich, daß, ſo lange der Berechtigte noch in irgend einer Be— 
ziehung das Recht ausübt, ein Verluſt des Beſitzes nicht angenom⸗ 
men werden kann. Wenn ve bei Reallaften ein Theil der Leis 


1) de Lyncker, cons. sau respon. 65. 
2) A. a. D. ©.. 319. 








Ueber den Duafibefig u. ſ. w. 77 


ftung verweigert, der andere aber entrichtet wird, oder wenn bie 
Leiftung nicht in der bisherigen Weife gefchieht, 3. B. wenn: der 
Beſitzer zehntpflichtiger Ländereien, welcher den Zehnten bisher auf 
eigne Koften zu dem Berechtigten brachte, nunmehr verlangt, daß 
derjelbe den Zehnten abhole, fo kann hierin nur eine Störung des 
Defiges gefunden werben. . Auf gleiche Weiſe ift der DVerluft des 
Beſitzes eines ſolchen Rechtes, welches aus einem Inbegriffe einzel: 
ner Befugniffe befteht, nur dann anzunehmen, wenn die Ausübung 
aller Befugniffe aufgehoben iſt. Der Beſitz des Patronatrechts iſt 
alfo dadurch noch nicht verloren, daß der vom Patron präfentirte 
Candidat ohne Grund) verworfen ift, fofern jener in der Aus: 
übung der übrigen-im PBatronatrecht liegenden Befugniſſe nicht ges 
hindert wird; es tft auch hier nur eine Befißftörung vorhanden. 

Bei — Rechten, die ſich über einen ganzen Diſtrict 
erſtrecken, kann ein: Verluſt des Beſitzes nur dann angenommen 
werben, wenn die Ausübung des Rechts innerhalb des ganzen Di⸗ 
ſtrictes gehindert wird. ‚Der Beſitz der Jurisdiction ift Daher dadurch 
noch nicht verloren, daß auch ein Anderer in dem berfelben unter: 
worfenen Bezirk Iurisdictionshandlungen vornimmt; hierdurch 
wird nur eine Störung des Befiges bewirkt 2); daſſelbe gilt, wenn 
nur einzelne Bewohner dieſes Bezirks den Befehlen des Gerichts: _ 
herrn feine Folge leiften. Mit diefem Falle ift jedoch der nicht gleich 
zu behandeln, wenn Sänmtliche Grundftüde eines Bezirks einer 
Reallaft, 3. B. dem Zehnten unterworfen find, weil das Zehntrecht - 
in Bezug auf jedes einzelne Grundftüd eine felbftftändige Ausübung 
zuläßt und daher jedem einzelnen Befiger gegenüber rüdfichtlich defs 
fen Grundſtücks verloren werden fann. Wenn daher der Befiker - 
eines Grundftüds fih der Ausübung des Zehnten widerſetzt, ſo kann 
diefes nicht al8 eine Störung des Befibes des über Die ganze 
Flur zuftehenden Zehntrechts angefehen werden; diefe Weigerung 
bewirkt vielmehr den Verluſt des Befiges des Zehntrechts an dem 
einzelnen Grundftüde. Aus demfelben Grunde hat das Zu: 
widerhandeln gegen ein über einen ganzen Bezirk fich erſtreckendes 


1) Wird die Präfentation aus Gründen verworfen, weil z. B. ber präs 
fentirte Candidat nicht die gehörige Qualification hat, ober bie Präfentas 
tionözeit verftrichen ift, fo Liegt darin Feine Befisftörung. 

2) C.9. X, de ——— (2. 19.) Deput. Abſ. v. 1600. 8. 41 u. 4. 
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Bannrecht von Seiten Einzelner den Berluft des — nur die⸗ 
fen gegenüber zur Folge ). | — 


$. 14. 


Verluſt des Befiges der der Neallaft gesenkberfichenben 
Berechtigung insbeſondere. 

Zu den beftrittenften Fragen gehört die, unter welchen Borand- 
ſetzungen der Befig der der-Reallaft gegenüberftehenden Berechtigung 
verloren werde. Es haben fich bier drei Meinungen geltend gemacht. 
Nach der einen fol der Befis ſchon Dadurd) verloren werben, Daß 
die Reiftung zur gehörigen Zeit unterbleibt; nach der andern 
ift die Weigerung des Befigers des belafteten Grundſtücks erfor: 
derlich, und nach der dritten wird es für nöthig gehalten, Daß der 
- bisherige Empfänger der Leiftung ſich bei der Weigerung beru- 

higt habe, 

| Die erfte und dritte dieſer Anfichten dürften fich aber ſchwerlich 

rechtfertigen laſſen. Die bloße Unterlaſſung der Leiſtung 
enthält nämlich nicht eine ſolche Vernichtung des factiſchen Verhaͤlt⸗ 

aifles, wie fie zum Verluſte des Beſitzes überhaupt nothwendig ift. 
Sp wie der Befig einer Förperlichen Sache nicht ſchon Dadurch verlo⸗ 
ren wird, Daß die unmittelbare Einwirkung auf Diefelbe nicht mehr 
ftattfindet, fondern erſt daun, wenn es unmöglich wird, Diefelbe zu 
teproducivem ®), fo ift wicht eingufehen, warum der Beſitz des Rechts 
auf Realpräftatiowen ſchon durch das Unterbleiben ver Leiftung 
am Verfalltage verloren gehen fol, da eine gängliche Aufhebung des 
factiſchen Verhältniffes dadurch noch nicht herbeigeführt wirb, wel⸗ 
ches vielmehr, weil vielleicht der Befiger des belafteten Grundſtücks 
den Verfalltag nicht beachtet hat, oder Willens ift, fobalb als mög: 
lich die Zeiftung nachzuholen, duch Mahnung volftändig wieder 
bergeftellt werben faun. Die Unmöglichkeit, daß fartifche Berhält: 
niß wieder zu reproduciren, zeigt ſich erft dan, wenn der Mahnung 
ungeachtet die Leiftung verweigert wird. Wenn man annimmt, daß 
durch bloße Nichtleiſtung der Beſitz verloren werde, fe muß man, 
eine. Folgerung, die jedoch Niemand vertheidigen wird, den Verluft 
des Beſitzes aud dann eintreten lafien, wenn ber Pflichtige um 


1) Bergl. Heerwart, a. a. D. ©. 301. 
2) v. Savigay, $ 31 
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Befriftung gebeten und Diefelbe audy erhalten hat. - Die ber blos 
fen Nichtleiftung beigelegte Wirkung kann durch das dafür anges 
führte Reichögefeg nicht beiwiefen werden; denn die Worte des 
Reichsabſchiedes v. 3. 1548, 8.63: ‚Aber die Ausgezogenen,, fo 
hiervor einige Anlag nicht erlegt hätten und alfo in possessione vel 
quasi libertatis wären,’ find nicht von dem bloßen Unterbleiben 
der Leiſtung, fondern wie fich aus $. 59, 62 und 64, welche fich in 
dem Reichsabfchiede vom Jahr 1576, 8. 103 u. 105, wörtlich wies 
derfinden, ergibt, von dem Falle zu verftehen, wo Die Ausgezoges 
nen niemals innerhalb Menſchengedenken einige Anlag entrichtet 
(dem Reich geftenert) hatten, wo alfo auf Seiten des Reichs ein 
Beſitz niemals beftanven hatte. 

— Martini?) findet in der Nichtleiftung des Zinfes, wenn der 
Befiger des belafteten Grundſtücks die Zinspflicht anerfennt, aber 
aus Armuth denjelben nicht entrichten zu können vorgibt, eine Bes 
fisftörung, theils weil die vorgefchüste Armuth meiſtens erdichtet, 
theils weil diefelbe, wenn fie wirklich vorhanden, in der Regel durch 
den Zinspflichtigen verfchuldet ſei. Es tft aber ſchwer zu begreifen, 
wie durch diefe Gründe Die behauptete Befisftörung dargethan ˖ were 
den kann, Die bloße Nichtleiftung iſt eine für den Ber 

fiß des Rechts ganz irrelevante Handlung. 
i Damit der Duafibefig verloren werde, muß zu dem Unterlaffen 
ber Leiftung die Verweigerung des Beſttzers des belafteten 
Grundftücks hinzukommen, weil ſich hierin erft die Unmöglichfeit 
zeigt, das factiſche Verhältniß zu reproduciten. So wie durd) Die 
Leiftung allein der Quaſibeſitz nicht erworben wird ($. 8. a. E.), 
fondern nur dann, wenn diefelbe in der Abficht gefchieht, das 
dingliche Recht dadurch anzuerfennen , fo Tann auch das Unterlafien: 
der Leiſtung den Verluſt deffelben nur dann nad) fich ziehen, wenn 
daffelbe in der entgegengefegten Abficht feinen Grund hat?). 
Diefe Weigerung muß aber auch hinreichen, denn da es zum Er⸗ 
werbe des Quafibefiges genügt, daß auf Erfordern des. Berechtige 
ten: die Leitung als eine auf Grund und Boden haftende Laſt abge 
führt wird, fo muß der Beſitz umgefehrt verloren werden, wenn, der _ 
Einforderung ungeachtet, bie Leiftung verweigert wird. Diefes tft 


1) De jure censuum c. 9. n. 31 segg. . 
2) Innocent. IV. ad c. 24. X. de elect. (1. 6.) n. 3 u. 4. 
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auch die Anficht des Altern Nechts. Nach dem codex legum- Nor- 
mann. (aus der zweiten Hälfte des 13, Jahrh.), cap. 29, 8. 12) 
liegt eine Entwerung des Befibes des Rentrechts in der Verweige⸗ 
tung der Renten: ‚‚dissaisina fit, cum redditus contratenetur,‘* 
und eben fo geſchieht in der oben unter N. XIX. mitgetheilten Ur⸗ 
kunde des Widerſpruchs ausdrücklich Erwähnung, eben fo in einer 
Derretale Hadrian’8 2): „„Pervenit ad nos, quod monachi de B. 
sanctae Mariae, in parochia cujus commorantur, decimas ex in- 
tegro non persolvunt, sed eas reddere contradicunt. Wenn: 
gleich dieſer lebte Sat sed eas etc. bei der Aufnahme diefer Derre: 
tale in das corp. jur. can. als c. A. X. de decim. (3. 30.) weg: 
gelafien ift, fo tft Diefes ficher nicht in der Abficht geſchehen, den 
MWiderfpruc für nicht nothwendig zu erklären. Der Sammler hielt 
in diefem Zuſammenhange den Zuſatz für überflüffig. In Ueber: 
einftimmung mit diefer Anficht des Altern Rechts haben die Iuriften 
auch von jeher diefen Widerfpruch verlangt). Heerwart*) meint 
dagegen, daß nad) der Analogie der Wege- und Waflergerechtigs 
ten, — bei denen es, um die Interdicte auszufchließen, volllommen 
hinreiche, daß in der gefeglichen Zeit die Servitut nicht ausgeübt 
fei, ohne daß noch außerdem ein Widerfpruch des Beſitzers des die⸗ 
nenden Grundſtücks verlangt werde, — bei den hier in Frage ftehen- 
ben Rechten, deren Quafibefig fich von der vera possessio noch weit 
mehr entferne, als jene Servituten, die Verweigerung der Lelftung 
nicht nothwendig ſei. Allein zwifchen beiden, jenen Servituten und 


1) Bei de Ludewig, rel. manuse. t. 7. p. 321. 

2) Antiquae collect. decret. coll. I. lib. 3. tit. 26. c. 18. 

3) Innocent. IV, I. c. Durantis spec. jur. lib. 4. p. 2. tit. de rest. spal, 
„‚Nune dicamus, quando quis ‚spoliatur in incorporalibus, puta jari- 
bus, redlitibus et servitiis, quibus potest quis spoliari et per conse- 
quens restitui. Propono contra P. reciorem talis ecclesise quaestio- 
nem, cum nomine talis ecclesiae meae essem in possessione vel quasi 
percipiendi annuam pensionem XVI. .den. pap. a praefata ecclesia, ipse 
pensionem istam mihi subtraxit injuste et eam solvere indebite con- 
tradieit — quare pelo, per .vos me reduci in statum illum sea pos- 
sessionem vel quasi percipiendi.‘“ Ib. lib. 4. p. 3. tit. do censibus, 
und die $. 14 abgedrudte Stelle. Gaill, lib. 2. obs. 10 et 75. Perez 
ad cod. lib. 8. tit. 4 n. 3. Consil. Hall. ICt. t. 2. lib. 1. cons. 14. 
n. 6. 7. de Lyncker, decis. 616. _ N i 

4) A. a. O. S. 313. . z . © 
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diefen: Rechten ift. ver Sehr erhebliche Unterſchied, daß dort: die Aus⸗ 
übung durch eine Handlung des Berechtigten, hier aber durch eine 
Handlung des Pflichtigen .gefchieht. Die Nothwendigkeit des Wis 
derſpruchs liegt in der Eigenthümlichfeit des ganzen Verhältniffes. 
Mast) der Anſicht anderer Juriften reicht aber die Verweigerung 
der Reiftung zum Berlufte des Duafibefißes nicht hin, fie verlaugen 
noch, daß der bisherige Beſitzer fich bei der Weigerung beruhigt 
habe. Diefe Anficht kommt auch ſchon bei den Altern Juriften wor; 
allein fie. laſſen ven Verluft, wenn der Beftser fich. 10 oder 20 Jahre 
bei der Weigerung beruhigt hat, deshalb eintreten, weil ein Auf- 
geben des Beſitzes in dieſem Falle zu vermuthen fei, wovon ſchon 
im $. 12, die Rede gewefen ift. Dieſe Anſicht gehört alfo.gar nicht 
hierher. Andere Suriften haben dagegen diefen Verluſt des Beſttzes 
durch freiwilliges Aufgeben nicht vor Augen, verlangen aber gleich: 
falls, daß ſich der Befiker bei der Verweigerung der Leiftung beru- 
higt habe, weil diefe allein nur ald Störung angefehen werden 
tönne*). . Zur Begründung diefer Anficht könnte man fich auf die 
Analogie der negativen Servituten beziehen; indem nämlich diefel- 
ben, da bei ihnen ber Befiker des angeblich dienenden Grundſtücks 
etwas nicht thun darf, das gerade Gegentheil von den Reallaften 
bilden, in deven Folge der Beſitzer etwas thun muß, fcheint die Art, 
wie bei jenen der. Beliß ermorben wird, der Art, wie er bei,diefen 
verloren geht, zu entiprechen. Der Befig negativer Servituten wird 
nun dadurch erworben, Daß der Beſitzer des dienenden Grundſtücks 
eine der angeblichen Servitut widerftreitende. Handlung vornimmt, 
fich dann aber bei dem Widerſpruch des angeblich Berechtigten: be: 
ruhigt. Umgefehrt würde daher, um den Beltt der. Realberechtis 
gung zu verlieren, außer dem Kordern von der einen und dem Nichte 
Ieiften von der andern Seite nothwendig fein, daß ſich der angeblich 
Berechtigte dabei beruhige. : Abgefehen davon, daß es doch wohl 
natürlicher ift, von den unbeftrittenen Bedingungen des Erwerbs 
der Realberechtigung auf die Vorausfegungen, unter welchen Det 
Verluſt derfelben eintreten muß, einen Schluß zu machen, läßt fid 
gegen die obige Argumentation Folgendes einwenden. Eine Beruhi⸗ 
*) Martini, de jure censuum c. 9. n. 35 seqq. Hommel, rhaps. t. 2. 
obs. 422. Biener, syst. proces. jud. t. 2. J 265. n. 5. (Audg. don 
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gung von Seiten des bisherigen Beſttzers kann deshalb nicht ver- 
langt werben, weil Durch das Berweigern ber Leiflung das ganze 
factiſche Verhaͤltniß zerftört wird, während das zur Erwerbung bes 
Beſitzes der negativen Servitut erforderliche Apprehenfionsfartum 
nicht fchen durch das bloße Unterlafien, ſondern dadurch begründet 
wird, Daß diefes an ſich ganz gleichgiltige Unterlaffen als Folge 
eines dem Gegner (wirklich oder angeblich) zuftchenden und wirkſam 
geltend gemachten Verbietungsrechts erfcheint, d. h. daß fidy Der 
Befiber des dienenden Grundſtücks bei dem Verbote beruhigt hat, 

Mit diefer Anficht fcheint eine andere identiſch zu fein, welche 
Herrwart‘) aus einem ihm vorgefommenen Erkenntniß anführt, 
Durch die Weigerung allein fol nämlich deshalb der Beſitz nicht 
verloren werden, „weil im Realtechte nicht blos Die Befugniß, Die 
Leiftung zu empfangen, fondern auch Die Befugniß, fie zu for- 
dern, liege, daher der Beſitz noch fortdauere, fo lange die Moͤg⸗ 
tichkeit, die Leiftung zu fordern, noch fortbeftehe, und von dieſer 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werbe, wenn auch ber andere Be⸗ 
flandtheil — die Möglichkeit, fie zu empfangen, — durch Weige⸗ 
rung aufgehoben ſei.“ Bei diefer Anficht ift von dem Geſichtspunkt 
ausgegangen, Daß der Beſitz der der Reallaft gegenüberftchenden 
Berechtigung in der Moͤglichkeit beftehe, alle in dem Rechte ſelbſt 
enthaltenen Befugniffe ausüben zu Lönnen, weähalb ber Beſitz auch 
nur dann erft als völlig verloren betrachtet werden dürfe, wenn dieſe 
Möglichkeit hinſichtlich aller Befugniffe aufgehört habe; nad) ber 
Verweigerung ber Leiftung bleibe aber noch die Möglichfeit bes For⸗ 
derns berfelben beftehen, und baburch werde, jo lange dieſe Moͤg⸗ 
lichkeit vorhanden ſei, der Beſitz erhalten, alfa fo lange, bis der Bes 
rechtigte von dem Fordern abftehe, d. h. fich bei der Weigerung bes 
ruhige, alfo gewiſſermaßen den Befig mit feinem Willen aufgebe. 
Die Unhaltbarfeit dieſer Deburtion hat Heerwart?), wie iS 
glaube, treffend nachgewieſen; das Recht, die Leiftung zu fordern, 
it nämlich, wie nach diefer Anficht angenommen wird, Fein Bes 
ſtandtheil des factifchen Verhältnified (corpus), welches eben im 
Empfangen und Fordern beftehen foll, fo daß, wenn auch durch Vers 
weigerung der Leiftung ein Theil des corpus aufgehört habe, doch 





1) A. a 08. 8. 307. $.) 
2) A. a. O. ©. 314, 
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der andere, daß ordern, und damit and) der Bei noch fortbauere ; 
fondern dieſes Fordern entſpringt and bem anzmmus, welcher gerade 
darin befteht, die Leiftung als Ausflug einer Nealberechtigung ans 
nehuten, die unterbleibende Zeitung aber einfordern zu wollen (8.9). 
Der Beſitz wird jedoch allgemein ſchon verloren durch die Zerftörung 


N 


des factifchen Verhaͤltniſſes zu der Sache, welche deſſen Gegenitand 


ausmacht, ungeachtet der nach immer: fortdauernden Abfüht, dem 
Beſitz nicht aufgeben zu wollen. Aber aud) angenommen, der Beſitz 
werde erſt dann ‚verloren, wenn ber biöherige Empfänger ber Leis 
ftung fich bei der Berweigerung heruhige, fo fragt mar billig, 
wann dieſes denn der Fall fei. Wodurch foll ex ar ben Tag legen, 
Daß er fich nicht beruhigen wolle?! Muß er etwa zu ˖dieſem Zwecke 
augenblidlich nach ber Verweigerung das interdietum uti possidetis 
anftellen, um mittelft deſſelben in dem noch fortdauernden Beſitz ges 
fhüst zu werden? oder kann er dieſes unterlaffen, und den Verluft 
des Beſitzes dadurch abwenden, daß er täglich (oder im weichen Zwi⸗ 
fchenräumen?) die Zeiftung unverdroſſen einmahnt? Wenn er num 
dieſes Letzte thut, fo kann man gewiß nicht jagen, daß er fich bei der 
Verweigerung der Leiftung beruhige, unb fo wird man zu dem wuns 
derbaren Refultat gelangen, daß der Beſitz, ungeachtet:der Verwei⸗ 
gerung der Zeiftung feit 30 und mehreren Jahren, nicht verloren fei, 
weil ſich der Bejiter dabei nicht beruhigt habe. Nun verjährt aber 
doch Die confessoria äotio, welche mit Der erften Richtleiftung be- 
gründet wird, von dba an (ungeachtet der anßergerichtlichen Mah⸗ 
nung) in 30 Jahren „und es tritt baber Der unbegreifliche Fall ein, 
daß der Befig eines Rechts noch als fortdauernd anzunehmen und 
zu ſchützen if, obwohl Das Recht felbft *), weil der. Gegner ſich in 
Beſitze der Kreiheit befand, darch Verjährung verloren ift. Es kann 
aber and) dadurch, wie in einem andern von. Heerwart?) erwähn: 
ten Urtheile angenommen wurde, Der Befisftand nicht aufrecht erhal: 
ten werben, daß, nach ver erfolgten Verweigerung bes Leiftung, 
theils vor der Derwaltungsbehörve , iheils vor dem Gericht felbit 
Güteverhandlungen fattgefundeu Hatten, mithin der Berechtigte 
- nicht nur durch Die in denfelben enthaltene Proteſtation, jonbern 
auch durch. wahrhaft gerichtliche Procedur den Beſitzſtand aufrecht zu 
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erhalten, bemüht geweſen felz dem man fiebt in der That nicht 
ein, wie durch ein ſolches gerichtlichen Verfahren die Wirfung der 
Berweigerung der Leiftung folle gehemmt werden können. 

Dagegen könnte es fcheinen, daß Die Anficht, daß der Beſitz 
durch die bloße Verweigerung der Leiſtung nicht verloren werde, in 
den Reichsgefeben ausdrücklich beftätigt jet. Nach dem in 8. 7. ab» 
gebrudten $. 39. des Reichsabſchiedes von 1548 befindet ſich näm- 
lich das Reid) in quasi possessione,. weun ein audgezogener Stand 
innerhalb Menſchengedenken einmal die Stenern entrichtet 
hat, und nad) $. 64. foll in dieſem Falle „mittlerzeit rechtlicher Er⸗ 
deterung der Sachen’ Die Steuer fortwährend entrichtet werben. Es 
fol alfo, wenn nur innerhalb Menfchengebeufen die Steuern einmal 
bezahlt find, das Reich im Quafibeſitz geſchützt werben, welcher alfo 
durch eine vieljährige Nichtleiftung und Berweigerung derfelben nicht 
verloren worden if. Diefe Beftimmung halte ich. aber für eine fin- 
guläre Begünſtigung des Reiches, welches durch Steuervermweige- 
zungen der Stände nicht in augenblidliche Berlegenheit gefeht und 
in ein weitausſehendes Petitorium verwielen werden follte. Es er: 
gibt fich dieſes deutlich genug aus den Reichögefegen felbft: 

Reichsabſchied v. 1576, $..20: 

Wann auch in diefer allgemeinen hochnöthigen Huͤlff— 

leiſtung niemand gefreyet ſeyn kann, ſo ſollen diejenigen 

Stände, ſo — nicht in possessione vel quasi libertatis ſind, 

ein jeder fein gebührende Anlag — entrichten ). | 
Diefe possessio vel quasi libertatis trat nun zu Gunſten des Rei⸗ 
ches nicht mit der bloßen Verweigerung ein, ſondern erſt daun, 
wenn ein Reichsſtand innerhalb Denfehengebenten ‚nicht ‚geföuert 
hatte, Privilegien des Fiscus, namentlich. bei der Steuererhebung 
find nicht felten, und — auch im romiſchen Recht bekanntlich 
mehrfach vor. 

Die bisher rucſ chelich des Verluſtes des Beſttzes der der Real⸗ 
laſt gegenüberftehenden Berechtigung dargeſtellte Meinungsverſchie⸗ 
denheit findet in dem Grade in Bezug auf Frohnden nicht Statt; 
denn da viefelben regelmäßig nur dann geleifter zu werden brauchen, 
wenn fie vorher angefagt find, ſo kann Die bloße Nichtleiftung, 
wenn der Berechtigte. Die Leiftung nicht verlangt hat, den Verluſt 


*) Vergl. R.=%. v. 3. 1594, $. 16. 
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des Beſitzes nicht zur Folge haben; dieſer kann nur dann eintreten; 
wenn die angeſagten Dienſte nicht geleiſtet ſind, welches Nichts 
leiſten in dieſem Falle immer eine Verweigerung enthält); 
Daß ſich der Berechtigte dabei bern higt habe, wie auch bier meh: 
rere Inriſten verlangen ?), iſt aus den vorhin angegebenen Grün- 
den nicht erforderlich. Wenn aber behauptet wird 2), Daß der Beſitz 
nicht angefagter Dienfte niemals’ verloren werde, fo ift dage⸗ 
gen zu bemerfen, daß allerdings.ein Aufgeben des Befibes Daraus 
gefihloffen werden ann, daß, obwohl die Gelegenheit die Dienfte- ' 
zu verlangen vorhanden war, Diefelben un feit ——— veit 
nicht begehrt ſind (9. 12.). 

Die Fortſ etzung des Beſitzes muß alſo ſo lange angenom⸗ 
men werden, bis eine Verweigerung der Leiſtung erfolgt iſt. Heer⸗ 
wart*) macht dieſer Anſicht den Vorwurf, daß ſte in einen unauf⸗ 
loͤslichen Widerſpruch verwickele. Die Vertheidiger dieſer Anſicht 
hielten naͤmlich eine Acquiſitiv-Verjaͤhrung der Realberechtigung wes 
nigſtens durch den Ablauf der unvordenklichen Zeit für zuläffig; da 
nun aber zur Erwerbung des Rechts durch Verjährung eine einzige 
Handlung nicht genüge, fondern eine Wiederholung derfelben die 
Berjährungszeit hindurch nothwendig fei, jo ſei es ein offenbarer 
Widerſpruch, wenn bei einer einmaligen Leiftung und Darauf fol» 
gender Unterlafſung nad) Verlauf. von bangen Jahren in Beziehung 
auf pofjefforifche Rechtsmittel ein Dunfibefig angenommen, in Be- 
ziehung auf Verjährung aber geleugnet werde; diefen Widerſpruch 
fießen ſich aber diejenigen zu Schulden kommen, weldye die Fort: 
bauer des Quaſibeſitzes bis zur erfolgten Weigerung behaupteten. 
Diefer Vorwurf würde allerdings begründet ſein, wenn man, fo 
lange kein Widerſpruch gefchehen, die Fortdauer des Beſitzes bis 
in's Unendliche zulaſſen wollte; allein der Beſitzer kaun ja ſeinerfeits 
den Beſitz aufgeben, und daß dieſes geſchehen, kann Daraus ges 
folgert werden, daß er ſich bei der Nichtleiftung von Seiten des 
Pflichtigen beruhigt. Wenn nun auch, wie oben ($. 12.) bemerkt 


.1) Berger, suppl. ad elect. disc. for. p. 1. tit. 5. 0: 25; p. 2. tit. 5. 
‚6. 29; p 3. addit. ad tit. 5. c. 14. ihig. citt.; electa proc. possess., 
c. 19. Wernker, obs. for. t. 3. p. 1. obs. 175. 

2%) Berger u. Wernher I. c. 

3) Wernher, 1. c. obs. 193. 

4) A. a. O. S. 315 f. 
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iſt, eine beftinmmte Anzahl Jahre nicht angegeben werden kann, nach 
deren Ablauf diefe Vermuthung wirkſam werde, vielmehr es dem 
richterlichen Ermeffen überlaffen bleiben müſſe, mit Rüdficht auf Die 
Umftände jedes einzelnen Falles zu beftimmen, ob ein Berfuft des 
Beſitzes eingetreten ſei, fo wird doch Jeder zugeben, daß die Abficht, 
den Befib aufzugeben, nicht bezweifelt werden Tann, wenn der Bes 
figer 30 Jahre lang die Rüdftände nicht eingemahnt hat. 

Bisher iſt nur Die durch Verweigerung eines Theile oder der 
ganzen Leiſtung von Seiten des Inhabers des belafteten Grund- 
ſtuͤks herbeigeführte Störung oder Entziehung des Beſitzes erfän- 
tert worden; es entfteht aber noch die Frage, ob nicht durch Die 
Handlung eines Dritten eine Störung und ein Verluſt ver Real: 
berechtigung bewirkt werden fönne. Unter den Altern Juriften hat 
fih Durantis*) am ausführlichften über dieſen Gegenftand aus: 
gelafien: Et quidem sic ecce debet colonus mihi dare singulis 
annis caponem, vel libram cerae vel piperis vel spallam (eine in 
dem Rüden eines Thieres beftehende Abgabe von der Jagd) vel de- 
narios nomine pensionis, vel babeo ab imperatore vel rege jus 
levandi pedagium (300) — tu non permittis illum 'apprehendere 
eaponem, vel emere piper, vel ceram vel spallam, ut mihi det, 
vel cum hoc vult mihi dare, non sinis eum — venire — ad me, 
vel quando vult mihi denarios mittere pro pensione vel pro pe- 
dagio, iu non permittis, eum numerare, vel avertis muliones 
transire volentes per locum ubi pedagium levo; item in jure pa- 
tronatus sie Zurbatur, cum ego patronus eligere volo, tu non _ 
sinis me consiliari vel eligere; ita si vis turbativa in juribas 
sicut in rebus corporalibus fit, quando non sinis me arare vel 
seminare fundum vel vineam putare, — sie turbatur possessio 
jurium ab extraneo, qui non dicit, se fus habere in illis. Si 
vero dieit, .se jus habere, se mihi adversarium opponat et se 
illa quası possidere dicat, tune dicitur quasi turbari, quando con- 
tradicit colono vel inguilino, ne mihi solvat vel praestet annua 
servitia. Porro expellitur quis seu spoliatur illis, ut si peto 
illa a rustico, qui ea mihi debet, ipse vero reddere et solvere 
contradicit. Certe videor quasi spoliatas in continenti. — Ter- 
tus eliam sive extraneus me expellit, si servitia, quae ego 


*) Spec. jur. tit. de restit. spol. 
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reeipiebam a colonis, aufert mihi et sibi solvere facit; ruslicus 
tamen per tlalem solutiöonem non liberatur. Durantis unter 
ſcheidet die beiden Fälle, ob der Dritte das von mir bisher befeflene 
Recht für fich felbft in Anfpruch nimmt oder nicht; im letzten Falle 
foU ich im Beſitz des Rechts geftört werden, wenn der Beſitzer des 
belafteten Grundftüds von dem Dritten verhindert wird, das mir 
ald Zins zu entrichtende Wachs anzufaufen, oder wenn bie Fuhr⸗ 
Icute, die auf dem Wege find, meine Zolfftätte zu paffiren, von dem 
Dritten genöthigt werden, einen andern Weg einzufchlagen, und fo 
biefelbe zu umgehen; oder wenn ich als Patron verhindert werde, 
barüber zu Rathe zu gehen, wen ich zu der vacanten Stelle präjen- 
tiren wolle. Nimmt der Dritte Dagegen das Recht für ſich in An⸗ 
fprud) , fo findet Durantis darin eine Störung des Befibes, 
wenn jener den Pflichtigen verbietet, an mich, wie bisher, die Ab⸗ 
gabe zu entrichten, eine Entziehung aber, went ber ‘Dritte Diefe 
Abgabe fich felbft leiften Täßt. Das enticheidende Merkmal, nady 
welchem zu bemeffen ift, ob Die Handlung des Dritten eine Störung 
oder Entzichung des Befiges bewirkt, Tann nur das fein, ob der 
Beſitzer Dadurdy) unmittelbar an der Einwirkung auf den Gegen- 
ftand feines Beſttzes theilweife oder gänzlich gehindert wird. Es iſt 
daher freilic, ganz richtig, wenn Durantis e8 als eine Befiß- 
ſtörung anſieht, wenn der Befiger eines Grundftüds abgehalten 
wird, dafielbe zu beadern, aber unrichtig ift, Die zuerft erwähnten 
angeblichen Störungen des Quaſibeſitzes dieſem, der Aushbung des 
Beſitzes an einem Grundftüde in den Weg gelegten Hinderniffe zu 
vergleichen; hier ift Die Handlung des Dritten der Art, daß fie den 
Befitzer an der willfürlihen Behandlung des Gegenftandes feines 
Beſttzes unmittelbar hindert, während die von Durantis als 
Störungen des Duafibeftges bezeichneten Handlungen zu dieſem in 
gar Feiner Beziehung ftehen, und daher als Störungen deſſelben 
auch nicht angefehen werden können. Eine folche Verhinderung in 
der Ausübung des Rechts, welche als eine unmittelbare Folge ber 
Handlung des Dritten erfchiene, iſt aber auch in dem Falle nicht 
vorhanden, wo der Dritte für ſich felbft das Recht in Anſpruch 
nimmt. Wenn derfelbe dem Pflichtigen verbietet, an den bisherigen 
Beſitzer zu leiften, oder die Präftation für fich einnimmt, fo tft, fo 
lange der Befiter des belafteten Grundſtücks jenes Verbot nicht be- 
achtet, oder ungeachtet der von dem Dritten für fich erwirkten Leis 
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fung, auch dem bisherigen Befiper nach wie vor Die Präftation eni⸗ 
richtet, eine Störung oder Entziehung des Befiged durchaus nicht 
vorhanden; wenn aber der Pflichtige Die Leiftung verweigert, weil 
ihm diefelbe unterfagt fei, oder ein Dritter diefelbe für ſich jchon in 
Empfang genommen habe, fo ift der Beſitz allerdings verloren, aber 
nicht durch Die Handlung des Dritten, fondern durch die Weigerung 
des Pflichtigen, deren Gründe weiter nit in Betracht fommen. 
Hiergegen läßt fich nicht einmwenden, daß Die Regel, daß der Beſitz 
derfelben Sache nicht zugleich Mehrerenungetheilt zuftehen Eönne, 
auch bei dem Duafibefige Anwendung leide, und daher, weun der 
Dritte die bisher von mir bezogene Grundabgabe als eine ihm zu⸗ 
fommende eingenommen und dadurch aljo den Beſitz des Rechts auf 
Diefe Abgabe erlangt habe, mein Beſitz dieſes Rechts nothwendig 
verloren werden müſſe; denn wenngleid, die Richtigkeit jener Regel 
auch für den Quaſibeſitz nicht zu leugnen ift, fo ift Doch, fo lange 
mir von dem Pflichtigen nach wie vor Die Abgabe entrichtet wird, 
der Umftand, daß- ein Dritter dieſe Abgabe für fich in Anſpruch ge⸗ 
nommen, und aud, wirklich empfangen hat, für meinen Beſitz ganz 
gleichgiltig, da daſſelbe Grundſtück mit mehreren an verfchiedene 
Berfonen zu entrichtenden Abgaben ganz derfelben Art belaftet fein 
fann, ohne daß der Beſitz des einen wahren oder angeblidy Berech⸗ 
tigten den des andern beeinträchtigtes jo lange aber der Befiger des 
belafteten Grundſtücks an den bisherigen Beſitzer fortleiftet, unge: 
achtet er auch dem Anfpruche eines Dritten nachgegeben und auch 
diefem die Abgabe entrichtet hat, fo übt jeder .dor beiden up lange 
einen von dem des Andern ganz unabhängigen Belig aus. 

Eine durch einen Dritten bewirkte Störung oder Entziehung 
des Quaſibeſitzes laßt fich nur infofern denken, als derfelbe den 
bisherigen Befiger an der Vornahme derjenigen Handlungen 
hindert, welche bie unmittelbare Ausübung feines Rechtes enthal⸗ 
ten, 3. B. indem der Dritte dem Beflger des Zehntrechts das Be⸗ 
treten des zehntpflichtigen Grundftüds verwehrt und ihm dadurch 
die Zehntziehung unmöglich macht. Eine Störung würde dann 
“anzunehmen fein, wenn ber Dritte den Befiger nur theilweife in 
der Ausübung feines Rechtes hindert. (Ueber den poſſeſſoriſchen 
Schub in diefen Fällen |. $. 17.) 
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Poffefforifhe Nehtsmittelh 


8. 15. : 
Sm Allgemeinen. 


Nach den in den $$. 2. und A, gegebenen Nachweifungen kann 
ed feinem Zweifel unterliegen, daß ber Befts der auf Grund und 
‚Boden radirirten Rechte von jeher gefchüßt fei, und eben fo ausge- 
macht ift es, Daß diefer Schuß auch jetzt noch gewährt werden müſſe. 
Diefes ift and bisher die einftimmige Anftcht der Rechtslehrer gewe⸗ 
fen, welche nur über die zu gebrauchenden Rechtsmittel verſchiedener 
Meinung waren, indem fie fich über Das Berhältniß des interd. de 
vi zur Spolienflage nicht vereinigen Tonnten, Der von Heer- 
wart*) in Bezug auf Reallaften gemachte Einwand, daß, da nir- 
gends gefagt fei, woraus Erwerb, Fortdauer und Verluft des Qua⸗ 
fibefiges zu erkennen fei, und unter welchen Vorausſetzungen die 
bloße Ausübung gefihügt werden folle, man lediglich auf Analogieen 
des römifchen Rechtes verwiefen jet, paßt Deshalb nicht, da wir 
uns hier auf dem Gebiete des veutfchen Rechts befinden, wo ber 
Mangel einheimifcher gefeglicher Beftimmungen auf diefe Weife 
nicht ergänzt werben kann; übrigens wird ſich auch aus der folgen: - 
den Darftellung ergeben, daß wir von gefeglichen Beflimmungen 
des kanoniſchen Rechtes und der Reichsgefege nicht fo fehr verlaffen 
find, wie ung Heerwart zu überreden ſucht; man muß nur unbes 
fangen genug fein, die vereinzelten Berfügungen dieſer Rechtsquel- 
len nicht mit dem römifchen Recht, ſondern mit Det dentſchen Rechts⸗ 
anſicht in Verbindung zu bringen. 

Die in dem kanoniſchen Recht enthaltenen, von den Grundſätzen 
des römiſchen Rechts abweichenden ſich auf Beſitzklagen beziehenden 
Beſtimmungen beſtehen, ſoweit ſie uns hier intereſſiren, nur darin, 
Daß. die Grundſaͤtze des deutſchen Rechts Aber den Schub gegen 
Störung und Entziehung des Beflges der auf Grund und Boden 
radicirten Rechte ausprüdlich anerfannt, und die römiſchen Rechte: 


L 


4 
*) A. a. O. S. 312. 
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mittel auf diefe Fälle ausgedehnt find). Die analoge Anwendung 
des interd. uti possidetis fand deshalb Feine Schwierigkeit, da bie 
auf Grund und Boden radicirten Rechte nach einer allgemeinen 
Rechtsanficht zu den unbewegfihen Saͤchen gezählt wurden, 
Diefer Umftand galt für entfeheidend ®), und die Verſchiedenheit der 
Handlungen, durch welche der Beſitz eines Grundftüds im Gegen: 
fabe des Befibes der hierher gehörende Nechte ausgeübt wird, wurde 
nicht für bedeutend genug gehalten, um deshalb die Anwendbarkeit 
dieſes Interdiets in Zweifel zu ziehen. Dagegen fehien der Anwen⸗ 
dung des interd. de vi auf dieſe Verhältniffe der Umftand im Wege 
zu ftehen, daß eine Dejection, wie fie bei dieſem Interdict voraus⸗ 
gefebt wird, bei einem bloßen Nechte nicht möglich iſt. Dieſes Bes 
denfen wurde aber dadurch befeitigt, daß man ſich an das Deutfche 
Recht aufchloß, und an die Stelle der Dejection die Entwerung 
(ohne Recht, im Gegenſatz der Entwerung mit Recht, welche in 
Folge eines Urtheils durch den Richter gefhah) fehte, welche bei 
jeder widerrechtlichen Entziehung der Gewere, mochte fie Förperliche 
oder unkörperlihe Sachen (Rechte) zum Gegenftande haben, ange: 
nommen wurde ($. 2.). Der Ausdrud spolare, welcher dem. Deuts 
ſchen „entweren“ (ohne Recht) und dem in den lateinifch gefchriebes 
nen germanischen Duellen vorkommenden dissaisir entfpricht, iſt 
ftatt dejicere technifch geworben (8. 17.) | 
Allgemeine Beringung der poffeflortichen Rechtsmittel ift Der 
Beſitz, deffen Exwerb daher vom Kläger bewiefen werben muß; 
nach dem Obigen ($. 7.) reicht bier der Beweis der einmaligen 
Ausübung hin?). Der Kläger hat feinen Beſitz bei Dem interd. uti 


3) Auf die Stoffe zum römifchen Recht find bie angeblich durch das Tanos 
nifche Recht eingeführten Neuerungen ohne Einfluß geblieben ; in ber gl. 
ad L. 1. $. 1. D. de vi et vi arm. (43. 16.) verb. ad recuperandam 
wird der Satz, daß ein Spolürter fogleich zu reftituiren fei, auf das in- 
terd. de vi zurüdgeführt, und in der gl. adL. un. C. uti poss. (8. 6.) 
verb. fundum wird das interd. uti poss. utile zum Schutz gegen Stös 
rungen im Beſitz unförperliher Sachen für zuläffig erklärt. 

2) Hahn ad Wesenb. lib. 43. tit. 17. n. 2. Müller ad Struv. end. I. 

3) Nach ſächſiſchem Necht „ſoll derjenige, To einen ober mehrere ruhige 
Actus Possessorios und in possessione jurium et servitutum, und. zwar 
bei servitutibus continuis wenigftens eine jährige Pofleß, in discon- 
tinuis aber nebft folcher jährigen Poſſeß wenigftens drei richtige Actus 
vor fich hat, in Poſſeſſorio gefhügt werben.” (Vergl. Hommel, rhaps. 
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possidetis zur Zeit der Störung und bei dem interd. de vi (und ber 
Spolienflage) zu Zeit der Entſetzung zu beweiſen. Allein es ift nicht 
nöthig, daß der Beweis auf das. Dafein des Beſitzes gerade in die⸗ 
fen Zeitpunkten gerichtet werde!) ; e8 genügt, wenn daffelbe in ei- 
nem frühern Zeitpunfte dargethan wird, indem ans dem früher vor⸗ 
handen gewefenen Befige auf deflen Fortvauer gefchloffen werben 
fan 2). Wer z. 3. mittelft des interd. uti possidetis um Schuß. 
im Befite des Rechts auf eine jährliche Grundrente bittet, weil Die: 
felbe nur zum Theil entrichtet, zum Theil aber verweigert ift, hat 
nachzumeifen, daß ihm auch der jebt vorenthaltene Theil früher ent- 
richtet wurde, wobel gerade nicht Dargethan zu werben braucht, daß 
dieſes in dem unmittelbar vorhergehenden Zinstermin der Fall gewe⸗ 


‘fen, weil ja durch die Wichtleiftung allein der Beſitz nicht verloren 


DB 


wird. ° Den Richter, auf deffen Ermeſſen hier Alles anfommt, wird 
hierbei vornehmlich der Umftand leiten, in welchen Zwiſchenraͤumen 
das Recht feiner Natur nach ausgeübt zu werden pflegt, und bei ei- 
nem Rechte, welches regelmäßig alle Jahr ausgeübt wird (wie das 
Zehntrecht), aus dem für eine frühere Zeit bewiefenen Beſitz auf defe 
fen Fortdauer zur Zeit der Störung oder Entfegung nur dann fchlte- 
Ben, wenn beide Zeitpunfte nicht durch eine zu große Entfernung 
von einander getrennt find, während 3. B. bei Baudienſten, die oft 
nur nad) langen Zwifchenräumen geleiftet werden, eine weit größere 
Entfernung dieſer Zeitpunkte nicht ſchadet. Der Einwand Heer⸗ 
wart’s3), daß hier nur reine Willkür eine Antwort geben könne, 
dürfte ſchwerlich erheblich fein, da das richterliche Ermeſſen von 
bloßer Willkür durchaus verfchieden ift, und in jedem einzelnen 
Valle, in welchem von dem für eine frühere Zeit bewieſenen Beſitz 
auf deſſen Fortdauer in einer ſpätern ein Schluß gemacht werden 
fol, einen feften Anhaltspunkt finden wird. 


ob.ı18. Hind, quaest. for. t. 3. e. 15. (ed. 2.) Nach ben coutumes 
de Beauvoisis (assises et bons usages du royaume de Jerusalem von 
de la Thaumassiere) e- 32. fand auch bei körperlichen Sachen ein Schutz 
im Beſitz nur dann Statt, wenn berfelbe Jahr und gebanert 
hatte, 

1) 0. Savigny, $. 35. ©, 461 ff. 

2) Cons. Hall. ICt. t. i. lib. 3. cons. 4. m. 6; t. 2%. ib. 2. cons. 
110. no. 45. ' 

3), A. a. D. ©. 39. 
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g. 16. I a a 
Das interdietum uti posstderts. 2 


Zum Schuge gegen Störungen im Beſitz der auf ©rund und 
Boden radicirten Rechte findet das interdietum uti possidetis utile 
nach der herrfchenden Anficht der Juriften Statt 1), welche aud) 
duch einzelne‘ Entfheidungen des Fanonifchen Rechts und der 
Reichsgeſetze vollftändig begründet erfcheint. Aus dem Fanonifchen 
Recht gehört hierher das ec. 9. X. de probat. (2. 19.), nad) wel: 
hem zum Schutze gegen eine Störung im Beſitze der Gerichtsbarkeit 
dieſes Interdict gebraucht werden fan. Heermwart?) glaubt diefe 
Stelle mit der Bemerfung zu befeitigen, daß diefelbe nicht blos 
von der Jurisdiction handele, ſondern ‚‚super jurisdictione, ho- 
nore, hominio ac distrietu in villa (die Worte in villa find bet 
Heerwart wohl nur durd einen Drudfchler ausgefallen) sancti P. 
et castro Arioli, quod de jure ad se spectare dicta ecclesia 
proponebat,“' alfo von einem Complex mehrerer Geredhtfame, ja 
wohl von Grund und Boden felbft?). Allein die Rechte, welche 
hier neben der Gerichtsbarkeit erwähnt werden, find feine felbftjtän- 
digen von derfelben ganz unabhängigen Befugnifle, fondern lediglich 
' Ausflüffe berfelben *) ; namentlich ift diströetus die in der Gerichts: 


'4y:.Bartel. ed. L: 1. D. uti possid. etL. un. C. eod. Beldus, ad L. un. 
C. god. Geill, lib. 2: obs. 10. n. 5. Menoch. retin. poss. rem. 3. 

2) A. 0. O. ©. 292. 

— Auch v. Savigny (Beſ. S. 647.) findet in dieſer Stelle einen Streit 
über den Beſitz eines Diſtricts mit Jurisdictions- und andern Rech: 
ten. Diele Anficht fcheimt allerdings in folgenden zu den Entſcheidungs⸗ 
gründen gehörenden Worten: Ex praemissis — apparet, quod' ecclesia 
suficienter ostendit, quod a LX aunis ei cilra cam omni jurisdictione, 
honore, — atque districtu Joca supra dicta possedit, eine Beflätigung 
zu finden; allein daß biefe Worte nur fo viel heißen follen : bie Kirche hat 
die Surisdietion an den erwähnten Orten 'befefien, zeigt ber genauere Aus⸗ 
druck des im Text angeführten Anhangs ber Decretale, welcher das Fa⸗ 

ttum, und. deren Schluß, welcher bas Urtheil enthält. r 
4) Sö ift eine ganz gewöhnliche Formel, daß ein Grundſtück verkauft wird 
‚mit „allen Ehren und Würden’ (Haltaus, gloss. v. Ehre, Wurden, 
Wurdigkeit). Auch bei den auf Grund und Boden rabicirten Rechten 
. findet ſich dieſer Zuſatz; z. B. in einer Urk. v. J. 1339 (Gereken, cod. 
dipl. Brandenb. t. 6. n. 23. p. 427.): „— contulimus & frusta annuo- 
ram reddituum — cum omni jure, ulilitate, honore, eommode et liber- 
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barfeit liegende exerutive Gewalt, Insbefondere in Beziehung auf 
Beitreibung von Strafgefällen), und wird in diefem Sinne öfters 
‘neben der Jurisdiction ausdrücklich erwähnt 2), ift alfo ganz gleich: 
bedeutend mit dem in deutfchen Urkunden häufig vorfommenden 
Ausprude „Zwing und Bann““s). In dem e. 9. iſt daher ledig⸗ 
lich nur von der Gerichtsbarkeit die Rede. Beide Theile-hatten Be: 
fishandlungen nachgewieſen, da aber die Kirche von Ravenna einen 
älteren und beſſeren Befig dargethan hatte, fo wurde zit ihren Gun⸗ 
ften ver Streit auf folgende. Weiſe entſchieden: Nos cognoscentes in 
hoc casu, non sic locum esse interdieto uti possidelis, ut di- 
cere debeamus, uti possidetis ita possideatis, eum probationes 
ecclesiae longe sint potiores, et ideo -sit in interdiclo. superior, 
commune Faventiae sibi condemnamus super jurisdietione et ho- 
nore atque districtu et aliıs ad hoc generaliter pertinentibus in 
locis praedictis -quoad possessorium judicium*). Es wird baber 


tate (ib. n 53. p. A456. a. 1347; n. 55. p. 458. ej. a.; n. 57. p. 
461. ej. a.). Urk. 0.3. 1467 (Mon. B. t. 10. n. 87. p. 553.): Wir 
haben verkauft den ‚grossen Zehenten zu R. mit allen Eren Rechten 
Nutzen Gewonhaiten und aller Zugehorung“‘ ; Ur, v. 3. 1490 (ib. p. 
571.): ‚„„— Ereo, Rechten, Wirden, Nuzen und Gesuchen.“ 

1) du Fresne gloss. v. distringere. 

2) 3. 3, in einer Urt. v. 3, 1282 (Nevgart, eod. dipl. Alem. t. 2. n. 
. 1030.): „— vendidi et tradidi (praedia) proprietatis titulo perpelue 
possidenda, .exceptis Jurisdiotionibus et diotpiotibus, quos non vendo, 
sed mihi in prefatis bonis invenditos reservo; Urk. v. 3. 1321 (Würdt- 
wein, nova subs. dipl. t. 3. n. 20. p 84.): „— districtum seu ju- 
risdietionem temporalen — concessimus.‘‘ Vergl. drei Urk. v. 3. 1273 
in: Entbedter Ungrund der Einwendungen — gegen des teut. Ritter Ors 
bene Balley Deflen — Immedietät — Urk. .n. 76b. 76.0. und’ 177, 
Selbſt dann, wenn distrietas ohne Verbindung mit der Jurisdiction ges 
mannt wird, z. B. in ber $. 4. V. abgehrudten Urk. v. 3. 1293 und in 
einer andern vom 3. 1329 (de Ludewig, relig. manusec. t. 5. p. 626.): 
„— facientes — fratres nostros — dicti ducatäs Stinaviensis seu ter- 
rarum dietarum, castrorum, oppidorum, districtuum cum universis 

. dominiis et utilitatibus — veros et legitimos passessores, ‚illas vero 
terras, civitates et oppida cum ipsorum distrietibus et omnibus usi- 
bus, utilitatibus — fratres nostri — nobis reddere ad vitae nostrae 
tempora tenebuntär‘* — heißt ed nicht an Bezirk, Sondern Ju = 
risdictions bezirk. 

3) Haltaus, gloss. v. Zwing. 

4) N über diefe Stelle v. Savig nY, Bel. 647 ſ. 


. 
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in Diefer Stelle das interd. ati possidetis zur Erlangung bes rich- 
terlihen Schutzes gegen eine Störung der Gerichtsbarkeit für zuläf- 
fig erklärt, und es liegt Feine Andeutung vor, Daß die Kirche yon 
Ravenna im Befite von Grundftüden geflört fei, als Deren 
Perfinenz etwa die Gerichtsbarkeit hier in, Betracht kaͤme. 

Die Reichsgefege *) fichern den Schus im Beſitze eines Gu⸗ 
tes oder einer „Gerechtigkeit“ allgemein zu. Wenn nämlich der 
Beftg in der Art ftreitig if, „alſo daß fih ein jeglicher für einen 
Beliser des beftreitigten Guts oder Gerechtigkeit hielt’), fo fol, 
wenn ſich Gewaltthätigfeiten befücchten.taflen, Der Beſitz entweder 
ſequeſtrirt, ndes beiden Theilen geboten werden, ſich deſſelben zu 
enthalten, Darauf aber alsbald, ohne weitläufige Ausführung der 
Sachen, einem die „„Possession oder quasi‘“ eingegeben werben. 
„Und fo das befchehen, fol alsdann ſolches feinem Theil an feinem 
Junhaben oder Beſitz in Recht nachtheilig fein‘ 2). Die Boraus- 
ſetzungen dieſes Proviſoriums find nur möglich, wenn der Befig 
blos geftört werben, denn ift eine wahre Dejection erfolgt, fo. kann 
nicht jeder der beiden Theile für den Beſitzer fih ausgeben. Diele 
provtfortfche, zur Verhütung von Gewaltthätigfeiten ergriffene Maß: 
regel entfcheibet aber über den Beſitz felbft nicht, welcher vielmehr 
Gegenftand des hierauf folgenden possessorium ordinarium ift, Das 
Rechtsmittel aber, durch welches der Schuß gegen Störungen im 
Beſitze eines Gutes oder einer Gerechtigfeit in Anſpruch genommen 
wird, fann nur Das intendictum uti possidetis fein *). 

Die dem Interdict entgegen zu feßenden Einreden find fheils 
von der Behlerhaftigfeit des Befiges, theils von der Verjährung here 
genommen. In jener Beziehung muß die bewiejene Einrede der ge: 
waltfamen, heimlichen oder bittweifen Erwerbung des Beſitzes Die 
Abwelfung des Klägerd zur Folge haben, Es iſt jedoch zu bemer- 
fen, daß nicht bei allen Arten des Quaſibeſitzes dieſe Beſitzfehler 
vorkommen fönnen; in denjenigen Fällen nämlich, in welchen die 
Ausübung des Rechts eine yon einem Dritten vorzunehmende 


— — —— — 


1) R.⸗A. v. Trier und Eöln v. 1312, ZH. 1. Tit. 4. 9. 125 K. G.⸗D. 
v. 1521, Art, 223; K. G.⸗O. 0 1558 Th. 2..Tit. 21. 

2) K.⸗G. O. v. 1555, a. a. O. & 1. 

3) Daſ. 8. 3, 

4) v. Savigny, & 51. 
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Handlung erforbert, iſt eine heimliche Ausübung des Rechts 
nit möglih. Wird der Dritte von dem Berechtigten genöthigt, 
die dem Rechte deſſelben entfprechenden- Handlungen vorzunehmen, 
fo tft der hierdurch erworbene Quaſibeſitz ein gewaltfamerz wer 
z. DB. eine Ladung erläßt oder Dienfte und Abgaben von gewif- 
fen Grundftüden verlangt, und den Geladenen oder den Befiber 
durch Drohungen u. f. w. zwingt, jener Ladung Folge zu Ieifteh 
oder dieſe Leiftungen vorzunehmen, hat den Beſitz der Jurisdiction 
oder des Rechts auf dieſe Leiftungen gewaltfam erworben. &8 lei⸗ 
Det ferner auch keinen Zweifel, daß der Belld eines auf Grund 
und Boden radicirten Rechtes and bittweife erworben werden 
Sonne). Es wird freilich felten vorfammen, daß Jemand, fo lange 
ed ihm. beliebt, einem Andern gewiſſe Leiftungen entrichtet, und 
wenn es vorkommt, jo werden Diefe Leiftungen wohl faum anders 
angefehen werben fönnen, als rein perfönliche Präftationen, Die 
auf ein beflimmtes Grundſtück durchaus keine Beziehung haben; 
alfein möglich bleibt e8 Doc immerhin, daß eine foldhe Beziehung 
vorhanden ſei. Wird nun z. B. in Folge der theilweife ver 
weigerten Leiftungen das interdietum uti possidetis angeftellt, fp 
wird daſſelbe durch Die Einrede des gewaltfam over bittweiſe er⸗ 
worbenen Beſitzes elibirt. Die Eintede der Verjährung anlan⸗ 
gend, fo verficht es fih ganz von felbft, Daß das Interdict nur 
innerhalb eines Jahres von der Störung an gerechnet angeftellt 
werben fan. Man begreift daher nicht, wie in einem von Stryf 
abgefaßten Eintachten?) (abgefehen davon, daß wenn überhaupt 
ein Beſitz Des Rechts in dieſem Falle angenommen werden fonnte, 
derjelbe verloren und nicht bios geftört war) Das interdietum ui 
possidetis noch für ftatthaft erflärt werden kann, obwohl die Pflich⸗ 
tigen „bereits etliche Jahr in quasi passessione non praestandi 
hoc frumentum geweſen.“ Heerwart?) erwähnt ein Urtheil, 
welches, da es in der Verweigerung der Leiſtung nur eine Stör 
rung des Beſitzes findet, das interdietum uti possidetis auch nach 
Ablauf eines Jahres für zuläffig hält, weil das Interbict 
30 Jahre dauere, wenn nur auf Das, was der Gegner durch Die 


1) Arg. L. 2. $. 3. L. 3. de precario (43. 16.) 
2) Consil. Hall. ICt. t. 2. lib. 1. coms. 40. 
3) X. 0, O. ©. 306. j 
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Befisftönung erlangt hat, geflagt wirdz durch die Verweigerung 
der Leiftung bleibe dieſe aber bei dem Bflichtigen, welcher dadurch 
etwas erlauge, was eigentlich dem Berechtigten gehöre, Es kön⸗ 
nen aber, wie Heerwart!) richtig bemerkt, unter den Worten der 
L. 4. D. de interd. (43. 1.) „de eo, quod ad eum, cum quo 
agilur, pervenit, pest annum judicinm dandum‘‘ nur foldje Ger 
genftände, Die der Störende bei Gelegenheit der Störung, aus 
dem Gewahrſam des Beſitzers ſich aneignete, werftanden werben; 
denn das, was Jemand von jeher gehabt hat und nur nicht wege 
gibt, obgleich ein Anderer ein Recht darauf hat, alfo die durch 
die unterlaffene Leiftung bei dem Beſther des belafteien Grundſtücks 
zurüdbleibenden Gegenftände, Tonnen nimmer id, quod ad eum 
pervenit genaunt werden. 


$. 17. — 
Das interdietum de vi and die aetie wpelil. 


Zur Wiedererlangung des verlorenen Quaſibeſitzes geben die 
ältern Juriſten das interdietum de vi utile und bie Spolienflage, 
ohne ſich jedoch über das gegenfeitige Verhältniß diefer Rechts⸗ 
mittel auszufprächen, wozu fie auch deshalb Feine Veranfaffung 
hatten, weil nach ihrer Anficht diefelben fich nicht etwa auf vers 
fhiedene Fälle bezogen, und ein ganz beftimmt begrenztes Gebiet 
hatten, vielmehr die Spöltenflage alle poffefforifchen Rechtmittel in 
fi begriff. Gaidl?) fagt: omnium plenissimum et tulissimum 
remedium est ex c. Hedintegranda, quia illud concurrit cum 
omnibus altis remedüs spoliatorüs, et competit generaliter ei, 
qui injuste possessione cecidit; und Lauterbach?): est hodie 
frequentatissimum quoniam non habetur temporis, loci, perso- 
narum aut rerum differentia*). Während die neuern Suriften nur 
die Spolienklage zur Wiedererlangung des Duafibefiges für zuläfftg 
Halten, it Phillips?) der Altern Anficht, jedoch ohne eine weitere 
Begründung derfelben, wieder beigetreten. Die Unftatthaftigfeit 


1) %. a. O. ©. 319, 

2) Lib. 2. obs. 75. on. 10. 

3) Coll. tbeor. pr. lib. 43. tit. 16. $. 22. . 
4) Gratian. disc. for. c. 311. 1. 1. 

5) Deut. P.⸗R. $. 119. (Aufl. 2.) 
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des interd. de vi glaubt man aber dadurch darthun zu Fönnen, daß 
nach den Worten ver L. 4. 8. 27. D. de usurpat. (41. 3.) eine De 
jection bei dem Quaſibeſitz unmöglich fei*). Diefer Grund würde 
allerdings auch pafien, wenn es fich Tediglich um die Anwendung 
rein vömifch=rechtlicher Principien handelte; allein hier find ganz 
neue Verhältniffe in Frage, die und mit einer beſtimmten Redytsan- 
ficht überliefert find, Die ſich ganz unabhängig vom römifchen Rechte 
gebildet hat. Bei der Ertheilung des gerichtlichen Schuges, weldher 
den eigenthümlich deutſchen Inftituten zu Theil werden mußte, 
fonnte ein doppelter Weg eingefchlagen werden, indem entweder ein 
jelbitftändiges Rechtsmittel gegeben, oder ein römifches analog an: 
gewendet wurde. Jenes ift aber in Bezug auf den Beſitz nicht ge⸗ 
fhehen. Angenommen nun, man habe das interd. de vi zur Wie: 
dererlangung des entzogenen Duafibefiges für zuläffig gehalten, fo 
erfcheint deffen Anwendung nicht ſeltſamer, als 3. B. die Anwen: 
dung der hereditatis petitio zur Geltendmachung eines deutſch⸗recht⸗ 
lich vertragsmäßigen Erbrechts. 

Die Anwendbarkeit des interd. de vi hatte aber im vorliegen- 
den Falle um fo weniger irgend. ein Bedenken, ald nad) der Altern 
Rechtsanſicht die Rene einer Entwerung garnicht bezweifelt 
wurde, 

Glanvilla, tract. de legibus lıb. 13. c. 37. (aus dem 12. 

Jahrh.) 

Breve de nova disseisina de communi passura. Rex vice- 

comiti salulem. Questus est mihi N. quod R. injuste et 
sine judicio disseisivit eum de communi passura sua in illa 
villa ete. 

Rechtsbuch nad Dikinettenen B. 2. & 4 Dil. 11. 

(Ortloff, Sammlung Th. 1. ©. 120.) 

Entwert einer den andern von der gewere sines huzczin- 

ses — so schol man in vorvesten umme den fridbruch. 

Cod. leg. Normannicarum c. 29. $. 10 seqq. (de — 

wig rel. manusc. t. 7. p. 321.) . 

Sciendum siquidem est, quod dissaisinarum quedam sunt de 

terra — quedam de redditibus. 


) v. . Savigny, bef. ©. 586 ff.; Heerwart a, a. O. S. 320; meine 
Reall. S. 105. 
Zeitſchrift f. d. deutſche Recht. 2. By. 2. 7 
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Vergleich zwiſchen dem Biſchof zu Worms und der Stadige- 

meinde dafelbft v. J. 1407, 8.18. 

(Schannat, hist. ep. Worm. t. 2. p. 221, 

— als die phaffen zu unser Frawen clagen, daz — die 

Burger — sie ouch eines weges eniweltigen*) daz sie nit 

zu iren Wingarten kommen konnen. 

In der $. 5. a, E. erwähnten proceffwalifchen Verhandlung 

v. J. 1494 folgt nad) den Worten: zu besetzen das 2 
ſtehende: 

— und wiewohl Er des alles in ruhiger gewer gewess, 
also das nyemants Inen des one recht zu eniseizen ge- 
zymbt. Dieje und andere Rechte feien ihm in der letzten Zeit 
yon der Stadt entzogen, er bitte Daher: mit recht zu erken- 
nen, das die gedachten von Worms Ine in solche sein pos- 
sess, quasi possess nutz und gewere — widder insetzen 
und restituiren —. Nach weitläufigen Berhandlungen wird 
das Urtheil dahin gefällt (p. 277): Das der genant Bischoff 
des Raths, Gerichts, des Burgermeisters, Schultheissen, 
Richter und Greffen satzung in der stadt Worms, so er 
sich beclagt hat, entsetzt zu sein, in allermassen wie er 
die bisbere vor dieser irrung und entsetzung gebraucht hat, 
widderumb eingesetzt — werden solle. Und als derselb 

Bischoff ferer angezogen hat — das Ime auch jerlich von 
Burgermeistern, Schultheissen, Rathe, Richter und Greffen 
‚etliche frevel oder pene-gulden, auch gaben und: presen- 
ten sollen geantwort worden, und am jungsten verhalten 
(vorenthalten) sein, ist zu recht erkant: Beweiss der ge- 
melt Bischoff zu Worms, das er der genanten stuck in ru- 
higem besess gewest, und derselben durch die von Worms 
entsetzt seye — ferrer bescheen, was recht ist. 

Hierher gehört auch die oben unter XIV. abgedruckte Entſcheidung 
des Domcapitels zu Regensburg vom 3. 1275, worin gefagt wird, 
daß der Kläger von dem Verklagten des Beſitzes des Zehntrechts 
entfest fei, und in dem unter XVII. mitgetheilten Exfenntniffe 





*) Entwältigen iſt mit entweren gleichbedeutend. (Haltaus, sl. v. eniwal- 
tigen.) 
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deflelben Gerichts vom 3. 1304 ift geradezu von einer dejectio au. 8 
dem Befite des Zehntrechts Die Rede. 

Bei allen Rechten alfo, welche Gegenftand einer. Gewere wa⸗ 
ten, fonnte eben fo, wie bei Eörperlichen Sachen eine Entwerung 
(dejectio) Statt finden. Die Juriften haben dieſes auch von jeher 
unbedenklich angenommen»), und Gonzalez Tellez?) bezieht 
ſich zur Rechtfertigung diefer Anficht, wiewohl er den Widerfpruch 
derfelben mit dem römischen Rechte nicht verfennt, ganz richtig auf 
eine allgemeine Praxis, welche, wie wir gefehen haben, ihren guten 
Grund hat. 

Diefe Rechtsanficht ift auch in Die Reichsgeſetze übergegangen: 

Kamm. = Ger. - Ordnung v. 1521, Tit. 32. 8. 2. 

Und ob ſich je zu Zeiten begebe, daß einer — den andern 

entfegt — in Sachen, die den Friedbruch nit belangen, fol 

ber Entſetzer dadurch directum dominium, das Eigenthum oder 

Hauptgerechtigfeit der Güter oder Gerehtigfeit, um die 

der Streit gewefen, verloren haben. So aber diefelbige Gü- ' 

ter oder Gerechtigkeit gedachtem Entfeger mit ihrem Eigenthum 
nit zugehören, fol er deren Werth dem Entfegten — zu geben 
ſchuldig fein. 

Reichsabſch. v. 1530, $. 62. 

Sp ordnen und wollen wir, daß ein jeder Geiſtlichs und Welt« 

lichs Standes bei ihren Renthen, Gülten, Zinfen, Ze 

benden, Rechten und Grrechtigkeiten bleiben, keiner 
den andern deß alles entſetzen, verhindern, betrüben, fon«. 
dern einem jeglichen fein Etb, ewige und andere Zinß, Gilt, 

Zehenden und andere Recht und Gerechtigkeit begahlen, entrich⸗ 

ten und folgen lafſe. 

8. 65. Wir auch Churfürften, Fürften, Präfaten, Grafen und 

Stand-— haben uns einmüthiglich verglihen — daß feiner 

von Geiftlichem oder Weltlihem Stand den andern des Glau⸗ 

bens halben vergewaltigen — noch auch feiner Oberfeit, 

Rent, Zinß, Zehend und Güter entwehren. (Vergl. 

Die $. A. abgedruckte Stelle aus dem Landfrieden v. 1548.) 


1) Bartol. ad L. 13. $. 13. D. de vi (43. 16.) n. 3.; Durantis in ber 

$, 14. abgedrudten Gtelle, 
2) Ad c. 19. X. de restit. spol. 
— 7* 
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Die erfte Stelle enthält nicht etwa blos eine Wiederholung ber L. 
7. C. unde vi (8. 4.), fondern was hier für die gewaltfame Beſitz⸗ 
nahme einer Förperlichen Sache feftgefeßt ift, wird in Dem Reichöge- 
ſetz auf die Befigentziehung eines auf Grund und Boden radicirten 
Rechtes (einer Gerechtigkeit) ausgedehnt*), und die Befikentziehung 
fowohl einer koͤrperlichen Sache als eines ſolchen Rechtes eine Ent: 
feßung (Dejection) genannt; eben dieſer Sprachgebrauch findet fid) 
in der zweiten Stelle und in dem Landfrieden von 1548, fo wie in 
dem Reichsabſch. v. 1548, 8. 39, wo von entwehrter geiftlicher 
Juris diction und Gütern die Rebe ift. 
Unter den Altern Juriften handelt Durantis lib. A. p. 

in den Titeln de causa possessionis et proprietatis und de Festitn- 
tione spoliatorum am ausführlichften über diefen Gegenftand, allein 
die Anficht, daß durch Das kanoniſche Necht ein neues poflefforifches 
Rechtsmittel in der Spolienflage eingeführt fei, tritt bei ihm Feines- 
wegs mit Beitimmiheit hervor, vielmehr führt er den poflefforifchen 
Schutz auch in den dem deutſchen Recht eigenthümlichen Verhält: 
niffen auf das römijche Recht zurück; 3. B. in Folgenden im Titel 
de restitutione spoliatorum vorfommenden Worten: Sed si aliquis 
certis redditibus vel servitiis vel juribus puta colligendi peda- 
gium, vel jure patronatus vel hujusmodi spoliatar , hodie con- 
muniter tenent advocati, utile interdictum unde vi vel utilis actio 
subrogata in ejus locum, vel utilis constitutio: si quis in tan- 
tam ; ıdeo autem utiliter ista proponuut, nam interdictum et con- 
stitutio locum habent, cum quis a possessione rei expellitur, 
item ista cum sit jura vere non possidentur sed quasi. Nach 
diefer von Durantis nicht gemißbilligten Anficht wird aljo zur 
MWiedererlangung des entzogenen Befites von Reiten die auf 
Grund und Boden radicirt find, das interd. unde vi und eine 
Klage aus der constitutio: si quis in tantam (L. 7. C. unde vi) 
utiliter für ftatthaft erflärt, weil dieſe Rechtsmittel direct nur bei 
der Bellgentziehung einer förperlichen Sache anwendbar feien. Wel⸗ 
ches Rechtsmittel Durantis unter der ald Surrogat des Inter⸗ 
dicts zu gebrauchenden utilis actio verfteht, ift mir nicht Har, denn 
neben den genannten Rechtömitteln hält er aud) eine condictio ex 


*) Diefe Anficht findet fich Thon in der gl. ad L. 7. eit. verb. rerum. 





Ueber den Quafibefiß u. few. 101 


cap. Querelam X. de electione und bie befannten Stellen bes 
Derrets für zuläffig. 

Bon den fpätern Juriſten wird es aber als ganz zweifellos an⸗ 
genommen, daß durch das kanoniſche Recht ein neues poſſeſſoriſches 
Rechtsmittel, die actio spolii eingeführt ſei. Das kanoniſche Recht 
bietet hierzu freilich gar feine Veranlaſſung, vielmehr enthält das c. 
15. X. de restit. spol. die Beſtimmung, daß gegen denjenigen, 
welcher ein Spolium begangen, oder Auftrag dazu 'ertheilt, oder 
dafielbe ratihabirt habe, das interd. unde vi Statt finde, ganz in 
Uebereinftimmung mit dem römifchen Rechte). Wiewohl von den⸗ 
jenigen Juriſten, welche fich die Mühe gegeben hatten, die Berfüs 
gungen des kanoniſchen Rechtes vorurtheilsftei mit den des römi- 
fchen zu vergleichen, dem mit der Spolienklage In der ‘Praris getrie⸗ 
benen Unfuge widerfprochen und behauptet worden war, daß bafr 
felbe wefentlih nur das interd. de vi fei2), fo hat diefe Anficht 
doch erft in der neuern Zeit, vornehmlich dur von Savigny's 
Ausführung ?), allgemeinen Beifall gefunven +). 

_ Da das deutfche Recht gegen die Befigentziehung ſowohl einer 
Förperlichen Sache als auch der auf Grund und Boden radicirten 
Rechte Schug gewährte, und Diefe Rechtsanficht fich gegen Das rö> 
mifche Recht erhielt, fo hatte, als man den Verfuch madjte, dieſes 
poffefjorifhe Rechtsmittel auf eine beſtimmte römifche Form zurüd- 
zuführen, die Anwendung des interd. de vi feine Schwierigkeit, 
weil eine Entwerung aud) bei diefen Rechten angenommen wurde, 
Das Berürfniß eines neuen Rechtsmittels war Daher für dieſe Fälle 
gar nicht vorhanden. Wie ift aber unter dieſen Umftänden die Ent⸗ 
ftehung der Altern Anficht über die Spolienklage zu erklären? Viel⸗ 
leicht auf folgende Weiſe: die gelehrten Juriften waren gewohnt, 
alle Rechtsſätze nur aus dem römischen und kanoniſchen Recht abzu- 
leiten, unbefümmert um Dasjenige, was in Deutichland von jeher 


1) L. 1. $. 12. 14. D. de vi (43. 16.) : 

2) Cujaecius, ad c. penult. X. de restit. spol.; Ziegler, ad can. Redin- 
teg. e. 1.8. 11. c. 2. $. 16. c. 3. $. 17. Gonzalez Tellez ad ec. 1—7. 
X. de rest. spol. Boehmer, jus eccl. prot. lib. 2. tit. 13. $. 1. 

3) Beſitz $. 50. 

4) Neuerdings ift von Geiger (Zeitf. für Givilr. u. Pr. 38.13. S. 270 ff.) 
das remed. spolii als ein von bem interd. de vi ganz verfchiebenes Rechts⸗ 
mittel dargeftellt worben. 
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gegolten hatte. Während num das interd. de vi nach römifchen 
Rechte feine ganz beftimmten VBorausfegungen hat, fanden fie in 
einzelnen päpftlihen Verfügungen einen poſſeſſoriſchen Schub aud) 
für folche Bälle zugefichert, bei welchen viefe Borausfegungen nit - 
vorhanden waren, und Daher lag es nahe, dieje Stellen des kano⸗ 
nifchen Rechtes von einem neuen Rechtsmittel zu verftehen, wel- 
ches, als durch ein spoliare begründet, actio spolii genannt wurde. 
Die exrorbitanten Anfichten aber, welche die Juriften über den Um⸗ 
fang dieſes Rechtsmitteld hatten, ließen es als eine fehr wilffom- 
mene Bereicherung der Wiſſenſchaft erſcheinen. 

Wenn ed nun gegründet ift, daß die Spolienflage fein von 
dem interdictum de vi durchaus verfchiedenes Rechtsmittel, ſon⸗ 
dern nur diefes felbft ift in feiner Anwendung auf eigenthümlic, 
deutfche Verhaͤltniſſe, alfo nur Die deutſche Form des römte 
then Interdicts, fo erfeheint Die Frage ganz müßig, ob das 
interdictum de vi zur Wiedererlangung des entzogenen Quaſibe⸗ 
fies gebraucht werben koͤnne; denft man nämlich an das Inter⸗ 
dict in ferner rein römifchen Geftalt, fo ift die Frage eben fo un- 
bedingt zu verneinen, ald fie auf der andern Seite unbebingt zu 
bejahen ift, wenn man die Form des Interdictd vor Augen hat, 
welche e8 unter dem Namen der Spolienklage in Deutfchland an- 
genommen hat. 


Was nun infonderheit den durch Verweigerung der Leiftung 
verlorenen Beftg der einer Neallaft gegenüberftehenden Be- 
rehtigung anbelangt, fo findet zu deſſen Wiedererlangung, ganz 
in Gemaͤßheit der eben angegebenen Grundfäte, nad) den ausdrück⸗ 
lichen Beftimmungen des kanoniſchen Rechtes ein Rechtsmittel Statt. 
Ehe auf diefe Nachweiſung übergegangen wird, ift noch die Be- 
hauptung Heerwart’s*) zu widerlegen, daß der Ausdruf spo- 
liare ftetö nur ein pofitives Thun bezeichne, niemals aber von 
dem bloßen Unterlaffen einer Handlumg gebraucht werde, und ein 
Rechtsmittel zur Wiederlangung des durch Verweigerung der Lei⸗ 
ſtung entzogenen Befiges nirgends gegeben werde; denn die Stel: 
len des Fanonifchen Rechtes, aus welchen man die Statthaftigfeit 
eines pofleflorifchen Schußes in dem angegebenen Falle glaube dar: 


) A. ä. O. ©. 320. 321. 
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thun zu können (c. 19. X. de rest. spol. und e. 2. eod. in 6.), 
bezögen ſich nicht auf den Fall, wo der Inhaber des belafteten 
Grundſtücks die Leiftung verweigere, fondern auf den, wo ein 
Dritter die einem Andern bisher gefchehenen elftungen dieſeni 
entzogen habe, was nur durch poſitive Handlungen möglich ſei. 
Zunächft fönnte man bier Die Frage aufiverfen, warım ein poftel- 
ſoriſcher Schup gewährt werde, wenn der Befib dadurch entzogen 
worden, daß ein Dritter Die Praͤſtationen, welche bisher ein Ande⸗ 
ter bezogen, jet für fih in Anfpruch nehme, nicht aber in dem 
alle, wo der Beſitzer des befafteten Grundſtücks die fernere Leis 
ftung verweigere. Daß die Entziehung des Befites Hier durch eine 
negative, Dort durch eine pofitive Handlung bewirkt ift, kann Doch 


in der That alS eine befriedigende Antwort auf die Frage nicht an- 


geſehen werden. Ueberdies ift auch die dem Ausdruck spoliare von 
Heerwart untergelegte Bedeutung ganz falſch. Spoljare iſt gleich⸗ 
bedeutend mit dissaisir, entſetzen, entweren und daß dieſe 
Ausdrücke auch von dem durch Verweigerung der Leiſtung entzoge⸗ 
nen Beſitze gebraucht werden, iſt oben dargethan; aber auch spo- 
liare kommt in dieſer Bedeutung geradezu in den Geſetzen vor: 
C. 10. X. de decimis (3. 30.) v. 3. 1170. 
Ex parte. tua ad nos noveris pervenisse, quod albi mona- 
chi et nigri et quidem alii religiosi ecelesiae tuae jurisdi- 
ctionis reditibus decimarum, occasiene privilegiorum, quae 
sibi Romana indulsit ecclesia, spoliare praesumunt. Sane 
nolumus te latere, quod praedecessores nostri fere ommibus 
religiosis decimas /aborum suorum coneesserant. Sed prae- 
decessor noster Hadrianus solis fratribus Cistereiensis or- 
dinis et templariis .et hospitalariis deeimas laborum .suorum, 
quos propriis manibus vel sumptibus colunt, indulsit, cae- 
teris vero, ut de novalibus suis, quae propriis manibus vel 
sumptibus excolunt et de nutrimentis animalium suorum et 
de hortis suis decimas non persolvant,, quem sumus-super 
his imitati. Quare ii, quibus hoc indultum est, hac occar 
sione decimas de alüis rebus ecclesiae suae non possunt sub- 
trahere vel sibi aliquid ulterius vindicare. 
Es wird hier die auf angeblich ihnen gegebene päpftliche Privi⸗ 
legien geftügte Weigerung gewiſſer Mönche, von ihren Kloftergütern 
den gefeglichen Zehnten zu entrichten, geradezu mit spoliare bezeich⸗ 
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net*), und daher Fann richt geleugnet werden, daß auch in dieſem 
Galle ein poflefioriiches Rechtsmittel zur Wiedererlangung des entzo- 
genen Beſitzes ftatthaft fei, wenngleich in der vorliegenden Entſchei⸗ 
bung dieſes nicht ausdrücklich gefagt ih, wozu auch gar feine Ver⸗ 
anlaffung vorlag. Der Papſt erklärt nur auf die deshalbige Be- 
ſchwerde des Zehntberechtigten über die Weigerung der Mönche, 
ihm den Zehnten zu entrichten, und Die Anfrage, was von den an: 
geblihen ‘Privilegien, auf welche fich diefelben bezogen hatten, zu 
halten fei, daß dieſe Privilegien in dem von den Mönchen behaup- 
teten Umfange gar nicht vorhanden feien, und fie daher auch. die 
fih angemaßte Zehntbefreiung nicht in Anfpruch nehmen könnten. 
Dagegen wird im co. 24. X. de eleot. (1. 6.) ein poſſeſſori⸗ 
fher Schub gegen Die Verweigerung bisher geleifteter Grundgefälle 
ausdrücklich zugefichert. Der Tal tft hier folgender: Der Oekonom 
. der Kirche der heiligen Agathe klagte gegen den Pfarrer P. an der 
Kirche St. Salvator, daß berfelbe ſich winerrechtlich in den Beſitz 
diefer Kirche gefebt habe, mit der Bitte, demfelben die Reftitution 
aufzugeben, da diefe Kirche zu der der heiligen Agathe gehöre, und 
benfelben zur Zahlung eines neuerdings verweigerten für Die Kirche 
St. Salvator an die Kirche der heiligen Agathe zu enirichtenden 
Grundzinfes von 16 Denaren zu verurtheilen. Der Pfarrer B. 
leugnet dagegen, feine Kirche widerrechtlich inne zu haben, da die— 
felbe nicht zur Kirche der heiligen Agathe gehöre, fo wie zur Ent- 
richtung eines Grundzinfes verbunden zu fein; er fei vielmehr auf 
bie von der Gemeinde gefchehene Election vom Cardinal vom Titel 
der heiligen Sufanne, weldyem dieſe Kirche unterworfen fet, inſti⸗ 
wirt. Darauf wird das Urtheil dahin gegeben, daß, da fi die 
Gemeinde im Quaſibeſitz des Bräfentationsrechts befinde, ver Pfar⸗ 
ter P. von der Klage, fo weit fie ſich auf deſſen Election und Inſti⸗ 
Intion beziehe, jedoch vorbehaltlich eines weitern Verfahrens über 
das zwiichen der Kirche der heiligen Agathe und der Gemeinde der 
Kirche zu St. Salvator ftreitige Patronatrecht, zu entbinden fei. 
„Quia vero per testes (omni exceptione majores) fuit liquido 
comprobatum, quod pensio sexdecim denariorum Papiensis mo- 
netae fuerit clericis ecclesiae vestrae (der heiligen Agathe) pro 
ecclesia sancti Salvatoris de Thermis annuatim per multa tem- 








) Bergl. auch den gleich anzuführenden R.⸗A. v. 1526, $. 11. . 
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pora persoluta, sed de novo subtracta: nos in eundem statum. 


percipiendi hujusmodi de ecclesia sancti Salvatoris de Thermis, 
ecclesiam vestram decernimus reducendam et ad solutionem pen- 
sionis subtractae condemnamus presbyterum antedictum , salva 
quaestione proprietatis inter ecclesias memoratas.‘‘ Der Grund⸗ 
zins alfo,; weil er bisher gezahlt tft, fol fortbezahlt werden, unter 
Borbehalt des Streites über Das Recht felbft. Die Klage, welche 


angeftellt worden war, iſt freilich nicht genannt, es kann aber feine 


andere, als dag interd. de vi utile (die Spolienflage) fein, 

Hiermit ftimmen audy die Reich sgeſetze überein. Daß in 
denfelben von einem Entjegen (Entweren) in Beziehung auf 
Gerechtigkeiten die Rebe ift, tft fehon oben angegeben, In dem 
R.-⸗A. zu Speier v. 3. 1526, 8. 11. wird aber die Verweigerung 
von Realgefällen ein Spolüizen genannt, und poflefjorifcher Schuß 


Dagegen gewährt: - 


Und nachdem auf biefem gegenwärtigen Reichs-⸗Tag bedacht 
und erwogen, wie an vielen Dertern die Geiftliche oder Welt: 


lihe ihres Leibes und Lebens Gefahr ftehen, ihnen auch ihre 


- Zins, Renth, Güld und Zehenden vorgehalten 
und die einzubringen und zu verleihen verhindert werden, und 
aber niemands des feinen wider Recht fpoliirt und ent- 
jegt werben fol, — fo foll eine jede Oberfeit — ihre Unter: 
thanen — treulich für Gewalt und Unrecht verthaͤdigen, (ji 
gen und fihirmen —. 


Es iſt $. 14. a. E. bemerkt aber; daß durch Die Sand: 


lung eines Dritten, welcher dem Pflichtigen verbietet, an den 
bisherigen Beſitzer die Leiſtung weiter zu entrichten, eine Störung 
des Befites nicht bewirkt werde, weshalb auch gegen jenen ein 
pofjefforifches Rechtsmittel nicht begründet fein kann. Hiergegen 
ftreitet nicht das c. 31. X. de decim. (3. 30.) „„Dudum adver- 


sus fratres Hierosolymitanos Hospitalis sancti Stephani te pro- 


ponente in nostra praesentia quaestionem, quod ipsi decimas, de 
laboribus rusticorum suorum Vesprimensi ecclesiae debitas ror 
permitterent tibi solvi etc.“ Die Hofpitaltitter hatten Dagegen 
vorgebvacht, Daß die Kirche St. Stephan, zu welcher diefe Zehn: 
ten gehörten, vom’ König und der Königin von Ungarn ihnen 


geſchenkt und die Schenkung vom Papft Elemens beftätigt fet: 
Darauf entjcheidet Innocenz IU.: „Nos igitur, cum donatores 
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praedicti non conferre potuerunt aliis, quae ipsi de jure non po- 
terant possidere et per confirmationem praedicli Clementis — 
iuri episcopali nullatenus derogetur, sententialiter prohibemus, 
ne fratres hospitales praesumant ulterius impedire, quominus de- 
cimas percipias memoratas et pacifice possideas in futurum.‘* 
Diefe Stelle enthält nämlich, wie auch die Gloſſe (verb. prohi- 
bemus) annimmt, nichts, was mit Beflimmtheit darauf hinwies, 
daß im Poſſeſſorium geklagt worden fei.- 

Dagegen wird in dem c. 2. de rest. spol. in 6, (2. 3.) die 
Spolienflage gegen den Dritten, welcher den bisherigen Beſitzer 
eines Zehnten deſſelben fpokirt hatte, indirect für zuläfftg erflärt: 
Ad decimas, quas canonici sancli Nicolai se adserunt intra pa- 
rochiam ecclesiae B. clerici possedisse aliquamdiu et per eun- 
dem clericum spoliatos fuisse, nequaquam debent restitui, nisi 
evidenter docuerint, quod earum possessionem legitime adsequuti 
fuissent, quia .eos occupasse injuste verisimiliter praesumuntur : 
cum proveniant ex praedüs intra altenam parochiam. constitutis 
sitque manifestum (nisı aliud ostendatar), eas de jure communi 
ad eandem ecclesiam pertinere. Geiſtliche Perſonen, welche in 
einer fremden Parochie einen Zehnten bejeften hatten, und von dem 
Pfarrer -derfelben aus. dem Beftg verbrängt waren, follen nach die⸗ 
fer Stelle in denfelben nur dann wieder eingefest werden, wenn 
fie deſſen Rechtmäßigfeit beweifen würden. Diefe Verfügung grün- 
det fih, wie auch ausprüdlich hervorgehoben wird, darauf, daß 
nad) der Regel der Kirchenverfaffung der Zehnte jedem Pfarrer in 
feiner Barochie zufteht, jeder Befit eines Andern daher von vorn- 
herein als eine nicht zu fehübende injusta possessio erſcheint; hier 
aus laͤßt ſich aber fchließen, daß eine Wiedereinfegung in den ent: 
zogenen Bells dann Statt finden müfje, menn derfelbe eine folhe _ 
allgemeine Regel nicht gegen fich habe. In dem vorliegenden Kalle - 
war nun die Entſetzung aus dem Beſitze nicht. durch Die Befiger 
der zehntpflichtigen Grundftüde, fondern durch einen Dritten (den 
Bfarrer der Diörefe, in welcher diefelben belegen waren), der das 
Zehntrecht für ſich felbft in Anfpruch nahm, bewirkt worden. Es 
geht alfo zunächſt aus dieſer Stelle fo viel hervor, daß eine Ent 
fegung ans dem Quaſibeſitz eines Rechts durch einen Dritten über: 
haupt möglic) ift, und daß ein poffeflorifcher Schuß Dagegen ges 
mährt wird. Das aber läßt dieſe Stelle unentſchieden, durch 


’ N 
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was für eine Handlung des Pfarrers der Parochie der Ver: 
luſt des Befiges herbeigeführt war. Da nun aber, wie oben bes 
merkt tft, dadurch der Beſitz nicht verloren wird, baß der Dritte 
dem Pflihtigen die Leiftung an den bisherigen. Befiger verbietet 
oder Diefelbe für fich felbft in Empfang nimmt, jo wird es erlaubt 
fein, anzunehmen, daß ver Pfarrer den bisherigen Befiger an der 
fernern Zehntziehung gehindert und demſelben dadurch den Befig 
entzogen habe. Die aus dem-c. 2. abzuleitende Regel würde da: 
ber fo zu faflen fein: wenn ein Dritter den bisherigen Beſitzer an 
der Ausübung feines Rechtes hindert, und daſſelbe für fi in An- 
ſpruch nimmt, fo geht der Befig für den bisherigen Beſttzer ver- 
Ioren, welchem aber auf deſſen Wiedererlangung die Spoltenflage 
gegen den Dritten zufteht. 

Sept die Spoltenflage in ihrer Anwendung auf die Wieders 
erlangung des Quaſibeſitzes voraus, daß der Befig durch eine ger 
waltfame Handlung verloren ſei? Die Bejahung diefer Frage 
fheint feinem Zweifel zu unterliegen, da zur Begründung des in- 
terdictum de vi, nad) deſſen Grundſätzen die Spoltenflage ledig. 
lich zu behandeln ift, eine gewaltthätige Entziehung des Beſttzes 
verlangt wird 1), Diefe Anficht wird auch von mehreren Zuriften 
vertheidigt 2); Roßhirt?) legt ein fo großes Gewicht auf die an- 
gewendete Gewalt, daß er es für zweifellos Hält, daß wegen einer 
gegen den Uuaftbefiger gebrauchten Gewalt und damit verbundes 
nen Beſchaͤdigung felbft bei einer bloßen Befisftörung die Spo⸗ 
lienklage flatthaft fei. Diefes iſt jedoch offenbar irrig, da die Spo- 
lienklage (wie das interd. de vi) flets eine Entwerung vorauss 
fegt, niemals alfo zum Schuge gegen eine bloße Störung des Des 
fites gebraucht werden kann. 

- Zum Begriffe der Entwerung, durch welche die Spoltenflage 
begründet wird, tft nach den Grundſätzen des deutſchen Rechts die 
Anwendung einer Gewalt durchaus nicht erforderlich, ed genügt, 
daß die Entwerung ohne Recht gejchehen ft. 


1) v. Savigny, bef, ©. 515 ff. 

2) Grusemannus (pr. Zollio), diss. de censu reserv. $. 20. ‚‚Dicitur au- 
tem quis possessione spoliatus, quando alter non tam verbis, quam 
violento quodam facto pensionem recusat, dominus (der. Sinöherr) enim 
sie repulsus animo possessionem relinere nequit. 


3).%. a. O. ©. 66. 
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Rechtsbuch nad Diſtinctionen 8.2. C. 4. diss. 11. 
(Drtloff, Sammlung S. 120.) 


Entwert einer den andern von der gewere sines huzczin- 
ses, wider sinen willen, das clage er czu gerichte. 

B. 4 €. 33. A. dist. 1. (Daf. ©, 245.) 

Wer den andern dez sinen icht nymt'mit gewalt, oder 
ane sine wissenschaft — daz schol er ‚wieer geben mit ge- 
wete und mit buz. 


In Uebereinftimmung hiermit wird in den unter VI. und XVIL 
mitgetheilten Urkunden der angewendeten Gewalt gar feine Erwäh- 
nung gethan, fondern in der Urf. XVII. blos gefagt, daß bie 
Entwerung contra justitiam gefchehen fei, und eben fo heißt es 
in der Decretale XXI., daß die Zahlung des Zinfes injuste ver: 
weigert worden. In den unter XIV. u. XIX. abgedrudten Ur⸗ 
funden tft freilich von einer gewaltthätigen Entfebung aus dem 
Befite des Rechts die Rede, allein daß dieſes nicht als nothwen- 
diges Erforderniß zur Begründung der Spolienklage angefehen ſei, 
ergibt ſich aus einer andern Stelle der erften Ulrfunde, wo Die Be⸗ 
figentziehung als eine contra Deum et justitiam indebite gefche- 
bene bezeichnet wird, und in der zweiten Urkunde wird unter der 
gewaltfamen Entziehung des Befiges die bloße Verweigerung ber 
Leiftung verſtanden. Diefe Anficht des ältern deutichen Rechts hat 
in den Geſetzen ihre Beftätigung gefunden; denn wenn man auch 
auf die Worte des can. Redintegranda: per quascungue injustas 
causas, noch darauf, daß in andern Stellen des Fanonifchen Rech⸗ 
tes, welche von der Spolienklage verftanden werden, niemals als 
Bedingung derfelben eine gewaltfame Entfegung erwähnt wird, 
fein Gewicht legen will, weil diefes Erforderniß, da die Spolien- 
flage der Analogie des interd. de vi folgt, fi) als von felbft ver- 
fiehend angenommen werben Fönnte, fo ift doch in Den Reichöge- 
fegen ausdrüdlich von ſolchen Spolien die Rede, welche ohne Ge- 


walt geſchehen: 


Landfrieden von 1548, Tit. 5. 

Und nachdem ſich gemeiner fchlechten Spolien und Entfegung 
- halben, fo nicht mit gewaltiger Tyat und doch wi- 
der Recht gefhehen — und dann zu Erhaltung beftän- 
digen Friedens — vonnöthen fein will, den Eutfegten diß⸗ 
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falls förderlich zur Aestitution und dem Ihrigen zu verhelfs 

fen u. |. w. i. 
Mit Recht hält daher die gemeine Meinung eine widerrecht— 
liche Entſetzung zur Begründung der Spolienklage für hinrei⸗ 
chend?). Daß in den meiſten hierher gehörenden Verhältniſſen, 
namentlich in allen denjenigen, wo der Beliger eines belafteten 
Grundſtücks gewiffe Abgaben zu entrichten oder Dienfte zu Feiften 
hat, neben der Weigerung, Diefes zu thun, eine außerdem von dem⸗ 
felben noch anzuwendende Gewaltthätigfeit gar nicht denkbar iſt, 
bedarf Feiner. weitern Ausführung. 

Gegen dag interdictum de vi (und die Spolienflage) Fönnen 
von der Fehlerhaftigkeit des Befiges feine Einreden hergenom- . 
men werden ®); wenn daher 3. B. die ganze Leiftung von dem Be- 
fiber des belafteten Grundſtücks verweigert, und dadurch dieſes 
Rechtsmittel begründet ift, fo muß, ungeachtet des fehlerhaften Er- 
werbes des Befiges der Kläger den Sieg Davon tragen ($. 18. 
a. E.). Aber derjenige, welcher dem Andern den Beſitz bitt⸗ 
weife geftattet hat, kann, wenn ſich derfelbe auf deshalbige Auf- 
forderung der Ausübung des Rechts nicht enthält, das interdictum 
‘ de precario anftellen. 

Zuleßt bleibt jegt nody die Einrede der Verjährung zu 
erörtern übrig. Wegen der Worte in can. 3. C. 3. q. 1. Red- 
integranda sunt omnia exspoliatis vel ejectis episcopis — fun- 
ditus revocanda yuacunqgue conditione temporis find die ältern 
Suriften zum Theil der Anficht, daß der Spolienklage überhaupt 
niemals diefe Einrede entgegengefegt werben könne“); die Mehr: 
zahl nahm aber an, daß Die regelmäßige dreißigjährige Ver— 
jährung auch hier ftatthaft fei°). Nach der Anficht des Altern ger: 
manifchen Rechts war es außer Zweifel, daß das durch die Ver: 
legung der Gewere begründete Rechtsmittel auf’ Schuß im Befite 


1) R.⸗A. v. 1548, $. 38. K.⸗G.⸗O. v. 1555, Ih. 2. Tit. 8. 8. 1. 

2) Gaill, lib. 2. obs. 75. n. 10. Ziegler, 1. c. c. 3. $. 10 et 11. Co- 
dex Fabrianus, def. for. lib. 4. tit. 14. def. 14. de Lyneker, decis. 
592. Lauterbach, coll. theor. pr. lib. 43. tit. 16. $. 22. ibiq. eitt. 

3) $. 6. J. de inter. (4. 15.) v. Savigny, ©. 540 ff. e. 5. in f. X. 
de rest. spol. 

4) Die bei Ziegler, 1. ec. c. 9. $. 1. n. 29. citirten ee 

5) Ziegler, 1.. c. $. 2. ibig. eitt. 
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oder Wiebererlangung deſſelben nur bei einer nova dissaisina, d. 
h. einer ſolchen Statt hatte, welche vor nicht langer Zeit gefche: 
ben war. So nad) altenglifhem Redhte*); auf gleiche Weiſe wird 
nach den Aififen von Ierufalem C. 63. der Schu nur gewährt 
- bei einer nouvelle dissaisine, d. h. hier innerhalb vierzig Tagen 
feit der Beſttzentſetzung (wenn Der Befiger nicht durch Krankheit, 
Gefangenſchaft u. |. w. in diefer Zeit verhindert war), während 
in den coutumes de Beauvoisis c. 32. und dem codex legum 
Normannicarum lib. 2. c. 29. $. 16. die Zeit auf Jahr und Tag 
feſtgeſetzt wird. 

Iſt. es nun richtig, Daß Die Spolienklage Fein felbftftändiges _ 
Rechtsmittel, fondern nur die deutfche Form des interd. de vi ift, 
fo muß man audy behaupten, daß diefelbe innerhalb eines Jahres 
durch Verjährung erlöfche, da eine andere dem deutfchen Recht ei- 
genthümliche VBerjährungsfrift nicht praftifch geblieben if. Heer- 
wart?) hält diefe Anficht für inconſequent; „denn wenn man ein⸗ 
mal eine Befigentfegung und eine Wiedereinfegung bei den Real: 
laften als möglich annimmt, jo muß man nad) Analogie des inter- 
dieti unde vi, welches doch der Spolienflage zu Grunde Tiegen fol, 
nur dreißigjährige Verjährung zulaffen, denn alsdann wäre ja Die 
Ausübung des Rechtes allerdings das, was entzogen und wodurch 
ber Gegner bereichert worden ift, und was reftituirt werden foll, mit- 
hin müßte da die Vorfchrift der L. 1. pr. de vi eintreten: post an- 
num de eo, quod ad eum, qui vi dejecit, pervenit, judicium da- 
bo. Die Anwendung diefer Beftimmung fcheint mir aber auf den 
Quaſibeſitz ganz unmoͤglich. Der in der Ausübung des Eigenthums 
beſtehende Beſitz, possessio corporibus, unterfcheidet ſich nämlich 
von dem die Ausübung eines Dinglichen Rechtes enthaltenden Qua: 
fibefts, juris quasi possessio, darin, daß jener ſich unmittelbar an - 
eine Eörperliche Sache knüpft, und der Beſitz dieſer Sache iſt 
e8 gerade, worin Die Ausübung des Eigenthums beftehtz bei der 
juris quasi possessio dagegen tft Fein ſolches Subitrat vorhanden, 
an defien Befit man die Ausübung des Rechts knüpfen könnte 2). 


1) Glanvilla, tract. de legibus lib. 13. c. 34 u. 36. Phillips, engl. 
Reiches und NRechtögef. Th. 2. S. 150_ff. 

2) A. 0. O. ©. 321. 

3) v. Savigny, ©. 209. 
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Diefe Verfchiedenheit tritt nun bei Entziehung des Beſitzes deutlich 
hervor, indem die possessio corporis verloren wird, durch Deje⸗ 
etion von der Sache, welche befeffen wurde, und dieſe Sache iſt 
ed gerade, welche unter id, quod ad eum, qui vi dejecit, perve- 
nit, und auf deſſen Reftitution der Dejicirte eine erft mit dem Ab⸗ 
lauf von dreißig Jahren verjährende Klage hat, verftanden werden- 
kann. Da nun die juris quası possessio dieſes Subftrates ent⸗ 
behrt, jo mußte bei ihr Die Möglichkeit einer Dejection gelengnet 
werden !) 5. wenn aber das deutſche Recht, hiervon abweichend, Die 
gängliche Verhinderung in der Ausübung des Rechtes als eine Des 
jection (Entwerung) anfah, und ein Rechtsmittel zur Wiedererlan⸗ 
gung des auf Diefe Weife verlorenen Beftges für flatthaft hielt, fo 
kann Dafjelbe natürlich nur fo weit angewendet werden, als deſſen 
Borausfegungen wirklich vorhanden find. Da nun aber das in- 
terdietum de vi nad) Ablauf eines Jahres nur auf Das ıd, quod 
pervenit, angeftellt werden kann, durch die Entziehung des Beſitzes 
eines Rechts aber der Spoliant nichts erlangt, was unter dieſen 
Begriff paßt, fo wird auch das Interdict und Die Spoltenflage nur 
innerhalb eines Jahres zuläffig fein. 


Fünfter Mbfchnitt. 


Bon dem Befige der Freiheit von Nealrechten. 


g. 18. 


Derjenige, gegen welchen ein auf Grund und Boden radicirtes 
Recht nicht geltend gemacht worden ift, befindet fich im Beſitze der 
"Freiheit. Derfelbe wird lediglich durch den Umftand begründet, daß 
ein Recht Der Art bisher nicht ausgeübt if: 

Reichsabſ. v. 3. 1548, $. 63. 

Aber die Ausgezogenen, fo biebevor einige Anlag nicht er- 

legt hätten, und alfo in possessione vel quası libertatis 

wären 2). 


1) L. 4. $. 27. D. de usurp. v. Savigny, $. 46. 
2) Vergl. R. ⸗A. v. 1576, §. 104. 
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Wenn aber ein ſolches Recht bisher- ausgelibt wurde, und alfo ein 
Befit defielben beſtand, fo if es zum Erwerbe des Beſitzes der 
Freiheit nothivendig, daß der weitern Ausübung diefes Rechts wi⸗ 
derfproden, 3. B. die bisher geleiftete Realabgabe verweigert 
wurde; denn da der Befib des Rechts erft durch eine folche Ver⸗ 
weigerung verloren wird, fo Tann auch nur erft von da an ber 
Beſitz der Breiheit angenommen werben, Das an den in posses- 
sione libertatis ſich Befindenden gerichtete Begehren eines Dritten, 
die einem ihm zuftehenden auf Grund und Boden radicirten Rechte 
entiprechende Handlung vorzunehmen, 3. B. einen Zins zu ent- 
richten, oder einer Citation Folge zu leiften, kann als eine Beein- 
trächtigung des Befiges der Freiheit nicht angefehen werben; denn, 
da durch ein ſolches Begehren, fo lange ihm nicht Folge geleiftet 
ift, det Befib des in Anſpruch genommenen Rechts nicht erworben 
wird, jo kann der Beſttz der Freiheit dadurch auch nicht verletzt 
werben. Dieſes gefchieht erft, wenn der im Beſttze der Freiheit 
ſich Befindende genöthigt wird, die dem geltend gemachten Rechte 
entfprehende Handlung vorzunehmen, alſo durch wirkliche Entrich⸗ 
tung der Abgabe oder Befolgung der ergangenen Citation. Die 
Bornahme diefer Handlung hat den Berluft des Befites der 
Freiheit zur Folge, denn da derſelbe gerade darin beiteht, daß diefe 
Handlung bisher nicht gefchehen ift, fo muß auch das Gegentheil 
davon, alfo die Vornahme der Handlung, den Verluſt des Be- 
figes der Freiheit nach fich ziehen. Man kann daher den Altern 
Juriften 2) nicht beiftimmen, welche in dieſem alle eine. bloße 
Störung des Beſitzes der Freiheit annehmen. Eine foldhe ließ 
fih etwa nur in der Art denken, daß der Andere nicht blos Die 
Bornahme der feinem Rechte entfprechenden Handlung begehrt, 
fondern diefes Begehren auch zu realifiren fucht, indem er 3. B. 
das angeblich zehntpflichtige Grundftüd, um den Zehnten zu ho⸗ 
len, betritt, aber an der Wegnahme veffelben von dem Befiter 
des Grundftüds verhindert wird. Die Rechtslehrer?) laſſen nun 
in dem Falle, wo das in Anſpruch genommene Recht wider den 
Willen defien, ver fi bisher im Beſitze der Freiheit befunden 


1) Post. 1, c. obs. 10. n. 22. et 103. Gratian. disc. for. e. 898. n. 
17. et 18. 
2) Post. et Gratian. 1. c. 
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hat, wirflich ausgeübt ift, zum Schuge der letzteren das i 
ierd. uti possidetis zu; eine Anficht, welche deshalb nicht halt: 
bar erfcheint, weil in dieſem Zalle der Befig der Freiheit nicht 
6108 geftört, fondern verloren iſt. Es fragt fi aber, ob nicht 
die Spolienflage zur Wiedererlangung des verlorenen Befiges 
der Freiheit gebraucht werden fönne? In den Gefepen wirb nie 
gends eines der possessio hbertatis zu gewährenden Schutzes er: 
wähnt; denn die Reichsgefege enthalten nur die Vorſchrift, daß 
diejenigen Stände, welche feit Menfchengevenken Feine Steuern 
entrichtet haben, und fi daher im Befite der Steuerfreiheit be: 
finden, bis zu ausgemachter Sache. dabei gelaffen und zu einer 
Stenerzahlung nicht genöthigt werden follen 2); Hierin Liegt jedoch 
nur eine fperielle Anwendung des allgemeinen Sage, daß wäh. 
end eines Proceſſes das bisherige factiſche Verhältniß nicht ver⸗ 
ändert werden fol). Wil man aber aus allgemeinen Grund» 
fägen ein poflefforifches Rechtsmittel auf Wiedererlangung des ent- 
zogenen Befiges der Freiheit zulaflen, fo geräth man in ein uns 
auflösliches Dilenıma. Wenn 3. DB. der Beſitzer eines Grund» 
ſtücks von einem Andern durch Drohungen dahin gebracht ift, an 
ihn eine angeblich darauf ruhende Abgabe zu entrichten, fo hat 
der Zwingende den Befib des Rechts erworben, und daher, wenn 
der- Befiger des Grundftüds. beim nächften Zinstermin die Ab⸗ 
gabe verweigert, gegen benfelben die Spolienklage, welche durch 
die Einreve, daß der Beſitz gewaltfam erworben fei, nicht elidirt 
wird. Nehmen wir nun an, daß aud) für den, welcher die Ab- 
gabe gezwungen entrichtet, und dadurch den Beſitz der Freiheit 
verloren hat, die Spolienflage auf Wiedererlangung deſſelben be⸗ 
gründet fet, fo haben wir hier zwei einander gegenüber ſtehende 
Spolienklagen mit gerade entgegengefeßter Richtung. Diefelbe 


| Verwickelung tritt ein, wenn man mit den vorhin citirten Juri⸗ 


fien zum Schuge des Beſitzes der Freiheit das interd. uti possi- 
detis für zuläſſig Hält, weil daſſelbe hier, gleich der Spolien- 
klage, darauf gerichtet ift, Daß dem Gegner die fernere Ausübung 
des Rechts unterfagt wird. Man wird daher die Statthaftigkeit 


1) R.⸗A. v. 1548, 8. 63.5 v. 1576, $. 102 u. 104. 


2) Tit. X. ut-lite pendente nihil innov. (2. 16.). 
Zeitichrift f. d. deutſche Recht. 2. Br. 2. 
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eines poflefioriiches Schubes für den Beſttz der Freiheit leugnen 
müflen. IR Jemand gezwungen worden, eine Handlung vorzu⸗ 
nehmen, durch welche der Zwingende in den Beſit eines auf 
Grund und Boden radicirten Rechtes gelangt iſt, ſo muß jener 
feine Weigerung, dieſes Recht ferner anzuerkennen, mittelſt der ne- 
gatoria oder quod meins causa actio durchfechten. 





Zur Lehre von Tegtwilligen Berfügun: 
gen bei ebelicher Gftergemeinfchaft. 
(Auf Grundlage eines praktifchen Nechtfalles.) 

Bon 


Dr. 9. Fr. Deiterg, 
ordentl. Profeſſor zu Bonn. 


Die häufig vernommene Klage über Mißverhaͤltniß zwiſchen 
Theorie und Praris des Rechte, wenn fie auch zu nicht geringem 
Theile auf irrige Scheidung des -fogenannten Praftifihen und Theo: 
‚retifchen hinausläuft, hat unleugbar bis zu einem gewifien Grabe 
Grund; und die Schuld mag auf beiden Seiten liegen. Wenn nun - 
Diejenigen, welche zunächft auf die Theorie angewielen jind, die in 
der Praris ihre Lebensfähigfeit dußern und fich erproben muß, an- 
erfennend benugen, was Die fogenannten Praktiker bieten: fo iſt 
andererſeits erfreulich, Crfahrung zu machen, wie die Leiftungen der 
Theorie. in der Praris Beachtung finden. Auf einer Erfahrung bie 
fer Art in Beziehung auf meine Schrift über die eheliche Güter 
gemeinſchaft tft der folgende Aufſatz gebaut, deſſen Inhalt, ſei⸗ 
ner wefentlichen Grundlage nach, zunächſt als Begutachtung eines 
‚praktischen Sales aus engerm particulartechtlichen Gebiete entftan- 
den, bier aber verallgemeinert iſt. 

Kinderlofe, in Gemeinfchaft aller Güter Iebende Ehegatten 
machten mit einem Dritten einen Erbvertrag, worin fie dieſen 

„als Univerfalerben unferes gefammten Nachlaſſes, des be: 

weglichen und unbeweglichen, unferes gegenwärtigen und zu- 

fünftigen Vermögens beftimmten in der Art, daß derfelbe nach 
unferm beiderfeitigen Abfterben unfer gefammtes nachgelaffenes 
8* 
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Vermögen erb: und eigenthümlich erhalten, aber verbunden 

fein foll, unferm Better C. ein Legat von taufend Thalern aus⸗ 

zuzahlen.“ 
Von den Eheleuten ſtarb zuerſt der Mann bei Lebzeiten des Lega⸗ 
tars; die Wittwe aber überlebte den Legatar, der mit Hinterlaffung 
von Rindern, die fchon zur Zeit der Errichtung des Erbvertrages 
vorhanden waren, ftarb. Bor dieſen ging die Wittwe mit Tode ab 
und der im Erbverttage Ernannte trat als Erbe in.den Befl des 
gefammien Radjlafies. Es: fragt sich, iſt er verpflichtet, den Kin- 
dern und Erben des Legatars das ihrem Vater ausgeſetzte Legat zu 
bezahlen? 

Es wird von der Vorausſetzung ausgegangen, daß ſie ihrem 
Vater nicht. ſubſtituirt ſeien, weder ausdrücklich, noch etwa obwal⸗ 
tenden Umſtänden gemäß ſtillſchweigend. 

Die Frage kann ſich daher nur dann zu ihren Gunſten entſchei⸗ 
den, wenn das Legat ſchon von ihrem Vater erworben war und ſo 
von ihm auf ſie vererbt. Dieſe Stellung gerade macht den Fall für 
die Theorie der ehelichen Guͤtergemeinſchaft, ſowie für das Ineinan⸗ 
dergreifen des römtichen umd einheimifchen Rechts, alfo für Die 
Theorie des neuern deutichen Rechts“) befonderd anziehend und 
belehrend. 

Wanm Legate als erworben zu betrachten ſeien, iſt eine 
dem reinen deutſchen Rechte fremde Frage, und doch tft wieder der 
Erbvertrag dem römifchen Rechte fremd. Schon die Frage alfo, wos 
her dieſe Grundlage aller weitern Entfcheidung zu entnehmen, er: 
tegt auf den erften Blick Bedenken. Dies hebt fich jedoch ohne große 
Schwierigkeit. Der Erbvertrag im bier gemeinten Sinne als Erb- 
recht begründender Bertrag enthält, wie das Teftament, Willens: 
erklärung des Erblaſſers über Succeflion in ven Nachlaß, und der 
Unterſchied befteht nur darin, daß beim Teftamente erft im Au = 
genblide des Todes des Teſtators ſich entfcheidet, Daß der 
Inhalt des Teſtaments ſein letzter Wille ſei; beim Erbvertrage 
Dagegen wegen der vertraglichen Gebundenheit dies ſog leich ent- 
ſchieden iſt. Berjegen wir uns nun in den Geift des römifchen 
Bi jo wird e8 Fein Bedenken finden, daß, falle m 


. Reyſcher, in der Bezeichnung der Richtung biefe Zeitſchrift I., ©. 
6—8, 
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als Nachlaßverfügungen zuließe, es diejenigen Fragen in Beziehung 
auf diefelben, wobei die Vertragsnatur ganz gleichgiltig ift, und 
nur in Betracht kommt, daß letztwillig über einen Nachlaß verfügt 
fei, bei Diefen nicht anders als bei Teftamenten beantworten würde. 
Da nun, diefe allgemeinen Beftimmungen des römifchen Rechts als 
tecipirt einen Theil des unfern bilden, erfordert es die Conſequenz, 
biefe Anwendung auf die bei uns anerfannten Erbvertraͤge wirklich 
zu machen. Das fchlichte, durch Feine befonders nachzuweiſenden 
Verhältniffe modificitte Zegat aber, welches dem Bertragserben zu 
Bunften eines Dritten auferlegt ift, erleidet unverfennlich dadurch, 
daß der Erbe einer vertraglichen Erklärung feine Erben-Eigenfchaft 
verdankt, ebenfowenig etwas Beſonderes, ald dadurch, ob der Les 
gatar in einem Codicille oder Teſtamente bedacht iſt ). Sonach iſt 
davon auszugehen; das im Erbvertrage ausgeſetzte Legat wird ge⸗ 
meinrechtlich in derſelben Weiſe erworben, wie es das römifche 
Recht in Beziehung auf Die teftamentarifchen Legate beftimmt. Diefe 
‘aber werden, falls fie nicht ſelbſt an Bedingungen gefnüpft find, 
mit dem Todestage des Erblaffers enworben, fo daß fie. 
von da.an, wenn aud) der Legatar den Tag, wo er fie abfordern 
fann (venit dies), nicht erlebt, auf feine Erben transmittirt wer= - 
den®). Ob der mit dem Legat befchwerte Erbe die Erbſchaft ſchon 
angetreten habe, entfcheidet fo wenig über die Erwerbungszeit. des 
Legats, daß felbft, wenn der Erbe sub conditione ernannt ft, das 
Legat mit dem Todestage des Erblaffers für erworben gilt, obſchon 
die conditio Damals noch pendens war?). Das Recht aus dem un: 
bedingten Legat ift alfo als onus hereditatis, wenn nur übers - 
haupt Antretung erfolgt, in dem Augenblide übertragbar vorhan⸗ 
den, wo die Erbfchaft felbit als folhe vorhanden. if. Daher 
finden wir auch nirgend eine Abweichung des ausgefprochenen Sa- 
bes für den Fall erwähnt, wenn die Erbfchaft, alfo auch deren one- 
ra, fraft Univerfalfideicommiffes an einen Andern herausgegeben 
werben muß, und nur der Fideitommiffarerbe das Legat, das nichts 
deſtoweniger ald ſchon auf der Erbſchaft ruhend zu denken ift, aus - 


1) Vergl. L. 6. $. 2. D. Quando dies legalorum 88. 2.). 
. 2) L. 5. pr. $. 1. eod. 
3) L. 21. $. 1. eod. 
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zahlen foll*); eine Bemerkung, von der unten für unjern Zwect Ge⸗ 
brauch gemacht werden wird. 

HGaben wir ſonach zur Entſcheidung unferer Frage zunächft ‚den 
‚Sag gewonnen: das Legat it mit dem Todestage des Erb: 
Saffers übertragbar erworben: jo muß nun bie Unterfirchuirg 
darauf gerichtet fein: wann war ber a. bes Erb: 
Laffers? - 

Im vorliegenden Falle find zwei natürliche Todestage vorge: 
fommen, bes erft verftorbenen Ehemannes und der zulegt verftorbe- 
nen Wittwe. Es fragt fich, welcher dieſer beiden entſcheidend fei. 
Iſt es der legte, fo iſt das Legat, wovon bie Rede, im Augenbfide 
bed Todes des Legatars noch nicht erworben gewefen, und feine 
Erben haben ed mithin nicht zu fordern. War dagegen der Tod des 
Mannes fihon entſcheidend, fo mochte der Tod der Wittwe dazu 
dienen, den Tag ber Auszahlung (quando peti posset legatum) 
Hinauszufchieben ; erworben und auf die Kinder des Legatars Sn: 
ttagen wat das Vermaͤchtniß ſchon vorher. 

Hierin beruht unverkennlich allein das Gigenthämliche und 
Schwierige des vorgelegten Falles. 

Man erfennt, bei Bergegenmärtigung der bier in Betracht foms 
menden Berhäftmniffe ganz tm Allgemeinen, daß die Beantwortung 
ber Frage geoßentheild davon abhängig fein wird: welche Stellung 
bie Ehegatten zu dem Vermögen Hatten, worüber in dem Erbver⸗ 
trage verfligt worden, alfo: welches der Charakter der allgemeinen 
Gütergemeinfchaft war, worin fie lebten. Es, ift alfo, wenn bie 
Beantwortung von umfafienderem Intereſſe fein fol, auf beibe 
Hauptftelungen Rüdficht zu nehmen, worin in Deutichland biefe 
Gütergemeinfihaft vorkommt; und je nachdem man denn die eine 
oder die andere als hypothetiſch gemeinrechtlich betrachtet, — eine 
Frage; worauf bier einzugehen nicht durch die Sache geboten It, — 
hat man in den Refultaten des folgenden Verſuchs, jean man e 
als richtig anerkennt, Be Recht oder EN 


.) Für bie 9 upitlar fubfiitution ift in . 7. §. 5. eod. anſchieten ein 
dem substitutus auferlegtes Legat für erworben erklärt, wenn auch ber 
Legatar bei Lebzeiten des inflituirten impubes flirbt. ine Analogie 
für die Subftitwtion durch Umiverfalfibeicomntiß iſt wohl nicht: zuläffig. 
Die Erklärungsweife im Zerte gehört einem verehrten Collegen, Tbeflen 
Thätigkeit vorzugsweije dem römiſchen Rechte zugewandt ift. 
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- . I. Seben wir juerft, was in dem vorgelegten praftiichen Falle 
wirklich gegeben war: Die Gütergemeinfhaft kannte wäh 
rend der Dauer der Ehe Feine Theile der einzelnen 
Ehegatten am Gefammtvermögen; es fand eine ſoge⸗ 
nannte communio in solidum ftatt,. d. h. nur ein einziges Eigen⸗ 
thum (den Ausdrud im weiteren Sinne genommen) am ganzen Ber- 
mögen, alfo auch nur Ein Eigenthümer; alfo; die Ehegatten 
wurben in Beziehung auf dies Mermögen nur ,‚zu gefammter 
Hand,’ wie der Ausdruck wiederholt in den Rechtsquellen vor 
fommt !), mithin ald Einheit gedacht, alfo als Eine gedachte 
(ideelle) oder juriftifche Perfon als Eigenthümer des Vermögens be 
trachtet; ed war in dieſem Siune?) — —— das 
Princip der ehelichen Gütergemeinfchaft. | 
Muß uns die Natur der Sadıe entſcheidend ſein; iſt Conſe⸗ 

quenz im Rechte, fo lange eine widerſtrebende Beſonderheit nicht für 

fich poſitiv zu begründen fteht?): fo folgt aus dieſer Vorausſetzung 
ſtreng genommen, daß der einzelne Ehegatte als ſolcher bei dauern⸗ 
der Ehe letztwillige Berfügungen einfeitig weder über das ganze 
‚Vermögen, noch über Theile deſſelben als ihm gehörig, als feinen 
Nachlaß, errichten fünne, und, wenn fie beide zufammen verfügen, 
eine „Zuſammenvermachnuß“ *) errichten, Died juriſtiſch fo zu neh⸗ 





1) 3. 8. ſchon in den Stat. und Eonc db. Stadt Eöln von 1437, 
Art, 9: „da fie alfo gefammenter Hand angefchrieben flunden’‘’, zu vergl. 
Daniels in der S. 121, Rote”) angef. Stelle: „bie Ehegatten ftellen nur 

Eine moraliſche Perfon vor.’ Wigand GProv.⸗R. vn Paderborn I. 
. 8. 70. Note *) Teint, mir gegen Eihhorn (St. und RG. TII. $. 
451. Rote ©) Unrecht zu haben, vergl. biefelb. Stat, Art. 10 u. 11, 
Wohl aber möchte ich mit ihm bie main plevie des Lüättiher Gewohn⸗ 
heitsrechts (Garnkönig in den Eranien III. &. 157 fig.) hieherziehen. 
2) Der ändere Sinn, ben man in früherer 3eit wohl untergelegt: „jeder 
einzelne Ehegatte fei Eigenthümer des Ganzen’, ift und bielbt ein.Togifch 
unmöglicher ; und weder (nah Phillips, beut. Pr.⸗R., te Aufl. I. ©. 
530. Note 5) „das germanifche Leben’ (das Logiſche ift unabhängig von 
Nationalität und Befchichte), noch die neuerdings Häufige Wiederholung 
in Worten, mit vermeinter Beleitigung der andern Anficht, können ihm 
reelle Exiſtenz verſchaffen. 

9) „Soweit nicht zufällige Abweichungen pioe gegeiften‘!; Reyf se: in 

diefer Zeitfhr. 1. ©. 40 41. | 
4) Stat. und Conc. ber Stabt Cöln a, a. D 
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men fei, daß jener Eine Geſammteigenthümer, jenes nur ideelle 
Subject eine. Iegtwillige Berfügung über feinen Nachlaß errichtet 
habe. Die conſequente Anerkennung dieſes Sapes, „ber Doch, in 
unmittelbarer Erfcheinung, die Anerfennung nur von Geſammwer⸗ 
fügungen und Ausfchliegung von Einzelverfügungen , läßt fi in 
einzelnen, beflimmter ausgeprägten Syftemen der ehelichen Güter⸗ 
gemeinjchaft entſchieden genug nachweiſen, gewöhnlid, entfchiedener 
in dem $alle, wenn die Ehegatten Kinder haben*), was Niemand 
Wunder nehmen. wird, der mit der Entwidelungsgefchichte der ehe⸗ 
lihen Gütergemeinfchaft befannt if. Doch findet fich auch nicht 
felten, insbefondere bei Einderlofer Ehe, der. beſonders feft- 
ftehende Satz, daß, trotz jener Grundanſchauung über das eheliche 
Güterrecht, der einzelne am auch einfeitig, namenilich, uͤber 


3. B. bei der’ ehel. Guͤtergemeinſchaft nad mänfter. Provinzialrechte 
(vergl. meine ehel. G.⸗G. $. 110.), nach dem weithin geltenden Rechte 


der Stadt Rüden (vergl. Seiberg im arnsberg. Ardiv I. 4. ©. ' 
597. $. 13., und über die weite Giltigkeit die folgenden Hefte bed Archive), 


nach dem Landrechte von Erbad und Breuberg (vergl. Bed und 


tauteren ©. 201 ff.), ohne Unterfchied beerbter und kinderloſer Ehe 


nach Provinzialeechte von Paderborn und Corvey, Minden und 
Ravensberg u. f. w. (Bergl. Wigand, Prov.⸗R. d. Fürftenth. 
Paderb. u. Eorvey I. ©. 22. 23., II. S. 118 u, 122., Deffelben 
Prov.⸗R. des Fürft. Minden I. &. 35.) Scherer, ehel. G.⸗G., hat 
. für den Ball der.beerbten Che nicht einmal eine befondere Rubrik bei 


der „irregulaͤren G.⸗G.“ für den Fall, daß ‚‚jeder Ehegatte das Recht 


bat, Teſtamente und andere legte Willensverordnungen zu machen’’, wie 
bei Einderlofer Ehe I. 8. 80. 81. — Mittermaier wird den Beweis 
für den in feinen Grundſ. b. beutfch. Pr.=R. II. ©. 915. (5. Ausg.) 
ausgefprochenen Sat , daß dad Recht ber Ehegatten, trog ber allg. Gü⸗ 

tergemeinfchaft zu teſtiren, gem einrecht lich anzunehmen fei, nicht füh⸗ 
ren können, falls die einzelnen Ehegatten für ſich gemeint ſind, wie es 
doch allen Anſchein hat. Ich erlaube-mir, eine Bemerkung, bie aus ber 
Praxis ſtammt, von Bed u, Lautferen ©. 302. a, a, O. entgegenzuftels 
len, die keine vereinzelte ift (vergl, z. B. Wigand, Prov.⸗R. von Pas 
derborn.a. a. O.): „In ber ganzen Lehre von ber ehelihen G.⸗G. gibt 
ed keinen Grunbfaß, der in ber Natur des Inſtituts und in der Sitte 
ber biefigen Gegend fo tief begründet, und von ben inländiſchen Gerichs 
ten, von den früheften bis auf die neueften Zeiten, fo unbegweifelt aner⸗ 
tkannt worden, und der zugleid — — — — ſo einflußreich und wichtig 
ift, als ber Grundfag des obigen —— Sa von — ig⸗ 
keit einſeitiger — FE 





— — er — — X 


‘ 
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ſein Eingebracdhtes und die halbe Errungenfchaft letztwillig verfügen 


kann al8 über feinen befondern Nachlaß; namentlich, wenn, aud 
ohne Dispofition der Eheleute, die eheliche Geſammtmaſſe in Aus 
genblide der Auflöfung der Ehe in dieſe Beſtandtheile zerfällt, und 
auf den überlebenden Ehegatten und des verftorbenen gewöhnliche 
Erben übergeht*). - 

Da nun zwei einfeitige Verfügungen auch fimultan. errichtet 
werben koͤnnen, fo ift, falls zwei in ſolcher Gütergemeinichaft le 
bende Ehegatten gemeinfchaftlich Tegtwillig verfügen, eine folde 
Verfügung auf doppelte Weife zu faffen möglich : 

1) in der Weile, Daß die beiden Ehegatten ‚mit gefammter 
Hand’’ über die Eine Mafle haben. verfügen wollen, jo daß.nur 
Ein lester Wille vorhanden wäre, wenngleich von zwei phyſt⸗ 
fchen Perſonen ausgeſprochen; 

2) in ber Weiſe, daß fie von der, trotz der Guͤtergemeinſchaft 


. ihnen zuſtehenden Befugniß einfeitiger Verfügung haben Gebrauh 
machen wollen, fo daß zwei Erbſchaften, namentlich jedes Einzel: 


nen Eingebrachtes fammt der halben ehelichen Errungenichaft, und 


zwet legte Willen vorhanden wären, wenngleich in Einer Urs 


Funde niedergelegt. . | 
Es möchte freilich auf den erften Blid fcheinen, daß im voraus: 
geſetzten Falle die erfie Auffaffungsweife Deswegen unguläffig. wäre, 


) In diefem Sinne Tann man wohl mit Daniels: von Zeftamenten 
u. |. w. nach kurcöln. Landr., S. 102, fagen: „Die beiden Ehegatten 


ftellen — — — — nur Eine moralifche Perfon vor und keiner darf uns 
ter ben Lebenden darüber einfeitig verorbnen; aber beim Abfterben zeigt 
fid — — ein wichtiger Unterfchieb. War bie Ehe kinderlos, fo ift für 


jeden Ehegatten die Hälfte diefer Güter’’ (particularrechtlich nämlich) 
„beftimmt. Der Lestlebende darf fpäterhin‘’ (nach aufgelöfter Che) 
„über die ſeinige““ (alfo, wenn das eventualiter für ihn Beftimmte 
wirklich das Seinige geworden ift) „nach Willkür verfügen; warum 
ſollte der Worverftorbene in Hinſicht der’’ (eventualiter) ‚‚feinigen nicht 

gleiche Rechte genießen?’ Es ift aber nicht zu überfehen, daß Daniels 
bier nicht beabſichtigt, eine einfache Logifche Folgerung zu ziehen, fons 
dern eine für ſich beftehende ratio für einen Sag auszuſprechen, ben er 
"für den paffenderen hält. — Beifpiele ber angeführten Befonderheit liefern 
. Übrigens, außer den bei Scherer a..a. U. $. 81. angeführten, naments 
lich das münfterifche Provinzialrecht (meine ehel. G.⸗G. $. 109.) 
und bad von Rüben (Geiberg a. a. D. ©. 595. $. 12.). 
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weil damit das Recht einfeitiger letztwilliger Verfügung in Wiber- 
ſpruch Fommen Fönnte. Indeß, wenn feitgehalten wird, daß, wie 
auch die entitandene Verfügung gefaßt werde, immer die beiden 
Ehegatten zunächft und unmittelbar als phyſtſche Perſonen ſich er» 
Hären, fo hebt ſich dieſer Schein. Wenn nämlicd, früher eine Ges 
fammtverfügung im erſten Sinne gemacht worden war, und fpäter 
einer der Ehegatten für fich allein, ſoweit für ihn ein befonderer 
Nachlaß gedacht wird, verfügt, (0 muß freilich in der Zuläffigfeit 
einfeitiger Berfügung überhaupt auch die Zuläffigfeit anerfannt were 
ben, eine foldhe Gefammtverfügung einfeitig zu widerrufen, alfo 
beftimmter: zu erflären, daß man für feine Berfon zur Darftellung 
des Einen Willens nicht mitwirken, fondern anderweitig verfügen 
wolle. Dadurch aber, daß eine beftinunte Art der Aufhebung möge 
lich ift, verliert die Verfügung felbft ihren Charakter nicht. — War 
andererſeits zu erſt von einem der Ehegatten einfeitig verfügt, und 
es ift demnäd ft eine Gefammiverfügung errichtet worden, fo hat 
der Einzelne eben damit, daß er nun feinen phyſiſchen Willen zur 
Darftellung des Einen juriftiichen Willens mitwirken ließ, implicite 
das zurücdzunehmen erflärt, ohne deſſen Zurücknahme dieſer zweite 
Art des Willens ein in ſich widerfprechender wäre. Auch dann alfo ift 
deine Gollifion zwifchen Gefanımt= und Einzelverfügung vorhanden. 

Es ift Died Deswegen ausgeführt worden, um Die Anwendung 
des weiter zu Entwidelnden auch auf Teftamente anzubeuten. 
Denn bei vertraglich gebundenem Willen fann von der angeführ- 
ten Colliſion noch weniger die Rede fein, fo daß für den Ball, auf 
welchen diefe Abhandlung zunächft gebaut ift, jenes Debenfen faum 
erregt werden wird. 

x Schwierig aber kann im einzelnen Falle die Frage ‚werben: ob 
denn nun eine Gefanmtverfügung im bezeichneten Sinne, oder zwei 
fimultan errichtete Einzelverfügungen anzunehmen feien. 

Im Allgemeinen erfennt ſich darüber nur dies, daß es auf bie 
Wortfaſſung und factiſchen Umftände anfomme, indem zunächft nur 
son Interpretation des phyfiichen Willens der einzelnen Ehegatten 
in dieſer Richtung die Rebe if. So würden in dem an die Spige 
geſtellten Exhvertrage die Worte: ‚„‚unferes gefammten Nachlaſ-⸗ 
ſes“, der alfo als Einer bezeichnet erfcheint, .,,in der Art, daß der: 
felbe nad) unſerm beiverfeitigen Ableben unfer gefamuntes, nachge⸗ 
laſſenes Vermögen erb- und eigenthümlich enthalten fol’, dafür 
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anzuführen fein, daß die Eheleute, als fie den Vertrag abſchloſſen, 
das gefammte Vermögen nur ebenfo, wie es bei Lebzeiten der Ges 
genftand der Gütergemeinſchaft war, als eine einzige Erbſchaft ſich 
dachten, wozu mithin ihre Stellung bei letztwilliger Verfügung ge⸗ 
rade dieſelbe, die Gemeinſchaft darſtellende, ſei, wie während des 
Lebens und der Dauer der Ehe. Und es möchte wohl, da die Ver⸗ 
fügung immer bei Lebzeiten geſchieht, wenn auch ihre Wirkſam⸗ 
keit Todesfall vorausſetzt, als Regel anzunehmen ſein, daß die 
Ehegatten ſich in ſolcher Verfügung gerade fo handelnd denken, als 
‚bei eigentlichen Verfügungen unter Lebendigen, alſo regelmä⸗ 
Sig den gemeinfam ausgeſprochenen letzten Willen als einen einzi⸗ 
‚gen Gefammtwillen faffen. Daß fie dabei genau den juriftifchen 
Begriff hatten, der darin liegt, iſt ſelbſtredend hier fo wenig noth⸗ 
wendig, al8 es in andern juriftiihen Beziehungen verlangt wird. 
Diefer wird, wenn das Bactifche nur gehörig feftfteht, von Rechts 
und Denkens wegen darin gefunnen und daraus gefolgert. — Aber _ 
möglich bleibt doch immer auch der andere Fall, der fi 3. B. unabs 
weislich darin Fundgeben fönnte, daß, wenn aud) in Einem Inftrus 
mente, jeder Ehegatte beftinmt, 3. B. in der Einheit, über fein 
Eingebrachtes oder dergl. verfügte. 

. Daher erfordert e8 der Gang der Sache, von dem wir ung in 
der bisherigen Ausführung Feineswegs entfernt haben, unter Bor: 
ausjegung beider Fälle unfere Srage: wann der Todestag ded 
Erblafjers war, der über den Erwerb des Legates entfcheidet, 
zu beantworten. 

Erftens von dem Falle ausgegangen, der, ohne abweichen: 
den pofitiven Sag, principgemäß, jedenfalls aber die Regel 
it: die in Rede ſtehende Willenserklärung fei nur die Eines 
Subjects und beziehe ſich ſonach auf die gefammte eheliche Gü- 
‚ termaffe als eine einzige Erbichaft: tft zur Beantwortung der 

Frage, wann der Todestag des Erblaffers ſei, wann der Erb⸗ 
fall fich ereignet habe, zuvörberft daran zu erinnern nöthig, weis 
. fen die Erbſchaft, wer der Erblaffer fei. Keiner der beiven Eher 
gatten als einzelne phyfifche Perfonen aufgefaßt, fondern das Eine 
Gefammtfubject, deſſen Subftrat fie find. Wie nun bei dem ges. 
wöhnlihen phyfifchen Individuum der Grund der Erbfolge, wenn 
wir Die Ausbrüde ſtreng nehmen, nicht eigentlich der ift, daß es 
ftirbt, ſondern daß es (was ja in der That auch hei Lebzeiten vor⸗ 
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fommen kann) als Bermögensfubject zu eriftiren auf=. 
bört: fo ift daſſelbe Verhaͤltniß in Beziehung auf Erbrecht begrün- 
det, wenn das juriftifche Subject, bei dem von T od im eigentlichen 
Sinne nicht gefprochen wird, juriftifch zu eriftiren aufhört. Dies ift 
ein juriſtiſch nothwendiger Erfolg (inris publiei quod privatorum 
voluntate immutari nequit), an dem die etwanige faljche Meinung 
und Abfiht der Ehegatten felbft nichts aͤndern kann; ebenfowenig 
wie irgeud ein einzelner Erblafjer durch feine Beſtimmung: „er 
wolle nicht gleich bei feinem‘ Tode, fondern erft beim Tode eines 
Andern beerbt werden‘’, hindern Fönnte, daß gleich nach feinem - 
eignen Tode Erbfolge eintritt. Wenn alfo auch im vorliegenden 
Balle Die verfügenden Ehegatten die Borftellung andenten, ihr Nach⸗ 
laß vererhe ſich erft beim Tode des Iegtlebenden von ihnen, fo folgt 
die juriftifche Richtigkeit und Zuläffigfeit daraus nicht). 

Das Aufhören des Gefammtjubjerts, was hier als Erblafler _ 
zu betrachten ift, erfcheint nach Außen unmittelbar als Aufhbören 
der Gütergemeinſchaft, oder fällt damit zufammen. Es muß 
alſo zunächft unterſchieden werden, ob diefelbe mit det Auflöfung der 
Ehe durch Top aufhört, oder wirklich fortgefegte Güterge— 
meinfchaft bei-einem fraglichen Syſteme der ehelihen &.-©. 
Rechtens ift, und zwar fo, daß diefes durch die Verfügung 
der Ehegatten nicht geändert wird oder nicht hat ge⸗ 
ändert werden ſollen. 

Wäre das Leptere, und zwar in der Weife, daß nicht etwa mit 
dem Tode eine neue Gütergemeinfchaft unmittelbar begänne, fon- 
dern wirklic, Die bisherige, nur daß die Subftrate der bisherigen 
Befammtperfon eine Mopdiftcation (durch fogenannte Repräſent a⸗ 
tion) erlitten, fortdauerte: fo hinge der. Erfolg von fo vielen 
- denkbaren Einzelnheiten ab, Verrüdung des Wittwenftuhles, Ab- 

ſchichtung u. |. w., daß darüber; hier in das Genauere nicht wohl 
eingegangen. werden kann, zumal bei Finderlofer Ehe diefer Fall 
nicht vorkommt B ; und, ofen wir ihn fngiren, die SASADULGEN 


:% Mit Recht r nennen baber die Pr attiker das, was ben überlebenben 
Ehegatten zufällt, auch bei der ehelichen G.⸗G. Erbtheil, portio sta- 
tutaria: Daniels a. a. O. ©. 101. Neuß, ehel. G.⸗G. 11. 5.23, der 
freilich, mit Unrecht und inconfequent, bie Richtigkeit biefer von ihm felbft 
erwähnten- Bezeichnungsweife beftreitet. 

2) Wohl überhaupt in ber RER Art niemals. - = wenn in 


= 


n — — — — v — 
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in den einzelnen denkbaren Fällen ſich leicht aus dem weiter beſtim⸗ 
men, was für den andern Ball zu entwideln ift. Nur das mag nicht 
unbemerft bleiben, daß für den Fall fortgefebter G.⸗G. mindeftens 
der Tod des überlebenden Ehegatten immer Die Beendigung derſel⸗ 
ben mit ſich bringt, hier alfo der juriftifche Erfolg mit der Borftels 


lung der verfügenden Ehegatten, daß der Exrbfall fich erft im Angen⸗ 


blide des Todes Des legtlebenden ereigne, in dieſer Art zufammen« 
träfe, woraus ſich denn ergäbe, daß der Legatar den Augenblid der 
Erwerbung des Legates nicht erlebt, daſſelbe alfo auf feine Erben 
nicht übertragen habe. 

Als Regel betrachten wir ſonach, daß die Gütergemeinfchaft 
mit der Ehe felbft, alfo fhon mit.dem Tode des erftverftor- 
benen Ehegatten aufhört. Dann ift alfo Damit die bisherige 
gemeine Gütermafje Exbfchaft geworden, wie immer fie ſich nad 


Geſetz oder. letztwilliger Verfügung verfällen mag; wenn auch na= 


mentlich der überlebende Ehegatte in Befig, Genuß und Verwal⸗ 
tung der ganzen bisherigen Maſſe bleibt. 

Dabei entſteht nun im vorliegenden Falle noch ein Bedenken, 
was vor der weitern Entwickelung gehoben werden muß. 

Der Vertragserbe ſoll, nach ausdrücklicher Erklaͤrung der erb⸗ 
vertraglichen Verfügung, die Vermögensmaſſe erſt nach dem Tode 
des letztlebenden Ehegatten erb⸗ und eigenthümlich erhalten; und 
nur er, nicht der letztlebende Ehegatte, das Legat zahlen. Die Auf⸗ 
gabe ift alfo zunächft, den Inhalt diefer Willenserklärung mit der . 
juriftifchen Nothwendigfeit unmittelbarer Beerbung und der Un: 
läffigfeit einer Beerbung ex die in Einklang zu bringen. 

Das Intereffe der Ehegatten befteht augenfcheinlich darin, daß 
der Veberlebende die gefammte Gütermafje habe und genieße, als fei 
noch von Erbfolge auf den Vertragserben gar nicht die Rebe; daß 


einem Güterrechtöfgfteme fortgefegte Gütergemeinfhaft unmittel- 
bar von Rechts, wegen eintritt (z. B. nach der Lippeſchen Verordnung 
von 1786, namentlidy $. 18), wird, wenn legtwillige Verfügung erfolgt, 

. biefe Sortfegung wohl unverlennlic dadurch ausgefchloffen, To daß im 
Grunde dann folcher Verfügung ein, ſonach vom Particularredhte aner« 
kannter, doppelter Charakter innewohnt: Aufhebung des bisherigen Ge⸗ 
fammtfubjeetd und Beftimmung der Succeffion. Nur, um nicht zu übers 
gehen, worauf der folgerechte Gebankengang leitete, ift des Balles mit 
gebacht worden. 
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aber mit jene® Tode biefer eintrete. Darauf iſt alfo eigentlich ihr 
Wille zu begiehen, fo daß fie, hätten fie genaue Vorftellung von der 
juriftifchen Born, worin dieſe ihre Intenfton allein zu erreichen möge 
lich ift, gehabt, fie auch ihren Willen in biefe Form gefleivet haben 
würden. Es iſt alfo als mit ihrem Willen übereinftimmenn zu ber 
trachten , wenn feinem Inhalte diefe Form juriftifch untergelegt 
wird. Dieſer Inhalt ift aber ganz vorhanden, wenn angenommen 
wird, ber Leberlebenbe fei heres institutas, der Vertragserbe aber 
erhalte die ganze Erbſchaft als Univerfalfiveicommiß, und zwar eius 
quod snpererit. Es tft dadurch dem Privatwillen und dem pofiti⸗ 
ver Rechte anf gleiche Weiſe Genüge gefchehen. Auch dem römi⸗ 
fchen Rechte find befanntlich ſolche ſtillſchweigende, durch Willens. 
interpretation ermittelte Fibelcommiffe nicht fremd; und feibft bie 
Beichränfungen, welche nach römifchen Rechte für einen folden 
Univerfalfibuctar und » Fideicommiffar eintreten (Quarta Trehellia- 
‚ nieaz; Sicherung bed Viertheild beim fideicommissum eins quod su- 
pererit), im vorliegenden Falle aber der Intenfion der Ehegatten, 
ſowohl daß der Ueberlebende die Maſſe ganz frei habe, als Daß der 
Bertrags- (Fideicommiſſar) Erbe die Erbſchaft ohne. Abzug erhalte, 
zu wiberiprechen fcheinen möchten, heben ſich hier durch den Cha⸗ 
rakter des Bertrages, wodurch der Meberlebende ſowohl, als der 
ernannte Erbe als den ihnen N a Rechten a 
gend fich darftellen. 


Daß diefe Auslegung dem Geifte unferes praftifchen Rechts 
entfpreihend fei, daß wir alſo jagen Tönnen, hoc jure utimur, da— 
für mag die ausdrüdliche Sanction eines neueren Gefetzbuchs zum 
Belege dienen, welches darauf ausging, auf Grund des bisheri- 
gen Rechts mögfichft das in der Natur der Sache Legende be- 
ftimmt feftzufegen, des allgemeinen preußifchen Lanb- 
rechts. Ihm ift der Sat: nemo pro pärle testatus, pro parte 
intestatus decedere potest, fremd; nicht aber bie Rothmendigfeit 
der Beerbung gleich in dem Augenblicke, wo der Erblaſſer zu eri- 
fliren aufhört. Dieſemnach beftimmt es in I. 12, $. 259 — 260: 


„Iſt Jemand nur von einer gewiſſen Zeit an, oder nur big 
zu einer gewiffen Zeit zum Erben eingefegt worden, fo wird 
_ dergleichen Verordnung als eine N: Subſtitu⸗ 
tion betrachtet. ’’ 


\ 
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„Im erften Falle ift der Teftaments-, ſowie im rn der ge: 

jegliche Erbe für ſubſtituirt zu achten.’‘ 
Darin ift zwar unfer Fall nicht in terminis enthalten, aber ber . 
Sache nad) mit eingefchlofien. 

Denfbar wohl, aber weniger dem Inhalte des Willens der 
Erflärenden entfprechend, ſcheint eine andere Auffaffungsweife, wo⸗ 
nach der Überlebende Ehegatte nur als Leibzüchter, freilich mit uns 
befchränfter Aominiftration und Verfügung, der Bertragserbe alle 
als Erbe von Anfang an zu betrachten wäre, beſchwert zuerft mit 
Diefer dem Veberlebenden zu daffenden Leibzucht, und bann, nad 
Beendigung Diefer Leibzucht, mit Auszahlung des Legates. Vor⸗ 
zuziehen möchte diefe Erklärung dann fein, wenn fo die Stellung 
des Leptlebenvden unmittelbar von Rechts wegen wäre, indem dann 
den verfügenden Ehegatten die Borftellung natürlich jcheint, daß 
es bis zum Tode des Letztlebenden fo bleiben fole, als fei gar 
feine letztwillige Verfügung vorhanden. 

In Beziehung auf-die Frage, auf deren Löfung alle diefe Er⸗ 
örterungen abzweden, führen beive Willensinterpretationen zum ſel⸗ 
ben Refultate.. Für die letzte braucht kaum beſonders gefagt zu 
werden, daß auf den Tod der Wittwe rüdfichtlich der Erwerbung 
des Legatd nichts ankomme. Aber wenn auch von der Voraus⸗ 
ſetzung ausgegangen wird, dem Bertragsderben als fideicommiſſari⸗ 
ſchem ſei das fragliche Legat auferlegt, ändert Das, wie bereits oben 
erwähnt worden ift, nichts an dem Satze, daß das Legat als mit 
dem Todestage des Erblaffers erworben zu betrachten ſei. Da bie: 
fer nun, wie dargelegt, der Tag der mit Beendigung der Ehe auf- 
gehobenen Gütergemeinfchaft, der Todestag des zuerft verftorbenen 
Ehemannes ift, fo folgt, daß der dieſen überlebende Legatar das 
Legat bereitS erworben hatte. 

‚ Wird alfo der Erbvertrag als Gefammtverfügung aufgefaßt 
und die gefammten Güter ald nur Eine efammterbichaft, fo bes 
antwortet fi) die vornan geftellte Frage ganz zu Gunften der Er: 
ben des Legatard: der Vertragserbe muß ihnen das ih: 
rem Bater ausgeſetzte Legat berichtigen. Die Schwie: 
rigfeit bezog fih hier auf den Todestag: des —— Auf eine 
andere Seite wendet ſie ſich, wenn 

Zweitens die Vorausſetzung zu Grunde gelegt ‚wird, daß 
jeder einzelne Ehegatte über einen, ihm individnell angebörigen 
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Nachlaß, beide alſo gemeinfchaftlich über zwei Nachlaſſe in dem Erb- 
vertrage verfügt haben. Aus dem Bisherigen ergibt ſich ſchon ohne 
Weiteres, daß dann für jenen Ehegatten fein Todestag der Tag 
ber für feinen Nachlaß eröffneten Erbfolge ſei; daß mithin der 
Bertragserbe in Beziehung auf den zuerft verftorbenen Ehemann, 
defien Nachlaß bis zu ihrem Tode die Wittwe ganz frei in ihren 
Händen haben foll, entweder als Fideicommiſſarerbe, oder, was 
unwahrfcheinlicher, als mit dem Legat der Leibzudht für die Witwe 
befchwerter unmittelbarer Erbe zu betrachten iftz Dagegen als un⸗ 
mittelbar eingeſetztem Erben der Wittwe felbft -ihm die eigene Erb⸗ 
fehaft diefer erft mit ihrem Tode anfällt; und daß jedenfalls Le: 
gate, welche die Erbfchaft des Mannes betreffen, ſchon mit ſei⸗ 
nem. Tode; Legate Dagegen, welche als von.der Frau ihren Erben 
auferlegt zu betrachten find, erft mit ihrem Tode erworben find. 
Wäre alfo das fragliche Legat aus dem eriten Geſichtspunkte, als 
Legat vom Manne, zu betradhten, fo hätten die Etben des vor der 
Auszahlung (die fich duch den Tod der Wittwe beffimmte) ver- 
ftorbenen Legatars dafjelbe nichts deſtoweniger vom Bertragserben 
zu fordernz Dagegen, von der andern Annahme aus, alfo al Les 
gat der Wittwe, Die Sache angefehen, wäre der Legatar vor ber 
Erblafferin geftorben, mithin das Legat ausgefallen und auf des 
Legatard Erben nicht übertragen. 

An die Stelle der Frage, die zu den bisherigen Betrachtun⸗ 
gen führte, tritt alfo die: _ als von wem und auß weifen 
Nachlaſſe vermadt ift das fragliheLegatanzufehen? 

Daß ed ſich hier bloß um Willensauslegung handle, ift Har. 
Juriſtiſch ungiltig würde der Wille fein, der einem Andern für deſ⸗ 
fen Nachlaß einen Erben oder Legatar ernennte, ohne daß fich Died 
indirect auf den Nachlaß des Erflärenden bezöge. Da nun mit den 
Harften Worten beide Ehegatten, und nicht etwa vertraglich, und 
deswegen unter Miterflärung des Andern, Einer von ihnen, das 
Legat beftimmen, fo find, anjtatt des fcheinbar einen Legats, in 
der That zwei Legate vorhanden; gerade fo wie anftatt der ſchein⸗ 
bar Einen legtwilligen Verfügung in der That zwei. vorhanden 
find. Nichts ift aber dennoch klarer, als daß die Abficht nicht 
bahin.ging, daß der Legatar — vorausgefegt, daß er den Anfall er» 
lebte — zweimal die taufend Thaler erhalten follte, fondern nur ein- 
mal und zwar im Augenblide des Todes des letztlebenden Ehegatten. 
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Dies in’ Einklang zu bringen, bietet ſich bei einigen: zn 
die Möglichkeit einer dreifachen Auslegung: 

a) Jedes der beiden Legate fei unter der Bedingung hinterlafs 
ten, falls Der Berfügende der Legtlebende fei. Dantı 
wäre alfo das Legat des Mannes hinfällig geworben Durch. feinen 
fehhern Tod; es beſtand nur noch Das Legat der Frau. Deſſen An- 
Fall aber Hätte der Legatar nicht erlebt, feine Etben ſonach das Legat 
gar nicht zu foren, — ein Nefultat‘, Dirert entgegengefeht dem, 
was hei der erſten Auffaſſungsweiſe des Erbvernages ſich erge⸗ 
ben hat. 

b) Jedes der beiden Legate ſei unter der Bedingung hinterlaſ⸗ 

fen, daß nicht ſchon aus dem Nachlafſe des andern Ehegatten Dem 
Legatar die gleiche Summe möchte zugefalten' fein, alfo gerade für 
den umgefehrten Fall, daß der Verfügende zuerfi verſter⸗ 
ben möchte. Damm hätte der Legatar den Anfall-der vollen tau- 
fend Thaler vom Manne erlebt und die Forderung auf-feine Erben 
übertragen, wenngleich fie Diefelbe erſt wach dem Tode der letzleben⸗ 
den Wittwe einziehen könnten, während das Legat son der Wittwe 
burd) eine Art concursus causarum lucrativarum ausflele, 
0) Jeder der beiden Erblaffer habe nur theiliweife, alfo zur 
Hälfte, das Legat vermacht. Daun hätte der Legatar den’ Anfall 
ber fünfhundert Thaler vom erftserftorbenen Manne erlebt und auf 
feine Erben übertragen, ‚wogegen das Legat der andern fünfhundert 
ausgefallen wäre, da er vor der Exblafferin geſtorben tft, - 

Die beiden erften Arten der Auslegung feßen bei ven Ehegat⸗ 
ten die Borftelling voraus, daß der Vertragserbe nur als Erbe des 
Einen von ihnen das ganze Legat zahlen, Das Legat nur aus einer 
der beiden Berlaffenfchaften hinausgehen ſollte. Das aber iſt wohl 
unzweifelhaft, daß fle, über die Berhältniffe im Einzelnen ſich nicht 
völlig Mar, von diefer Vorftelung nicht ausgingen‘, fondern den 
Erben als Erben beider Maffen mit dem Legate befchwert, 
alſo das Legat als auf beiden Maffen zugleid) ruhend, die Summe 
als aus beiden Erbichaften zuſammen hinausgehend dachten, Setzt 
man nun zur leichtern Veranſchaulichung der Sache, daß, ſtatt des 
einen, zwei phyſiſch verſchiedene Erben, jeder für eine der beiden 
Erbfchaften ernannt feien: fo hatten die beiden Ehegatten, falls fie 
fich diefer Trennung bewußt waren, gewiß nicht die Vorftellung und- 


den Willen, nur, der eine Erbe folle das ganze Legat a fons 
Zeitfchrift f. s. deutſche Recht. 2. Wr. 2. 
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dern beide zuſammen. Das aber fchließt bie Borfickung ber Thei- 
fung in fich, wie fie in. auch. im Zweifelsfalle überhaupt bei einer 
Obligation Mehrerer auf eine, nur einmal zu zahlende Summe ges 
meinrechtlich auzunehmen tft ?), und namentlich, wenn derſelbe Te⸗ 
ſtator mehrere feiner Erben mit Einem Legat befehmert ). 

Alſo würde von dem dritten der genannten Auslegungsverſuche 
auszugehen fein, wonach der Erbe fünſhundert Thaler als Erbe des 
Mannes, andere fünfhundert als Erbe der Winwe zu leiſten hat, 
within Die Erben des nad bem Manne, aber-vor ber Witwe 
verfiorbenen Legatars nur fünfhundert von ihm zu 
fordern haben, fonach bier das Refultat fich zur Hälfte ungün⸗ 
figer ftellie, ald-bei Annahme Einer Gefammiverfügung. 

Doch fol damit nicht behauptet fein, daß in allen ähnlichen 
Fällen fo entſchieden werben müfle, Die Umftände,. fo wie Die Aus⸗ 
drüde in den Verfügungen Tönnen auch auf die beiden andern Aus- 
legungen führen, Es kommt gerabe hier Die freie Auslegungsregel 
zur Anwendung: secundum id quod credibile est —— ere- 
dendum est°®). 

Diefe Ausführung hat nun die Löſung der Stage unter der 
zweiten baupworausſehuug ſchen vorbereitet ober, eigentlich ſchon 
mitgeliefert. 

Bisher ift nämlich die geftellte Trage unter Annahme einer ſo⸗ 
genannten communio in solidum behandelt worden. 

DD. Segen wir nun den andern Charakter der ehelichen Güter 
gemeinfchaft voraus, der jedenfalld auch vorlommt, eine. communio 
zu ideellen Theilen, Miteigentbum als entgegeugefeht 
dem Gefammteigenthum: fo ift der Theil, der dem einzelnen Che, 
gatten bei Lebzeiten an der Gejammimafle zufteht, von jelbft fein 
Nach laß von Todes wegen, und das Recht einseitiger legtwilli⸗ 
ger Berfügung von dieſer Seite nicht beichräntter, als bei jedem Ans 
defn, deſſen Bermögen zufällig mit dem eines Andern eine in matura 

ungetrenute Maſſe bildet, Bon einer Gefammtverfügung, im 
oben angenommenen Sinne, kann gar nicht die Rede fein, weil 
nicht von einem Geſammigute, von einem Geſammtſubject, von 


4) Vergl. L. 11. 3. 1. 2. D. De duobus reis (43. 2.). 
2) Bergl. L. 54. $. 3. D. De leg. I. (30.). 
3) L. 24. D. Do rebus dabüs (3. 5.). 


— — — u. 
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Einem Willen überhaupt. Die gemeinfam errichtete Berfle 
gung enthält mithin —** immer zwei, auf verſchiedene Erbſchaf⸗ 


- ten fidh beziehende, die nur Außetlich verbunden find. Die Ber 


ſtimmung des Todestages des Erblaſſers oder der Erblaſſer iſt alfo 
hier phyſiſch gegeben; die Schwierigkeit beſchraͤnkt ſich auf bie 
Frage: von wen und ans weſſen Nachlaß das Legat auferlegt ſei. 


‚Kurz, der ganze Unterſchied diefes und des unter „, Zweitend" 


bet „J.“ betrachteten Falles befteht darin, daß hierdurch das Prin⸗ 
cip der Sütergemeinfchaft gegeben ift, was dort nur kraft beſon⸗ 
derer Begründung angenommen werben fonnte. Denn daß dort 
beftimmter das Eingebradhte und die halbe Errungenfthaft als Nach⸗ 
laß des Einzelnen bezeichnet wurde, hat auf die Entfcheidung feinen 
Einfluß gehabt, und ift aud) keineswegs immer das Geltende, viel 


miehr kommt aud) bei der communio in solidum nicht felten vor, daß 


die Einzelnen über eine Quote des Ganzen verfügen koͤnnen ?). 
Die Entfcheidung der an der Spige diefer Abhandlung aufgeftellten 
Frage muß ſonach die ſchon bargelegte fein, daß im Zweifels: 
falle die Hälfte des Legats vom Legatar ale erwor⸗ 
ben anzuſehen iſt. 

Dieſe, nicht aus der Luft gegriffene, ſondern auf concret her⸗ 
vorgetretenes praktiſches Beduͤrfniß gebaute, und daher auch moͤg⸗ 


lichſt in deſſen Schranken gehaltene Abhandlung veranſchaulicht ei⸗ 


nerſeits, wie viel der Doctrin bei derartigen, der neuern deutſchen 
Rechtsbildung angehörigen Stoffen noch zu thun übrig bleibt 2), 
andererſeits aber gewährt fie wohl beruhigende Ueberzeugung, daß 
dasjenige Princip der ehelichen Gütergemeinſchaft, was erft in neue⸗ 
fter Zeit entſchiedener ausgefprochen ift, aber Immer noch von Man: 


1) 3. B. nad) bem Rechte der Stadt Rüden (Seibers a. a. O.), nach dem 
kurcöln. Rechte, gemäß ber Meinung von Daniels a. a. DO. ©. 102. 
- 2) „Den einzigen begründeten Einwand gegen die G.⸗G., wie fie gemöhn- 
lich und zum Theil auch in unferer Gegend’’ (Erbady und Breuberg) „iſt, 
könnte man hernehmen von dem Mangel an binlänglicher Beftimmtheit, 
Ausführlichkeit und allgemeiner Kenntniß biefer Rechtslehre; zumal fobalb 
es auf einzelne, feiners fehwierige Fälle anlommt, — — — Allein dieſer 
Vorwurf trifft entfernt nicht die Sache, das Rechtsinſtitut felbft, ſondern 
nur die bisherige, unvolllommene Korm feines Daſeins; und es iſt ber 
Wunſch der gegenwärtigen Abhandlung und ihrer öffentlichen Belanntmas 
hung, biefem Mangel, fo viel e8 möglich ift, abzuhelfen.“ Bed u. Lau⸗ 

teren a. a. O. S. 171. 
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chen mit unbeftimmt angedeuteter Bedenklichkeit angefehen wird, in 
der praftifhen Durchführung fich keineswegs fo fpröbe zeigt, als 
man wohl glauben machen möchte”), voransgefegt nur, daß man 
Eonfequenzen als folche, wenn feine poſitive Gegenentſcheidung vor⸗ 
liegt, anzuerkennen und feftzuhalten nicht Scheu trägt, und nicht lie= 
ber über verfehrten Einfluß des römifchen Rechts klagt, als, Die» 
fen Einfluß als Thatſache anerlennend, ein baltbares Ganze zu ge⸗ 
winnen fucht. 

"Daher zweifelt der Berfafler nicht an dem Interefie der hier an⸗ 
geregten Bragen an fi; Bofft —— feiner lic dadurch 
— zu gewinnen. 


Wenn Herr Geheimerath Mittermaier noch in der 5ten Aufl. feiner 
Grundſ. II. $. 399 fagt: „die Meinung, nad) welcher bei der allgem. 
G.⸗G. die möftifche ober juriflifche Perſon, in welcher beide Ehegatten 
vereinigt wären, bie Eigenthümerin bed Gefammtvermögens fei, hat Eeine 
deutfcherechtliche Quelle für fich, läßt fich aus allgemeinen Gründen nicht 
vertheidigen, und führt zu einer Reihe irriger Folgerungen’’ : fo ſcheint babei 
bie eigenthümliche Stellung der beutfchsrechtlichen Quellen in dieſer Lehre 

(vgl. &.131, Rote2) und daß, die Folgerungen zu entwideln, zum Theil 
noch Aufgabe ber Doctrin ift, überleben; und wenn auch vieleicht von 
einem Lehrbuche nicht erwartet werben binfte, daß etwas aus biefer 
„Reihe irriger Zolgerungen‘’ wäre angedeutet worden, fo läßt fich doch 
nicht billigen, daB durch die Worte in Note 7: „der Anficht von Haffe” - 
(nämlich der angedeuteten) „scheint Deiterd zugethan in der angeführs 
ten Schrift”’ der Schein begründet wirb, als habe ich nicht verfucht , in. 
meiner Schrift ben Beweis zu führen, baß jenes Princip wenigftens bie 
dort in Betracht kommende „‚beutfchsrechtliche Quelle’ für fich habe und 
von jenem Principe aus ein Syſtem vorzulegen. 





Die Lehre von dem Spiel 
a aus 
‚dem deutfchen Rechte neu begründen. 
Von 
Wilda. 
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Vorwort 


Die Rechtsgrundfäge über das Spiel und die Wette haben, 
abgefjehen von ihrer unmittelbaren Beziehung, in neuerer Zeit noch 
ein befonderes Intereſſe erhalten durch die vielbefprochene, aber wie 
mir foheint noch nicht zum Abſchluß gefommene Frage: über Die An- 
wendbarkeit derſelben auf gewifle Arten des Verkehrs mit Staats- 

papieren, namentlich das fogenannte Differenzgeſchaͤft. Da die Be- 
antwortung derjelben eine Feſtſtellung des Begriffes von Spiel und 
Wette und ber in Betreff beider bei uns geltenden Rechtsgrunnfäge 
erfordert, bin ich Dadurch auf eine weitere Erforſchung deſſen, was 
nn vaterlaͤndiſchen Rechtsquellen älterer und neuerer Zeit darüber 
beftimmen, hingeleitet worden. Mir feldft unerwartet hat ſich aber hier 
ein faft unbetretenes .in völliger Uncultur liegendes Feld eröffnet, wie 
es noch oftmals denen begegnen wird, die in den. Reichthum unferer 
beutfchen Rechtsquellen, in die Tiefe des deutſchen Rechtslebens mit 
freudigem Ernft einzubringen fuchen. — Es war bis jegt die allge- 
mein geltende Anficht, daß das, was bei uns über das Spiel und 
die Wette Rechtens ift, feine Grundlage in dem römifchen Rechte 
habe, welches durch deutsche Rechtsfitte und Gefege nur hie und da 
etwas mobifieirt worden fei. So Ichren übereinftimmend mit den 
Lehrern des Civilrechts jetst faſt alle unfere Germaniſten; ja es hat 
die Meinung älterer Juriften, daß durch Die Verbreitung des römi: 
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fchen Rechtes, die bis dahin herrſchende Anficht über das Spiel eine 
gänzliche Umfehr erlitten habe, nur einen beſchraͤnkten, nicht auf 
fefter Grundlage beruhenden Widerſpruch erfahren. Durch die Dar⸗ 
legung einer bisher unbeachtet gebliebenen Mannigfaltigfeit von 
Rechtsbeftimmungen in Altern und neuern deutſchen Rechtsquellen, 
foll nun aber gezeigt werben, wie fid in Deutſchland, unabhängig 
vom römifchen Rei, ein Inbegriff in fich zufammenhängenper 
Rechtsgrundſaͤtze über den bezeichneten Gegenſtand entwidelt hat, 
die das römifche Recht bei feiner Verbreitung fertig und in dem 
Rechtsbewußtfein gewutzelt vorfand-, in welchem fie ih. dann, ih⸗ 
ren Hauptbeftandiheilen nad), bi6 anf Die Gegenwart behauptet has 
ben. Es beruhen biefelben auf. einer ähnlichen Grundanſicht als 
bie ift, weldye Die römische Geſetzgebung geleitet hat. Gerade dieſe 
Achnlichkeit aber hat den Urfprung der bei uns geltenden Rechts⸗ 
grundfäge um fo mehr und leichter verfennen laſſen. Die richtige 
Auffafſung ber Sade ift aber mit nichten etwa blos von einen ge⸗ 
ſchichtlichen Interefje, wie man vieleicht, che die eigentlichen Res 
fultate ſich hervorgeftellt haben, wähnen könnte, Indem man glaubte, 
ſich bei dieſer Lehre auf den Boden des römischen Rechtes ftellen zu 
müflen, haben ſich Zweifel, Widerſprüche gezeigt, deren Grund 
man entweder in einer abweichenden Praxis umd im der Particular⸗ 
Geſetzgebung gefucht, oder deren man fid, durch eine aus dentſchem 
Rechtsbewußtſein hervorgegangene Auffaffimg und Deutung der rös 
miſchen Rechtsgrundſaͤtze, ohne fich über dieſes Verfahren felbft klar 
zu fein, entlevigt hat. Sene angeblichen Abweichungen, Modificas 
tionen des roͤmiſchen Rechts in feiner heutigen Anwendung haben 
aber eine Grundlage, die Alter als die Herrfchaft jenes ‚Rechtes 
felbft ift; indem fie Beſtandtheile der veutfch -tehtiichen Lehre vom 
Spiel und Wette find, die es ſich mußie gefallen laſſen, in einem 
fremden Gewande, ala eine fremde Einwanberhr im eignen Va⸗ 
terlamde betrachtet zu werden. Es bedarf aber Feiner weitern Aud« 
hhrung, daß bei eitter feldhen Lage der Dinge die wiſfenſchaftliche 

derherſtellung ber deutſch⸗rechtlichen Lehre von Spiel und Wette 

— die im Lehen ihre Henfchaft eigentlich nie verloren hat, wenn die: 
ſelbe oft auch aus Mißverſtaͤudniñ nerkümemert worden it — erſt eine 
richtige Etkenntniß der wahren Bedeutung und des innern Zufams 
menhanges der Mechtsfäbe, und ſomit einen geficherten Standpunli 
für die Rechtansendung gewähren kann. Wenn aber der Barindı, 
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Die Grundſaͤtze über Spiel und Wette, wie ſie In unferem Rechtöbes 
wußtſein begründet find und in ben neuern Geſetzbüchern großenthetl® 
Anerkennung gefunden haben, aus deutſchen Wurzeln berzuleiten, 
nicht als ganz mißlungen erfcheinen follte, jo dürfte bamit ein neuer 
Beleg erbracht fein, wie der Sieg Des roͤmiſchen Rechtes 
über das deutſche oftmals mehrein vermeintlidher als 
ein wirflicher gewefen ift, indem dieſes durch bie Zaͤhigkeit 
feines Widerftandes, feinen Beiig wenn auch unter fremden Namen 
zu behaupten gewußt hat, bis es in günftigerer Zeit frei und offen , 
hervortretend Die volle Wiederanerkennung feines Eigenthums würde 
fordern konnen. Dieſe Anerkennung wird aber jet fchon dem deut⸗ 
fehen Recht nicht etwa nur von denen zu Theil, welche ber Erfor⸗ 
fung und Bewahrung deſſelben vorzugsweife ſich gewidmet haben, 
und denen man baher eine einfeitige Vorliebe für daſſelbe zufchreiben 
“ Könnte, fondern es find in neuerer Zeit auch Männer, welche mir 
ber Ergründung des tömifchen Rechtes in feiner volfsthümlichen 
Geſtalt zugleich das Streben nad) Erfenntniß feines Berhältnifies 
zur Gegenwart fich zur Aufgabe geftelt haben, zu gleichem Ergebniß 
gelangt. Es mag hier zunächft.nur auf Witte's auch in dieſer 
Hinficht beſonders beachtenswerthe Bearbeitung dea preuß, Inteftate 
erbrechts (Lpz. 1838) verwieſen werben, worin ber Berf. als einen 
leitenden Gedauken aufgeftellt, und deſſen überrafchende Wahrheit in: 
zahlreicher Anwendung dargethan hat, daß fih mehr, als man 
gemeinlih annimmt, von deutfhen Rechtsanſichten 
felbft da erhalten hat, wo wir glauben, daß der Sieg 
des römifhen am entfhiedenften gewefen ift, indem bie 
Begründer unferer roͤmiſchen Rechtswiſſenſchaft von den Gloſſatoren 
an, durch iht germaniſches Rechtsbewußtſein bei der Auffafſung des 
roͤmiſchen Rechtes geleitet worden find und fo bie Anwendbarkeit 
beffelben auf unſere Lebensverhaͤlmiffe vermitteht haben: ‚Was wir 
Entftellungen, was wir Mißverftänpniffe des römischen Rechis zur 
nennen gewohnt find, das ift in den meiften Fällen nichts Anderes, 

als ein richtiges, wenngleich, unbewußtes Verſtaͤndniß deſſen, was, 

im Gegenfaß der antifen römifchen Rechtsanſicht, die einheimifche 
Sitte, das deutſche Rechts⸗ und Volfsleben erfordert.‘ Daraus - 
ergibt ſich aber die Verfehriheit des Strebens, Das heutige römifche 
‚Rest von folgen fogenannten Mißverftänbnifien reinigen und, ge- 
ſtützt auf befiere biftorifche Erkenntniß, neue Hilfömittel u. ſ. w., 
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es in feiner reinen Geſtalt wieder erweden zu wollen. Durch ſol⸗ 
“he, keineswegs vereinzelt ſtehende Aeußerung, ift gewiß Feine ges 
ringe Bürgfchaft dafür gegeben, daß es die Wahrheit der Sache ift, 
die alle Diejenigen ergreift,. welche auf einem freien Standpunkt ge= 
fchichtlicher Forſchung fichen. Es ergibt fih Daraus zugleich die 
freudige Wahrnehmung , wie eine Reastion gegen Die einſeitig⸗ hi⸗ 
ſtoriſche Richtung eingeixeten ift, wie bie Juriſten, von verſchiede⸗ 
nen Punkten ausgehend, einem Ziele enigegenitxeben, und an ber 
Begründung einer echt vaterlaͤndiſchen Rechtswiſſenſchaft mit gemein- 
famen Kräften zu arbeiten begonnen haben. 

Als den Gegenftand, woran e8 hier fidh Darftellen ſollte, daß 
ein ſolches Strehen wicht unfruchtber ift, habe ich Die Lehre von 
Spiel und Weite bezeichnet, die, um Dann von berfelben.auch eine 
Anwendung auf ein ber neuen Zeit angehöriges Verlehrsverhaͤltniß 
wachen zu Tonnen, erläutert werben follte. Die Aufgabe, die ih mir 
babei geftellt habe, oder die.ficdh mir vielmehr aufgebrängt hat: zu 
zeigen, daß die bei und herrſchenden Grundſaͤtze ihrem Weſen nach 
- Lem deutſchen, nicht dem roͤmiſchen Recht angehören, erforvert 
aber eine ausführlichere und zahlreichere Darlegung von Beweiſen 
aus den Rechtsquellen, die, wenn auch bekannt und zugänglich, doch 
nicht Jedem fogleich zur. Hand fein möchten, und die gerade in ihrer 
Rebeneinanderftellung dazu dienen, den Gang der Rechtsentwicklung 
überzeugend darzuthun; weil. aber dadurch die Arbeit die Grenze 
überiehrttien hat, die für die Mittheilung in dieſem Hefte eingehal« 
ten werben. mußte, fo gebe ich hier, als eine für ſich beſtehende Ab- 
handlung, eine Erörterung der über das Spiel bei uns geltenden 
Rechtsanfichten und Grundſaͤtze, welche den umfaffenbfien, bie 
Grundlage gebenden Theil der ganzen im innern -Zufammenhang 
ftehenden Wrbeit ausmacht, und werde in einem nächſtfolgenden 
Aufſatz das Berhältniß.von der Wette zum Spiel, nach römifcher 
und deutſcher Rechtsanfccht zu entwideln und dann die Beautwor⸗ 
tung ber Frage, bie zu diefer Arbeit wenigſtens die erfte Veranlaſ⸗ 
fung ‚gegeben bat, zu gewinnen fuchen. 


⸗ 
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A. Das Spiel in feinem Berbältuig zur Gefegebung 
überhaupt. 


Das Spiel tft bei den Römern, wie bei den Deutſchen der Ge⸗ 
genſtand einer beſonders thätigen und eingreifenden Geſetzgebung 
geworden; die Pandekten weiſen auf eine Reihe Senatsbeſchlüſſe, 
Beſtimmungen im prätorifchen Edicte hin, und Juſtinian hat in bes 
fondern Eonftitutionen eine Art Revifion der bis dahin geltenden 
Rechtögrundfäge vorgenommen der Inhalt der deutfchen Rechts: 
quellen fol in viefer Abhandlung dargelegt werden. Durch die röe 
miſche, wie deutſche Geſetzgebung ift die nach unſeren Rechts- und 
Staatöbegriffen einem jeden freien Manne zuftehende Befugniß feine 
Beichäftigung im Einzelnen wie im Ganzen zu beftimmen, über 
Zeit, Kräfte, Vermoͤgen in ber Regel frei zu verfügen, ſich gegen 
“ Andere vechtsftäftig verbinpfich zu machen, in Beziehung auf das 
Spiel mannigfach befchränft worden, Man hat bei diefen Befchräns 
fungen aber entweber nur gewiſſe Arten von Spielen vor Augen ge⸗ 
habt, oder es haben dieſe Dody die nächite Veranlaffung felbft da ge- 
geben, wo man weiter gegangen ift. Es find dieſes aber diejenigen 
Spiele, Die in gewiunfüdtiger Abflcht betrieben werden. Es 
- gehört diefes aber keineswegs zum Wefen des Spieles überhaupt, 
ſelbſt nicht derjenigen Spiele, deren regelmäßige Einrichtung es mit 
fi bringt, daß ein Gewinn und Verluſt, welcher fi) nach dem 
ſtillſchweigend oder ausdrücklich eingegangenen Spielvertrag richtet, 
babei flattfindet. Der eigentliche, Im Begriff des Spieles begrüns 
dete Zweck, worauf auch der allgemeine Gebrauch des Wortes zus 
rückweiſt, ift Unterhaltung, Verkürzung der Zeit. Das Spiel ges 


hört vorzugsweife dem Kindesalter an, wo das Leben nur noch uft 


und Genuß ift, es dient aber auch zur Zerftreuung, Erholung für 
diefenigen, welchen: der Ernſt des Lebens mit feinen Arbeiten, Müs 
ben und Sorgen fchon nahe getreten iſt. Es verbindet ſich Damit 
die Vorftellung einer Beichäftigung ohne Anftrengung, daher das, 
was Jemandem leicht wird, und auch wohl Die Ausübung einer 
Kunft, weil die Uebung hier Fertigkeit und Leichtigkeit erzeugt hat, — 
befonders went fie erheiternd wirft (wie die Tonkunft), — Spiel ge: 
nannt wird. Spiel und Arbeit werden einander entgegengefebt, und 
während dieſe die Grundlage und das Band ber bürgerlichen Geſell⸗ 
haft ausmacht, iſt das Spiel in volfswirthidyaftlicher Beziehung 


⸗ 
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eine Beichäftigung ohne eigentliche Hervorbringung, ohne weitere 
Frucht und Ergebniß. Es hat aber das Altertum das Spiel — 
wie eine vernünftige Leitung defielben bei uns auch ein Mittel zur 
Kindererziehung ift — zum Zweck der ſtaatsbürgerlichen Etziehung 
gebraucht; fo Kind Die fogenannten Wetifpiele ein befonderer Gegen⸗ 
fland der geſetzgeberiſchen Aufmerkſamkeit und Pflege geworben. 
Spiele der Art, fie mögen öffentlich oder als Privatübung flattfinden, 
werben auch, wenn dem Sieger ein ausgefebter Preis, möge er in ei» 
nem bloßen Siegeözeichen oder auch in Geld oder Geldeswerth befte- 
hen, zuerfannt wird, dadurch nicht zu Gewinnſpielen. Ein Gleiches 
tft aber auch der Fall, wenn das Spiel nicht eigentlich in einer Dar⸗ 
kegung überlegener Körper: und Geiſteskräfte befteht, aber die Mits 
fpieler ſich es doch in irgend einer Weiſe zuvorzuthun ſfuchen, eine 
Art Kampf und Sieg ftattfindet, der bald durch irgend eine Fertig⸗ 
keit, bald pur Gunft des Glückes oder wohl durch Deides zus 
gleich herbeigeführt wird, fo lange Der eigentliche Zwed hier die Un⸗ 
terhaktung bleibt, der Gewinn dabei, wenn er auch in Geld beſteht, 
nur als das Serundäre in Betracht kommt. Wenn aber der Preis 
des Siege, der Gewinn feines Werthes wegen Gegenftand Des 
Wetteifers wird, wenn er es tft, der zum Spiele hinzieht, fo ändert 
fich. der Charakter des Spieles, dad Wette oder Unterhaltungsfstel 
‚ wird zum Gewinn» und nothiwendig auch zum Wagejpiel, weil 
da, wo viel gewonnen werben fol, andy in irgend einer entiprechen- 
den Weiſe eingefebt und möglicher Berluft erwartet werden muß. 
Man könnte felbft fagen, daß ed damit (wiewohl man oft gerade an 
dieſe legte Gattung bei dem Werte Spiel vorzugsweife zu denken 
pflegt) feinen ‚Charakter als Spiel überhaupt aufgibt; es ver 
ſchwindet, wo Die gewinnſüchtige Abſicht hervortritt, die Harmloſig⸗ 
feit, die in dem Weſen des Spieles als ſolchen begründet iſt, und 
das leichtere, dem Ernſt entfremdete Intereffe, welches das Spiel 
als Unterhaltung gewährt; flatt Erholung von der Arbeit zu ges 
währen, wird das Spiel zum Mittel des Erwerbes, ohne Darum 
anfzuhören eine für das bürgerliche Leben eigentlidy unprodu⸗ 
etive Thätigfeit zu fein. Da bei ven Gewinnfpielen Alles ledig⸗ 
. lich darauf ankommt, daß eine Entſcheidung, und wohl zugleich auch 
daß dieſe moͤglichſt ſchnell und. in raſcher Folge herbeigeführt tor, 
ſo folgt daraus, daß die Bornahme, Die ale Spiel gilt, wie. es bei 
unfern fogenannten Hazardſpielen meift der Fall iſt, gewöhnlich 


— 
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fehr vereinfacht wird, denn eine erforderte Fertigkeit oder Geſchick⸗ 
fichfeit hält den Ausgang auf und wacht diefe Spiele weniger für 
Jeden geeignet, der, worauf es hier ja allein eigentlich ankömmt, Die 
Einfäge wagen kann und will. Doch tft es nicht nothwendig, daß 
das Gewinnſpiel in der bezeichneten Art eingerichtet ift, Die Fertig⸗ 
keit und Geſchicklichkeit darauf feinen oder nur einen fehr unterger 
ordneten Einfluß hat, und Glüd oder Zufall ausfchlteßlich oder doch 
am meiften enticheivet. Jedes uufprünglich nicht darauf berechnete 
Spiel kann zum Gewinnſpiel werden, wenn es in einer ſolchen 
Weiſe betrieben wird, daß alle übrigen Interefien dabei zurückge⸗ 
drängt werden, ein bedeutender Glückwechſel oder Umfag von bes 
trächtlichen Summen unter den Spielern möglich wird. Es kann 
dieſes aber Befonderd auch dadurch geſchehen, daß die Einfachheit 
bed. Spieles, die Schnelligkeit der Entfcheidung möglichſt durch 
die Höhe des Satzes erfegt wird. Es gibt mithin Spiele, die ſchon 
ihrer Einrichtung nach darauf berechnet find, um als Gewinnſpiele 
gebraucht zu werben, bei Deren Ausübung bie Bermuthung in der 
Regel fehr nahe Liegt, daß. fie in gewinnfüchtiger Abficht gefchehen 
tft, während bei den übrigen dieſes erft Durch das Hinzutreten bes 
fonderer Umftände geſchieht. Das Spielen in gewinnſüchtiger Abs 
ſicht it es, was bei den Römern fowohl als den Deutichen eine ber 
fondere Geſetzgebung über diefen Gegenſtand hervorgerufen hat, und 
begreiflich find e8 Die eigentlichen Gewinn- und Wagefpiele, die da⸗ 
bei vorzugsweiſe in Betracht kommen; aber e8 bat die Gefebgehung- 
auch weil, um möglichen Mißbrauch vorzubeugen, alle Spiele um 
Geld, felbft wenn ans der Natur ober dem Gebrauch derfelben 
nicht hervorgeht, daß der zu machende Gewinn das Dabei Vorwal⸗ 
tende ift, in ihren Kreis gezogen. So verfchiepen auch der Inhalt 
‚der das Spiel beireffenden Geſetzgebungen ift, fo geht Die Tendenz 
"Doch immer dahin, demſelben gewiſſe engere Schranfen zu feßen. 
. Der Grund folder Befchränfung ift aber nicht, daß das Spiel am 
fh, auch wenn um Geld gefptelt wird, ald etwas Unftttfiches an= . 
gefehen wird. Nur in Beziehung auf die Geiftlichen würde fü, he⸗ 
haupten laſſen, Daß das Spielen als eine ihnen unziemliche um» 
nicht erlaubte Beichäftigung angelehen worden If*); es haben Die 
Altern Schififteller über das Spiel fi daher auch viel mit der 


0) &. auch Novella 123. e. 10. 
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Frage befchäftigt, ob ein Beiftlicher Schach fpielen bürfe, und wohl 
oft, befonder8 aus dem Grunde, weil’ es fehr zeitraubend fei und Die 
dem geiftfichen Beruf zu widmenden Stunden in Anfpruch nehme, 
diefelbe verneint. Man kann aud im Allgemeinen keine Unfittlichkett 
darin finden, Gewinn und Verluſt von einem ungewiſſen Umftand, 
von Kreignifien, die nicht durch unfere Einwirkung und Leitung be⸗ 
ſtimmt werden, abhängig zu machen; man hat freilich darin wohl 
zuwetlen einen Grund für die Spieverbote finden wollen, wiewohl 
doch fonft die aleatoriichen Verträge, denen man Spiel und Wette 
wohl (ohne daß dadurch ein Standpunkt, von dem ans diefelben ei- 
gentlich zu beurtheilen find, gewonnen wird) unterordnet, weder 
beichränft noch verboten find. Es fcheint mir, als hätte man fich 
auch das Unterfcheidende zwiſchen dem Gewinnfpiel, dent von diefem 
kann hier eigentlich nur die ˖ Rede ſein, und den übrigen. aleatorifchen 
Berträgen nie recht klar gemacht; dieſer dürfte aber, wie ich glaube, 
darin beftehen, daß bei Diefen ein ungewiffer, Gewinn oder Verluft 
herbeiführender Ausgangybereits als der ſtets nicht von unferer Len⸗ 
fung abhängende Erfolg aller zur Ausübung des Gewerbes und der 
Lebensbefchäftigungen gehörenden Unternehmungen ſchon gleihfam 
verhängt ift, und nun der Eine die Gefahr für den Andern ganz 
oder theilweife übernimmt, während das Spiel eine mit umfern 
übrigen Lebensbefchäftigungen nicht in Verbindung ftehende Hand- 
lung ift, durch welche ein Wechfel von Glück und Unglüd, ein Ue⸗ 
bergang von Vermögen aus der Hand des Einen in die des Andern, 
ohne anderweitige in den bürgerlichen Verkehr eingreifende und er- 
forderliche Thätigkeit herbeigeführt werden fol. Der : Spieler .unter- 
wirft fich nicht, wie wir e8 Alle müffen, dem Geſchick; er fordert 
e8 heraus, um ohne Arbeit zu erwerben. Das Spiel 
. At aber ein Gegenftand befonderer Tegislativer Aufmerkſamkeit ge- 
worden, weiles, wenn es in foldher gewinnfüchtiger Abficht betrieben 
wird, die Leidenschaften bis zu verbrecherifchen Ausbrüchen fteigert, 
bei dem plöglichen, ſtets erneuten Glückswechſel hier zur Richtach⸗ 
tung der Glücksguͤter, wie Dort zur Verzweiflung treibt, den Wohl: 
ftand der Familien untergräbt, weil es von förberlicher, dem Ge⸗ 
meinmwefen direct oder indirect zu Gute fommender Thaͤtigkeit ab- 
zieht, und leicht und oft dazu benußt wird, wie Die Erfahrung ftets 
gezeigt hat, um fich die Unerfahrenheit oder Leidenfchaft Anderer zu 
Rugen zu machen und ſich auf ihre Koſten felbit in betrügerifcher 
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Weiſe zu bereichern. Diele Gründe find auch in größerer oder gerin: 
gerer Zahl neben einander in. den. Spielgefegen aller Zeiten als 
Grund der befonbern beſchränkenden Normen angegeben worben. 
Man bat aber die, um diefen Gefahren zu begegnen, nothwendig 
erachteten Beichränfungen. ber Spielfreiheit auf verſchiedene Weiſe 
zu erreichen gefucht und zwar, indem.man den Forderungen, Die aus 
dem Spiele felbft oder bei Gelegenheit befjelben, 3. DB. durch Darlehn 
zu Spiel, wodurch dieſes gefördert wurbe, eniflanden find, den 
Rechtsſchutz eutzog, den Spielvertrag in der Art für nichtig erklärte, 
daß ſogar Rüdforderung des Bezahlten geftattet war, ober bes . 
flimmte, daß: das Spielgeld fiscalifch eingezogen und nody andere - 
Strafen und Rechsnachtheile Die Spieler oder Beförderer des Spies 
les treffen follten. Es find dieſes gleichſam Stufen einer fortichreis 
tenden Beichränfung. Ein noch in nahen und. fernen Kreifen im frir 
fchen und rühmlichen Andenken lebender, aber nicht immer in gleis 
chem Maße befonnener und, felbft wo feine Werfe den Schein eines 
umfafjenden Quellenſtudiums tragen, nicht immer fo gründlicher, 
als geiftreicher und fcharffinniger Schriftfteller, Ed. Gans*), hat _ 
die Anficht durchzuführen gefucht,. daß das römische Recht bei dem 
Spiele und der Wette von einer ganz ander Grundanſicht ausgehe, 
als die dem modernen Rechte und fo namentlich der preußifchen Ger 


jeggebung zu Grunde liege, Jeues werde buch das Brincip der 


Strafbarfeit beftimmt, diefem liege das Princip ver Gleich— 
giltigfeit zu. Grunde. Bei ven Römern nämlich fei das Spiel 
überhaupt als etwas Unrechtes, Gehäfftges betrachtet worven,. dar 
her habe es Pönalfanttionen gegen. das Spiel aufgeftellt; bei ung 
jei Die_Anficht vom Spiel eine mildere, „weil das Bertrauen auf 
Hoffnungen und die Sitte, vom ungewiflen Ausgang eines Ereig⸗ 
nifjes etwas abhängig zu machen, weit mehr in das moderne Leben 
als in das Alterthum eingenrungen ſei; deshalb werde das Spiel 
nicht als ftrafbar augefehen, aber weil es nicht in der Nothwendig⸗ 
feit des Verkehrs begründet fet, laſſe ihm der Staat feinen Rechts⸗ 
ſchutz angebeihen, verhalte. ſich Dagegen gleichgiltig, daher eine - 
Spielfhuld nicht eingeflagt werden könne u. ſ. w.“ Es ift au 
biejer Darftelung, wohl weil man von ihrem Urheber kaum etwas 


*) Ueber Spiele u. Wetten in Ed. Sans’ Beiträgen z. en on der preuß. 
Gefesgebung (Berlin 1832), Bb. 1, — 164 ff. 
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Anderes glaubte erwarten zu duͤrſen, unb weil fie auf ben eriten An⸗ 
bild etwas Biendendes hat, von einem um die Wiſſenſchaft des preu⸗ 
Bifchen Rechtes hochverdienten, rühmlichft bekannten Gelehrten das 
Praͤdicat „geiſtreich und ſcharf“ zu Theil geworben, während, 
wie e8 mir jcheint, ein genanered Eingehen in die Sache, einem Je⸗ 
den die gänzliche Unbaltbarfeit, dieſer eines jenen Tundamentes er» 
: mangelnden, zu falfcher Beurteilung der: Geſetze verleitenden Auf⸗ 
faffung nabe bringen umf., Da füch biefes aber volllommen üben - 
zeugend erft im Laufe der hier folgenden Linterfuchung hervorſtellen 
wird, fo mögen bier nur zur Rechtfertigung Diefes Urtheils folgende 
Demerfungen dienen. 1) Wenngleich in den pofitiven Rechten 
für die Eingehung gewiſſer oder aller Verträge befondere Formen 
vorgeſchrieben find, fo Daß jene nur, wenn dieſe beobachtet worden, 
eines vollkommnen Rechtsichupes genießen, fo kann man Doc nicht 
fagen, daß die Wirkſamkeit ver Berträge erſt durch eine. beftimmte 
Anerkennung und Zuftcherung Des Rechtsſchutzes, welche erfolgt, . 
wenn fie als in der Nothwendigkeit des Verkehrs begründet erſchei⸗ 
nen, hervorgerufen werde. Aus dem Begriffe. der Perfon und des 
Eigenthums geht es hervor, Daß ein Jeder gegen Andere Verbindlich⸗ 
keiten eingehen kann, ſo daß diefe dadurch ein Recht auf deren Erfül⸗ 
fung erwerben. Jedem pofitiven Recht liegt Die Regel zu Grunde: 
pacta sunt servanda, und wenn ‘dabei, abgejehen von den zu beobe 
achtenden Formen, durch weiche nur meift das Vorhandenfein eines 
wirklichen Vertrages außer Zweifel geftellt werben fol, auch mater 
rielle Beichränfungen eintreten, fo find Diefe chen als eine Abwei⸗ 
hung von jener Regel zu betrachten. Solche Beichränkungen find 
aber in jedem Fall ein poſitives Inftitut und beruhen auf befonderen 
Gründen, welche fie hersorgerufen haben, fo daß man nicht fagen 
kann, daß der Staat, wo er einem Rechtsgeichäft feinen Schu 
nicht angebeiben laſſe, füh dagegen gleichgiltig verhalte, in⸗ 
dem er gerade hier jehr beſtimmt eine Willensmeinung ausdrückt. 
Bon einem Princip der Gfeichgiltigkeit, wie es ber Verf. aufftellt, 
kann daher hier überhaupt gar feine Rebe fein, und es ift in Bezie⸗ 
hung auf das Spiel gewiß nicht vorhanden, wenn in einem Rechts⸗ 
ſyſtem der Sag ausdrückl ich ausgeſprochen wird: daß wegen 
einer Spielfehuld eine Klage nicht ftattfinden ſoll; e8 wird hier 
vielmehr einer Forderung, weil fie unter beftimmten Verhaͤltniſſen 
entitanden ift, in Beziehung auf diefe, Die. Wirkſamkeit die ſie fonft 


’ 


“ 
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haben würde, aus legislativen Gründen entzogen. — 2) Ein ſolcher 
Gegenſatz zwiſchen dem römifchen und dem nenern.Recht, wie ihn 
ver Berfaffer annimmt, ift gar nicht vorhanden. Das rämifche 
Recht unterſchied zwiſchen erlanbten und verbotenen Spielen, die in_ 
Beziehung anf die erften eingegangenen Berträge waren volllommen 
rechtsbeſtaͤndig; das Betreiben verbotener Spiele galt ald wider: 
verhtlich und ftrafbar, bis Inſtinian beftimmte, daß eine Strafe 
nicht eintreten“), ſondern nur Die bei dem Spiel eingegangenen Ver⸗ 
binblichfeiten durchaus nichtig fein ſollten. Bei den Deutichen war 
steiprünglich der Spielverirag wirffam, wie jeper andere; erft allmä⸗ 
lig kam man dahin, dieſe Wirkſamkeit zu befchränfen, und etwa ſeit 
dem 14. Jahrhundert fing man an zwiſchen erlaubten Spielen und 
verbotenen zu unterfcheiden, doc in der Welfe, daß audı eine ans 
den erftern entftandene Schuld nicht eingeflagt, das Bezahlte aber 
auch nicht zurückgefordert werben kounte, während die Ausübung der 
legtern mit Strafe bedroht war, fo wie ja noch. jest faft in allen un- 
fern Staaten befondere Spielftvafgefebe, gegen die fogenannten Has 
zardfpiele insbefonvere, beftehen, Die ihrer Grundlage nad) nur weit 
weniger neuern Urfprungs find, ald man es gemöhnlicd angenom⸗ 
men hat. Es wird der Nachweis diefer Angaben einen Hauptgegen⸗ 
ftand unferer Abhandlung ausmachen. Während alfo im Juftiniar 
neiſch⸗ römiſchen Recht die Spielgefeßgebung in gewiffer Beziehung 
milder geworden ift, ift man in Deutſchland auf dem Wege einer 
mehr und mehr hervortretenben Strenge vorgefchritten. Wie läßt 
ſich hier fagen, daß dem römifchen Recht das Princip der Strafbar 
feit, dem deutſchen das der Gleichgiltigfeit gegen das Spiel zu 
Grunde liegt? 3) Es gilt dieſes aber auch von dem Verhältnig des 
preußifchen Rechts zum römischen, da jenes fich ganz den deutſch⸗ 
rechtlichen Grundfägen anfchließt. Es ift in dem preußifchen Lands 
recht von dem Spiel und der Wette an. zwei verſchiedenen Orten die 
Rede; an dem einen (Th. I, T. 11, 8. 577 — 581) wird von den 
erlaubten Spielen gehandelt, und. das Wefentlichfte der Beftimmun- 
gen ift, daß eine daraus entftandene Forderung nicht eingeflagt wer⸗ 
ven kann, während ein Rüdforderungsrecht nicht flattfindet; an 
dem andern (I. 20, $. 1298—1307) wird beftimmt, welche 
Spiele, unter welchen Bedingungen und wie diefelben ftrafbar find. 


) C. 3. Cod. de aleatoribus : nulla sequatur condemaatie.. 
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Wie ſoll man es aber ſich erkluͤren, daß der Berfaffer eines Aufſatzes, 
worin der Geiſt der preußiſchen Spielgefeßgebung bargelegt werben 
fol, jene letzteren Beilimmungen ganz ignorirt, ber. unerlaub⸗ 
ten Spiele mit feiner Silbe erwähnt und diefer Geſetzgebung das 
Princip der Oleichgiltigkeit gegen das Spiel unterlegt? Daß dieſes 
aber gefchehen konnte (einem bloßen Bergefien halten ‘wir uns 
nicht berechtigt es zugufchreiben), zeigt eben, wie fich in diefer Abs 
handlung hervorftellen wird, daß ber genannte Autor das Weſen der 
Sache, die Entitehung und den innen Zufammenhang der preußi⸗ 
{hen Spielgefebgebung durchaus nicht gehörig erfannt hat. Es 
fann jener Auffah aber zum Beleg dienen, wie eine rationelle Ber 
handlung des Rechts, Die es ſich zur Aufgabe ftellt, den Inſtitutio⸗ 
nen gleichfam ihren Geiſt abzufragen, fie auf die ihnen zu Grunde 
Tiegenden allgemeinen Principien zurüdzuführen, allerdings als 
lein den Anfprudy auf die Begeichnung wiffenfchaftlich machen 
tan, fofern fie nämlich auf einer gründlichen, durch 
Erforfhung der Ouellen erworbenen Erfenntniß des 
Entwidlungsgangesd Des Rechtes beruht, ohne viele 
legtere um fo verberblicher wird, weil fie nicht nur Irrthümer erzeugt 
und verbreitet, fondern Diefes in einer blendenden und verführerifchen 
Weiſe thut, welche ver Geringfchägung der Durch Mühe zu begrün⸗ 
denden, ſoliden Baſis des Wiſſens nur zu ſehr Vorſchub leiſtet; 
daher eine ſolche Richtung noch ſchädlicher werden koͤnnte, als die 
einſeitig geſchichtliche, weil fie die Wurzeln. der NER 
verdorren macht. 


WB. Die deutfchen Hechtögeundfäge über dad Spiel. 


I. Aelteres RNecht. Entſtehung der Unwirkſamkeit der 
Spielſchulden. 
| Aeltere Schriftfteller insbeſondere haben behauptet, das Deut: 
ſche Recht Habe überhaupt das Spiel nicht als unerlaubt und die bei 
demfelben eingegangenen Berbindlichfeiten als rechtöbeftändig be: 
trachtet, während man in neuerer Zeit ſich wohl zu der Anficht hin⸗ 
geneigt hat, das ältere deutſche Recht habe dem römiſchen ſchon nä= 
her geftanden ald e8 gemeinhin angenommen worden*). Beide An: 


*) Mittermaier, beut. Prio.⸗R. $ 298. 
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ſichten find richtig, und das Wahre beftcht hier eben in der Vereini⸗ 
gung: derſelben. Beichränfungen und Verbote in Bezug auf das 
Spiel find in Deutfchland erft allmälig entitanden, doch unabhängig 
vom römifchen Recht, und ohne daß dabei eine befondere Mitwir- 
tung der Geiftlichkeit, ein Einfluß des Fanonifchen Rechtes, welches 
beſonders Spielverbote für die Geiftlichfeit enthielt, benterfbar 
wird. Phillips) will freilich der Durch das Chrijtenthunt be- 
‚ wirkten Umwandlung ber teligiöfeg Vorftellung der Germanen, mit 
welcher er das Spiel in Verbindung bringt, es zufchreiben, daß das 
Spiel den Eharafter einer ftrengern Verbindlichkeit verloren Habe; 
allein es fehlt dafür nicht allein der dieſe Anficht ſtützende Nachweis, 
fondern es fpricht dagegen Die erft fo fpät hervortretende Befchränz 
fung. — Um die Anficht ver Deutfchen über das Spiel zu begrün: 
den, beruft man ſich gewöhnlich auf die Erzählung des Tacitus, 
weldfer berichtet, es hätten Die Deutfchen das Spiel wie ein ernftes 
Geſchäft und mit höchſter Leivenfchaftlichkeit Betrieben, fo daß fie 
zulegt, wenn Alles verfpielt war, felbit ihre Freiheit eingefebt haͤt⸗ 
ten. Das gänzliche Schweigen der Volksrechte, ſowie der Tfandi- 
navifchen Rechtsquellen möchte vermuthen laflen, daß der Spielver- 
trag eine eben fo vollfommen bindende Verbindlichfeit wie jeder an- 
dere Vertrag erzeugte. Die erfle Spur einer beſchränkterñ Wirkſam⸗ 
feit zeigt fih im Sachfenfptegel, inden der Erbe, der fonft, fo weit 
die fahrende Habe reichte, für die Schulden des Erblafjes auffom- 
men: mußte, von.ber Verpflichtung freigefprochen wurde, Die Syiel- 
ſchuld zu bezahlen, 

Soe?) fo dat erve nimt, die fal dur recht die frult gelden alfo 
vern, als it erve geweret an varender have, Düve noch vor. 
wvoch dobelſpel n’is he nicht plichtich to geldene. 

Außerdem enthält das fächfifche Landrecht nur noch die Beftim- 
mung, Daß wenn ein Knecht feines Herrn Gut verfpielt, ver- 
fauft, verpfändet oder fonft veräußert, der Here es wieberfordern 
fann, daß dem Herrn aber fein Klagerecht zufteht, wenn der Knecht 
fein eigenes Gut in der benannten Weiſe verbringt,. weil er ihm 


1)_Philtips, beutfches Privatrecht, Bd. 1, ©. 504. 

2) ©. Sp. 1. 6.5. 2. Es ift diefes vielfach in anderen Rechtsbüchern und 
Statuten wiederholt. S. auch Berk, a Güterrechte der Ehegat⸗ 
ten, ©, 90. 

Zeitfchrift f. d. deutſche Recht. 2. Br. i 10 
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nicht zu erſetzen braucht, wenn er ibm auch ſonſt Verluſte erfeßen 
müßte). In Beziehung auf das Spiel laͤßt fi daraus weiter 
nichts entnehmen, ald daß man das im Spiel Berlorene nicht wie« 
der zurüdfordern fonnte, aber es ergibt ſich nicht, ob eine Klage wes 
gen des Berlorenen gegen den Spieler Statt fand. Ließe das ſaäch⸗ 
fifche Landredyt hierüber auch noch einigen Zweifel übrig, fo wird 
biefer durch das Rechtsbuch nad Diftinctionen gehoben, weldyes 
die Verbindlichkeit einer Spielſchuld nad Landrecht ausdrücllich 
und im Gegenfag zum Weichbilvtecht anerkennt. 

Wer?) in Tantrecht dem andern beclait umb topelipil und 

befennet man daz an gericht ob einer clait Der in dem gericht 

nicht ein Dingpflichtichte tft: fo ſchol der richter dem darumb 
helfen. So nimpt er den dritten pfening, ob man ed nicht 
vorſacht. 
Im J. 1331 am 9, Octbr. ſchloß der Graf Ulrich von Württemberg 
einen ‚Vergleich mit der Stadt Eplingen, in welchem abfeiten ver 
Stadt verfprochen wurde, daß wenn ein württembergifcher Unterthan 
im Spiele dafelbft Schulden gemacht, man ihn deshalb nicht feft- 
halten und feinen Zwang gegen thn üben, fondern nur was er bei 
fi führt abpfänden und wegen des weitern Anſpruchs ihn bei dem 
Gerichte, Darin er befeffen, oder dem er fonft unterworfen, belangen 
. follte?). 

Wenngleich die Befreiung des Erben von der Pfliht, die 
Spielſchuld zu gelten, als die erfte Spur einer Anficht betrachtet 
werden muß, wornad man eine folche Verbindlichkeit als eine nicht 
zu begünftigende anzufehen anfing, fo war fie aber dennoch nicht 
nur eine zu Recht beftändige und Hagbare, fondern ed wurde bie 
Spielfhuld, infofern Die Bezahlung ſogleich, ehe die Parteien aus⸗ 
einander gegangen waren, verlangt wurde, als eine fo liquide 
Schuld angefehen, daß felbft da, wo fonft dem Gläubiger ein 
Pfändungsrecht wegen kundlicher, unläugbarer Schuld nicht mehr ges 
ftattet war*), daſſelbe in diefem Falle Doch noch geübt werden durfte. 


1) S. Sp. II. 6, 8. 1, 2. Es ift auch biefes in vielen Rechtsbüchern und 
Statuten wiederholt. 
2) Rechtsb. n. Dift,, herausg. von Ortloff. IV. 36. d. 11. vgl. d. 10. 
, 3) In Reyfcher, Sammlung württemb. Geſetze. Bd. 4. ©. 5. 
4) ©. mein Pfändungsrecht im 1. Band biefer Zeitſchrift S. 190 ff. 
199 ff. beſ. S. 202. 








Die Lehre von dem Spiel u. ſ. w. 147 


(Pfenden’) ob dem Spill.) Und ob dem ſpil mag einer den an⸗ 
dern auch pfenden. Lezet er in aber gen vnd kumt von dem 
Spilbret mit feinem willen. oder on feinem willen. fo ſchol er 
bin nach im mit rehte darumb ſprechen und ſuſt nicht darumb 
pfenden. 
Der vorhergehende $. 124 handelt von der Pfändung um Zins, Die 
nicht fo befchränft war wie die wegen einer Spielfchuld, fondern fo 
lange geübt werden Fonnte, als der Zins unberichtigt war. Wegen 
anderer Schuld durfte nad) bamberger Stadtrecht ($. 122) feine 
Pfändung ohne Urtheil und gerichtliche Exrlaubniß (on gerehte und 
on reht) nicht geübt werden. Wenn fich der Schulpner der Zah 
lung oder Pfändung zu entziehen fuchte, oder wenn er Fein hinrei⸗ 
chendes Pfand bei ſich hatte, fo konnte man fich felbft feiner Perfon 
verfihern, wie dieſes befonders aus einer (wahrfcheinlich aus einer 
andern Rechtöquelle entnommenen) Stelle in der Bearbeitung des 
fächfifchen Weichbildes, welde von Thüngen aus einer heidel⸗ 
berger Handfchrift neuerlichft herausgegeben hat), hervorgeht: 
Vorſpilt eynn man yn des andern haufe und hat er nit pfandes 
er mag yn woll vor dy ſchult auff halden ynen ſyner gewernn. 
Byß das er ym das ſyne vorgilt. kumpt aber yener hynn wegk 
| her fan ym nicht augewynnen Den feyn Bloß recht. i 
Es heißt dieſes Legtere: es fteht ihm dann blos noch ein Klagerecht 
zu, doch kann er weder pfänden noch fich der Berfon des Schuld» 
ners bemächtigen. Wenngleich bier fupponirt wird, daß in dem 
Haufe des Gläubigers gefpielt wurde, fo war Dod das Recht, den 
Schuldner aufzuhalten oder zu pfänden, keineswegs dadurch bedingt, 
ed war biejes vielmehr ein Recht, welches dem gewinnenden und 
unbefriedigten Mitfpieler zuſtand, wo auch gefpielt fein mochte; 
dieß ſcheint namentlich noch Durch eine Beſtimmung in dem alten, 
wohl dem 13, Jahrhundert angehörigen lüneburgifchen Stadtrecht, 
welches Dreyer herausgegeben hat, beftätigt zu werben: 
So eyn®) Mahn Belt verdobeleve, unde worde umme dat 


1) Bamberger Stabtr. $, 125, bei Zöpfl: das alte bamberger Recht 
als Quelle ber Carolina (Heidelb. 1839), Urkundenb. ©. 39. 

2) Sähfifhes Weichbild nad) dem ober Palatinus Nr. 461. Herausg. von 
v. Shüngen (Heidelb. 1839), Art. 349. 

3) Jura vetustissima civit. Luneb. (in Dreyer’s Nebenſtunden S. 376) 


c. 36. 
10* 
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Gelt flaten by dath Breth, queme he van Eventüre weg, fo 
mad, ehne nemandt umme dath Gelt befchuldigen. Worde be 
aver ghenamen von dem Brede mit Gewalt, men ſchall ehme 
darume befchuldigen vor dem Vagede, wes he befent de twe 
deel fchal he geven dem Safewalden, den dridden Deel dem 
Vagede. 

Daß von jeder eingeklagten Spielſchuld der Richter den dritten Theil 

erhielt, was nach den Diſtinctionen nur dann im Landrecht der Fall 

war, wenn der Kläger ein Gaſt war, findet ſich auch noch in an: 
dern ftatutarifchen Rechten, fo 3. B. in dem Alteften hamburgiſchen 

Stadrecht): = 
— mente van Duve und van Rove dat Gaften angeit unde van 
Wedde, unde van Dobelesfpele dat vor Rechte vorflaget 
werd, hevet dat Richte dat drüdde Deel. 

Während das alte Stadtreht von Braunfhweig von den obigen 

Sagungen eine Ausnahme macht und beftimmt, daß man wegen 

Spielfchuld niemand fefthalten, fondern ihn nur ———— belan⸗ 

gen ſoll: 

Vmme) dobbelſpel ſcal me nemende vpholden, he ft jungh 
eder alt, den jungen de neyn gud hefft mach me nicht umme 
dobbelſpel vorclaghen vor gerichte, den olden de eghen gud 
hefft, mach me vor gerichte vorclaghen umme dobbelſpel. 

war in Lüneburg das Klagerecht ſelbſt dadurch bedingt, daß man 

den Schuldner gleichſam wie einen auf handhafter That ergriffenen 

Miſſethäter vor Gericht brachte; war er entkommen, ſo konnte man 

ſeine Forderung nicht weiter geltend machen. Aber eine unbedingte 

Aufhebung der Klagbarkeit der Spielſchuld findet ſich zuerſt in dem 

etwa gleichzeitigen magdeburgiſchen, im J. 1261 nad) Breslau ger 

ſchickten Schöffenrecht, welches (Art. 51) -beftimmt®), daß, wenn 

Semand um Spielichuld beklagt wird, er nicht Darum zu antworten 


1) Hamburg. Stadtr. v. 1270, XII. 7., b. Anderfon, hamb. Priv.⸗R. 
Bd. 1. S. 100. 

2) Legg. antiquiss. civit. — IV. 57., b. Leibnita Seriptt. Rer. 
Brunsw. T. Ill. p. 442. 

3) Bei Gaupp, halliſch-magdeb. R. ©. 239. Magbeb. = görliger R. von 
130%, Art. 107. Daſelbſt S. 305. Alt eulmifches R., Art. 77. (berg. 
v. Leman, Berlin 1838) ©. 77. 


x 


Die Lehre von dem Spiel u. N w. 149 


braucht. Daher ſetzen die Diſtinctionen hier auch Landrecht und 
Weichbildrecht einander entgegen: 
In wicpilde?) beclait einer den andern umb topilſpil, da en 
darff man nicht umb antworten, wenn man ſich dez mit rechten 
urteiln enſait. 
Nach einem Zuſatz zu obigem Artikel des magdeburgiſchen Rechtes: 
„und der Richter ſoll darüber nichtrichten‘‘, der fpäteren Bearbeitun⸗ 
gen der aus dem magdeburgiſchen Rechte hervorgegangenen Rechts⸗ 
quellen angehört?), wurde, wie es ſcheint, der Richter angewieſen, 
Spielflagen, felbft wenn der Beflagte die Einrede der Unflagbarfeit 
nicht eingewendet hatte, von Amts wegen abzuweifen. Es ſcheint 
mir aber auf einem Mißverftänpniß zu beruhen, wenn das alte cule 
mifche Recht fogar diefes auf Den Fall ausdehnt, wenn Jemand 
durch falſche Würfel im Spiele betrogen worden: 
Toppil fpil — heißt e8 nämlich daſelbſt — ®) ift eyn ſpil. 
von mutwillen. wehn des fpiles Iuftet. der fal dy wurfele 
vor befeen. vnde fal fih vor trogene huten, wenne 
der richter fal obir toppil fpil nicht richten. Suns 
der dy ratmanne dy in den fteten font. dy mogen myt der wiſſe⸗ 
ften Iute rate wol willefore fegen obir toppil fpil vnd obir val- 
ſche wurfele und dag fturen. vf das dy Iute myt toppilfpile nicht 
tzu fere befchediget werben. | 
Wegen Betruges beim Spiel wurbe nämlich, e8 mochte Die Spiels 
ſchuld gerichtlich gefordert werben können oder nicht, fonft immer 
eine Klage geftattet, fo wie die, welche den Betrug geübt, nament«. 
lich mit falfchen Würfeln gefpielt hatten, hart beftraft wurden. Es 
läßt fich befonders das alte augsburgiſche Stadtrecht hierfür zum 
Belege anführen: . 
Iſt) auch daß Leüth mit einanbet fpielen bey ber nacht, und 
das vor Gericht zu Hage komt und einer klagt, daß ihm ber 
ander fein gut mit unrecht angewunnen hat, Daffelb fpiel, es fey 
verbürget oder nicht, fol Fein Frafft haben, und fol ber da ge: 
wunnen hat ein Jar aus der ftat feyn. 


1) Rechtsb. n. Dift. IV. 36. d. 9, f. oben S. 146. 

2) Sächſ. Weichb. (b. Lubovici), Art. 101. 

3) Altsculm. R., a. a. O. Art. 78. 

4) Alte augsb. Statuten von 1276, Art. 397. &. 2. b. Bald „Beitr. 
Bd, A. ©. 393. 
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Wer mit*) dem andren fpilt mit hohlen Wuͤrfflen, oder mit 
gefülten würfflen — wird er deß bemärt jelb dritt mit den Die 
ed gejeben haben, fo fol man ihm die hand darum heißen 
abjlagen ıc. 

Die Urheber jener Anordnung, oh die Klagbarkeit der Spiel: 
fhulden aufgehoben wurde, ſcheinen zunaͤchſt nur die Abſicht gehabt 
zu haben, ein übermäßiges Spiel zu verhindern, und daß im 
Taumel der Leidenfchaft die Bürger nicht etwa verleitet werden folls 
ten, ihre Vermögen ganz ‚oder großentheild aufs Spiel zu feßen. 
Dazu fhien jene Maßregel im Allgemeinen zu genügen, und es 
blieb dem Gewinner Die Befugniß, fih an das, was der Spieler 
. mit ſich führte, zu halten. So fagt die Gloſſe zu B. IH. Art. 6. 
des Sachſenſpiegels: 
Hätte auch einer fein Gut verſpielt, und hätte ferner nicht 
zu geben, was er verfpielt hat, man darf ihn darum vor feinen 
Richter beflagen. Man darf ihn auch nicht Höher pfänden, denn 
um das, was er um und an hat. Entläuft er, fo iſt er gar los. 
Es paffen diefe Bemerkungen aber nicht zum fächfifhen Land- 
recht, da zur Zeit, als diejes verfaßt wurde, eine Spielſchuld, wie 
jebe andere gegen den Schuldner, fo lange er lebte, eingeflagt 
werben Tonnte und .er mit feinem Vermögen, worüber er ver= 
fügen konnte, dafür haftete; der Oloffator dürfte hier aus dem jäch- 
ſtſchen Weichbilb gefchöpft haben, denn in der Tateinifchen Ueber: 
ſetzung in Ludovici's Ausgabe (der deutſche Tert ift hier durchaus 
unklar) heißt es (Art. 104): 3 
De aleae ludo — nec pignorare ad majus poterit, nisi 
quod circa se habuerit, et si aufugerit liberabitur. 
Es wurde daher auch oftmals ausdrücklich verboten, noch irgend 


*) Ebendaf. Art. 209. S. 215. — In Zürich wurden zufolge bes Richte⸗ 
briev's ©. 73 Spieler, bei denen man faliche Würfel gefunden, ges 
ſchwemmt, d. i. an einen Kahn gebunden durch ben See gezogen. ©. 
Hüllmann, Städtewefen Bd. 4. S. 250. In Ulm follte, wer faliche 
ober geblidete (gefüllte?) Würfel terug oder damit umging, ein halbes Jahr 
ober länger, je nachdem es dem Rath gutblinkte, aus ber Stadt fein. ©. 
Zäger, Gef. v. Ulm, &. 540. In Brankfurt am M. wurben falfchen 
Spielern zuweilen die Augen ‚ausgeftochen oder fie wurben mit ber "Karte 
gezeichnet in den Main geworfen. &. Kirchner's Gef. v. Frankf. 
a. M. 3b, 1. ©. 589, s 
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einen weitern Zwang gegen den Spieler zu üben, wenn Dad, was 
es bei ſich führte, was er um und an hatte, zur Bezahlung der 
Spielſchuld nicht hinreichte. Man durfte fi) daher nicht, wie es 
fonft bei einem zahlungsunfähigen Schuldner der Fall war, an feine 
Perfon halten, oder ihn zur Stellung einer Bürgſchaft nöthigen; 
war Letzteres gefchehen, fo war die Bürgfchaft unwirkſam. Verbo⸗ 
ten war es auch, Jemandem ein höheres Darlehn beim Spiel zu ma⸗ 
hen, als die Kleider des Spielers werth waren. 
Welch Saft!) in diſe Stadt reit, fehrt oder gehet, Geht er in 
ein Leuthaus und fpilet Darin tages oder nachts, den fol nie: 
mand weren oder nöten, wanalsteür eran hat oder 
bey ihm hat oder herbringt das fein eigendlich gut ift das 
er zu den Zeiten bie hat. Wirt darüber iemand genötet mit - 
fängfnus den fol ein Vogt oder ein Burggrav ledig machen. 
Wär aber daß man ihn benöthe daß er verbürgen 
müft, wen das für Gericht komt, das foll Fein Frafft has 
ben. Daſſelb recht hat auch ein ieglich man der in ein Leute 
haus geht, und da fpielt daß den nieman weren ſoll wann als 
teur er an hat, und auf Fein fein gut das er daheim hat. 
Ren?) werth noch neman ſchall op eynen unfen borger an 
dobelfpele mer geven denne fine Eledere unde ander dinghe wert 
is, dat he by ſeck hefft noch vp one an dobelfpele winnen ; we 
dat dar boven deyt, fo mot he dat van ome vorderen vor ges 
richte: Spenne he one ever beholde he one dar en boven bat 
mofte he weder den Bogede mit webde unde dem Safewalden 
mit bote. 
Gewinnet 2) auch einer mit topelfpil eime mer an, wenn er 
by im vnd umbe hat, unde fpennet in in dy veffere ader helden 
daz muz er wider tun, und muz dem ſachwolden buzen und dem 
gerichte wetten +). 
Weitere Beichränfungen fanden noch in Beziehung auf Unmündige 
Statt. Einige Statuten verordnen, daß ein Unmündiger nicht mehr 
als feine Kleider, die er an hat, fol verfpielen können und daß er um 


1) Augsb. Stat. v. 1276, a, a. DO. Art. 398. 

2) Leges Goslar. $. 126, b. Leibnitz Scripit. Rer. Brunsw. III. p. 520. 
3) Rechtsb. n. Diſtinct. IV. 36. d. 8. 

4) Vergl. daſ. II. 9, 3. mit ſächſ. Landrecht III. 39. $. 1. 
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mehr nicht gepfaͤndet werden kann; was er ſonſt noch bei ſich führte, 
wurde als nicht ihm, ſondern ſeinem Vater angehörig angeſehen, 
wenigſtens ſtand dieſem ein Ruͤckforderungsrecht zu: 
Manı) fal keines mannes fun an ſpile hoer verpfenden. 
wenne alſe vil. alſe cleider am halſe hat. vnd nimet der ſun 
deme vater ſines gutis icht. iz ſi. was iz ſi — vnd ſetzet iz von 
fin ſpilgelt. wo ig denne der vater an kumt mac ſich iz mit ge⸗ 
richte onderwinden. 
Ez en?) ſchol auch nieman vf deheinez mannez fun der nicht 
eigenz guetez hat dehein pfant haben mer vf in fpilen danne 
fein gewant erlangen ıc. 
In dem älteften wiener Stadtrecht (v. 1296) befindet fi Dagegen 
- eine intereffante Beftimmung in Bezug auf die Stabtfchüler, worin, 
um dieſe möglichft ganz am Spiele zu verhindern, verorbnet iſt, daß 
fie auch ihre Kleider, Bücher u. ſ. w. nicht follten verfpielen, fons 
- dern nur was fie an baarem Gelde — man mochte dergleichen wohl 
nur felten bei ihnen vorausfegen — bei ſich führten. Die Verord⸗ 
nung lautet: 
Swelih®) fhuler fpilt in der Tabern der fol niht mere müs 
gen verlifen, denne er beraiter pfenninge bi im habe: Sein ges 
want, feine buch. oder ander feine pfant fol im nieman nes 
men. ſwi vil er verliefet. damit wellen wir erweren daz nier 
man mit in fpil. vnd irre lernunge deſter vleiffiger werben. 
Swer ir pfant darüber nimt. der fol der rihter büzzen. alfo 
daz er in gebe zwai pfunt. vnd an bie flat zwai pfunt. 
Die alten augsburger Statuten verbieten aber ſchon jedes Spiel 
mit Unmündigen: 
&s*) en foll fein Kegler feinem Kind nit geftatten daz ze ſei⸗ 
‚nen tagen nit fommen ift, daß er ihm fin Pfenninge abgewinne 
oder ein gut. Thut er das darüber, was er Ihm denn abge: 


1) Das ältefte freiberger Stabtredht, in Schott’3 Sammlung Bd. 3. 
©. 286. Vergl. auch die neuen freib. Statuten, Art. 84 und 271, b. 
Wald, Bd. 3. ©, 193 u. 273. 

2) Aeltefte Stat. d. Stadt Regensburg v. 1320, in von Freyber g's 
Sammlung hiſt. Echrift, Bb. 5. 9. 1. ©. 16. 

3) Alberti D. Austr. jura antig. civit. Viennesi conf. a. 1296, 8. 15, b. 
Senkenberg Visiones p. 283. 

4) At augsb, Stadtr., a. a. D. Art. 207. 
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‚wunnen hat, das fol er Ihm widergeben vnd foll ihm der 
Vogt der Stat ze Befferung an den Schraiat heiffen ſchlahen. 
Wer aber ze finen tagen kommen ift, lat fich der Affen der hab 
den Schaden. 

Was?) davor gefchrieben flat um die Kegler, daß fol auch 
fteht feyn umb die Riemenftecher vnd umb die Heüffler. 

Wenn wir alfovon den angeführten, befonderen, auf die Unmüns 
digen fich beziehenden Beftimmungen abfehen, fo war eigentlid) der 
Grundſatz, zu dem man gefommen war, dag Niemand mehr folle ver⸗ 
fpielen Fönnen, als er gerade bei fich führte, oder daß man, wie es 
fpätere Statuten ausdrüden, niht auf Borg follte fpielen Dürfen. 
Ein Schritt weiter war e8 dann noch, daß auch die Selbfthülfe, die 
noch angewendet werden durfte, um den Spieler zur Bezahlung feiner 
Spielfchufd mit dem, was er bei ſich hatte, zu nöthigen, ebenfalls 
befeitigt wurde. Ausdrüdlich finden wir Diefes nur in dem mem: 
minger Stadtrecht (welches, wie das ſchon oben einmal angeführte 
tegensburger, in Beziehung auf feine Grundfäbe über das Spiel 
fonft fhon auf einer fpätern Entwidlungsftufe fteht) ausgefprochen: 

Es?) ift ouch mit namen gefebt, das man nun für bas hie je 
Memmingen niemant fol richten vmb kain fpilgelt umb wal⸗ 
gelt?), oder das en pfening verlieren mag, das dazu gehört 
vngevärlich vnd fol ouch niemant dem andern darumb pfand 
nemen, noch abziehen noch den jelbfchollen noch den geweren, 
noch den bürgen, den das ainer den andem gern vnd undbes 
zwungentlich git, das mag er wol nemen an gevärd. 

Die Beichränfungen des Spieles, fo weit wir fie bisher fennen 
gelernt haben, haben ſich, und zwar fchon im Laufe des 13. Jahr⸗ 
hundertS, in den Städten ausgebildet, Die Diftinctionen feben 
daher auch noch Landrecht und Stadtrecht bei diefem Gegenftand 
einander ‚entgegen, doch haben die Grundſätze des letztern, wenn 
fie auch noch nicht zur Gemeingiltigfeit gelangt find, bereits im 
14. Jahrhundert im Landrechte Eingang gefunden. Der Gloffator 


1) Daſ. Art. 2085 vergl, noch Art. 403, 

2 Rechtsbuch der Etadbt Memmingen v. 1396, Art. XXXIV. in von 
Freyberg's Sammlung, Bd. 5. ©. 293. 

3) Wälgeld fo viel als Kugelgeld, was in andern Statuten vorkommt ; 
man fagte: mit Kugeln wälen, fe Schmeller’s baier. Wörterbud). 
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des Sachſenſpiegels commentirt benfelben offenbar aus dem Stadt- 
recht 2); doch weniger möchte ich mich darauf, als auf das Rechis- 
buch des Könige Ludwig von Batern berufen, welches feine Klage 
mehr wegen einer Spielfchuld geftattet, ja dieſelbe fogar verpönt 
und nur erlaubt den Spieler an feiner fahrenden Habe zu pfänden : 
Wer?) mit dem andern fpilt oder dhugelt oder bhains ſölhen 
dings beginnt oder fein werer ift, oder porg wirt dann fo vil 
ala ex pey im verpfenden mag, daz man getreiben und ge⸗ 
tragen mag, daz fol vnſchedlich feinz ez fol auch niemantz er⸗ 
ben dhain fpil erben: wer umb fpil alz vorgefchrieben tft, ze 
lag chümt, da fol der antwurter ledig fein, und der chlager 
dem gerichte püzzen mit zehen fchilling pfenning. 
Ez füllen) and die amptlaeut nieman dhain fpil mer ver: 
bieten, wann man mit ainem iglichem wol fpilen mag alz 
vorgefehrieben ift, umb alz vil, alz er pey im verpfenden mag, 
daz man getreiben und getragen mag. 
Die letzte Beftimmung fiheint darauf hinzudenten, daß auch wohl 
ſchon weitergehende Beichränfungen, gegen welche aber das Rechts⸗ 


— bvicch fich hier noch erflärt, verjucht worden find. Die meiften ver 


obigen Statuten fprechen faft immer von Doppelfpiel, und es 
laͤßt ſich auch nicht verfennen, daß man vorzüglich diejenigen Spiele 
vor Augen hatte, die des Gewinnes wegen betrieben wurden und 
die ihrer Beichaffenheit nach unter Die Kategorie unferer Hazard⸗ 
Spiele fallen; allein zu einer Unterfcheidung von verſchiedenen Spie- 
(en bat dieſes noch nicht geführt; bei feinem Spiel follte man 
mebr verlieren, als man bei fich hatte, und es fand aljo niemals 
‚eine. Klage Statt. Es ſcheint ſelbſt, als hätte man Doppeln in 
einem weiten Sim für fptelen überhaupt gebraucht. 


— —— 





N6S. oben 8.150. 


2) Rechtsb. K. Ludwigs v. Baiern v. 1346, Art. 272, in von Freyberg' 8 
Sammlung, Bd. 4. ©. 478, 

3) Dafelbft Art. 273. Vergl. noch Art. 271, 274. Das Recht der Stadt 
Freyſing v. 1359, in von Freyberg’& Sammlung, Bd. 5. ©. 218 u. 
219, flimmt faft wörtlich mit d. Art. 271—275 in Ludwig's v. Baiern 
Rechtsb. überein. 
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AI. Entwicklung der Unterfcheidung zwifchen erlaubten und 
verbotenen oder ftrafbaren Spielen, als Grundlage der 
jeßt geltenden Nechtsanficht. 


Immer beftimmter bildete ſich und zwar auch zunächft wieder in 
den Stäbten, wohl zum Theil veranlaßt durch die wirklich oder ver» 


meintlic oftmals dabei vorgefommenen Untedlichfeiten, eine dem 


Spiele ungünftige Anficht ans, welche zu einer ftrengen Geſetzge⸗ 
bung in Betreff deſſelben führte. Wie man über das Spiel zu den⸗ 
Ten anfing, ergibt eine Aeußerung der Gloſſe zum ſächſiſchen Land» 
recht (III. 6.): „Wiß aber erftlich, daß ein Spieler viel erger ift 
ald ein Räuber; dann indem er mit einem fpielet, Fönnte er es ihm 
abwünfchen, fo thet er es Heber, dann daß er es ihm abgewin⸗ 
nen fol.” Das alte culmer fagt *): Doppelfpiel fet „ein Spiel 
von Muthwillen‘’, bei welchem fich ein Jever „vor Trug zu hüs 
ten“ hat; „wenn fih ein Mann, der zu feinen Jahren gekom⸗ 
men, beim Kegel und andern Spiel Affen Täßt, fo habe er den 
Schaden“, heißt es im alten augsburger Stabtreht ). Aus dem 
Allen geht hervor, daß man eine leidenſchaftliche Gewinnfucht, Die 
felbft unredfihe Mittel, um zum Zwed zu gelangen, nicht ver 
fihmähte, bei den eigentlichen Spielern vorausſetzte. — Bei der 
größern Rohheit der Sitten, ſcheint das Spiel nicht nur mit aller. 
der, für Moralität und Wohlftand verderblichen Leidenfchaftlichfeit 
betrieben worden zu fein, wie ed auch mitunter bei und der Fall 
tft, jondern fehr häufig zu den wildeften Scenen und blutigen Aufs 
tritten Beranlaffing gegeben zu haben. Es wird berichtet, daß 
gegen Ende des 15. Jahrhunderts das Stadtgericht zu Ulm vollauf 
zu thun hatte, um die bei dem Spiel durch Gewaltthaͤtigkeiten ent 
ftandenen Händel zu ſchlichten ), umd mehrfach tft felbft noch im 
Statuten des 17. Jahrhunderts davon die Rede, daß das Spies 
len oftmals zu Zank, Schlägerei, Mord und Todſchlag führe. Das 
bei fcheint die, Spielfucht fehr weit verbreitet geweſen zu fein, und 
befonders im 14. und 19. Jahrhundert in manchen Städten fehr 
überhand genommen zu haben. So erzählt Jäger in feiner Ge- 
fhihte von Ulm: „daß aud) das weibliche Gefchleche feine Kart- 


1) &. oben S. 149, Note 3. 
2) ©. oben &. 152, Note 4. i 
3) Jäger, ulms Verfaflung u, ſ. w. in⸗M. A. Stuttg. 1831, ®. 542. 
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böfe hielt. Man fuchte oft Unnründige in Spielgefellfchaften zur 
ziehen, daher der Rath verbieten mußte, eines biderben Mannes 
Kind auf Spiel etwas zu leihen oder ihm etwas abzugewinnen, 
bei Berluft des Dargelicehenen, Abgenonmenen oder anderweitiger 
Strafe. Befonders waren auch die Frauenhäufer fruchtbare Pfleg- 
- fchulen für diefe Leidenſchaft; Söhne ehrbarer Eltern wurden da⸗ 
hin gelodt, ihnen das Ihrige abgenommen und fie nod) dazu ver= 
leitet, ihren Eltern zu verfchleppen, weflen fie habhaft werden konn⸗ 
ten, daher e8 1410 dem Frauenwirth in feinen Eid gegeben wurde, 
alle die, weldye junge Leute zum Spiel verloden würden, zu rü⸗ 
gen’’ 2). Ein anderer Autor?) berichtet, daß in Frankfurt am M. 
der Rath felbft, um Linterfchleif zu vermeiden, die Würfel, die häu⸗ 
figer als Karten gebraucht wurden, felbit verkaufte, und daß in 
manchen Mefien, 3. B. 1432, mehr als 8000 Stüd abgefegt wur: 
den. Die Erlaubniß zum Spiel wurde an einem Unternehmer ver: 
pachtetz eines der Spielhäufer, der Heißenftein genannt, trug im 
Anfang des 15. Jahrh. 400 Goldgulden jede Meffe ein. Auch in 
Arnheim verpachtete man ſchon im 14. Jahrh. ‚Spielhäufer?). 
Alfo ſchon damals benugte man das Spiel ald ein Mittel 
zur Vermehrung der öffentlichen Einfünfte, privilegirte es, währen 
‚man zugleid von der Erfenntniß ‚geleitet, daß es „zu allen mög⸗ 
lichen Unfuhr, zum Verderben von Kindern führe’ *), dem Berufe 
einer chriftlichen Obrigfeit folgend, Strafgefebe gegen das Spielen 
erließ. — In den italienifchen Städten, weldhe in mannigfachen 
Beziehungen den deutfchen in der Entwiclung vorangegangen wa⸗ 
ven, hatte man fchon im 13. Jahrhundert vielfah das Spielen 
durch Spielverbote und Straffagungen noch mehr zu befchränfen 
 gefucht>). Ein Gleiches ſcheint auch ſchon damals in den nieber- 
laͤndiſchen Städten, die den italienischen in vielfacher Hinficht gleich: 
ftanden, der Fall gewefen zu fein. °). In Deutfchland fing erſt mit 


1) A. a. O. ©, 539. 

2) Kirchner, Geſchichte d. Stadt Frankf. a. M. Bd, 1. ©, 588. 

3) Hüllmann, Städtewefen im M.⸗A. Bd. 4, ©. 251. 

4) ©. Jäger a. a. O. ©. 540. 

5) Mehrere Rachweifungen b. Hüllmann a. a O. ©. 247 ff. 

6, Es deutet darauf wenigftens ein Spielverbot in ber Keure des Landes 
von Furnes vom 3. 1240 $. 45. (b. Warnkönig, flandriiche Rechts: 
geſch. Bd. 2. Abth. 2. Urkundenb. S. 77). Protracti de ludo taloram 


* 
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dem 14. Jahrhundert die Geſetzgebung allmälig an diefe Richtung 
zu nehmen, während man es nicht. nur noch vielfach bei der Un- 
Flagbarfeit der Spielfchulden bewenden ließ, fondern mander Dr- 
ten fogar noch der Spielvertrag als eine vollfommen zu Recht be 
ftehende Verbindlichkeit angefehen wurde, So wiederholen 3. B. 
die hamburger Statuten von 1497 1), was in denen von 1270 
darüber feftgefegt ift, und ein Gleiches ift mit dem Lübedifchen Stadt- 
recht der Fall 2), in defien mannigfachen Rerenfionen gar feine bes 
fondern Beftimmungen über das Spiel vorfommen, deren jonft die 
meiften und felbft kleinerer Städte enthalten. Das ältefte, mir be- 
kannt gewordene Strafgefeb gegen das Spiel in einer deutſchen 
Stadt ift im 3. 1301 in Göttingen gegeben worden, es lautet: 
item ®) nullus tessarabit vel alium ludum exercebit cum qua 
pecunia perdi potest sub poena libere. — Item nemo debet 
ludere cum globis nisi pro tanta quantitate, ut in quantum 
tunc portare polest sub poena simili. Et qui permittitur 
hos ludos in domo sua exerceri, ita quod non accusat lu- 
dentes dabit libram, nisi excusat ignoranliam suam jura- 
mento, et debet abesse civitati instanter per dimidiam mil-- 
liare ad quindenam, aut in domo sua manere lanto tempore, 
et non reverletur ad civitatem nec domum suam exibit, nisi 
talis pecunia ut premittitur primo sit persoluta. 
Ziemlich von gleihem Alter mochte aber ein Spielverbot fein, wel⸗ 
ches fich in den Alteften bremer Statuten findet: 
So*) welic borghere dobelet ofte Hut fefet ofte rifemafet *) 


XX solidos emendabunt comiti; sed licet cum tabulis et scaceis ludere. 
Protracti ex Houtchen (Hölzchen) emendabunt comiti tres libras; do- 
mus in qua luditur cum tabulis et Houtchen tres libras. 

1) Hamburger Stadtrecht v. 1497, D. Art. 13, b. Anderfon &, 467. 

2) Das alte Lübife Recht, herausgegeben v. Hach (Lübeck 1839), Gober 
IH. Art. 398 a. E. ©, 543. — Auch in Dreyer's Einleitung in bie 
Lübifchen Verordnungen habe ich Feine Nachweifung von Gefegen, die fi 
auf das Spiel beziehen, gefunden. 

3) Statuta Goelling. in Puffendorf, Obss. T. 111. p. 192. 

45) Statuten der Stadt Bremen v. 1303, Art. 12, in Delrih’8 Samms 
lung ber Gefegbücher der Stadt Bremen ©. 41. Bergl. Donandt, 
Geſchichte des brem. Stadtrecht Bd. 2. S. 302. 

5) Ueber bie Bedeutung biefer Spiele: Gildemeifter, im hanfeat, Maga⸗ 
zin Bd. 6. ©. 306. 
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binnen wic belethe wert hes vortucht mit enem tughe the fral 

gheven ther ſtat teyn ſchilling unde wat he mit theſemen ſpele 

wunnen hevet vpme worftafle, mach ſpele we ſe wil. 

Seit dem 14. Jahrh. werden nun die Spielverbote in Stabt: 
gefegen immer häufiger, und wurden an demfelben Drt oftmals cr 
neuet, geändert, gefchärft und wohl zuweilen auch wieder gemil 
dert. Ein Gleiches geihah dann, ald die Landesregierungen feit 
dem 15. und 16. Jahrhundert mehr auf die Rechtsbildung einzumir 
fen anfingen, theils in den Landes» und Pollzeiorbnungen, theild 
in einzelnen, befonder6 zu dem Zweck ausgegangenen Verordnun⸗ 
gen. Wan findet die Spielgefege befonders in Verbindung mit ben 


damals häufigen Lurusgefegen, wodurch der SKleiverpracht, dei 


Schwelgerei u. |. w. bei Hochzeiten und Leichenfchnäufen Einhalt 
geihan werden follte. Während aber ſchon früher eine völlige Gleich⸗ 
heit der auf das Spiel anwendbaren Grundfäge nicht geherrſcht 
hatte, fo trat nun, als man das Spiel gleichfam in das Gebiet des 
Strafrechts hinüber gezogen hatte, eine um fo größere Verſchieden⸗ 
heit, ein gewiſſes Schwanten hervor, indem es fchien, daß man 
nicht immer Die rechten Grenzen zu finden wußte und ſich wohl durch 
zeitweilige Eindrücke und Umſtaͤnde beftimmen ließ. Dennod) bürf 
ten ſich die Dabei leitenden Grundanfichten mit ziemlicher Sicherheit 
herausfinden: und feftftellen laſſen. Es ift hierbei. aber Folgendes 
zu beachten: j 

1) Die Verbote und Strafgefebe waren zunächft gegen geile 
Arten von Spielen gerichtet, und zwar gegen das eigentliche Dop 
pel⸗ und Würfelfpiel*) oder auch gegen andere Spiele, die dieſen in ber 
Weiſe gleichgeartet waren, daß fle unter der erften Benennung, wo 


»y Die caffeler Statuten v. 1444 (in Kopp's Nachrichten von ber Bir 
foffung der Gerichte u. |. w. Bd. 1. St. 1. Beilagen S. 34) verbieten 
das Spielen mit Würfeln innerhalb und außerhalb der Stadt um 
Geld ober Geldeswerth bei Strafe von 2 Gulden und vierwöchentlicher 
Berweifung aus der Stadt; welche Strafe auch ben treffen follte, der 
dergleichen wiffentlich in feinem Hauſe geftattet hatte. Gfatuten von Ri 
genwalde, von Alters her gehalten, 1609 aufgezeichnet (in Scott ® 
Sammlung Ih. 2. ©. 75): Niemand fol do bbeln binnen und außer⸗ 
halb der Stadt binnen der Gtabt Gränzen; wäre ed daß es geſchehn — 
fo fol man den Wirth pfänden auf 10 Mark, bie Dobbler aud) um 10 
Mark, und das Geld darum gebobbelt fol verbrochen Gut fein. — Du 
Stadtdiener follte davon bie Hälfte für feine gute Aufficht erhalten 
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das Wort als Battungöname vorkommt, mitbegriffen wurden. Diefe 
übrigen verbotenen Spiele werden oft befonders benannt, zuweilen 
wurden fie ganz allgemein bezeichnet, wie in dem obigen göttin- 
ger Statut, worin das Wärfelfpiel ‚‚vel alium ludum, cum qua pe- 
cımia perdi potest,‘‘“ unter gleicher Strafe unbedingt verboten 
wurde, im Gegenfaß zu dem Kugelfpiel, worin man nur nicht mehr, 
als man zur Zeit bei ſich führte, verfpielen follte. Daß nicht, wie 
die obigen Worte zu jagen fcheinen, jedes Spiel um Geld gemeint 
geweſen fein kann, tft unzweifelhaft, und es bleibt mithin Feine an» 
dere Deutung übrig, ald darunter zu verftehen: jedes andere Spiel, 
wobei man leicht ein Betraͤchtliches an Geld verlieren kann, 
weiches dem Wohlftand und der Sittlichkeit gefährlich wird. Die: 
ſes fcheinen aber oftmals die ehr häufigen Bezeichnungen Spiele, 
‚damit man den Pfening verlieren kann“, „das an den Pfening‘‘, 
„an Gewinn und Verluſt geht“, ausdrücken zu ſollen. 3. B. 
(Bon Doppelfpele) 2) Alle dy mit unß wonen, by en ſchullen 
umme neyner hande Spel fpelen, darmen PBen- 
“ninge mede gewynnen edir vorleyfen möge Wy 
dat deyde, den fcholde der flat eyn Bunt geven und veyer 
‚ Wefen utewefen dey wyle her der Brofe nichten geve, ſcholde 
hey der fat enbehren. — In welkeß Manneß huſe dat 
geſcheyge dey fcholde der flat eyune Mark geven. — Wy of 
jodet (2 to feht) worman Dopelet dey fal der flat eyne Margf 
geven. — Wy gelt nympt van den worpellen von dem 
lichte eder von dem disge, darmen dopelet, dey fal der ftat, 
eyn Punt geven. Wellk unfer Borger eynen dopeler herber⸗ 
get, wan den Borgern dat verboden wert, by ſchal ber flat 
eyn Punt geven. — Wy in einer andern flat in kumpanie 
fente wat op öne vellet, dat mach hey gelven, ut ber band 
en ſchal hey nicht quithen ever fpelen. 
So möchte auch wohl die Beftimmung in den Statuten von Bu⸗ 
biffin v. 1548 zu verfiehen fein*), worin es heißt ®): 


1) Stadtrecht v. Duderſtadt gegen Ende des 14. Jahrh, b, 8. Wolf, Ge 


fhichte d. Stadt Duberftabt (Göttingen 1803), urkundenb. &. 69, 
2) Bol. auch Willkür d. Stadt Heiligenftabt v. 1335, 8. 28, b. F. Wolf, 
Geſchichte von Heiligenftabt (Böttingen. 1800), Urkunden ©. 8. 
3) Schott, Sammlung Th. 2. ©, 46. 
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Die Handfpieler follen nicht gelitten werben auf allerlei 
Spielen zu Gewinnft und Verluſt, bei Verluft des aufgejepten 
Geldes und gefänglicher Haft. 
Beſonders intereffant und beachtenswerth ift aber, was die für 
die Spielgefeggebung wichtige württemberger Landesordnung bes 
flimmt: 
„Vom Spiln ’), ordnen und fehen wir daß hinführo Feine 
unfere Unterthanen, einig Bo, Kauff, Mumfpiel, noch fonft 
einiche andere preinfhladende, wachfende oder [häd- 
liche Spil, wie die namen haben mögen, mit Würffel, Kar: 
ten, noch andere weder umb wenig oder vil, thun follen. Wel- 
cher aber diß unfer Gebott übertretten vnd nit halten vnd Dig 
unfere Amtleute angetragen wurde, die follen den Vebertretter 
fängflih annemen, in Thurn an Boden legen und drey tag 
vnd nacht mit wafjer und Brod gefpeißt büßen laſſen.“ 
2) Andere Gefege verbieten, ohne daß eine befondere Gat- 


-tung von Spielen erwähnt wird, ganz allgemein das hohe Spie- - 


len; wobei freilich die Umgrenzung diefes relativen Begriffs ſehr 
verfchieden ift. Bereit im 3. 1320 begegnen wir einer folchen 
Derordnung in dem Stadtrecht von Regensburg: 
Mein?) bern gebietent auch daz dehein burger fun noch an- 
derz nieman der der- flat hie angehöret einez tagez oder eine 
nachtez nicht mere verſpilen ſchol dann ein pfunt, fiver es bri⸗ 
het, der muz der da gewunnen hat alz vil an die ftat geben 
fain er ober daz pfunt gewunnen hat, der verleufet der muz 
auch zue feiner verlufte alz vil geben alz er vber daz pfunt 
verloren bat, vnd der pfantnar auch alz vil alz er nber ein 
pfunt pfantnar gewefen- ift, vnd der wirt auch alz vil in des 
haauſe daz_fpil geſchehen iſt. 
Auch die altern braunſchweigiſchen Statuten, welche an einer Stelle 
die unbeſchraͤnkte Klagbarkeit der Schuld aus Doppelſpiel anneh⸗ 
men?), enthalten an einer andern (V. $..8—10), die offenbar 
jüngern Alters fein muß, ein ähnliches Verbot des hohen Spieles: 


1) Des Kürftentbum Württemberg Landesorbnung (erneuert u. gebrudt 1585), 
©. CCX. - 

2) In v. Freyberg's Sammlung Bb. 5. ©. 16. 

3) ©. cben ©. 148, Note 2. 


—* 
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Aſe dicke ) eyn uſer borghere enes daghes weder den anderen, 

eder weder manigheren man verdobbelet, eder vorweddet boven 

vif ſchill. alſo manich punt ſcal he gheven. — Swe winnet 

boven vif ſchill. mit dobbelne eder mit weddene, dat ſcal he 

dem Rade gheven, mochte he der broke nicht geven, eyn half 

jar ſcal he ut der ſtat weſen, de plichtenoten hebben dat ſilve 

recht. — Swe hemeliliken dobelſcole holt eder openbare, 

de ſcal gheven vif punt, mach he der nich gheven man ſcal 
ene vorveſten. 

Die luͤneburgiſchen Echtedings-Artikel, welche nach Puffendorf's 

Anſicht gegen Ende des 15. Jahrh. verfaßt fein follen2), fegen: 

dag Niemand an einem Tage mehr verfpielen foll ald eine Mark, 


bei Strafe von 10 Mark, die auch der zu entrichten hat, der fein 


Haus dazu hergegeben; nad) dem neuen freibergifchen Stadtrecht 
(Art. 86, 87) 2) fol Niemand an einem Tage mehr verfpielen oder 
gewinnen ald 5 Schilling Pfennige (3 gl. 5 Pf.) und fo viel als 
er darüber gewinnt oder verſpielt ſoll er (wohl außer dem gewon⸗ 
nenen Gelde ſelbſt) der Stadt als Brüche bezahlen, der Wirth aber, 
der dergleichen in ſeinem Hauſe geduldet und nicht angezeigt hat, 
muß 10 Schillinge Strafgeld erlegen. Unter den Landesgeſetzen 


iſt hier aber befonderg ein Edict des Kurfürſten von Brandenburg, 


Joachim's II., gegen das hohe Spielen v. 3. 1565, welches zugleich 
die Gründe ver Geſetzgebung entwidelt, hetorzuheben. 
‚Als fihh*) dann auch in unferm Lande zeithero große un⸗ 
gewöhnlich Spiele zugetragen, und zu beforgen, daß wenn den⸗ 
. felben länger nad) gefehen, daß dadurch mandyer etwa in ſei⸗ 
ner Jugend oder beim Trunke umb Trewen und Glauben, auch 
alte feine Wohlfarth Fombt oder ſich hernach zu Erfegunge des 
gethanen Verluftes des Wucherd und anderer unchriftlicher un⸗ 
ehrbarer Händel umb fo viel’ defto mehr zu befleißigen möchte 
urfadhe nehmen, und die Spiele nicht zu ſolchem un⸗ 
billigen Gewinnfte, fondern zu ehrlicher Ergetz— 
lichfeit erfunden. Auch in folchen Uebermaaß in des hei- 





1) ei Leibnitz, Scriptt. R. Brunsew. T. III. p. 445. 

2) ©. Puffendorf, Obss. T. II. Append. p. 190. 

3) Bei Wald, B. 3, ©. 193. 

4) ©. Scheplitz, Consuet. Brandenb. p. 348. 

Zeitfihrift f. d. deutſche Recht. -2. Br. 2, 11 
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ligen Reiches Rechten und Ordnung zum hoͤchſten verbothen 
ſeyen, So ordnen und wollen hiemit, daß hinführo in unſeren 
Landen feiner über 300 Gulden an baarem Gelde oder. auf 

Kreide verfpielen foll, würden wir aber erfahren daß Jemand 

ſich darüber zu ſpielen einließe, fo foll ung die Uebermaſſe Des 

vorfpielten Geldes verfallen, und der fo ed gewonnen, ung 

noch einmal fo viel zur Strafe zu geben fchuldig fein u. ſ. f.“ 

In einem ausführlichen Sittenmandat der Stadt Bafel, wel: 
ches DS) gegen das Ende des 15. Jahrh. feht, findet ſich auch 
folgende Verordnung, wodurch gewifje gefährliche Spiele ſowohl 
wie das hohe Spielen verboten wird: 

„Weder in der Stabt noch außer derfelben in drei Meilen We⸗ 

ges ſcheibenweiſe foll ganz Feinerlei Würfelfpiel weder Lufchlis, 

Paſſen, Kouffen noch andere dergleichen grobe Spiele ges 

trieben werden, ausgenommen im Brett, doch mehr um Kur z⸗ 

weil al8 um Gewinn, für ein Urtin (Jeche) oder ders 

gleichen und nicht über 2 8. ein Spiel. Keiner foll Borken, 
in die Karten ſchlagen, noch andere dergleichen grobe Spiele 
thun, als Mutten, zur offnen oder heimlichen Ruſch, zen Au⸗ 
gen, noch zen Pfunden. Wohl mag einer fchlechtlich karten, 
al8 im Thurm, Duanglie, Eins und Hundert, und derglei⸗ 
hen machen und thun nicht aber über 2 ß. ein Spiel. Das 
- von find ausgenommen unfere Herren von der hohen Stube, 
als daß fie auch, wie Dieenigen, bie zu ihnen kommen, als Rit⸗ 
ter und Knechte und ihre und derſelben Diener, unter ſich wohl 
fpielen mögen, wie das von Alter Herfomen ift, font aber 

feiner unfrer Bürger noch jemand anders u. ſ. w.“ 

3) Zuweilen ift es aber auch für ftrafbar erklärt auf Borg 
zu fpielen, ohne Rüdficht auf die Größe der Summe und Die Gat- 
tung des Spieles. So foll nad} dem mitgetheilten göttinger Sta- 
tut für das fonft erlaubte Kugelfpiel, in ſolchem Fall eben fo viel 
zur Strafe entrichtet werden, als wenn man ein an fid) unerlaub⸗ 
tes Spiel getrieben hätte; die wäürttemberger Kandesorbnung ?) fieht 
bei den verbotenen ſchädlichen Spielen die häufige Wiederholung und 
‚infonderheit das auf Borg ſpielen“, weldes ‚ganz 


—— — 


1) Och s, Geſchichte v. Baſel, Bd. 5. ©, 188. 
2) S. oben S. 160, Note 1. 
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und gar vermitten werden ſoll“, als erfchwerenden Um⸗ 
ftand an, fo daß bei defien Eintritt der Meberireter, abgejehen da⸗ 
von, daß feine Forderung nichtig iſt, „an Leib und Gut unnashläfe 
fig geftraft werden ſoll.“ Die querfurter Statuten v. 1656 ?) wol« 
len das hohe Spiel (mit Grofchen, Schredienbergern, halben und 
ganzen Thalern) und „das Spiel auf Kreiden und Klei« 
dern’, bei des Rathes willfürlicher Strafe ganz abgefchafft wiflen. 

Ein alt » württembergifches Statut: Gerichtsorbnung und Ges 
brauch .bei dem Gotteshaus Adelberg v. 3. 15122) faßt alle 
diefe Drei verſchiedenen Arten von Spielverboten, wie wir fie bisher 
— gelernt haben, zuſammen: 

Item ob einer ſpihlen wolt, das auch an keinem andern orth 

dann in einem offenen Wuͤrthehaus geſchehen ſoll, kein ge⸗ 

fährlich oder ſchädlich ſpihl thun, auch nicht ho— 
her dann umb ein Pfening, ſoll auch kein falſch ſpihl 
brauchen oder den Andern ob dem Spihl unrecht thun, auch 
nit auf Borg oder an kein kreiden ſpihlen, dann 

das Alles iſt verboten bei einer Mittel Frevel u. ſ. w. 

Das Spiel auf Borg war indeß nicht ſo allgemein als ſtrafbar 
erklaͤrt, wie dieſes bei den an fich fchädlichen und gefährlichen Spies 
len der Hall war, wenngleich nadı der Anficht, die ſich bereits frü« 
ber gebildet hatte, wenn auf Borg gefpielt war, die Schuld nicht 
eingeffagt werben konnte und der Gewinner auch nicht anderweitig 
fih bezahlt machen durfte. Das Erftere iſt denn auch in $. 211 der 
Reuter und Fußlnechtsbeſtallung von 1570, der einzigen reichsgeſetz⸗ 
lichen Beftimmung über dad Spiel, ausgeſprochen: 

„Es fol — feiner dem andern auff dem Spiel aufichlagen, 

noch weiter, dann er baar Geld hat, fpielen, wo aber einer 
dem andern viel oder wenig auf Borg abgewinne, folle ihm 

der Andre nichts Darumb zu zahlen fchuldig fein.’ 1 

4) Rur als eine fehr ausnahmsweiſe weitergehende Befchrän- 
kung des Spieles ift e8 aber anzuſehen, wenn jedes Spiel um Geld 
verpönt war, wie es 3. B. 1479 in Ulm gefcbehen fein fol ®) und im 

lüneburger Stadtrecht v. 1679 flattfand, welches (Th. 8, Tit. 44) 


1) Schott, Sammlung, Bb. 2. ©. 163, 

2) Reyfcher, Sammlung altwürttemb. Gtatutarrechte, Bd. 1. ©, 13. 

3) Säger a. a. O. ©. 542. 
i 11* 
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verordnete): „daß Niemand Doppelfpiel oder ander Spiel um 
Geld, bei einer Strafe von 10 Mark, üben follte”‘. Die Tünebur- 
giſchen Echteningsartifel aus dem 15. Jahrhundert haben die gleiche 
Strafe nur für den Fall angeordnet, wenn Jemand an einem Tage 
über eine Mark verfpielte, und die im 13. Jahrhundert verfaßten 
Statuten geftatten noch, ſich die Klage auf die Spielſchuld durch 
Befthalten des Spielers zu fihern. Hierdurch wird der Gang ber 
deutichen Spielgefehgebung recht deutlich. . 

Wo aber, wie es gemeinhin der Fall war, ein foldyes allge⸗ 
meines Spielverbot (defien Wirkung auch meift nur vorübergehend 
blieb) nicht vorhanden war, da war num Durch den Gang der deut: 
ſchen Rechtsentwicklung ein Unterfchied zwifchen erlaubten und 
verbotenen Spielen begründet. So ſetzt ſchon Das oben ange⸗ 
führte 2) memminger Stadtredyt von 1396 Beides einander aus⸗ 
drüdlich entgegen, denn nachdem es von der Unklagbarfeit der Spiel⸗ 
ſchuld gehandelt, fährt e8 fort: 

‚Ber aud) ichtzit gewint mit fpilunt oder mit walunt, ober 

das dem glei ift, Das verboten wirt, vnd zuo ben ziten, 

fo e8 verboten ift, der muß den gewinn halben an bie hat geben 

und dennoch beßrun wie daruff geſetzt iſt.“ 
Man hat dabei aber nicht fowohl an die verſchiedenen civilrechtli⸗ 
hen, als vielmehr ftrafrechtlichen Wirkungen zu denfen. Erlaub- 
tes Spiel ift dasjenige, bei deſſen Beireibung weder die Spieler 
noch die Beförderer des Spield in Strafe verfielen, aber das etwa 
Gewonnene nicht einklagen noch auf andere Weife ſich deſſen Bezah⸗ 
lung fihern fonnten, da fi ſchon, ehe man zwifchen erlaubten und 
verbotenen Spielen zu unterfcheiden angefangen, der allgemeine 
Grundſatz gebildet hatte, daß wegen einer Spielſchuld feine Klage 
ftattfinde und daß man. fi auch nicht die Bezahlung derfelben (wie 
e8 früher der Fall) durch Sefthalten der Spieler, Pfändung, Nöthis 
gung zur Bürgfchaftsftellung u. f. w. zu verfhaffen fuchen durfte. 
Daran iſt in der Folge durch das Hinzufommen von Spielverboten 
nichts geändert worden; es iſt vielmehr in manchen Gefegen bei 
Aufftelung der Strafbeftimmungen noch ausbrüdlich die Unflags 


| 1) &. Puffendorf Obss. IV. p. 791. Diefer Artikel findet fich auch in ber 
Yauenburgifchen Niedergerichtsorbnung wieder. S. Puffendorf I. p. 373. 
2) S. oben ©, 153, Note 2. 
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barfeit ausgefprochen und gleichfam beftätigt worden ). Das Spiel. 
war mithin nad) der Geftalt, weldye das deutfche Recht allmälig ges 
wonnen hatte, niemals klagbar, in gewifien Faͤllen ftrafbar. Die 
Untlagbarkeit des Spieles überhaupt war aber, wie die fpätere Feſt⸗ 
ſetzung von Strafen für befondere Fälle, eigentlich eine polizeiliche 
Maßregel, durch welche die Gefahr, welche das übermäßige Spier 
Ien der Sittlichfeit und dem Wohlftande brachte, möglichft abgewens 
det werden ſollte. — Die deutjche Gefehgebung wurde daher nicht 
von der Anficht geleitet, Daß das Spiel überhaupt unzuläffig fei, 
und ebenfo wenig verhielt fie fich dagegen indifferent, fie bezweckte 
vielmehr, das Spiel innerhalb feiner natürlichen Schranken zu hal⸗ 
ten. Diefes fand aber Statt, wenn das Spiel der Unterhaltung 


wegen, nicht aus gewinnfüchtiger Abficht betrieben wurde. Schon 


in dem Rechtsbuch der Stadt Freyfingen v. 1359 heißt es: 
„Das 2) tft Darum erfunden, daz die wirt den geften nicht ans 
gewinnen fullen, ez ſey dan umb ain zech, die er mit im umb 
kurzweilt.“ 

In dem Stadtrecht von Zittau von 1567: | 
„Es fol auch niemand in feinem Haufe gros Spiel zu Gewin 
und Verluſt heimlich noch offentlich hegen noch geftatten, bei 


Straff — — umb Kurzweil willen um ein Gröfchel zu 
fpielen kann ehrlichen Bürgern — wohl vergunft und zugelaſſen 
werden.“ 


Am deutlichſten iſt aber die deutſche Anſicht in der angeführten 8) 
Eonftitution des Kurfürften Joachim IT. von Brandenburg ausge- 
fprochen: „Es feien die Spiele nicht zu ſolchen unbilligen 
Gewinnft, fondern zu einer ehrlichen Ergetzlichkeit 
erfunden.” — Wehnlichen Ausiprüchen werden wir aud) in en 
Duellen begegnen. 


1) Regensburger Stadtrecht v. 1320 (vergl. ‘oben S. 160, R.2) a. a. O. 
S. 79, „Dan richt auch vmb Spiltgelt, umb chügelgelt, umb wetten, 
umb übermwetten nicht.’ Memminger Stadtrecht f. oben S. 153. Würt: 
temb. Landesord. von 1495 (oben ©. 160, Note 1): ‚‚infonberheit was 
auf Borg verjpitt oder auff Spil gelichen würbt, kein Gericht darauf er: 
kennen, and) bie Amptleute hierumb Teine Bezahlung geftatten ſollen.“ 

2) ©. oben ©. 154, Rote 3. 


3) ©, oben S. 161, Note 4. 
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Um das Spiel in diefen feinen angemefienen Grenzen zu 
halten, um zu verhindern, daß der unglüdliche Spieler nit etwa 
leihtfinnig große Summen, deren Bedeutung er vieleicht im Au- 
genblide der Leidenſchaft, wenn fle nicht einmal durch feine Hand 
gingen, richtig zu ermeſſen im Stande war, oder wohl gar Hans 
und Hof auf die Karte oder den Kal der Würfel fege, ftellte man 
den Grundſatz auf, daß niemals mehr, ald man bet ſich führte, vers 
fpielt und, wenn es gefchehen, die Forderung von feinem Beſtand 
fein follte. Allein da man diefes wohl nicht hinreichend fand, um 
das für den Wohlftand und Sittlichfeit gefährliche Spiel zu verhin- 
dern, da man ſich ja vor Anfang des Spieles mit großen Summen 
verfehen konnte, fo ſuchte man dieſem nun durch Straffagungen zu 
begegnen, welche theild gegen jedes hohe Spiel gerichtet waren, 
theils aber befonders gegen gewiffe „gefährliche, „ſchädli⸗ 
he,’ „wachſende“ Spiele, die ihrer ganzen Einrichtung nad) 
darauf berechnet waren, die Gewinnfucht zu reizen. Es war im 
©anzen bei Verboten der letztern Art aber weniger auf die Unter: 
drüdung gewiffer Spielarten, oder etwa Begünftigung anderer ab- 
gefehen, als man vielmehr nur das gefährliche Spielen, das Spie- 
len aus gewinnfüchtiger Abſicht, nicht der bloßen Unterhaltung we⸗ 
gen verhindern wollte. Und Diefes ift Das Hauptprincip, welches 
dem deutſchen Rechte zu Grunde legt, und das man nur, wie uns 
ten gezeigt werden fol, Durch das roͤmiſche Recht verleitet, ver⸗ 
kannt hat. 

Diefe deutſchen Rechtögrundfäge, wie fie ſich im 14. und 15. 
Jahrhundert immer vollftändiger entwickelt und weiter verbreitet ha⸗ 
ben, wird man dann auch noch in Den Territorialgefebgebungen, als 
das römifche Recht bereits feine Herrfchaft in Deutfchland befeftigt 
hatte, wiederfinden. Eine brandenburgifche Eonftitution und einige 
Statuten aus dem 16. Jahrhundert find bereit oben angeführt 
worden. Das baierfche Landrecht von 1616*), welches ausführ- 
ih vom Spiele handelt, ftelit den Grundſatz auf, daß nur das 
Spiel, weldyes „von feines befondern Gewinns, allein 
um Kurzweil willen, ziemblidermaßen’’ nicht an heimlichen 
und ungewöhnlichen Drten, nicht zur Nachtzeit und während des 


*) Landrecht, Polizei⸗, Gerichts⸗, Malefize und andere Orbmungen ber Fürs 
ſtenthümer Obers und Nieberbaiern. München 1616. 
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Gottesdienſtes, getrieben werde, „doch ſo, daß man um baar 
Geld, ohne alles Uebermaß und nicht auf Borg ſpie— 
le“ — als erlaubt anzuſehen ſei ). Diejenigen, welche aber un- 
ziemliche und unmäßige Spiele treiben oder in ihren Häufern dulde⸗ 
ten, jollten nach Größe und Gelegenheit ihres Verbrechens geftraft 
werden). ‚Was aber unziemliche und unmäßige Spiele find — 
fagt dad Gefeg *) — Tann nicht nach einer feften Regel beftimmt 
werden, fondern fteht nach Geftalt der Perſonen, ihres Reichthu- 
mes und Standes und nad Beſchaffenheit des Spieles in des 
Richters Erfenntnig und Ermeſſen.“ — ‚Spielt einer mit dem an- 
dern auf Borg, mit Karten, Würfel oder in anderer Weife, fo foll 
er oder feine Erben, das was geborgt worden, zu zahlen nicht ſchul⸗ 
dig und, wenn Bürgen geftellt, die Bürgſchaft nichtig fein, fo wie 
auch, was zum Spiel angeliehen war, nicht zurücigefordert werden 
Eonnte’’ +). Für Landleute und Handwerker war noch befonders be⸗ 
flimmt, daß fie nur an Sonn= und Feiertagen nad) dem Gottes- 
bienft und an einem foldyen Zag nicht über 9 Kreuzer mit au 
oder Kegeln verlieren follten 5). 

Wiewohl diefe Verordnungen damit eingeleitet werden, daß 
das ungebührliche Spielen nach geiftlichen und weltlichen Rechten 
verboten fei, fo zeigt ſich noch nicht Die geringfte Einwirkung der 
fremden recipirten Rechte. Aber. aud) da, wo in den Zerritorial= 
gefeßgebungen eine Berüdjichtigung des römifhen Rechts hervor: 
tritt, bleiben fie dennoch oft im Wefentlichen bei den deutſchen 
Rechtsgrundſaͤtzen ftehen, oder Echren wohl gar wieder zu denfelben 
zurüd, wie dieſes namentlich in der fächfifchen Spielgefebgebung, 
die fchon wegen des doctrinellen Einfluffes und Anfehens des jädh: 
fiichen Rechts befondere Berüdfichtigung verdient, der Ball iſt. 

Die Landesordnung von 1555 6) erinnert nur daran, daß das 
Spielen und Doppeln, welches zu vielen Verbrechen führe und 
Manchen in's Verderben ftürze, verboten fei, daher ein Jeder feine - 


1) Landes⸗ und Polizeiord. B. 5. T. 8. Art. 9. ©. 699; vergl. mit Art. 
1 und 2. 

2) Daf. Art. 8 

3) Landredit t. xxxu. Art. 3. S. 332. 

4) Daſ. Art. 23 vergl. mit Landes⸗ und Polizeiord. a. a. O. Art. 3. 

5) A. a. O. Art. 1, 3, 4. 

6) Cod. August. Bd. 1. ©, 58. 
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Hausleute davon abhalten, und die Wirthe, welche ſolches Spiel 
dulden und die Gäfte (ohne daß fonft etwas Näheres angegeben 
wird) beftraft werben follen. 

In der Polizei: und Kleiderorbnung v. 23. April 1612 ?) zeigt 
fih aber nun ein eigenthümliches Gemifch von deutichen und römi- 
fhen Rechtsanfichten, denn nad) einigen Einleitungsworten über 
die Verderblichkeit des vielfachen Doppeln und Spielens heißt es: 

„Nun ftellen wir zwar ludos honestos oder artis, welche ver- 

tutis vel ingenii excitandi causa in Rechten vergönnet, wenn 

nur diefelben nicht quaestus et lucri gratia inftituirt, oder 
fonften fein Betrug darunter, wie dann auch honestas sponsio- 
nes, die extra causam ludi gejhehen, an feinem Ort. Allein Die 
andern Spiele, fo ludi fortunae, jowohl die, welche misti ge⸗ 
nannt werden, als da ſeynd Bretipiele, Karten u. dergleichen, 
follen keinem, der unter 18 Jahre alt ift, verftattet, Denen aber 
andere jo weit nachgelaſſen werden, wann diefelben ohne Ver⸗ 
fäumung der Nahrung und zu einer Recreation geſchehen, 
oder causa convivii um ein leidliches Geld zu einer Mahlzeit 

‚oder ehrlichen Zufammenkunft gefpielet würden. Jedoch fo, daß 

einer vom Adel auf einmal über einen Thaler, ein - fürnehmer 

Mann, fo bürgerlichen Standes ift, über 12 Grofhen, und ein 

Handwerfsmann über 4 Grofchen, ein Bauer aber über einen 

Graoſchen nicht verfpiele, folches aud) in einem Monat über ein 
mal nicht gefchehe, fintemahl ein jeder feine Nahrung mit flei⸗ 
. Biger Arbeit nicht aber illieitis modis ſuchen ſoll“ 2). 

Nachdem diefes Vorftehende faft wörtlich in der P.O. v. 1661, 
Tit.8, wiederholt worden 3), erſchien dann im 3. 1766 am 20, De⸗ 
cember ein ausführliches Spielmandat*), Defien hier hervorzuhe⸗ 
bende vorzüglichfte Beftimmungen °) dahin gingen: 1) Aller Orten 
und Zeiten follten, bei einer Dort näher beftimmten Geld- oder Ge⸗ 
fängnißftrafe für alle Spieler, die Wirthe, Förderer des Spiel, ver- 


1) Cod. August. Bb, 1. ©, 1473. 

2) Es ift dieſe Verordnung faft ganz ebenfo aufgenommen. in ber braun 
ſchweig⸗ lüneb. P.⸗O. v. 1618, Cap. 40, im Corp. Const. Ducatus Lu- 
-neb. Vol. IH. p. 93. . 

3) Cod. August. Bd, 1. ©, 1779. | 

4) Daf. Zortfeg. Abth. 1. &. 7. . 

5) Vergl. Curtius, ſächſ. Civilrecht, $ . 1654— 1557, Bd. 4. S. 271 ff. 


% 
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boten fein alle Hazardſpiele mit Karten, Würfeln oder wie 
fie fonft erfunden werden, und die Wetten darüber. Als das cha⸗ 
rakteriſche Merkmal der Hazardipiele, deren mehrere beifpielsweife 
aufgezählt werden, wird angegeben, daß ‚‚fle von Glück und Zu⸗ 
fall hauptfächlich abhängen’. Bon fogenannten gemifchten Spies 
Ien neben den Glücksſpielen, wie in der Polizeiordnung, ift nicht 
weiter. die. Rede, dagegen tft aber das Verbot der lebtern hier ein 
durchaus unbedingtes, fo daß Zweck des Spield und die Summe, 
um welche gefpielt wurde, weiter nicht in Betracht kam“). 2) Alle 


‚ andern Spiele, welche den verbotenen Hazardfpielen nicht gleich 


fommen, follten, wenn fie mäßig gefpielt werden, unverwehrt, 
das hohe Spielen aber keineswegs geftattet fein, die Obrigkeit 
follte vielmehr demfelben ernftlich Einhalt thun und nad Beſchaf⸗ 
fenheit der Umftände mit Geld und Gefängnißftrafe ahnden. — 
Die Beftimmung defien, was hohes Spiel fei, und der Strafe fcheint 
von jetzt ganz dem Ermeſſen des Richters überlaffen gewefen fein. 
3) Unterfagt das Mandat alles Spielen auf@&redit oder Borg, 
erflärt aber, daß darunter nicht zu verſtehen ſei „wenn Jemand bei 
unverbotenen Spielen eine geringe Summe ſchuldig bleibt un fol- 
che nachhero freiwillig bezahlt.” Eine Strafe ift hier aber nicht bei 
ftimmt, ſondern nur Die Ungiltigfeit aller und jeder Spielfchuln feftges _ 
fest, fo daß aljo nicht nur Feine Klage darauf flattfindet, fondern 
das fpäter Nachgezahlte auch zurücigefordert werden Tann, — Als 
les, was das Mandat nun ferner enthält, bezwedt, die Umgehung 
diefer letztem Anordnung zu verhindern, und bezieht fi) befon- 
ders auf Die wegen einer Spielfchuld ausgeftellten Obligationen 
und Wechfel. 

Es fcheinen mir dieſe fächftichen Geſetze namentlich zu zeigen, 
wie man bei dem Streben, fich dem römifchen Rechte anzufchließen, 
welches fich namentlich in der Polizeiordnung von 1612 zeigt, den⸗ 
noch) eigentlich der herkömmlichen deutfchen Anſicht getreu blieb, da⸗ 
bei aber in einen Conflict gerathen war, in dem man fich nicht recht 
zu helfen wußte; das Mandat hat die römifche Färbung der Boli- 
zeiordnung faft ganz wieder aufgegeben und ift feinem Hauptinhalt 





*) Ueber die Abweichungen des Spielmandats von ber Polizeiorbnung ſ. 
Klien: Ueberbie Spielverbote in — in — ariä's Annalen ber 
Gefeggebung, Bd. 2, S. 159 ff. 
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nach zum deutfchen Recht zurüdgelehrtt, — Wir wollen nun im 
Bolgenden das Berhältniß des römischen Rechts zum deutfihen in 
Beziehung auf das Spiel, den Einfluß, den e8 auf die Geftal- 
tung der bei und geltenden Rechtsanſichten erlangt bat, näher 
betrachten. 


C., Berbältuip der römifchen Nechtögrundfäte über das 
Spiel zum ältern uud jegt geltenden deutfchen echt, 
2) Die römifchen Hechtsgrundfäge. 

Ob das römische Recht anfangs einen ähnlichen Entwidlungs- 
gang genommen hat wie das deutſche, und allmälig zu firengern 
Grundfägen, über das Spiel übergegangen iſt, Täßt fih nad) den 
und erhaltenen Nachrichten nicht mehr beftimmen, doch werben in 
den Pandekten mehrere Senatsbefchlüffe genannt ?), welche darauf 
hindeuten, daß das Spiel wiederholt ein Gegenftand der Gefep- 
gebung gewefen. Man war dann dahin gefommen, jedes Spiel 
um Geld für unerlaubt zu erflären?), und machte nur. eine Aus- 
nahwe rüdfichtlih Der Spiele, welche zur Eörperlichen Uebung und 
zum Kriegsdienſt zu ertüchtigen dienten, Aus einer Stelle des Ci⸗ 
cero erfieht man, daß wegen der unerlaubten Spiele ein publi- 

cum judicium Statt fand 2); die Pandekten aber enthalten nichts 
über die dirert gegen das Spiel gerichteten Strafgebote, fondern 
theilen nur einige Beftimmungen des prätorifchen Edicts mit, welche 
mehr auf indirectem Wege das verbotene Spiel verhindern follten. 
Es waren nämlich diejenigen, die ihre Wohnungen zum Spiele her: 
gegeben hatten, gewiffermaßen für rechtlos erflärt, fo daß fie we: 
gen förperliher Mißhandlung, wo und zu welcher Zeit fie ihnen 
auch ‚zugefügt fein mochte, und wegen Diebftähle, die, während 
bei ihnen gefpielt wurde, verübt worden waren, nicht fol 
ten Hagen können). Cine Geld» oder andere, den Umftänden 


M) L. 2.8.1. L. 3. D. de aleatorib. XI. 5. 

2) L. 2. $. 3. eit. Senatusconsuitam veluit in pecuniam ludere etc. 

3) Cie. Orat. Philipp. II. 23. Hominem omnium nequissimum, qui non 
dubitaret vel in foro alea ludere, lege, quae est de alea, condemnatum. 

4) L. 1. D. h. t. Die susceptores, wie ſolche Wirthe auch bezeichnet wur⸗ 
ben, find wohl Perfonen, bie ein Gewerbe daraus machten, den Spielern 
eine Zuflucht zu gewähren, wenn fie auch nicht gerabe ſelbſt bie Eigner 
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nach zu beftimmende Strafe follte aber diejenigen treffen, welde 
Andere zum Spiel zu nöthigen fuchen würden. — Juftinian hat 
nun, um ben Gefahren des Spieles und dem Mißbrauch deſſel⸗ 
ben weiter zu begegnen, feftgefegt!), daß nur 5 zur Leibesübung 
dienende Spiele ?), und zwar nur, wenn fie nit höher als um eis 
nen Solidus gefpielt würden, erlaubt fein ſollten; jedes andere 
Spiel erflärte er für unerlaubt, jedoch fo, daß feine Strafe ein- 
treten ®), das Verkorene aber follte zurückgefordert werben Fönnen *), 
und zwar, wenn diefes nidht von dem Spieler felbft oder deſſen 
Erben gefchehe, follte die Obrigkeit die Befugniß haben, das ges 
wonnene Geld abzufordern und die Klage darauf erft in SO Jah⸗ 
ten verjähren. Auf diefes Zurüdforderungsrecht, welches wohl dem 
ältern römifchen Recht fremd war, hat Juſtinian, wie e8 fcheint, 
ein vorzügliches Gewicht, als das zwedmäßigfte Mittel zur Bes 
fhränfung des Spieles, gelegt. Außerdem hat er noch verordnet, 
daß die Häufer derer, weldye gewiſſe verbotene Spiele dulbeten, 
dem Fiscus verfallen fein follten. 


2) Die Anwendbarkeit der römifchen Nechtsgrundfäge 
überhaupt. 


- In Beziehung auf die Anwendbarkeit dieſer Grundfäge des 


ber Bank waren, Auch die Altern Interpreten bes römiſchen Nechts (3. B. 
Azo in rubr. Cod. de relig. I. 3.) find biefer Anficht, durch welche bie 
Geſetzgebung erft einigermaßen begreiflich wird. 

13 C. 3. Cod. de alcat. Ill. 45. 

2) Ueber biefelben bat fehr weitläufig gehandelt P. de Ajala: de aleatoribus 
in E. Ottonis Thes. T. IV. p. 914 sqq. in einer befonders in juriftis 
fher Beziehung eben fo unbrauchbaren und inhaltlofen als unendlich aus⸗ 
gebehnten Abhandlung. Glück und Andere nennen nur biefe befondere 
Abhandlung Über das Spiel und Lafien die ältern für die Auffaffung des 
Rechtes bebeutenbern von Stephanus Eofta, Paris a Puteo, Baptifta 
Sacialupi, welche im Volumen IV. Tractataum (Lugduni 1549) fol. 
189 — 207 gedrudt find, ganz unerwähnt. 

3) Ganz in Widerflreit mit ben bier fehr Klaren Quellen behauptet Henke, 
Criminalrecht Bd. II. ©. 624, nach dem Pandektenrecht hätte keine Bes 
flrafung der Spieler flattgefunden und erft die Conſtitutionen der byzant. 
Kaiſer hätten Geldbußen für das Betreiben unerlaubter Spiele beftimmt. 

4) Nulli liceat in publieis vel privatis domibus et locis ludere neque in 
genere neqae in specie, et si contra factum fuerit, un sequatur con- 
demnatio, sed solutum reädatur eto. 
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tömifchen Rechts, haben nun unfere Juriften zwei fehr verfchienene 
Anfichten aufgeftellt. Einige derfelben haben nämlich jene Anwend- 
barfeit gänzlich geläugnet, und behauptet, der Spielvertrag müfle, 
fo weit nicht particularrechtliche Befchränfungen entgegenftehen, ge⸗ 
meinrechtlich als ein erlaubtes und vollfommen bindendes Rechts⸗ 
geichäft angejehen werden ). Zur Begründung berief man fidy 2) 
theil8 auf das Naturrecht, dem eine Befchränfung, fein Geld im 
Spiel zu wagen, wiberftreite, theils auf deutſche Sitten und Rechts⸗ 
anficht. Diefe wurben dann immer nur aus der befannten Aeu⸗ 
Berung des Taritus hergeleitet, und indem man von da fogleidh ei⸗ 
nen Sprung in Die neuefte Zeit machte, aus einer Art ftillfehwei- 
gender Billigung der Regenten, indem ja felbft an Höfen im Bei⸗ 
fein der Fürften ftarf gefpielt werde, der Staat ja fogar das Spiel 
zu einer Quelle des Einfommensd made, da er gejtempelte Kar- 
ten verkaufe, ſelbſt Hazardſpiele in Bädern privilegire, ja fogar 
bei den Lotterien und Lottos Banf halte und dabei felbft eine Art 
Bannrecht in Beziehung auf feine Unterthanen geltend made). — 
Daß eine gänzliche Unfenntniß der deutſchen Rechtsgeſchichte ver- 
leitet hat, der römiſchen eine angeblich ganz abweichende deut—⸗ 


1) So behauptet z. B. Kreittmayr, Anm. z. Cod. Max. Th. 4. 8. 12, 
F. 5. S. 619, daß das römische Recht in diefem Stüd nicht recipirt fei, 
man vielmehr die Spielfreiheit, fomohl bei Glücks⸗, Kunſt⸗ ald auch ver: 
mifchten Spielen fo weit beibehalten hat, als nicht hie und ba bie Sta= 
tuten und Obſervanz berfelben Ziel und Maß gefegt. — Er führt auch 
als feine Gewährsmänner dafelbft Engau , Eftor, Lauterbach u. And. an; 
Stryk (us. mod. t. de aleatorib. $. 6), den er auch nennt, ſagt aber: 
juste faciet judex, si juri scripto insistat. Voet (Comment. tit. de alea- 
torib. T. II. p. 708) geht freitich nicht jo weit wie Kreittmayr u. And., 
jagt aber, daß das Odium gegen bas Spiel jest nicht fo groß fei ale es 
bei den Römern ber Ball war, und daher nicht diefelbe Strenge dagegen 
ftattfindet. Wir werben fehen, mit welchem Recht ſich das ſagen läßt. 

2) ©. Glück, Commentar Bd. IX. ©. 344, 

3) Diefe Gründe finden fich faft alle fchon fo bei Beyer (Delineatio Dig. 
tit. de Aleatoribus), wornach fie auch Ceyfer (Med. spec. 126. n. 3.) mit- 
«heilt und zugleich bemerkt: — aliquando stupra, adulteria, singularia 
certamina, blasphemiae tolerantur, atque ab ipso principe fiunt. Sed 
quis inde crimina ista civibus omnibus permitti et poenas in illa sta- 
tutas abrogari , coneludat. Sciunt omnes vulgare illud: Ron est spe- 
ctandum, quid Romae fiat, sed quid fieri debebat. ©. auch F. S. Boeh- 
mer, Obss. ad Carpzovii Pract. rer. Crim. III. 9. 134. obs. 2. 
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fhe Rechtsanſicht entgegenzuftellen und die Anwendbarfeit des rös 
miſchen Rechts mit fo ſchwachen und vagen Argumenten zu beſtrei⸗ 
ten, dürfte jet Har genug fein. — Die Gegner haben fih nun 
aber auch nicht auf eine befiere Erkenntniß des deutſchen Rechtes 
geftüßt, fondern aus dem allgemeinen Grunde. der Rereption des 
römischen Rechts im Ganzen, auch die Gemeingiltigfeit der in dem⸗ 
felben enthaltenen Grundfäge über das Spiel hergeleitet. Indem 
man fi) aus einem fo allgemeinen Grunde gegen „die Berfuche, 
das römifche Recht wegzuraifoniren‘‘ Y), erklärte, Hätte man folges 
rechter Weife eigentlich auch annehmen müfjen, daß, wie es der 
Prätor vorgefchrieben, der, welcher in feiner Wohnung Spiele ges 
duldet, ftraflos mißhandelt werden könne, wegen eines Diebftahls 
zur Zeit des Spiels ebenfalls nicht geflagt werden könne, und daß 
das Haus, worin vorzugsweife unerlaubte Spiele betrieben wor⸗ 
den, confiscirt werden .müffe. Meiftentheils ift von allen diefen - 
‚ Borfchriften des römischen Rechts, die allerdings ſich mit unfern 
Sitten nicht wollen gut vereinigen laffen, gar nicht die Rede, oder 
man beruft fi), wie gewöhnlich, wo e8 an einem weitern Grunde 
fehlt, auf eine entgegenftehende Praris®). Es ift daher die Be- 
hauptung von der Anwendbarkeit des römifchen Rechts vorzüglich. 
1) auf die Unterfcheidung deſſelben zwifchen erlaubten und uner- 
laubten Spielen, 2) auf die Unflagbarfeit einer aus den letztern 
herrührenden Schuld, und 3) dag Zurüdforderungsrecht des gezahl- 
ten Gewinnſtes zu befchränfen, und 4) auch das Nichtforderungs⸗ 
recht eines zum Spiel gemachten Darlehns- zu beleuchten. 

Wir müfjen diefe-Säte nun in ihrem Verhältniß zu den Rechts⸗ 
grundfäßen, die fih in Deutfchland ſchon vor Einführung des rö⸗ 
mifchen Rechtes gebildet hatten, etwas näher betrachten und fehen, 
wie die Suriften in dem Willen und den Glauben, rein römifches 
Recht zur Anwendung zu bringen, fie aufgefaßt haben. 

3) Die Unterfcheidung zwifchen verbotenen und erlaubten 

Spielen, nach römifcher und heutiger Nechtsanficht. 


Was die Unterfcheidung zwifchen verbotenen und erlaubten 
Spielen betrifft, fo war das Princip, welches fich in Deutfchland 


1) Bol, Mittermaier a. a. D. 8. 298, Rot. 6. 
2) Groenewegen de legib. abrog.: ad L. 1. D. tit. de aleaterib. Yoet, - 
Comm. h. t. T. Il. p. 708. 
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hervorgebildet hatte: erlaubt find die Spiele, die zu einer ehrli⸗ 
Ken Ergöplichkeit und zu Kurzweil, verboten, die in gewinnfüchs 
tiger Abficht betrieben werden, daher der Regel nadı gewifle Spiele, 
die ihrer ganzen Einrichtung nad) darauf berechnet find, dem letz⸗ 
tern Zwed zu dienen und auch gewöhnlich dazu gebraucht werben, 
und alle hohen Spiele. — Das roͤmiſche Recht dagegen ſah alle 
Spiele um Geld als unerlaubt an, und machte nur eine Ausnahme 
in Bezug auf diejenigen Spiele, die zur Uebung Friegeriicher Tu⸗ 
genden dienten (qui virtutis causa fiunt), — Die Juriften nun, 
die ein deutſches oder vielmehr germanifches Rechtsbewußtſein (denn 
es fchreibt fi, was wir hier erwähnen wollen, ſchon aus den Zei⸗ 
ten der Altern italifchen Suriftenjchulen her) mit zu dem römifchen 
Recht berzubrachten, geben demſelben die Deutung, es erlaube alle 
Spiele, die zur Uebung der Leibes- und Seiftesfräfte:) dien⸗ 
ten, dieſes ſei aber bei allen Spielen der Ball, deren Ausübung 
eine gewiſſe Kraftaufiwendung und Fertigkeit, ein Erlernthaben der 
Sache und eine Anwendung dieſer Kunft erfordern; dieſen Spie- 
fen gegenüber flehen dann diejenigen, bei denen das nicht.der Fall 
ift, bei welchen Glüd oder Zufall Tediglich entſcheidet. Erlaubt 
alfo feien die Kunftfpiele, unerlaubt die Glücksſpiele. Ins 
dem man auf Diefe Weife dem römischen Recht eine Anficht unter: 
geſchoben hatte, Die demjelben eigentlich fremb war, da e8 die fo- 
genannten Kunftfpiele, wenn fie nicht dem oben bezeichneten Zwed 
dienen, gar nicht vor den Glücksſpielen begünftigte 2), hatte man 
daſſelbe dem, was im germanifchen Europa bisher üblich war, näher 
gebracht, indem die gefährlichen fchänlichen Spiele, gegen welche 


1) Steph. Costa de ludo a, a, D. Art. 2,8. 24. — — nam ea quas sunt 
animi longe praeciosiora quam corporis. — Si ergo licites ludus con- 
cernens virtutem eorporis, ergo et virtulem animi concernens erit 
licitus. ; 

2) Da biefe Art des Verſtändniſſes des römifchen Rechts durchaus die herr⸗ 
fchende geworden ift, in dem Juſt. God. fich aber nichts findet, was fi) auf 
Uebung der Geiftesträfte deuten läßt, fo hat man fih (f. Glück a. a. O. 
&. 327 und ſelbſt Mühlenbruch Pand. $. 426) auf Seneca'd 
Briefe berufen, wo vom Schachſpiel: latrunculis Iudere (epist. 106 u. 117) 

als einer erlaubten Bandlung die Rede if, Man bat aber überfes 
ben, daß dort gar nidht gefagtift, daß um Geld gefpielt 
worben, was allein das Entjcheidende ift, da nur in pecu- 
niam ludere verboten war. 


N 
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die deutfchen Spielverbote oftmals vorzüglich gerichtet waren, ih⸗ 
ter Befchaffenheit nad) meift Glücksſpiele in diefem Sinne waren. 
Man fühlte aber ſchon früh, daß jene Eintheilung ſich nicht ftreng 
durchführen laffe, weil auch bei Spielen, die eine gewiſſe Fertig⸗ 
feit fordern, der Zufall mitwirkt, die Lenkung nur mehr oder mins 
der von dem Spieler abhängt, und fo hatte man denn fchon in. 
den italieniſchen Rechtsfchulen, als eine Mittelclaſſe, die gemiſch⸗ 
ten Spiele eingeſchoben. Wir finden dieſe drei Claſſen bei den 
ältern Schriftftellern über das Spiel!), fo wie beim Angelus Aretis 
nus?) und andern italienifchen Eriminaliften?). In Deutfchland haben 
fie namentlich die fächfifchen Juriften aufgenommen*), und fo fanden 
fie denn, wie es fcheint, den Weg aud) in bie deutſchen Geſetze. 
Mit den fogenannten gemifchten Spielen, duch deren Einfdyieben 
man, wie e8 ſcheint, einer ungenügenden Eintheilung im Kunfts 
und Gflüdfpiele nachhelfen wollte, fand man ſich nun aber offen 
bar immer in einer gewiflen Verlegenheit. Welche von den übli- 
chen Spielen follte man dahin rechnen, da die erforverliche Geſchick⸗ 
lichkeit oft auf ein geringes Maß herabfinft )? Es haben neuere 


1) Steph Costa, De ludo art. 2, $, 1. (fol. 190.): Tres sant ludi spe- 
cies — Quidam est ludus consistens in ingenio et in hoc solet connu- 
merari ladus scachoram. Quidam eonsistens in fortuna et in hoc so- 
let connumerari ludus azari et chartaram — Quidam est ludus partim 

“ dependens a fortuna partim ab ingenio qualis est ludus taxillorum s, 

“ tabularum cum taxillis, nam ibi dieitur in parte versari'ingenium is 
locandis tabulis. — Par. a Puieo de Ludo $. 11. (fol. 197P): Triplex 
est ludorum maneries sc. solius fortune : et iste est prohibitus quia est 
stultum submitiere se viribus fortune; est ludus qui consistit in peri- 
tia et industria s. in virtute velin robore cerporis et iste est permis- 
sus; mixtus autem ludus et tabularum et similiem est prohibitus 
nisi pro eonvivio. 2. Cacialupi de ludo $. 7: — Nam quidam ludus 
est meri ingenii ut ludus scachorum et similes, quidam fortune ut 
taxillerum, quidam mixtus tam ex fortuna quam ex ingenio prooedens, 

ut est ludus alearani, minoreti, sbarragliai et similes. 

2) Tractatus de maleficiis 8. v. Mettidore de mali dati ete. (ed. Vene 
tiis 1578 p. 146°). 

3) 3. B. Julii Clari vecept. sentent. V. S. Ludus, _ 

4) Rauchbar, Quaest. jur. civ. et Sax. P. II. quaest, 25. 8.1, 2, 22. 
So aud) Carpzov: Praetica rer. Crim. P. III. quaest. 134. $. 14. 

5) Angelus Aretinus führt als Beiſpiel für bie reinen Glädöfpiele lu- 
dus taxillorum an und flimmt mit Cacialupi überein, während Gofta 
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Schriftfteler nicht fo ganz mit Unrecht bemerft, daß das Glück 
allein, oder Geſchicklichkeit allein bei keinem, oder nur fehr weni⸗ 
gen Spielen den Ausgang beftimme; bei den entidhieden ſoge⸗ 
nannten Glüdsfpielen, fommt, wenn wir auch die Wahrfchein- 
lichkeitsberechnung nicht in Anfchlag bringen wollen, doch gar viel 
auf.die Ruhe des Spielers beim Bointiren an. Aber gefebt, es follte 
fi die Slaffification auch durchführen laſſen, fo entfteht Die nicht 
geringe Berlegenheit, ob die gemifchten Spiele den verbotenen gleich= 
geftellt oder vielmehr den erlaubten zugerechnet werden follen? Wie 
wohl die ältern Juriften die gemifchten Spiele meift zu den verbote= 
nen zählten, fo ift Doch auch fchon eine andere Anficht laut gewor⸗ 
den!). Diefe Unficherheit ift denn auch in die deuiſchen Geſetze 
übergegangen. Nady der ſächſifchen P.⸗O. von 1612 werden Die 
Glücksſpiele und die gemifchten gleichgeftellt und bedingt erlaubt; 
das Spielmandat verbietet, ohne jene Eintheilung zu erwähnen, die 
Hazardfpiele, welche e8 als ſolche charakterifirt, Die hauptfäch> 
lich vom Glück und Zufall abhängen. . Klien?) aber erflärt fich, 
dieſes Ausdrudes ungeachtet, dafür, daß die gemifchten Spieie nicht 
darunter begriffen find, weil fonft alle unfere Kartenfpiele bei ſchwe⸗ 
rer Strafe verboten wären; er hätte noch bemerfen. fönnen, daß es 
durd) den übrigen Inhalt des Mandats: vom Verbot der hohen 
Spieleund den Beftimmungen über das Spiel auf Borg, um fo un- 
wahrfcheinlicher werde. In dem baierfchen Geſetzbuch werben aber 
die gemifchten Spiele beftimmt mit den Kunftfpielen zufammenges - 
ftelit?). Dan hat von der dreitheiligen Eintheilung der Spiele mit- 


es zu den gemifchten zählt; als Beiſpiel für bie gemifchten nennt er Iudi 
alearum et chartaram, welches legtere Coſſt wie das Hazarbipiel für 
ein reines Glüdfpiel hält, Zulius Elarus rechnet zu den gemilchten 
l. taxillorum, tabularum et chartarum ; faft eben fo Carpzov. Rauch⸗ 
bar zählt noch mehrere auf. Es bleiben auf dieſe Weife, wie man ſieht, 
gar keine reinen Glücksſpiele übrig, fo daß die Unterfcheidung zwiſchen 
Glücks⸗ und gemifchten Spielen ganz zwedlos wird. Zu ben Kunftipies 
Yen rechnen diefe Zuriften dann, außer den im römifchen Rechte anges 
führten und den Nitteripielen, das Schach. 

1) Es wird biefes aud in den addit. zu Bonifacius de maleficiis. De ludo 
azardi et alearum bemerkt. 

2) Sn Bahariä’s Annalen a. a. O. ©, oben ©. 109, R. )). 

3) Cod. Max. Bav. civ. Th. 4. 8. 12. $. 5. So -viel nun bie, bloßen 
Kunftfpiele, z. B. Scheibenſchießen, Ballhaus, Billard, Schach u, 
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hin feinen Gebrauch zu machen gewußt, weil fie jeder feften Grund⸗ 
lage ermangelte, aber nicht viel beffer und brauchbarer, infofern 
darnach beſtimmt werden fol, welche Spiele als erlaubt anzufehen 
find, ſcheint mir die Unterfcheidung von Glücks⸗ und Kunftipielen zu 
fein. — Wenn bei einem Friegerifchen, erobernden Volke des Als 
terthums von dem allgemeinen Verbot um Geld zu fpielen, zu Gun⸗ 
ften der Spiele, die zur Uebung des Muthes und der Körperftärfe 
dienten, eine Ausnahme gemacht wurde, fo ift dabei Nichts, mas 
den Ernſt des Gefehgebers und Richters beleidigte; wenn wir aber. 
diefes nun nicht nur auf unfere Spiele, Die eine gewiſſe Eörperliche 
Gewandheit fördern, etwa das Kegel:, Billarbfpiel, fondern, weil 
in unferm bürgerlichen Zeben, Die geiftige Entwicklung ber Förperli- 
hen gleich oder voranzuftellen. ift, auch auf unfer Schach, eHoms 
bre, Whift, Bofton u. a. dergl. Spiele ausdehnen wollen, und _ 
für fe als Mittel zur Ausbildung der Geifteskräfte, als Mithilfen 
zur Volkserziehung eine rechtliche Begünftigung in Anſpruch nehmen 
wollen, fo heißt das dem Rechte eine Schellenfappe auffegen. — 
Aber auch das Mißliche jener Eintheilung für die Rechtsanwendung 
hat ſich ſchon Tängft fühlbar gemacht. Wohl in allen unferen 
Staaten eriftiren Verordnungen und Gefege, wodurch insbefondere 
die fogenannten Hazardfpiele bei oft nicht geringer Geld» oder 
Gefängnißftrafe verboten werden. Die Gefege haben dann Hazard⸗ 
fpiele felbft oft dahin erflärt, Daß es Spiele find, bei weldhen Glück 
oder Zufall allein oder hauptſächlich (darüber ift man 
nicht ganz mit ſich jelbft einig gewefen) entfcheide; wo Diefes nicht 
geichehen, glaubte man nad) einer verbreiteten Borftellung, Beides - 
für gleichbedeutend halten zu müffen. Aber welche Spiele jollte man 
nun zu den Hazardfpielen rechnen? Mean fand fich dabei fo oft in 
Berlegenheit, daß man felbft da, wo die Gefege Hazardfpiele durch 
Glücksſpiele erklärt haben, glaubte darauf fein Gewicht Iegen zu 
möüffen, fondern „einen andern Begriff des Hazardſpiels aus der NRa⸗ 
tur der Sache, den im Geſetz gegebenen Beifpielen und dem Klar 


fe w., fo wie auch bie vermiſchten Epiele, z. B. L'Hombre, Piquet, 
Duabrille, Zaroque, Zrichaque und dergleichen betrifft, ſeynd biefelbe we⸗ 
ber auf Borg noch baar Gelb verboten, fondern was hierunter verfpielt 
worden, bad Tann ber veripielende Theil auf Begehren zu bezahlen fo we⸗ 
nig weigern, als das Bezahlte wiederum zurückfordern u. ſ. w. Vergl. 


die ganz abweichenden Beſtimmungen im Landrecht v. 1616, oben S. 166. 
Zeitſchrift f. d. deutſche Recht. 2. Br. 2. 12 


a 


478 Wilda: 


vorliegenden Zweck der Geſetzgeber ableiten zu müflen.”’ Das Hat 
denn namentlih auch Klien?), dem bie angeführten Worte ange⸗ 
hören, verfucht und dann den Begriff dahin beftimmt: „es feien 
diejenigen Spiele, bei welchen irgend eine Beſtimmung in der Höhe 
des auf das Spiel gefehten Satzes nicht ftattfindet, fondern Diefer 
willfürlich bald größer bald geringer iſt.“ Denn dieſe Spiele find 
es vorzüglich, die die Gewinnſucht umd die Leidenfchaft entzünden. 
Ohne, wie es fcheint, den Auffat von Klien gekannt zu has 
ben, Bat ein anderer Autor?) das Hazardipiel eben fo erflärt: „es 
fei gleichbedeutend mit gefährlidem Wagefpiel, und zwar ein ſolches, 
bei welchem fih Gewinn und Berluft binnen einer beftimmten Zeit 
auch nicht mit Wahrfcheinlichfeit berechnen Täßt, weil entweder Der 
Einfaß oder das Verſtaͤrken und Verdoppeln deſſelben bis in's Un: 
endliche der Willkuͤr des Spielers lediglich überlaſſen iſt.“ — Nach 
den Irrfahrten, zu welchen man durch das Beſtreben, die deutſchen 
Rechtsanſichten im römifchen Rechte. wiederzufinden, verleitet wor⸗ 
den ift, find alfo diejenigen, welche fi) auf Die Sache näher ein- 
zugehen veranlaßt fahen, ohne e8 zu wiffen, zu dem zurüdgefehrt, 
was fchon Ältere Geſetze und Statuten aufftellen, daß befonders die 
gefährlichen, wachſenden Spiele, ohne daß e8 einer ges 
nauern Erwägung bedarf, ob bei denfelben das Glück allein entfchei- 
det oder zugleich eine gewiſſe Geſchicklichkeit mit dazu beiträgt, den 
Ausgang zu beftimmen, die vorzugsweiſe durch Die Gefepgebung zu 
befchränfenden Spiele find. — Man verfannte auch nicht, daß bie 
Gefährlichkeit eines Spieles nicht blos von deſſen eigentlicher Bes 
fehaffenheit und Einrichtung, fondern auch von der Art und Weife, 
wie e8 betrieben wird, abhängt, und daher haben die Juriften auch 
ba, wo daß hohe Spielen nicht als unerlaubt erflärt oder den Has 
zardfpielen völlig gleichgeftellt iſt, Doch als von felbft ſich verftehend 
angenommen, dag Spiele überhaupt nur unter der Borausfehung, 
„daß Re nicht duch unverhältnigmäsig aufs Spiel gefehte Summen 
zu Hazardipielen werden“, als Butt betrachtet werden Fönnten ®). 


1) ©. oben ©. 169, Note *), 

2) v. Hermensborff: über Gpielverbote bei den Deutfchen und über den 
Begriff vom Hazardfpiel; in Klein's Annalen d. Geſetgebung u. Rechts⸗ 
gelehrfamkeit in den preuß. Staaten, Bd. 26. ©. 233 ff. 

3) v. Berg, Handbuch d. Polizeivechts, Bd. 2. S. 251. Kreitt mayr, 
Somment. Bd, 4. S. 620. 





Die Lehre von dem Spiel u. f. mw. ü 179 


Das ift dann aber wieder ziemlich gleichbebeutend damit, daß Die 
gewinnfüchtige Abficht eigentlic) das Enticheidende ift, und zwar 
nicht nur in fo fern als, wo fie ftattfindet, ein an ſich nicht gefährli⸗ 
ches und erlaubtes Spiel zu einem verbotenen wird, wie e8 bie ſaͤch⸗ 
ſiſche P.⸗O. v. 1612 in Beziehung auf die Kunftfpiele bemerkt, 
fondern daß durch den Mangel derfelben, ein Spiel, weldyes ferner 
Natur nach zu den unerlaubten zu zählen wäre, dieſe Eigenfchaft 
verliert. Es haben diefes aber ſchon ältere fächfifche Juriften ge: 
lehrt, und fo heißt es in einem Derfelben ): 
Plane quemadmodum artis ludi per se liciti, ex aseidente‘ 
fiunt illiciti — ita fortunae lusus, alioquin prohibiti, non 
semper et ubique vituperio et reprehensione digni sunt, sed 
quandoque tolerarı et excusari queunt, si non sunt assidui 
vel frequentes, sed moderati, tempestivi ac doli et fraudis 
. expertes, si fiunt ab his qui sui juris sunt, post expleta 
ordinaria vocationis munia, odlectationis vel recreationis 
non quaestus causa, sine blasphemiis et convitiis et citra 
rei familiaris dispendium vel jacturam. - . 
So fagt auch Tittmanıı 2): „die Hazardfpiele find nicht überhaupt. 
verboten, fondern nur infofern fie gefpielt werden, daß bie Spie: 
lenden in Gefahr gerathen, binnen kurzer Zeit, etwa von einigen 
Stunden, einen erheblichen Verluſt zu erleiden.” Und eine ganz 
gleiche Anficht Hat die Verfaſſer des preußifchen Landrechts gelei⸗ 
- tet®), welches die Hagardfpiele nur dann für unerlaubt erflärt, 
‚wenn aus der Beichaffenheit der fpielenden Perſonen, des Einſatzes 
und den übrigen Umftänden hervorgeht, daß felbige aus Gewinn- 
ſucht gefpfelt worden.’ — Within find die Suriften alfo immer 
wieder, ohne es ſich Har bewußt zu fein, zu dem deutfchen Kriterium 
der Unterfheidung zwifchen verbotenen und erlaubten Spielen zu: 
rüdgeführt worden, und nicht, ob ein Spiel zur Uebung friegerifcher 


1) Rauchbar, Quaest. 1. ce. n. 95. Mit denfelben Worten fagt daffelbe 
®&arpzov, Pract. rer. Crim. I. c.$. 13. B. 4. Er fegt hinzu: Etenim 
si ladi fortunae aut misti taliter gualificati sunt, ratio ob quam alias 
ladi prohibeotur cessat, Auch Leyſer, Med. spec. 126, befchräntt das 
Verbot der Spiele und NRüdforberungsredyt nur auf den Fall, wenn uns 
mäßig gefpielt wird, 

2) Zittmann, Handb. ber Strafrechtsw. Bd. 2. ©. 605. 

3) Preuß. Landr. II. 20. $. 1298. 

12° 


u. 
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Tugend dient, nicht, ob zu deſſen Ausuͤbung eine gewiſſe Fertigkeit 
erfordert wird, iſt dabei das eigentlich Entſcheidende, ſondern ob 
das Spiel innerhalb ſeiner natürlichen Grenzen bleibt, d. h. der Un⸗ 
terhaltung wegen, oder ob es der Gewinnſucht zu dienen betrieben 
wird; auch Ley ſer fagt von den unmäßigen Spielen: cessat enim 
in iis legitimus aleae finis, qui oblectatio tantum et recreatio 
esse debebat. Der franzöftfche Eode macht aber von allen neuern 
Geſetzen eine Ausnahme, und während er fi fonft beim Spiel den 
germanifchen Rechtögrundfägen anfchließt, ift er hiet zum römifchen 
Recht, was fi) aus der Zeit feiner Entftehung unter der Herrſchaft 
eines Eroberers erklärt, zurüdgefehrt. Es verordnet: 
(Art. 1965.) La loi n’accord aucune action pour une dette 
de jeu, ou pour le paiement d’un pari. (Art. 1966.) Les 
jeux propres a exercer au fait des armes, les courses & 
pied ou à cheval, les courses & chariot, le jeu de peaume, 
et autres jeux de m&me nature, qui ljennent à l’adresse et 
‚a lexercice du corps sont exceptes de la disposition pré- 
cedente. — Neamoins le tribunal peut rejeter la demande, 
quand lä somme luit parait excessive. 


4) Wirkung diefer Unterſcheidung. Unklagbarkeit der Spiels 
ſchuld und Strafbarkeit des verbotenen Spieles. 


Bei den Römern war nur die Borderung aus einem erlaubten 
Spiele klagbar, und da Juftinian die Strafe, die aufAusübung un- 
erlaubter Spiele ftand, aufgehoben hat, fo ift Die Unflagbarfeit und 
das Rüdforderungsrecht die Hauptwirfung, die, mit diefer Unterfchei- 
dung verbunden geblieben war. In Deutichland hatte fich aber der 
Grundſatz gebildet, daß niemals auf Borg gefpielt werden ſollte. 
Es ift gezeigt worden, wie er in Statuten und Territorialrechten 
vor und nad Einführung des römischen Rechts ausgefprochen ift, 
und jo muß er aud) jegt noch ale gemeinrechtlich betrachtet werben; 
denn wenn ein älterer deutſcher Rechtsgrundſatz In zahlreichen Bar: 
ticularrechten ſich wieberfindet, fo beweiſen dieſe deſſen unveränderte 
Fortdauer, und die Reception des römiſchen Rechts kann in dieſem 
Ball keine für die Anwendbarkeit feiner Grundſaätze ſtreitende Ver⸗ 
muthung begründen. Die Gemeingiltigkeit der Unklagbarkeit jeder 
Spielſchuld hat aber auch eine Stütze in den Reichsgeſetzen; 
denn in dem gefchichtlichen Zufammenhange, wie wir ihn fennen ges 


.— — — vw. 
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fernt haben, erfcheint die Beftimmung in der Reuterbeftallung ?) 
nicht mehr, wie fie gewöhnlich aufgefaßt wurde 2), als eine bejon- 
dere, nur für das Reichskriegsvolk geltende Verordnung, fondern fie 
ſtellt fich vielmehr als. die Anwendung eines allgemeinen Rechts: 
grundfaßes auf einen befondern Fall dar, und das Reichsgeſetz ent- 
hält alfo tmplicite eine Anerkennung und Beftätigung diefes Grund» 


ſatzes. Aber aud) das römifche Recht ergibt bei richtiger Auffafjung 


fein anderes Ergebniß, als die Unflagbarfeit faft aller bei ung übli⸗ 
hen Spiele, da es nur die aus Kampffpielen, und nad) Juftinian’s 
Verordnung nur aus 5 genau beftimmten Spielen diefer Art ent: 
fpringenden Forderungen als zu Recht beftehend anerkennt. Wäh- 
rend dieſes von mehreren Juriften anerfannt worden ft), haben 
andere Dagegen diefe fpeciellen Borfchriften des römifchen Rechts we⸗ 
nig beachtend, demfelben die Anficht untergeftellt, daß nach demiel- 
ben Glüdsfpiele für unerlaubt, Kunftfpiele für zuläffitg gehalten 
worden wären, und daß die Aufzählung gewiffer erlaubter Spiele in 
den Pandekten (von der Juftinianifchen Gonftitution ließ dergleichen 
fich fchwerer behaupten) als beifpielsweife Aufführungen anzufehen 
feien, daß es mithin noch andere eine klagbare Forderung begrünz, 
dende Spiele gegeben habe, und man diefes dann analog auf die 
bei uns üblichen Spiele anwenden müſſe“). Es hat dieſes felbft 
in die Gefehgebung hie und da Eingang gefunden; fo beftimmt 3. 
B. das baierfche Geſetzbuch, während das Landrecht von 1616 noch 
jedes Spiel auf Borg unterfagt, daß fowohl durch Kunftfpiele, als 
durch fogenannte gemifchte Spiele, eine vollfommen giltige Forde— 
rung begründet werde‘). Es können Beftimmungen der Art aber 


1) ©. oben ©. 163. 
2) ©. z. B. Mittermaler, P.⸗R. $. 298. 
.3) S. Strube, rechtl. Bedenken IV. Bed. 131, V. Bed. 9. Glück's 
Commentar, Bd. XI. ©. 349, 
4) ©, bei. von Berg's jurift, Beobachtungen und Rechtsfälle, Dh, 2. 
S. 251. 
5) Cod. Maxim. Bav. civ. Thl. 4. 8, 12. g. 5. (S. oben S. 176, Note 
3), und Kreittmayr Comm. Bd. 4. ©, 619. — Weishaar fucht, 
ohne ſich aber auf fo beſtimmte Geſetze zu flügen, in feinem württemb. 
P.⸗R. $. 1328 zu deduciren, daß bie gemifchten Spiele keine bürgerliche 
Verbindlichkeit begründen, wohl aber die Kunftfpiele, die den römifchen 
erlaubten gleich zu achten find, als Billard⸗, Ball⸗, Volant-, Kegelfpiel 
u. ſ. w. Rah v. Kampz' meckenb. Civilrecht Bb, 2, $. 151 begrün- 
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nur al6 Abweichungen von dem gemeinen Rechte angefchen wer: 
den. — Es haben die Juriften fihon vom Standpunkt des römi- 
[hen Rechtes aus behauptet, daß wegen der Schuld aus einem ver- 
botenen Spiel auch fein Bergleicy gefchloffen werden könne 2); vom 
Standpunkt des deutfchen Rechtes aus muß diefes aber auf alle Spiels 
fhulden bezogen werden, fo wie darnach überhaupt ein jedes Rechts⸗ 
gefhäft ungiltig ift, durch welches der Örundfag, daß nicht auf Borg 
geſpielt werden foll, der die Natur eines beftimmt verbietenden Ge⸗ 
febes hat, und hie und da felbft durch Androhung von Strafen noch 
verfchärft ift, umgangen wird. Schon Ältere Statuten erwähnen da= 
her mehrfach der Ungiltigfeit einer Bürgfchaft für eine Spielſchuld; 
in dem fähhliihen Spielmandat ift befonderd ausführlich von der 
Nichtigkeit und der Behandlung von Schuldverſchreibungen und Wech⸗ 
fel2), denen eine Spielſchuld zu Grunde liegt und dieſe gleichfam ver- 
bergen follen, die Rede. Eine Spielfhuld, ald eine in ſich nichtige®), 


den bie Sommerzipiele eine rechtliche Korberung. Dagegen Paulfen, 
ſchleswig⸗ holſteiniſches Privatrecht $. 115: „Spiele haben nach Gerichts⸗ 
gebrauch, fo wie nach befondern Gefegen überhaupt keine Rechtswirkung.“ 
&o auch in Frankfurt a. M., ſ. Adlerflycht, Privatrecht d. 538 und 
Bender, Privatrcht Bd. 1. $. 79. 

1) Schon Paris a Puteo de ludo $. 21 u. Cacialupi de lado $. 34. Die 
Buläffigkeit eines ſolchen Vergleiches hat man ableiten wollen aus L. 27. 
$. 3, 4. D. de pactis (2. 14.) L. 18, C. de transact. (2. 4.) L. 56. $. 
D. de furtis 47. 2.\; allein wie wenig bie Befugniß, das, was durch ein 
Delict verwirkt worden, durch einen Vergleich zu erlaffen, bier zur Ans 
wendung kommen Tann, ift fchon wiederholt bemerkt worden. S. bef. 
Carpzov, Pract. rer. Crim. IN. 9. 134. n. 24. bef. dazu Boehmer, Obss. 
ad Carpzov, obs. 2., und Overbeck, Meditationen Th. 3. Med. 160. 

Glück, Commentar Br. xl. ©. 348, 

2) Riccius, de cambio super pecunia lusu deperdita, in Exoreitt. jur. camb. 
V. Sect. 5. p. 171 qq. 

3) Schon Julius Clarus I. ec. &. Ludus n. 9. fagt: Cum enim occasione 
ladi non possit esse lis päariter etiam non cadit transaclio. Emtio ven- 
ditio, mutuum aliique contractus ludi occasione celebrati ipso jure nulli 
sunt, nec ulla ex hisce nctio callusoribus datur. — Vergl. auch Chur⸗ 
fürftt. pfälz. Landrecht. Anderer Zheil, Tit. 26. (Heidelb. 1582), BL. 
41 Pd: Dieweil in unferm Churfürftenthbum allen unfern Untertganen gefähr⸗ 
liche, theuere Spiele verboten, follen gleichfalls alle Sonträcte, Pacta, Zus 
fagungen, fo deswegen beichehen, für nichtig und kraftlos gehalten wer⸗ 
den u, ſ. w. MWiederholt im Landredit v. 1698, Tit. 2. 5 4 (b. von 
der Nahmer, Handb. d. rhein. Partic, «Recht. Bd. 1. S. 482). 
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nicht blos unflagbare, eignet ſich daher auch nicht zur Gompenfar _ 
tion?) u. ſ. w. 

Das verbotene Spiel unterjcheidet fih von dem erlaubten 
nad) deutfchen Rechtsgrundfägen dadurch, daß jenes nur unflagbar, 
dieſes zugleich ftrafbar ift. Daher haben audy alle Älteren Cri⸗ 
minaliften das Spiel in den Kreis ihrer Erörterung gezogen, Wozu 
das römische Recht, in weldyem die Strafbarkeit ja ausdrücklich aufe 
gehoben ift, ihnen feine gegründete Beranlafjung hätte bieten kön⸗ 
nen. Webereinftimmend jagen biefelben auch, daß, da im Civilrecht 
feine Strafe auögefprochen ſei, eine außerordentliche, von dem Rich⸗ 
ter, nad) der Befichaffenheit der Umftände und der Perſon zu be⸗ 
meſſende Geld= oder Gefängnißftrafe eintreten müfle, wie der⸗ 
gleichen denn faft in allen Statuten und Verordnungen älterer und 
neuerer Zeit, welche von verbotenen Spielen reden, geſetzt ift?). 
Die neuern Juriften haben dagegen faft eben fo übereinftimmend 
das Spiel aus den gemeinen deutichen Strafrecht verwiefen, well 
es an einer Straffagung fehlt). Doch mochten wohl überwiegende 
Gründe vorliegen, zu ber Anficht der Altern Strafrechtslehrer zurüde 


zukehren. Die Unterfheidung zwifchen erlaubten und verbotenen 
* Spielen haben wir nicht durch das römifche Recht erft überkommen, 


und die Strafbarfeit der legtern ift nicht, wie ınan gewöhnlich an⸗ 
nimmt, erſt durch particularrechtliche Verordnungen, die jünger als 
die Einführung des römifchen Rechts find, begründet worden. Daß 
die Carolina oder ein anderes Reichsgeſetz Feine Strafſatzung ent- 
hält, kann hier nichts ertragen, weil man nicht wird behaupten wol- 
len, daß alles gemein-deutfche Recht fid) auf Die Reichsgeſetze muß 
zurückführen laſſen. Bon einer Derogation durch das römische Necht, 


— — 


1) ©. darüber Bornemann, preuß. Civilr. Bd. 3. S. 235. 

2) Angelus Aretinus |. ce. $. 20: scias ille — qui lusit, potest arbitrio 
jadicis inquirentis de hoc puniri sechndum personarum et delicti qua- 
litatem, sive in publico sive in privato ludatur. — Bonifacius de ma- 
leficiis 1. e. $. 13: — eum poena non sit ordinata — nee expressa sit 
qualitas nec quantitas poenae, quod extraordinaria poena peruniariter 
puniatur. cf. $. 3. 16. — Ferner Julius Clarus 1, c. $. ludus n.6.— 
Menoch, de arbitr. judie. lib. Il. eas. 339. n. 8i. f. Aauohbar |]. 
e. li. quaest. 25. n. 54. Carpzov, Pract. IN. 13%. n. 8. n. 17—22. — 
Bol, Zittmann, Strafrechtsw. Bd. 2. $. 558. 

3) S. z. B. Martin, Lehrb. (2. Aufl.) $. 258. Nr. u) Wächter. 

Lehrb. Thl. 2. ©. 598. Heffter, Lehrb. $. 483. 
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ſo daß defien Begriff von erlaubten und verbotenen Spielen an Die 


Stelle des frühern getreten fei, kann aud nicht wohl die Rede fein, 
denn es ift bereitd dargethan: a) daß das Princip, wornach Die 
Römer das Erlaubtjein der Spiele beftimmten, nicht für unfere Sit- 
ten paßt, und daß man daher immer wieder, wenn auch auf Um⸗ 
wegen, zu dem deutſch⸗rechtlichen zurüdigefehrt ift; b) daß die Wirs 
fung des Erlaubtfeind Die deutiche geblieben it, indem es felbft 
reichsgefeglich fanctionirt ift, Daß überhaupt nicht auf Borg gefpielt 


° werden fol. Daraus folgt aber die fortvauernde Rechtskraft auch 


des übrigen Theiles der deutſchen Rechtsgrundfäge über Das Spiel, 
da ja ohne diefe das Unterſcheidende zwifchen erlaubten und verbote- 
nen Spielen hinweggenommen werden würde, Die Particularge- 
fege, die bei aller ihrer Verſchiedenheit in den Einzelheiten, von glei= 
Ken Grundanfichten ausgehen, auf einer gemeinfchaftlich Hiftori- 
fhen Grundlage beruhen, beftätigen jene Bortvauer. Das Vorhan⸗ 
denfein von befonvern, oft erneuten und veränderten, vom Ges 
biete des ftädtifchen Statutarrechtd auf das der Landesgefeggebung 
verpflanzten Strafgefegen, faft in allen Staaten, bat aber der Aus- 
ſchließung des Spield aus dem Gebiete des gemeinen deutichen Eri- 
minalrechts infofern Vorſchub gethan, ald dadurch doch feine eigent» 
liche Lücke für die Rechtsanwendung entſtanden iſt. Wo aber es an 
Strafgeſetzen mangeln ſollte, wo die vorhandenen ungenügend ſind, 
dürften ſich aus den Altern Statuten und Geſetzen gewiſſe Regeln 
entnehmen lafien, die den Richter, deſſen Ermeſſen hier ein freier 
Spielraum gegeben, einigermaßen leiten fönnen. Ziemlich allge 
mein wird man finden: a) daß Das im verbotenen Spiel auf der 
einen Seite verlorene und auf der andern gewonnene Geld verfallen 
ift*), nicht blos, wie ed neuere Geſetze wohl beftimmen, das auf der 


+ Schon bremer Statuten v. 1303, oben ©, 157: der Gewinner foll aus 
Ber ber Brüche ber Stadt geben was er mit thefiemen Spele wunnen 
hefft up der Worftafle. So aud regensb. Stadtrecht v. 1320 (oben 
8.160); braunſchw. alte Stadtrecht (oben &. 160). — Zufag v. 1338 
zu ben alten erfurter Statuten (b. Wald, Il. ©. 38):. Gewinne aber 
ber Speler icht alſe vele fal he ber Stat gebe; nämlich außer ber Brüche 
von einer Marl, — Stat, v. Frankf. a M. v. 1352 (Senckenberg, 
Selecta T. 1. p. 58): un alfe vele alfe der gewynnet alfe vele fal be ber 
Stab gebin und darzu ſyner Geldes alfe vele alfe bed Geldes ift, das he 
gewunnen hevet, — Lüneb. Stat. aus bem 15. Jahrhundert, oben S. 
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Tafel gefundene Geld, d. t. vie Banf und die jevesmaligen Säge; 
b) daß außerdem von den Spielern noch eine Brüche zu entrichten 
war, bie in den einzelnen Geſetzen freilich ſehr verſchieden beftimmt 
ift, in älteren Geſetzen, oftmals der ganzen Summe, die verloren 
oder gewonnen worden, oder der über das erlaubte Maß verfpielten 
gleichkam; daß aber eine Gefängnißftrafe feltener, meift nur eventuell 
verhängt wurde; c) daß der Wirth faft nie geringer als die Spieler 
felbft beftraft wurbe*), was auch auf die, welche in anderer Weife 
die Betreibung des verbotenen Spieles gefördert haben, anwendbar 
ift, und zugleich darauf hinweift, daß die Banfhalter ſchwerer zu be: 
ftrafen find, da gleichfam eine zweifache Sirafbarkeit hier zuſammen⸗ 
trifft, indem fie nicht nur felbit Spieler find, fondern in einer ganz 
andern Weife, wie es im Verhältniß der Mitfpieler zu einander ber 
Tall ift, das verbotene Spiel hervorrufen und fördern. 


5) Das Nüdforderungsrecht des bezahlten Spielgeldes. 


Was nun das Rüdforderungsrecdht des verfpielten Geldes 
betrifft, fo fann davon bei den nach deutfch - rechtlichen Grundſaͤtzen 
erlaubten Spielen feine Rede fein, denn ein folches nicht gefährlis 
ches und nicht unmäßiges, und daher aud) nicht frafbares Spiel, 
kann zwar nicht auf Borg gefpielt werden, aber es gilt hierbei Der 
Grundſatz, wie ihn ſchon das alte memminger Stadtrecht ausdrückt: 
‚was einer dem andern unbezwungentlich gibt, dag mag er wohl 
nehmen ohne Gefährde.“ Damit ftimmt denn aud) das preußifche 
Landrecht (I. 1, 577—78) überein: Wegen Spielfchuld findet 
feine gerichtliche Klage ftatt. — Was aber Jemand in erlaubten’ 
Spielen verloren und wirklich bezahlt hat, kann er nicht zurüdfor: 


161. — EChurfürftl. brandenb, Verord. v. 1565 (oben ©. 161): 
die Uebermafle des vorfpielten Geldes verfallen und der fo es gewonnen 
und noch einmal fo viel zur Strafe ‘geben. 

*) Söttinger Stat, v. 1301 (oben S. 157). Erfurter St. v. 1338, 
(f. vor. Rote), Duberftädter Stabtr. aus d. 14. Jahrh. (oben S. 159). 
Regensb, St. v. 1320 (oben ©. 160). Gaffeler St. v. 1444 (oben 
©. 158). Rügenwalber St. v. 1609 (daf.). Das alte memminger 
Stadtr,v.1396, Art. 35: Und wer — in feinem Hus und gemach wiffent- 
ich ſpilen, walen, karten ober dehainerlay, was ben pfening verlieren - 
mag, fo es verboten ift, tuon lät der fol zwifalt befirum. 


106 Bilde: 


. dent). Schiwieriger wird num aber die Sache in Bezug auf die 
verbotenen Spiele. Da in den Pandekten von einem Rückforde⸗ 
rungsrecht keine Rede tft, vielmehr deſſen erft in der Eonftitution 
Suftinian’s erwähnt wird, worin er feftgefeßt hat, Daß die Spieler 
feine Strafe treffen fol, fo ift nicht-unwahrfcheinlich, daß er daſſelbe 
an die Stelle der Strafe hat ſetzen wollen, und es fragt ſich nun, ob 
e8 bei unjeren verbotenen Spielen, die als folche auch ftrafbar find, 
zur Anwenbung kommen fann? E8 ift Die Frage neuerdings vielfel- 
tig befprochen worden, indem in einem, von deren Enticheidung ab- 
hängigen Kalle, im 3. 1827 u. 1828, die Spruchcollegien zu Göt- 
‚ tingen und Heidelberg Urtheile, das zu Halle ein Gutachten ab⸗ 
gegeben haben, Die ſaͤmmtlich fi für das Recht der Rüdforderung 
entfhieden ?), während das O.⸗A.⸗G. zu Parchim feiner entgegen: 
geſetzten Anficht unverändert treu geblieben ift?). Die beiden Haupt⸗ 
gründe, worauf dieſes feine Anficht begründete, find: 1) wo von 
einem ftrafbaren Spiel die Rede ift, müffe die Regel des römischen 
Rechts zur Anwendung fonımen: daß, wenn dem Gebenden und 
Empfangenden gleicher Vorwurf trifft, alle Zurüdforderung des 
fhon Gezahlten ſelbſt wegfallen foll*); 2) Daß in den mecklen⸗ 
burgifchen Geſetzen, die dabei zur Anwendung famen, wie dieſes in 
vielen Spielgefegen der Bau fein möchte, Confiscation des auf Das 
Spiel gebrachten Geldes verordnet ift, und alfo nicht der Spieler 
das Geld, welches bereits eingezogen worden oder worauf Doch nur 
der Fiscus ein Recht hatte, noch einmal für fich zurüdfordern Tann, 
— Der erfte diefer Gründe ift befonders in dem hallifchen Gutach⸗ 
ten befämpft worden; und wenn man erwägt, daß Juftinian ohne, 
wie feine Verordnung zeigt, über das Spiel und defien Zuläffigfeit 
irgend milder zu denfen als die frühern römifchen Geſetzgeber, viel- 
mehr von dem Streben geleitet wurde, ihm noch wirffamer zu begeg- 
nen, und aus Gründen der Geſetzgebungspolitik an die Stelle der 


1) Auch das öfterreich. Geſetzb. F. 1271 — 72 hat daſſelbe Prlucip. Vergl. 
Zeiler, Comment. Bd. 3. ©. 670, 

2, Das halliiche Gutachten findet fih in Elvers' jurift, Beifung v. 1828, 
Nr. 119; das heidelb. Urtheil ebendaf. Jahrg. 1830, Nr. 35, 36. 

3) S. Elver' jurift. Beitung 1828, Nr. 51, 1830, Nr. 83, 

4) L. 3, 4. $. 1. L. 8. D. de condict. ob turp. v. inj. e. (12. 5.) e. 2. 
5. C. eod. (A. 7.). ©. aber Mühlenbrudh, Pand. 8. nn Note 12, 
und bie bafelbft angef. Schriftfteller. | 
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Strafe Has Rückforderungsrecht gefebt hat: fo kann man nicht wohl 
da, mo eine Strafe wieder eingeführt ifl, aus dem obigen allgemeis 
nen Grunde (wenn man ihn aud) als richtig anerfennen wollte), , 
die Unzuläffigfeit des Rüdforderungsrechts ableiten wollen, da bie 
turpitudo des Spielers nicht erft durch Einführung einer Strafe 
wieder hergeftellt ift, und das Rüdforderungsrecht, welches hier auf 
einer befondern Verordnung beruht, mit dem Eintritt einer Strafe 
fi) wohl vereinigen läßt. — Gegen den andern Grund hatman 
aber eingewendet, daß mit der Beichlagnahme, des gerade auf dem 
Spieltiſch gefundenen Geldes, ſich ſehr wohl die Rückforderung deſ⸗ 
ſen, was in das Eigenthum des gewinnenden Spielers übergegan⸗ 
gen iſt, vereinen laſſe. — Dann haben die Vertheidiger des Rück⸗ 
forderungsrecht8 aber befonderd noch ausgeführt, wie wir und an 
das römifche Recht, welches die Grundlage des gemeinen Rechtes 
ausmacht, fo lange nicht befondere-Gründe davon abzugehen nöthis 
gen, halten und es mit den abweichenden PBarticularrechten möge 
lichft in Uebereinftimmung zu bringen fuchen, d. h. diefe als dero⸗ 
garifche Gefege ftricte interpretiren müſſen. 

Man wird die Richtigkeit dieſer lebten Säge, infofern ihnen 
nur feine unrichtige und unfer deutſches Recht benachtheiligende An 
wendung gegeben wird, was bei Der noch immer im Entwideln bes 
griffenen Erfenntniß des letztern wohl gefchehen kann, — nicht bes 
ftreiten wollen. Der ganze Standpunft bei Beurtheilung der Frage 
über das Rüdforderungsrecht würde aber ein anderer gewefen fein, 
wenn man davon ausgegangen wäre, daß die über das Spiel herr⸗ 
ſchenden Rechtsgrundſätze nicht eigentlich die des römifchen Rechts, 
jondern beutfchen Urfprungs find, und e8 würde dann Doch, wie ich 
glauben möchte, fich ergeben haben, daß dafjelbe nicht wohl zur An- 
wendung gebracht werden kann. Die Gründe find aber folgende: 
1) Wenngleih das römische Recht das Spielen, ald etwas Uner⸗ 
laubte8 und bis auf Juftinian Strafbares anfah, fo offenbart ſich 
darin die Anficht (die fich felbft in den Pandeften finden läßt, wo bes 
jonders von der Öelegenheitbietung und dem Zwange zum Spiel die 
Rede ift), daß der Verlierende, als der in der Regel BVerleitete und, 
wenn auch unrecht Handelnde, doch auch Unglüdliche angefehen 
wurde; und eine foldhe Auffafjung muß befonders zum Rüdfoides 
rungsrecht Hinleiten. In den deutfchen Gefegen wird aber der Ver: 
lierende dem Gewinnenden faft durchgängig gleichgefeht, es ift nicht 


188 Wilde: 


allein von keinem Ruͤckforderungsrecht zu feinen Gunſten die Rebe, 
fondern mehrere Statuten beftimmen noch, daß, während der Ge⸗ 
winnſt der Obrigfeit neben einer Buße ausgeliefert werden muß ), 
der, welcher verloren hat, noch eine gleich große Brüche zahlen 
fol 2). Eines Rüdforderungsrechtes wird nur erwähnt, wenn einem 
Spieler mit Gewalt Sadyen abgenommen worden; auch trat ed im⸗ 
mer ein, wo der Sohn oder Diener feines Vaters oder Herrn Gut 
verfpielt hat; leßterer ‚‚unterwindet fich deſſen wo er es findet.’ 2) 
Es ift ſchon bemerkt worden, Daß die Statuten faft Durchgängig die 
Eonfiscation des Spielgelves dahin verftehen, daß das verfpielte 
Geld überhaupt der Obrigkeit verfallen ift; Geſetze, die daher einen 
Ausdrud enthalten, der verfchieden gedeutet werben fönnte, 3. B. 
„das Gut, darım geboppelt worbden’’, „das Geld, was auf Das 
Spiel gebracht worden“ u. f. w. ), müffen mithin im Zweifel nicht 
blos von dem Gelde verftanden werden, welches gerade im Augen- 
blick der polizeilichen Ueberrafhung und Beichlagnahme als Spiel: 
geld vorgefunden wird, fondern von der ganzen mit Unrecht verfpiel- . 
ten Summe; das ift, wo ein beftimmter Spielſatz geſetzlich bes. 
ftimmt ift, das Darüber Berfpielte, bei abjolut verbotenen Spielen, die 
ganze Summe. So heißt es in der aus dem vorigen Jahrh. her⸗ 
rührenden Zuchtordnung der Stadt Memmingen +), um einem fols 
chen Zweifel zu begegnen: 

Mo benebens das verfpielte und würflich bezahlte, oder auf dem 

Spielplas befindliche Geld confiscirt und dem ‚gemeinen Stadt 
Aerario verfallen fein u. ſ. w. 
Nehmen wir dieſes aber an, fo würde nur in den feltenen Fäl- 
len, wo neuere Spielgefege beftimmt nur von der Confiscation des 
wirklich vorgefundenen Geldes reden, die Möglichkeit einer Rüdfor- 
derung ftattfinden koͤnnen °). 3) Scheint endlich nach deutſch⸗recht⸗ 


I) ©. Seite 184, Note ”). 

2) 3,8. Stadtreht v. Regensburg (oben S. 160, Note 2), der ver: 
leufet der muz aud) zur feiner verlufte ald vil geben alz ex ober daz pfunt 
verloren bat. Frankf. Stat. v. 1352 a. a. O. — alfe vele der virlure 
alfe vele hat be darzu ber Stab gebin. Ferner freiberger Statut. 
- (oben ©. 161, Note 3). 

3) ©, oben ©, 158, Note”). S. 160, Note 1. 
4) Zit. XIV. Bom Spielen $. 3, in Wald, Beitr. Bd. 2. ©. 327. 
5) Daß auch nach preuß. Landrecht, wiewohl biefes ſich nicht ausdrücklich 
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licher Anficht der Richter verpflichtet, jede Klage, die ſich auf eine, 
durch das Spiel entftandene oder auf fie fih beziehende Forderung 
gründet, abweifen zu müſſen; es ift oben erwähnt worden, daß das 
alte eulmifche Recht diefes fogar auf die aus einem betrüglichen 
Spiel abgeleitete Rüdforderung ausgedehnt hat!). 4) Wenn nun die 
ältern Schriftfteller über das Spiel ?), die ältern italienifchen Eri- 
minaliften ?) und dann nad) ihnen Andere *) von einer, dem Rück⸗ 
forderungsrecht entgegenftehenden Gewohnheit reden, fo gewinnt 
diefe Behauptung num eine beftimmtere Bedeutung; e8 ging näm- 
lich diefelbe offenbar aus der Wahrnehmung hervor, daß die Bor: 
fhrift des römischen Rechtes mit dem, was bis dahin üblich gewe⸗ 
fen war, mit den in den germanifchen Ländern herrfchenden und in 

einem innern Zufammenhang ftehenden Rechtsgrundfägen über das 
Spiel nicht vereinbar ſei. Bon den holländifihen Zuriften wird mit 
der größten Beftimmtheit behauptet, daß, der Beitimmung des’ rö- 
mifchen Rechtes ungeachtet, ein Rüdforderungsrecht nicht ſtatt⸗ 
- findes). Es fehlt auch nicht an deutſchen Landrechten, welche Die: 
ſes ebenfalls ausprüdlich hervorheben), um damit gleichfam den 


darüber ausfpricht, auch bei verbotenen Spielen, ber, welcher verloren hat, 
das verfpielte Geld nicht wieberfordern Tann, weil ber Fiscus das Net 
bat, bem Empfänger ben verbotenen. Gewinn zu entreißen, hat gegen 
Bielis ausgeführt Bornemann, Civilrecht Bd. 3. ©. 237, 

4) ©. oben ©, 148, N. 3, S. 149, N, 3, ©. 165, N. 1. 
2) Steph. Costa de ludo art. 4 (cf. art. 3). Par. a Puteo de ludo $. 
33 (cf. $. 25). Cacialupi de ludo $. 4%, 79 sqg. 

3) Augustinus ad Angel. Aretinum de malef, $. 16, 22. Jul. Clarus 

lI. c. G. 7. 
4) Rauchbar I. e. o. 89 — 92. Man beruft ſich dabei auf Luther's Aus⸗ 
legung des fiebenten Gebotes: „Wer die Gefahr liebt, Eommt darin um.“ 
5) Groenewegen de legib. abrog. in Hollandia ad tit. Dig. de aleatori- 
bus: — e contra, si solverit, repetitionem eum non habere generali con- 
suetudine receptum est. Nachdem er eine Reihe Schriftfteler angeführt, 
fegt ev noch hinzu: Et hanc totius mundi (!) esse consuetudinem te- 
statur Rebuff ad Const. reg. in prooem. gloss. 5. n. 56. Auch Voet 

(Comment ad Pand. tit. de aleat. $. 6) erklärt fich gegen die Giltigkeit 

bes Rüdforderungsrechtes. 

6) Magdeb. P.⸗O. 54.5.3: Was auf das Epiel durd, Karten, Wür⸗ 
fel und andere Art auf Credit vertban wird, barüber fol zwar weder in 
unfer hohen Untergerichten verholfen werben, gleichwohl aber bie con- 
dictio indebiti wegen deſſen, was bezaplg, niht ffattfinben, 








196 Wilde: 


Auriften entgegenzutreten, die dem deutfchen Recht, wo e8 mit dem 
römischen imi Widerfprudy ftand, den Befisftand zu beftreiten fuch⸗ 
ten. Es kann aber auch nicht Wunder nehmen, daß die Anftcht der 
Juriſten endlich auch in manche Partirularrechte Eingang fand, fo 
daß fie dem, welcher Geld im verbotenen Spiel verloren hatte, dag 
Recht gaben, dieſes zurückzufordern, wie e8 namentlich in dem fäch- 
fifchen Spielmandat!), dem baterfchen Eivilcoder 2) und in Hols- 
ftein duch neuere Verorpnungen ?) der Fall iſt. Der ‚Neangöfifche 
Code (art. 1967) beftimmt dagegen: 

Dans aucun cas le perdant ne peut repelet ce qu la vo- 

lontairement payé, & moins, qu’il n’y ait eu, de la part 

du gagnant, dol, supercherie et escroquerie. 


es) Rückforderung eines zum Spiel gemachten Darlehus. 

Es muß nun noch die Frage. berührt werden, ob derjenige, 
welcher einem Spieler Geld zum Spielen geliehen hat, daſſelbe wie: 
derfordern fann. Das römijche Recht: enthält darüber Feine Directe 
Beftimmung, doch hat man ans verfchienenen Aeußerungen beffel- 
ben abzuleiten gefucht, daß eine Klage in ſolchem Fall nicht ftatt« 
fände, und die Beftimmung in L. 12, $. 11. D. mandatı (XVII. 1) 
fheint dafür allerdings ein treffendes Argument zu geben *). Indeß 
haben manche Zuriften behauptet, daß ein zum Spiel gemachtes 
Darlehn zurüdgefordert werden Eönne®), und viele Anhänger hat 
eine ſchon von Azo herrührende Meinung gefunden, Daß man un- 
terfcheiden müffe, ob das Geld von einem Mitfpieler dem andern 
ober von einem beim Spiele Unbetheiligten dargeliehen worden fei, 
indem nicht in dem erften, wohl aber in dem leßtern Fall dag dar: 


1) S. oben ©. 169. 

2) Cod. Max. Bav. civ. Ih. 4 8. 12, 8. 5. Es wirb dieſes bort ſowohl 
in Beziehung auf bie Kunſt- und vermifchten, wie auf die Glücksſpiele 
verordnet, S. Kreittmayr zu biefer Etelle, u 4. ©. 619; auch 
Phillips, Private, Bd. 1. ©. 506. 

3) Paulſen, ſchleswig⸗-holſt. Private. $. 115, 

4).,, Si adulescens luxuriosus mandet tibi ut pro meretrice fide jabeas, 
idque tu sciens mandatum susceperis, non habebis mandati actionem: 
quia simile est quasi perdituro pecuniam credideris. Vergl. L. 2. $. 
1. D. Quarum rer. actio n. datur. S. auh Mühlenbruch, Pand. 
$. 426, Note 4. 

5) Bei. /’oct comment. 1. c. $. 4. 


« 
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gelichene Geld wiedergefordert werden fan). — Nach deutichen 
Nechtsgrundfägen kann darüber gar fein Zweifel fein. Aus dem bes 
ftimmten gemeinrechtlich anerkannten Gebot, daß nicht auf Borg 
gefpielt werden fol, folgt, daß felbjt bei nicht ftrafbaren Spielen 
das Darleihen von Geld, e8 mag von einem Mitfpieler oder einem 
Dritten geſchehen, als unzuläffig erfcheinen muß. Es haben daher 
audy ältere und neuere Statuten und Gefege ausdrüdlich beftimmt, 
daß Niemand Geld zum Spiel darleiben, daß, wenn es gefchehen,, 
er es nicht folle wiederfordern, der Richter darüber nicht folle erken⸗ 
nen können 2). Das preußifche Landrecht (1. 2, 8. 581) enthält auch 
diefelbe Beftimmung, „daß Gelder, die ausdrüdlicdh zum Spielen 
oder Wetten, oder zur Bezahlung des dabei gemachten Verluſtes 
verlangt oder geliehen worden, nicht gerichtlich eingeflagt werben 
können.“ Aber die Verfaſſer des Landrechts, die diefen, wie ans 
dere deutſche Rechtsfäge aufgenommen haben, haben ſich einen der⸗ 
ben Tadel und Zurechtweifung von Gans in feinem, im Anfang 
unferer Abhandlung angeführten Auffag?) zugezogen. "Er erklärt 
es für „ein wahres Abfurdum,’ ‚daß den Spielern nicht Die 
Zurüdforderung ihres Spielverluftes geftattet ift, während diejeni⸗ 


1) Azo, Summa C. de aleatorib. Angel. Aretin. de malef. I. c. et Au- 
gustinus ad Angel. $. 14 —16. Carpzov, pract. rer. crim. 11. 134. 
'n. 27. Stryk, usus mod. de aleat. $. 10. Dverbed, Mebit. Ih. 2, 
Nr, 95. Es wird bafelbft befonders dadurch begründet, daß ein Mitfpies 
ler ‚die Hoffnung hat, das geliehene Geld wieberzugewinnen und ſich mit 
bem Schaden ber Anbern zu bereichern, was bei einem Dritten nicht flatts 
finde. — Auch Weishaar, württemb. Privatr. $. 1326. Note d. 

2) Staiuten von Frankf. a. M. v. 1352, c. 63. $. 2. a. a. D.: Auch 

. . enfül nyman dem andern Tein Geld wizzentliche lyhen zum Epele, wer es 
darüber lühe ber fal alfe vele der Stat gebin, une wer es entneme ber 
Tal auch alfe vele der Etad gebin., — Württemb. Landesord. v. 1495 
(oben S. 160, Note 1): „und in fonberheit, was auf Borg verfpihlt ober 
auf Spiel geliehen wirb Fein Gericht daraus erkennen. — 
Baier, Landesord. v. 1616 (oben ©. 167, R. 4). — Memming 
Zuchtordnung a. a. O.: — auch daferne auf Borg gefpielt oder von 
einem der Mitfpielenden oder andern dabei gefeflenen wiſſentlich 
Geld in das Spiel hergeliehen worben, fo folle dergleichen E chuldforderung 
an fih null und nichtig fein, und darauf nicht gefprohennod _ 
erfannt werben. S. auch Adlerflycht, Privatr. d. Et. Franke 
furt, $. 538, i 
3) ©. oben ©. 141. 


IR Wilde: 


gen, welche Gelb zum Spiel geliehen haben, nicht das Recht haben 
ſollen, dieſes Geld wiederguverlangen.’’ Er findet den Grund „der 
widerfinnigen Beſtimmung“ darin, daß fic die Verfaſſer das 
eigene Princip, von welchem fie ausgingen, nicht klar gemacht ha⸗ 
ben und daher zu Abweichungen von demfelben ſich haben verleiten 
laſſen; denn indem fie in Folge des fie leitenden Princips Der 
‚Gleichgiltigfeit das Rüdforderungsrecht, welches das römifche 
Recht dem Spieler gewährt, mit Recht nicht anerfannt haben, hät- 
ten fie fich verleiten laflen, der aus dem PBrincip der Strafbar- 
feit des römischen Rechts hervorgehenden Conſequenz, wornad) 


der Darleiher das Geld nicht wiederfordern kann, Raum zu ges 


ben. Gegen diefen Vorwurf bat ſchon Bornemann, wenigftens 
theilweife, Die Redactoren in Schuß zu nehmen gefucht*); und wenn 
wir denfelben aud) nicht auf Den Autor, von welchem er ausgegangen 
iſt, zurüdleiten können, fo trifft ihn doch der, den geſchichtlichen 
Grund und Zufammenhang der Beftimmungen des Landrechts nicht 
erfannt zu haben, wodurch er ſich dann verleiten ließ, diefelben über 
den Leiften eines von ihm fingitten, dem Landrechte fremden Princips 
zu fchlagen. Dadurch möchte aber, was ich oben über diefe Be: 
handlungsweife ded Rechts bemerkt habe, noch etwas weiter ges 
rechtfertigt erſcheinen. — 5 


— — m nn nn un nn 


Als das Gefammtergebniß unferer Unterfuhung möchten fich 
daher folgende Hauptregeln des heutigen deutfchen, wo nicht Damit 
unvereinbare Verordnungen beftehen, anwendbaren Rechtes her: 
vorftellen : 

Unerlaubt und ftrafbar ift alles Spielen in gewinnfüchtiger 
Abſicht. Eine ſolche ift bei dem unmäßigen oder hohen Spiel im: 
mer anzunehmen, bei den fogenannten Hazardfpielen aber, wenn 
nicht aus dem niedern Sag und den übrigen Umftänden fich ergibt, 
daß das Spiel ald ein ungefährliches, nur der Unterhaltung wegen 
geübt worden ift. Die Strafe hängt vom rihterlichen Ermeffen ab; 
die Obrigkeit hat aber in der Regel das Recht, das verfpielte Geld 
von dem Gewinner beizutreiben. 





*) Preuß. Civilr. B. 1. E. 237. 


) 
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Erlaubt ift jenes Spiel, welches in anftänviger Weife, der Un⸗ 
terhaltung und Erholung wegen geübt wird. Ein ſolches Spiel 
kann aber auch nicht auf Borg gefpielt werben; es kann dem Ges 
winner das, was ihm ſogleich bezahlt worden, daher zwar nicht 
wieder abgefordert werden, aber er kann audy Die unberichtigt ge⸗ 
bliebene Spielſchuld in Feiner Weife weiter rechtlich geltend machen. 

Wer wifjentlich Geld zum Spiele geliehen hat, kann, wenn es 
bei einem verbotenen Spiele gefchehen ift, als Beförderer deſſelben 
beftraft werben, fonft aber niemals die dargeliehene Summe:rechte 
lich wiederfordern. 

— Es will mir fcheinen, al8 wenn dieſe Regeln unferer Denkungs⸗ 
weife und unfern Lebensverhäftniffen wohl entiprechen, als würden 
Dadurch manche, fonft nicht jeltene Mißftände vermieden werben, 
indem 3. B. der Richter dabei nicht in die Verlegenheit fommt, wie 
es gejchehen muß, wo man davon ausgeht, daß die Glücksſpiche als 
folche ftrafbar find, einer Gefellfchaft, die vingt-un oder dergleichen 
zu ihrer Unterhaltung gefptelt hat, den Proceß zu machen oder bie 
Geſetze unangewendet zu laffen. Daher bürften denn dieſe Grunde 
füge, Die audy bereits großentheils in den neuern Gefeßbüchern und 
namentlich im preußifchen Landrecht ſich finden, geeignet fein, fers 
nern gefeglichen Anorduungen über diefen Gegenftand zur Grund: 
lage zu dienen. | 


Zeitfihrift f. d. deutſche Recht. 2. Br. 2. 13 | 


Ucberfide 
über 


Die Deutich- rechtliche Litteratur 
vom Jahre 1839. 
Bon 
Aryfcher. 


Die Herausgeber diefer Zeitfehrift haben verfprochen, je am 
Jahresſchluſſe einen kurzen Bericht über die deutſche furiftiiche Litte⸗ 
satır zu liefern. Indem fie Diejer Zufage nadyfommen, Tann ihre 
Abſicht nur fein: auf die wichtigeren Erfcheinungen im Gebiete Der 
allgemeinen Rechtslitteratur und insbejondere im Gebiete des deut- 
I Staatd- und Privatrechts aufmerkffam zu machen; nicht aber 
olften auch diejenigen Zweige der Rechtswiſſenſchaft, welche von 
der Richtung dieſer Zeilärit fchon zu Anfang ausgefchloffen wor- 
den, in ihrem Fortfchritte nachgewieſen, noch eine ausführliche Bes 
urtheilung der einzelnen Schriften gegeben werden, wofür andere 
wärts Gelegenheit und Aufforderung genug vorhanden ift. 


I. Allgemeine Werte. 


Wir nennen zuerſt die bibliographiſchen und kritiſchen, 
ſodann die encyklopädiſchen Schriften. Hier kann es denn 
gleich mit Freude Re werden, daß die | 

na mung für deutſche Rechtswifienfchaft (Leipzig, 

auchnitz), Ze 
zu deren Herausgabe ſich der Gründer derfelben, Profeffor Richter 
im Marburg, einen vormaligen Eollegen, Profeſſor Schneider in 
Leipzig, beigefellt, auch im dritten Jahre ihres Erfcheinens einen 
würdigen Fortgang genommen haben. Die natürliche Folge eines 
befondern kritiſchen Inftituts für die juriftifchen Schräften ift freilich 
die, daß die allgemeinen Litteraturblätter immer weniger fid) mit Die 


ſen beichäftigen, und dadurch wieder einer der äußern Berührungs- 


punkte verjchwindet, welche die verfchiedenen Theile der Wiflenfchaft 
fich näher gebracht haben. Allein nicht bloß die Jurfsprudenz, auch 
die anderen befonderen Wiſſenſchaften haben ſich mehr oder weniger 


’ 
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auf jene Weiſe gegen bie allgemeinen Litteraturblätter abgefchlofien, 
welche bei der zunehmenden Specialifirung ber Wiflenfchaften,, die 
leider auch die Jfolirung mehr oder weniger im Gefolge hat, und 
wir Dürfen es wohl fagen, bei dem Mißbrauche, der. mit jenen Blaͤt⸗ 
tern: theilweife getrieben worden, dem Fachbedürfniſſe nicht mehr ges 
nügten, Die Redaction der Fritifchen Jahrbücher, welche erfreulicher 
Weiſe der Anonymität feinen Vorſchub Ieiftet (möchte fie dieſelbe 
ganz ausfchliegen!), hat auch in der Beziehung ihre Aufgabe richtig 
erfannt, daß fie neben den Recenfionen, welche fie ſelbſt over ihre 
Mitarbeiter liefern, zugleich Nachweifungen über die anderwärts ers 
ae Beurtheilungen gibt, und ſowohl hiedurch, als durch bie 
fortlaufende Bibliographie, welche fie ihren Heften anhängt, eine 
‚voliftändige Ueberſicht der juriftifchen Litteratur eröffnet, deren der 
Rechtsgelehrte nicht entbehren kann. | : 
Die Eritifhe Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und 
Gefeggebung des Auslandes von Mittermaier und 
Zadartä (Heidelberg, bei Mohr) ift infofern hier zu erwähnen, als 
die auswärtigen Rechte, weldye durch dieſes Organ uns näher ges 
bradyt werden, mittelbar zum DVerftändniffe und zur Ausbildung des 
unfrigen beitragen, Auch hier zeigt ſich abermals, mie deutſcher 
Fleiß ſich der Erzeugniffe ausländischer Litteratur zu bemädhtigen 
ſucht. Die meiften Aufjäge find nämlid) von deutfchen Schriftftel- 
lern. -Befonders anziehen für den Germaniften ſchienen uns in den 
vom Jahre 1839 vorliegenden 4 Heften (Bd. XI. und XIE. Bo. 1. 
Dein die Aufjäge über die neueften rechtshiftortfchen Forſchungen in 
ezug auf die Schweiz und den Werth der jchweizerifchen Rechtsge⸗ 
fhichte für das Studium des deutfchen Rechts von Mittermaier;z 
über die Gollifion der Gefete von Demfelben, und-über die Lehre 
. vom Befig nach ruffiichem Rechte von Prof. v. Reutz in Dorpat. 
Der letztere Auffag, welcher die Monographie eines ruffifhen Ge: 
Iehrten (Ih. Morofchkin) über denfelben Gegenftand zum Aus 
gangspunkte nimmt, ift namentlich dadurch intereffant,, daß darin 
über die erften Entwidlungsverfuche einer ruſſiſchen Rechtswiſſen⸗ 
[haft und die Hemmniſſe jener Entwidlung Nachricht gegeben und 
hier ein Zuftand zur Anfchauung gebradyt wird, wu es fich, wie bei _ 
uns im 15. und 16. Jahrhundert, davon handelt, zwifchen einer 
enden Rechtswiſſenſchaft und der felbftftänpigen Ausbildung des 
ationalrehts zu wählen. Der wifjenfchaftliche Verſuch, über den 
der Verfafjer berichtet, zeigt uns zugleih in Hinficht auf den Beſitz 
eine merfwürdige Uebereinitimmung zwifchen rufftfchem und altdeut⸗ 
ſchem Recht (felbft das Wort Werw — Were fommt vor), was 
abermals ein Beitrag ift zu der in neuerer Zeit mehrfach entdedten 
een zwifchen den urfprünglichen ee des ſla⸗ 
wiſchen und germaniichen Volksſtamms. (Vergl. die Schilverun 
Montenegriens in den Dorpater Jahrbüchern 1833, Band I. H 
2 und A.) 
13 * 
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in Zeipgig: Lexicon literaturae academico -juridicae, Lips. 
und 1858, 2 Bände, ift in einem Nadıtrag und Regifter. beendigt 
worden. Andererſeits bat ſich ein unternehmender Rechtsanwald in 
Baiern (Barth) zur Aufgabe gemacht, dem gefallenen Anfehen ver 
akademiſchen Differtationen zu Hilfe zu fommen, indem er eine An: 
zahl auserlefener, theils urfprünglich deutfcher, theils in's Deutſche 
überfegter Differtationen aus dem Gebiete des gemei: 
nen Eivilrehts und Eivilproceffes gefammelt heransgab 
und diefer feiner Sammlung das Siegel einer zweiten Ausgabe 
(Augsburg 1839, 1. u. 2. — aufdrückte. Verwandt hier⸗ 
mit iſt ein anderes Unternehmen: Sammlung intereſſanter 
Aufſatze aus dem Gebiete des gemeinen Rechts (Braunſchweig, 
bei Leibrof), worin theild Abdrücke, theils Auszüge von Abhandlun 
gen fremder Berfaffer gegeben find. | h 
| Key Beitrag zur juriftifchen Bücherfunde kann noch genannt 
werben : | 
‘ Bibliotheca juridica oder Verzeichniß aller brauchbaren, in 
terer und nemerer Zeit, beſonders aber vom. Jahre 1750 bis 
zur Mitte des Jahres {839 in Deutfchland erfchienenen Werte 
‚über alle Theile der Rechtsgelehrſamkeit und deren Set 
ſenſchaften. Zuerft herausgegeben von Th. Ehr. Fr. Enslin; 

von Neuem von W. Engelmann, Leipzig 1840. 

Bon der erften im J. 1824 hinein Auflage diefes Bücher⸗Ver— 
zeichniffes unterfcheidet fich Die gegenwärtige Dadurch, daß fie nicht, 
wie jene, bis zum Jahr 1700 zurüdgeht und die Diplomatie, die 
Polizei⸗ und Kameral⸗Wiſſenſchaft ausschließt; wogegen Die neueten 
juriftifchen Schriften ziemlich vollftändig nachgetragen find. (Ein 
ges haben wir allerdings vermißt.) 

Die juridiſchen Zeitfchriften befaffen fich, abgeſehen 
von den beiden oben genannten kritifchen Journalen, nicht mit dem 
Banzen der Rechtswiſſenſchaft, fondern entweder nur mit befonde 
ren. Sroelgen derſelben, wie 3. B. das Archiv für die civiliſtiſce 
Braris, die Zeitfchrift für Eivifrecht und Proceß; oder mit beſtimm—⸗ 
ten Richtungen , wie die Zeitfchrift für geſchichtliche Rechrswillen 
ſchaft. Ein allgemeineres Ziel hat ſich zwar das gegenwärtige Un 
ternehmen gefett, welches nicht blos auf das Privat-, ſondern au 
auf das Staatsrecht, und nicht bloß auf die Gejchichte, Ye auch 
auf die Dogmatik des Rechts gerichtet ift. Allein auch dabei mußte 
nicht bloß eine fehr allgemeine und weitverbreitete Richtung, Die 10 
maniftifche, fondern auch ein und der andere Rechtstheil, namenl 
lich Strafrecht, Proceß, ausgeſchloſſen werben. 

Die ausgezeichnete juriftifche Encytlopadie von Fall, 
hat = 4. Auflage erhalten (Xeipzig, bei Böfenberg). 


Pa 
Rechts lexikon für Juriſten aller teutſchen Staaten, enthal⸗ 


a ud ZT mein in eh In 
— 2 Ss Es — 3 = [7 a 
SUB Ss nk ud Zi 
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tend die gefammte Rechtswiffenfchaft, redigirt von I. Weiske 

(Leipzig, bei Dito Wigand); 
ift im 4. Hefte des II. Bandes bis zum Worte „Compromiß“ ges 
langt. Die meiften Artikel enthalten ausführliche, mandje berfelben 
ganz felbftftändige Auffäge. Befonders find von dem vaterländifchen 
Gefichtspunfte aus gearbeitet die Artikel: Adminiftrativ-Juftiz, Aus: 
träge, Autonomie, Auszug ,. Banfen, Bann, Beamte, Begnadi- 
gung, Bergrecht, Bodmerei. Auch die Artikel über einzelne Länder 
und Städte, 3. B. Baden, Baiern, Braunfchweig, Bremen, ents 
halten erwünfchte Andeutungen über Die dortigen befonderen Rechts⸗ 
nn und Redhtözuftände. | | 

ag 


Staatslerifon von C. v. Rotted und C. Welfer 

(Altona, bei Hammeridh) | 
ift bis zur 4, Lieferung des VIIL- Bandes (Jeſuiten — Sonifche In⸗ 
fen) vorgerüdt. - 1 | 


II. Naturrecht und Gefeggebungswiffenfebaft. 


Bei dem Antheile, weldyen wir dem rationellen Elemente an 
der Entwidlung und Darftelung gegebener - Zuftände einräumen 
(Bd. I. ©. 37), wird es nicht befremden, wenn wir aud) Die rechtes 
philofophifche Zitteratur, insbefondere Diejenigen Schriften berückſich⸗ 
tigen, welche das Verhältniß der Rechtswiffenfchaft zur Geſetzge⸗ 
bung angehen. Zwar ift immer viel Streit unter den Naturredhtö- 
Ichrern gewejen; allein war daffelbe nicht im Gebiete der Philofo: 
phie überhaupt der Kal, und wer wollte darım Der legtern ihren 
Werth abſprechen? | 

Eine Ueberficht der rechtsphilofophifchen Theorien und des heu— 
tigen Standes diefer Wiſſenſchaft findet man in einem Auflabe 
Warnfönig’s: „Die gegenwärtige Krifid der NRechtsphilofe- 
phie in Deutichland,’’ in der deutfchen Vierteljahrsfchrift, 1839, 

eft IV, ©. 255, und noch ausführlicher in einem Lehrbuche deſſel⸗ 
ben Verfaſſers: . 

Rehtsphilofophje ald Naturlehre des Rechts, von Dr. 

L. A. Warnfönig, Prof. der Rechte in Freiburg im Breis— 

gau. Wagner’iche Buchhandlung, 1839. 
Die ältere Tateinifche Schrift: Doctrina juris philosophica (Aquisgr. 
1830) ift hier umgearbeitet, allein die frühere Auffaffung des 
Rechts aus einem dreifachen Principe, welches ebenfo vielen Trieben 
der menjchlichen Natur entfprechen ſoll: dem der Rüplichfeit, Phil⸗ 
anthropie und Gerechtigkeit, beibehalten und eben damit auch, wie 
wir fürchten, das Streben des Verfaflers, feiner Theorie einen phi- 
lofophiichen Charakter mitzutheilen, unerfüllt geblieben; denn ein 


- effeftiicher Verſuch diefer Art, welcher übrigens nicht neu tft (ſchon 


Grotius, Rouſſeau, Hugo und Andere find von ähnlichen Ideen 
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ausgegangen), wird eben, weil er aus der Einheit der Wiſſenſchaft 
— nicht die ſtrengen Anforderungen derſelben befriedigen. 

uch wir nehmen an, daß das Recht nicht blos auf rationeller 
Grundlage, fondern zugleich auf einem gejchichtlichen und materiel= 
Ien Elemente beruhe. Allein wenn e8 die Aufgabe der Rechtsphilo- 
‚ fopbie ift, das rationelle Element oder den Bernunftgrund des 
echts für ſich feitzuftellen, fo dürfen nicht auch die beiden andern 


Elemente, welche in dem pofitiven Rechte hervortreten,, zugleich 


berüdfichtigt werden. Cine Theorie, welche dermaßen allen Anfich= 
ten vom Rechte zugleich Genüge thun, und ohne beftimmten Anz 
haltspunft in der Philofophie oder Geſchichte theild von anthropolo⸗ 
gischen, theild von metaphufifchen und hiftorifchen Grundfägen aus⸗ 


gehen will, ſchwebt gleidhfam zwifchen Himmel und Erde, und _ 


wenngleich der Verf. das Nützlichkeitsprincip nicht fo fehr vorherr- 
fhen läßt, wie Hugo, fo nähert ſich doch fein Syitem mehr einer 
Rechtspolitik, oder, wie er ſelbſt fagt, „einer vergleichenden Rechts: 
gefchichte”’, als einer Rechtsphilofophie. Was der Verfaffer gegen 
die abftrarten Theorien einwendet, ift ein Vorwurf, der faum einen 
neuern Naturrechtslehrer trifft, da aud) von denjenigen, welche dem 
Kantiihen Principe im Weſentlichen treu geblieben find, das Be⸗ 
dürfniß anerfannt ift, daſſelbe aus einem höhern Geſetze zu beweilen 
und ihm dur Anwendung auf Gegenftände der Erfahrung einen 
praftifchen Inhalt zu geben. Uebrigens find beide angeführte Schrif- 
ten, wie Alles, was von der Feder des Verfaffers herrührt, ausge⸗ 
zeichnet Durch geiftoolle Behandlung, und wenn man aud) vom 
philofophifchen Standpunft aus demfelben nicht beipflichten kann, 
fo wird man doch auf dem Boden der Rechtspolitif die Unbefangen- 
heit feiner Anfichten in vollem Maße anerfennen müffen. 

Faft gleichzeitig mit dem Warnkoͤnig'ſchen Lehrbuche hat aud) 
das Raturrecht v. Rotted’ 8 (Stuttgart, bei Hallberger 1840) eine 
neue Auflage erhalten, welche jedoch nicht, wie dort, Durch das Be⸗ 
dürfniß der Umarbeitung, ſondern, wie es fcheint, durch den Ab⸗ 
fa der erften Auflage herbeigeführt if. Schon diefer Umſtand ift 
für die Stellung des Rotteck'ſchen Buchs zum Publikum bezeichnend, 
welches die Anfichten defielben, obgleich dem Weſen nad) aus der 
Kantifhen Philofophie hervorgegangen, nicht allzu abftract gefun- 
den zu haben fcheint. Fr in einer andern Hinficht unterfcheiden 
ſich die Schriften der beiden freiburger Gelehrten. Während Warn: 
fünig nur das Privatrecht einigermaßen ausführlich abgehandelt, 
von dem Staats⸗ und Bölferrecht aber nur Umriffe gegeben hat, 
tritt bei Rotted die publicijtifhe Richtung hauptfächlich hervor; 
benn das ganze Naturrecht wird als Propädentif zu den Staatswiſ⸗ 
fenjchaften von ihm behandelt. Wenderungen und Zufäbe hat bie 
Fa nur wenige erhalten, welche in der Vorrede angeges 

en find. ä i 

Der Streit über die fogenannte hiftorifehe und nicht hiſtoriſche 


— 
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Schule iſt durch einen warm geſchriebenen Aufſatz Thibaut's im , 
Archiv für die civiliſtiſche Praxris, Bd. XXI. S. 391, zu Ende vo⸗ 
rigen Jahres wieder aufgeregt worden. Wenn man and mit dem 
Verfaſſer nicht durchaus einverftanden ift, fo muß. man Doch Die 
Sreimüthigfeit, womit er, obgleich Romanift, die Gebrechen des 
römischen Rechts an den Tag ftellt,; und die deutfche Geſinnung, 
womit er einen beſſern Rechtszuftand im Baterlande herbeigeführt 
wünfcht, anerfennen, und man wird ihnen zu Liebe gewiſſe Empfind⸗ 
lichkeiten des Auffahes gern überfehben. Einen Anachronismus, 
welchen ein ungenannter Recenfent in der krit. Zeitſchr. für deutiche‘ 
Rechtswiſſenſchaft, 1839, I. ©. 187, diesfalls dem Thibaut’fchen 
Auffage zur Laft Tegt, haben wir nicht darin gefunden; denn der 
fcheinbar abgejchloffene Friede war mehr nur.ein Waffenſtillſtand, 
- wobei die Freunde der gejihichtlichen Rechtswiſſenſchaft allerdings 
im Bortheile zu fein ſchienen, theils weil fie die Mehrzahl bildeten, 
theils weil ihre Gegner, wenn audy nicht ausfchlieglich geichichtlich, 
doch nicht ungethiätlid” fein wollten. F 
ie wenig noch der alte Streit über die Natur und Behand⸗ 
lung des Rechts beigelegt iſt, ſieht man unter Anderem aus der aka⸗ 
demiſchen Proluſion Maurenbrecher’s, de auctoritate pruden- 
tum (Bonn, 1839), worin derfelbe die Anficht, Daß das pofitive 
Recht in den Meinungen der Juriften fein Beruben habe (vergl. 
Band I. ©. 35 diefer Zeitſchrift), aufs Neue vertheidigt, und aus 
der legten Schrift des Prof. Gans: über die Grundlage des 
Beſitzes (Berlin, 1839), worin die philofophifche Deduction des 
Rechtsbegriffs für die behandelte befondere Frage in Anfpruch ges 
nommen und dem römifchen Rechte nur infofern eine Stimme einges 
räumt wird, „als praftifche Köpfe, wie die römifchen Iuriften, haͤu⸗ 
fig auf das Wahre zurüdfommen’’ (S. 58). Man fann mit det 
neueren- Begründung ber Belislehre nicht einverftanden fein, ohne 
darum eine abftracte Theorie an die Stelle zu feben, welche mit der 
Praris nur in einer anderen Art von Widerſpruch fich befaͤnde. Die 
Lehre vom Beſitz und Eigenthbum, fo fehr fie einer rationellen Auf: 
faffung fähig, ift immerhin pofitio genug, um zunächſt von dieſer 
Seite erfaßt zu werden. Gans ging davon aus: ed gebe in dem 
Rechte nichts Factiſches, das nicht zugleich eine rechtliche Ader in 
ſich habe (S. 14). „Allerdings iſt jede äußere Thatſache einer rechts 
lichen Würdigung fähig; aber darum ift eine bloße Thatfache, 3. B. 
der Beſitz, noch fein Recht (facta non probant jus. Tertull.); fie 
fann auch Unrecht fein. Die Aeußerung des befonderen Wil- 
lens, worin Gans den Rechtsgrund des Befibes findet, kann Die 
ſem fo wenig rechtliche Würde verleihen, als, wie Savigny mit 
Anderen behauptet, die Berbindung des factifehen Zuftandes mit 
der Perſon, — als ob diefe mit jenem immer zugleich verlegt würde, " 
und als ob jede factifche Verlegung eines Andern ein Unrecht 
wäre! Daß zum juriftifchen Bejig außer der Innehabung (corpus) 


ı/ 
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. der Wille zu” beſitzen (animus) gefordert wird, hängt nicht mit dem 
unfichern Orundfage der Willfür zufammen, jondern hat feinen na- 
türlihen Grund darin, daß ohne Willen feine Handlung, alfo auch 
feine Befighandlung möglich ift. Alfo der Befis, mit Einſchluß des 
animus possidendi, ift vor der Hand nur etwas Thatfächliches, und 
die Stage, ob derſelbe rechtlich, ift Damit nicht entfchieden. Auch 
die Prärogative aus dem Befigitande nach pofitivem Recht, oder 
die Formel. : beati possidentes, erflärt ficy nicht aus einer Billigung 
des befonderen, vielleicht unrechtlichen Willens, welche den Gelehen 
zu Grunde Tiegen fol, ſondern aus der, auch vom gejeßgeberifchen 
Standpunkte wohl zu rechifertigenden, praesumtio dominii, welche 
in dem deutfchen Rechte noch weiter geht, als in dem römifchen, 
und-dort namentlich auf den Grundſatz: nemo plus juris in alium 
transferre potest, quam ipse habet (f. jedoch Gaupp, ©ewere 
des deutfchen Rechts in Diefer Zeitfehr. I. S. 121 f. 129) beichrän- 
end eingewirft hat. 

Gans war der Erfte,. welcher die Hegel'ſche Philofophie in 

das pofitive Recht einzuführen gefucht hat (ſ. fein Erbrecht in welt: 
eichichtlicher Entwidlung). Nach ihm machte denfelben Verſuch 
Ghriftianf en (die Wiffenfchaft der römischen Rechtsgeſchichte, 1. 
Bd. 1838) und neuerdings Kierulff (Profeſſor der Rechte zu 
Kiel), Theorie des gemeinen Civilrechts (1. Bd, Altona, 1839). 
Nach der letztern Schrift (S. 3) ift das Recht nur zu begreifen „als 
das Recht eines beftimmten hiftortfch wirklichen Staats, 
und außer dem pofitiven giet es keines.“ Hier geht der Verf., wie 
viele Schüler Segis , über den Meifter hinaus, welcher allerdings 
den Begriff des Rechts als gegeben vorausfeßte, aber nicht bloß in 
einem beftimmten Staate Beben haben wollte, vielmehr gegen 
die hiſtoriſche Schule gerade aus dem Grunde anfämpfte, weil fie 
das Wefen des Rechts oder den an fich giltigen Begriff außer Augen 
laſſe, „das Relative an die Stelle des Abfoluten,, die Außerliche 
Ay: an die Stelle der Natur der Sache ſetze“ (Naturrecht 
S. 9—14). Was der Verf. in der vorausgefchicten allgemeinen 
Einleitimg jagt, ift zum Theil ganz ſchön und gut: „das Bedürf—⸗ 
niß und Verlangen der Gegenwart ift nicht, daß irgend ein unerhör: 
ted Recht neu erfonnen und aufgeftellt werde, fondern daß die Viels 
‚heit des Rechts, welches wir fchon haben, eine. Einheit und dadurch 
Einfachheit und Klarheit werde’ (p. XXI). Aber wie ftimmt bier: 
mit, wie mit der Anficht, daß die gemeine Rechtstheorie das gegen: 
wärtig zur Anwendung fommende Recht zu erfaffen habe, gleichviel 
ob ihte urfprüngliche Quelle das Juftinianeifche oder Fanonifche 
Rechtsbuch, deutiche Geſetzgebung oder Praxis fei, überein, wenn 
der Verf. in feinem Syfteme bloß roͤmiſches, zum Theil ganz un- 
praktiſches Recht (3. B. in der Lehre von der Infamie) und Nature 
recht willkürlich unter einander mifcht, ohne alle Rückſicht auf deut⸗ 
ſches Recht, welches doc) wohl in dem einheitlichen Rechte der Ger 
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genwart begriffen und nicht blos als eine Theorie der Particular⸗ 


rechte (!) anzuſehen iſt. 


Der gewiß erlaubte Wunſch, das Privatrecht auf eine natür⸗ 
lichere Geftalt zurüdzuführen, hat noch eine andere, Kleinere Schrift 
veranlaßt, welche ald Zeichen der Zeit hier Erwähnung verdient: 

Das Syftem des Privatrechts, aus der Ratur der Sache 

entwidelt und in feinen Grundzügen im Hinblid auf das römi⸗ 

ſche Eiviltecht, dargeftellt von J. E. G. Kirftetter, Rechts: 

practicant, Würzburg, 1839 (Selbftverlag). 
Die Form diefer Schrift, welche nicht für das natura duci des 
Verfaſſers fpricht, wird Vielen jo anftößig erfcheinen, als der Zweck 
derſelben, die LXehrfäge der Schule, welche er zuweilen mißverfteht, 
verdächtig zu machen. Aber es läßt fic nicht verfennen, daß der 
Naturalismus den Verf. mitunter zu begründeten Zweifeln geführt 
hat, 3. B. wenn er meint, daß die Abficht der Vertragenden im 
Zweifel nur auf diligentia in concreto gerichtet fei (S. 57) („denn 
die Intention desjenigen, der bei einem Raphael ein Gemälde bes 
ftellt, ift auf etwas ganz Anderes gerichtet, als die desjenigen, ber 
zu einem gewöhnlichen guten Maler geht‘), nicht wie nach römi⸗ 
jhem Recht auf gemeinen Fleiß (diligentia in abstracto), welches 
Lestere auch PBartieularrechten, z. B. dem württembergifchen (f. mein 
Private. $. 132), entgegen ift. 

Verwandt mit dem Streite über die Rechtsfchulen, welcher 
auch in dieſer Zeitfchrift (Bd. I. S. 27 f.), in der Vierteljahrs⸗ 
fhrift (von Warnkönig) und in den al Sahrbüchern (von 
Bluntſchli) erörtert worden, ja die Beranlaffung deſſelben ift die 
Frage über die Eodification (zu deutfch: Gefehbuchmacherei). Auch 


‚hierüber haben fidy wieder mehrere Stimmen vernehmen laſſen: 


Etwas zur Beruhigung für fehlgeichlagene Hoffnungen auf 
baldige Einführung neuer deutſcher Gejegbücher, von W. 9. 
Puchta, Landrichter in a in der Zeitfchrift für Civil: 
recht und Proceß, Bd. AI, Nr. 6. 
Der Berfafler ein vieljähriger geachteter Praftifer, dem auch das 
dentſche Recht gefchätte Erörterungen verdankt, hält es für fein Uns. 
glüd, daß bürgerliche Geſetzbücher nicht überall zu Stande gekom⸗ 
men, weil unfere Landftände nicht zur Geſetzgebung in juriftifchen 
Dingen geeignet, weil die Lüden in-unferem gegenwärtigen Rechte 
nicht fo * groß und jedenfalls durch neue Geſetzbücher nicht zu 
beſeitigen ſeien. Alles dieß beweiſt unſeres Erachtens zu viel; denn, 
wenn der Antheil des Volkes an der Geſetzgebung verderblich auf 
dieſe wirken ſoll, wie kommt es, daß dem Verf. dennoch das heutige 


Recht genügt, welches unter jener Mitwirkung vielfach ausgebildet _. 


worden? ‚Auch wir könnten feltfame Dinge aus ftändifchen Bera⸗ 
thungen anführen (als in einer gewiffen Kammer die Aufhebung 
des Macedonianifchen Ratbfehfufee beantragt worden, ward diefer 


Antrag von einem Mitgliede mit dem Ausrufe unterſtützt: wir find 


\ 
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keine Macedonier!); aber hat nicht die Rechtsunwiſſenheit vie⸗ 
ler, ſelbſt ve Mitglieder unferer Kammern (an Juriften fehlt 
es darin nicht) eben in der Verbildung unferes Rechte ihren Grund, 
welche Thibaut fo bezeichnend gefchildert hat? Und tft das römi- 
ſche Recht befler geworden, feit die Eonftitutionen daffelbe ſchufen, 
das deutiche Recht, als man die Landftände nicht mehr einberief? 
Ueber römifches Recht und neue Gefehgebung von Dr. M. ©. 
Mayer, Prof. Tübingen, bei Oſiander. 
Der Berfafler, — von der Vortrefflichkeit des römiſchen Rechts 
überzeugt, das in diefem Augenblid von ihm wieder mit einer ge- 
lehrten Arbeit über das Erbredyt bereichert worden, tft doch jo billig, 
zugegeben, daß die Beibehaltung deffelben als eines formell giltigen 
Rechts manches Bedenkliche habe, und daß unfer Zeitalter fo gut 
als ein früheres a fet, fich fein Recht nach feiner Ueberzeu⸗ 
gung und feinem Bedürfniffe zu feten (S. 24 f.). . Deshalb 
wuͤnſcht er ein Rechtsbuch in deutſcher Spradhe und für das ge⸗ 
fammte Baterland, und zwar nicht bloß über das Privatrecht, auch 
über Strafrecht und Proceß. Diefe Anficht unterfcheidet fich von 
der Thibaut'ſchen dadurch, daß der Verfafler nicht wie Thibaut 
(1815) ein bürgerliches Sefepbud,, fondern ein Rechts buch 
für Deutfchland wünfcht, wobei freilid das vorgefchlagene Mittel : 
ein Verein juriftifcher Notabilitäten aus allen Gauen Deutfchlandg, 
auf jo manche Schwierigkeiten ftoßen dürfte, als die allgemeine 
Aufnahme des Rechtsbuchs bei den Gerichten. Referent hat Des: 
halb in einer fchon vor eilf Jahren erfchienenen Schrift Uber das 
Bedürfniß unferer Zeit in der Gefeßgebung (Stuttgart und Tü⸗ 
bingen, 1828, bei Eotta), welche verwandte Anfichten ausſpricht, mit 
- einem anderen Antrage fi begnügt, nämlid auf Ara von 
Landrechtsbüchern, welche auf ähnliche Weife, wie die Rechtsbücher 
des Mittelalters, das provinzielle, und felbit ein weiter gehendes, 
wiſſenſchaftliches Bedürfniß befriedigen würden, Zu eigentlichen 
Eivilgefegbüchern glaubten auch wir Die Zeit nicht gekommen, nicht 


aus dem Grunde Savigny's (über den Beruf unferer Zeit in 


der Geſetzgebung), weil wir im römifchen, jondern weil wir 
im deutſchen Rechte noch nicht hinreichend zu Haufe find, um 
eine für Jahrhunderte taugliche Gefeßgebung darauf zu gründen. 


Ju. Quellen des dentſchen Nechts und deſſen 
Geſchichte. | 


Die Quelle des heutigen formell gemeinen Rechts in den Bun⸗ 
desprotofollen tft feit geraumer Zeit der Wiflenfchaft verſchloſſen, 
und feine Ausſicht Re fie in der nächiten Zeit wieder eröff⸗ 
net zu fehen. ine Folge davon ift, daß felbft die Lehrer des vater: 
ländifchen Rechts an den Hochſchulen, wenn fie nicht aus Seitung! ⸗ 
artikeln ſchoͤpfen wollen, genothigt find, auf eine erfhöpfende Er: 
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Örterung des Bundesrechts zu verzichten. Zwar iſt öffentlichen Blät- 
tern ‚zufolge eine neue Auflage des Corpus Juris Gonfoederationis 
Germanicae von Guido v. Mayer (Frankfurt, 1822, er zu 
erwarten, welche unter dem Titel: ‚„‚Staatsarten für Geichichte 
und öffentliches Recht des deutichen Bundes’’ als eine, von dem 
Bunde autorifirte Sammlung erfheinen, und worin auch die Auf 
nahme vieler noch geheimer Beichlüffe (die Entfcheidungen in den 
hannöverifchen Angelegenheiten nicht) geftattet fein fol. Allein wenn 
nicht auch die vorausgehenden Abftimmungen in der urfprünglichen . 
Weife wieder mitgetheilt, und wenn felbft wichtige Entſcheidungen 
ee werben, fo iſt Damit dem Bedürfniſſe nicht abgeholfen. 
m fo fehnfüchtiger wendet fich jegt der wiffenjchaftliche For⸗ 
fhungsgeift einer reichen Vergangenheit zu, welche, je weiter wir 
in ‚ihrer Erkenntniß fortfchreiten, um fo hellere Lichtſeiten darbietet, 
und welde wenigftens den Vorzug ‘vor der Gegenwart hat, daß 
das Recht der Nation öffentlich gepflegt und dadurch eine freie Ue⸗ 
berlieferung möglich gemacht wurde, 
on den Monumenta Germaniar historica (ed. Pertz) ift 
ein neuer Band: Tomus V. seriptoram Tom. III. erfchienen (Han- 
noverae 1839), worin eine Reihe von Chronifen ans der Zeit der 
älteften fächfifchen Katjer (919 — 1024) mitgetheilt wird, nament- 
lich Die wichtigen Annales Hildesheimenses, welche mit den Qued⸗ 
linburger Annalen und den Annales Lamberti zufammengeftellt find. 
ine fpätere Zeit beleuchten: 
Acta Henrici VIE. Imp. et Monumenta quaedam alia medii 
aevi ed. G. Doenniges. Pars 1. | 
Diefe mit Unterftügung der berliner Akademie der Wiffenfchaften 
gedrudte Sanımlung umfaßt eine Anzahl von Manuferipten, welche 
vor zwei Jahren in italtenifchen Archiven gefunden worden und für 
deutſche Staats: und Rechtögefchichte von großem Werthe find. 
Regesta Imperii inde ab anno MCCCXIII usque ad annum 
MCCCXLVI. Bon Joh. Fr. Böhmer. Franff. am M. 
Diefes Werk fchließt fich an die früheren Kaifer-Regeften Böhmer’s 
an und enthält Die Urkunden — — des Batern, Friedrich's 
des Schönen und Johann's von Böhmen, nebft einer Auswahl der: 
Briefe und Bullen der Päpfte und anderer für die Geſchichte Deutſch⸗ 
lande — 1314 — 1347 wichtiger Urkunden im Auszuge. 
Anzeiger für Kunde der deutſchen Vorzeit, herausgegeben von 
Fr. I. Mone (Karlsruhe, bei Chr. Th. Groos), 
hat in der Vorrede zum Jahrg. 1839 ſeinen Abgang auf das Ende 
dieſes Jahres angefündigt, und auch dieſes kurze Daſein nur durch 
freifinnige Unterftügung des Herrn Fürften von Fürftenberg gefrt- 
ſtet. Wir bedauern innig dad Ende einer Zeitfchrift, welche dem 
verbienten Herausgeber Gelegenheit gegeben hat, die ihm zu Gebot 
geftandenen reihen Fundgrüben mit gefchichtlicher Gelehrſamkeit 
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auszubeuten, und koͤnnen nur wuͤnſchen, daß Andere, die ſich im 
Beſitze ähnlichen Materials für die Geſchichte befinden, daſſelbe auf 
gleich uneigennügige Weife dem Publifum zueignen möchten. 
Obgleich für die Herausgabe von Rechtsbüchern des Mittel: 
alters lange zuvor jchon gearbeitet worden, ehe nody an eine Dogma⸗ 
tit des deutfchen Rechts gedacht wurde, fo ift doch für jenen Zweck 
‚und namentlid für Kritif der Quellen noch fehr viel zu thun. Das 
legte Jahr hat indeffen wieder mehreres Eriprießliche zu Zage ge- 
fördert, unter Anderem eine neue längft erwartete Ausgabe Des 
Schwabenfpiegels : 
Der Schwabenfpiegel, oder ſchwäbiſches Land» und Le- 
henrechtbuch, nad) einer Handfchrift vom 3. 1287. ‚Heraus: 
gegeben von Dr. %. 2. A. Freiherrn v. Laßberg. Mit ei- 
ner Borrede von Dr. A. 2, Reyſcher. Tübingen, 1840, 
bei 2. F. Fues. | 
Merkwürdig ift diefe Ausgabe beſonders dadurch, daß Die ihr zu 
Grunde liegende, bis jegt befannte ältefte Handſchrift, Eigenthum 
‚des Freiheren Iofeph von Laßberg zu Meersburg, die Zeit ihrer 
Entftehung ‚mit deutlichen Worten in das Jahr 1287 fest, womit 
auch das Alter des Tertes. und die Sprache .und Schreibung def- 
felben übereinftimneen. Einige Lagen des, leider nicht vollftändig 
wieder aufgefundenen — 8 find ergänzt durch den nahezu 
gleich alten züricher Goder, welcher von Finsler in Falk's Era- 
nien, Heft 2, befchrieben ift. Außer dem Rechtsbuche enthält die 
Ausgabe ein Verzeichniß von 197 Handfchriften des Schwaben- 
fpiegel8, eine Collation der wichtigften Handfchriften und Ausga⸗ 
ben und eine Vorrede, worin DBerfaffer diefes das von Dem ver: 
ftorbenen Herausgeber zurüdgelaffene Werf mit -einigen einleiten- 
den Bemerkungen begleitete, 
Das Stadt: und das Landrechtsbuch Ruprechts 
von Freyfing. Nah fünf münchner Handichriften. Ein 
Beitrag zur Geichichte des Schwabenſpiegels. Bon G. Lud. 
v. Maurer, Stuttgart und Tübingen, 1839. Cottaifche 
Buchhandlung. e J 
Das zuerſt von Weftenrieder nad) einer Handſchrift des münch⸗ 
ner Stadtarchivs edirte Rechtsbuch Nuprechts von Freyſing erſcheint. 
hier in einer vollftändigeren und Fritifihen Ausgabe, mit einer Bor: 
rede, worin zu beweifen gefucht wird, Daß das unter dem Namen 
Freyſing's bisher befannte Rechtsbuch blos für die Stadt, ein 
anderes, Anfangs’ getrenntes, fpäter mit jenem verbundenes Rechts⸗ 
buch aber für das Land Freyfing ausgearbeitet worden fei. Zu 
diefer Entdeckung wurde Herr v. Maurer geführt durch die Ein- 
fiihtnahme von 4 Manuferipten der münchner Hof- und Central: 
bibliothef,, von welchen zwei außer dem Weftentieder’fchen oder 
noch ein weiteres Rechtsbuch enthalten, das, wie Der Herausgeber 
‚vermuthet, für das ftiftifche Land beftimmt geweſen und ebenfalls 
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von Ruprecht verfaßt fein foll. (Vorrede 8. 39— 40). Der Herr 
Herauögeber hat feinem Abdrucke die neuefte Handſchrift von 1473 
zu Grunde gelegt, welche im erften Theile („im erften Rechtpuech“) 
das Landredht, im zweiten („ander Rechtpuech““) das Stadtrecht 
enthält; und gewiß hat er Damit einen jehr wichtigen Beitrag zur 
Geſchichte des Schwabenfpiegels geliefert, welcher beiden Rechts⸗ 
büchern, vorzugsweiſe aber dem erften, zu Grunde liegt. Indeflen 
möchte die Einheit diefer Rechtsbücher und hinwieder ihre getheilte 
Beftimmung für Land und Stadt gerechtem Bedenken unterliegen. 
Das Landrechtsbuch ift nämlich), wie der Herausgeber jelbft an⸗ 
erkennt, nichts Anderes, als eine Recenfion des fchwäbifchen Lands 
rechts, und da dieſes befanntlich fehr oft in Verbindung mit Stadts 
rechten vorkommt, fo haben wir dabei an ein befonderes Rechts⸗ 
buch für das Land Freyfing nicht nothwendig zu denfen, Eben 


fowenig möchte es mit der Urheberſchaft Ruprechts imAbficht auf _ 


das Landrechtsbuch feine Richtigkeit haben; denn wenn ſchon auch 
diejes dem Meifter Ruprecht im Regifter der Handſchrift von 1473 
zugeichrieben wird, fo ftreitet doch Dagegen Die notorifche Ueberein⸗ 
ftimmung deffelben mit dem Schwabenfpiegel, und die von Herrn 
v. Maurer felbft eingeräumte Thatfache, daß urfprünglich beide 
Rechtsbücher getrennt gewefen. Auch die Abweichurigen vom Schwas 
bemijpiegel im erften Rechtsbuche Finnen Ruprecht nicht zugefchries 
best werben, der ja fchon im zweiten Rechtsbuche eine Bearbeitung 
des Schwabenfpiegels lieferte, und gewiß bie vielen Wieverholuns 
gen in demfelben vermieden haben würde, wenn er aud) das erfte 
verfaßt hätte, Der Schwabenfpiegel beftand vielmehr urfprünglidy 
für fi in irgend einer Recenfion auch in den Händen des Stadt: 
gerichts zu Freyſing, welche aber für das Bedürfniß der Stadt 
theils zu viel, theild zu wenig bot und *— von Ruprecht auf 
bie im zweiten Buch bemerkbare Weiſe modificirt wurde. Auch jest 
mochte man übrigens jenes berühmte Rechtsbuch nicht ganz miffen, 
und 309 es alfo wieder herbei, jedoch abermals mit Auslafjung 
einzelner Stellen, deren immer mehrere wurden, je weiter man fich 
überzeugte, daß diefelben bereits in dem Ruprecht’fchen Buche bes 
nüßt ſeien. Daß das Lehenreht nicht in die Handfchriften des 
letztern übergegangen, möchte endlich nicht als ein Beweis für das 
Dane Alter des von Ruprecht benugten Textes (S. 92) anzufehen 
ein; denn daſſelbe findet fich fchon in den älteften Texten des 
Schwabenſpiegels, vielmehr dafür, daß jene Handſchriften mit Ein- 
ſchluß des Landrechtsbuchs blos zum Gebrauche des Stadtgerichts 
beftimmt gewefen. Auffallend ift übrigens, daß Weftenriever, ab⸗ 
gejehen von andern Irrthümern, welche ihm nachgewiejen werden 
($. 4 und 5), nicht nur ohne allen Grund das ganze zweite Buch 
feiner Ausgabe Lehenrecht nennt, ſondern auch in den Text deſſel⸗ 
ben Manches aufgenommen bat, was, wie Herr v. Maurer be« 
hauptet, durchaus nicht zu finden iſt. (Borr. $. 4 u. 25.) 


— u 


2) WReyſcher: 


Das alte luͤbecker Stadtrecht, zu unterſcheiden von dem zuerſt 
im Jahre 1586 erfchienenen fogenannten revidirten Stadtrecht, hat 
längft die Aufmerffamfeit auf fi) gezogen. Gegenwärtig liegt vor 
uns eine neue Ausgabe: 

Das alte lübiſche Recht, herausgeg. von Dr. 3. Fr. Hach, 

Rath beim Oberappellationsgerichte der vier freien Städte. 
Lübeck, 1839, bei v. Rohpen. | i 
Wir erhalten hier zwar nicht den Urtert, welcher von Weftphalen 
ſchon edirt ift, und bis in bie Zeit Heinrichs des Löwen hinauf: 
reihen dürfte, wohl aber den demjelben im Alter am näcdhften 
fommenden fogenannten danziger, jetzt göttinger Goder, und aus 
Berdem zwei deutiche Rerenfionen, wovon die ältere in das Jahr 
1294 gehört. Daß die danziger, fehon von Dreyer mitgetheilte 
Handichrift hier wieder abgebrudt ift, wird mit deren Wichtigkeit 
und der Ungenauigfeit des früheren Druds entſchuldigt. Die Ab: 
weichungen derſelben, fo wie der beiden deutichen Handjchriften 
von früheren und jpäteren Codices find angegeben; audy ift in ei: 
ner vierten Abtheilung alles dasjenige zufammengeftellt, was in 
den anderen fchon gedrudten Fübifchen Rechtsbüchern weiter. fich fins 
det, fo daß man hier alles beifammen findet, was jonft von dem 
alten Tübifchen Rechte in feinen verfchiedenen Formen bereits abge- 
druckt iſt. Dem Ganzen voran fteht eine Einleitung, worin ber 
Herausgeber über die Entftehung des lübiſchen Rechts und feiner 
verſchiedenen Aufzeichnungen fich ausführlidy äußert. I 

Für die Gefchichte des Lübifchen Rechts gibt ferner einen wich⸗ 
tigen Beitrag: Michelfen, der ehemalige Oberhof zu Lübeck und 
feine Rechtsſprüche (Altona, 1839). 

Das alte bamberger Recht als Duelle der Carolina. 

Nach bisher ungedrudten Urkunden und Handfchriften zuerft 

— — und commentirt von Dr. H. Zöpfl, Prof. der 

echte zu Heidelberg. Heidelberg, 1839, bei Karl Groos. 

Das Buch leiſtei mehr, als es verſpricht. Es wird naͤmlich darin 
nicht blos auf das Stadtrecht von Bamberg, aus dem 14. Jahr⸗ 
hundert als Quelle der Bambergensis und Carolina aufs 
merkſam gemacht, ſondern auch durch den Abdrud des alten bams 
berger Statut8 und anderer, bis jegt-ungedrudter Rechtsurfunden, 
und —— die beigefügte ſyſtematiſche Bearbeitung dieſer Quellen 
eine Einſicht in die Stadwerfaſſung und in das vielfach wichtige 
Privatrecht Bambergs eröffnet, wofür die Freunde des deutſchen 
Rechts dem Verfaſſer vielen Dank fehuldig find. Zwar befigen 
wir bereits eine Kleine Schrift über das bamberger Particularrecht, 
betitelt: Libellus consuetudinum Principatus Bambergensis, Au- 
etore Justo Yeracio (1681 und 1733); allein nicht nur fcheint 
dem Berfaffer derfelben das gefchriebene bamberger Stadtrecht le⸗ 
diglich unbekannt geweien zu fein, fondern es wurden auch gerade 
buch dieſes pfeudonyme Merfchen, welches als eine der älteften 
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Bearbeitungen veutfcher Particularrechte von befonderem Intereſſe 
ift, manche irrthümliche Anfichten über deutſche Rechtöverhältniffe, 
3. B. über die eheliche Gütergemeinfchaft, über die Einkindfchaft, 
in Gang gebracht, von denen der Verfaſſer jebt nachweiſt, daß fie 
dem alten bamberger Rechte völlig fremd und erft durch Die romas 
nifirenden Juriſten allmälig in die Praris und zulegt in das bam⸗ 
berger Landrecht von 1769 übergegangen find. Bei der Ausgabe 
des alten Stadtrechts, deſſen Abfaffungszeit ſich nicht genau ermits 
teln fäßt, ift eine Handichrift aus dem Ende des 15. Jahrhuns 
derts zu Grunde gelegt, zugleich aber auf eine Anzahl anderer Co⸗ 
dices Rüdficht genommen, deren Abweichungen angegeben find. 
‚Die ältefte vorhandene Handfchrift ift aus der Mitte des 14. Jahrs 
hunderts, vor welcher jedoch die eben genannte jüngere nicht bloß 
den Vorzug leichterer Zugänglichkeit, Pabeins auch größerer Voll⸗ 
ftändigfeit Bat. Es fehlen nämlich in jener die erften 80 Blätter, - 

Außer den Stadtrechten find für die Kenntniß ded Rechts im 
Mittelalter bekanntlich von großem Werthe die Aufzeichnungen ber 
Gewohnheiten des Landvolfs in ven Weisthümern und Dorfs 
ftatuten. 3. Grimm, welcher zuerft in den deutſchen Rechts⸗ 
alterthümern auf den Umfang und Reichthum dieſer Quelle bins 
wies, hat eine Sammlung von Weisthümern in 2 Bänden verfpros 
hen, welche, wie wir hören, im Drudte ift. (Göttingen, bei Dieterich.) 
Eine A, württemberger Statutarrechte (1. Band 
Tübingen, 1834), welche eine große Anzahl von Ortsrechten, die 
bis zur Abfaffung des Landrechts (1555) in Hebung waren, und na⸗ 
mentlid) fänmtliche im 3. 1952 eingeſchickten Berichte der Aemter 
über Erb- und andere Gebräuche mitzutheilen beftimmt war, konnte 
der guten Aufnahme ungeachtet, welche fie bei Den Erften des Fachs 
— aus Rückſichten, welche zu überwinden dem Referenten 

isher unmöglich geweſen, nicht fortgeſetzt werden. Allein nach der 
Erfahrung, welche Referent bei Bearbeitung des württembergiſchen 
Privatrechts über den Nutzen jener Sammlung gemacht hat, müf: 
je wir mit Eihhorn (Halliſche allgemeine Litteratur = Zeitung, 

834, Nr. 182) aufrichtig wünfhen, daß Sammlungen diefer Art 
welche feine Zandesgefege, fondern ſolche Urkunden aufnehmen, wel- 
che zumächft nur örtliches Recht betreffen, in der That aber die wich» 
tigften Aufichlüffe über die urfprüngliche Bedeutung und die allmäs 
lige Sortbildung der particulären Rechte geben, wo — auch 
anderwaͤrts unternommen werden, da durch ſie erſt der Rechtszu⸗ 
- fland in den einzelnen Ländern vor Aufnahme des fremden Rechts 
‚und vor den authentifchen Landrechten erkannt wird. 

Endlich verdient hier noch genannt zu werden eine fo eben ers 
ſchienene neue Ausgabe der fogen. Alfifen von Jerufalem, als eines 
der merfwärbigften eberbleibfel des germanischen Mittelalters : 

Les Livres des Assises et des Usages du .HRoyaume de 

Jerusalem, s. Leges et Instituta Regni Hierosolymitani, 
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primum integra ex genuinis depromta codicibus mss. ad- 

jecta leotionum varietate cum glossario et,indicibus ed. E. 

H. Rausler. Vol. 1. Statigardiae, 1839, ap. Ad. Krabbe. 
Zwar ein Rehtsbu des Königreihe Jeruſalem, weldes in 
dem Titel diefed berühmten Werkes verfprochen wird, ift hier nicht 
zn erwarten, fondern,, wie dieß auch der Eingang der münchner 
Handfchrift zu erkennen gibt, ein Rechtsbuch des Königreichs Cy⸗ 
pern (woher audy die fänmtlichen bis jeßt befannten Handjchriften 
ftammen), deflen Inhalt fich jedoch wahrſcheinlich anfchließt an bie 
eriten Einrichtungen des Königreichs Jeruſalem, und in den Ueber- 
teiten diefed Königreich, namentlich auf der Infel Eypern, weiter 
ausgebildet worden. Eine ältere Redaction, welche unter Amauri, 
König von Cypern und Ierufalem (1197) ftattgefunden haben ſoll, 
wurde bisher für verloren gehalten und eine andere vom J. 1369, 
welche der venetianischen Handichrift vom 3. 1436 zu Grunde 
liegt, als die einzig übrig gebliebene angefehen. “Died war nament- 
lich die Anficht von Pardeſſus, welchem die in der münchner Biblios 
thek aufbewahrte Handfchrift der basse cour (f. Aretin's Bels- 
träge zur Geſchichte und Kitteratur, Band IX. S. 1286 ff.) nicht 
befannt gewefen zu jein fcheint. Wenn e8 übrigens wahr fein folfte, 
worüber der Herausgeber ſich noch nicht ausgefprochen hat, daß die 
letztere Panne dem Jahre 1320 angehört, fo müßte zum mins 
beten eine dritte Redaction der basse cour angenommen erben, 
welche in die Mitte jener beiden fiele. Die einzige Ausgabe der Aſ⸗ 
fifen, welche bisher exiftirte, war die von La Ihaumaffiere vont 
3.1690. Sie enthält aber nur einen Theil der Affifen (die haute 
cour = cour des barons), der andere, für das Civilrecht wichtigere 
heil (cour des bourgeois) ift weggelaffen, und auch .jener erfte 
Iheil lüdenbaft und ungenau. Außerdem eriftirt noch eine italie- 
nifche Lieberfegung bei Ganciani. 

Pardeſſus hatte früher (1834) in einem der frangöfifchen 
Akademie vorgelefenen Memoire den Plan einer neuen Ausgabe der 
Aififen entwidelt, gegen welchen der Verf, diefes in den Heidelber: 
eg deritter., 1835, Heft 3, S.241, fein Bedenfen Außerte. 

either ift jene Ausgabe von der Akademie einem andern Mitgliede 
(M. Beugnot) übertragen worden, der jedoch bis daher nichts 
befannt gemacht a Dagegen bat, faft gleichzeitig mit Pardefiug, 
Hr. Archivrath Kausler in Stutigart eine vollftändige Ausgabe 
der ganzen Afitfen unternommen , wovon nunmehr die Gour basse 
nad) der münchner und venetianer Handfchrift vorliegt (legtere fteht 
unter dem Terte, der aus der erfteren genommen ift). Der zweite 
Band wird das Rechtsbuch des oberen Gerichtshofs, der Dritte ans 
dere Stüde, weldhe an die Affifen, ähnlich wie an die deutichen 
Rechtsbücher, ſich anfchlofien, ald die clef des Assises , le livre 
du plaidoyant und ein zugleidy als Wörterbud, dienendes Regifter 
enihalten. Die Abweichungen ber italienifchen Weberfegung und 
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anderer bis jetzt unvollftündig groruckter Handſchriften ſind in An⸗ 
merkungen zuſammengetragen, jo daß durch dieſe wergleichende kriti⸗ 
ſche Ausgabe die bereits vorhandenen ſtückweiſen Drucke entbehrlich 
werben: Der Druck iſt ſehr ſchön und genau. Indeſſen iſt dem Verf. 
bereits. ein anderer Unternehmer, Vichor Fouch er, avocat gene- 
ral zu Rennes, vorausgeeilt. Dieſer hat eine Abſchrift, welche den 
verſtorbene Klimrath von dem. Mic. zu Venedig genommen, in 
Berbindung :der bereits gedruckten italieniſchen Lieberfegung heraus⸗ 
zugeben angefangen, und fi dadurch eine Reihe. erheblicher Aus⸗ 
flellungen zugezogen, welche Fölix in einem Btiefe Kausler's in 
feiner Revue étrangère et francaise de législation et d’&conomie 
politique, 6. Jahrgung: S. 339, Bat abdrucken Taflen, worauf Fou⸗ 
eher: in derſelben Zeitſchrift S. 460 fehr ausweichend antwortete. 
Kamm iſt. zu bemerken nöthig, daß: die Assises im Mittelatter nicht 
die heutige Bedeutung hatten, ſondern vaſſelbe waren, was unſere 
fräheren Laudtage, Landgerichte (ſ. franzöfiſcher Schwabenſpiegel, 
Th. I. S. 166 dieſer Zeitſchrift: „per les assises dou ‚pays, que 
nos appellons lanttag:“*).. Daher: find in dem vorliegenden Rechts⸗ 
buche nicht bloß ſtrafrechtliche, ſondern auch und vorzugsweife civil⸗ 
rechtliche Beſtimmungen zu finden, wobei bereits ein großer Einfluß 
des rbmiſchen und kanoniſthen Rechte ſich richt werfennen läßt, 

Außer dieſen Quellen : Ausgaben, welche zunächſt nur für Die 
Kenntniß des alten Rechts Werth Haben, find aud) die Sammlungen 
und Editidnen nenerer Particularrechtsquellen zu berüdffichtigen , da 
die materielle Einheit, worauf die Idee eines gemeinen. Rechts in 
Deutſchland bernht, nicht mit dein’ Zeitpunfte der Aufnahnte des 
romiſchen Rechts abgefchloffen ift, ſondern auch jetzt och in den vers 
ſchiedenen/ Verſuchen der Landesgefeggebungen auf: ähnliche Weiſe 
hervortritt; wie früher in Fotm particulaͤrer Rechtsbücher und Ge⸗ 
wohnheiten. Wenn nun aber das Syſtem des heutigen deutſchen 
Rechts zunächſt anzuſchließen iſt an die neueren Quellen, fo tft frei— 
lich ſehr zu beklagen, daß für Die Kenntniß der letzteren verhältniß⸗ 
maͤßig noch ſehr wenig geſchehen iſt. Die alphabetiſchen Re— 
pertorien, womit in mehreren Staaten, namentlich Preußen, Sach⸗ 
fen, noch ganz nenerlich Die Maſſe der vorhandenen Gefete zu beherr: 
ſchen gefucht worden, ift für das wiſſenſchaftliche Bedürfniß unbeftie- 
digend, weil ſie keinen Heberblid über den Hiftortfchen Entwitfelungs- 
gang des Rechts und felbft Feine. Ginficht in den Zuſammenhang der 
einzelnen Geſetze verleiht, welche dabei nothwendig yerffüdelt wer: 
den. Ebenfo wenig befriedigend find die fyfteratif.cdy en’ Zufam- 
menftellungen ‚- welche, anderwärtd, namentlid in Baiern verſucht 
worden, da fie der Dogmatik vorgreifen und die anszulegenden Ge⸗ 
fege nicht in threr. authentifchen Form, fondern.in der doctrinellen 
Auffaſſung des Bearbeiters wiedergeben, welche natürlich Feine bin⸗ 
dende iſt. Selbſt wenn man die Syſtematik des Geſetz gebers vor 
herrſchen und nach der gegebenen Ordnung die fpäteren Gefepe in 
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moͤglichſt getreuer Form folgen läßt, wie dieß bei den Ergaͤnzuugen 
und Erlaͤuterungen der nt. Hehhtskächer von Graff u. And. der 
Fall iR, wird Doc, ſofern der Geſeggeber nicht dem alten Schema- 
tiomus in ſpaͤteren Erlafien treu bleibt, eine Trennung der letzteren 
je nad) ihren verfehiedenen Inhalte nothwendig, und überdieß bie 
ganze Sammlung fehwerfällig und ungeniefibar. 

Der Berfatfer dieſes hat im Gefühle des hier ſtattſindenden 
Bedürfniſſes (1. Vorrede zum 1. Bd.) eime „vollſtaͤndige, hiſtoriſch 
und fritifch bearbeitete Sammlung’ der württembergifchen 
er A — etz e — „wovon bis jetzt (1828— 1830) folgendes 

enen iſt: 

Staatsgrundgeſetze, Bd. T— HI von dent Herausgeber. 

Gerichtsgeſetze (Privatrecht, Strafrecht, Proceß) vom 

Rechtsconſ. Riecke. Bod. IV - VII, und vom Sect. Kappler 
VIII. Bos. 1. Abthlg. | 
un eſetze a) proteftantifche, Bp. IX u. X vom Diac. 
enlohr. — 
b) tatholiſche, Bo. XI vom Prof. Lange. 
Schulgefese, vonCiſenlohr Bd. XU, 1. Abthlg. (Volks⸗ 


Weiſe wie oben abgetheilt. 5 Bde. Wismar 1823241830, nämlich: 
1. Bd.: Umfaſſende ältere -Berorbnungen manmigfaktigen In⸗ 
haltes; Hof⸗ und Regierungsſachen. 
2. Bd.: Gerichtsordnungen und Creditgeſetze. 
4. Bd.: Kirchen⸗ und Schulgeſetze. 
5. Bd.: Forſt⸗, Jagd⸗, Cameral⸗ und Mebdirinalgefebe. 
Von ſpeciellen Sammlungen, welche im legten Jahre erjchienen 
find, iſt zu erwähnen: Die alphabetisch = hronologifche - Zufammen- 
Bellung der preußischen Stthem uud Schul: Gefehe von Fuͤr⸗ 
ſtenthal (4 Dre.). & F — “; : . . 
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vr, °., Die: Scirilung agrar i ſcher: Mefetze des preuß if chem 
Staars: von E. G. W. Dantz enthaͤlt In A Foftematifchen Abtheitug- 
gen: vielfach Belanntes und Gedrncktes, 3. B. die ganze Hypotheken⸗ 
Ordnang. — rh ein iſchea Rurabgeſetzbu ch von M. 
RPickhardt gibt eine Ueberſetzung der· von der Aklademie Der Induſtrie, 
des Ackerbaus und Handels zu Paris 1836 belaunt gemachten Zu⸗ 
ſammen g der auf das Forfi⸗ Jagd. uud Sifcherehvefen, 
der Polizer und des Proceffes Bezug habenden Wefebe unter Hinwel⸗ 
fang auf :die: feit. 1844: im den: Rhrinprovinzen ins Leben hetretenen 
Berthnmungen,. Endlich kunn noch bemerkt: werben: Handbuch aller 
feit 1060 bis. auf. die neuefte Zeiterfjtenenen Forfte und: Ya:g d⸗ 
Geſttze des: Königreichs Sachen von: Hi V. Schmidt, 1. Th. 
e et ee ET EEE N age a ee N 


Sorſtheſetz de: N a . a Be 

2. Die dentfhe Retchs⸗und Medtsgefchichte: hat ih dem 
werwichenen Sabre feine Beatbeitung gefanben. ie Na ift-Für- Die 
Medhtsgefthichte einzelner Theile von. Deutſchland Wanthes geſche⸗ 
hen. Wir nennen hier beiſpieloweiſe: die: Militheifungem zur Edlaͤute⸗ 
rung der braunſchweigeſchen Geſchichte und Geſetzgebung von 
Muloo, bir Geſchichte und Litteratur des württembergiſichen. 
Privatrechts von Wächter (1. Abth.). nn ne tel 

MWon VFortſeßangen jtüherer Werke if zu nennen: P. Wigand 

Wetzlar ſche ‚Beiträge für Geſchichte und Rechtsalterthümer, —* 
Centhält umer Anderem Mittheilungen uͤber den Buͤchernachdruck im 
Ab. Jahrhunder) 3 v. Frey berg, pragmatiſche Geſchichte der 
wbaieriſchen Geſetzgebung uud Staatöyerwaltung: ſeit Marimiltan:L:, 
Bm IV c(hifioriſche Einleitung in die ſtaatsrechtliche Gefetzgebung 
and Berwahung des 17. u. 18. Jahthunderts; Warnkonig, 
flandriſche Staats- und Rechtogeſchichne Bv.. Un Abth. u⸗⸗ 
kundenbuch zu der noch zu erwartenden 1. Abthlg.); Bluntſchli, 
Staats und; Rechtsgeſchichte der. Stadt nad Landſchaft Zürich, 





uf 


. * 22 
—— A 


.! — an A 1 
Ts WE Privatrecht. 


14* 


.” ei * .„* ” m.m * 
BE. Redficen: 9 


‚mähfelig. dieſe darch die. vornuogeſchickten gefchichtlichen EinseRun ngen 
— zu fein ſcheinen. Duher die — haͤnfig umer den Br 
verbreitete Meinung, daß man fi) anser Dem dentſchen Srivak- 
rechte nicht ſowohl eine Dogmamikl, als vielmehrreine Geſchichte 
= deutſchen Rechts, oder eine. finleitung in bie Pawtienlarrechte 
(nad Hufelandiſcher Weife) zu banken habe. ::: 
verzu kommt, Daß in. den“ Beitfäniken für Cibil -Reibt und 
Civil⸗ Praris bad Dentfche Recht umr felten durch eine rigene Abhand⸗ 
‚lung vertreten, in den zömifchsrechtlichen: Unterfuchangen aber jegt 
faum mehr al6 usus modernus berüsffichtigt wird. er es nad) die⸗ 
ſem zu verwundern, wenn ſelbſt —* Theoretiker den Gehalt 
des deutſchen Rechts verkennend, nur in der Rückkehr zum Buchſta⸗ 
ben des römischen Rechts, unter Verwerfung der milderen Praris, 
— juriſtiſchen Slanbpunki zu gewinnen hoffen, und wenn z. B. 
Roßhirt in einer Abhandlung, welche wir weiter unten werben 
fennen lernen, im. Ernſte vorfchlägt, zu dem roͤmiſchen Unterſchiede 
zwiſchen benannten und. unbenannten. Verträgen, contraclus und 
pacta zurüdfehren und damit den einfach billigen Grundfap: des heu⸗ 
tigen Obligationenredhis: , pacla sunt gervanda nachträglich dem 
roͤmiſchen Formalismus zu opfern? 
| So viel ift gewiß, daß, wenn wir nicht, Dem deuiſchen Rechte 
‚eine breitere Grundlage und eine umfaſſendere Geſtalt zu geben ver- 
mögen, kurz wenn wir daſſelbe nicht aus ſeiner bisherigen Dürftig⸗ 
keit erheben, ſeine Geltung bei den Gerichten und feine. akademiſche 
Bedeutung ſtets eine untergesrbnete bleiben wird. Doch wir wollten 
nicht davon reden, was für das deutſche Recht gefihehen jollte, ſon⸗ 
‚dern was dafür im Laufe des letzten Jahres geſchehen a und rei⸗ 
er ee hier in der That geworden. 


Rip Grundſaͤtze des deutſchen Peiatreiht, mit Ein- 

ſchluß des Lehenrechts, 
iſt die — völlig umgearbeitete, Auflage Berlin "1838 u. 
1839, 2 Bände) jegt vollendet: Die erſte, als Lehrbuch 
unbrauchbare Auflage ift in der Außeren Form nicht mehr zu 
erkennenz allein die Grundſätze find... gtoßentheild Diefelben ge: 
blieben, und auch in der Ausführung ‚hat der. Berfaffer feine frü- 
heren Cigenigämlihleite theilweiſe beibehalten, indem er aus: den 
Begriffen: Freiheit, Vormundſchaft, Gewere ‚Die Dem deutſchen 
Rechte igen hinalchen Inſtitute hervorgehen laͤßt und eine jenen 
Grundbegriffen angepaßte Anordnung varzieht dem jetzt gewöhnli⸗ 
chen Syiteme des roͤmiſchen Privatrechts. Wir können auf eine Wür⸗ 
digung des ganzen Werkes nicht eingehen and verweiſen dießfalls 
auf die ausfuhrlichen Recenſtenen Dunder’s, in det kril. Zeitſchri 
1839, Bd. J. ©. 231 f. und Beſeler's, in den Jahrb. für wifſ. 
Kritif 1839, Nr. 27. f. Rur die Bemerkung fönnen wir nicht. underr 
laſſen, Der "bie ‚Beipeängligie Eigenſchaft eines Rechtsverhaͤltniſſes 


- 








Ueberſicht über d. deutſch⸗rechtliche Litteratur v. 3.1839. 213 


nicht. hinreicht, feine: Stelfting im 'Heutigen Rechte zu beſtimmen, 
und daß der Zufammenbang bes jegigen Rechtszuſtandes nicht klarer 
wird, wenn man, verzichtend auf ſyſtematiſche Durchbildung, durch 
Zufaͤlligkeiten fich Teiten läͤßt, wie es denn gewiß nicht zu rechtfertie 
gew it, wenn von-den Neallaften im IE. Buche die Rebe ift, wäh: 
rend von den Bauergütern erft im VI. Buche gehandelt wird. Das 
Ganze zerfällt in VIE Bücher, wovon die Lehre von der Standes: 
verfihiedenheit allein die drei leuten einnimmt, was dem Werthe 
diefer Lehre im heutigen Rechte gewiß nicht entipricht. Das Obliga: 
tionenrecht wirt atıffaflender Weile: großentheils im: allgemeinen 
Theile, daB Handelsrecht; ein Zweig beffelben, im legten Buche 
„vom Bürgerftande‘‘ (!) abgehandelt. . Einzelne "Lehren, z. ©: 
yon den Ständen, von dem "Bfändungsreöäte, find mit’bejonderer 
Sorgfalt gearbeitet, waͤhrend bei anderen, 3. B. beider Lehre von 
der: gerichtlichen Auflaſſung, von den NRealtechten und Reallaften 
auf % nenere Litteratur nicht gehͤrig Rüdkficht genommen iſt. 


Kraut, Grundriß zu Vorleſungen ſiber das deutſche Privat: 
recht, mit Einſchluß des Leben » und Handelsrechts, nebſt bei: 
gefügten Quellen (Goͤttingen, bei Dietrich), u: | 
ift fo eden noch in der zweiten, vermehrten und verbefferten Auflage 
erichienen. Ein Grundriß, weldher ſich auf Angabe der Baragraphen- 
folge, der Litteratur und der Quellen beichränft, kann natürlich nur 
in dieſen brei äußerlichen Beziehungen betrachtet werden: Indeſſen 
wenn auch in der erften (ſyſtematiſchen) Hinficht wenig —— 
worden, ſo hat dagegen die neue Auflage durch Nachtraͤge von 
Quellen⸗Stellen and Litieratur manche Bereicherung erhalten. 
Gründler in Erlangen bat Zufäge und Verbeſſerungen zu 
feiner Polemik des germaniſchen Rechts drucken laffen (Leipzig, 
bei Mer), ee 

‚Einzelne Theile des Privatrechts haben eine ausführliche Erör- 
terung gefunden?! — > 

Das Wechfelreht nach den Bepürfniffen des ehe 

ſchaͤfts im 19; Jahrhundert, von Dir. Karl Einert, k. fächf. 
geh. Juſtizrath. Leipzig, 1889; bei Vogel. .. — 
Eine Anzahl von Abhanblungen, welche eine Ktitik der Haupt- 
füge des Wechfelrechts enthalten, wobel die franzöfifche Geſetz— 
gebung und Literatur beſonders ausgehoben ift. Daß manches Be- 
kannie hier wieder auseinander gejegt wird, tft weniger auffallend 
da das Buch auch für Den Raukiannokand beſtimmt iſt), ale daß 
auf die neueren Schriftfteller 3. B. Bender, Mittermater, Poöhls, 
welche doc, amd eine Stimme haben, feine Rüdficht genommen 
wird. Sollte nidyt Das ganze Buch ſchon vor geraumer Zeit gefchrie- 
ben und das Horaziſche? nonum pröratur in ännum auf ud 
Weife angewendet worden fein? Der Eingang der Vorrede fpricht 
Für unfere Bermuthung.. 5° Er 
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Handbuch des allgemeinen deutſchen Gewerbarechts, mit 
vorzüglicherRüdjicht auf fächfifches Recht von C. A. Weiste, 
Hoftath u. Advocat zu Dresden. Leipzig, 1839, ‚bei Schidert. . 
Dem im vorigen Jahre erſchienenen Handbuche des allgemel- 
nen (?) deutichen Landwirthſchaftsrechts läßt der Verf. bier 
ein ähnliches .Werf folgen, welches jedoch fo wenig, wie das erſtere, 
jeine praktifche Materie erſchöpft. Nicht hlos das Recht der Hands 
werfer, auch das Handelsrecht follte, wig e# fcheint, bier Dargeitellt 
werden; aber ftatt einer wiſſenſchaftlichen Auffafiung gibt der Verf. 
die verjehiedenften Dinge ohne Sueamenhang un: Begründung. 
Bon dem Geldwechſel 3. B. wird gefagt $..185 b.: Der Tauſch iſt 
dem Kaufcontract ähnlich, er kommt auch im Handel, z. B. beim 
Buchhandel, vor. Gegenſtand des Tauſches ſind auch fungible Sa⸗ 
chen (Quantitaͤten). Wenn von beiven Conrahenten Gelb ausge⸗ 
tauſcht wird, fo entſteht der Geldwechſel““. Hier erfährt man num 
weder, was Geld, noch was Tauſch iſt. Im folgenden 9. wird auf 
ähnliche Weiſe vom „Banquerott““ und ſofort von dem Zollverein 
geiprohen! Don dem wichtigen Unteriehiebe zwiſchen perſoͤnlichem 
und dDinglichem (Real⸗) Gemerberecht ijt in Dem ganzen Burke Feine 
Rede; und aud) der Bannrechte wird nur als (durch das fün. fa dh- 
ſiſche Geſeg v. 27. Maͤrz 1888) aufgehoben gedacht. — Dies In 
einem ſ. g. „allgemeinen“ (gememen) Gemerbereht!. . 
: + Das Baurecht. und die Rechte in Beziehung auf Gebäude im 
‚, den verfchiedenen Berhältnifien des — — von 
EScholz, dem Dritten, Braunſchweig 1839. 
Seit Michaclis (1789) if daR gemeine Baurecht nicht mehr 
bearbeitet worden, Der. Berfafles, welcher früher bag. Schäferet- 
xecht auf ähnliche Weife ausgehoben, hat, daher gewiß ein ebenfo 
nüpliches al& mühſames Werk unternommen, indem er. das in neue: 
ren Gefegen und Schriftftellern vorgefundene Detail vor poleili- 
chen und rechtlichen Borishriften mit den gemeinreshtlichen Orandfä- 
gen in Verbindung brachte. Die neueften Geſetze über. Srpreprigtion 
find noch nicht henutzt, wie überhaupt Diele Lehre ‚nur. nebenbei 
berührt iſt. Auch ſonſt fehlt es: an. allgemeineren Gefichtspunften, 
namentlich) ift, was über nothwendige Sewsituten S. 317 gejagt 
wird, bürftig und unzureichend. Das Baurecht für denjenigen 
Theil der Rheinprovinzen, in welchem bie franzöfifche Gefeggebung 
gilt, iſt beſonders verfaßt von 3. P. Meyer, Köln 1830, - 
on einzelnen Abhandlungen find folgende auszuzeichnen: 
Ueber das. Syftem: der. Wertzäge von Roßhirt. «Heidelberg, 
1839, bei Groos. Ä | 
„Die Germaniſten der neueren Zeit““, behauptet der Verf., 
„haben hinreichend nachgewieſen, daß der Vertyag-im.alten deitie 
hen Rechte förmlich war im Symbol, in gelehrten. Worten, wenig⸗ 
Mens in einew beſtimmten Jaworte, daß. Die Seriptur manchmal als 
wefentlic, vorgefchrieben und bei Verträgen über Inmmohllien ber 
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Grtvehr. wegen bie gerichtliche. Berfestion nöthig war’. Wahr iſt, 
daß früher die Meinung dahin ging, und daß Einige, namentlich 
Eichhorn und Phillips noch jegt annehmen: die Mebertragung von 
Eigenthum an unbeweglichen Sachen habe nad) germanifchem Recht 
nur mittelft gerichtlicher Auflaſſung geſchehen fönnen. Allein abge: 
ſehen Davon, was gegen dieſe Anſicht von dem Ref. (Beiträge zur 
Kunde des deutichen Rechts) und Befeler. (Erbverträge) angeführt 
worden (auch Mittermater ift jetzt und Beiden beigeireten), fo tft doch 
jedenfalls ganz unftatihaft, aus dem Gebrauche der ende 
oder richtiger der ſymboliſchen Form bei ver Hebergabe von Ims 
mobilien (legitima traditio) zu ſchließen auf beftimmte Erfordernifie 
des vorausgehenden Vertrags. Bon der Rothwendigfeit beftimmter 
Wahrzeichen, Formeln oder. gar einer gerichtlichen Mitwirkung bei 
dem Bertrage felbft, wiewohl auch Phillips, Grundfäge des d. 
P.⸗R. J. S. 448, diefelbe behauptet, kann im deutichen Rechte, zumal 
in jener allgemeinen Weife, niemals. die Rede fein; vielmehr wider; 
fpricht dieſem Das ſchwäbiſche Landrecht (Laßberg'ſche Ausg. 8. 11) 
u. der Sachſenſpiegel (Hom.) I. 7. geradezu. Das Ziel der Roßhiri⸗ 
ſchen Abhandlung iſt bereits oben beſprochen worden. 
Rechtsgrundſätze vom Commiſſionshandel von Dr. G. C. 
Tr —— k. ſäächſ. Apellationsrathe. Leipzig, 1839, bei C. 
— | 


-DAE, ; ' 
Schließt fid) an der größeren Schrift deſſelben Verfaſſers vom 
Jahre 1838: „Der Kaufcontract in befonderer Beziehung auf den - 
Waarenhandel nad römiſchem Recht und den wichtigften neueren 
Geſetzgebungen“. Das deutfche (!) Recht fcheint nach diefem Titel 
verläugnet, .oder doch nur in. einigen Particulargeſetzen vertreten zu 
fein. Allein der That nach ift dieß nicht der Ball, indem auch auf 
. die Natur des Handeld und deutfhe Handelsgebräuche Rückſicht 
genommen ift. Namentlich ift Dieß in der gegenwärtigen, gut gehal- 
tenen Schrift gefchehen, wo auch jene undeutfche Beziehung auf dem 
Zitel meggeblieben, Die freilich für Die meiften vaterländiichen Schrift: 
fteller nichts -Auffallendes bat, a, Re 

Einige -anbere hierher gehörige Auffäge find. in den Zeitfchriften 
zu finden, von.benen unten zu fpredhen fein wird. . 

Die Bekanntmachung von Recht sfällen ift wieder vorzugs⸗ 
weife. von jächfifchen und bannöverifchen Praktikern verfucht worden. . 
-.  BonKrig (k, fächfifcher Oberappellationsrath) iſt ein Ater Bd. 

(Zeipzig, bei Barth) erſchienen. Dbgleich der Berfaffer dem römifchen 
Rechte häuptfächlic, feine Studien zugewendet hat und von der Pra⸗ 
xis nicht mit großer Achtung fpricht, ſo find doch feine Yusführun- 
gen nicht bloß aus dem fremden Stanıme hervorgewachfen. Ramentr 
lich find zu bemerken die Auffäße über den ftillen Gefelfchafter (Mr. 2); 
Aber die Conſtituirung von Dienftbarfeiten (Nr, 5); über das locus 
rogit aelum hei Wechſeltratten (Nr. 6) 5 Zur Theorie über. die mög: . 
Ude Beurtheilung der contractuaßigen Verbindlichkeiten eines In⸗ 
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laͤnders nach Geſetzen des Auslandes (Nr. 7); IR ein Kaufpreis 
ereditirt oder berichtigt, wenn der Käufer zu deſſen Betrage Acrepte 
gegeben hat? (Nr. 8). | 
Entſcheidungen praktischer Rechtsfragen mit Rückſicht auf Erz 
kenntniſſe von Oberbehoͤrden, bearbeitet durch Dr. A. K. H. 
Harlitzſch, J. ſächſiſchen Appellationsrath. Leipzig 1840. 
inrichs ſche Buchhandlung. 
Der Zweck bei Herausgabe dieſer Entſcheidungen (es find deren 
anf 31 Bogen 500 mitgetheilt) war ein doppelter: „erſtlich Rechts: 
gelehrten, welche Zeit haben, tiefer in die beregten Fragen einzu: 
gehen, hierzu Beranlaffung zu geben, ſodann den Unterbehörven 
und Sachwaltern eine große Anzahl von Präjudicien mitzutheilen, 
um fie auf dieſe Weife mit den Anfichten der Oberbehörden und dem 
Schickſale (fo!) hiervon abweichender Ausführungen und Entichei- 
dungen im Voraus befannt zu madyen’’. Ein Eingehen auf die 
enticheidende Thefis kann bei der Dienge des Mitgetheilten natürlich 
nicht. erwartet werden. Gleichwohl zweifelt wir nicht, daß die Hin 
weifung auf die höhere Anficht und die beiftimmenden Schriftfteller 
en Be Anzahl von Praftifern an den Untergerihten erwünfcht 
ein wird. 
Bon der Sammlung mellenburgiicher Rechtsſprüche iſt eine 
neue Folge erfchienen : 1 
Redtsfprüce des Oberappellationdgerichts zu Parchim, her- 
andgeg. von Dr. 3. C. Fr. W. Freiherrn v. Nettelbladt, 
großh. mellenburg. Oberappellationsrathe (Parchim u. Lud⸗ 
wigsluſt, 61 Bd.). | — 
Auch das Privatfürſtenrecht iſt durch mehrere intereſſante 
Rechtsfaͤlle bereichert worden. : 
Beiträge zum deutſchen Privatfürftenrechte in Darftellung merk⸗ 
Ba iget Nechtsfachen von Dr. Anton Bauer. Göttingen 
Vier ver berühmteften Rechtsfälle der. neneften Zeit find Bier 
mit wiflenfchaftliher Haltung beiprochen: 1) der Streit zwiſchen 
dem Fürſten v. Bentheim Teflenburg und dem Fürften:v. Bentheim 
Steinfurt über die Sucreffionsfähigfeit des Letzteren; 2) Der Streit 
zwifchen dem Fürften von Löwenftein-Mertheim-Nofenberg und 
dem Herzog zu Aremberg über die Madiche Erbſchaft; 3) der Streit 
zwifchen Heſſen-Caſſel und den Teftaments » Erben des Landgrafen 
von Rotenburg; 4) der Anfpruch des Haufes Hefjen Philippsthal. 
auf eine Apanage aus der Rotenburger DQuart. 
Eirnen nicht minder intereffanten Streit hat zum ‚Gegenftande 


Abdruck der Dupliffchrift für den Herrn Reichsgrafen Guftav 
Adolph Bentink zu Varel gegen den Herrn Reichögrafen 
Wilhelm Friedrich Chriftian Bentink im Haag, beireffend die 
Succeſſionsrechte in Die |. b. Reichsgräflich Aldenburg-Ben⸗ 
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* tinPächen Familienſideirommiß⸗ Herrfchaften und Güter; berr 
ausgeg. von den DD. C. F. Diefund F. H. Eckenberg. 
Leippig, bei Bernh. Tauchnitz jun. — 
Ohne uns auf eine nähere Prüfung der bier zur Spradye kama 
menden Streitfinge über die.Lehensfähigteit der Mantellinver einzu- 
laften, haften wir es für unfere Pflicht, zu berichtigen, wad Die, 
auf den fich vielfach bezogen wird, in feinen Beiträgen zur Lehte 

von der Legitimation durch nachf. Ehe S. 98 über die Anfichten 
württembergifcher Rechtsgelehrten anführt. Allerdings behauptet 
W. A, Lauterbach, daß die Praris abmeichend von dem longo⸗ 
bardiſchen Rechte jene Lehensfolgefähigkeit annehme, felbit went 
das Lehen von dem erſten Erwerber ausdrüuͤcklich für fich und feine 
‚ ehelien Nachkommen empfangen worden: Ebenfo vertheidigt ein 
anderer wuͤrttembergiſcher Schriftfteller des 17. Jahrhunderts, My⸗ 
ler von Ehrenbach (Genealagia personarum imperii Hlustrium. 
Stutgartiae 1664. Cap. XXIV. 8. 1.0.2) die vollkommene Gleich⸗ 
ftellung ber per matrimonium Legitimirten mit ven ehelichen Kindern, 
indbefondere in Hinficht auf die Xehensfolge, ausgenommen ,. wenn 
biefelben von einem Fürften oder Reichögrafen mit einer persona ip- 
fimae conditionis erzeugt worden wären, freilich ‘ohne dabei Durch 
eine ‚andere Duelle, ald das römische und kanoniſche Recht. geleitet 
zu fein. nn haben zwei Schüler und nachmalige Collegen 
Lauterbach's in. Lübingen, Er. Mauritius (Positionum juris feu- 
dalis decas IX. $. 1. vid. ejd. Diss. et Öpusc. ed. Hertius, Weiz- 
lar 1692, p. 728) und Bardili (Nucleus ex toto jure feud, 
depromptus aph. 14. Nr? 8), welche Diet nebft anderen feiner 
Gegner überſehen, fid) der entgegengefeßten Meinung angenommen; 
Anderntheils werben von. Dief a. a. O. die tübinger Conſi—⸗ 
lien (tom. :V. cons.. 49. tom. IX. cons: 37) mit Unredt für 
feine ven Mantelfindern (vorebeliche Kinder möchten wir fte lieber 
neunen ;. denn das Symbol des Mantels oder Gürteld ward. ſchon 
frühe befeitigt) günftige Meinung angeführt, indem an- der einen 
Stelle I. M. Graß (1711) ſich für die Erbfolge der durch nachfole 
— Anerkannten hinſichtlich einer Siedensgerechtigkeit in 
chwaͤbiſch⸗Hall nur darum ausſpricht, weil er dieſe für ein honum 
emphyteutieum (?) hält und daher zwiſchen per matrimonium und 
per rescriptum 2egitimirten zuletzt nicht unterfcheibet, in dem ande⸗ 
ren Confilium aber (1741) W. A. Schöpfffich gerade gegen die 
Legitimirten ausfpricht. Keiner der angeführten Schriftiteller hat 
übrigens, wie es fcheint, auf die Obfervanzen des württembergi- 
chen Lehenhofs Rüdficht genommen. -.. 
Dragegen bezengt nicht blos Bunz in. feiner Handfchrift des 
württembergifchen Lehenrechts, fondern auch Brey er, elementa juris 
„publ. Wirtembergicı (1787) p. 254, daß die vorehelichen Kins 
der nach der Praris des württembergifchen Lehenhofs zur Lehensfolge 
für unfähig gehalten werben; und inliebereinftimmung hiermit fteht - 


’ 
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aud) die herzogliche Signatur v. 25. Juni 1756 (Württmb. Geſ.⸗ 
Slg. VI. S. 51), worin die außer Der Ehe erzeugten Kinder, 
„wenn aud) gleidy foldye per subsequens matrimonium ‚oder: funften 
legitimirt worden wären’’ (vgl. 1. F. 26. $. Naturales etc.), 
aller Sueceffion in den von dem herzoglichen Haufe und Dem Here 
zogthum relevizenden Lehen für unfähig erflärt werben, mit der Bes 
merkung: daß ſolches von uralten Zeiten her bei dem wuͤrttembergi⸗ 
chen Lehenhof Legis et Observantiae fi. . . ee 

Zwar fucht Dief (Beiträge ©. 99, Die Gewiſſensehe, Legiti« 


mation durch nachfolgende Ehe und Misheirath, Halle. 1838. S. 


155) diefe Signatur, worauf von Heffter (Die Erbfolgeredhte: Dex 
Manteltinder, Berlin 1836. S.55) ein befonderes rechts hiſtoriſches 
Gewicht gelegt wird, zu befeitigen, indem er ihre Geſetzeskraft in 
Zweifel ftellt, weil fie niemals foͤrmlich publicirt, noch gebrudt wors 
den fei. Allein menn einestheild der Herzog von Württemberg als 
Lehens- und Landesherr unzweifelhaft eine beſtehende Lehensobſer⸗ 
vanz zu beftätigen befugt war , fo mußte es anderntheils nicht mins 
der genügen, wenn Diele Beftätigung an den Lehenhof ausgeſchrie⸗ 
ben wurde. Uebrigens jcheint, wie aus dem Inhalte hevvorgeht, 
die Signatur wenigftens zur Mittheilung an. die Bafallen beftimmt 
geweſen zu fein. Geſetzt aber auch, Feine dieſer Formen wäre beob⸗ 
achtet worden, fo fünnte doch damit Die Hechtäbeftändigfeit der im 


per Signater-begeugten Obſervanz nicht angefochten werden, da eine 


Gewohnheit zu ihrer Verbinplichkeit feiner Publication bedarf. Auch 
ift -in fpäteren Fällen diefe Obſervanz von dem württembergifchen 
Lehenhof in Anwendung gebracht worden, und es kann hiergegen 
die einzige Entſcheidung des kön. Obertribunals, welche n. Bolley, 
Entwürfe von Geſetzen, Stuttgart 1835, ©. 107, anführt, um fo 
weniger in Betracht kommen, als es ſich hier wieder nicht.von einem 


adeligen, fondern einem bürgerlichen Zehen, abermals einer Sie⸗ 


densgerechtigkeit (in Hall? |. das oben augef. tübinger Conſil v. 
41711) handelte, wobei e8 mit der Dualification der Lehensfolger 
nie fo ftreng genommen ward. Ebenfo wenig verdient der Antrag, 
welder von Bolley. (ara. O. S. 107 u. 119) auf. Bleichftellung 
der vorehelichen und ehelichen Kinder hinfichtlich der Folge in- adeli⸗ 
gen Lehen» and Stammgüteru gemacht worden, das Gewicht, wel 
ches ihm in der oben angezeigten Procefchrift wiederholt (©. 153, 
158, 159) beigelegi. wird, da derfelbe, wenn ſchon von einem unſrer 
angefehenften Rechtögelehrten ausgehend, doch bis jetzt in Feiner 
Weiſe genehmigt iſt. 

In den Zeitſchriften für bürgerliches Recht iſt, wie ſchon 
bemerkt, das deutſche Recht, ſelbſt die deutſche Praxis wenig beach⸗ 
tet. Sollen wir einige Ausnahmen von dieſer Regel anführen , fo 
find es die Aufjäge über die Rechtsfrage, ob und inwiefern bie. Gü⸗ 
terrechte der Ehegatten durch bie Veränderung bed:feri des Mannes 
- verändert werben. fönnen, von. Funk im Archiv. für civikiftifche 
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Braris, Do. XXII., und.über-den Uebergang des Vermögens des 
Gemeinſchuldners auf die Gefammtheit der Boncursgläubiger von 
Schenk in der Zeitfhrift für Civilrecht u. Proceß, Bd. Al. 
Kr. A. Ein Heinerer Auffag in der letzten Zeitfchrift (daf. Ar. 11): 
‚Wer hat die Gefahr bei Berfendung beftelter Waaren zu tungen ?”’ 
hätte nicht aufgenommen werben jollen. | 
Die Zeitjchrift für — Rechtswiſſenſchaft, 
wiewohl fie immer noch ven berühmten Namen Eichhorn's an der 
Spitze trägt, enthält jegt nur felten mehr Baterländifches. Im vorie 
gen. Jahr, Bd. IX. Nr. 5, erfchien noch ein Auffag Bluntſchli's: 
Das Inteftaterbrecht des Züricherifchen Stadtrechtd und Andeutun⸗ 
gen über das alte Ulamannifche Recht. Das neueſte Heft (Bd. Ku 
Heft 1) umfaßt einen einzigen Aufſatz: Das -Adergefeg des Spuriug 
Thorins, van dem jebigen Herausgeber Rudorff: Dagegen hat Die 
Zeitſchrift für Landwirthſchaftsrecht von Scholz dem Drit⸗ 
ten, wovon eben das 1. Heft. des 1I. Bandes (Braunichweig 1840) 
‚ausgegeben wird, und die Zeitfchrift für-gutsherrlich bauer- 
Stiche Berhältniffe, Landescultur und Geſetzgebung in Den preus 
Bifchen Staaten,. mit Ausichluß der Rheinprovinzen, yon Forni, 
Maſuch und Kuh (Bresiau 1839. 3 Hefte), feiche Inftitute im Auge, 
welche vorzugsweife Dem deutſchen Rechte angehören und großentheils 
noch immer anf Herkommen beruhen... Dig letztere Zeitſchrift iſt uͤbris 
— particularrechtlichen Inhalts und euthält nicht 
(08 rechtliche Ausführungen , deren bis jetzt nur wenige mitgetbeilt 
ef fondern auch Abhandlungen und Nachrichten technifchen In⸗ 
ts. Me ee 2 J 
Dad befondere Recht einzelner Staaten iſt letztes Jahr 
mehrfach bearbeitet worden. Eines Handbuchs des im Königreich 
Württemberg geltenden Privatrechts von Wächter, wovon bie 
jegt Die geihichtliche Einkeitung bis 1806 (Br. I. Abth. 1) erſchie⸗ 
wen iſt, haben wir bereits oben gedacht. Bon dem Werke des Refer 
tenten über denfelben Gegenſtand iſt der zweite Theil, Die dinglichen 
umd die Horderungsrechte enthaltend, unter: der Preſſe. eo 
. Mit Vergnügen können wir anzeigen, Daß yon Bornemaun’ 
foftemat. Darftellung des. preußifchen. Civilrechts, mit Ben: 
bung der Materialien des allg. Landrechts, Bd. 6. Abth. %; enthal⸗ 
send das Erbrecht und die Lehre von Yamiltenftiftungen und Fidei⸗ 
eommifjen (Berlin, bei. Jonas), erfchienen und damit das befle 
Merk hber das preußifche Landrecht vollendet ift (Bd. 1— 4 erſchie⸗ 
nen in einer 2. Aufl.) a 
+ Die Stamntar = u. Gewohnheitsrechte des Herzogthums Wefle 
phalen hat aus ben Quellen geſchichtlich und praftifch dnrgeftellt; 
mit Urkunden und Rechtsfällen, Sei ber z (Arnsberg, bei Ritter). 
Weiter. ift erfchienen ber 2. Theil der Abhandlungen aus bem 
Lübiſchen Recht von Pauli (Lübeck, 1840), enthaltend. die eheli⸗ 
chen Guütewechte, nach großentheils ungedruckten Quellaen. 
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Auch das Studium des Partirularrechts zieht ſich mehr und 
mehr in die Zeitfchriften zurück. Faſt in jedem Staate tft jegt 
einer oder mehrere folcyer Titterarifcher Sammelpläge eröffnet. 

Reichhaltig an juriftifchen Erörterungen über praftifche Materien 
ift namentlich die Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung junächft 
für das Königreich Sachſen (bis jeßt 2: Bde.); -Die Zeittehrift für 
Recht und Geſetzgebung in Knrheſſen; die Monatfchrift für 
Juſtizpflege in Wuͤrttemberg (bis jetzt 3Bbe.). — 

Beſonders auf die einheimiſchen Geſetz büch er find gebaut: 

Die Zeitſchrift für öſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit 
und politiſche Geſetzkunde von Dollinger, Rudler und Fraͤnz⸗ 
let; Jahrbücher ‚für preußiſche Geſeßgebung (ſchon über 100 
Hefte) und das Archiv für Civil- und Criminalrecht der preu- 
ßiſcher Rheinprovinzen von Sand (bis ſetzt 29 Bände). 


Doc) tritt das deutſche Privatrecht: in Preußen. theils bei Aus: _ 


legung des allgemeinen Landrechts, als auf eine deutiche Grundlage 
vielfach gebaut, theils bei Bearbeitung der Prosinzialrechte, welche 
dort nicht aufgehoben find, immer hervor. Vergl. Nenes Archiv für 
prenfifche6 Recht u. Verfahren, fowie für deu t ſche 8 Privatrecht 
von U, Sommer und Brele (Iahrgang 6); Magazin des Brovin- 
Hal» und flatntarifhen Rechts der Marf Brandenburg und des 
Herzogthums Bommern von Riedel’ (iI1. Bd. 1. Abthlg.).; 
ſchleſiſches Archiv für praftifche Rechtswiſſenſchaft von Koch und 
Baumeiſter. 

Noch haben wir einer neuen Zeitſchrift zu gedenfen, welche 
zwar nur für die ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen berechnet iſt, 
ea aber, da man dort auf demfelben Boden des gemeinen 

echts fteht, wie bei une, und ba namenilich Die liv⸗ und eſthlän⸗ 
Diichen Stadtrechte aus deutfchen und zanädhft aus den hamburgi⸗ 
ſchen und lübiſchen Statuten entfprungen find (v. Bunge, Bei 
träge zur. Kunde der liv⸗, eſth⸗ und. curländkichen Rechtsquellen, ©. 
837 — 42 ff.), mandye Fragen von einem gemeinfchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus erörtert. In dem vorliegenden. Hefte (Erörterun: 

ew aus den in Liv», Efth- und Curland geltenden 

echten, von Bunge und v. Mapdai. Dorpat u. Leipzig, 1889, 
bei Severin und Köhler.) wird. Die u Sind Gaſtwirthe be⸗ 
rechtigt, Reiſende abzuweiſen? (Nr. 1) Im Hinblick auf römiſches 
und einheimiſches Recht von Madai verneint, Der Aufſatz: Etwas 
über das römische und deutfche Recht als das jogenannte Hülfsrecht 
in den Oftfeeprovinzen von Neumann (Ne. 3), entſcheidet die 
Frage über die Colliſton des römischen und deutſchen Rechts, ohne 
nähere Unterſuchung dahin, daß in jeder eimelnen Lehre der Bor 
rang ves römifchen, kanoniſchen und deutſchen Rechts durch ‚bie 
Praxis zu beſtimmen ſei, wodurch jedoch fin Zweifelsfaͤlle fein Prin⸗ 
cip gegeben iſt. Endlich folgen noch Bemerkungen uͤber die Erbguts⸗ 
eigenſchaft· und die eheliche Güͤtergemeinſchaft nach rigiſchem Stadb⸗ 
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vecht non Bimmerberg (Mr. 4), wobei zu eriunesn iſt, daß das 
rigiſche Recht. keineswegs In allen Städten Curlands gegolten hat 
und ſelbſt in denen, welchen es verliehen worden, gegenwärtig faſt 
gar Feine: Anwendung mehr findet, namentlich was die Güterge⸗ 
meinſchaft unter Eheleuten betrifft (1. Neumanna. a. O. ©. 77). 
Erwaͤhnt kann hier noch werden, daß von Bunge's liv⸗ und’efth- 
laͤndiſchem Privatrecht, Thl. 2, das Familien- und. Erbrecht enthal- 
tend (Dorpat, bei Kluge), erfihtenen if. ee le: 


V. Stantsredt. 


88 it eine Thatſache, daß dem Stantsrechte unter. alleh 
Disciplinen ver Rechtswiſſenſchaft die wenigſte Theilnahme von de: 
nen zugewendet wird, welche. die Rechte ftudiren wollen,’ — meint 
„G. Gärtner, über die wiffenfchaftliche Behandlung des deut⸗ 
3. ‚jhen-Staatärehte. Bonn, bei Marcus. ee 
In der Wahrnehmung: „daß der Kreis öffentlicher Thätigkeit, zu 
welcher eine Rechtsbildung erfordert wird, auf das Privatrecht 
Tech zu befchränfen. jcheint”’, kann der Grund diefes Misverhäftnife 
ſes, wo foldhes beobachtet wird, allein nicht liegen, — denn an 
publicififhem Sinn fehlt es unferer Zeit eben nicht. 
Noch weniger kann der „‚einiliftifche‘ Sinn oder die Vor⸗ 
fiebe für die Pandekten, von welcher Herr Prof. Gärtner Tpricht, 
ein Abhaltungsgrund für Die Studirenden fein, das Staatsrecht 
mit Fleiß zu hören, denn eine foldye Vorliebe befteht unferer Erfah: 
zung nach nicht; vielmehr werden die Vorlefungen über deutſches 
Staats» und Privätrecht, wenigſtens an der-tübinger: Hochſchule, 
mit demjelben:@ifer, wie irgend andere, befucht. Müſſen wir nım 
aber allerdings dem Nerfafler darin beitreten, daß das Staatsrecht, 
namentlidy das beutiche, außerhalb der Vorlefungen wenig ſtudirt 
wird, ſo kann die Urſache hierpon nur in der Befchaffenheit der pu⸗ 
bliciftifchen Zitteratur liegen, welche fich der Studirende durch Pri⸗ 
vatfleiß aneignen fol. Es ift.eine Thatfache, Daß fein einziges ge⸗ 
nügendes Lehrbuch des heutigen deutfchen Staatsrechts eriftirt; eis 
nige find mit. Eifer. angefangen, aber unvollendet liegen gelaffen 
worden (von Schmid, Jordan); das allmälig zu einem Folianten 
angewachfene Buch von Klüber (öffentliches Recht des deutſchen 
Bundes und der Bundesſtaaten) ift:bei allen feinen Borzügen, bie 
le auf Rechnung der: guten Geſinnung "und der Gelehr⸗ 
tamfeit: ded Verf. fommten, fein Syftem, fondern em :Conglomerat 
einzelner Saͤtze, bald aus ‘dem allgemeinen Staatsrecht, bald ans _ 
‚em alten jus pablienm, bald aus dem Particularrecht entnommen; 
die „Grundſaͤtze des heutigen deutſchen Staatsrechts““ von Maus, 
renbrech er endlich, fondern zwar diefe verfchienenartigen Beſtand⸗ 
theile (1. Allgemeine Kehren, II. Staatsrecht des deutſchen Reiche, 
I. Staatsrecht des Rheinbundes, IV. Staatsrecht des heutigen 
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deutfihen Bundes, V. Algemeines deutſches Territerialſtaatsvrecht, 
VI. Heutiges: dentſches PBriontfürfienrecht), ohne fie aber, was Die 
Aufgabe des ‚Syitemasiters ift, in ihrer Einheit zu yeigent. ' ;“Demn 
unmöglich kann man dach dem Studirenden zumuthen, Das, was 
von dem. alten Staatsrecht und von dem Rechte des Rheinbundes 
etwa noch praftiich ik (und nur informeit gehört es in das Syſtem) 
ſelbſt mit dem heutigen Rechte zufammenzufegen und zu Resht zwuele⸗ 
gen. Ein neues „Syſtem bes: deutſchen Staatsrechtsi‘. hat. Gärt- 
ner in der oben angeführten Schrift nad) feinen Umriſſen gezeich- 
net; indeſſen, ift ed ſchyn an ſicheiner wiertge Sache, aus einem 
olchen Grundriſſe, gleichſam einem Gerippe von Gedanken,' ſich ein 
Urtheil zu bilden, jo hat der Verfaſſer durch die vorausgeſchickten 
Worte: „die ſtaatsrechtliche Syſtematik“ dieß Gefchäft nicht erleich⸗ 
tert; denn Referent geſteht es offen, Sätzen wie dieſer: „die Lehre 
iſt — eben weil fie das wiſſenſchaftliche Verhältniß (2) iſt, in wel⸗ 
chem der Gegenſtand des Wiſſens aus der wiffenſchaftlichen Ab⸗ 
ſtraction wieder in das Leben zurüchgeführt wird — das Offeu⸗ 
barungsverhältniß des Lebensgeſetzes der Wiſſen⸗ 
ſchaft,“ welchem er gleich im Eingange begegnete, eine Abhaltung 
gefunden zu haben, tiefer hineinzufefen, und zwar zu feinem um fo 
größern Bedauern, als es ihm fchien, Daß er in der Sache ſelbſt 
mit dem rüftigen Berf. ſich leidyt würde verftändigen können. . 
Die gleiche Bemerkung muͤffen ‚wir in. Beziehung auf bie 
„Rechts⸗ und Stwatolehre“ deſſelben Verf. machen, welche 
auch unter dem Titel: Die Philoſpphie des: Lebens (Thl. J. Boum, 
dei Marcus), erſchienen iſt. Gewoͤhnt, uns überall des einfachen 
Ausdrucks zu. bedienen, glauben wir auch bei Anderen, die gleiche 
Rückſicht wünfchen und bei aller Achtung für die Philofophie, ſelbſt 
in Der hier vertretenen ‚Schule, welche mit Unrecht einer ſtaatsge⸗ 
faͤhrlichen Richtung beichulpigt wird (Schubarth, über Die Un⸗ 
vereindarfeit der Hegel’fhen Staatslehre mit dem oberften. Lebende 
und Entwidlungsprindp ded preuß. Staats. Breslau, bei Abler- 
Te ihr nicht das Privilegium einräumen zu dürfen, unverſtänd⸗ 
zu ein, j ; — nr R 
Daß eine höhere Auffaſſung des Staats auch außerhalb einer 


beftimnnen Schulform moͤglich⸗ und daß gerade die ungeſuchtere 


Form eher geeignet ſei, die Wiſſenſchaft im Leben zu vertreten, deſ⸗ 
ſen Geſetze fie zu vfſenbaten hat; beweiſen zwei Werke welche jet 
eben in neuen Auflagen erfchienen And: die Vieazig Bücher 
Zachariä's über ver Staat (Bd. 1, auch unter vom Titel: Bor 
fehule der Staatswifienfehaft) und das Staatsredht der eonfis 
tutionellen Monarchie, angefangen von -Mretin, fortgefegt 
‚son Rotted (3 Bände). ° — — F 

Das poſitive deutfche StaatFrecht hat im letzten 
Jahre Feine Geſammtbearbritung gefurden. Dagegen haben nie 


Borgänge in’ dem Königreiche, Hannover die Aumerkſamleit dis 
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eine Reihe von Fragen gerichtet, welche: nicht bloß für dus parti⸗ 
culare, fondern auch für das genteine” Staates und Bundesrecht 
von Bedeutung find. Ba: a 
Schon im vorigen Jahre wurde dadurch herworgerufen De: Ber: 
theidigung des Staatsgrundgeſetzes für Das Königreich Hannover 
(son Stüve), herausgegeben von Dahlmann, eine Schrift, deren 
Abfaffung zwar. fihon in: die. Zeit zwifchen dem: erften: und zweiten 
Patent des Königs Ernſt Auguft (9. Juli bis 1. Nov. 1837) fällt, 
wo alfo die Vernichtung des beftehenden Grundgeſetzes noch nicht 
vefinitio ausgeſprochen war, ‚welche aber gleichwohl bereits bie 
ganze Berfafjungsfrage mit einer Unbefangenheit und Umſicht in's 
Auge faßt, Die den rechts- und ſachkundigen Berfafler. nicht. verfens 
nen läßt, Die Schrift blieb erfolglos in denjenigen Kreifen, wo ed 
zunächft einer Verteidigung ‚bedurfte, und auch bei der Mehrzahl 
derjenigen, welche.durch die Umfehrung des beftehenden Rechtszu⸗ 
ſtands beunruhigt worben-waren, vermochte ihr Inhalt; ald Die 
Meinung eines Einzelnen nicht allenthalben die Entfchiedenheit Der. 
Ueberzeugung wiederherzuſtellen, welche durch die Autorität von 
oben ausgehender Anſichten und Handlungen ſchwankend geworben 
war. Nun ward von.dem. Magiftrat der. Stabt Dänabrüd, weicher 
vermöge feiner Stellung: ſich über Die Giltigfeit des Grundgeſetzes 
von Amtswegen zu vergewiflern: hatte, au. mehrere Zuriftenfarultä: 
ten das Erſuchen um ein rechtliches Gutachten über verfchiedeue das 
bin einfdylagende Fragen, namentlich darüber gerichtet: ob eine 
Obrigkeit im Königreiche Hannover beredhtigt und verpflichtet. ſei, 
Steuern, welche nicht auf verfaffungsmäßigem Wege bewilligt und 
- ansgefchrieben worden, beizutreiben? Einer der angegangenen Tas - 
eultäten (Berlin) ward die Anfertigung des erbotenen Gutachtens 
unterſagt; Die Aeußerungen der. drei andern Dagegen ließen nicht 
lange auf. ſich warten und wurden auf demfelben Wege, : wie obige 
Rechtövertheidigung, befannt gemacht: F ae ler, 
Gutachten der JuriftenFacultäten in Heidelberg, Jena 
und Tübingen, die Hannoverfhe Verfaffangsfrage betref⸗ 
fend, herausgegeben von Dahlmann, Jena, bei Frommann. 
Sämmtlide Baeultäten ftimmen hiernach darin übereit, daß das 
hannoverſche Grundgeſetz vom 26. Septbr. 1833 an ſich vollkom⸗ 
men giltig und durch das k. Patent vom 1. Novbr. 1837 auf eine 
rechts beſtaͤndige Art nicht aufgehoben fei. Dagegen unterfeheiden 
fie jich in anderer Hinſicht, namentlich in Beantwortung der obigen 
fpeciellen Frage, welche von den Farultäten zu Heidelberg und Jena 
bejaht, von der zu Tübingen verneint wurde. — 
Die allgemeineren Geſichtspunkte, welche das tübinger Gut: 
achten in's Auge faßte, namentlich die Frage über das Alter der 
ſtaͤndiſchen Rechte, das Eigenthum an den Domaͤnen, die Verbind⸗ 
Tichkelt des Regierungsfolgers aus den Handlungen. des Vorfahren, 
den ftaatöhürgerlichen Gehorfam und: den Dienfigehorfam, wurden 
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in vem H: Bande diefer Zeitfchuift für das wifienfchaftliche Bedürf⸗ 
niß befonders ausgehoben. ge TE a 
Auch die Partie der Patente ift in einer Eleinen Schrift. genom⸗ 
men worden, weldye jedoch nicht auf die Gutachten eingeht, und den 
politiſchen (?) Standpunkt ſtets mit dem rechtlichen verwechſelt: Die 
hannoverſche Regierung und dad Staatsgrundgeje von 1833 son 
Guftav Zimmermann, Hannover, bei Helwing. Ex 
Indeſſen ift öffentlichen Blättern zufolge der Verfauf der ge- 
dachten Facultät s-Gutachten, welche in kurzer Zeit in der zwei⸗ 
ten Auflage verbreitet, und bei ihrer Einftimmigkeit in ber Haupt: 
— großem Einfluffe auf die vffentliche Meinung. geworden 
ind, in mehreren Staaten verboten. worden. (Was würde Schloͤ⸗ 
zer Dazu. jagen!) RER. Eu —— 
Von großem Werthe für, eine. fpätere hiſtortſche Kritik iſt: 
Hannover'ſches Bartfolio,.eine Sammlung von Acten⸗ 
früden zur Geſchichte des hannov. Berfaffungsfampfes. 2Bde., 
Stuttgart, bei Krabbe. SE — 
Dem zweiten Bande, welcher, wie der erſte, mehrere, bei dem 
Bunde eingereichte Beſchwerden enthält, geht ein ausführliches 
Vorwort voran, woriu von einer ſeht gehbten Feder zu. beweifen 
gelucht wird, Daß der neuere Bundesbeſchluß, wodurch Die beſchwer⸗ 
beführenden hannoverſchen Gorporationen wegen Incompetenz abge: 
wieſen find und dem königl. Eabinete.überlaften. wird, den obſchwe⸗ 
benden Verfafſungsſtreit mit den besmaligen Ständen beizulegen; 
ansfpreche, daß bundesrechtlich Dem Fortbeftehen des Staatsgrundge- 
feßes nichts im Wege ſei. Allerdings fcheint aus jenem Beſchluß 
in der königl. Broclamation vom: 10. Sept. 1839. zu viel gefolgert 
zu fein, wenn angenommen wird, Daß dadurch der jegige factiiche 
Zuftand in Hannover gebilligt ſei; alkein ebenfowenig fcheint eine 
dem -Staatsgrundgefege günftige Intention darin gefunden werden 
zu können, da materiell durchaus nicht entſchieden werben mollte. 
Indeſſen wird man wohl annehmen fönnen, daß, wenn etwas Bun⸗ 
deswidriges in dem Grundgeſetze v. 1833 wahrzunehmen gewefen 
wäre, e8 für die hohe Bundesverfammlung nicht erft einer Veran 
taffung im Jahr 1839 bedurft hätte, um darauf aufmerffam zu wer⸗ 
den und deſſen Abftellung bei der königl. Regierung in Hannover 
zu veranlaflen. . me Baus e | 
2 Richt ohne Hinblid auf die hannoverſche Verfaſſungsſache 
ſcheint ferner gefchrieben. die pubticiftische Abhandlung Ma uren⸗ 
brecher's: die dentichen regierenden Yürftew und Die Somverainee - 
tät (Frankfurt, bei Barrentrapp). . 
Indeſſen zeigt ſich auch. aus dieſer lehrreichen Schrift, wie feldft 
Die ſtrengſten Anhänger der Sürftengewalt. nicht umhin fönnen, in 
gewiſſen Fällen wenigftens ein Recht des paffiven Widerftandes 
(&. 161) anzunehmen, indem der Berf. die Unterthanen ausdrück⸗ 
lich für befugt erflärt, verfaffungs: und rechts widrigen 
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Regierungsbefehlen der Fürſten den Gehorfam zu 
verweigern. Unter welchen Befchränfungen diefes Außerfte Recht, 
ohne das die Unterthanen dem Regenten gegenüber als rechtlos er- 
fheinen würden, zu verftehen fei, ift in Dem, jenaer. und tübinger 
Gutachten fowohl, als auch in der Zeitichrift a. a. O. ausgeführt. 
Den Grundgedanfen der Maurenbrecher'ſchen Schrift, daß eine ber 
Fürftenfouverainetät feindliche, gleichwohl aber von der Volks— 
fouverainetät verfchiedene Staatsfouverainetät feit einigen Jahren 
die herrfchende Lehre in Deutichland geworden fei, welche befämpft 
werden müſſe, fönnen wit infofern nicht für richtig, erfennen, als 
die Idee von der juriftifchen Perfönlichkeit des Staats eine noth— 
wendige und felbit im patrimonialen Principe nie ganz unterge: 
gangene ift, und als, der Natur der Sache nad), der Grund des 
Staats, und daher aud) die urfprüngliche Duelle der öffentlichen 
. Gewalt in demfelben, nicht außer ihn gefucht werden fann.. Wenn 
übrigens von einigen Schriftftellern der Staat in corpore ald Sub: 
jeet der Staatshoheit angegeben und dem Regenten nur die Aus: 
übung derſelben zugefchrieben wird, fo können wir diefer Anficht 
nach dem pofitiven deutfchen Zerritorialjtaatsrechte allerdings nicht 
beipflichten; doch tritt auch hierin nicht eine neue Idee der foges 
nannten Staats fouverainetät hervor, fondern nur eine der möge 
lichen Auffaffungsweifen der Volks ſouverainetät. Der verfchie- 
dene Sinn, weldyen der Verf. mit dem Worte „Staat“ verbins 
det, indem er bald darunter blos den Landesherrn, bald die Ge— 
ſammthkit der Staatsangehörigen, bald endlich das Volf im Ge⸗ 
genſatz zum Regenten begreift, ijt bereits in einer Heinen Schrift: 
Wahrheit und Irrthum in der Maurenbrecher’fchen 
Schrift: die deutſchen regierenden Fürften ıc. (von. Nebelthau), 
(Kaffel, bei Appel) S. 22 f. | | 
erügt worden. Indeſſen möchte ebenfowenig der Ießtern beizutreten 
—* wenn eine, dem Regenten gegenüber geftelte juriftifche ‘Berfön- 
lichkeit des Volks (S. 23), felbit in Staaten mit Repräfentativ- 
Verfaſſung geläugnet wird, welche Berfaffung fich rechtlich nur begrei= 
fen läßt, wenn Volf und Regierung theils im Gegenfage, theils aber 
aud) wieder in einer Einheit, die ja eine Bee vorausfegt, mit 
andern Worten, wenn mit Maurenbrecher ©. 174 angenommen 
wird: daß Volk und Fürft um des Staats und der Staat um Bei: 
der willen da fei. 


Eine gute Bearbeitung des Particularftaatsrehts enthält: 
Hr. Milhanfer, das Staatsrecht des Königreichs Sachfen, 
mit Einfchluß des Privatfürſtenrechts und der völferrechtlichen 
Berhältniffe ſyſtematiſch dargeftellt, 1. Band, Leipzig, bei 
Tauchnitz, jun. 


Ueber die Aufgabe, welche die Wiffenfchaft des pofitiven Staate- 


rechts zu löſen hat, fpricht fich Der Verf. in der Vorrede fehr richtig 
Zeitfchrift f. d. deutſche Recht. 2. Bo. 2. 15 
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aus, und die ſachgemaͤße Behandlung der in dem vorliegenden Bande 
enthaltenen Lehren beweift, daß er derfelben gewachlen fei. 

Hierbei erlauben wir uns noch aufmerkffam zu machen auf 2, 
Snell, Handbuch, des ſchweizeriſchen Staatsrehts, Zürich, 
bei Drel und Füßli. 

Das Kirchenrecht haben wir nur in fo weit in die Rich- 
tung diefer Zeitichrift aufgenommen, ald es mit Inftituten Des 
Privat: oder Staatsrehts zufammenhängt. In diefen beiderlei Be— 
ziehungen verdient hier Beachtung der kirchliche Streit, welcher 
fih) von der Diöcefe Eöln aus dem Erzbisthum in Pofen und ſo— 
fort mehr oder weniger anderen, bis dahin ruhigen Theilen Deutfch- 
lands mitgetheilt hat, Die Hauptpunfte des Streits find: 1) die 
Stellung der katholiſchen Geiftlihen Hinfichtlih Der gemifchten 
Ehen; 2) das Berfahren der föniglichen preußifchen Regierung, 

egenüber den beiden Erzbifchöfen zu Cöln und Poſen. Beide 
Sencn find zunächſt kirchenſtaatsrechtlich; Die erftere berührt zu= 
gleih ein privatrechtliches Inftitut, die Ehe. Nebenbei haben fich 
auch noch andere Kontroverfen, namentlich über die Stellung des 
Papſtthums, gegenüber dem Königthum; über die Freiheiten der 
fatholiichen Kirche gegenüber Nom; über die Gegenſätze des 
Katholicismus und "PBroteftantismus u. f. w. eingemifcht. Die 
Parteien find auf der einen Seite zwei betagte Prälaten, in Ber: 
bindung mit dem zu Rom refidirenden Oberhaupte der Fatholifchen 
Kirche und einer Anzahl von Klerifern und Laien, welche die be- 
ftehenden bürgerlichen Geſetze, beziehungsweife die Autonomie der 
Privaten hinjichtlicdy der Erziehungsreligion der in gemifchter Che 
erzeugten Kinder nicht anerkennen wollen, auf der andern Seite 
die Fönigliche Regierung in Preußen, beziehungsweife alle an 
deren weltlichen Regierungen, weldye jene Geſetze wider Die 
neuere kirchliche Discıplin aufrecht zu erhalten gefonnen und ver: 
pflichtet find. 

Die Litteratur, weldye über diefen Streit binnen furzer Zeit 
angewachfen, ift fo groß, daß wir wegen Mangel an Raum die- 
felbe auch nicht einmal überfichtlich zu geben vermögen. Wir ver: 
weifen daher auf die ſehr vollftändigen &ollectiv » Anzeigen (von 
Richter) in dem Repertorium der gefammten deutfchen Litteratur 
von Gersdorf, welche nicht weniger ald 140 größere und flei- 
nere, theils Firchenrechtliche, theils Firchenpolitifche und De 
Schriften begreifen, nämlicd, Bd. XV, Nr. 389 — 409, Bd. XVI, 
Nr. 377 — 9%, Bd. XV, Nr. 1154 — 93 u. Nr, 1463 — 88, 
Bd. XXL, Nr. 1079 — 1110, Auszuzeichnen find hierunter fol- 
gende zwei Abhandlungen: 

Die cölnifhe Sache betrachtet vom Standpunft des all: 

an Rechts, 2. Auflage von C. v. Rotted (Speier, 

andau und Grünftadt, bei Neidhardt). 

Der gegenwärtige Grenzftreit zwifchen Staats- und 
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Kirchengewalt von einem norddeutſchen Publiciſten. Halle, 

bei Schwetfchfe und Sohn. | Ä 
Beide Schriften rühren von angefehbenen Männern ber, jene von 
einem als geiftteihen Hiftorifer und freifinnigen Denker befaunten 
Publiciften, Diefe, wie wir hören, von einem’ hochgefchätten Kir: 
chen⸗ und Staatsrechtslehrer zu Berlin (Heffter). Auch, darin kön⸗ 
nen wir Feine wefentliche Verſchiedenheit erbliden, daß der Eine 
als Katholif, der Andere ald Proteftant, der Eine als Publicift 
des Südens, der Andere als „norddeutſcher Publicift‘’ urtheiltz 
denn es hat ſich in diefer Sache hinreichend herausgeftellt, Daß 
Katholiten (Dank fei es dem Siege der Reformation!) ebenfo un⸗ 
abhängig in Kirchenfachen urtheilen können, wie Proteſtanten; 
und ifihen Norden und Süden follte, wenn von Geiſtesrichtun⸗ 
gen die Rede ift, überhaupt nicht fo unterfchieden werben, wie 
neuerdings gefchehen ift. Dagegen bilden die Rotteck'ſche und Heff⸗ 
ter'ſche Schrift allerdings in anderer Hinficht Gegenſätze. Wäh- 
rend die erftere für die durch den „Staatsabſolutismus““ angeb- 
lich bedrohte Freiheit der Fatholifchen Kirche-und der Kirchen über⸗ 
- haupt in die Schranfen tritt, wird in der letzteren der Staatöge: 
walt in dem ihr neuerdings erklärten Kriege das Wort gefprochen. 
Während Rotteck nur in furzen Umtiffen eine feinen befannten po» 
litiſchen und Firchlichen Anfichten zufagende Stellung zu gewinnen 
ſucht (wie unfiher und gezwungen ift nur die ©. 22 f, verfuchte 
Auslegung des von dem cölner Erzbifchofe gegebenen WBerfpre: . 
cheus?), werden in der Heffter’fchen viel unfanenberen Abhand- 
dung ‚die Thatſachen des Kampfes und die rechtlicher Gefichts- 
punfte mit der dem Verf. eigenen, juriftifchen Sicherheit und ob- 
jectiven Haltung geprüft: Was die Sacdje felbft betrifft, fo find 
die Verfaſſer beider Schriften darin einig, daß die Stellung der 
fatholifchen und proteftantifchen Gonfeflion zu einander und zum 
Staate nit nad) hierarchifchen, fondern nad) paritätifchen Grund: 
fäßen zu beurtheilen fei. Auch wird fchließlicd die Unparteilichkeit 
auf beiden Seiten dadurch gewahrt, daß, während Rotted feine auf 
Reinigung und Beredlung des Katholicismus gerichteten 
Wünſche unverholen ausfpricht (Nr, IV), andererfeitS der „nord⸗ 
deutfche Publictft’’ mit ermahnenden Worten an die evangeli- 
ſche Kirche jchließt. Daß der Grund des Streites auch nuf theil: 
weife da zu fuchen fei, wo Heffter a. E. glaubt: in einer minder 
ſittlich ſtrengen Anſicht (2) von der Ehe, namentlich in der Leich- 
tigfeit der Eheſcheidungen auf Seite der Proteftanten, und daß 
deshalb Durch ftrengere gefegliche Maßregeln in dieſer Beziehung 
‚eine Annäherung zwifchen beiden Parteien könne bewirkt werben, 
müffen wir durchaus bezweifeln,‘ da ja die Bedenken auf Fatholis 
ſcher Seite nicht über die Zuläffigfeit oder Räthlichfeit der gemifch- 
ten Ehe als folder, fondern über die Erziehungsreligion der Kin- 
der erhoben worden, und auch der ftrengfte Fatholifche Geiftliche 

| 15 * 
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feinen Anſtand nimmt, die durch die Confeffion getrennten Gatten 
einzufegnen, wenn nur die Nachkommen der ‚‚allgemeinen’’ Kirche 
zugeführt werden. Dagegen find wir mit Rotted vollfommen darin 
einverftanden , Daß weder durch eine Fünftliche Aufredhthaltung des 
status gu nody durch ein Detail von Staatsgefegen die vorhau⸗ 
denen Uebel gründlich au heilen find, fonbern einzig und allein 
durch eime, vom Innern der Gemeinden ausgehende Verbeflerung. 
Wie die von ihm Dale Miederherftellung der Alteften Kir- 
chenverfafſung mittelft einzuberufenvder Provinzial: und National- 
fonoden, wozu auc, Laien beigegogen würden, bewerfitelligt werden 
jolle, dazu fcheint freilich, abgejehen davon, daß dieß ohne Iren: 
nung von Rom gar nicht ausführbar wäre, der eben jet vorlie- 
gende Streit Feine günftige Ausficht zu eröffnen, wobei die Abhän- 
gigfeit der Fatholifchen Kirche von päpftlichen Decretalen mehr als je 
jich ausgefprochen hat. Indeſſen ift es in hohem Grade beadhtens- 
werth, wie nicht blos in der proteftantifchen, jondern aud) in der 
fatholifchen Kirche immer wieder der Wunſch nad) einer Vertretung 
der Gemeinde gegenüber der Kirchengewalt laut wird, und wie 
nun gerade von den oben genannten beiden Verfaflern jeder für Die 

Kirche feiner Confeſſion eine uschriftliche Synodalverfaflung in Ans 
ſpruch nimmt, wodurch Firchliches Leben und kirchliche Gemeinfchaft 
befördert und wodurch es möglich würde, wahre Bortfchritte in ber 
chriſtlichen Erfenntniß der Kirche ſelbſt anzueignen. 

Den mündner „hiſtoriſch-politiſchen Blättgen für 
das Tatholifche Deutſchland“ von Phillips und Goͤrres (big 
jebt 4 Bände), welche den cölner Streit. für römiſche Zwecke guszu⸗ 
beuten trachten, haben ſich „deutſche Blätter für Proteftanten 
und Katholifen’’ (Heidelberg, bei Winter, bis jetzt 3 Hefte) entge- 
gengeftellt, welche die Lehre von dem Verhältniffe der Kirche zum 
Staate, „durch deren Entftellung und Verfälfchung die neuen Je⸗ 
fuiten und ihre dienftbaren Geifter ven Sinn des Fatholifchen Volks 
zu täufchen und die beftehende Ordnung zu verwirren trachten,“ zu 
beleuchten und die wahren Urfachen und Folgen der Reformation 
gegen die Verfälfchungen und Verkleinerungen von der andern Seite 
zu behaupten fuchen. 

Eine andere Art von Streit hat fich innerhalb der proteftan- 
tischen Kirche erhoben, betreffend. Die Hinweiſung des geiftlichen 
Lehramts auf die fombolifchen Schriften. Beranlaffung dazu war 
ein Refeript des herzogl. » altenburger Confiftoriums vom 13. Nov. 
1838, worin Geiftliche und Lehrer ermahnt werben, die dem Ehri- 
ftenthum eigenthümlichen pofitiven Lehren vom Bater, Sohn und 
Geift, von Jeſu göttlicher Natur und Wirffamfeit u. |. w. mit 
Nachdruck innerhalb ihrer Gemeinden zu lehren. Der öffentlihe Tas 
del, den diefe Aufforderung in Verbindung mit der gleichzeitig gegen 
einzelne Lehrer ausgefprochenen Rüge auf mehreren Seiten fand, 
gab dem altenburgifchen Conſiſtorium Beranlaffung, Bedenken der 
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theologiſchen Facultaͤten zu Jena, und der Univerfitäten Berlin, 
Göttingen und Heidelberg einzuholen, welche nebſt einleitender ge⸗ 
ſchichtlicher Darftellung und Actenſtücken gedruckt worden find (Al⸗ 
tenburg, 1839). Die geſtellte Hauptfrage: Trifft das Conſiſtorial⸗ 
reſcript mit Recht der Tadel, daß es dem Gewiſſen der Landesgeiſt⸗ 
lichen zu nahe trete? wird einſtimmig verneint. Zu demſelben Re⸗ 
ſultate gelangt folgende Schrift eines unſerer erſten Kanoniſten, 
welche ganz den juriſtiſchen Standpunkt fefthält: 

Das Kirchenregiment und die Symbole, rechtliches Gutachten 

über das von dem herzoglichen Conſiſtorio zu. Altenburg an bie 

Ephorte Ronneburg erlaffene Refeript vom 13, Novbr. 1838, 

von A. L. Richter Leipzig, bei Tauchnis, jun. 
Auch hier wird Die Tendenz des Conftftoriums als eine dem Pflich- 
tenfreife und der Stellung dieſes Collegiums angemefjene erachtet, 
aber die Fortentwicklung der Lehre aus der Schrift in dem Bemwußt- 
Y der Gemeinde anerfannt und gefordert. Durch welche Organe 
ich dieſes Bewußtfein ausfprechen fol, ift freilicy bei der evangeli⸗ 
ſchen Kirche eine fo verwidelte Frage, wie bei der Fatholifchen, und 
wie bier die angefprochene Einheit, fo frheint dort die äußere Ge- 
theiltheit der Kircye der Verwirklihung der Synoden im Wege zu 
ſtehen. Für die Einführung einer freien Synodalverfaffung unter 
MWiederherftellung des geiftlichen bifchöflichen Aınts hat fich in neue- _ 
fter Zeit auch ausgeſprochen 

Haſe, die deutſche Kirche und der Staat. Leipzig, 1839. 

ir Schließen unfern Bericht und damit den erften Jahrgang 
diefer Zeitfchrift mit dem ernften Wunfche, daß der Zwifpalt in 


Kirrche und Staat, in der Wiſſenſchaft und im Leben nicht endigen 


möge mit der Zerftörung von Treue und Glauben, mit dem Unter⸗ 
gange des Volksſinnes und mit dem Verzicht auf die Aufflärung des 
vorigen Jahrhunderts, fondern daß deutſches Recht und deutfche 
Wiffenfchaft, deutfhe Ehre und Treue blühen und gedeihen im ge: 
meinfamen Vaterlande, 


Drud von Breitlopf und Härtel in Leipzig. 





Verzeichniß der Herren Mitarbeiter: 


Herr Hofrath, Profeffor Albredt, jest in Leipzig. 


way uva ve ya ya mn ho ae MWS 
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Profeſſor Befeler in Roſtock. 
Staatsrath, Profeſſor Blun ef chli in Strich. 
Abvocat Bopp in Darmftadt. 
Dr. Bradenhoeft in Heidelberg. 
Hofrath, Profefior von Bunge in Dorpat. 
Profeffor Deiters in Bonn. 

⸗ Dieck in Halle. 
Univerſitaͤtsſyndicus Dr. Dunder in Marburg. 
Etatsrath, Profeffor Falck in Kiel. 
Profefior Fe uer bach in Erlangen. 
DObergerichtspräfident Fins ler in Zürich, 
Peoienes = : upp in Breslau. 

Goͤſchen in Berlin. . 
Hofrath „Profeſſor I. Grimm, jettt in Gaffe. i 
Seen Revifionsrath, Profeffor Heffter in Berlin. 
ifterialrath Hufnagel in Stuttgart, 

* effor Jor dan in Marburg. 
Appellationsgerihtsratb Kori in Dresben. 
Profeffor Kraut in Göttingen. * 

⸗ von Lancizelle in Berlin, 

s\ FA, Ash in Halle, . 

⸗ Freiherr von Low in Büridh. 

⸗ Maurenbrecher in Bonn. 
Reichs- und Staatsrat) von Maurer in Muͤnchen. 
Vrofeſſor Myer in Tuͤbingen. 

Michaelis in Tübingen. n 

s Mihelfen in Kiel. 
Geheimerrath, Profeffor Mittermai er in Heibelberg. 
Drofeffor von Mohl in Zübingen, 
Oberappellationsgerichterath Ortloff in Jena. 


Profeſſor Paulſen in Kiel. 


Geheimer Juſtizrath, one Pernice in Halle. 
Profeſſor Perthes in Bonn. 

⸗ Phillips in Muͤnchen. 
Landrichter Puchta in Erlangen. 
Profeſſor Rheinwald in Bern. 

ihter in Marburg. 

Zreiherr vn Richthofen in Goͤttingen. 
Profeſſor Roͤſtell in Berlin. 
—— Bert ident Runde in Oldenlurg. 
Obertribunalrath Scheurlen in Stuttgart, 
Veoſeſſor R. Schmid in Bern, 

Schweidart in Königeberg.® 
Kppellationsgerichtsrath Stieglig in Dresden, 
Profeffor — HU in Göttingen. 

Toͤnſen in Kiel. 
Kppaationgerihterae Zreitfchke in Dresden. 
Kanzler von Wächter in Zübingen. 
Sofkarh, Profeflor ri arnkoͤnig in Freiburg. 
Profeffor Weiske in Leipzig. 


‚ Oberlandesgerichterath Wigand in Weglar, 


Profeffor Witte in Halle, 

⸗ von Woringen in Berlin. 
Oberjuſtizrath Zirk ler in Tuͤbingen. 
Profeſſor Zoͤpfl in Heidelberg. 





4p IP. I. 


2, W. 
3 


— 
—22 
sp BB. 


Inhalt 
des 
erſten Jahrgangs der 
„Zeitſchrift für DdDeutfches Necht 


und 


deutſche Nechtswiſſenſchaft.“ 


Bd. 1. Heft LUeber ben Zweck dieſer Zeitſchrift. Von Reyfher. 2 ueber 


das Daſein und die Natur des deutſchen Rechts. Von Reyſcher. — 


2 Ueber das Alter bes Sachſenſpiegels. Bon I. Weiske. —Mritiſche 


uUnterſuchungen über bie Gewere bes deutſchen Rechts. Von E. Th. 
Gaupp. — Wer haftet für die Abfindungen der Geſchwiſter, die der 
ben Hof übergebende Bauer zu berichtigen übernahm? Wann Tönnen 
fie eingellagt werden? Bon 3. Scholz IT. —Glieber das in ber 
Berner Stadtbibliothek befindliche Manufcript des franzöſiſchen Schwa= 
benfpiegeld. Ron Freiherrn v. Löw, 


7. * 67 1. Bd. 2. Heft Das Pfändungsredht. Bon Wilda, — uUeber bie germa⸗ 


I. IH 


nifche Bürgfchaft mit Berücfichtigung des jütifchen Low. Won G. x; 
Müller, 


ep ⸗ II. Bd. 1. Heft: 4 Hannöverſche Verfaſſungsfragen beantwortet von Ney⸗ 


8. MT. 


fher. I Sind die fländifchen Rechte neu ober alt? II. Sind bie 
Domainen Staats= oder Privat Eigenfyum? II. Inwiefern ift der 
Nachfolger in ber Regierung aus den Handlungen feinee Vorfahren 
verbunden? IV. Wie weit geht die Pflicht des Gehorſams, beziehungs- 
weile des Rechts ded Widerflandes gegen die Staatögewalt? V. Kann 
eine Abminiftratiobehörbe wegen verfaffungss oder gefegwidriger Hand⸗ 
lungen gerichtlich in Anfprudy genommen werden? —Z Ueber dad domi- 
nium directum und utile. Won Dr. Ludwig Dunder. 


1. Bd. 2, Heft 3 Die Berforgung der Wittwen und Kinder bei ftanbedwibri- 
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gen Ehen des deutſchen hohen Adels. Vom Geheimen Oberreviſions⸗ 
rath Dr. Heffter. ueber den Quaſibeſitz der auf Grund und Bo- 
den rabicirten eigenthuͤmlich deutſchen Rechte, und den poſſeſſoriſchen 
Schuß derſelben. Bon Dr. Ludwig Dunder. -f'Bur Lehre von letzt⸗ 
willigen Verfügungen bei ehelicher Gütergemeinfchaft. (Auf Grundlage 
eines praktiſchen Rechtöfalles,) Von Dr. P. Er, Deiters, -Ö Die Lehre 
von dem Spiel, aus dem beutjchen Rechte neu begründet. Bon Wil da. — 


Aueberſicht Über bie beutfch = rechtliche eitteratur: vom Jahre 1839. Von 


Reyſcher. 





| Bei Julius Helbig in Altenburg it fo eben fertig geworben: 
Hitzig's Unnalen 
der deutfchen und ‚ausländifchen 


Criminalrechtspflege. 


Fortgeſetzt 
voNn- 
W. 2. Demme und Klunge. 
- Jahrgang 1840. 1. Heft, Januar. 
| (X. Band, 1. Heft.) 
gr. 8, broſch. Preis für 12 Hefte 8 Thaler. 


„Die feit dem Jahre 1828 von dem ald Staatsmann, Rechtgelehrten 
u. ſ. w. gleich ausgezeichneten königl. preuß. Criminal» Director Dr. Hitzig 
in Berlin gegründeten und feit dem Jahre 1836 in Altenburg fortgefegten 
Annalen der Griminalrechtöpflege haben, fo weit als beutfche Wiffenfchaft 
reicht, einen zu großen Ruf, ale daß Etwas hinzuzufügen wäre; nur fo viel 
fei mir erlaubt zu bemerken, daß. die jegigen Herren Herausgeber bie einge- 
ſchlagene Bahn verfolgen werben, indem fie, durch Mithilfe ber früheren aus⸗ 
gezeichnetften Mitarbeiter fortwährend unterflüßt, ben alten bewährten Ruf 
dieſer gefeierten Zeitfehrift zu erhalten ſtreben. , 


Die erften 8 Bände find noch für den Preis von 18 Thir. preuß. 
Courant zu haben. 





Bei Otto Wigand, Buchhändler in Leipzig, find fo eben erfchienen : 


Die Trennung 


ber 


Juſtiz und Adminiftration. 
Beitrag zur Elaatsphiloſophie 


und zum 
poſitiven deutſchen Staatsrechte. 
gr. 8. 1840. Broſchirt 2 Thlr. 
Inhalt: 
I. 


Die Trennung der Zuftiz und Abminiftration aus dem 
sbilofopbifchen Standpunkte. 
Prolegomena. $. 1. Ä 
1) m Princip der Trennung ber J. und %. ift feinem Urfprunge nach ein 





ales. 8. 2. 
2) ne praktiſche Bedeutung bed Princips ber Trennung der 3. und 
3) Enger und weiter Begriff von Adminiſtration. $. 4. ä 

R Begriffsmäßiger Unterjchied zwifchen 3. und A. $. 5. 

5) Ideal ber Juſtiz. $. 6. — 

6) Entwickelung bes Begriffs Juſtizſache aus dem Begriffe eines Rechtes. 8. 7. 

7) So oft der Staat, als folcher (als politifches Welen), Einzelnen oder ein= 

Be ie gesenüberftcht, fann von „Rechten“ berjelben nicht die 
ede fein. $. 8. 

R Die ſogen. natürlichen Rechte beftehen im Pofitiven nicht als Rechte. $. 9. 

9) Der Grundfag der Trennung ber 3. und A. nöthigt an fich ſchon zu ber 
Annahme, daß das pofitive Recht Deutichlands die auf bie Verfaflung und 
Regierung bes Staates fich beziehenden Anſprüche ber Unterthanen nicht 
als ‚Rechte‘ anerkennt. $. 10. 

10) Die Anwendung des Grundfages der bürgerlichen Freiheit und Gleichheit 
in den Verhältniffen ber Einzelnen zum Staate, als folchem, kommt der 
Abminiftration zu. 8. 11, ö 

11) Der Beariff Juſtiz ift nicht auf das Urtheilsfällen zu beſchränken. 8. 12. 

12) Die höchſten Principien für die Wirkjamkeit der Staatögewalt. $. 13. 

13) Der Grundfag der Trennung ber 3. und X. führt an fich fhon zu dem . 
Refultate: daß die Adminiftration nad) andern Principien die auf das 
öffentliche Recht bezüglichen. Irrungen zu erledigen bat, ald nach welchen 
bie Juſtiz wirkſam zu fein bat. 8. 14. 

14) Die Hauptkriterien zwiſchen Juſtiz und Adminiſtration. $. 15. 

15) Vom NRichtereide. 8. 16. 

16) Wann ift eine flreitige Verwaltungsſache (fogen. Adminiftrativjuftizfache) 
vorhanden? $. 17. 

AT) Competenzconflicte. $. 18., 


1. 


Die Trennung der Juſtiz und Adminiffeation aus dem 
Gefichtspuntte des deutfehen Territorial: 
Staatsrechts. 


Prolegomena. $. 19. 


A. Ueber das Princip der Trennung von J. und N. 
überhaupt. 


1) Praftifche Bedeutung diefes — $. 20. 
Hiſtoriſche Grenze zwiſchen J. und A. $. 21. 
3) Können der —5 oder das Weſen und die Grenzen der vollziehenden 
Gewalt, insbeſondere der richterlichen, als Grundlagen für Beantwortung 
der Frage: was iſt J.⸗ und was iſt A.⸗Sache, dienen? $. 22. 


B. Ueber die Durchführung des Princips der Trennung der 
5%. and U. im pofitiven Nechte. 


Bas ift 3.= und was ift A.⸗Sache nad) allgemeinem a 
1) Im Allgemeinen. 
a) Begrifföbeflimmung von J.⸗ und A.⸗Sache. $. 2 
b) Die deutſchen Staatögefege als Quellen für bie Beäriffebeftimmung 
von I. und A.⸗Sache. $. 24. 
2) Im Einzelnen. $. 25. 


©. Berbältnig der Juſtizgewalt zu ben übrigen Staates 
gewalten. 


1) Zur gefeßgebenden Gewalt. ü 
a) Im Allgemeinen. $. 26. 
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Portifcher Hausſchatz 
des deutſchen Volkes. 
Vollſtaͤndigſte Sammlung deutſcher Gedichte | 


nach den Sattungen geordnet, ° 





begleitet von einer Einleitung, 
Die Gefeße der Dichtkunft im Allgemeinen, 
ſo wie der einzelnen Abtheilungen insbeſondere enthaltend, 
nebſt einer kurzen Ueberſicht 


ihrer Bildungsgefchichte feit den frühelten 3eiten ihres 
Ericheinens in Deutichland bis auf unfere Tage 


und biographifchen Angaben über die Dichter, aus deren Werfen 
Poeſieen gewählt wurden. 


Ein Buch für Schule und Haus. 
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Gr. 8. Auf feinem Velinpapierz in Doppelcolonnen; 
über 2000 Colonnen ſtark und in Umſchlag. Broſch. Pränume— 
rationspreis 2 Thlr. Ladenpreis 2 Thlr. 16 Gr. 
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